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letzte Frühjahrsoffensive. Kampfbegeisterung iranischer Soldaten habe deutlich 
nachgelassen. Als wahrscheinlichen Ze itpunkt nannte Masri auf BM-Frage 
Januar/Februar, evtl. könnten Kampfhandlungen aber auch bereits im Dezem-
ber beginnen. 
Masris Frage, was Teheran wohl am meisten beeindrucken könne, beantwortete 
BM mit Hinweis auf in SR erreichte Ei nigung der Fünf, die unter allen Um-
ständen erhalten werden müsse. Entsprechende US-Bemühungen gegenüber 
SU sollten daher unterstüt zt werden. BM und Masri stimmten darin überein, 
daß SU sich bislang konstruktiv zeige. 
Besonders besorgt zeigte sich Masri über Gefahr einer iranischen Kurzschluß-
reaktion gegen US im Golf, insbesondere im Verlauf der gegenwärtigen Be-
mühungen zur Implementierung von SRR 598, da dies mit Stärkung der IRK-
Position einhergehe. BM drückte Hoffnung  aus, daß IRN seine bisher gezeigte 
Vorsicht beibehalte. Masri verwies schließlich noch auf Schwächung Irans durch 
zunehmende Schwierigkeiten beim Verkauf seines Öls. 
6) BM machte deutlich, daß arabische Zwistigkeiten bestimmte Leute ermuntert 
hätten 30 (zu politischen Abenteuern). Auf AL-Gipfel wiedergewonnene Geschlos-
senheit habe besonders in Pe king Eindruck hinterlassen. 
Masri unterstrich daraufhin nochmals die ruhige, ausgeglichene Atmosphäre, 
die während des gesamten AL-Gipfels geherrscht habe. Selbst Jalloud habe 
sich entgegen allen Erwartungen ruhig und beherrscht gezeigt. Auf BM-Frage 
meinte Masri, daß Jalloud durch die besonnene Gesprächsleitung von König 
Hussein und durch das Verhalten der anderen Teilnehmer beeindruckt war 
und von daher nicht aus der Rolle fallen wollte. Lediglich bei der Erörterung der 
AGY-Frage habe Jalloud deutliche Kritik  geäußert und mit Iran-Unter stützung 
gedroht. Saddam Hussein habe daraufhin sehr ruhig darauf hingewiesen, daß 
Libyen mit Tschad-Konflikt 31 ebenfalls schwachen Punkt habe. Würde Irak 
Tschad unterstützen, könne Libyen sehr schnell zwei Drittel seines Territoriums 
abschreiben. Daraufhin habe Jalloud zurückgesteckt. 
7) Gespräch wandte sich dann arabisch-israelischem Konflikt zu. BM teilte 
Masris Auffassung, daß dies z.  Zt. keine „heiße Frage“ sei, und drückte Hoffnung 
aus, daß AL-Gipfel positive Auswirkungen auch für diese Frage zeigen werde. 
Masri  unterstrich  nachdrücklich,  daß arabische Seite Prinzip der friedlichen Kon-
fliktlösung unterstütze, aber andere Seite, nämlich Israel und USA, noch nicht 
hierfür bereit sei. Assad stimme mit jordanischem Vorgehen, wie AL-Gipfel un-
terstützt 32, vielleicht nicht voll überein, er habe sich aber nicht dagegen gewandt. 
SRR 24233 bilde  Grundlage  für  jordanische  Haltung.  Dies heiße israelischer  Rück-
zug aus den besetzten Gebieten. Frage der palästinensischen Selbstbestimmung 
 
30 Korrigiert aus: „habe“. 
31 Zum Tschad-Konflikt vgl. Dok. 63, Anm. 11.  

Am 8. August 1987 wurde die Stadt Aouzou durch Regierungsstreitkräfte des Tschad erobert. Die 
Regierung des Tschad gab am 10. September 1987 be kannt, den am Vortag vom OAU-Vorsitzenden 
Kaunda geforderten Waffenstillstand gegenüber Libyen ab 11. September 1987 einzuhalten. Vgl. 
dazu EUROPA-ARCHIV  1987, Z 165 und Z 181. 

32 So in der Vorlage. 
33 Für den Wortlaut der Resolution Nr. 242 des VN-Sicherheitsrats vom 22. November 1967 vgl. U NITED 

NATIONS RESOLUTIONS , Serie II, Bd. VI, S. 42  f. Für den deutschen Wortlaut vgl. E UROPA-ARCHIV  
1969, D 578 f. 
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stelle sich, wenn Souveränität wiederhergestellt ist, nicht vorher, PLO-Termino-
logie stehe dem entgegen. 
8) PLO-Haltung sei für Jordanien nicht akzeptabel. Verknüpfung der Forderung 
nach Selbstbestimmung mit PLO-Alleinvertretungsanspruch und Forderung 
nach unabhängigem palästinensischen Staat werde so Entscheidung Israels 
überlassen. Nach jordanischer Auffassung sind diese Fragen nach einer Rege-
lung mit Israel zu klären. Deshalb stimme Jordanien einer unabhängigen 
PLO-Delegation bei IFK und dort erhobener Forderung nach unabhängigem 
palästinensischen Staat nicht zu. 
BM-Frage, ob Arafat letztlich bestimmter Haltung zugestimmt habe, beantwor-
tete Masri ausweichend. Arafat sei mit der Befürchtung angereist, daß Jordanien 
ihn bei der Konferenz kaltstellen wolle. Anstatt von PM34 wollte er bei Ankunft 
von König begrüßt werden, dieses Privileg hätten jedoch nur Staatsoberhäupter 
gehabt (auch nicht saudischer Kronprinz). Daraufhin haben Arafat und PLO 
Abendessen-Empfang des Königs boykottiert. Durch Vermittlung von Marwan 
Qasem, Chef des Königlichen Hofes, sei es am folgenden Tage dann zu Ge-
spräch Arafats mit König gekommen. Beide seien anschließend gemeinsam in 
AL-Plenarsitzung gegangen. Diese demonstrative Geste des Königs habe zur 
Entspannung beigetragen. Arafat habe Jordanien-Aufenthalt über Konferenz-
ende hinaus verlängert und weiteres Gespräch mit König geführt. Masri legte 
Wert auf Feststellung, daß Jordanien gegenüber PLO gesprächsbereit sei und 
PLO-jordanisches Verhältnis nicht mit bisherigem Zwist zwischen Assad und 
Saddam Hussein verglichen werden dürfe. 
BM fragte sodann nach Arafats Stellung innerhalb PLO. Seit AL-Konferenz von 
Fes, 198235, sei Arafats Position geschwächt. Zusätzlich müsse er nun, so Masri, 
auch auf die drei seit Algier36 mit PLO verbundenen radikalen Gruppierungen 
Rücksicht nehmen. Masri sieht, so auf entsprechende BM-Frage, Stellung 
Arafats sowohl nach innen als auch gegenüber arabischen Regierungen als 
geschwächt an. Entscheidendes Problem für PLO sei, daß sie Einfluß in allen 
Frontstaaten (Jordanien, Syrien, Libanon, Ägypten) verloren habe. Dennoch sei 
PLO nach wie vor ernst zu nehmendes Symbol palästinensischer Identität. 
9) BM fragte nach Erwartungen hinsichtlich Israels. Masri erwiderte, über USA 
Verbindung zu halten und von AGY mit zusätzlichen Informationen insbeson-
dere über „Peres’ dreams for the future“ versorgt zu werden. Shamirs Haltung 
sei unverändert. (BM: Er kann sich nicht ändern.) USA wollten dies nicht zur 
Kenntnis nehmen. König habe US-AM Shultz in London (Oktober37) bei drei 
Begegnungen vergeblich darauf hingewiesen.38 Peres könne Bild nicht ändern. 
Dem stimmte BM zu unter Hinweis darauf, daß er im Sommer noch etwas opti-
mistischer war. Masri äußerte Vermutung, USA neigten mehr zu Shamirs Hal-

 
34 Zaid al-Rifai. 
35 Auf der Gipfelkonferenz der Mitgliedstaaten der Arabischen Liga vom 6. bis 9. September 1982 in 

Fes einigten sich die Teilnehmer auf acht Prinzipien für einen Frieden im Nahen Osten („Fes-Plan“). 
Für den Wortlaut vgl. EUROPA-ARCHIV 1982, D 567. 

36 Zur Tagung des Palästinensischen Nationalrats vom 20. bis 25. April 1987 vgl. Dok. 199, Anm. 5. 
37 Korrigiert aus: „September“. 
38 Der amerikanische Außenminister Shultz hielt sich am 19./20. Oktober 1987 in Großbritannien auf, 

wo er mit König Hussein zusammentraf. 
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tung und würden Peres keinerlei Hilfestellung geben. Ohne neue Anstöße (die 
über die bisherigen US-Ansätze, Lebensbedingungen für Bevölkerung in be-
setzten Gebieten zu verbessern, hinaus gingen) sei Bewegung vorerst nicht zu 
erwarten. 

[gez.] Bartels 
Referat 310, Bd. 149620 
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Botschafter Ellerkmann, Bagdad, an das Auswärtige Amt 

Fernschreiben Nr. 908 Aufgabe: 21. November 1987, 12.00 Uhr1 
Citissime nachts Ankunft: 21. November 1987, 12.34 Uhr 

Betr.: Besuch Bundesministers in Bagdad am 18./19.11.19872 

1) Besuch Bundesministers brachte angestrebtes politisches Ergebnis: 
– Neubeginn guter deutsch-irakischer Beziehungen, 
– klares Verständnis irakischer Seite über unsere Position zu Resolution 5983 

und Beendigung des Krieges4, 
– Freilassung des zu 20 Jahren verurteilten Jacob Petross5, 
– eingehender Gedankenaustausch über Amman-Gipfel6. 
In allen Gesprächen, insbesondere mit Präsident Saddam Hussein, machte Bun-
desminister deutsche Position klar, daß wir möglichst baldige Implementierung 
von Resolution 598 wünschen und daß jede Eskalation des Krieges und weitere 
Opfer von Nichtbeteiligten, wie den Tod des deutschen Ingenieurs bei einem 
Angriff auf das iranische Kernkraftwerk bei Bushehr7, vermieden werden sollten. 
Gespräche Bundesministers fanden Unterstützung durch politische Entschei-
dung der Bundesregierung, Irak einen neuen Hermes-Kreditplafond in Höhe von 
300 Mio. DM einzuräumen.8 

 
 1 Das Fernschreiben wurde in zwei Teilen übermittelt. Vgl. Anm. 20.  

Hat Vortragendem Legationsrat Eickhoff am 23. November 1987 vorgelegen. 
 2 Bundesminister Genscher hatte zuvor vom 16. bis 18. November 1987 Saudi-Arabien besucht. Im 

Anschluß an seinen Besuch im Irak reiste Genscher nach Jordanien, wo er sich am 19./20. November 
1987 aufhielt. Vgl. dazu Dok. 322 und Dok. 329. 

 3 Zur Resolution Nr. 598 des VN-Sicherheitsrats vom 20. Juli 1987 vgl. Dok. 221, Anm. 6. 
 4 Zum irakisch-iranischen Krieg vgl. Dok. 296, Anm. 21. 
 5 Zum Haftfall Petross vgl. Dok. 224, Anm. 20. 
 6 Zur außerordentlichen Gipfelkonferenz der Arabischen Liga vom 8. bis 11. November 1987 vgl. 

Dok. 329. 
 7 Durchgängig korrigiert aus: „Bushir“.  

Zum irakischen Angriff auf das iranische Kernkraftwerk Bushehr vgl. Dok. 325 und Dok. 344. 
 8 Vortragender Legationsrat Lutz vermerkte am 4. Dezember 1987: „Im Rahmen der 4. Tagung der 

deutsch-irakischen Wirtschaftskommission ist der irakischen Seite am 18.11.1987 die Eröffnung eines 
300-Mio.-DM-Plafonds in Aussicht gestellt worden, wobei die ersten 100 Mio. DM eröffnet werden 
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Irakisches Bemühen, Besuch erfolgreich zu gestalten, war unverkennbar. Hierfür 
spricht, daß Präsident Saddam Hussein Bundesminister gegenüber die sofortige 
Entlassung von Herrn Petross ankündigte. (Petross wurde noch am gleichen Tage 
freigelassen.) Man sucht unsere politische Unterstützung im Golfkonflikt und ist 
bemüht, die wirtschaftlichen Beziehungen zu intensivieren. Breiten Raum nahm 
auf irakischer Seite die wiederholte Darlegung der Vorgeschichte des irakisch-
iranischen Konfliktes ein. 
2) Wichtigstes Ereignis war einstündiges Gespräch des Bundesministers mit 
Präsident Saddam Hussein. 
Saddam Hussein führte folgendes aus: 
Es gäbe grundsätzliche Fragen, über die man sich verständigen könne und bei 
denen man zu einer gemeinsamen Auffassung kommen könne. Es bestehe ein 
weltweites Interesse an dem Krieg zwischen Iran und Irak. Wenn er von diesem 
Krieg spreche, dann nicht nur als Iraker, sondern für den Irak als Mitglied der 
Völkergemeinschaft. Er wolle nicht auf Einzelheiten des Krieges eingehen. Der 
Bundesminister wisse, daß der Irak am Vorabend des Krieges ehrgeizige Pläne 
zur wirtschaftlichen Entwicklung seines Landes gehabt hätte. Deutsche Firmen 
seien an der Ausführung in umfangreichem Maße beteiligt gewesen. 
Dieses Aufbauprogramm werde trotz des Krieges in reduziertem Umfang fort-
gesetzt. Bei Kriegsausbruch sei seine Partei zwölf Jahre an der Macht gewesen9, 
d. h., sie seien in der Ausübung von politischer Macht nicht unerfahren gewesen 
und hätten gewußt, wie man entscheidende Fehler vermeidet. In dieses politi-
sche Konzept hätte ein Krieg nicht gepaßt. Seine politische Ideologie sei getragen 
von besserem Wohlstand und besserem Leben für den Menschen. Irak habe 
vor Kriegsausbruch nie eine militärische Maßnahme gegen irgend jemanden 
unternommen. Auch während des Krieges nicht gegen Dritte. Der Iran sei da-
gegen bekannt für aggressives Handeln, wie gegen die USA und andere Länder in 
der Region. Für den Irak sei es selbstverständlich gewesen, der UN-Resolution 
vom 28.9.1980 unmittelbar nach Kriegsausbruch zuzustimmen.10 Hätte Irak 
kriegerische Absichten gehabt, dann hätte es die Annahme dieser Resolution ab-
gelehnt. Es sei der Iran gewesen, der die Resolution nicht angenommen habe. 
Wenn Irak nicht mit Beharrlichkeit dem iranischen Aggressor entgegengetreten 
wäre, bestünden heute Gefahren nicht nur für die Region, sondern auch für 
Europa und andere Staaten in der Welt. Manchmal werde der Iran auf inter-
nationalem Parkett sehr sanft behandelt. Vielleicht sei die Motivation hierfür, 
den Krieg zu beenden. Auch der Irak wolle gute nachbarschaftliche Beziehungen 
zu Iran. Es bestehe aber kein Spielraum, wenn es um die Souveränität und die 
Grenzen seines Landes ginge. 
Er schlage dem Bundesminister den privilegierten Ausbau politischer und wirt-
schaftlicher Beziehungen vor. Die Bundesregierung sei früher der wichtigste 

Fortsetzung Fußnote von Seite 1681 
sollen, wenn Irak bis zum Jahresende fällige Zinsrückstände bezahlt hat […]. Realistischerweise 
dürfte zunächst wohl nur mit der Eröffnung des Teilplafonds von 100 Mio. DM zu rechnen sein, da kaum 
zu erwarten ist, daß der Irak bald die Voraussetzungen für die Freigabe der restlichen 200 Mio. DM 
erfüllt.“ Vgl. Referat 422, Bd. 149143. 

 9 Am 17. Juli 1968 übernahm die Baath-Partei die Macht im Irak. 
10 Für den Wortlaut der Resolution Nr. 479 des VN-Sicherheitsrats vom 28. September 1980 zum irakisch-

iranischen Krieg vgl. RESOLUTIONS AND DECISIONS 1980, S. 23. 
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Handelspartner Iraks gewesen. Was die Resolution 598 angehe11, seien sie mit 
der sofortigen Implementierung der Resolution in der vorgegebenen Reihenfolge 
einverstanden. Das irakische Verständnis der Implementierung sei offensichtlich 
richtig, denn 22 arabische Länder hätten auf dem Gipfel in Amman seinem 
Konzept vom Frieden zugestimmt. 
Saddam Hussein schloß seine Ausführungen damit, daß er als Zeichen seiner 
humanitären Einstellung die Freilassung des inhaftierten Petross ankündigte, 
der noch am selben Tage auf freien Fuß gesetzt werden würde. Bezüglich des 
ursprünglich zu Tode verurteilten und sodann zu lebenslänglich begnadigten 
al-Kadhi meinte er, daß eine weitere Begnadigung nach den Gesetzen des Landes 
nicht möglich sei.12 
Der Bundesminister dankte für die Darlegungen. Er befürworte den Ausbau 
guter Beziehungen zwischen beiden Ländern und verwies auf den erfolgreichen 
Abschluß der deutsch-irakischen Wirtschaftsgespräche in Bonn. Bei der Ent-
scheidung, dem Irak einen Hermes-Plafond von 300 Mio. DM einzuräumen, 
handle es sich um eine politische Entscheidung, wie auch sein Besuch politischen 
Charakter habe. Bundesminister dankte auch im Namen des Bundespräsidenten 
für die Begnadigung von Herrn al-Kadhi zu lebenslänglich und drückte Hoffnung 
aus, daß doch noch eine weitere Begnadigung möglich sei. Er dankte sodann 
dem Präsidenten dafür, daß er Freilassung von Herrn Petross angeordnet habe. 
Er kündigte an, daß der Botschafter mit zwei weiteren Fällen humanitärer 
Bedeutung im IAM13 vorsprechen werde.14 Dies seien wichtige Schritte zur Festi-
gung der bilateralen Beziehungen. Der nächste wichtige Schritt sei ein Besuch 
von AM Tariq Aziz, den er in die Bundesrepublik Deutschland eingeladen habe.15 
Auf die Frage des Bundesministers, ob Petross mit ihm in die Bundesrepublik 
zurückreisen könne, erwiderte Saddam Hussein, daß dies aus verfassungs-
rechtlichen Gründen erst in zwei bis drei Tagen möglich sei.16 

 
11 Der Irak nahm die Resolution Nr. 598 des VN-Sicherheitsrats vom 20. Juli 1987 in einer Sondersit-

zung des Parlaments am 22. Juli 1987 an. 
12 Referat 511 notierte am 27. Oktober 1987: „Der eingebürgerte deutsche Staatsangehörige al-Kadhi, 

geb. am 11.11.1941 in Haditha/Irak, wurde am 26. August 1986 im Irak/Flughafen Bagdad verhaftet. 
Das Auswärtige Amt hat in der Folgezeit mehrmals demarchiert und die irakische Seite dringend 
gebeten, die al-Kadhi zu Last gelegten Straftaten darzulegen […]. Am 1. Februar 1987 wurde al-Kadhi 
überraschend durch das irakische Revolutionsgericht wegen Spionage zum Tode verurteilt. Bundes-
minister Genscher hat noch am gleichen Tag ein Gnadengesuch an den irakischen Außenminister 
gerichtet. Der Bundespräsident hat mit Schreiben vom 12. Februar 1987 Präsident Saddam Hussein 
gebeten, das verhängte Todesurteil nicht zu vollstrecken. Ein Gnadengesuch der Ehefrau des Ver-
urteilten wurde an das irakische Präsidialamt weitergeleitet. Bundestagspräsident Jenninger hat 
den Fall al-Kadhi am 2. Juni 1987 gegenüber dem irakischen Parlamentspräsidenten Dr. Hammadi 
angesprochen. Staatspräsident Saddam Hussein hat am 9. Juli 1987 das Todesurteil gegen al-Kadhi 
aufgehoben und in eine lebenslängliche Freiheitsstrafe umgewandelt.“ Vgl. Referat 311, Bd. 139977. 

13 Irakisches Außenministerium. 
14 Botschafter Ellerkmann, Bagdad, informierte am 22. November 1987: „Im Gespräch mit Präsident 

Saddam Hussein brachte Bundesminister, nachdem über Fälle Petross und al-Kadhi gesprochen 
worden war, die noch verbleibenden beiden Haftfälle (Ali Homam Ghazi und Wolfgang Granlund) 
zur Sprache und kündigte an, daß Botschafter wegen dieser Haftfälle im IAM vorsprechen werde.“ 
Vgl. den Drahtbericht Nr. 914; Referat 311, Bd. 139973. 

15 Der irakische Außenminister Aziz besuchte die Bundesrepublik am 29./30. Juni 1988. Vgl. dazu AAPD 
1988. 

16 Botschafter Ellerkmann, Bagdad, teilte am 25. November 1987 mit, daß Jacob Petross am 19. No-
vember freigelassen worden und am 25. November 1987 per Flug in die Bundesrepublik ausgereist 
sei. Vgl. dazu den Drahtbericht Nr. 925; Referat 311, Bd. 139976. 
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Bundesminister führte sodann zu Resolution 598 aus, daß es sich hierbei um 
die bedeutsamste Entscheidung des SR handele. Er, Saddam Hussein, wisse, 
wie schwer es gewesen sei, sie zustande zu bringen. Jetzt sei wichtig, daß die 
Implementierung zügig erfolge und daß von keiner Seite Änderungen am Inhalt 
oder dem Verfahren der Implementierung vorgenommen würden. Ganz ent-
scheidend sei hierbei, daß die beiden Großmächte als ständige Mitglieder des 
SR bei der Implementierung einvernehmlich handelten. Aus diesem Grunde 
käme dem Gipfel am 7.12.1987 in Washington ganz entscheidende Bedeutung 
zu.17 AM Shultz hätte ihm mitgeteilt, daß die Implementierung von Resolution 
598 als wichtiger Punkt des Gipfels zur Sprache käme.18 Nichts wäre gefährlicher 
oder bedauerlicher, als wenn das Momentum bei der Implementierung verloren 
ginge. Sowohl mit den Amerikanern, aber auch mit den Sowjets sei er in Kon-
takt, um die Implementierung vorwärtszubringen. Er glaube, daß die Resolution 
durch den Gipfel in Amman eine Stärkung erfahren habe. Um so wichtiger sei 
es, daß in dieser entscheidenden Situation jede Eskalation vermieden würde. 
Er könne nur empfehlen, sich jetzt auf die Implementierung der Resolution zu 
konzentrieren und sich im übrigen zurückzuhalten. Unser Eintreten für die 
Resolution werde geleitet von dem Wunsche, die Leiden für die betroffenen 
Menschen zu beenden. Die Bundesregierung habe zu beiden Völkern gute Bezie-
hungen. Es käme darauf an, daß der Konflikt sich nicht ausweite. Darüber habe 
er eingehend in Riad gesprochen und auf die Bedeutung eines Kooperations-
abkommens zwischen der EG und den GCC-Staaten19 hingewiesen. 
Wie sehr auch nichtbetroffene Länder Opfer des Krieges würden, zeige der iraki-
sche Angriff auf das Kernkraftwerk bei Bushehr, den er besonders bedauert 
habe, da hierbei ein deutscher Ingenieur zu Tode gekommen sei, dessen Auf-
gabe es gewesen sei, zu kontrollieren, daß die Iraner internationale Sicherheits-
vorschriften einhalten. Unser Engagement in diesem Konflikt werde geprägt von 
den Erfahrungen unserer eigenen Geschichte. Es gebe keine Probleme auf dieser 
Welt, die nicht mit friedlichen Mitteln gelöst werden könnten. Deswegen hofften 
wir, daß die Implementierung von Resolution 598 zum Erfolg führe. Vielleicht 
würde sich das positiv auf das Verhältnis Ost/West auswirken und uns dritten 
Ländern wieder näherbringen. Für uns seien die Völker des Nahen Ostens nicht 
fremde Welten, sondern Nachbarn. Die politische, wirtschaftliche und techno-
logische Entwicklung mache die Länder der Welt immer mehr voneinander ab-
hängig. Die Deutschen fühlten sich den Arabern und damit den Irakern historisch 
verbunden. Aus diesem Grunde wünsche er von Herzen, daß sich der Irak bald 
wieder dem friedlichen Aufbau widmen könne. Er freue sich, daß der Gipfel von 
Amman nach langer Zeit wieder Einigkeit im arabischen Lager gebracht habe. 
Er wisse nicht, ob sich alle irakischen Wünsche erfüllt hätten. Fortschritte seien 
aber offenkundig. 

 
17 Der Generalsekretär des ZK der KPdSU, Gorbatschow, besuchte die USA vom 7. bis 10. Dezember 

1987. Vgl. dazu Dok. 360, Dok. 364 und Dok. 365. 
18 Vgl. dazu das mit Drahterlaß Nr. 30 des Vortragenden Legationsrats I. Klasse Elbe vom 17. No-

vember 1987 an Ministerialdirigent Jansen, z. Z. BM-Delegation, übermittelte Schreiben des ameri-
kanischen Außenministers Shultz an Bundesminister Genscher vom selben Tag; VS-Bd. 14151 (010);  
B 150, Aktenkopien 1987. 

19 Zu den Beziehungen zwischen den Europäischen Gemeinschaften und dem Golf-Kooperationsrat 
(GCC) vgl. Dok. 322, Anm. 3 und 8. 
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In kurzer Erwiderung meinte Saddam Hussein, es hätten sich in Amman alle 
irakischen Erwartungen erfüllt, nur im Hinblick auf die Aufhebung des Boykotts 
gegen Ägypten hätte man einen weitergehenden Erfolg gewünscht. Er wolle 
ausdrücklich dementieren, daß Irak etwa nicht für die Aufhebung des Boykotts 
eingetreten sei. Im übrigen müsse er dem Bundesminister zustimmen, daß 
Probleme auf friedlichem Wege gelöst werden sollten. Die Araber müßten ihre 
Konflikte wieder intern und mit friedlichen Mitteln austragen. 
203) In Gespräch mit stellvertretendem Ministerpräsidenten Ramadan ging es 
um wirtschaftliche Fragen. Ramadan legte die letzten Wirtschaftsreformen 
(Dezentralisierung, Verwaltungsvereinfachung, Landwirtschafts- und Industrie-
bereich) dar.21 Er drückte Zufriedenheit über Ergebnis der Bonner Wirtschafts-
gespräche aus und hoffte, daß deutsche Firmen sich wieder in verstärktem Maß 
an wirtschaftlichem Aufbau beteiligten. Bundesminister legte dar, daß es sich 
bei neuem Hermes-Kreditrahmen um eine großzügige, aus politischen Gründen 
getroffene Entscheidung handele, mit der man hoffe, bei deutschen Firmen das 
Interesse an dem Ausbau der Wirtschaftsbeziehungen zu fördern. Deutsche 
Unternehmen seien nicht nur für gute Qualität, sondern auch für guten Service 
bekannt. Sehr wichtig sei für uns die irakische Bedienung von Verbindlichkeiten, 
insbesondere bei mittleren und kleineren Firmen, die weniger Reserven auf-
zuweisen hätten. Bei kleineren Firmen sei die Begleichung von Forderungen oft 
lebenswichtig. Ausführliches Protokoll folgt mit Schriftkurier.22 
4) Bei den mehrstündigen Delegationsgesprächen ging es im wesentlichen um 
– irakisch-iranischen Konflikt, 
– Ausführung von Resolution 598, 
– Beurteilung des Amman-Gipfels, 
und zwar mit demselben Tenor wie im Gespräch mit dem Präsidenten. 
Einen breiten Raum nahm auf irakischer Seite die Darlegung der Vorgeschichte 
des Kriegsausbruchs ein. 
5) In Schlußgespräch des Bundesministers mit AM Tariq Aziz zogen beide Mini-
ster positive Bilanz. Bundesminister drückte Genugtuung aus, daß ein humani-
tärer Fall zufriedenstellend gelöst worden sei. Dies werde sich in der deutschen 
Öffentlichkeit sehr positiv auswirken. Es sei der beiderseitige Wille zu posi-
tiver Entwicklung deutlich zum Ausdruck gekommen. Die deutsch-irakische 
Wirtschaftskommission habe eine gute Basis für eine Intensivierung der wirt-

 
20 Beginn des mit Drahtbericht Nr. 909 übermittelten zweiten Teils des Fernschreibens. Vgl. Anm. 1. 
21 Im Politischen Halbjahresbericht für den Irak vom 1. November 1987 wurde festgehalten: „Seit 

Januar 1987 wurde eine Entbürokratisierung der staatlichen Wirtschaftsverwaltung (ca. 80 bis 
85 % des BSP) eingeleitet, durch die eine gewisse Dezentralisierung und Verlagerung der wirt-
schaftlichen Entscheidungsbefugnisse auf die nunmehr den Ministerien direkt nachgeordneten 
staatlichen Unternehmen erfolgte (in vielen Fällen Auflösung der bisher zwischengeschalteten so-
genannten ‚State Organisations‘). Des weiteren wird der irakische Privatsektor verstärkt (z. B. Ver-
pachtung von Tankstellen, forcierter Verkauf bzw. Verpachtung von Farmland, Molkereien und 
Schlachthöfen im staatlichen Eigentum, beabsichtigte Teilprivatisierung von Iraqi Airways). Diese 
Kurskorrektur in der Wirtschaftsordnungspolitik dient dem Ziel, auch unter schwierigen Kriegs- 
und finanziellen Bedingungen durch größere Effizienz und Flexibilität in allen Wirtschaftssektoren 
die Inlandsproduktion zu steigern.“ Vgl. den Schriftbericht Nr. 646 des Botschaftsrats I. Klasse 
Freundt, Bagdad, vom 5. November 1987; Referat 311, Bd. 139972. 

22 Vgl. den Schriftbericht Nr. 684 der Botschaft in Bagdad vom 25. November 1987; Referat 311, 
Bd. 139973. 
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schaftlichen Beziehungen gelegt. Deutsche Unternehmen seien sehr am iraki-
schen Markt interessiert. Firmen wie Mannesmann und Strabag hofften auch 
in Zukunft auf gute Zusammenarbeit. AM Tariq Aziz teilte Bundesminister mit, 
daß Staatspräsident Saddam Hussein große Genugtuung über das Gespräch mit 
Bundesminister empfunden habe. Der Präsident habe seine Ausführungen 
sehr geschätzt und ihn als Staatsmann mit langjährigen internationalen Er-
fahrungen zu würdigen gewußt. 

[gez.] Ellerkmann 
Referat 311, Bd. 139973 
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Botschafter Ruhfus, Washington, an Auswärtiges Amt 

114-6751/87 VS-vertraulich Aufgabe: 21. November 1987, 09.40 Uhr1 
Fernschreiben Nr. 5007 Ankunft: 21. November 1987, 16.05 Uhr 

Betr.: INF-Verhandlungen/Quint-Sitzung in Washington am 20.11.19872 

Bezug: 1) DE Nr. 9342 vom 20.11.3 
2) DE Nr. 1087 vom 20.11. VS-geheim4 

Allen Holmes eröffnete die Sitzung mit einem knappen Bericht über die Verhand-
lungen zwischen Kampelman und Woronzow in Genf (hierzu gesonderter DB5): 
1) Zusammenfassung 
Erstes Thema der Aussprache war der sowjetische Entwurf zum Notenwechsel6. 
Hierzu bestand übereinstimmend die Auffassung, daß er nicht akzeptabel sei 
 
 1 Das Fernschreiben wurde von Legationsrat I. Klasse Gottwald, Washington, konzipiert.  

Hat Vortragendem Legationsrat I. Klasse Hofstetter am 23. November 1987 vorgelegen, der die Weiter-
leitung an Vortragenden Legationsrat Wagner und Legationsrat I. Klasse Mülmenstädt „z[ur] K[ennt-
nisnahme]“ verfügte.  
Hat Wagner am 23. November 1987 vorgelegen.  
Hat Mülmenstädt vorgelegen. 

 2 Zum Stand der Verhandlungen über ein amerikanisch-sowjetisches Inspektionsprotokoll im Rahmen 
eines künftigen INF-Abkommens, über ein Abkommen zwischen den USA und den fünf Stationierungs-
ländern amerikanischer nuklearer Mittelstreckensysteme (MBCA) sowie über einen Notenwechsel 
zwischen der UdSSR und den fünf westlichen Stationierungsländern vgl. Dok. 194 und Dok. 301. 

 3 Botschafter Holik informierte die Botschaft in Washington und das Bundesministerium der Verteidi-
gung: „Der sowjetische Entwurf eines Notenaustausches zwischen Sowjetunion und Stationierungs-
ländern wirft erhebliche Probleme auf und ist in dieser Form für uns nicht akzeptabel.“ Holik über- 
mittelte Änderungsvorschläge und wies insbesondere darauf hin: „Ort des Notenaustausches sollen 
die jeweiligen Hauptstädte sein, nicht Moskau, da die Stationierungsländer der SU bestimmte Rechte 
einräumen und nicht umgekehrt.“ Vgl. Referat 220, Bd. 144773.  

 4 Botschafter Holik übermittelte der Botschaft in Washington das Schreiben, das der Abteilungsleiter 
im amerikanischen Außenministerium, Holmes, an ihn gerichtet hatte. Vgl. dazu VS-Bd. 11364 (220). 

 5 Für Auszüge aus dem Drahtbericht Nr. 5013 des Botschafters Ruhfus, Washington, vom 21. No-
vember 1987 vgl. Dok. 317, Anm. 6. 

 6 Für den von der amerikanischen Botschaft in Bonn am 24. November 1987 übergebenen sowjetischen 
Entwurf für einen Notenwechsel zwischen der UdSSR und den fünf westlichen Stationierungsländern 
amerikanischer nuklearer Mittelstreckensysteme vgl. VS-Bd. 11364 (220). 
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und den Sowjets dies in der stärksten möglichen Form klargemacht werden 
müsse. 
Dringlichstes Problem für die US war die Zustimmung der Stationierungsländer7 
zu Verdachtskontrollen auf ihrem Territorium in vertragsbezeichneten, aber 
während der Inspektionsdauer aufgegebenen Einrichtungen. Hierzu waren ins-
besondere NL und GB nicht in der Lage, heute Zustimmung zu erklären. 
Zum sowjetischen Entwurf der Privilegien und Immunitäten wurde allgemein 
Übereinstimmung mit amerikanischen Standpunkten geäußert. 
Auch die amerikanische Position zur INF-Dislozierung wurde von allen grund-
sätzlich unterstützt. 
Übereinstimmung bestand schließlich, daß Unterzeichnung des Stationierungs-
länder-Abkommens (MBCA8) vielleicht am Rande des NATO-AM-Treffens um 
den 11.12.87 in Brüssel erfolgen könnte.9 
Im einzelnen 
– Notenwechsel. Alle Stationierungsländer machten es sehr klar, daß die sowje-

tische Zustimmung zu einem Notentext, der im wesentlichen unverändert dem 
westlichen Entwurf10 entspreche, unverzichtbar sei. Insbesondere GB drückte 
diese Notwendigkeit in sehr klarer Form aus. Es bestand Übereinstimmung, 
daß der Abschnitt, der die Akzeptanz der Gesetze und Bestimmungen des 
Gastlandes voraussieht (Absatz 3 des westlichen Entwurfs), ganz besonders 
wichtig sei. Wir wiesen auf die Notwendigkeit der Erwähnung des MBCA 
hin, hierbei insbesondere von I unterstützt. Es wurde dann jedoch davon ab-
gesehen, die einzelnen Punkte des sowjetischen Entwurfs detailliert durch-
zugehen, da man grundsätzlich der Meinung war, daß es besser sei, sich nicht 
auf Verhandlung mit der SU hierzu einzulassen. Glitman habe heute, 20.11., 
in Genf gegenüber den sowjetischen Unterhändlern sehr klar den Punkt 
gemacht, daß es hier nicht um juristische, sondern um politische Fragen gehe, 
die von größter Wichtigkeit seien. GB drängte darauf, daß AM Shultz sich 
dieses Themas persönlich und mit allem Nachdruck annehme, falls es bis zu 
seinem Eintreffen in Genf11 nicht gelöst sei. (Die Verhandlungen werden auch 
am Wochenende12 weitergeführt.) 

– Verdachtskontrolle in den Stationierungsländern. Hierzu machte Holmes klar, 
daß es sich bei der sowjetischen Forderung, Verdachtskontrollen in den Statio-
nierungsländern auch nach der eventuellen Aufgabe der entsprechenden Ein-
richtungen durch die US während der vereinbarten Periode (drei Jahre Elimi-

 
 7 Belgien, die Bundesrepublik, Italien, Großbritannien und die Niederlande. 
 8 Durchgängig korrigiert aus: „BCA“.  

Multilateral Basing Country Agreement. 
 9 Zur NATO-Ministerratstagung am 11. Dezember 1987 in Brüssel und zur Unterzeichnung des Ab-

kommens zwischen den USA und den fünf Stationierungsländern amerikanischer nuklearer Mit-
telstreckensysteme (MBCA) vgl. Dok. 369. 

10 Für den von der amerikanischen Botschaft in Bonn am 5. Oktober 1987 übergebenen amerikani-
schen Entwurf für einen Notenwechsel zwischen der UdSSR und den fünf Stationierungsländern 
amerikanischer nuklearer Mittelstreckensysteme vgl. VS-Bd. 11364 (220). 

11 Der amerikanische Außenminister Shultz traf am 23./24. November 1987 in Genf mit dem sowjeti-
schen Außenminister Schewardnadse zusammen. Vgl. dazu Dok. 340. 

12 21./22. November 1987. 
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nierungszeitraum plus zehn weitere Jahre) durchzuführen, um eine zentrale 
Forderung handle. Die SU sehe dies unter dem Aspekt der Gleichbehandlung, 
da ihre INF-Einrichtungen alle im eigenen Lande seien und damit nicht 
Dritten übergeben werden könnten. Holmes ging soweit, diese Frage als einen 
„treaty-stopper“ zu bezeichnen. NSC-Vertreter Mahley ergänzte, daß es in den 
Verhandlungen hierbei nicht nur um die Stationierungsländer gehe, sondern 
auch um die von den USA als „under contract“ behandelten Einrichtungen 
in den US, wozu es in der SU ebenfalls keine Entsprechung gäbe. 

Eine erste Tischumfrage hierzu ergab, daß insbesondere NL und GB große Pro-
bleme mit einer solchen Regelung haben. Für NL scheint eine politische Ver-
pflichtung, die US-Basen nach der Eliminierung keinesfalls weiter nuklear zu 
nutzen, im Mittelpunkt zu stehen. Im Falle GBs dürften die Souveränitätspro-
bleme, die sich aus einer direkten Inspektion britischer Einrichtungen durch die 
SU ergeben, im Vordergrund stehen. Beide Staaten betonten, daß eine Ausdeh-
nung der bisherigen Inspektionsregelung auf national kontrollierte Einrichtun-
gen ihrer Meinung nach erhebliche Anpassungen an bisher ausgehandelten Text 
des Inspektionsprotokolls und des MBCAs erforderlich machen würden, die sehr 
zeitaufwendig wären. B erklärte, daß es zwar mit dem amerikanischen Vorschlag 
große Schwierigkeiten habe, daß man aber im Sinne des Zieles der Erreichung 
eines INF-Vertrages zu einer Zustimmung zu dieser Konzession bereit sein 
könnte, wenn die erforderlichen Anpassungen der Texte vorgenommen würden. I 
und D äußerten weisungsgemäß, daß sie mit dem Vorschlag einverstanden sein 
könnten. 
Nach einer Sitzungsunterbrechung, in der der britische Vertreter Holmes die 
Bedenken seiner Regierung und die Schwierigkeiten eines Kompromisses noch 
einmal sehr deutlich nahelegte, wurde in einer weiteren Tischumfrage fest-
gestellt, daß B, I und D den amerikanischen Wünschen entsprechen könnten, 
während NL und GB zusagten, die Frage mit ihren Hauptstädten aufzunehmen 
und nach Möglichkeit vor Abreise von AM Shultz nach Genf am Sonntag, 22.11. 
vormittags, die US über ihre Position zu unterrichten. 
Für den Fall, daß eine Zustimmung der Stationierungsländer zur von der SU 
gewünschten Regelung erfolgt, stellen sich die amerikanischen Juristen die 
praktische Lösung so vor, daß das Inspektionsersuchen auch in diesem Falle 
weiterhin an die USA ginge und unter amerikanischer Verantwortung die sowje-
tischen Inspektoren durch US-Vertreter den Zugang zu den fraglichen Einrich-
tungen erhielten. Insbesondere diese Konstruktion rief große Bedenken bei NL 
und GB hervor. Diskutiert wurde auch die Möglichkeit, die Einrichtungen nach 
Ende ihrer Nutzung durch die US für die Dauer der Inspektionsfrist nominell/ 
juristisch weiterhin als US-Base anzusehen, die für eine Nutzung durch die Gast-
länder freigegeben würden. Eine weitere Erörterung dieses Punktes erfolgte 
nicht. 
– Privilegien und Immunitäten. Hier wies US auf drei ihrer Sicht nach zentrale 

Punkte hin: 
 – das Recht auf Gepäckkontrolle, 
 – keine Zustimmung zu Steuerfreiheit, 
 – Unverletzlichkeit des Wohnraumes nur im Falle von langdauernder Be-

nutzung bei Portal-Monitoring-Vereinbarung. 
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Alle Stationierungsländer stimmten diesen Prinzipien zu und erklärten, daß sie 
auch mit den übrigen amerikanischen Anmerkungen und Kommentaren ein-
verstanden sein könnten. 
– INF-Dislozierung. Hierzu erläuterte Holmes noch einmal die Motive seines 

Briefes an die SCG-Vertreter. Dies fand allgemeine Zustimmung, nur NL 
merkte an, daß es hier besonderem politischen Druck ausgesetzt sei, es aber in 
einer gerade am 19.11. durchgeführten Parlamentsdebatte verstanden habe, 
sich alle Optionen offenzuhalten. 

– Zeitschema. Holmes trug folgende Überlegungen über ein mögliches Szenario 
für die Zeit von Unterzeichnung bis Inkrafttreten des Abkommens vor: Unter-
zeichnung während des Gipfeltreffens in Washington, vermutlich am 8.12.13 

Unterzeichnung des MBCA am Rande des NATO-AM-Rats in Brüssel am 11.12., 
alternativ dazu in der Zeit vom 14. bis 19.12. durch NATO-Botschafter in Brüssel 
oder durch jeweilige Botschafter in Washington. Notenaustausch in den jeweili-
gen Hauptstädten vor dem 20.12. Übermittlung der Unterlagen an den Senat 
ebenfalls vor dem 20.12. Überweisung der MBCAs, soweit notwendig, an die 
nationalen Parlamente Dezember 1987/Januar 1988. Ratifizierungsdebatte im 
Senat ca. Februar bis Juni 1988. Während der gleichen Zeit auch Ratifizierung 
der MBCAs durch die nationalen Parlamente. Anschließend Unterzeichnung 
durch den Präsidenten14, Austausch der Vertragsinstrumente und Deponierung 
bei den Vereinten Nationen. Dieser illustrative Zeitablauf wurde zur Kenntnis 
genommen, GB drückte seine Präferenz für eine Unterzeichnung der MBCAs 
während des NATO-Rates in Brüssel aus. 

[gez.] Ruhfus 
VS-Bd. 11364 (220) 

 
13 Der Generalsekretär des ZK der KPdSU, Gorbatschow, besuchte die USA vom 7. bis 10. Dezember 

1987. Am 8. Dezember 1987 wurde der INF-Vertrag unterzeichnet. Vgl. dazu Dok. 360, Dok. 364 und 
Dok. 365. 

14 Ronald W. Reagan. 
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Fregattenkapitän Strebe, Teheran, an das Auswärtige Amt 

114-6754/87 VS-vertraulich Aufgabe: 21. November 1987, 12.00 Uhr1 
Fernschreiben Nr. 1972 Ankunft: 23. November 1987, 08.30 Uhr 

Betr.: ISR – IRN-Rüstungsgeschäfte 

Bezug: KB2 69/87 vom 18.11.87 

Quelle: 1) TUR-Militärattaché (B 2) 
2) Gespräche mit Militärattachés, Diplomaten, jüdischen Bazaris 

Sachverhalt 
Ehemaliger ISR Luftwaffen-Chef hat ca. Mitte Oktober 1987 in Teheran ISR-IRN-
Vertrag über Waffen und Ersatzteile geschlossen. Vertrag soll Gesamtvolumen 
von 600 Mio. US-Dollar haben und folgende Lieferungen vorsehen: 
– Ersatzteile3 (Hauptanteil an Liefervolumen) für Flugzeuge, Luftabwehr-Rake-

ten und sonstiges Wehrmaterial aus US-Produktion, 
– Luftabwehr-Raketen, 
– Stinger, 
– Luft-Boden-Raketen, 
– Panzerabwehrraketen TOW II, 
– See-See-FK4 (Gabriel?). 
Teil des Abkommens ist die Erlaubnis zur Ausreise iranischer Juden nach Israel 
und die Einstellung der Farsi-Sendungen von Radio Israel. 
Insgesamt sollen 30 000 iranische Juden ausreisen dürfen, davon sollen im Laufe 
d. J. bereits 6000 ausgereist sein, die Mehrzahl über Wien. Für jeden ausgereisten 
Juden soll die ISR-Regierung 50 Tsd. US-Dollar an Teheran zahlen. 
Die Farsi-Sendungen von Radio Israel brachten täglich 10 Minuten sehr gute 
Nachrichten mit Schwerpunkt Iran und Golfregion. Sie erfreuten sich großer 
Beliebtheit weiter Bevölkerungskreise Irans und waren der Regierung seit lan-
gem ein Dorn im Auge. Seit ca. 10.10.87 sind diese Sendungen eingestellt. 
Ebenfalls Teil dieses ISR-IRN-Abkommens soll die Intelligence-Ausbildung von 
32 Angehörigen der iranischen Streitkräfte im Mossad-Camp nahe Tel Aviv sein, 
die 20.10.87 begann (vgl. KB 69/87). 
Beurteilung 
Z. Zt. werden zwischen IRN und ISR in aller Stille weit bessere Beziehungen ge-
pflegt, als die offizielle Anti-ISR-Politik der IRN-Regierung, mit dem Kriegsziel 
der Eroberung Jerusalems, erwarten ließe. 
 
 1 Hat Ministerialdirigent Fiedler vorgelegen.  

Hat Vortragendem Legationsrat I. Klasse Richter am 26. November 1987 vorgelegen, der die Weiter- 
leitung an Vortragende Legationsrätin Kaempffe verfügte.  
Hat Kaempffe am 26. November 1987 vorgelegen, die handschriftlich vermerkte: „Vernichten.“ 

 2 Kurzbericht. 
 3 Korrigiert aus: „Ersatzteil“. 
 4 Flugkörper. 
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Während IRN sich nicht scheut, Waffen- und Ersatzteile einzukaufen, wo auch 
immer es Verkäufer findet, hat ISR außer wirtschaftlichem Interesse gewiß das 
Ziel, die machtpolitische Konstellation der Region nicht zugunsten IRQ5 zu ver-
ändern. Solange IRQ durch IRN gebunden ist, genießt ISR weiterhin Ruhe an 
seiner Ostgrenze. 
Dieses neue 600-Mio.-US-Dollar-Abkommen, dessen Inhalt und Abwicklungs-
modalitäten noch nicht bekannt sind, wird sicher so bemessen sein, daß Iran 
zwar gestärkt, nicht aber zum Sieg über IRQ befähigt wird. ISR wird bei diesem 
„Spiel mit dem Feuer“ natürlich US-Interessen sorgfältig beachten müssen, 
weswegen Stinger und TOW II nicht in großen Stückzahlen erwartet werden dür-
fen. Auch erscheint Lieferung von Gabriel nicht nur wegen Gefährdung Sicher-
heit im Golf weniger wahrscheinlich, sondern auch, weil Gabriel wegen nur ihm 
eigenen Merkmalen sicheren Hinweis auf Ursprungsland liefern würde. 
Einzelheiten über Rüstungsabkommen sind noch nicht bekannt. Für das Aus-
reisegeschäft gibt es zahlreiche bestätigende Hinweise, wobei der Umfang von 
1,5 Mrd. US-Dollar noch im Bereich der Spekulationen liegt. Die Farsi-Sendun-
gen von Radio ISR sind tatsächlich eingestellt. 
Insgesamt erscheint das ISR-IRN Rüstungsgeschäft als sehr wahrscheinlich. 

[gez.] Strebe 
VS-Bd. 13644 (310) 
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Aufzeichnung des 
Ministerialdirektors Freiherr von Richthofen 

213-321.15 VS-NfD 23. November 19871 

Über Herrn Staatssekretär2 Herrn Bundesminister3 zur Unterrichtung 
Betr.: Deutsch-sowjetische Direktorenkonsultationen in Bonn am 

19./20.11.1987 

I. Die Konsultationen sind zufriedenstellend verlaufen und führten zu wertvollen 
Zwischenergebnissen. Es bestehen nunmehr gute Aussichten, bis zum Besuch von 
Außenminister Schewardnadse4 einige Vorhaben unterschriftsreif zu machen 

 
 5 Irak. 
 
 1 Die Aufzeichnung wurde von Vortragendem Legationsrat I. Klasse Heyken konzipiert. 
 2 Hat Staatssekretär Sudhoff am 23. November 1987 vorgelegen. 
 3 Hat Bundesminister Genscher am 4. Januar 1988 vorgelegen, der handschriftlich vermerkte: „R[ück-

sprache].“  
Hat Ministerialdirigent Jansen am 8. Januar 1988 vorgelegen, der handschriftlich vermerkte: „Er-
l[edigt].“ Ferner verfügte er den Rücklauf an Referat 213.  
Hat Vortragendem Legationsrat I. Klasse Heyken am 11. Januar 1988 erneut vorgelegen. 

 4 Der sowjetische Außenminister Schewardnadse hielt sich vom 17. bis 19. Januar 1988 in der Bundes-
republik auf. Vgl. dazu AAPD 1988. 
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unter der Voraussetzung, daß zügig und konstruktiv weitergearbeitet wird. Die 
sowjetische Delegation hatte offensichtlich politische Weisung, flexibel zu ver-
handeln. Dies bedeutete einen Fortschritt gegenüber der sowjetischen Haltung 
bei der ersten „Berlin-Runde“ in Moskau am 5./6. Oktober5 und erleichterte die 
bezüglich Berlins weiterhin mühsame Lösungssuche. 
Die Atmosphäre war freundlich, zeitweise aufgelockert. Botschafter Kwizinskij 
nahm an zwei der drei Sitzungen teil, offensichtlich vor allem deshalb, um 
auf die Besprechung des Konsultationsprotokolls6 maßgebend einwirken zu 
können. 
Staatssekretär Sudhoff betonte in dem knapp einstündigen Gespräch mit Bon-
darenko erneut unsere Entschlossenheit zur Verstetigung und zum Ausbau der 
bilateralen Beziehungen. Zugleich unterstrich er die Notwendigkeit, die politi-
schen Absichtserklärungen durch entsprechendes Handeln in der Praxis glaub-
würdig zu machen, und illustrierte dies am Fall der verschobenen Delegations-
reise des Auswärtigen Ausschusses7. 
Aus der umfangreichen Traktandenliste der Konsultationen werden folgende 
Punkte hervorgehoben (zu den Einzelheiten der Berlin-Fragen folgt eine geson-
derte Vorlage8): 
II. 1) Protokoll über Konsultationen 
Wir hatten den ersten ausführlichen Durchgang (fast drei Stunden) anhand des 
von Bondarenko mitgebrachten sowjetischen Gegenentwurfs.9 Es wurde deutlich, 
 
 5 Ministerialdirigent Kastrup notierte am 7. Oktober 1987: „1) Als Ergebnis der zehnstündigen Erörte-

rungen kann festgestellt werden, daß wir Fortschritte erzielt haben, die unter dem Strich als bedeut-
sam gelten können. Zum ersten Mal seit den 70er Jahren wurden altbekannte, stets Reibungen ver- 
ursachende Berlin-Fragen (konsularische Betreuung von Berlinern, Bezeichnungsfragen, Betreuungs-
modalitäten usw.) in systematischer Weise auf Expertenebene behandelt. Dabei sind wir von der Stelle, 
wenn auch noch nicht vom Eis gekommen. Am Ende des ersten Tages resümierte Bondarenko, in den 
Hauptfragen sei keine Lösung erreicht worden. Nach Abschluß der Begegnung machte Ussytschenko 
am Flugplatz jedoch deutlich, daß die sowjetische Seite zufrieden ist und den nun vorgenommenen, 
überfälligen Anstoß für eine Flurbereinigung ebenfalls als wertvoll ansieht. 2) Es war ein äußerst müh-
sames Unterfangen, bei dem es auf unserer Seite klarer Worte und großer Festigkeit, ja Hartnäckigkeit 
bedurfte, damit sich die sowjetische Position überhaupt entwickelte. Ein ‚neues Denken‘ oder eine 
Bereitschaft, politischen Erklärungen (‚eine neue Seite‘) Taten folgen zu lassen, waren zunächst nicht 
erkennbar. Vielmehr baute die sowjetische Seite teilweise maximalistische Positionen auf und versuchte 
gelegentlich sogar, uns auf einen Status quo ante zurückzudrängen.“ Vgl. Referat 213, Bd. 143532. 

 6 Zum geplanten Konsultationsprotokoll mit der UdSSR vgl. Dok. 280, Anm. 22. 
 7 Vortragender Legationsrat Ischinger informierte am 27. November 1987: „Die ursprünglich für die 

Zeit vom 16. bis 19.11.1987 vorgesehene Reise einer Delegation des Auswärtigen Ausschusses des 
Deutschen Bundestages nach Moskau mußte wegen der Berlin-Problematik verschoben werden, da die 
sowjetische Seite an der Teilnahme von zwei Berliner Abgeordneten Anstoß nahm. Die sowjetische Re-
gierung hat ihren Standpunkt noch einmal am Tage der Absage in einem Gespräch zwischen AM 
Schewardnadse und Botschafter Meyer-Landrut bekräftigt. Dennoch ist sie offenbar daran interessiert, 
die Reise 1988 nachzuholen und den Schaden zu begrenzen, wie aus verschiedenen öffentlichen, auch 
diplomatischen, Äußerungen hervorgeht. […] Die Berlin-Problematik hat seit der Intensivierung des 
deutsch-sowjetischen Parlamentarieraustausches als Bremse gewirkt und eine freie Entfaltung be-
hindert. Immerhin ist jedoch seit der Wiederaufnahme des Parlamentarieraustausches, der wegen 
Afghanistan eingestellt war, seit zwei bis drei Jahren eine gewisse Verstetigung erkennbar. Hierbei 
unterscheidet die sowjetische Regierung zwischen offiziellen Kontakten der Parlamente (B[undes]-
T[ag] – Oberster Sowjet) und sonstigen Abgeordneten-Reisen.“ Vgl. Referat 213, Bd. 143513. 

 8 Für die Aufzeichnung des Ministerialdirigenten Kastrup vom 26. November 1987 vgl. Referat 213, 
Bd. 143612. 

 9 Für den am 19. November 1987 übergebenen sowjetischen Entwurf eines Konsultationsprotokolls 
vgl. die Anlage 1 der Aufzeichnung des Legationsrats I. Klasse Grunenberg vom 22. November 1987; 
Referat 213, Bd. 143539. 
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daß die sowjetischen Vorstellungen in der Substanz weit über die unsrigen hin-
ausgehen. Bondarenko und Kwizinskij argumentierten, daß das Dokument nicht 
nur technischen Charakter haben, sondern eine Aussage über die allgemeine 
Ausrichtung unserer Arbeit enthalten solle. Ich lehnte dies nicht ab, wies aber 
darauf hin, daß der sowjetische Entwurf den bestehenden Unterschieden nicht 
genügend Rechnung trage und die unterschiedlichen Größenverhältnisse nicht 
berücksichtige. Das Gebot der Ehrlichkeit verlange einen nüchternen Text, der 
sich an den Modellen aus den 70er Jahren orientiere. 
Der sowjetische Entwurf weicht vor allem in folgenden vier Punkten von dem 
unsrigen ab: 
– schwergewichtige Präambel („Bereitschaft, gemeinsam und (oder) parallele 

Anstrengungen ... zu unternehmen“); 
– Gewaltverzichtsklausel; 
– detaillierte, aber selektive Umschreibung der Themen von Rüstungskontroll-

Konsultationen mit Zielvorgaben; 
– Festlegung auf globale Konsultationsthemen in der Terminologie des sowje-

tischen Konzepts des Systems umfassender internationaler Sicherheit. 
Nach dem ersten Durchgang wurde in einer gesonderten Redaktionssitzung ein 
konsolidierter Text mit Klammern zusammengestellt, der den jetzigen Diskus-
sionsstand wiedergibt. 
Ich lege Ihnen hiermit diesen Text zu Ihrer Unterrichtung vor (ein Doppel geht 
an MD Teltschik). Zugleich lasse ich den Text im Haus prüfen.10 Nach Eingang 
der Stellungnahme wird Ihnen – möglichst noch in dieser Woche – eine Ent-
scheidungsvorlage vorgelegt werden.11 
2) Generalkonsulate Kiew/München12 
2.1) Berlinfragen 
– Zur Frage der Betreuung juristischer Personen aus Berlin (West) schlug Bon-

darenko einen Text vor, der uns voll befriedigt.13 

 
10 Am 23. November 1987 leitete Vortragender Legationsrat Libal die überarbeitete Fassung eines 

Konsultationsprotokolls an die Referate 221, 230, 421 und 500 mit der Bitte um Stellungnahme bis 
25. November 1987. Vgl. dazu Referat 213, Bd. 143534. 

11 Ministerialdirektor Freiherr von Richthofen legte am 30. November 1987 einen neuen Entwurf für 
ein Konsultationsprotokoll vor, den er, vorbehaltlich der Zustimmung des Bundesministers Genscher, 
Botschafter Kwizinskij als „revidierten deutschen Vorschlag“ übergeben wollte. Vgl. Referat 213, 
Bd. 143534. 

12 Zu den Verhandlungen über die Errichtung von Generalkonsulaten der Bundesrepublik und der UdSSR 
in Kiew bzw. München vgl. Dok. 133.  
Referat 213 vermerkte am 15. September 1987: „In der letzten regulären Gesprächsrunde (21.5.) legte 
die sowjetische Seite den Entwurf eines Verhandlungsprotokolls vor, das während des Bonn-Besuchs 
von AM Schewardnadse […] nach sowjetischem Wunsch unterzeichnet werden soll. Dieser Entwurf 
sieht im einzelnen vor: Amtsbezirke: Bayern und Ukraine mit der Möglichkeit zur späteren Vergröße-
rung (entspricht auch unseren Vorstellungen); Personalquote: 27, d. h. weitgehende Annäherung an 
unser Angebot von 25 Personen! […] Zusage der gegenseitigen Unterstützung bei Regelung der Unter-
bringung; Möglichkeit der Funkverbindung für die Generalkonsulate; Ankündigung, daß Vertretungen 
bis zum 1.7.1988 eröffnet sein sollen.“ Vgl. Referat 213, Bd. 143543.  
Am 13. November 1987 vermerkte Referat 213, seit der Gesprächsrunde am 21. Mai 1987 seien weitere 
Vorschläge ausgetauscht worden: „Während bei einer Reihe von Punkten uns nur redaktionelle Dif-
ferenzen trennen (Funkverkehr, Kurierverbindung, Dienstreisen etc.), bestehen materielle Unter-
schiede von Bedeutung v. a. in den folgenden Fragen: Wir versuchen von der sowjetischen Seite die  



333 23. November 1987: Aufzeichnung von Richthofen 

1694 

– Bondarenko will die von uns aus Berlingründen gewünschte Struktur der Ver-
einbarung (einseitige Noten anstatt Notenwechsel) anscheinend konzedieren, 
hat aber noch Probleme mit der eigenen Rechtsabteilung. 

2.2) In der schwierigsten übriggebliebenen Sachfrage (Zugang von Sowjetbür-
gern zum Generalkonsulat) bewegen wir uns ebenfalls auf eine Einigung zu. 
Bondarenko bot in der Sache die Formel aus dem KSZE-Dokument von Ma-
drid14 an. Er wies eindringlich darauf hin, daß die Amtsspitze eingeschaltet 
worden sei, es aber die Macht des Außenministeriums übersteige, eine Aus-
nahmeregelung, wie wir sie wünschten, durchzusetzen. Ihnen selbst seien die 
Zwischenfälle unangenehm, man bemühe sich, sie zu verhindern. Unter Hin-
weis darauf, daß sich die interne Behandlung der humanitären Fragen ent-
wickle, stellte er eine bilaterale Vereinbarung für die Zukunft in Aussicht. 
Ich unterstrich die Notwendigkeit einer Zusicherung, daß der Zugang besser 
gehandhabt werde als in der Vergangenheit. Die Aufnahme der Madrid-Formel 
in die Vereinbarung wird einen Fortschritt darstellen. 
3) Zwei-Jahres-Kulturprogramm15 
Wir haben in der zweiten, von Dg 2116 geleiteten Sitzung die am 5./6.10. in Mos-
kau begonnenen Gespräche über die strittigen Berlinfragen (Betreuungsmodali-
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 Zusage zu erhalten, daß ungehinderter Zugang zu unserem Konsulat auch für Sowjetbürger ge-

währt wird. […] Die SU hat die von uns gewünschte Zusage bislang noch keinem anderen Land ge-
währt. Sie verweist regelmäßig auf die Bestimmungen der eigenen Rechtsordnung und die interna-
tionalen Verpflichtungen, für die Sicherheit der diplomatischen/konsularischen Vertretungen zu 
sorgen. Ein möglicher Kompromiß könnte auf der Grundlage des Madrider KSZE-Schlußdokuments 
(„der Zugang von Besuchern zu diesen Missionen wird unter gebührender Berücksichtigung der er-
forderlichen Sicherheitsbedürfnisse dieser Missionen gewährleistet“) zustande kommen. […] Struk-
tur der Dokumente, in die wir die zwischen beiden Seiten vereinbarten Absprachen über die Errich-
tung der GK einbringen. Wir wollen vermeiden, daß die Gespräche durch deutsch-sowjetische Diffe-
renzen in bezug auf Berlin blockiert werden. Wenn wir die Absprachen in einer Form fixieren kön-
nen, die den Vertragscharakter vermeidet, so benötigen wir keine schriftliche Berlin-Klausel. […] 
Die konsularische Betreuung der Berliner.“ Vgl. Referat 213, Bd. 143543. 

13 Für die sowjetische Erklärung zur Frage der konsularischen Betreuung natürlicher und juristischer 
Personen aus Berlin (West) vgl. Referat 213, Bd. 143543. 

14 Vgl. Ziffer 7 des Kapitels „Zusammenarbeit in humanitären und anderen Bereichen“ des Abschließenden 
Dokuments der KSZE-Folgekonferenz in Madrid vom 6. September 1983; EUROPA-ARCHIV 1983, D 549. 

15 Zum deutsch-sowjetischen Kulturprogramm vgl. Dok. 177, Anm. 29.  
Nach der Sitzung der deutsch-sowjetischen Gemischten Kulturkommission vom 12. bis 14. Oktober 
1987 in Moskau legte Vortragender Legationsrat Ehni am 23. Oktober 1987 den Entwurf eines Zwei-
Jahres-Kulturprogramms „zur baldigen gemeinsamen Beratung mit der sowjetischen Seite“ vor. Vgl. 
Referat 213, Bd. 143612.  
Am 17. November 1987 berichtete Ehni über Verhandlungen zum Zwei-Jahres-Kulturprogramm, die 
vom 11. bis 16. November 1987 in Moskau stattfanden: „Die Verhandlungen (insgesamt über 28 Stun-
den) waren eine Sitzung des Redaktionskomitees mit dem Mandat des Plenums der Gemischten 
Kulturkommission vom 12. bis 14.10.1987 zur Textformulierung. Die sowjetische Seite machte ihren 
Verhandlungswillen und positiven Verhandlungsgeist deutlich (u. a. zeitweise Leitung durch den 
Ersten Stellvertretenden Leiter der Hauptabteilung Kultur und humanitäre Fragen im SAM, Bot-
schafter Kupzow, zusammen mit Vertretern des Hochschul-, des Schul- und des Kulturministeriums). 
Trotzdem waren die Verhandlungen langwierig und gelegentlich auch hart.“ Die offenen Probleme 
seien folgende: „a) Anzahl und Struktur der Listen der kulturellen Austauschvorhaben und der 
Hochschulpartnerschaften (Berlin); b) Übertragung des WTZ-Modells auf die kulturelle Zusammen-
arbeit (personenbezogene Postfachlösung für Mitarbeiter des Deutschen Archäologischen Instituts). 
Hinweis von sowjetischer Seite auf Dreistufigkeit bei WTZ (Rahmenabkommen, drei Ressortverein-
barungen, Programmlisten mit Postfachlösung); c) Sowjetische Seite setzt alle Bezeichnungen, die 
das Wort ‚deutsch‘ enthalten (außer deutsche Sprache) konsequent in Anführungszeichen […]. Sowjeti- 
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täten, Direktkontakte, analoge Anwendung des WTZ-Modells17, Listen, Berlin-
Klausel) fortgesetzt und beachtliche Fortschritte erzielt.18 Die Sachfragen waren 
nicht Gegenstand der Konsultationen. 
4) Ich habe auf die Notwendigkeit hingewiesen, der menschenrechtlichen Di-
mension auch im bilateralen Verhältnis mehr Raum zu geben, und nach dem 
amerikanischen Muster die Bildung einer Expertengruppe über humanitäre 
Fragen19 vorgeschlagen. Bondarenko verhielt sich nicht abweisend. Wir einigten 
uns, Einzelheiten über unsere Botschaft an das sowjetische Außenministerium 
heranzutragen.20  
5) Informationsaustausch mit der Sowjetunion 
Ich habe Verbesserungen in der PÖA21 vorgeschlagen (Vortragsveranstaltungen, 
Fernsehauftritte, Erhöhung der Auflage von „Guten Tag“22). Außerdem hatten 
wir einen ausführlichen Meinungsaustausch über das Problem Deutsche Welle.23 
Auch dieses Thema soll durch die Botschaft Moskau vertieft werden. 

Fortsetzung Fußnote von Seite 1694  
 sche Seite wünscht Streichung des Punktes/Ziffer zur ‚Deutschen Forschungsgemeinschaft‘. d) Kapi- 

tel IX: Sowjetische Seite lehnt Übermittlung von Angaben über unsere Botschaft Moskau ab, da sie 
annimmt, daß auf diese Weise Angaben zu Berliner Vorhaben einbezogen werden. Kapitel XI: Sowjeti-
sche Seite lehnt das Wort Bundesländer ab und spricht statt dessen von Ländern der Bundesrepublik 
Deutschland; e) Schlußbestimmungen.“ Vgl. Referat 213, Bd. 143612. 

16 Dieter Kastrup. 
17 Für den Wortlaut des Abkommens vom 22. Juli 1986 zwischen der Bundesrepublik und der UdSSR 

über wissenschaftlich-technische Zusammenarbeit und der dazugehörigen Anlage vgl. BUNDESGESETZ-
BLATT 1988, Teil II, S. 395–397.  
Zur Unterzeichnung des Abkommens und zur Einbeziehung von Berlin (West) vgl. AAPD 1986, II, 
Dok. 196, Dok. 198, Dok. 202 und Dok. 212. 

18 Vgl. dazu die Aufzeichnung des Legationsrats I. Klasse Ulrich vom 20. November 1987 über die Delega-
tionsgespräche unter Leitung des Ministerialdirigenten Kastrup und des Abteilungsleiters im sowjeti-
schen Außenministerium, Bondarenko, am selben Tag; Referat 213, Bd. 143612. 

19 Beim Aufenthalt des amerikanischen Außenministers vom 13. bis 15. April 1987 in der UdSSR ver-
einbarten Shultz und der sowjetische Außenminister Schewardnadse am 13. April 1987 die Einrich-
tung einer bilateralen Expertengruppe über humanitäre Fragen. Vgl. dazu FRUS 1981–1988, VI, S. 144. 

20 Ministerialdirektor Freiherr von Richthofen informierte am 10. Dezember 1987, daß er die Bildung 
einer Expertengruppe über humanitäre Fragen bei den Direktorengesprächen mit der UdSSR am 
19./20. November 1987 angesprochen habe. Ferner schlug er vor: „Wir sollten eine Konzeption für die 
Arbeit dieser Gruppe entwerfen, um sie dann über unsere Botschaft an das SAM heranzutragen. Eine 
Möglichkeit wäre, daß sich die Expertengruppe primär mit den konkreten Aufgaben befaßt (Familien-
zusammenführung, Vergleich von Listen der Ausreisewilligen, Einsicht in die Vermißten-Karteien, Be-
suchsreisen, Visa-Erteilung, Urkundenanforderungen etc.), die bereits auf anderer Ebene […] erörtert 
worden sind. Zu prüfen wäre ferner, ob die Expertengruppe sich an das Konzept anlehnen sollte, das 
die Amerikaner und Sowjets für ihre bilaterale Zusammenarbeit auf dem humanitären Gebiet ent-
wickelt haben; dies scheint eher global und prinzipiell angelegt zu sein.“ Vgl. Referat 213, Bd. 143539. 

21 Presse- und Öffentlichkeitsarbeit. 
22 Zu der vom Presse- und Informationsamt der Bundesregierung seit 1979 herausgegebenen Zeit-

schrift „Guten Tag“ vgl. Dok. 177, Anm. 27.  
In einer Aufzeichnung des Presse- und Informationsamtes vom 6. November 1987 hieß es: „Nach einer 
Anfangsphase von 30 000 (1979–1982) und 45 000 Exemplaren (1983–1985) erscheint ‚Guten Tag‘ 
seit Januar 1986 in einer Auflage von 60 000 Exemplaren.“ Die Zeitschrift sei „in der Sowjetunion 
bekannt und geschätzt“. Dies würden Leserbriefe und „kritische, aber nicht destruktive Auseinander-
setzungen“ der sowjetischen Medien mit „Guten-Tag“-Artikeln zeigen: „Wegen der großen Nachfrage in 
der Sowjetunion ist geplant, die Auflage von ‚Guten Tag‘ in den nächsten Jahren um 40 000 Exemplare 
auf insgesamt 100 000 Exemplare zu erhöhen und die Anzahl der Städte von 47 auf 70 zu erweitern.“ 
Vgl. Referat 213, Bd. 143516. 

23 Zu den sowjetischen Störaktionen gegen die Deutsche Welle vgl. Dok. 206, Anm. 6.  
In einem gemeinsamen Vermerk des Vortragenden Legationsrats I. Klasse Heyken und des Vortragen-
den Legationsrats Sommer vom 10. September 1987 wurde ausgeführt, die systematischen, 1968 be-
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6) Umweltschutzabkommen24 
Die Diskussion war sehr schwierig. Immerhin erklärte sich Bondarenko bereit, 
über eine Lösung nachzudenken, die kein Prinzip etabliert. 
7) EG/RGW25 
Wir haben Bondarenko über das Ergebnis der Abstimmung mit allen Beteilig-
ten (Kommission, Berliner Senat, Alliierte) unterrichtet und auf dieser Grund-
lage die Frage erörtert. Bondarenko erklärte, er müsse in Moskau erneut in 
den Prüfungsprozeß eintreten. 
III. Zum weiteren Vorgehen 
Wir werden, soweit zu den einzelnen Themen notwendig, die Verhandlungen und 
Gespräche auf den bisherigen Kanälen fortsetzen. Der sowjetische Wunsch ist, 
daß wir möglichst bis Mitte Januar 1988 abschließen (so Bondarenko aus-
drücklich zum Konsultationsprotokoll).26 Wegen der Berlin-Fragen und der 
Generalkonsulate haben wir eine dritte Runde vereinbart, zu der Dg 21 im Januar 
erneut nach Moskau reisen sollte.27 

Richthofen 
Referat 213, Bd. 143539 

Fortsetzung Fußnote von Seite 1695 
gonnenen Störungen des russischen Programms der Deutschen Welle würden andauern: „Die Kritik 
der Sowjets an der D[eutschen]W[elle] wurde u. a. von Botschafter Kwizinskij am 6.10.86 in einer 
Demarche gegenüber StS Meyer-Landrut zum Ausdruck gebracht. Die Hauptvorwürfe lauteten: 
Ausstreuung von Lügen und Verleumdungen; statt Berichterstattung über die BR Deutschland 
Einmischung in die inneren Angelegenheiten der SU; besondere Verantwortung der Bundesregierung 
angesichts der Belastungen der Vergangenheit.“ Vgl. Referat 213, Bd. 143617. 

24 Zu einem Abkommen zwischen der Bundesrepublik und der UdSSR auf dem Gebiet des Umwelt-
schutzes vgl. Dok. 268, Anm. 34.  
Ministerialdirektor Freiherr von Richthofen vermerkte am 9. Dezember 1987: „In den Experten-
gesprächen zu Berlin-Fragen Anfang Oktober in Moskau und am 20. November in Bonn wurden […] 
zunächst beiderseits die bisherigen Standpunkte ausgetauscht. Ich habe auf persönlicher Grundlage 
den Vorschlag eingeführt, die Möglichkeit eines Kompromisses dahingehend zu prüfen, daß die Auf-
listung der Berliner Teilnehmer im Arbeitsplan unterschiedlich gehandhabt wird, nämlich zu einzelnen 
Vorhaben in der bisherigen Reihenfolge, zu anderen Projekten jeweils am Ende. Die sowjetische Dele-
gation äußerte sich hierzu nicht. Möglicherweise liegt in dieser Richtung der Weg für einen Kom-
promiß“. Vgl. Referat 213, Bd. 143603. 

25 Zu den Beziehungen zwischen den Europäischen Gemeinschaften und dem RGW vgl. Dok. 177, 
Anm. 31.  
Referat 411 notierte am 6. November 1987: „Bei Gesprächen mit EGK hat RGW zunächst Aufnahme 
einer G[eltungs]B[ereichs]K[lausel] in Gemeinsame Erklärung (GE) abgelehnt mit der Begründung, 
Erklärung sei kein Vertrag, Aufnahme von GBK widerspräche daher Praxis der EG. EGK hält (mit 
unserer Unterstützung) daran fest, daß GBK in GE unverzichtbar ist. […] In bilateralen Sondie-
rungen mit uns (EGK ist unterrichtet) bemüht sich SU um Verständigung. In bisherigen Gesprächen 
Botschafter Meyer-Landrut/Bondarenko und D 2/Kwizinskij haben sich folgende Elemente für eine 
Lösung ergeben: GBK wird in GE im Standardwortlaut aufgenommen; aus nicht erklärten Gründen 
will SU in GBK aber keine Bezugnahme auf Gebiet des RGW […]; in GE wird allgemeine Unberührt-
heitsklausel mit Hinweis auf ‚zwei- und mehrseitige Verträge‘ aufgenommen; RGW gibt – wie im 
Textilabkommen EG – Ungarn – außerhalb GE einseitige Erklärung ab mit Hinweis auf ‚Vereinbarun-
gen und Beschlüsse der Vier Mächte aus der Kriegs- und Nachkriegszeit sowie das Vier-Mächte-
Abkommen vom 3.9.1971‘; bei allen weiteren bilateral zwischen RGW-MS und EG auszuhandelnden 
Verträgen wird keine Unberührtheitsklausel, sondern nur GBK aufgenommen; jeweiliger RGW-MS 
gibt außerhalb des Vertrages einseitige Gegenerklärung ab, so wie im Fall des Textilabkommens 
EG – Ungarn“. Vgl. Referat 213, Bd. 143596. 

26 Bundesminister Genscher und der sowjetische Außenminister Schewardnadse unterzeichneten das 
Protokoll über Konsultationen am 19. Januar 1988. Für den Wortlaut vgl. BULLETIN 1988, S. 56. 

27 Ministerialdirigent Kastrup hielt sich am 2./3. März 1988 in der UdSSR auf. 
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Aufzeichnung des Vortragenden Legationsrats I. Klasse Derix 

214-542.40 RUM-1137/87 geheim 24. November 19871 

Über Herrn Dg 212/D 23, Herrn Staatssekretär4 Herrn Bundesminister 

Betr.: Aussiedlung Deutscher aus Rumänien; 
hier: Ihr Gespräch mit dem Herrn Bundeskanzler zur Vorbereitung Ihres 
Rumänienbesuchs (17./18. Dezember 1987)5 

Zweck der Vorlage: Zur Unterrichtung 

I. Zur Vorbereitung Ihres bevorstehenden Besuchs in Bukarest wollten Sie das 
Ausreisethema und die damit zusammenhängenden Fragen mit dem Herrn 
Bundeskanzler besprechen. Wie wir aus dem Bundeskanzleramt hören, ist 
dort dem Bundeskanzler ebenfalls vorgeschlagen worden, über dieses Thema 
mit Ihnen zu sprechen. 
II. Die rumänische Seite wird auch in diesem Jahr in quantitativer Hinsicht der 
am 30.6.1988 auslaufenden, von den Beauftragten abgeschlossenen „Konvention“ 
gerecht werden (Mindestzahl 11 000).6 Setzt sich die zur Zeit rückläufige Tendenz 
fort (1.1.1987 – 31.10.1987 11 032 Personen), wird zum Jahresende allerdings nur 
mit Zahlen zu rechnen sein, die in etwa denen des Vorjahres (13 130) entsprechen. 
Nicht zu übersehen ist auch, daß sich das Schmiergeldunwesen insbesondere im 
Banat wieder ausgebreitet hat und Ausreisewillige nach wie vor benachteiligt 
werden. 
Bisher erhält Rumänien 
– für jeden in die Bundesrepublik auswandernden deutschen Volkszugehörigen 

(und ggf. nichtdeutschen Ehegatten) DM 7800,- zuzüglich pauschal jährlich 
32 Mio. DM. 1986 beliefen sich diese Zahlungen auf rd. 135 Mio. DM. 

 
 1 Die Aufzeichnung wurde von Vortragendem Legationsrat I. Klasse Derix und Vortragendem Lega-

tionsrat von Blücher konzipiert. 
 2 Hat Ministerialdirigent Kastrup am 24. November 1987 vorgelegen. 
 3 Hat Ministerialdirektor Freiherr von Richthofen am 24. November 1987 vorgelegen. 
 4 Hat Staatssekretär Sudhoff am 25. November 1987 vorgelegen.  

Hat Ministerialdirigent Jansen am 26. November 1987 vorgelegen.  
Hat Vortragendem Legationsrat I. Klasse Elbe am 18. Dezember 1987 vorgelegen, der den „Rück-
lauf von BM“ über das Büro Staatssekretäre an Referat 214 verfügte.  
Hat Vortragendem Legationsrat I. Klasse Freiherr von Pfetten-Arnbach am 18. Dezember 1987 vor- 
gelegen.  
Hat Vortragendem Legationsrat von Blücher am 21. Dezember 1987 erneut vorgelegen, der die 
Weiterleitung an Vortragenden Legationsrat I. Klasse Derix verfügte. 

 5 Zum Besuch des Bundesministers Genscher am 16./17. Dezember 1987 in Rumänien vgl. Dok. 375. 
 6 Zwischen der Bundesrepublik und Rumänien wurden 1973 Absprachen über die Ausreise von Deutsch-

stämmigen aus Rumänien getroffen, die gegen finanzielle Leistungen der Bundesregierung gewährt 
wurde. Am 7. Januar 1978 schlossen beide Seiten eine auf fünf Jahre angelegte Vereinbarung, die 
durch eine weitere Übereinkunft vom 24. März 1981 bis 30. Juni 1983 fortgeschrieben wurde. Vgl. 
dazu AAPD 1978, I, Dok. 11, und AAPD 1981, I, Dok. 101.  
In Gesprächen am 20./21. Mai 1983 in Bukarest kamen beide Seiten u. a. überein, daß Rumänien im 
Zeitraum vom 1. Juli 1983 bis 30. Juni 1988 jährlich 11 000 rumänischen Staatsbürgern deutscher 
Volkszugehörigkeit die Ausreise ermöglichen werde. Die Bundesregierung sollte für jede Person 
7800 DM zahlen. Vgl. dazu AAPD 1983, I, Dok. 182. 
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An aktuellen, d. h. innerhalb der letzten fünf Jahre bekundeten oder wiederhol-
ten Ausreisewünschen sind 
a) rd. 68 000 Fälle registriert. Während des genannten Zeitraums nicht erneuert 
wurden weitere 
b) 23 000 vom DRK früher festgehaltene Aussiedlungsbegehren. Die Landsmann-
schaften gehen von weit höheren tatsächlichen Zahlen aus. Belegen lassen sich 
ihre Schätzungen, 
c) 80 % der in Rumänien lebenden rd. 220 000 Deutschen, allerdings nicht. 
III. Gelänge es, die rumänische Seite dazu zu bewegen, einer Lösung der Aus-
reisewünsche innerhalb von drei Jahren zuzustimmen, so wären bei gleichblei-
benden Preisen im Fall der Varianten (s. o.) 
a) (68 000 Personen) jährlich rd. 210 Mio. DM, d. h. insgesamt 627 Mio. DM; 
b) (91 000 Personen) jährlich rd. 269 Mio. DM, d. h. insgesamt 806 Mio. DM; und 
c) (180 000 Personen) jährlich rd. 500 Mio. DM, d. h. insgesamt rd. 1,5 Mrd. DM 
aus dem Bundeshaushalt zu bestreiten. 
Hierin nicht enthalten sind die „kostenneutralen“, weil stets als Rückführungs-
kosten anfallenden Fahrtkostenpauschalen von DM 350,- pro Person. 
Zu rechnen ist überdies mit einem anspruchsvollen rumänischen Forderungs-
katalog auf wirtschaftlichem Gebiet, so hinsichtlich einer Verlängerung der Son-
derbürgschaft Temeschwar (700 Mio. DM)7, 
– Sonderkrediten für Engagements der deutschen Wirtschaft in Rumänien, 
– Verlängerung des Bürgschaftsplafonds (300 Mio. DM) für normale Export-

geschäfte8, 
– des Engagements der DEG, 
– Genehmigung für die Ausfuhr von Technologien, die unter die Kontrolle des 

COCOM fallen. 
IV. Ceauşescus Politik der rigorosen Hartwährungsentschuldung9 und auch sich 
verringernde rumänische Exportüberschüsse haben Bukarest bislang nicht dazu 

 
 7 Referat 421 berichtete am 9. Juni 1987: „Seit Januar 1978 (Besuch BK Schmidt in Rumänien) wird 

industrielles Großprojekt Timişoara zwischen beiden Seiten diskutiert. Durch die Ansiedlung von 
Produktionsbetrieben in diesem Gebiet (nach rumänischen Plänen insbesondere Elektronik und 
Hydraulik) sollte auch der deutschstämmigen Bevölkerung bei der Beschaffung von Arbeitsplätzen 
geholfen werden. Zur Erleichterung der Durchführung dieses Vorhabens wurde von der Bundesregie-
rung ein Sonderbürgschaftsrahmen von 700 Mio. DM bereitgestellt, dessen Laufzeit am 28.6.1983 
um fünf Jahre verlängert wurde.“ Ferner seien auf Vorschlag von BM Genscher Bevollmächtigte 
zur beschleunigten Durchführung des Projekts sowie eine Arbeitsgruppe eingesetzt worden. Diese 
Arbeitsgruppe sei vom 10. bis 13. März 1986 zu ihrer vierten Tagung zusammengekommen. Vgl. 
Referat 214, Bd. 139535. Vgl. dazu ferner AAPD 1986, I, Dok. 110. 

 8 Referat 421 vermerkte am 9. Juni 1987: „Der von der Bundesregierung für 1984 eingerichtete Plafond 
von 300 Mio. DM für Ausfuhrbürgschaften nach Rumänien wurde bisher nur in geringem Maße 
ausgenutzt (knapp 100 Mio. DM). Der Restplafond des Jahres 1984 wurde daher in die Jahre 1985, 
1986 und 1987 übernommen. Im Falle des Ausschöpfung im laufenden Jahr würde über einen neuen 
Plafond beraten.“ Vgl. Referat 214, Bd. 139535. 

 9 Die Botschaft in Bukarest berichtete im Länderbericht für Rumänien mit Stand vom 1. September 
1987: „Durch eine strenge Limitierung der Importe aus westlichen Ländern sowie durch große An-
strengungen, die rumänischen Ausfuhren in allen möglichen Bereichen zu erhöhen, konnte in den 
letzten Jahren eine beachtliche Verringerung der Auslandsverschuldung erzielt werden. Die West-
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veranlaßt, die Ausreisezahlen deutlich zu erhöhen und damit aus dem „Export-
artikel Mensch“ mehr Kapital zu schlagen.  
Verläßliche Prognosen für die künftige rumänische Haltung läßt die Persönlich-
keitsstruktur Ceauşescus nicht zu. 
Ein spektakulärer Massenexodus von 180 000 Menschen in wenigen Jahren 
würde Rumänien vor wirtschaftliche Probleme (Verlust von Arbeitskräften) 
stellen und wird auch mit dem Prestigedenken Ceauşescus nur schwer zu ver-
einen sein.10  
In jüngeren Einlassungen zum Thema (Gespräche mit MdB Stercken Juli 198611 
bzw. NRW-Arbeitsminister Heinemann September 198712) erklärte Ceauşescu 
zwar die rumänische Bereitschaft, „Probleme der Familienzusammenführung“ 
aus humanitären Gründen zu bearbeiten, betonte aber als Prinzip rumänischer 
Politik, die deutsche Minderheit im Lande zu halten. 
Die oben erwähnte Konvention spricht demgegenüber nicht von „Familienzusam-
menführung“, sondern – weiter gefaßt – von „Auswanderung rumänischer Staats-
bürger deutscher Volkszugehörigkeit“. Im Schlußsatz der Konvention erklären 
beide Seiten „gemeinsam ihren guten Willen, die Zusammenarbeit auch nach 
dem 30. Juni 1988 fortzuführen“ und rechtzeitig Verhandlungen über die Fort-
führung aufzunehmen. 
V. Die rumänische Seite hat angekündigt, daß sie bei Ihrem Besuch auf Festset-
zung eines Termins für die Rumänien-Reise des Bundeskanzlers dringen werde. 
Im Bundeskanzleramt ist man der Ansicht, daß die BK-Reise im Zusammenhang 
mit dem Abschluß einer neuen Ausreisekonvention durchgeführt werden sollte. 
Diese Auffassung wird hier geteilt. 

Fortsetzung Fußnote von Seite 1698 
verschuldung dürfte noch ca. 5,5 Mrd. US-Dollar betragen und soll nach Vorstellung der rumänischen 
Führung bis zum Ende des gegenwärtigen Fünfjahresplans 1986–1990 restlos abgetragen werden. 
[…] Trotz des Rückgangs des rumänischen Exportvolumens wurde 1986 nach offiziellen Angaben 
ein Überschuß von 2 Mrd. US-Dollar erwirtschaftet.“ Vgl. den Schriftbericht Nr. 1111 vom 8. Sep-
tember 1987; Referat 214, Bd. 139531. 

10 An dieser Stelle vermerkte Staatssekretär Sudhoff handschriftlich: „Hinzu kommt die Präzedenz-
wirkung in bezug auf die ungarische Minorität. Die Auswanderung eines so großen Bevölkerungs-
teils aus einem Siedlungsgebiet dürfte auch Probleme der Nachbesiedlung aufwerfen.“ 

11 Der Vorsitzende des Auswärtigen Ausschusses des Bundestags, Stercken, besuchte Rumänien vom 
14. bis 18. Juli 1986. Am 16. Juli 1986 führte er ein Gespräch mit Präsident Ceauşescu. Botschafter 
Schulze-Boysen, Bukarest, berichtete am folgenden Tag, daß Ceauşescu, von Stercken auf die Frage 
der Deutschstämmigen in Rumänien angesprochen, sich dafür ausgesprochen habe, daß „die Menschen 
dort bleiben und für bessere Lebensbedingungen arbeiten und kämpfen“ sollten, „wo sie geboren 
seien. […] Eine Zeitlang nach dem Zweiten Weltkrieg sei der massive Ausreisewunsch verständlich 
und berechtigt gewesen, diese Zeit sei aber vorüber.“ Vgl. den Drahtbericht Nr. 527; Referat 214, 
Bd. 139529. 

12 Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen, Heinemann, 
hielt sich vom 2. bis 10. September 1987 in Rumänien auf. Am 10. September 1987 wurde er von 
Präsident Ceauşescu zu einem Gespräch empfangen. Botschafter Matthias, Bukarest, berichtete 
am 11. September 1987, daß zunächst Wirtschaftsfragen erörtert worden seien. Dann sei Heine-
mann auf seine Reise durch Siebenbürgen eingegangen, wo er zahlreiche Gespräche mit Deutsch-
stämmigen geführt habe. Von ihnen habe er erfahren, daß sie zwar „keine Nachteile im täglichen 
Leben“ erdulden müßten, aber dennoch viele in die Bundesrepublik ausreisen wollten. Ceauşescu 
habe darauf geantwortet, „daß Probleme der Familienzusammenführung auch weiterhin auf huma-
nitärer Basis bearbeitet würden“. Zugleich habe er betont, „daß es Prinzip rumänischer Politik 
sei, die deutsche Minderheit im Lande zu halten“. Vgl. den Drahtbericht Nr. 748; Referat 012-9, 
Bd. 138656. 
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Sie hatten Ihren Besuch 1983 (31.5./1.6.) durchgeführt13, unmittelbar nachdem 
die Beauftragten14 die derzeit noch gültige „Konvention“ abgeschlossen hatten 
(21. Mai 1983). 
Referat 421 hat mitgezeichnet. 

Derix 
VS-Bd. 13502 (214) 
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Bundeskanzler Kohl an den 
Generalsekretär des ZK der KPdSU, Gorbatschow 

Geheim 24. November 19871 

Sehr geehrter Herr Generalsekretär, 
für Ihr Schreiben vom 1. Oktober 19872 danke ich Ihnen. Ich habe Ihre Ausfüh-
rungen über Stand und Perspektiven der Beziehungen zwischen unseren beiden 
Staaten und über aktuelle internationale Fragen mit großer Aufmerksamkeit 
und mit lebhaftem Interesse zur Kenntnis genommen. Ihrer Aufforderung, Ihnen 
dazu meine Überlegungen mitzuteilen, komme ich gerne nach. 
In meiner Regierungserklärung vom 18. März d. J.3 habe ich unterstrichen, daß 
die Bundesregierung auch künftig den Beziehungen zur UdSSR zentrale Bedeu-
tung zumißt. Dementsprechend liegt auch mir daran, daß wir diese Beziehungen 
gemeinsam überdenken und durch Anstrengungen beider Seiten auf ein neues, 
höheres Niveau heben. 

 
13 Zum Besuch des Bundesministers Genscher vom 31. Mai bis 1. Juni 1983 in Rumänien vgl. AAPD 

1983, I, Dok. 163 und Dok. 164. 
14 Heinz Günther Hüsch (Bundesrepublik) und Stelian Octavian Andronic (Rumänien). 
 
 1 Ablichtung.  

Das Schreiben wurde von Vortragendem Legationsrat I. Klasse Kaestner, Bundeskanzleramt, am 
24. November 1987 an Vortragenden Legationsrat I. Klasse Freiherr von Pfetten-Arnbach mit der 
Bitte übermittelt, „den Text gemäß beigefügtem Drahterlaß der Botschaft Moskau übermitteln und 
das Original mit nächstem Luftbeutel nachsenden zu lassen“. Laut beigefügtem Drahterlaß wurde Bot-
schafter Meyer-Landrut, Moskau, gebeten, das „Schreiben des Bundeskanzlers an GS Gorbatschow 
(nebst dort zu fertigender Höflichkeitsübersetzung) schnellstmöglich dem Empfänger persönlich oder 
aber AM Schewardnadse zu übermitteln“.  
Hat Vortragendem Legationsrat I. Klasse Freiherr von Pfetten-Arnbach am 24. November 1987 vor- 
gelegen.  
Hat Pfetten-Arnbach am 25. November 1987 erneut vorgelegen, der die Weiterleitung an Botschafter 
Holik verfügte.  
Hat Holik am 25. November 1987 vorgelegen. Vgl. das Begleitschreiben und den Drahterlaß; VS-
Bd. 11311 (220); B 150, Aktenkopien 1987. 

 2 Zum Schreiben des Generalsekretärs des ZK der KPdSU, Gorbatschow, vom 1. Oktober 1987 an Bun-
deskanzler Kohl vgl. Dok. 280, Anm. 4. 

 3 Für den Wortlaut der Regierungserklärung des Bundeskanzlers Kohl am 18. März 1987 im Bundestag 
vgl. BT STENOGRAPHISCHE BERICHTE, 11. WP, 4. Sitzung, S. 51–73. 
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Wir sind uns dabei bewußt: Jedes Bemühen, unsere Beziehungen solider und 
stabiler zu gestalten, liegt nicht nur im Interesse unserer Völker, sondern 
dient zugleich dem Frieden und der Zusammenarbeit in ganz Europa. Dies er-
legt uns eine besondere Verantwortung auf. Um so wichtiger scheint mir, daß 
wir hierüber bald einen persönlichen Gedankenaustausch führen. 
Der Wunsch der Menschen unserer beiden Staaten, die Beziehungen zu festigen, 
zu vertiefen und zukunftsgewandt zu gestalten, ist ein gutes Fundament für 
unsere Bemühungen. Meine Mitbürger möchten mit den Völkern der Sowjetunion 
Freundschaft pflegen. Sie haben die düsteren Kapitel der deutsch-sowjetischen 
Beziehungen nicht vergessen. Sie haben aus der leidvollen Geschichte gelernt. 
Zugleich sind sie sich der Tatsache bewußt, daß die gemeinsame Geschichte nicht 
nur von Kriegen und Konflikten belastet, sondern durch lange Perioden freund-
schaftlicher Zusammenarbeit und fruchtbaren gegenseitigen Austausches berei-
chert worden ist. Sie selbst haben in Ihrem Schreiben an diese guten Traditionen 
erinnert. Wir möchten darauf aufbauen. 
Im Moskauer Vertrag4 besitzen wir eine feste Grundlage für die Weiterentwick-
lung unserer Beziehungen. Er hat Perspektiven eröffnet, die bei weitem noch 
nicht ausgeschöpft sind. Hier liegt die konkrete Aufgabe der politisch Verantwort-
lichen, zu der ich stehe. 
Ich teile Ihre Auffassung, daß man in der praktischen Politik von der realen Lage 
der Dinge ausgehen muß. Zur realen Lage der Dinge zählen das Zusammen-
gehörigkeitsgefühl des deutschen Volkes und sein Wunsch, die Teilung friedlich 
zu überwinden. Zur realen Lage zählt, daß die Bundesrepublik Deutschland die 
von ihr geschlossenen Verträge nach Buchstaben und Geist einhält. Sie erhebt 
keinerlei Gebietsansprüche gegen irgend jemanden. Sie achtet die territoriale 
Integrität aller Staaten und die Unverletzlichkeit aller Grenzen in Europa. Wie 
Bundespräsident von Weizsäcker bei seinem Staatsbesuch in der Sowjetunion5 
zum Ausdruck gebracht hat, geht es uns bei unserem legitimen Wunsch, die Tei-
lung zu überwinden, um Humanität und Selbstbestimmung, die das ebenso 
legitime Streben aller Länder nach sicheren Grenzen und nach stabilen politi-
schen Verhältnissen in Europa achtet. 
Zur realen Lage zählt ferner, daß die Bindungen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und Berlin (West) bei strikter Einhaltung und voller Anwendung 
des Vier-Mächte-Abkommens6 aufrechterhalten und entwickelt werden. Wir ha-
ben für die wirksame Einbeziehung von Berlin (West) in unsere bilateralen Ver-
träge einen pragmatischen Weg vereinbart, der die Standpunkte beider Seiten 
respektiert.7 Wenn dieser Weg, wie wir dringend wünschen, für die Gestaltung 

 
 4 Für den Wortlaut des Vertrags vom 12. August 1970 zwischen der Bundesrepublik und der UdSSR 

vgl. BUNDESGESETZBLATT 1972, Teil II, S. 354 f. Vgl. dazu auch AAPD 1970, II, Dok. 387 und Dok. 388. 
 5 Bundespräsident Freiherr von Weizsäcker, der von Bundesminister Genscher begleitet wurde, besuchte 

die UdSSR vom 6. bis 11. Juli 1987. Vgl. dazu Dok. 200, Dok. 203, Dok. 204, Dok. 206 und Dok. 212. 
 6 Für den Wortlaut des Vier-Mächte-Abkommens über Berlin vom 3. September 1971 sowie des 

Schlußprotokolls vom 3. Juni 1972, mit dem das Abkommen in Kraft trat, vgl. BUNDESANZEIGER, 
Nr. 174 vom 15. September 1972, Beilage, S. 44–73. Vgl. dazu auch AAPD 1971, II, Dok. 281. 

 7 Die Formulierung einer Berlin-Klausel war das Ergebnis von Gesprächen zwischen Staatssekretär 
Frank und dem sowjetischen Botschafter Falin vom 25. bis 27. März 1972. Vgl. dazu AAPD 1972, I, 
Dok. 74 und Dok. 86. 
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der vertraglichen Grundlagen unserer Zusammenarbeit auf allen Gebieten an-
gewendet wird, könnten fortbestehende Schwierigkeiten rasch überwunden 
und die Beziehungen insgesamt substantiell fortentwickelt werden. In dieser 
Hinsicht messen wir dem bevorstehenden Besuch von Außenminister Scheward-
nadse große Bedeutung bei.8 
Ich teile Ihre Auffassung, daß wir nunmehr daran gehen sollten, all das Positive, 
das unsere Länder verbindet und die Völker einander näher bringt, nach Kräften 
fortzuentwickeln. Wir sind zu umfassender Zusammenarbeit bereit. In vielen 
Bereichen können wir auf guten Grundlagen aufbauen. 
Wir sind bereit, den politischen Dialog auf allen Ebenen zu intensivieren. Ein 
Protokoll über Konsultationen9 soll ihm die Qualität geben, die seiner Bedeutung 
entspricht. 
Mit der Einrichtung neuer Generalkonsulate in Kiew und München10 wollen 
wir die nicht zuletzt kulturell bedeutsamen Hauptstädte einer Unionsrepublik 
bzw. eines Bundeslandes verstärkt in den Austausch einbeziehen. 
Wir wollen die zur Zeit unbefriedigende Entwicklung unseres Handelsaustauschs 
rasch überwinden und den Wirtschaftsaustausch durch neue Formen der Zusam-
menarbeit bereichern. Ich rege in diesem Zusammenhang erneut den Abschluß 
eines Vertrages über Schutz und Förderung von Investitionen11 an. 
Die in diesem Jahr in Kraft getretenen Vereinbarungen über wissenschaftlich-
technische Zusammenarbeit12 sollten nunmehr zügig in die Praxis umgesetzt 

 
 8 Der sowjetische Außenminister Schewardnadse hielt sich vom 17. bis 19. Januar 1988 in der Bundes-

republik auf. Vgl. dazu AAPD 1988. 
 9 Zum geplanten Konsultationsprotokoll mit der UdSSR vgl. Dok. 333. 
10 Zu den Verhandlungen über die Errichtung von Generalkonsulaten der Bundesrepublik und der 

UdSSR in Kiew bzw. München vgl. Dok. 333, Anm. 12. 
11 In einer Aufzeichnung des Bundesministeriums für Wirtschaft vom 13. Oktober 1987 hieß es: „Das 

Protokoll der deutsch-sowjetischen Wirtschaftskommission vom April 1987 stellt zum Thema Investi-
tionen fest: ‚…Beide Seiten sind der Auffassung, daß der Abschluß eines Investitionsförderungs- und 
Schutzvertrags für die Errichtung von Gemeinschaftsunternehmen auf dem Territorium der Union 
der Sozialistischen Sowjetrepubliken nützlich wäre, und erklären sich bereit, hierüber Verhandlungen 
aufzunehmen.‘ […] Die Bundesregierung hat im Juli 1987 der sowjetischen Seite über die Botschaft 
in Moskau unseren Vertragsvorschlag (Mustervertrag) übergeben. Die sowjetische Seite hatte zuvor 
einen russischen Entwurf in Aussicht gestellt und Verhandlungen für das dritte Quartal 1987 vor-
gesehen. Eine russische Reaktion auf den deutschen Textvorschlag ist bis heute nicht erfolgt. […] 
Ob ein Investitionsförderungs- und Schutzvertrag mit der Sowjetunion in absehbarer Zeit aus-
gehandelt werden kann, erscheint fraglich. Die in einem IFV vorgesehenen Kernelemente, wie um-
fassende Definition des Kapitalanlagebegriffs, Inländerbehandlung und Meistbegünstigung, Ent-
eignungsgarantie sowie Entschädigung, freier Transfer für Kapital und Erträge, internationale 
Schiedsgerichtsbarkeit sowohl für Meinungsverschiedenheiten zwischen den Staaten als auch zwischen 
Investor und Staat, werden die sowjetische Seite vor erhebliche ideologische und praktische Probleme 
stellen.“ Vgl. Referat 421, Bd. 140464. 

12 Für den Wortlaut des Abkommens vom 22. Juli 1986 zwischen der Bundesrepublik und der UdSSR 
über wissenschaftlich-technische Zusammenarbeit und der dazugehörigen Anlage vgl. BUNDESGESETZ-
BLATT 1988, Teil II, S. 395–397.  
Zur Unterzeichnung des Abkommens und zur Einbeziehung von Berlin (West) vgl. AAPD 1986, II, 
Dok. 196, Dok. 198, Dok. 202 und Dok. 212.  
Das Abkommen trat am 7. Juli 1987 in Kraft. Vgl. dazu BUNDESGESETZBLATT 1988, Teil II, S. 394.  
Zu den gleichfalls am 7. Juli 1987 in Kraft getretenen Ressortabkommen zwischen der Bundesrepublik 
und der UdSSR über wissenschaftlich-technische Zusammenarbeit bei der friedlichen Nutzung der 
Kernenergie, über die Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Gesundheitswesens und der medizinischen 
Wissenschaft sowie im Bereich der Agrarforschung vgl. Dok. 126, Anm. 20. 
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werden. Deshalb sollte die vereinbarte Gemischte Kommission möglichst rasch 
zusammentreten. 
Wir wünschen die baldige Unterzeichnung des in diesem Jahr fertig verhandel-
ten Abkommens über die Zusammenarbeit im Umweltschutz13 und des ebenfalls 
bereits ausgearbeiteten Abkommens über Binnenschiffahrt14. Ein weiteres 
Abkommen über den Seeverkehr steht vor dem Abschluß.15 
Für den gegenseitigen kulturellen Austausch gilt das Wort von den unausge-
schöpften Möglichkeiten im besonderen Maße.16 Sein jetziger Umfang entspricht 
weder den großen Beiträgen unserer Völker zur gemeinsamen Kultur Europas, 
noch den konkreten Wünschen der Menschen, die kulturellen Leistungen des 
anderen Volkes umfassend kennenzulernen. Wir sollten deshalb in nicht zu 
ferner Zukunft die Errichtung von Kulturinstituten ins Auge fassen. 
Besonders wichtig halte ich die Erweiterung der zwischenmenschlichen Kon-
takte und die Verbesserung der Möglichkeiten, sich über das andere Land zu 
informieren. Deshalb sollten wir Initiativen zum gegenseitigen Kennenlernen 
– auch auf nicht-staatlicher Ebene – nach besten Kräften fördern und dabei 
dem Jugendaustausch besondere Aufmerksamkeit widmen. 
In diesem Zusammenhang verzeichne ich mit besonderer Befriedigung, daß im 
laufenden Jahr eine vergleichsweise hohe Zahl von Sowjetbürgern deutscher 
Nationalität die Genehmigung zur Ausreise in die Bundesrepublik Deutsch-
land erhalten hat. Ich hoffe im Interesse unserer Beziehungen, daß sich diese 
positive Entwicklung fortsetzen und verstärken läßt. 
Herr Generalsekretär, die Tagesordnung unserer Beziehungen ist bereits jetzt 
reichhaltig, und die Chancen, schnelle und substantielle Fortschritte zu erzielen, 
liegen auf der Hand. Wir sind bereit, sie in vollem Umfang zu verwirklichen. 
Mit besonderer Genugtuung stelle ich fest, daß auch die Entwicklung des West-
Ost-Verhältnisses insgesamt den Ausbau unserer bilateralen Beziehungen be-
günstigt. Ich habe die Ergebnisse der jüngsten Begegnungen der Außenminister 
der Sowjetunion und der Vereinigten Staaten von Amerika in Moskau und 
Washington17 öffentlich als Durchbruch gewürdigt. Ich bin der Auffassung, daß 

 
13 Zur Frage der Unterzeichnung eines Abkommens zwischen der Bundesrepublik und der UdSSR auf 

dem Gebiet des Umweltschutzes vgl. Dok. 333, Anm. 24. 
14 Ministerialdirektor Jelonek notierte am 30. Oktober 1986: „Am 27.10.1986 wurde in Moskau nach 

langjährigen schwierigen Verhandlungen das deutsch-sowjetische Regierungsabkommen über 
Binnenschiffahrt in Anwesenheit von BM Dollinger und dem amtierenden sowjetischen Minister 
für Hochseeschiffahrt, Tichonow, von den beiden Delegationsleitern paraphiert.“ Vgl. Referat 423, 
Bd. 159938.  
Die Unterzeichnung des paraphierten Abkommens über Binnenschiffahrt unterblieb jedoch in der 
Folge, da die Frage der Flaggenführung von Binnenschiffen aus Berlin (West) ungeklärt blieb. Vgl. 
dazu die Aufzeichnung des Referats 210 vom 6. November 1987; Referat 210, Bd. 145232. 

15 Zur Frage der Unterzeichnung eines Abkommens zwischen der Bundesrepublik und der UdSSR auf 
dem Gebiet der Seeschiffahrt vgl. Dok. 177, Anm. 28. 

16 Zum deutsch-sowjetischen Kulturprogramm vgl. Dok. 333, Anm. 15. 
17 Zum Besuch des sowjetischen Außenministers Schewardnadse vom 15. bis 17. September 1987 in den 

USA vgl. Dok. 261.  
Zum Besuch des amerikanischen Außenministers Shultz am 22./23. Oktober 1987 in der UdSSR vgl. 
Dok. 296.  
Zum Besuch von Schewardnadse am 30. Oktober 1987 in den USA vgl. Dok. 302.  
Zum Treffen von Shultz und Schewardnadse am 23./24. November 1987 in Genf vgl. Dok. 340. 
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damit eine vielversprechende Grundlage für das Treffen zwischen Ihnen und 
Präsident Reagan am 7. Dezember 1987 geschaffen worden ist.18 
Die Bundesregierung sieht in einem Abkommen über die weltweite Beseitigung 
der amerikanischen und sowjetischen Mittelstreckenflugkörper mit einer Reich-
weite zwischen 500 und 5500 km einen historischen Schritt. Von Beginn an hat 
die Bundesregierung die INF-Verhandlungen konstruktiv mitgestaltet und mit 
eigenen Beiträgen einer Vereinbarung den Weg geebnet. Die positiven Worte, 
die Sie für meine Entscheidung vom 26. August 198719 gefunden haben, weiß ich 
zu schätzen. 
Ich bin überzeugt, daß dieses Abkommen den Rüstungskontrollverhandlungen 
auch in anderen Bereichen positive Impulse verleihen wird. Insbesondere begrüße 
ich die Absicht der Sowjetunion und der Vereinigten Staaten von Amerika, im 
kommenden Jahr einen Vertrag mit dem Ziel zu schließen, ihre Potentiale strate-
gischer Angriffswaffen zu halbieren.20 Dabei müssen beide Verhandlungspartner 
Anstrengungen übernehmen, für das Verhältnis von Offensiv- und Defensiv-
waffen eine die Sicherheitsinteressen beider Seiten berücksichtigende, koopera-
tive Lösung zu finden. Dies gilt auch für die Anwendung des ABM-Vertrages21. 
In unserem entschiedenen Eintreten für ein möglichst baldiges weltweites Ver-
bot der chemischen Waffen sind wir uns mit Ihnen einig.22 Wir sind bereit, 
zusammen mit den anderen Mitgliedern der Genfer Abrüstungskonferenz an 
der Lösung der noch offenen Fragen aktiv mitzuarbeiten. 
Für uns ist von entscheidender Bedeutung die Stabilisierung des Kräfteverhält-
nisses auch im konventionellen Bereich. Sie selbst haben in öffentlichen Äußerun-
gen auf die Notwendigkeit hingewiesen, Ungleichgewichte dort, wo sie beste-
hen, abzubauen. Wir wollen Stabilität auf niedrigem Niveau. Es liegt in unse-
rem dringenden Interesse, daß in Wien23 ein Mandat für Verhandlungen über 
konventionelle Stabilität vom Atlantik bis zum Ural noch vor Jahresende ver-
einbart wird. Die Verhandlungen könnten dann in der ersten Jahreshälfte 1988 
beginnen. 
Sie kennen unsere Sorgen wegen der großen Überlegenheit, über die die Sowjet-
union bei den landgestützten Flugkörpern mit weniger als 500 km Reichweite 
verfügt. Mit meiner Entscheidung vom 26.8.1987 habe ich deshalb den Appell 
an Sie verbunden, diese einseitige Bedrohung abzubauen. Damit könnten Sie 
ein bedeutsames positives Signal zugunsten von Stabilität und Sicherheit in 
Europa setzen und günstige Voraussetzungen für Rüstungskontrollverhand-
lungen in diesem Bereich schaffen. 
Das Atlantische Bündnis hat sich in Reykjavik am 12. Juni 1987 dafür ausgespro-
chen, im Zusammenhang mit der Herstellung eines konventionellen Gleich-
gewichts und einer weltweiten Beseitigung chemischer Waffen amerikanische 

 
18 Der Generalsekretär des ZK der KPdSU, Gorbatschow, besuchte die USA vom 7. bis 10. Dezember 

1987. Vgl. dazu Dok. 360, Dok. 364 und Dok. 365. 
19 Zur Erklärung des Bundeskanzlers Kohl vom 26. August 1987 vgl. Dok. 235. 
20 Zu den amerikanisch-sowjetischen START-Verhandlungen vgl. Dok. 316, Anm. 31. 
21 Zur Frage der „engen“ oder „weiten“ Interpretation des ABM-Vertrags vgl. Dok. 24. 
22 Zu den Verhandlungen über ein Verbot chemischer Waffen in Genf vgl. Dok. 311, Anm. 2. 
23 Zu den Mandatsgesprächen über Konventionelle Rüstungskontrolle vgl. Dok. 293. 
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und sowjetische bodengestützte nukleare Flugkörpersysteme kürzerer Reich-
weite deutlich und überprüfbar auf gleiche Obergrenzen zu reduzieren.24 
Die Verhandlungen über konventionelle Stabilität sind nach unserer Überzeu-
gung allerdings nicht der geeignete Rahmen für die rüstungskontrollpolitische 
Erfassung von Nuklearwaffen. 
Ihre Anregung, unseren Gedankenaustausch auf die Architektur des künftigen 
Europa zu erstrecken, greife ich gerne auf. Die Bundesregierung bekennt sich 
seit ihrer Gründung zum politischen Ziel, eine europäische Friedensordnung zu 
schaffen, in der alle Völker in gleicher Sicherheit leben und sich in friedlichem 
Wettbewerb entwickeln, in der Grenzen ihren trennenden Charakter verlieren, 
in der die Menschenrechte allseits geachtet werden und in der die Menschen 
ungehindert zueinander kommen. Dieses Ziel, das wir mit unseren Freunden 
und Verbündeten teilen, hat in der Schlußakte von Helsinki25 und im Schluß-
dokument von Madrid26 sichtbaren und richtungweisenden Ausdruck gefunden. 
Alle Teilnehmerstaaten des gesamteuropäischen Prozesses sind aufgerufen, auf 
der Grundlage dieser Dokumente das Europa von heute und morgen aufzubauen. 
Jetzt geht es insbesondere darum, auf dem Wiener Folgetreffen ein konkretes 
Ergebnis zu erzielen, das für die Menschen spürbare Verbesserungen bringt und 
sie vom ernsten Willen aller Teilnehmerstaaten überzeugt, auch alle bisherigen 
Vereinbarungen im KSZE-Rahmen durchzuführen. Ich würde es ferner sehr 
begrüßen, wenn die von mir Ihnen gegenüber bereits im Sommer 1986 vorgeschla-
gene West-Ost-Wirtschaftskonferenz27 nunmehr in Wien beschlossen würde. 
Zu den europäischen Realitäten, die ich eingangs erwähnt habe, gehört auch 
der Prozeß der europäischen politischen und wirtschaftlichen Integration. Die 
Bundesrepublik Deutschland hat zusammen mit Frankreich bei diesem Prozeß 
von Anfang an eine führende Rolle gespielt. Dabei sind wir uns jedoch mit unse-
ren Partnern einig, daß die Europäische Gemeinschaft nicht das ganze Europa 
ist. Um so mehr begrüßen wir die neuerlich bekräftigte Bereitschaft der Staaten 
des Rates für Gegenseitige Wirtschaftshilfe, die bilaterale und multilaterale 
Zusammenarbeit mit der Europäischen Gemeinschaft auf eine neue, feste Grund-
lage zu stellen.28 Ich würde es, Herr Generalsekretär, sehr begrüßen, wenn 

 
24 Für den Wortlaut der Erklärung der NATO-Ministerratstagung am 11./12. Juni 1987 vgl. NATO 

FINAL COMMUNIQUÉS 1986–1990, S. 15–17. Für den deutschen Wortlaut vgl. EUROPA-ARCHIV 1987, 
D 382–384. Zur Tagung vgl. Dok. 170 und Dok. 174. 

25 Für den Wortlaut der KSZE-Schlußakte vom 1. August 1975 vgl. SICHERHEIT UND ZUSAMMENARBEIT, 
Bd. 2, S. 913–966. Vgl. dazu auch AAPD 1975, II, Dok. 191. 

26 Für den Wortlaut des Abschließenden Dokuments der KSZE-Folgekonferenz in Madrid vom 6. Sep-
tember 1983 vgl. EUROPA-ARCHIV 1983, D 537–554. 

27 Bundeskanzler Kohl regte mit Schreiben vom 30. August 1985 an den Generalsekretär des ZK der 
KPdSU, Gorbatschow, die „Einberufung einer internationalen Konferenz auf Ministerebene im Rah-
men der KSZE-Mitglieder“ an. Vgl. dazu AAPD 1985, II, Dok. 235.  
Kohl wiederholte diesen Vorschlag im Schreiben vom 30. Januar 1986 an Gorbatschow. Vgl. dazu 
AAPD 1986, I, Dok. 27.  
Kohl unterbreitete schließlich am 26. Mai 1986 vor der VI. Interparlamentarischen Konferenz über 
europäische Zusammenarbeit und Sicherheit den Vorschlag einer „KSZE-Konferenz auf hoher Ebene“ 
über wirtschaftliche Zusammenarbeit. Vgl. dazu BULLETIN 1986, S. 501.  
Zum Vorschlag der EG-Mitgliedstaaten vom 18. Februar 1987 für eine West-Ost-Konferenz über wirt-
schaftliche Zusammenarbeit in Europa vgl. Dok. 43, Anm. 12. 

28 Zu den Beziehungen zwischen den Europäischen Gemeinschaften und dem RGW vgl. Dok. 333, 
Anm. 25. 
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hierbei im ersten Halbjahr 1988, wenn die Bundesrepublik Deutschland die Prä-
sidentschaft der Europäischen Gemeinschaft innehat, konkrete Fortschritte 
erreicht werden könnten. Ich sehe unserem Dialog auch über diesen Fragenkreis 
mit großem Interesse entgegen. 
Herr Generalsekretär, Sie haben sich selbst und Ihrem Lande Aufgaben von 
grundlegender Bedeutung gestellt. Wir verfolgen mit großer Aufmerksamkeit 
und Sympathie Ihren persönlichen Einsatz bei der Umgestaltung des politischen, 
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Lebens der Sowjetunion. Denn wir er-
warten, daß die von Ihnen in die Wege geleiteten Veränderungen auch der 
Öffnung, dem Dialog und der Zusammenarbeit zwischen West und Ost zugute 
kommen werden. In diesem Sinne wünsche ich Ihnen Erfolg. 
Ich betrachte diesen Meinungsaustausch mit Ihnen, Herr Generalsekretär, als 
eine wertvolle Vorbereitung unserer persönlichen Begegnung, die, wie ich hoffe, 
in der ersten Hälfte des kommenden Jahres stattfinden wird. Ich würde mich 
freuen, Sie als meinen Gast in der Bundesrepublik Deutschland zu begrüßen. 
Die Einzelheiten Ihres Besuches sollten beim Aufenthalt von Außenminister 
Schewardnadse in Bonn besprochen werden.29 

Mit dem Ausdruck vorzüglichster Hochachtung 
Helmut Kohl30 

VS-Bd. 11311 (220) 

 
29 Der Generalsekretär des ZK der KPdSU, Gorbatschow, besuchte die Bundesrepublik erst vom 12. bis 

15. Juni 1989. Vgl. dazu DEUTSCHE EINHEIT, Dok. 2–4.  
Botschafter Meyer-Landrut, Moskau, berichtete am 28. November 1987: „Das Schreiben des BK an 
GS Gorbatschow habe ich am 28.11. AM Schewardnadse übergeben und dabei Inhalt in zusammen-
fassender Form vorgetragen. Sch[ewardnadse] stellte fest, daß es sich nicht um eine normale, ‚alltäg- 
liche‘ Botschaft, sondern um einen Text von grundlegender Bedeutung für die Beziehungen handele, 
den man gründlich prüfen werde, so daß er sich in diesem Zeitpunkt einer Kommentierung enthalten 
wolle. Er sagte zu, das Schreiben noch heute dem GS zu übergeben.“ Vgl. den Drahtbericht Nr. 3803; 
VS-Bd. 11311 (220); B 150, Aktenkopien 1987. 

30 Die Wörter „Helmut Kohl“ wurden von Bundeskanzler Kohl handschriftlich eingefügt. 
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Gespräch des Bundeskanzlers Kohl mit Präsident Gemayel 

 25. November 19871 

Vermerk über das Gespräch des Bundeskanzlers mit dem libanesischen Staats-
präsidenten Amin Gemayel am 25. November 1987, 16.00 Uhr bis 17.30 Uhr2 
Gesprächsteilnehmer: Bundeskanzler, Präsident Gemayel, VLR I Dr. Ueberschaer 
als Note-taker, Präsidentenberater Samir Fares als Note-taker, VLR Siebourg 
(Dolmetscherin). 
Nach Begrüßung durch den Bundeskanzler und Dank des Gastes für die Ein-
ladung kam dieser auf seine Gespräche mit dem Bundespräsidenten3, BM Gen-
scher4 und BM Klein5 zu sprechen. Im Mittelpunkt hätten der Libanon-Konflikt6 
und die Möglichkeiten der Bundesrepublik Deutschland zur Vermittlung und 
Unterstützung gestanden. 
Er, Gemayel, stehe dem Bundeskanzler gerne zur Beantwortung aller Fragen 
zum Libanon und Nahost-Konflikt zur Verfügung, wolle aber zunächst eine ein-
führende Erklärung abgeben. 
Er, Gemayel, sei ein großer Freund Deutschlands und der Deutschen. Er sei erst-
mals als Sechzehnjähriger in den 50er Jahren in Deutschland gewesen und habe 
sich hier seinen Aufenthalt durch Ferienarbeit in einer Berliner Gummi-Fabrik 

 
 1 Ablichtung.  

Die Gesprächsaufzeichnung wurde von Vortragendem Legationsrat I. Klasse Ueberschaer, Bundes-
kanzleramt, am 26. November 1987 gefertigt und von Ministerialdirektor Teltschik, Bundeskanzler-
amt, am 30. November 1987 über Bundesminister Schäuble an Bundeskanzler Kohl geleitet. Dazu 
maschinenschriftlicher Vermerk: „Eilt!“ Ferner vermerkte Teltschik: „Hiermit wird der von Herrn 
Dr. Ueberschaer gefertigte und vor Abwesenheit wegen Krankheit noch durchgesehene Vermerk 
über Ihr Gespräch mit Staatspräsident Gemayel vorgelegt. Sie hatten Gemayel zugesichert, dessen 
Vorschläge im bevorstehenden EG-Rat in Kopenhagen anzusprechen.“ Vgl. den Begleitvermerk; 
Bundeskanzleramt, AZ: 21-30 100 (56), Bd. 73; B 150, Aktenkopien 1987. 

 2 Präsident Gemayel besuchte die Bundesrepublik vom 23. bis 27. November 1987. 
 3 Präsident Gemayel traf am 24. November 1987 zu einem Gespräch mit Bundespräsident Freiherr 

von Weizsäcker zusammen. 
 4 Präsident Gemayel und Bundesminister Genscher kamen am 25. November 1987 zu einem Gespräch 

zusammen. Vgl. dazu die Gesprächsaufzeichnung; Referat 310, Bd. 149638. 
 5 Präsident Gemayel und Bundesminister Klein führten am 25. November 1987 ein Gespräch. Vgl. 

dazu den Drahtbericht Nr. 692 des Botschafters Göttelmann, z. Z. Junieh, vom 30. November 1987; 
Referat 310, Bd. 149638. 

 6 Referat 310 vermerkte am 23. Oktober 1987: „Fortschreitende Kantonalisierung des Libanon, die 
Machtlosigkeit der Zentralregierung und die Anwesenheit fremder Kampfeinheiten sind unverändert 
der Nährboden für Gewalt. Die Ermordung von Ministerpräsident Karami (über die Hintermänner 
der Tat gibt es keine Klarheit) hat dies bestätigt. Bis zum Einmarsch von mehr als 7000 syrischen 
Armeesoldaten nach West-Beirut (22.2.1987) hatten der zwischen Amal-Milizen und Palästinensern 
ausgetragene ‚Lagerkrieg‘ um zwei palästinensische Flüchtlingslager sowie Kämpfe der untereinander 
verfeindeten Gruppen (Amal-Miliz einerseits, drusische, sunnitische und kommunistische Kämpfer 
andererseits) zu einem völligen Zusammenbruch der öffentlichen Ordnung geführt. Nach dem Ein-
marsch ist in West-Beirut eine Beruhigung eingetreten. Die Entwaffnung der Milizen konnten die 
syrischen Truppen jedoch bislang nur im Kerngebiet von West-Beirut durchsetzen. Eine andauernde 
Beruhigung der Lage würde eine Befriedung auch der südlichen Vorstädte Beiruts, wo sich besonders 
die pro-iranische Hisbollah verschanzt hat, und der Palästinenserlager erfordern.“ Vgl. Unterabtei-
lung 31, Bd. 141112. 
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verdient. In den Jahrzehnten danach habe er zahlreiche Deutschlandreisen 
unternommen. Er habe für Deutschland – nicht zuletzt wegen des gemeinsamen 
Schicksals der Teilung – stets besonderes Verständnis. 
Sein, Gemayels, Vater7 sei ein großer Förderer des Sportes im Libanon gewesen. 
Er habe sein Land 1936 bei den Olympischen Spielen in Berlin vertreten und 
sei von der Disziplin, der Ordnungsliebe und dem Patriotismus der Deutschen 
tief beeindruckt gewesen, ohne die negativen Seiten des damaligen Regimes zu 
verkennen. 
Sein Vater habe später im Libanon eine politische Partei gegründet, die sich eben 
diese Prinzipien zu eigen gemacht habe. Diese deutschen Grundsätze stünden 
in erheblichem Widerspruch zu der levantinischen Mentalität der Ordnungs- 
und Disziplinlosigkeit und des fehlenden Bürgersinns. Da es im Libanon keine 
Gruppe mit vergleichbaren Prinzipien gegeben habe, sei es den Christen seit 
1936 gelungen, im Libanon zu überleben – und dies trotz eines nun seit zwölf 
Jahren währenden Kriegszustandes. 
Die Christen im Libanon seien stolz auf die von ihnen durchlebten Erfahrungen. 
Vor diesem Hintergrund wolle er, Gemayel, den Bundeskanzler zur Übernahme 
von Verantwortung für sein von deutschen Grundvorstellungen geprägtes Land 
ermutigen. 
Er wolle den Kanzler auch darauf hinweisen, daß die hinter ihm stehende christ-
liche Bewegung mehrheitlich katholisch geprägt sei. Die Kraft zum Überleben 
und zur Integration in eine muslimische Umgebung habe der christliche Volks-
teil des Libanon nur durch die von ihm empfundene und übernommene Verant-
wortung für alle Gemeinschaften des Libanon aufbringen können. Diese christ-
liche Verantwortung sei das Bindeglied für die Einheit des Libanon gewesen und 
sei es heute noch. 
Man habe dadurch eine Koexistenz zwischen Christentum und Islam im Libanon 
trotz des Kriegszustandes erreichen können. Die Christen im Libanon hätten 
die Moslems von der Notwendigkeit überzeugt, diesen Geist der Koexistenz, wie 
er in der Verfassung8 niedergelegt sei, aufrechtzuerhalten, so daß auch heute 
der Wunsch aller Libanesen so ausgerichtet sei, die politische Macht zu teilen 
und gemeinsam auszuüben. 
Die westliche Öffentlichkeit habe aufgrund einer verzerrten Berichterstattung 
der Medien ein falsches Bild über die Entwicklungen im Libanon. Es gebe in die-
sem Lande zwar ein internes Kräfteringen, aber die Auseinandersetzungen seien 
nicht in erster Linie ein Bürgerkrieg verfeindeter ethnischer, religiöser und poli-
tischer Gruppen. Vielmehr würden Zwist und Unordnung von außen herein-
getragen und der politische Kampf durch Waffenlieferung manipuliert. 
Der gemeinsame Wunsch, die Einheit des Libanon aufrechtzuerhalten, der fort-
bestehe, würde von den Medien so gut wie nie gezeigt: 
– das funktionierende Parlament, 
– die kürzlich erfolgte Wahl des Obersten Richters durch die Vereinigung der 

Anwälte jeder politischen Provenienz, 
 
 7 Pierre Gemayel. 
 8 Für den Wortlaut der libanesischen Verfassung vom 23. Mai 1926 in der Fassung vom 21. Januar 

1947 vgl. CONSTITUTIONS OF NATIONS, II, S. 573–582. 
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– eine funktionierende gemeinsame Administration, 
– und schließlich eine Armee, die Anhänger aller politischen Gruppen in sich 

vereint. 
Eine Reihe deutscher Persönlichkeiten haben sich in letzter Zeit von der Exi-
stenzbereitschaft und dem Wiederaufbauwillen des libanesischen Volkes auf 
der Grundlage der traditionellen Ordnung überzeugen können (u. a. Max Strauß 

9, 
Dr. Wegener10, MdB Stercken, StS Lengl11). 
Vor diesem Hintergrund wende er, Gemayel, sich an den Bundeskanzler, in 
dessen Eigenschaften als Deutscher, Demokrat und als Christ, mit der Bitte, 
dem Libanon zu helfen, seine Lebensfähigkeit, seinen Fortbestand als Staat 
und den Zusammenhang seiner Bevölkerung als Gemeinschaft zu erhalten. Denn 
die gemeinsamen Ideale wie Toleranz, Demokratie und christliche Verantwortung 
seien die besten Voraussetzungen, um das Nebeneinander aller politischen 
Gruppen und damit das Überleben des Libanon zu sichern. Die Christen des 
Libanon könnten ihrerseits in eine solche Befriedungsaktion ihre dem Westen 
sonst fehlende große Erfahrung mit dem islamischen Fundamentalismus und die 
Überwindung des von ihm ausgehenden Terrors einbringen. 
Der Bundeskanzler dankte Gemayel für seine offene Darlegung des tragischen 
Bildes des Libanon heute, das im krassen Gegensatz zu den traditionellen Vor-
stellungen einer politischen Oase mit einem sorgfältig ausgewogenen Gleich-
gewicht aller Kräfte in einer sonst wenig stabilen Gegend stehe. Wie könne die 
Bundesrepublik dem Libanon behilflich sein? Da wir ab Januar die Präsident-
schaft in der EG übernehmen12, könnten wir auch die Chance nutzen, um hier 
die Autorität der EG ins Spiel zu bringen. Wo könnten wir mit einer politischen 
Unterstützung ansetzen, sei es im Verhältnis zu Syrien, sei es im Verhältnis 
zu Israel? Was könnten wir für den Libanon im Bereich der Wirtschaft, der Ent-
wicklungszusammenarbeit und der humanitären Hilfe tun? Und schließlich: 
Wie sind die Perspektiven für das Ergebnis der Präsidentschaftswahlen im 
kommenden Jahr?13 

 
 9 Der Sohn des bayerischen Ministerpräsidenten, Max Strauß, besuchte den Libanon vom 13. bis 

17. September 1986. Botschafter Eitel, Beirut, teilte am 23. September 1986 mit, Strauß sei bei 
seinem insgesamt dritten Besuch im Libanon u. a. von dem Verfassungsrechtler an der Universität 
München, Professor Scholler, begleitet worden. Gegenstand des Besuchs seien „die Fortsetzung der 
von MP Strauß mit St[aats]P[räsident] Gemayel Anfang September in Nizza geführten Gespräche 
und insbesondere Beratungen über einen von StP Gemayel inspirierten und von Prof. Scholler be-
gutachteten Verfassungsentwurf“ gewesen. Vgl. den Drahtbericht Nr. 346; Referat 310, Bd. 149642. 

10 Der Leiter des Büros für Auswärtige Beziehungen der CDU, Wegener, hielt sich vom 26. bis 31. Juli 
1987 im Libanon auf. Botschafter Eitel, z. Z. Junieh, informierte am 5. August 1987, daß Wegener 
u. a. von Präsident Gemayel zu Gesprächen empfangen worden sei. Themen seien dabei die bilateralen 
Beziehungen, das Verhältnis der CDU zur  Kata’ib- und zur National-Liberalen Partei sowie der Liba-
non-Konflikt gewesen. Vgl. dazu den Schriftbericht Nr. 493; Referat 310, Bd. 149635. 

11 Staatssekretär Lengl, Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit, besuchte den Libanon 
vom 9. bis 11. April 1987. Botschafter Eitel, z. Z. Junieh, berichtete am 14. April 1987, Lengl sei von 
Präsident Gemayel „mehrfach“ empfangen worden, u. a. „auch zu einem privaten Abendessen in klei-
nem Kreise“. Lengl habe sich mit seinem Besuch „von der Hilfswürdigkeit des Libanon persönlich 
überzeugen und, gegebenenfalls, Schritte zur Beschleunigung des Mittelabflusses besprechen“ wollen. 
Vor der Presse habe er mehrfach betont, „daß der Libanon Hilfe nicht später, nach einer allfälligen 
Befriedung, sondern vor allem jetzt benötige“. Vgl. den Drahtbericht Nr. 247; Referat 310, Bd. 149647. 

12 Die Bundesrepublik hatte die EG-Ratspräsidentschaft vom 1. Januar bis 30. Juni 1988 inne. 
13 Die Amtszeit des Präsidenten Gemayel endete am 22. September 1988. 
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Gemayel erläuterte, daß er die Fragen der wirtschaftlichen Zusammenarbeit 
bereits in seinen bisherigen Gesprächen eingehend erörtert habe und sich daher 
jetzt gegenüber dem Bundeskanzler auf die Möglichkeiten einer politischen Un-
terstützung konzentrieren wolle. Der Libanon habe drei Viertel seines Leidens-
weges hinter sich, falls ihm die Bundesregierung ihre Unterstützung gewähre. 
Diese sei in dreierlei Hinsicht erforderlich: 
– Die Bundesregierung möge im VN-Rahmen auf einen Rückzug der israelischen 

Truppen aus dem Libanon gemäß SR 42514 drängen. 
– Ferner möge die Bundesregierung gemeinsam mit ihren europäischen Partnern 

nachdrücklich – gegebenenfalls durch gezielte politische und wirtschaftliche 
Druckmaßnahmen – auf Syrien einwirken, den Dialog mit der libanesischen 
Regierung mit dem Ziel eines Rückzugs der syrischen Truppen aus dem Liba-
non15 aufzunehmen. 

 – Die Chancen für einen Erfolg seien gut, da die arabische Welt – u. a. Saudi-
Arabien, Jordanien, Algerien – mit dem Libanon sympathisiere.  
Er, Gemayel, verfüge selbst über ausgezeichnete Beziehungen zur arabi-
schen Welt: Auf den Arabischen Gipfeln in Kuwait16 und Amman17 sei ihm 
von allen Seiten Hilfsbereitschaft signalisiert worden. 

 – Syrien, das sich zur Zeit nicht in einer stabilen Lage befinde, werde nicht in 
der Lage sein, dem vereinten europäischen und arabischen Druck zu wider-
stehen; 

 – Die Bundesregierung könne auch bilateral die arabischen Staaten ermuti-
gen, sich einer gemeinsamen Initiative gegenüber Syrien anzuschließen. 

– Schließlich gebe es eine neue amerikanisch-saudi-arabische Initiative zur Ver-
mittlung zwischen Syrien und dem Libanon, die auf konkreten Vorschlägen 
des libanesischen Präsidenten beruhe. 

 Diese Vorschläge könne die Bundesregierung Syrien gegenüber unterstützen. 
 – Das libanesische Arbeitspapier, das von der amerikanisch-saudi-arabischen 

Vermittlungsinitiative übernommen wurde, sei auf dem Gipfel in Amman 
von jordanischer und algerischer Seite gebilligt worden. 

 – Dieser sehr konkrete Plan, der dem Auswärtigen Amt bereits bekannt sei, 
sei den Syrern übermittelt worden. Eine Antwort sei jedoch noch nicht er-
folgt. 

 – Wenn die Bundesregierung Syrien verdeutliche, daß eine Öffnung zum 
Westen nur möglich sei und erwidert werde, falls es eine Lösung der Liba-
non-Frage erleichtere, dürfte Syrien im gegenwärtigen Stadium zu Kon-
zessionen bereit sein. 

 
14 Nach dem israelischen Einmarsch in den Libanon am 13./14. März 1978 verabschiedete der VN-

Sicherheitsrat auf amerikanische Initiative am 19. März 1978 eine Resolution, die die Einhaltung 
der territorialen Integrität, Souveränität und politischen Unabhängigkeit des Libanon sowie den so-
fortigen Rückzug israelischer Truppen forderte. Für den Wortlaut der Resolution Nr. 425 vgl. UNITED 
NATIONS RESOLUTIONS, Serie II, Bd. XI, S. 13. 

15 Zum Einmarsch syrischer Truppen in West-Beirut am 22. Februar 1987 vgl. Dok. 52, Anm. 25. 
16 Vom 26. bis 29. Januar 1987 fand in Kuwait-Stadt die fünfte Konferenz der Staats- und Regierungs-

chefs der Organisation der Islamischen Konferenz (OIC) statt. Für den Wortlaut des Schlußkommuni-
qués vgl. EUROPA-ARCHIV 1987, D 249–257 (Auszug). 

17 Zur außerordentlichen Gipfelkonferenz der Arabischen Liga vom 8. bis 11. November 1987 vgl. Dok. 329. 
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Gemayel schloß seinen Hilfsappell mit dem Hinweis, daß Syrien allein zwar das 
Libanon-Problem nicht lösen, aber eine Lösung verhindern könne. Falls die 
Bundesregierung und ihre europäischen Partner viel politischen und wirtschaft-
lichen Druck auf Syrien ausübten, wäre dies ein erster Schritt zur Wiederherstel-
lung der Ordnung im Libanon. 
Der Bundeskanzler sagte Gemayel zu, dessen Vorschläge im bevorstehenden EG-
Rat in Kopenhagen18 anzusprechen. Er bat den Unterzeichneten19 um Erstellung 
einer entsprechenden Punktation. 
Gemayel fuhr fort, daß Syrien seit zwölf Jahren die Vorherrschaft im Libanon 
ausüben wolle. Angesichts des Scheiterns dieser Pläne müsse man Syrien klar-
machen, daß jetzt die Zeit für eine Kompromißlösung gekommen sei. 
Dasselbe gelte für Israel, das auch nicht bereit sei, den Libanon zu verlassen.20 
Jede der beiden Mächte verlange von der anderen den ersten Schritt beim Trup-
penrückzug. Da beide den Libanon nicht verlassen wollten, gehe es beiden nur 
darum „den Schwarzen Peter“ loszuwerden. Auf diese Weise habe es lange Zeit 
hindurch eine indirekte Zusammenarbeit zwischen Israel und Syrien gegeben, 
die sich jetzt allerdings in einer Sackgasse befinde. Vielleicht habe der Libanon 
angesichts der Ohnmacht beider Regionalmächte jetzt eine Chance für die Lösung 
seiner Probleme. 
Auf Frage des Bundeskanzlers bemerkte Gemayel, daß seine Regierung nur 
über relativ niederrangige Kontakte zu Israel verfüge. Innerhalb der israelischen 
Regierung hätten Shamir und Peres gleiche Auffassungen zur Libanon-Frage. 
Zu den Perspektiven für die Präsidentschaftswahl im Libanon übergehend, wies 
Gemayel darauf hin, daß das libanesische Regierungssystem zwölf Jahre des 
Krieges überlebt und seinen Kern bewahrt habe. Sollte es allerdings im Sep-
tember 1988 nicht gelingen, sich auf einen neuen Präsidenten zu einigen, drohe 
ein gefährliches Vakuum zu entstehen. Die Voraussetzungen für eine Lösung 
müßten vor dem Ende seines, Gemayels, Mandats geschaffen werden. Falls es auf 
der Grundlage des amerikanischen Vorschlags gelinge, die Mitwirkung Syriens 
an einer politischen Lösung zu erreichen, sei auch eine innerlibanesische Eini-
gung durchsetzbar. 
Entscheidend sei jetzt eine internationale Initiative, die Syrien und Israel zu 
einem Abzug ihrer Truppen aus dem Libanon dränge. Nachdem beide Mächte 
zwölf Jahre ihre Vorstellungen im Libanon nicht durchsetzen konnten, dürften 
sie sich heute einer solchen Initiative, die von den Vereinigten Staaten, der 
EG und den gemäßigten arabischen Staaten unterstützt würde, kaum entziehen 
können. 
Diese Mächte hätten ja auch ein gemeinsames Interesse, die Wurzeln des vom 
Libanon ausgehenden Terrorismus auszutrocknen und so seinen Export ein für 
alle Mal zu beenden. Der Terrorismus gehe in erster Linie von der Hisbollah, aber 
auch von der Sozialistischen Partei des Libanon, aus, die z. B. Gaddafi 1000 Mili-
zionäre zur Verfügung gestellt hätte. Der Mangel an Autorität der libanesischen 

 
18 Zur Tagung des Europäischen Rats am 4./5. Dezember 1987 vgl. Dok. 358. 
19 Hans-Christian Ueberschaer. 
20 Zum Einmarsch israelischer Truppen in den Libanon am 6. Juni 1982 vgl. Dok. 298, Anm. 9. 
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Regierung hänge eng mit der Präsenz der ausländischen Armeen im Libanon 
zusammen. 
Auf Frage des Bundeskanzlers: Wichtigste Stütze des Terrors der Hisbollah seien 
Iraner, insbesondere Pasdaran, die zu dessen Unterstützung über die syrische 
Grenze in den Libanon hineinkämen. Diese Möglichkeit würde nach einem Abzug 
der syrischen Truppen entfallen. 
Zur anschließenden Frage des Bundeskanzlers nach den Möglichkeiten einer 
Rückkehr zum friedlichen Miteinander aller politischen Gruppen des Libanon nach 
einem Abzug aller fremden Truppen äußerte sich Gemayel im folgenden Sinne: 
– Er fordere Syrien nicht zum sofortigen Truppenabzug auf, sondern zum Dialog 

und zu einem geordneten Abzug. 
– Er wolle vermeiden, daß der syrische Truppenrückzug in einem Eklat ende und 

sich im Anschluß daran Probleme durch Einwirkung von außen ergäben. 
– Im Libanon selbst seien dann die Voraussetzungen geschaffen, den traditionel-

len Konsens aller Bevölkerungsgruppen wieder herzustellen. Der von ihm 
geschaffene Plan eines Gleichgewichts bei Ausübung der politischen Macht 
beinhalte eine Reihe konkreter Formeln: Es solle eine neue Verfassung geben 
und eine neue Armee, die die bisherigen Milizen aufnehme. 

Auf erneute Frage des Bundeskanzlers nach dem Terrorpotential der Hisbollah: 
Die Hisbollah sei im Prinzip eine kleine Minderheit, die ohne die als Kader aus 
dem Iran entsandten Pasdaran, ohne die monatlichen iranischen Hilfsgelder in 
Höhe von 12 Mio. Dollar und ohne das Gewährenlassen durch die syrische Armee 
nie ihr gegenwärtiges Terrorpotential erreicht hätte. 
Nach Abzug aller fremden Truppen entfielen die Hilfsquellen, aus denen die 
Hisbollah ihre Kraft beziehe. Dagegen eröffneten sich zahlreiche Möglichkeiten 
zur Entwicklung des Landes, zur Bekämpfung der Inflation, zur Senkung der 
Arbeitslosenzahl. Diese müßten sich nicht mehr, um ihr Leben zu fristen, an die 
Milizen verkaufen. Auch der Terror lasse sich eindämmen, sobald Gesetz und 
Ordnung im Libanon wiederhergestellt seien, zumal der Terror in den meisten 
Fällen für Geld ausgeübt werde. 
Erneut auf die Perspektiven der Präsidentenwahl angesprochen, meinte Gemayel, 
daß eine Machtverteilung aufgrund eines nationalen Kompromisses und Konsen-
ses gegenwärtig von Syrien verhindert werde. Die amerikanisch-saudi-arabischen 
Vorschläge hierfür, die Syrien übermittelt worden seien, hätten nicht dessen 
Interesse gefunden. 
Dem bisherigen deutschen Botschafter21 sei die Kompromißbereitschaft der ver-
schiedenen religiös-politischen Gruppen des Libanon aus seinen Gesprächen mit 
einer Reihe moslemischer Führer bekannt. Die Libanesen könnten sich auf eine 
Machtteilung einigen, sofern diese nicht von Syrien verhindert werde. 
Das bisherige System habe so funktioniert, daß der von den christlichen Grup-
pen unterstützte Präsident und der von den moslemischen Gruppen gestützte 
Premierminister gemeinsam gleichgewichtig Macht und Verantwortung aus-
geübt hätten. Die jeweilige politische Haltung werde durch einen Konsens der 
sie jeweils stützenden christlichen bzw. moslemischen Gruppierungen bestimmt. 

 
21 Antonius Eitel. 
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Aus der gegebenen staatsrechtlichen Situation habe sich ein Zwang zu Einigung 
und Kompromiß für beide Seiten ergeben. Unter den besonderen Umständen 
des Libanon sei die Formel „one man – one vote“ nicht verwendbar. 
Auf Frage des Bundeskanzlers, ob dieses traditionelle Gleichgewicht nicht in-
zwischen durch den moslemischen Einwand einer überstarken institutionellen 
Stellung des Präsidenten überholt sei, erwiderte Gemayel, daß die christliche 
Seite zur Schaffung eines neuen Gleichgewichts im Kompromißwege bereit sei. 
Die Christen hätten seinerzeit die Moslems davon überzeugt, daß man im Wege 
einer Machtteilung operieren könne. Eine solche Machtteilung im Kompromiß-
wege lasse sich auch wieder schaffen, sofern nur die Syrer dies zuließen. 
Er, Gemayel, habe den von den Amerikanern unterstützten Kompromißplan 
mit dem Premierminister22 wie auch dem Präsidenten des Abgeordnetenhauses 
des Libanon23 besprochen. Beide seien Moslems; beide seien einverstanden mit 
diesem Entwurf. 
Der Bundeskanzler warf die Frage nach einer möglichen Unterstützung des Plans 
durch das Ausland und damit des Verhältnisses von Präsident Gemayel zu den 
in Betracht kommenden Regierungen auf. 
Gemayel äußerte sich dazu wie folgt: 
– Frankreich habe eine nostalgische Zuneigung zum Libanon und betrachte 

diesen noch immer als seine politische „chasse gardée“. Es wolle dem Libanon 
helfen, verfüge hierfür aber nicht über die erforderlichen politischen Möglich-
keiten und sei auch durch das System der „cohabitation“ gehindert. Die Bun-
desregierung könne ihre guten Beziehungen zu Frankreich für eine gemein-
same Initiative zugunsten des Libanon nutzen. 

– Zu Großbritannien habe der Libanon keine traditionellen politischen Bezie-
hungen. Er, Gemayel, habe – nicht zuletzt durch zwei Besuche bei PM That-
cher24 – den Versuch einer Öffnung unternommen. GB wolle dem Libanon 
helfen, könne aber offenbar vor allem nur moralische Unterstützung gewähren. 

– Zu Italien habe der Libanon ausgezeichnete Beziehungen. Craxi und Pertini 
hätten insbesondere im Rahmen der Internationalen Truppe25 dem Libanon 
sehr geholfen. Unter den übrigen Europäern stünden Spanien und die Nieder-
lande dem Libanon mit Sympathien gegenüber. Letztere hätte viel Hilfe im 
humanitären Bereich geleistet. 

– Die Beziehungen zu den USA könnten als privilegiert bezeichnet werden. 
– Unter den arabischen Mächten seien Algerien, Saudi-Arabien und Jordanien 

sehr hilfreich; Marokko und die Golfstaaten seien guten Willens, aber ohne 
Einfluß. 

Bundeskanzleramt, AZ: 21-30 100 (56), Bd. 73 

 
22 Selim al-Hoss. 
23 Hussein al-Husseini. 
24 Präsident Gemayel hielt sich am 14./15. Dezember 1983 sowie am 16./17. Februar 1987 zu Gesprächen 

mit Premierministerin Thatcher in Großbritannien auf. 
25 Italienische Streitkräfte waren im Rahmen der Multinationalen Streitmacht (MNF) vom 25. August 

1982 bis 31. März 1984 im Libanon stationiert. 
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Gespräch des Bundeskanzlers Kohl mit dem 
Präsidenten der EG-Kommission, Delors 

 25. November 19871 

Teilnehmer auf deutscher Seite: der Herr Bundeskanzler, Staatsminister Staven-
hagen, MDg Hartmann als Note-taker, Frau Siebourg als Dolmetscherin. 
Auf seiten der Europäischen Kommission: Kommissionspräsident Delors, stell-
vertretender Kabinettschef Burghardt, Dolmetscherin. 
Der Bundeskanzler geht kurz auf die Zusammenarbeit mit Frankreich ein und 
insbesondere auf die Veranstaltung anläßlich des 25-jährigen Bestehens des 
Elysée-Vertrages am 22. Januar 1988 in Paris2 und erklärt, er werde dafür Sorge 
tragen, daß der Kommissionspräsident zu seiner Rede, die er im Elysée-Palast 
halten werde3, eingeladen werde. 
Kommissionspräsident Delors erwidert, er werde diese Einladung sehr gerne an-
nehmen. 
Der Bundeskanzler stellt unter Bezugnahme auf sein vorhergegangenes Gespräch 
mit Staatspräsident Gemayel4 die Frage, was die EG tue, um dem Libanon zu 
helfen. 
Kommissionspräsident Delors antwortet, die Gemeinschaft stelle dem Libanon 
vor allem Nahrungsmittelhilfe zur Verfügung. Es sei allerdings nicht immer 
einfach, diese auch weiterzuleiten. In politischer Hinsicht müsse man außerdem 
sagen, daß die zwölf Außenminister der Gemeinschaft über wenig Möglichkeiten 
verfügten. 
Der Bundeskanzler erklärt, er überlege sich, ob wir nicht während unserer Prä-
sidentschaft5 eine Initiative zugunsten des Libanon ergreifen sollten. 

 
 1 Ablichtung.  

Die Gesprächsaufzeichnung wurde von Ministerialdirigent Hartmann, Bundeskanzleramt, am 27. No-
vember 1987 gefertigt und von Ministerialdirektor Teltschik, Bundeskanzleramt, über Bundesminister 
Schäuble an Bundeskanzler Kohl „zur Billigung“ geleitet. Dazu vermerkte Teltschik: „Ich bitte ferner 
um Weisung, ob dieser Vermerk auch BM Genscher, BM Stoltenberg und BM Kiechle zur persönlichen 
Kenntnisnahme übersandt werden kann.“  
Hat Schäuble vorgelegen.  
Hat Kohl vorgelegen, der für Teltschik handschriftlich vermerkte: „Nein.“  
Hat Teltschik am 27. November 1987 erneut vorgelegen, der die Weiterleitung an Hartmann „z[ur] 
K[enntnisnahme]“ verfügte.  
Hat Hartmann am 1. Dezember 1987 erneut vorgelegen, der die Weiterleitung an Vortragenden Lega-
tionsrat Bitterlich, Bundeskanzleramt, „z. K.“ verfügte.  
Hat Bitterlich vorgelegen. Vgl. den Begleitvermerk; Bundeskanzleramt, AZ: 21-30 100 (56), Bd. 73; 
B 150, Aktenkopien 1987. 

 2 Für den Wortlaut des deutsch-französischen Vertrags vom 22. Januar 1963 vgl. BUNDESGESETZBLATT 
1963, Teil II, S. 706–710. Vgl. dazu auch AAPD 1963, I, Dok. 44.  
Am 22. Januar 1988 wurden in Paris die Feierlichkeiten zum 25. Jahrestag des Vertrags begangen. 
Vgl. dazu AAPD 1988. 

 3 Für den Wortlaut der Rede des Bundeskanzlers Kohl anläßlich des 25. Jahrestags des deutsch-franzö-
sischen Vertrags am 22. Januar 1988 in Paris vgl. BULLETIN 1988, S. 77–81. 

 4 Für das Gespräch des Bundeskanzlers Kohl mit Präsident Gemayel vgl. Dok. 336. 
 5 Die Bundesrepublik hatte die EG-Ratspräsidentschaft vom 1. Januar bis 30. Juni 1988 inne. 
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Kommissionspräsident Delors unterstützt diesen Gedanken nachdrücklich und 
schlägt vor, daß die Politischen Direktoren hierzu konkrete Vorschläge erarbei-
ten. Auf eine entsprechende Bitte des Bundeskanzlers erklärt sich Kommissions-
präsident Delors ferner bereit, ihm eine Darstellung der derzeitigen Hilfspro-
gramme für den Libanon zu übermitteln. 
Der Bundeskanzler fährt fort, Gemayel sei der Auffassung, daß man im Liba-
non durchaus zu einem Arrangement kommen könne, wenn Syrien und Israel 
sich zurückziehen würden.6 
Kommissionspräsident Delors erklärt, die Politischen Direktoren könnten bei-
spielsweise ein Aufbauprogramm für den Libanon entwickeln, für das man auch 
die Unterstützung der Weltbank gewinnen könne. Ferner könnte auch die Mög-
lichkeit geprüft werden, bei den Libanesen im Ausland eine Anleihe aufzuneh-
men. Man müsse dem Libanon eine Perspektive geben. 
Dem Vorschlag des Bundeskanzlers, auch die USA einzubeziehen, stimmt Delors 
prinzipiell zu, weist allerdings darauf hin, daß es für die EG-Länder psychologisch 
leichter sei, etwas für den Libanon zu tun, als für die USA oder beispielsweise 
die Sowjetunion. 
Der Bundeskanzler bringt sodann kurz die Frage der Besetzung des EG-Informa-
tionsbüros in Bonn zur Sprache. 
Kommissionspräsident Delors verspricht, der Sache noch einmal nachzugehen. 
Der Bundeskanzler bittet Kommissionspräsident Delors sodann, die Lage vor 
dem ER7 aus seiner Sicht darzustellen. 
Kommissionspräsident Delors erklärt, es sei wichtig, daß alle Mitgliedstaaten 
nach Kopenhagen in dem Bewußtsein gehen, daß es kein Scheitern geben dürfe. 
Hierbei müsse man die Dinge im großen politischen Zusammenhang sehen. Die 
Bürger seien über die Entwicklung an der Börse und in der internationalen 
Währungspolitik beunruhigt.8 Zugleich müsse man mit einer Verlangsamung 
des Wirtschaftswachstums rechnen. BM Genscher habe angekündigt, daß die 
deutsche Präsidentschaft den Binnenmarkt voranbringen wolle. Dies könne zu 
einem wichtigen psychologischen Signal auch für die Wirtschaft werden. 
Es gebe durchaus die Chance, daß man sich in Kopenhagen einige. Allerdings sei 
die Unnachgiebigkeit von PM Thatcher so groß wie noch nie zuvor. Kommissions-
präsident Delors weist in diesem Zusammenhang auf das Interview von PM 
Thatcher in der „Financial Times“ hin.9 Er wisse, daß sowohl AM Howe als auch 
Schatzminister Lawson für den Beitritt von GB zum EWS plädierten. Demgegen-
über habe sich Thatcher in dem Interview gegen einen Beitritt gestellt.10 Sie 
verwende hierbei praktisch die Argumente von Chevènement in F, der erkläre, 
daß das EWS keine Bedeutung habe („sert à rien“). 
Delors fügt hinzu, allerdings habe er auch Zweifel an der richtigen Vorberei-
tung des ER durch die dänische Präsidentschaft11. Anstatt die Probleme für den 
 
 6 Zum Einmarsch syrischer Truppen in West-Beirut am 22. Februar 1987 vgl. Dok. 52, Anm. 25.  

Zum Einmarsch israelischer Truppen in den Libanon am 6. Juni 1982 vgl. Dok. 298, Anm. 9. 
 7 Zur Tagung des Europäischen Rats am 4./5. Dezember 1987 in Kopenhagen vgl. Dok. 358. 
 8 Zur Krise an den internationalen Finanzmärkten vgl. Dok. 314. 
 9 Vgl. das Interview „Thinking about the year 2000“; FINANCIAL TIMES vom 23. November 1987, S. 19. 
10 Zur Frage eines Beitritts Großbritanniens zum EWS vgl. Dok. 73, Anm. 46. 
11 Dänemark hatte die EG-Ratspräsidentschaft vom 1. Juli bis 31. Dezember 1987 inne. 
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ER auf einige wenige Optionen zu reduzieren, kompliziere sie unnötig die Vor-
arbeiten. Dies sei die falsche Arbeitsmethode. 
Nicht zuletzt dank des persönlichen Einsatzes des Bundeskanzlers sei es gelun-
gen, in den vergangenen Jahren in wichtigen Bereichen Fortschritte zu erzielen. 
Delors weist hierbei auf die Verabschiedung der Integrierten Mittelmeerpro-
gramme12 und die Arbeiten an der Einheitlichen Europäischen Akte13 hin. 
Dieser Fortschritt sei jetzt gefährdet durch eine große Uneinigkeit über die 
Gemeinsame Agrarpolitik.14 Spanien, Portugal und Griechenland stellten sich 
aus letztlich törichten Gründen gegen die GAP. Sie seien der Meinung, man 
solle weniger Geld für die GAP ausgeben, um mehr Mittel für die übrigen Pro-
gramme zur Verfügung zu haben. Dabei übersähen sie, daß sie den höchsten 
Anteil an landwirtschaftlicher Bevölkerung hätten. GB wolle buchstäblich die 
GAP zerstören. Komischerweise werde es hierbei von NL unterstützt. NL könne 
sich dies leisten, weil sie auch bei Zusammenbruch der GAP noch immer eine 
wettbewerbsfähige Landwirtschaft hätten. 
Die einzigen, die die GAP erhalten, aber gleichzeitig anpassen wollten, seien 
D, F, IT, DK, B und LUX. Für ihn sei entscheidend, daß zwischen F und D in 
dieser Frage ein Einvernehmen hergestellt werde. Er habe allerdings zur Zeit 
nicht den Eindruck, daß das deutsch-französische Tandem funktioniere. 
Der Bundeskanzler erwidert, dies werde sich schon noch zeigen. 
Man müsse in der Tat beim Binnenmarkt vorankommen, wobei er sich natürlich 
hinsichtlich der Schwierigkeiten keine Illusionen mache. 
Der Bundeskanzler erinnert in diesem Zusammenhang an die Probleme der Ver-
kehrspolitik und erwähnt auch die Transitproblematik zwischen D, Österreich 
und IT15. 
Der Bundeskanzler geht sodann kurz auf die Entwicklung in der SU und Ost-
europa ein und erklärt, es werde wohl drei bis fünf Jahre dauern, bis man wisse, 
wohin der Kurs Gorbatschows führe. Die Widerstände gegen Gorbatschow seien 
jedenfalls größer als vor einem Jahr. Wir hätten jetzt die Chance, gewisse Türen 
gegenüber Osteuropa einzubauen. Der Bundeskanzler erwähnt in diesem Zu-
sammenhang die Bürgschaft für Ungarn16, von der er sich große politische Wir-
kung verspreche. 
Was die deutsche Präsidentschaft angehe, so sei er sich im klaren darüber, 
daß die ersten Monate wegen des französischen Wahlkampfes17 schwierig sein 
würden. (Delors wirft an dieser Stelle ein, dies gelte nicht für den Binnen-
markt.) Er wolle daher den ER unter deutschem Vorsitz so spät wie möglich 

 
12 Zu den Integrierten Mittelmeerprogrammen vgl. Dok. 92, Anm. 22. 
13 Für den Wortlaut der Einheitlichen Europäischen Akte und der Schlußakte vom 17. bzw. 28. Februar 

1986 vgl. BUNDESGESETZBLATT 1986, Teil II, S. 1104–1115. Vgl. dazu ferner AAPD 1986, II, Dok. 189 
und Dok. 278. 

14 Zur Gemeinsamen Agrarpolitik der Europäischen Gemeinschaften vgl. Dok. 73, Anm. 7.  
Zur Haltung der Bundesregierung zu den Reform- und Preisvorschlägen der EG-Kommission für 
die Gemeinsame Agrarpolitik vgl. Dok. 92. 

15 Zur Frage der Aufnahme von Verhandlungen zwischen den Europäischen Gemeinschaften, Jugo-
slawien, Österreich und der Schweiz über ein Transitverkehrsabkommen vgl. Dok. 306, Anm. 3 und 5. 

16 Zu dem von der Bundesregierung verbürgten Kredit für Ungarn vgl. Dok. 277, Anm. 8. 
17 In Frankreich wurden am 24. April bzw. 8. Mai 1988 Präsidentschaftswahlen abgehalten. 
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terminieren.18 Daher sei es wichtig für uns, in Kopenhagen zu Beschlüssen zu 
kommen. 
Der Bundeskanzler geht sodann auf die Einzelheiten des „Delors-Pakets“19 ein. 
Zu den Strukturfonds20 erklärt er, wir hätten hier eine substantielle Erhöhung 
zugesagt. Die Kommission erstrebe eine Verdoppelung der Mittel. Er glaube 
aber, daß man einen Kompromiß finden könne. Wenn man beispielsweise von 
7 auf ca. 11 Mrd. ECU gehe, so sei dies schon eine gewaltige Erhöhung. Die Kon-
zentration des Fonds auf die ärmeren Mitgliedstaaten sei für ihn kein Problem. 
Allerdings habe er Zweifel, ob der französische Vorschlag einer Konzentration 
auf SP und P durchsetzbar sei. 
Kommissionspräsident Delors wirft ein, dies werde nicht der Fall sein. Der Vor-
schlag von F verstoße gegen den „Familiensinn“. So seien beispielsweise die 
Italiener außerordentlich wütend über die französischen Vorstellungen. 
Der Bundeskanzler fährt fort, wir seien beim Regionalfonds mit der Konzentration 
einverstanden, wollten aber keine Regionalisierung beim Sozialfonds und beim 
Agrarstrukturfonds. 
Kommissionspräsident Delors wirft ein, hier gebe es möglicherweise ein Miß-
verständnis. Die Gesamtstrukturmittel für die ärmsten Regionen (im Sinne der 
Prioritäten des Regionalfonds) wolle man von z. Zt. 56 – 57 % auf 60 % erhöhen. So 
blieben 40 % für den Rest. 
Der Bundeskanzler erklärt, man werde versuchen, eine Formel zu finden. In 
der Frage der Eigenmittel hätten wir für eine stärkere Berücksichtigung des 
BSP plädiert – wie die Kommission21 –, seien aber der Meinung, daß man diesen 
Weg nicht konsequent genug beschritten habe. Es gebe durchaus konsequentere 
Modelle. Entscheidend für uns sei aber, daß ein Kompromiß gefunden werde, 
der für alle Mitgliedstaaten politisch akzeptabel sei. 
Kommissionspräsident Delors erklärt, die Vorschläge der Kommission seien für 
D günstiger als das bisherige MwSt-Modell. Wenn BM Genscher beispielsweise 
im Rat erkläre, wir hätten die Wahl zwischen dem Vorschlag der Kommission 
und dem BSP-Modell, so habe er Zweifel, daß letzteres für D günstig sei. Sein 
Ziel vielmehr sei, daß die „kleinen Reichen“ mehr zahlten. 
Der Bundeskanzler erklärt, ein anderes Problem stelle der Ausgleich für GB22 
dar. PM Thatcher mache es ihm, dem Bundeskanzler, auch gegenüber dem 
Deutschen Bundestag sehr schwer. 
Kommissionspräsident Delors stimmt dem zu und erklärt, die Kommission habe 
eine neue Formel vorgeschlagen, wonach der GB-Ausgleich Ende 1991 auslaufen 
müsse. (Hinweis: Tatsächlich hat die KOM in ihrem jüngsten Vorschlag23 nur 

 
18 Die Tagung des Europäischen Rats fand am 27./28. Juni 1988 in Hannover statt. Vgl. dazu AAPD 1988. 
19 Zu den Vorschlägen der EG-Kommission vom 15. Februar 1987 („Delors-Paket“) vgl. Dok. 51 und 

Dok. 69. 
20 Zur Reform der EG-Strukturfonds und zur Haltung der Bundesregierung vgl. Dok. 315, Anm. 23. 
21 Zu den Vorschlägen der EG-Kommission, das Bruttosozialprodukt der Mitgliedstaaten als Teil der 

Bemessungsgrundlage einer neuen vierten Einnahmeart einzuführen, vgl. Dok. 313, Anm. 8. 
22 Zur Regelung des britischen Beitrags zum EG-Haushalt vgl. Dok. 313. 
23 Für die Vorschläge der EG-Kommission an den Rat vom 12. November 1987 für einen Beschluß zur 

Korrektur der Haushaltsungleichgewichte (KOM (87) 600) vgl. Referat 412, Bd. 168706. 
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eine Überprüfung Ende 1991 vorgeschlagen!) Nach dem von der KOM vor- 
geschlagenen System bedeute dies beispielsweise, daß GB 1988 300 Mio. ECU 
(= 600 Mio. DM) weniger erhalte. Demgegenüber wolle PM Thatcher die Formel 
von Fontainebleau24 ad infinitum fortschreiben. PM Thatcher übersehe schlicht, 
daß sich aufgrund des Beitritts von Spanien und Portugal25 für GB die Bedin-
gungen geändert hätten, sie könne sich objektiv gar nicht auf Fontainebleau 
berufen, denn die dort vereinbarte Formel habe für eine Gemeinschaft der Zehn 
und nicht der Zwölf gegolten. 
Der Bundeskanzler weist darauf hin, daß F alle Mitgliedstaaten an der Finan-
zierung des GB-Ausgleichs beteiligen wolle. 
Präsident Delors erwidert, dies könne er Spanien, Portugal, Griechenland und 
Irland nur zumuten, wenn der Strukturfonds über 11 Mrd. DM hinaus erhöht 
werde. Dem Hinweis von StM Stavenhagen, wir befürworteten ja eine Konzen-
tration der Mittel auf die genannten Staaten, begegnet Kommissionspräsident 
Delors erneut mit dem Hinweis, dies würde den ER „zur Explosion bringen“. 
Das System beruhe darauf, daß man bei den Einnahmen den Wohlstand der 
einzelnen Länder berücksichtige, aber bei den Ausgaben die unterschiedliche 
Entwicklung der einzelnen Regionen in Rechnung stelle. Es gebe arme Regionen 
auch in Italien und anderen MS. Dem erneuten Einwand von StM Stavenhagen, 
es gehe ja nur um die Verteilung der zusätzlichen Mittel, begegnet Delors mit 
dem Argument, es gehe auch um eine richtige Präsentation. Wenn man beispiels-
weise Regionen wie Nordirland oder die französischen überseeischen Departe-
ments ausschließe, setze man eine endlose Diskussion in Gang. 
Beim Haushalt sehe man sich folgender Schwierigkeit gegenüber: Wenn man 
von den realen Ausgaben für die GAP 1987, die 27 Mrd. ECU betrügen, ausgehe 
und gleichzeitig eine Verdoppelung der Strukturfonds ins Auge fasse, so bedeute 
dies eine Erhöhung der Eigenmittel von 1,16 des BSP um 0,14 % auf 1,3 % im 
Jahr 1992. Die Kommission habe ihrerseits einen höheren Plafond vorgeschlagen, 
nämlich 1,4 %. 
Der Bundeskanzler erklärt, er müsse über diese Zahlen und die sich hieraus 
für D ergebenden finanziellen Belastungen zunächst intern beraten. Er werde 
seine Mitarbeiter auffordern, ihm hierzu klares Zahlenmaterial vorzulegen, das 
mit der Kommission abgestimmt sein soll. 
Der Bundeskanzler geht sodann auf die Frage der Haushaltsdisziplin ein und 
erklärt die von der Kommission vorgeschlagene zusätzliche Vereinbarung zwi-
schen Rat, EGK und EP für wenig hilfreich, da sie zu einem jährlichen Streit 
zwischen Rat und EP führen müsse. 
Kommissionspräsident Delors erwidert, man müsse zunächst sehen, daß die 
Regeln der Haushaltsdisziplin bisher nicht gebührend eingehalten wurden. Dies 
müsse man korrigieren. U. a. wolle die Kommission dies erreichen durch eine 
bessere Kontrolle bei den nichtobligatorischen Ausgaben. 
Die größten Schwierigkeiten habe man im Bereich der Landwirtschaftspolitik. 
Dieses System könne man nicht fortführen. Aber es seien auch Fortschritte zu 
verzeichnen. So seien z. B. 1987 insgesamt 27 Mrd. ECU für die GAP ausgegeben 

 
24 Zur Tagung des Europäischen Rats am 25./26. Juni 1984 vgl. AAPD 1984, II, Dok. 181. 
25 Spanien und Portugal traten den Europäischen Gemeinschaften am 1. Januar 1986 bei. 
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worden. Hätte man die GAP 1984 nicht reformiert, wären die Ausgaben 1987 auf 
mindestens 32 Mrd. ECU gestiegen. Insofern habe also Frau Thatcher unrecht 
mit ihrer Behauptung, es sei bisher nichts zur Begrenzung der Mittel für die 
GAP getan worden. 
Wenn nach wie vor zuviel produziert werde, so habe man im Prinzip nur drei 
Möglichkeiten, dem zu begegnen: durch Preissenkungen, durch eine Mitverant-
wortungsabgabe oder durch die Einstellung der Lagerung. 
Für D seien Preissenkungen der schwierigste Punkt. Er glaube aber, daß man 
eine Formel finden könne, die psychologisch für die deutschen Bauern akzep-
tabel sei. Er habe hierüber mit MP Albrecht gesprochen und sei bereit, dessen 
Überlegungen für eine Flächenstillegung in seine Vorschläge aufzunehmen.26 
Wenn man beispielsweise bei einem Betrieb von 60 Hektar nur noch 40 Hektar 
bewirtschafte, so könne man den Bauern für die stillgelegten 20 Hektar durch 
eine direkte Subvention entschädigen. Dies sei auch ökologisch sinnvoll. Er sei 
allerdings erstaunt darüber, daß BM Kiechle sich bisher geweigert habe, seinen 
Vorschlag für Direktsubventionen an kleine Landwirte zu prüfen. Der Bundes-
kanzler erklärt, er werde auch über diese Fragen noch in den nächsten Tagen 
Gespräche führen.27 
Kommissionspräsident Delors faßt noch einmal die Elemente, die nach seiner 
Auffassung in ein Gesamtpaket gehören, zusammen: 
a) weniger hohe Preise, 
b) Begrenzung der Lagerung, 
c) Flächenstillegung, 
d) Extensivierung, 
e) direkte Subventionen. 
Seiner Meinung nach würde ein solches Paket unseren Vorstellungen für den 
Erhalt des bäuerlichen Familienbetriebes entsprechen. 
Der Bundeskanzler wiederholt, er werde diese Fragen noch einmal intern be-
sprechen. Unter anderem werde er auch mit MP Albrecht ein Gespräch führen. 
Ferner stünden wir noch mit F in Gesprächen, wobei er nicht wisse, wie weit 
es gelinge, die beiderseitigen Positionen anzunähern. 
Kommissionspräsident Delors empfiehlt, vor allem das Gespräch zu den Mitarbei-
tern von PM Chirac zu pflegen, da Minister Guillaume gegenüber D weniger 
kompromißbereit sei. 
Der Bundeskanzler erläutert anschließend kurz die Maßnahmen, die die Bundes-
regierung treffen wolle, um die Auswirkungen der derzeitigen wirtschaftlichen 
und währungspolitischen Turbulenzen abzufangen.28 

 
26 Der niedersächsische Ministerpräsident Albrecht hielt sich vom 11. bis 13. Oktober 1987 in Belgien auf 

und führte u. a. ein Gespräch mit dem Präsidenten der EG-Kommission, Delors. Vgl. dazu den Schriftbe-
richt Nr. 1150 der Botschafterin Finke-Osiander, Brüssel, vom 16. Oktober 1987; Referat 410, Bd. 141665. 

27 Vgl. dazu das Ministergespräch am 1. Dezember 1987; Dok. 346. 
28 Vgl. die Tischvorlage „Maßnahmen zur Stärkung des Wachstums“ des Bundesministeriums der Finan-

zen und des Bundesministeriums für Wirtschaft für die Kabinettssitzung am 2. Dezember 1987; Refe-
rat 412, Bd. 168636.  
Die Bundesregierung beschloß diese Maßnahmen am 2. Dezember 1987. Für den Wortlaut vgl. 
BULLETIN 1987, S. 1169 f. 
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Kommissionspräsident Delors begrüßt dies ausdrücklich und erklärt, er werde 
hierauf bei seinem Vortrag über die internationale Wirtschaftslage auf dem ER 
eingehen. Er weist noch einmal darauf hin, daß nach seiner Einschätzung PM 
Thatcher versuchen werde, auf dem ER vor allem die Versäumnisse in der GAP 
in den Vordergrund zu rücken, um nicht wegen der Frage des GB-Ausgleichs 
unter Beschuß zu kommen. 

Bundeskanzleramt, AZ: 21-30 100 (56), Bd.73 
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Aufzeichnung des Vortragenden Legationsrats I. Klasse Derix 

214-321 Osteuropa 25. November 19871 

Über Herrn Dg 212, Herrn D 23, Herrn Staatssekretär4 Herrn Bundesminister 
zur Unterrichtung 

Betr.: Die Auswirkungen der sowjetischen Reformpolitik auf die Intrablock-
beziehungen; 
hier: Fortschreibung der Bestandsaufnahme und Bewertung 

I. Die Intrablockbeziehungen haben sich seit dem Januar-Plenum des ZK der 
KPdSU5 (zum Thema „Demokratisierung“) zum Teil dynamisch fortentwickelt. 
Bis auf Rumänien und die DDR haben die NSWP-Staaten, wenn auch in unter-
schiedlicher Stärke, positiv auf die Gorbatschowsche Reformpolitik reagiert und 
eigene Reformmaßnahmen, vor allem im wirtschaftlichen Bereich, beschlossen. 
Diese Entwicklung wurde durch eine flexible sowjetische Osteuropapolitik ge-
fördert. 
Vorsicht der NSWP-Staaten bei der Bewertung der Entwicklung in der SU ist 
jedoch nach wie vor spürbar. Die Zukunft des Reformprozesses in Osteuropa 
dürfte deshalb in erster Linie vom Erfolg der Reformbemühungen Gorbatschows 
 
 1 Die Aufzeichnung wurde von Vortragendem Legationsrat I. Klasse Derix und Legationssekretär 

Lucas konzipiert. 
 2 Hat Vortragendem Legationsrat I. Klasse Heyken in Vertretung des Ministerialdirigenten Kastrup 

am 25. November 1987 vorgelegen. 
 3 Hat Ministerialdirektor Freiherr von Richthofen am 1. Dezember 1987 vorgelegen. 
 4 Hat Staatssekretär Lautenschlager am 1. Dezember 1987 vorgelegen, der handschriftlich vermerkte: 

„Kurzfassung liegt bei.“  
Hat Ministerialdirigent Jansen und Vortragendem Legationsrat I. Klasse Elbe am 2. Dezember 1987 
vorgelegen.  
Hat Elbe am 9. Januar 1988 erneut vorgelegen, der den „Rücklauf von BM“ über das Büro Staats-
sekretäre an Referat 214 verfügte.  
Hat Vortragendem Legationsrat I. Klasse Freiherr von Pfetten-Arnbach am 20. Januar 1988 vor-
gelegen.  
Hat Legationssekretär Lucas am 20. Januar 1988 erneut vorgelegen, der die Weiterleitung an Vor-
tragenden Legationsrat I. Klasse Derix verfügte.  
Hat Derix am 20. Januar 1988 erneut vorgelegen. 

 5 Die Plenarsitzung des ZK der KPdSU fand am 27./28. Januar 1987 in Moskau statt. Für den Wort-
laut der Rede des Generalsekretärs des ZK der KPdSU vom 27. Januar 1987 vgl. GORBATSCHOW, 
Reden, Bd. 4, S. 329–393. 
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als auch davon abhängen, inwieweit die in allen Staaten außer Polen anstehen-
den „Wachablösungen“ reformfreudige Kräfte an die Macht bringen werden. 
Bleibt auch das Ziel der sowjetischen Osteuropapolitik die Steigerung der Effek-
tivität und Legitimität des sozialistischen Systems sowie der Erhalt der sowje-
tischen Hegemonialstellung in Osteuropa, so ergeben sich aus den sich – wenn 
auch mit unterschiedlicher Intensität – abzeichnenden Öffnungstendenzen in 
Osteuropa für den Westen dennoch erhöhte Ansatzpunkte, den Wandlungsprozeß 
in Osteuropa aktiv zu unterstützen und seinen Einfluß zu verstärken. Voraus-
setzung hierfür ist eine Intensivierung der Zusammenarbeit mit Osteuropa in 
allen Bereichen sowie eine vertiefte Koordinierung im westlichen Bündnis. 
II. 1) Das stärkste Echo bei den NSWP-Staaten haben bislang die sowjetischen 
Wirtschaftsreformen hervorgerufen. Bis auf Rumänien und die DDR wird die 
Notwendigkeit eines Wandels der wirtschaftlichen Strukturen von allen KPen 
unter Hinweis auf die sowjetische Perestroika nachdrücklich unterstrichen. Ob-
wohl es in diesen Ländern gemeinsame Reformelemente gibt – Dezentralisierung, 
Reform des Preismechanismus, selektive Einführung gewisser marktwirtschaft-
licher Elemente –, sind die nationalen Reformansätze im einzelnen sehr unter-
schiedlich ausgeprägt. Geschlossene Konzepte existieren – ähnlich wie in der 
SU – nicht. Obwohl der Terminus „Markt“ in der osteuropäischen Reformdiskus-
sion eine immer größere Rolle spielt, wird das Prinzip der Planwirtschaft noch in 
keinem Fall in Frage gestellt. Insbesondere in Ländern mit vergleichsweise fort-
schrittlichen Wirtschaftssystemen werden die Gorbatschowschen Reformen zum 
Teil als sowjetische Imitationen älterer osteuropäischer Konzepte bewertet. 
a) Polen greift mit seiner zweiten Etappe der Wirtschaftsreform weit über die 
sowjetischen Reformen hinaus, wenngleich diese General Jaruzelski als wesent-
liche Berufungsgrundlage dienen.6 Die polnischen Reformen sehen neben einer 
erheblichen Dekonzentration des Entscheidungssystems vor allem eine Reform 
des Preismechanismus vor, die zu einem „marktgerechteren“ Produktionsverhal-
ten führen soll. Darüber hinaus soll die private Initiative gestärkt und ein er-
höhtes Engagement westlicher Investoren ermöglicht werden. 
b) Ähnlich wie Polen hat auch Ungarn seine bis vor kurzem noch unter Häresie-
verdacht stehenden Reformansätze („sozialistische Marktwirtschaft“) im Schat-
ten der Gorbatschowschen Perestroika vorangetrieben. Schwerpunkte sind auch 
hier eine stärkere Eigenverantwortlichkeit der Betriebe, Durchsetzung rentabili-
tätsorientierter Produktionsweisen, selektiver Einsatz marktwirtschaftlicher 
Elemente (neues Insolvenzrecht, Bankenreform, Steuerreform). Zur Intensivie-
rung seines Westhandels hat Ungarn wie kein anderes WP-Land Joint-ventures 
gefördert. Wie die Polen sehen sich auch die Ungarn als eine Art Avantgarde der 
„Perestroika“ in Osteuropa. 
c) Bulgarien sieht sich in seinen bereits 1986 vorbereiteten und Anfang 1987 
umgesetzten Beschlüssen für eine radikale Umstrukturierung der bulgarischen 
Wirtschaft bestätigt (insbesondere Umgestaltung der Lenkungssysteme sowie 
eine stärkere Selbstverwaltung der Betriebe). 

 
 6 Das ZK der PVAP beschloß am 8. Oktober 1987 ein Programm, das auf umfangreiche Umgestaltungen 

im Bereich der Wirtschaft abzielte sowie bürokratische Hürden abbauen und die Zahl der Regierungs-
ministerien auf 20 halbieren sollte. 
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d) Die DDR und die ČSSR begegnen den sowjetischen Reforminitiativen bisher 
mit großen Vorbehalten. Fast alle offiziellen Stellungnahmen der DDR-Führung 
zum Thema Perestroika sind unverkennbar vom Stolz auf die DDR-Wirtschaft 
als der erfolgreichsten Wirtschaft im WP getragen. Die sowjetischen Reformen 
werden vor allem im Hinblick auf die unterschwellig für rückständig erklärte 
SU begrüßt, Ansätze für eine Reformdiskussion sind dagegen nicht zu erkennen. 
Demgegenüber versuchen in der ČSSR die pragmatischen Kräfte, unter Berufung 
auf die neue sowjetische Politik, überfällige Wirtschaftsreformen voranzubringen 
(Gorbatschows Besuch in Prag7). Nach einer Phase der Zurückhaltung hat sich 
die gesamte ČSSR-Führung zur Notwendigkeit von Wirtschaftsreformen be-
kannt, aber im Vergleich zur SU eher bescheidene Reformschritte eingeleitet, vor 
allem Dezentralisierungsmaßnahmen. 
e) Rumänien zeigt sich nach wie vor für die sowjetischen Reformbestrebungen 
unempfänglich. Ceauşescu weist jede Kritik an den katastrophalen Folgen der 
stalinistischen Wirtschaftspolitik Rumäniens unter Hinweis auf die nationale 
Souveränität seines Landes und vorgeblich schon verwirklichte Reformen zurück. 
Rumänien wird damit immer mehr zum Ärgernis für Gorbatschow, das seine 
Bemühungen um eine Erneuerung des Sozialismus desavouiert. 
2) Auf größere Vorbehalte der NSWP-Staaten stoßen die Versuche der SU, die 
Wirtschaftsintegration im RGW zu vertiefen (RGW-Komplexprogramm bis zum 
Jahr 20008; verstärkte Kooperation im Produktionsbereich; Joint-ventures). 
Die NSWP-Staaten befürchten von einer verstärkten Wirtschaftsintegration ins-
besondere 
– einen erhöhten Zwang zu einer materiellen Unterstützung des sowjetischen 

Modernisierungsprogrammes (v. a. durch die Bereitstellung von Maschinen 
und Technologie gegen sowjetische Rohstoff- und Energielieferungen); 

– Intensivierung des Intrablockhandels zu Lasten des für die NSWP-Staaten 
aus devisen- und innovationswirtschaftlichen Gründen wichtigen Westhandels; 

– stärkere Kontrolle der Volkswirtschaften durch die SU (bilaterale Planabstim-
mung). Als belastend werden auch sowjetische Forderungen nach einer Ver-
besserung der Produktqualität innerhalb des RGW empfunden. 

Trotz der Abhängigkeit der NSWP-Staaten von aufgrund ihrer Devisenarmut 
nicht substituierbaren Rohstoff- und Energieimporten aus der SU setzen diese 
dem sowjetischen Integrationsdrängen weiterhin beträchtlichen Widerstand ent-
gegen. 
III. 1) Im Gefolge des Januar-Plenums des ZK der KPdSU zum Thema „Demokra-
tisierung“ hat sich die Reformdiskussion in Osteuropa auch auf den politischen 
Bereich ausgedehnt. Konkret verbirgt sich hinter Schlagwörtern wie „Demokra-
tisierung“ und „sozialistischer Pluralismus“ die Diskussion um 
– die Aktivierung und Motivierung der Bevölkerung durch erweiterte Partizipa-

tions- und Artikulationsmöglichkeiten („glasnostj“); 

 
 7 Der Generalsekretär des ZK der KPdSU, Gorbatschow, hielt sich vom 9. bis 11. April 1987 in der 

ČSSR auf. Zu seiner Rede am 10. April 1987 in Prag vgl. Dok. 109. 
 8 Das „Komplexprogramm“ wurde auf der 41. außerordentlichen Ratstagung des RGW am 17./18. 

Dezember 1985 in Moskau verabschiedet. Für den Wortlaut vgl. EUROPA-ARCHIV 1986, D 105–114. 
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– eine verbesserte Kontrolle staatlicher Gewalt durch eine „Verrechtlichung“ 
staatlichen Handelns (insbesondere im Hinblick auf die Behandlung von poli-
tisch Andersdenkenden); 

– die künftige Rolle der Partei in Staat und Wirtschaft (u. a. Teilrückzug der Par-
tei aus Wirtschaft und Verwaltung in Verbindung mit einer Selbstbeschrän-
kung auf ideologische Führungsaufgaben); 

– die kritische Auseinandersetzung mit den „weißen Flecken“ in der Geschichte, 
insbesondere mit der stalinistischen Epoche. 

In den „reformfreudigen“ NSWP-Ländern (Polen, Ungarn) ist schon viel von dem 
verwirklicht, was in der SU noch Programm geblieben ist. Dort, wo politische 
Reformen ausdrücklich angestrebt werden, wird eine „Demokratisierung“ – wie 
in der SU – v. a. als entscheidende Voraussetzung erfolgreicher Wirtschafts-
reformen verstanden. Sie soll nicht zu demokratischen Verhältnissen im west-
lichen Sinne führen, sondern die Effektivität des sozialistischen Systems steigern 
und die herrschenden KPen stärken. Im einzelnen ist das Bild sehr differenziert. 
a) Am weitesten fortgeschritten ist die Reformdiskussion in Ungarn, wo offen 
über mögliche Kompromisse zwischen kommunistischem Einparteiensystem 
und pluralistischer Ordnung, Beschränkung der Partei auf ideologische Leit-
aufgaben sowie eine Ausweitung der Freiheitsrechte des einzelnen diskutiert 
wird. In der öffentlichen Diskussion wird ein Monopolanspruch des Marxismus 
in Frage gestellt; auch hohe Parteifunktionäre sprechen z. T. nur noch von der 
„Hegemonie“ des Marxismus (ZK-Sekretär Berecz). In ihrer teilweisen Rezeption 
westlichen politischen Denkens und ihrer Vielfalt weist die ungarische Reform-
diskussion deutlich über den Ansatz Gorbatschows hinaus. 
b) In Polen haben die sowjetischen Reformen in Verbindung mit dem Reform-
druck seitens der politisch-gesellschaftlichen Opposition zu Veränderungen auch 
im politischen Bereich geführt, die die Regierung mit dem Schlagwort „soziali-
stischer Pluralismus“ umschreibt. Hierzu gehören u. a. die Schaffung eines Kon-
sultativrates beim Staatsratsvorsitzenden (mit allerdings eher pseudodemokrati-
schem Charakter) und die Einrichtung eines Ombudsmannes als Beschwerde-
instanz gegen staatliches Unrecht sowie – bereits im Herbst letzten Jahres – die 
Freilassung einer großen Zahl politischer Gefangener9. Ähnlich wie in Ungarn 
übersteigt auch in Polen das Maß an individueller Entfaltungsmöglichkeit und 
öffentlich geduldetem Meinungspluralismus deutlich das in der SU Mögliche. 
c) Bulgarien: Hier stehen neben einer Neuordnung des Staatsaufbaus und der 
Dezentralisierung der Verwaltung jetzt auch eine Beschränkung der Partei im 
Sinne eines Rückzuges aus wichtigen gesellschaftlichen und wirtschaftlichen 
Bereichen sowie der Abbau von Privilegien für die „Nomenklatura“ im Mittel-
punkt der Reformdiskussion. Tempo, Radikalität und eine gewisse Planlosig-
keit der beabsichtigten bulgarischen Reformen haben indessen in der SU zu 
Irritation geführt. 

 
 9 Ministerialdirigent Oesterhelt legte am 22. September 1986 dar: „Im Rahmen eines am 17. Juli d. J. 

verabschiedeten Sejm-Gesetzes wurden bis zum 15. September 1986 insgesamt 20 000 Häftlinge 
entlassen bzw. Verfahren niedergeschlagen. Zu den Entlassenen gehören 225 (d. h. wahrscheinlich 
alle) politischen Häftlinge, deren Freilassung der polnische Innenminister überraschend am 11. Sep-
tember ankündigte.“ Vgl. Referat 214, Bd. 139700. 
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d)10 Als Länder mit unmittelbarem „Westkontakt“ haben die DDR und die ČSSR 
aus Furcht vor destabilisierenden Wirkungen eine Diskussion über politische 
Reformen bislang vermieden. 
e)11 Die Indolenz Ceauşescus ist gegenüber den Gorbatschowschen Demokrati-
sierungsvorstellungen noch stärker ausgeprägt als im Bereich der Wirtschafts-
reformen. 
IV. Das größte Maß an Übereinstimmung zwischen der SU und den übrigen 
Staaten des WP besteht nach wie vor im Bereich der Außenpolitik. Die NSWP-
Staaten unterstützen ohne Vorbehalte die sowjetischen Abrüstungsinitiativen; 
besondere Abrüstungsinitiativen der NSWP-Staaten (Jaruzelski-Plan12, Vor-
schlag einer chemie- und atomwaffenfreien Zone Mitteleuropa von DDR/ČSSR13, 
Vorschlag einer KWFZ Balkan von Rumänien/Bulgarien) tragen den spezifischen 
strategischen Interessen jener Länder Rechnung und fügen sich im übrigen in 
die sowjetische Politik des „gemeinsamen europäischen Hauses“14 ein. Für eine 
gestiegene Flexibilität der SU spricht auch die Verbesserung der blockinternen 
Konsultationsmechanismen, wie z. B. 
– sofortige Unterrichtung der osteuropäischen Regierungen durch hochrangige 

sowjetische Emissäre bzw. AM Schewardnadse nach dem Treffen Gorbatschow/ 
Shultz in Moskau15, 

– Bildung von regelmäßig tagenden multilateralen Arbeitsgruppen innerhalb 
des Warschauer Paktes zu einer besseren Abstimmung bei Abrüstungsfragen 
(vgl. Kommuniqué des WP-Gipfels am 29.5.198716). Darüber hinaus verstärkte 
Regionalkonsultationen zwischen den Außenministerien der WP-Staaten. 

Diese Neuerungen entsprechen alten Forderungen der NSWP-Staaten nach mehr 
Abstimmung und dienen generell der Verbesserung des Klimas in den Intra-
blockbeziehungen. Die SU dürfte sich hiervon vor allem ein noch aktiveres Ein-
treten der NSWP-Staaten für ihre außenpolitischen Vorstellungen versprechen. 
V. Schon nach vergleichsweise kurzer Zeit hat Gorbatschows Reformpolitik zu 
einem „Reformschub“ in Polen und Bulgarien geführt und in Ungarn eingeleitete 
Reformen „legitimiert“. Auch wenn sich Rumänien und die DDR – aus unter-
schiedlichen Gründen – von der „Perestroika“ distanzieren und die ČSSR-Führung 
vorerst nur vorsichtige wirtschaftliche Reformen anstrebt, kann in Bezug auf 

 
10 Korrigiert aus: „c)“. 
11 Korrigiert aus: „d)“. 
12 Zu den Abrüstungsvorschlägen des Staatsratsvorsitzenden Jaruzelski vom 8. Mai 1987 vgl. Dok. 148, 

Anm. 29.  
Am 17. Juli 1987 faßte die polnische Regierung ihre Vorschläge zu Abrüstung, Rüstungskontrolle und 
Vertrauensbildung in einem Memorandum zusammen. Für den Wortlaut vgl. EUROPA-ARCHIV 1987, 
D 653–655. 

13 Zum Vorschlag der ČSSR und der DDR vom 12. September 1985 zur Bildung einer chemiewaffenfreien 
Zone bzw. zu ihrem Vorschlag vom 3. April 1987 zur Bildung einer nuklearwaffenfreien Zone in 
Mitteleuropa vgl. Dok. 86, Anm. 5 und 10. 

14 Zur Vorstellung des Generalsekretärs des ZK der KPdSU, Gorbatschow, daß Europa ein „gemein-
sames Haus“ sei, vgl. Dok. 43, Anm. 11. 

15 Der amerikanische Außenminister Shultz hielt sich am 22./23. Oktober 1987 in der UdSSR auf. Vgl. 
dazu Dok. 296. 

16 Vgl. Ziffer 11 des Kommuniqués der Tagung des Politischen Beratenden Ausschusses des Warschauer 
Pakts am 28./29. Mai 1987 in Ost-Berlin; EUROPA-ARCHIV 1987, D 391. 
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Osteuropa von einer „Aufbruchsstimmung“ durchaus gesprochen werden. Gor-
batschow selbst hat den Weg hierzu geebnet, indem er den nationalen Füh-
rungen wiederholt (zuletzt in der Rede vom 2.11.17) einen weiten Handlungs-
spielraum („völlige Souveränität“) bei der Ausgestaltung ihrer Reformpolitik 
eingeräumt hat. 
Andererseits hat Gorbatschow den Grundsatz der Blocksolidarität bislang nicht 
zur Disposition gestellt und wiederholt auf die „gemeinsamen Interessen“ der 
sozialistischen Staatengemeinschaft als verpflichtende Größe verwiesen. 
Die Gründe für diese Flexibilität der sowjetischen Osteuropapolitik sind viel-
fältig: 
– Überwindung der psychologischen Folgen der Breschnew-Doktrin18, nicht 

zuletzt um die NSWP-Staaten für eine Unterstützung der sowjetischen Politik 
zu gewinnen; 

– Schaffung von Berufungsgrundlagen für reformfreudige Kräfte in den NSWP-
Staaten; 

– Vermeidung einer Situation, in der die SU aufgrund einer zu eindeutigen 
Selbstbindung gezwungen sein könnte, unter unabsehbaren west- und block-
politischen Risiken als Hüter des sozialistischen Dogmas auftreten zu müssen 
(z. B. in Polen); 

– Verzicht auf die Ausübung von Reformdruck auf die konservativen Regime im 
Interesse der Stabilität des Bündnisses und in Erwartung der in den meisten 
Ländern anstehenden Führungswechsel. 

Diesem flexiblen Ansatz entsprechend, erscheint die Entstehung einer der Viel-
falt Osteuropas entsprechenden Pluralität politischer Strukturen möglich, die 
weniger der marxistisch-leninistischen Orthodoxie als vielmehr dem „Dogma“ 
der wirtschaftlichen „Entwicklung“ (Politbüro-Mitglied Jakowlew) gehorchen. 
Dies könnte die wirtschaftliche und politische Entwicklung Osteuropas u. U. 
entscheidend vorantreiben. Andererseits könnten die „nationalen Wege“ zentri-
fugale Tendenzen im sowjetischen Hegemonialverband verstärken und die sowje-
tische Führung vor neue Herausforderungen stellen. Angesichts der leidvollen 
Erfahrungen in der Geschichte dürfte jedoch vorerst keine KP ihre Handlungs-
spielräume bis hin zur Infragestellung außen- oder innenpolitischer Prinzipien 
der sozialistischen Staatengemeinschaft ausloten wollen. Die Führungen in Ost-
europa wissen, daß der Erhalt des osteuropäischen Hegemonialverbandes – und 

 
17 Für den Wortlaut der Rede des Generalsekretärs des ZK der KPdSU, Gorbatschow, am 2. Novem-

ber 1987 in Moskau anläßlich des 70. Jahrestags der Oktoberrevolution vgl. GORBATSCHOW, Reden, 
Bd. 5, S. 354–409. 

18 Am 3. Oktober 1968 erläuterte der sowjetische Außenminister Gromyko vor der VN-Generalversamm-
lung die sowjetische Auffassung von einer „sozialistischen Gemeinschaft“. Für den Wortlaut der Rede 
vgl. EUROPA-ARCHIV 1968, D 555–560.  
Am 12. November 1968 griff der Generalsekretär des ZK der KPdSU, Breschnew, diese Vorstellung auf 
dem V. Parteitag der PVAP in Warschau auf („Breschnew-Doktrin“): „Und wenn die inneren und 
äußeren dem Sozialismus feindlichen Kräfte die Entwicklung irgendeines sozialistischen Landes 
auf die Restauration der kapitalistischen Ordnung zu lenken versuchen, wenn eine Gefahr für den 
Sozialismus in diesem Land, eine Gefahr für die Sicherheit der gesamten sozialistischen Staaten-
gemeinschaft entsteht, ist das nicht nur ein Problem des Volkes des betreffenden Landes, sondern 
ein allgemeines Problem, um das sich alle sozialistischen Staaten kümmern müssen.“ Vgl. DzD V/2, 
S. 1478. 
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sei es in modifizierter Form – auf nicht absehbare Zeit ein unabdingbares Ziel 
in der sowjetischen Außenpolitik bleiben wird, dessen Erfüllung auch für das 
innenpolitische Schicksal Gorbatschows von nicht zu unterschätzender Bedeu-
tung ist. 
Die NSWP werden deshalb bei der Umsetzung ihrer Reformvorstellungen Vor-
sicht walten lassen und mögliche Rückschläge der Umgestaltungspolitik in der 
SU in Rechnung stellen. Der Reformprozeß in Osteuropa wird somit entschei-
dend vom Erfolg der Gorbatschowschen Umgestaltungspolitik abhängen. Sollte 
die „Perestroika“ gelingen, werden sich die Nachfolger der orthodoxen Regime 
in der ČSSR, DDR und auch in Rumänien einer eigenen Umgestaltungspolitik 
kaum mehr entziehen können. 
VI. Die Entwicklung des Reformprozesses in Osteuropa kann nicht ohne Aus-
wirkungen auf die westliche Politik bleiben. Sollte sich der gegenwärtige Trend 
fortsetzen, ist mit einer wirtschaftlich wie politisch („gemeinsames Haus Europa“) 
begründeten Intensivierung der Westpolitik der NSWP-Staaten insgesamt zu 
rechnen. Hieraus ergeben sich für den Westen erhöhte Chancen, einen die Hand-
lungsspielräume der NSWP-Staaten erweiternden Wandlungsprozeß in Osteuropa 
zu fördern. Wichtige Instrumente dabei sind: 
– generell Ausbau unserer Dialog- und Vertragspolitik mit den NSWP-Staaten 

auf allen Ebenen; 
– Ausbau der Beziehungen in den Bereichen Wirtschaft, Wissenschaft und 

Technologie, Umweltschutz, Verkehr, Berufs- und Managementausbildung etc. 
in einer differenzierenden Weise, die die Handlungsspielräume der NSWP-
Staaten für strukturändernde Reformen erweitern. 

– Durch den Abschluß von Investitionsförderungsverträgen mit Polen, der ČSSR 
(sowie der SU) könnte der Anreiz für deutsche Firmen, in diesen Ländern zu 
investieren, verstärkt werden. 

– Dem Interesse der NSWP an stärkerer Integration in die Weltwirtschaft und 
insbesondere an Stärkung der wirtschaftlich-technischen Verflechtung mit 
Westeuropa sollten wir begegnen durch 

 – Intensivierung der Beziehungen dieser Länder zu GATT, IWF, Weltbank, 
 – Normalisierung der Beziehungen zwischen EG und RGW19 sowie Abschluß 

von Handelsverträgen der EG mit den RGW-MS, 
 – verbesserte Implementierung der KSZE-Absprachen des Korbs II20 und 

Durchsetzung zukunftsorientierter Vorschläge (in diesem Rahmen spielt 
die West-Ost-Wirtschaftskonferenz21 eine Rolle); 

– verstärkte westliche Selbstdarstellung v. a. im geistig-kulturellen Bereich. Die 
Reformdiskussion in Osteuropa zeigt erneut, wie groß der Einfluß westlichen 
Denkens auf die intellektuellen und politischen Eliten in den mitteleuropäi-

 
19 Zu den Beziehungen zwischen den Europäischen Gemeinschaften und dem RGW vgl. Dok. 333, 

Anm. 25. 
20 Für den Wortlaut des Abschnitts „Zusammenarbeit in den Bereichen der Wirtschaft, der Wissen-

schaft und der Technik sowie der Umwelt“ (Korb II) der KSZE-Schlußakte vom 1. August 1975 vgl. 
SICHERHEIT UND ZUSAMMENARBEIT, Bd. 2, S. 925–944. 

21 Zum Vorschlag der EG-Mitgliedstaaten vom 18. Februar 1987 für eine West-Ost-Konferenz über 
wirtschaftliche Zusammenarbeit in Europa vgl. Dok. 43, Anm. 12. 
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schen NSWP-Staaten nach wie vor ist. Der Westen sollte die gegenwärtigen 
Öffnungstendenzen durch verstärkten Austausch im kulturellen und wissen-
schaftlichen Bereich (Jugend- und Wissenschaftleraustausch, Vortragsreisen 
etc.) gezielt nutzen. Es wäre dies auch ein „Test“ für die Seriosität der „gesamt-
europäischen“ Politik der SU. 

– Die Ausweitung der Kontakte des Europarats zu den mittelosteuropäischen 
Staaten (vor allem zu Polen und Ungarn), insbesondere auf kulturellem Gebiet, 
aber auch in Bereichen wie Umweltschutz, Gesundheitswesen und Menschen-
rechte, sollte von uns unterstützt werden. 

– Im Rahmen der EPZ sollten wir die Zeit unserer Präsidentschaft22 nutzen, die 
Weiterentwicklung des Verhältnisses zwischen SU und NSWP zu analysieren 
und eine angemessene Strategie der Zwölf zu entwickeln, die den sich ab-
zeichnenden Möglichkeiten für neue Impulse und eine neue Dynamik Rechnung 
trägt. 

Die Wahrnehmung dieser Chancen setzt einen erhöhten Einsatz finanzieller und 
materieller Ressourcen in der westlichen Ostpolitik voraus. Darüber hinaus 
bedarf es insgesamt eines vorsichtigen Vorgehens, um sowjetischen Argwohn 
wegen einer westlichen Politik des „Keiletreibens“ auszuschließen. Schließlich 
sollte die westliche Politik gegenüber den NSWP-Staaten zur Vermeidung von 
Widersprüchen und Reibungsverlusten im europäischen und atlantischen Rah-
men koordiniert werden; dies gilt nicht zuletzt auch im Hinblick auf mögliches 
Mißtrauen unserer Verbündeten gegenüber einer aktiven deutschen Ostpolitik. 

Derix 
Referat 214, Bd. 139440 

 
22 Die Bundesrepublik hatte die EG-Ratspräsidentschaft vom 1. Januar bis 30. Juni 1988 inne. 
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Aufzeichnung des 
Vortragenden Legationsrats I. Klasse Buerstedde 

221-373.32/3 25. November 19871 

Über Herrn D 2 A2 Herrn Staatssekretär3 mit der Bitte um Zeichnung des an-
liegenden Schreibens an Staatssekretär Dr. Rühl 

Betr.: KVAE-Implementierung; 
hier: Inspektionen der SU (28. bis 30.10.1987) und der DDR (11. bis 
13.11.1987) in der Bundesrepublik Deutschland 

Bezug: 1) StS-Vorlage vom 27.10.1987 – 221-373.32/34 
2) StS-Vorlage vom 10.11.1987 – 221-373.32/35 

Anlg.: 1) DDR-Inspektionsbericht 
2) Entwurf Schreiben an StS Rühl (nur im Original) 

1) Die SU und die DDR haben vom 28. bis 30.10.1987 bzw. vom 11. bis 13.11. 
1987 ihr Inspektionsrecht in der Bundesrepublik Deutschland entsprechend 
KVAE-Dokument6 genutzt. Beide Inspektionen sind insgesamt problemlos abge-
laufen. Zugleich ergeben sich deutliche Unterschiede im Ansatz und in der Durch-
führung der Inspektion zwischen der SU einerseits und der DDR andererseits. 
Die DDR hat den im KVAE-Dokument vorgesehenen Inspektionsbericht am 
20.11.1987 vorgelegt, in dem sie keine Beanstandungen erhebt (Anlage 1). Der 
SU-Bericht steht noch aus, obwohl die Inspektion fast 14 Tage vorher erfolgte. 
2) Der äußere Ablauf beider Inspektionen war – auch bedingt durch den vom 
KVAE-Dokument vorgegebenen Rahmen – ähnlich. Die Unterschiede in der 
Nutzung des Inspektionsinstruments zeigten sich jedoch schon an der Zusam-
mensetzung des Inspektionsteams: Während die DDR überwiegend KVAE-Exper-
ten entsandte, ist bei allen SU-Inspektoren ein ND7-Hintergrund zu vermuten, 
in zwei Fällen auch bestätigt. 

 
 1 Die Aufzeichnung wurde von Vortragendem Legationsrat I. Klasse Buerstedde und Legationsrat I. 

Klasse Schon konzipiert. 
 2 Hat Botschafter Holik am 25. November 1987 vorgelegen. 
 3 Hat Staatssekretär Sudhoff am 26. November 1987 vorgelegen.  

Hat Botschafter Holik am 30. November 1987 erneut vorgelegen, der für Referat 221 handschriftlich 
vermerkte: „Abs[enden].“ 

 4 Vortragender Legationsrat Gruber informierte, daß die Sowjetunion „mit Verbalnote vom 26.10.87, 
gleichzeitig übergeben unserer Botschaft Moskau und dem Referat 213 am 26.10.87 um 19.00 Uhr, 
ein Inspektionsbegehren entsprechend dem Stockholmer Dokument der KVAE gestellt“ habe. Das auf 
die ursprünglich notifizierungspflichtige Militärübung „Iron Forge“ bezogene Inspektionsersuchen habe 
keine „spezifizierte Begründung“ aufgewiesen. Vgl. Referat 221, Bd. 130149. 

 5 Vortragender Legationsrat I. Klasse Buerstedde berichtete, daß die DDR am 9. November 1987 mit 
Verbalnote an die Ständige Vertretung in Ost-Berlin und das Bundeskanzleramt „ein Inspektions-
begehren gemäß dem Stockholmer Dokument der KVAE gestellt“ habe. Eine „spezifische Begründung“ 
für das Begehren sei – wie bei allen bisherigen Inspektionsersuchen – nicht abgegeben worden. Vgl. 
Referat 221, Bd. 130149. 

 6 Für den Wortlaut des „Dokuments der Stockholmer Konferenz“ vom 19. September 1986 vgl. EUROPA-
ARCHIV 1986, D 625–638. Vgl. dazu auch AAPD 1986, II, Dok. 253 und Dok. 267. 

 7 Nachrichtendienst. 
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Dementsprechend beschränkten sich die DDR-Inspektoren ausschließlich auf 
verifikationsrelevante Tätigkeiten und waren deutlich bemüht, jeden Anschein 
von Ausspähung zu vermeiden. Die SU-Inspektoren schienen sich für die Veri-
fikation eher am Rande zu interessieren und legten das Schwergewicht ihrer 
Tätigkeit auf Geländeerkundung und Fotografieren von militärischen Einrichtun-
gen und Material. Dies zeigt sich auch an der Zahl der aufgenommenen Fotos: 
SU ca. 2000 bis 3000, DDR: maximal 200. 
Die Ausstattung beider Inspektionsteams war ähnlich: Fotoapparate, Diktier-
geräte – deren Benutzung das Stockholmer Dokument den Inspektoren aus-
drücklich gestattet – und Landkarten neuesten Datums. Allerdings hatten die 
SU-Inspektoren jeweils mindestens doppelt so viel Material zur Verfügung wie 
ihre DDR-Kollegen. 
Auch atmosphärisch gab es deutliche Unterschiede zwischen beiden Inspektio-
nen. Während sich die kühl geschäftsmäßige, zeitweise nicht spannungsfreie 
Atmosphäre bei der SU-Inspektion erst gegen Ende des Inspektionszeitraums zu 
lockern begann, war die Atmosphäre während der DDR-Inspektion von Anfang 
an gelöst und erlaubte sachbezogene Gespräche auch über den eigentlichen In-
spektionsanlaß hinaus. 
3) Die SU-Inspektion richtete sich gegen die von uns und den USA freiwillig noti-
fizierte Übung „Iron Forge“ der 1. (US) Panzerdivision8. 
Dabei ergaben sich zunächst Probleme, weil amerikanische Begleitoffiziere den 
SU-Inspektoren Beschränkungen auferlegen wollten; wir konnten jedoch die 
Beachtung der Mindestanforderung des Stockholmer Dokuments durchsetzen. 
Wir sind mit den USA in Kontakt, um für künftige Inspektionen eine einheitliche 
Anwendung der KVAE-Bestimmungen sicherzustellen.9 Dabei spielt auch eine 
Rolle, daß die USA auf bestimmten Truppenübungsplätzen in der Bundesrepu-
blik besondere Rechte genießen. 
4) Mit den beiden Inspektionen auf unserem Gebiet, denen eine US-Inspektion in 
der SU, eine GB-Inspektion in der DDR und eine SU-Inspektion in der Türkei 
vorausgegangen waren, nimmt das Instrument mandatorischer Vor-Ort-Inspek-
tionen mehr und mehr Routinecharakter an. Dies entspricht unserer Zielsetzung 
in Stockholm, die damals wegen östlichen Widerstands noch nicht voll durch-
gesetzt werden konnte, aber auch bei Verbündeten (F) auf Reserven stößt. Wir 
begrüßen jedoch diese Entwicklung, weil sie zu mehr Offenheit und Vertrauens-
bildung führt und ihr im Hinblick auf die Verifizierungserfordernisse bei zu-
künftigen Rüstungskontroll-Vereinbarungen – START10, CW11, KRK12 – eine 
 
 8 In der Presse wurde berichtet: „Vier sowjetische Offiziere […] beobachten seit Mittwochvormittag 

das Manöver ‚Iron Forge‘, an dem etwa 8000 Soldaten der 1. amerikanischen Panzerdivision teil-
nehmen. Das Manöver findet im Raum Bamberg – Nürnberg statt. […] Gemäß der Stockholmer 
Vereinbarung besteht ein Inspektionsrecht bei Manövern, an denen mehr als 13 000 Mann teilneh-
men. Diesen Umfang sollte das Manöver ‚Iron Forge‘ ursprünglich leicht übersteigen, weshalb es 
notifiziert wurde. Später wurde die Teilnehmerzahl jedoch reduziert, ohne daß deshalb die Notifi-
zierung rückgängig gemacht wurde.“ Vgl. den Artikel „Sowjets inspizieren Bamberger Manöver“; 
FRANKFURTER ALLGEMEINE ZEITUNG vom 29. Oktober 1987, S. 4. 

 9 Dieser Satz wurde von Staatssekretär Sudhoff hervorgehoben. Dazu vermerkte er handschriftlich: 
„r[ichtig]“. 

10 Zu den amerikanisch-sowjetischen START-Verhandlungen vgl. Dok. 316, Anm. 31. 
11 Zu den Verhandlungen über ein Verbot chemischer Waffen in Genf vgl. Dok. 311, Anm. 2. 
12 Zu den Mandatsgesprächen über Konventionelle Rüstungskontrolle vgl. Dok. 293. 
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wichtige Schrittmacher-Funktion zukommt. Allerdings werden im Bündnis Be-
sorgnisse über die Risiken einer Ausspähung durch Inspektionen laut. 
Nach zwei östlichen Inspektionen bei uns stellt sich die Frage, wann und wo 
die Bundesrepublik Deutschland ihr Inspektionsrecht nutzen sollte. Aufgrund 
der sowjetischen und der DDR-Inspektion kommen in erster Linie diese beiden 
Länder, neben der ČSSR, für eine Inspektion durch uns in Betracht.  
5) Die bisherige Implementierung der KVAE-Bestimmungen durch uns verlief 
– auch im Vergleich mit anderen  NATO-Partnern – vorbildlich; allerdings mit 
großem organisatorischen Aufwand und starkem persönlichen Einsatz. So waren 
zum Beispiel an der 48-stündigen sowjetischen Inspektion bei uns auf deutscher 
Seite neben sechs Begleitoffizieren 130 Soldaten einer im Inspektionsgebiet 
stationierten Brigade beteiligt. Außerdem wurden fünf Hubschrauber und ca. 
30 Fahrzeuge ausschließlich für Inspektionszwecke genutzt. Es ist abzusehen, 
daß insbesondere im BMVg die derzeitige Personallage und Organisations-
struktur nicht ausreichen wird, um eine reibungslose Implementierung zu ge-
währleisten, insbesondere auch für den Fall, daß wir unser Inspektionsrecht 
aktiv nutzen. Es gibt Überlegungen im BMVg, die auf eine organisatorische Neu-
ordnung und personelle Verstärkung abzielen. Wir sollten hierzu ermutigen.13 
Es wird daher vorgeschlagen, daß Sie anliegendes Schreiben an Staatssekretär 
Dr. Rühl richten. 

Buerstedde 

Anlage 1 
Bericht über die Durchführung einer Inspektion der Truppenübung der Streit-
kräfte der Bundesrepublik Deutschland „Sichere Festung“ auf dem Territorium 
der Bundesrepublik Deutschland vom 11. bis 13. November 198714 
Am 9. November 1987 hat die Deutsche Demokratische Republik auf der Grund-
lage der Ziffern 65 und 66 des Stockholmer Dokumentes über vertrauens- und 
sicherheitsbildende Maßnahmen und Abrüstung in Europa der Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland ein Ersuchen über die Durchführung einer In-
spektion im bezeichneten Gebiet mit Zentrum Kassel übergeben, das den an-
gekündigten Raum der Durchführung der Übung der Bundeswehr der Bundes-
republik Deutschland „Sichere Festung“ einschloß. 
Die Note der Regierung der Deutschen Demokratischen Republik mit dem In-
spektionsersuchen wurde am 9.11.1987, 18.00 Uhr, der Ständigen Vertretung 
der Bundesrepublik Deutschland in der Deutschen Demokratischen Republik 
sowie der Regierung der Bundesrepublik Deutschland in Bonn übergeben.15 

 
13 Der Passus „Es gibt … ermutigen“ wurde von Staatssekretär Sudhoff hervorgehoben. Dazu ver-

merkte er handschriftlich: „r[ichtig]“. 
14 In der Presse wurde berichtet: „Die Bundesregierung hat das Manöver ‚Sichere Festung‘ entsprechend 

den KVAE-Bestimmungen angekündigt. An der Übung im Raum Göttingen/Paderborn/Bad Hersfeld 
nehmen 12 000 deutsche und 1000 amerikanische Soldaten mit insgesamt 240 Kampfpanzern teil.“ 
Nach Aussagen des Regierungssprechers Ost betrachte die Bundesregierung „die Inspektion als einen 
Schritt zur Vertrauensbildung entsprechend dem KVAE-Dokument. Die DDR könne sich bei der  
Inspektion von der vollständigen Einhaltung der KVAE-Bestimmungen in der Bundesrepublik über-
zeugen.“ Vgl. den Artikel „DDR inspiziert Manöver der Bundeswehr“; FRANKFURTER ALLGEMEINE 
ZEITUNG vom 11. November 1987, S. 1. 

15 Für die Note der DDR vom 9. November 1987 vgl. Referat 221, Bd. 130149. 
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Mit der durch die Regierung der Bundesrepublik Deutschland am 10.11.1987, 
17.20 Uhr, übergebenen Antwortnote wurde dem Inspektionsersuchen der Re-
gierung der Deutschen Demokratischen Republik stattgegeben und zu einer 
Inspektion in Übereinstimmung mit den Ziffern 63 ff. des Stockholmer Doku-
mentes auf dem Territorium der Bundesrepublik Deutschland im bezeichneten 
Inspektionsgebiet eingeladen.16 
Auf Grund der räumlichen Nähe zum beantragten Beginn der Inspektion in Göt-
tingen benannte die Regierung der Bundesrepublik Deutschland entsprechend 
Ziffer 81 des Dokuments als Punkt der Einreise die Grenzübergangsstelle Duder-
stadt/Worbis. Diesem Vorschlag wurde seitens der Deutschen Demokratischen 
Republik zugestimmt. 
Die Inspektionsgruppe im Bestand von vier Offizieren der Nationalen Volks-
armee traf am 11.11.1987, 9.00 Uhr, am genannten Einreisepunkt ein. 
Die Inspektionsgruppe wurde von Vertretern der Bundesrepublik Deutschland 
empfangen und zum Punkt des Beginns der Inspektion nach Göttingen begleitet. 
Nach Abstimmung des Flugplanes und des Ablaufes der Inspektion für den ersten 
Tag begann diese am 11.11.1987, 10.30 Uhr, in Göttingen. 
Zur Sicherstellung der Inspektion waren 
– 2 Hubschrauber 
– 2 klein-KOM und17 
– 4 PKW (geländegängig) 
bereitgestellt. Die Verpflegung und Unterbringung der Inspektionsgruppe sowie 
der Zugang zu geeigneten Fernmeldemitteln einschließlich der Verbindung zwi-
schen ihren Mitgliedern waren gewährleistet. 
Im Verlaufe ihrer Tätigkeit war es der Inspektionsgruppe gestattet, Geräte und 
topographische Karten entsprechend Ziffer 87 des Stockholmer Dokumentes zu 
nutzen. 
Die Mitglieder der Inspektionsgruppe hatten unter Berücksichtigung der Ziffer 74 
des Stockholmer Dokumentes die Möglichkeit des Zuganges zum bezeichne-
ten Gebiet und der Besichtigung der Handlungen während der Truppenübung 
„Sichere Festung“. 
Die Inspektion im bezeichneten Gebiet wurde am 13.11.1987, 10.30 Uhr, in 
Arolsen beendet. 
Die Inspektion wurde zu Lande, aus der Luft sowie auf beide Arten gleichzeitig 
im Bestand von vier Untergruppen durchgeführt. 
Die Mitglieder der Inspektionsgruppe hatten die Möglichkeit des Kontaktes und 
der Gespräche mit Kommandeuren und Truppenangehörigen. Der Bitte zum 
Zusammentreffen mit dem Leitenden der Übung und zum Erhalt von Informa-
tionen zur aktuellen Lage der Truppe wurde stattgegeben. 
Die Resultate der Tätigkeit der Inspektionsgruppe im Verlaufe der 48 Stunden 
erlauben die Schlußfolgerung, daß die in der Ankündigung gegebenen Angaben 
zu den Ziffern 34 bis 36 des Stockholmer Dokumentes eingehalten wurden. 
 
16 Für die Antwortnote der Bundesregierung vom 10. November 1987 vgl. die Anlage 1 zum Schnell-

brief des Bundeskanzleramts vom 11. November 1987; Referat 221, Bd. 130149. 
17 So in der Vorlage. 
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Im Verlaufe der Inspektion wurden durch die Inspektionsgruppe keine Anzeichen 
dafür festgestellt, daß Bestimmungen des Stockholmer Dokumentes nicht ein-
gehalten wurden. 
Die Sicherstellung der Inspektionsgruppe erfolgte entsprechend den Festlegun-
gen des Stockholmer Dokumentes. 
Die Deutsche Demokratische Republik begrüßt die gegenüber der Inspektions-
gruppe demonstrierte Haltung bei der Realisierung der Festlegungen des 
Stockholmer Dokumentes. Sie gibt der Überzeugung Ausdruck, daß weitere 
Erfahrungen bei der Umsetzung des Stockholmer Dokumentes der Festigung 
des Vertrauens und der Erhöhung der Sicherheit in Europa dienen können. 

[Anlage 2] 

Der Staatssekretär des Auswärtigen Amts 
 
Herrn Staatssekretär Dr. Rühl 
Bundesministerium der Verteidigung 
5300 Bonn 
 
m.p.18 
vor Abschluß des ersten Jahres der KVAE-Implementierung haben unsere beiden 
Häuser Veranlassung, über unsere gute Zusammenarbeit auf diesem neuen 
Gebiet befriedigt zu sein. Diese Zusammenarbeit hat wesentlich dazu beigetra-
gen, daß die Bundesregierung die Bestimmungen des Stockholmer Dokuments 
in vorbildlicher Weise erfüllen konnte. 
Die Implementierung war jedoch nur durch ein großes – häufig bis an die Gren-
zen des Zumutbaren gehendes – Engagement der beteiligten Arbeitseinheiten 
möglich. Dabei ist noch zu berücksichtigen, daß die Bundesrepublik Deutschland 
Inspektionen erst gegen Jahresende hinzunehmen hatte und selbst noch keine 
aktiven Inspektionen durchgeführt hat. 
Unsere gemeinsamen Erfahrungen mit den Inspektionen des Jahres 1987 zei-
gen, daß sie uns personell stark in Anspruch nehmen. Hierfür sollten geeignete 
organisatorische Maßnahmen überlegt werden. 

Mit freundlichen Grüßen 
Sudhoff19 

Referat 221, Bd. 130149 

 
18 Diese Buchstaben wurden handschriftlich eingefügt.  

Manu propria. 
19 Paraphe vom 27. November 1987. 
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Botschafter Hansen, Brüssel (NATO), an das Auswärtige Amt 

114-6825/87 VS-vertraulich Aufgabe: 25. November 1987, 20.35 Uhr1 
Fernschreiben Nr. 1558 Ankunft: 25. November 1987, 21.08 Uhr 
Citissime 

Betr.: Ministerrat 25.11.87 mit Bericht Secretary Shultz über Gespräche mit 
Schewardnadse in Genf2 

Zur Unterrichtung (DB ist von BM noch nicht genehmigt) 
I. An über zweistündiger Sitzung nahmen neben BM Außenminister DK3, I4, NL5 
und NWG6 sowie Staatssekretäre Außenministerien L7 und P8 teil. Sonstige 
Partner waren durch StV vertreten. Beteiligungsformel wie üblich zwei plus drei 
(bei uns D 29, D 2 A10, DMV11). 
Shultz erstattete eingehenden Bericht mit Schwerpunkt auf INF und hier auf 
Verifikation. Diskussion war aus Zeitgründen nur kurz. BM gab allgemeine 
Stimmung wieder, als er erklärte, er habe noch nie so große Befriedigung emp-
funden wie in heutiger Sitzung. 
II. 1) Shultz unterstrich zu Beginn, erzielter Erfolg sei vor allem Zusammenhalt, 
Festigkeit, Geduld und Konsultationsdichte im Bündnis zu verdanken. Wenn wir 
mit Ergebnis zufrieden sein könnten, so beruhe dies vor allem auf Einigkeit 
Allianz. Treffen mit Schewardnadse und Achromejew habe wichtige Entscheidun-
gen gebracht. Shultz würdigte sowjetisches Verhandlungsteam allgemein als 
„serious people“ und Achromejew als „genau, recht eindrucksvoll und entschei-
dungsfreudig“. Auch in Reykjavik12 habe sich erwiesen, wie wichtig Teilnahme 
sowjetischen Generalstabschefs sei. Es sei nun sicher, daß INF-Abkommen bei 
Gipfel, über dessen Struktur man Einigkeit erzielt habe, unterschrieben werden 
könne.13 Andererseits hätten Gespräche mit Schewardnadse insofern auch 
 
 1 Das Fernschreiben wurde in zwei Teilen übermittelt. Vgl. Anm. 34.  

Hat Legationsrat I. Klasse Mülmenstädt vorgelegen. 
 2 Der amerikanische Außenminister Shultz traf am 23./24. November 1987 zu Gesprächen mit dem 

sowjetischen Außenminister Schewardnadse und dem Generalstabschef der sowjetischen Streitkräfte, 
Achromejew, in Genf zusammen. Vgl. dazu auch FRUS 1981–1988, VI, S. 547–591. Vgl. dazu ferner 
SHULTZ, Turmoil and Triumph, S. 1004–1006. 

 3 Uffe Ellemann-Jensen. 
 4 Giulio Andreotti. 
 5 Hans van den Broek. 
 6 Thorvald Stoltenberg. 
 7 Robert Goebbels. 
 8 José Manuel Barroso. 
 9 Hermann Freiherr von Richthofen. 
10 Josef Holik. 
11 Deutscher Militärischer Vertreter im NATO-Militärausschuß war Hans-Peter Tandecki. 
12 Zum Treffen des Präsidenten Reagan mit dem Generalsekretär des ZK der KPdSU, Gorbatschow, 

am 11./12. Oktober 1986 in Reykjavik vgl. AAPD 1986, II, Dok. 282 und Dok. 284–286. 
13 Der Generalsekretär des ZK der KPdSU, Gorbatschow, besuchte die USA vom 7. bis 10. Dezember 

1987. Am 8. Dezember 1987 wurde der INF-Vertrag unterzeichnet. Vgl. dazu Dok. 360, Dok. 364 und 
Dok. 365. 
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gewissen Routinecharakter gehabt, als sie bei Behandlung mühseliger Detail-
fragen an langwierigen Verhandlungsprozeß Genfer Unterhändler angeknüpft 
hätten. 
Besonderes Lob für Standfestigkeit Stationierungsländer14, denen Vertrag in 
besonderer Weise zugute komme. Amerikanischerseits sei ganz klargemacht 
worden, daß Gipfel sich nicht auf Rüstungskontrolle beschränken dürfe. Auch 
Menschenrechte, Spannungsgebiete und bilaterale Fragen würden bei weitläufi-
ger Tagesordnung behandelt. 
a) Menschenrechte: Bei seinem Treffen in Moskau15 habe man diese intensiver 
denn je behandelt, was auch in Washington geschehen sei16. Kürzliche Gespräche 
von Deputy Secretary Whitehead in Moskau17 (Shultz erwähnte dessen vorherige 
Kontakte in Bonn mit BK und BM18, die er als sehr wesentlich bezeichnete) 
seien Dingen auf den Grund gegangen. Seit den alten Tagen Gromykos, der 
derartige Erörterung mit Hinweis auf innere Probleme SU stets abgelehnt habe, 
sei bedeutende Entwicklung vor sich gegangen. 
Breiter Dialog dürfe jedoch nicht darüber hinwegtäuschen, daß lediglich Ergeb-
nisse zählten. Ridgway habe hier in Genf erneut insistiert und ungelöste Fälle 
getrennter Ehepartner und Frage politischer und aus religiösen Gründen fest-
gehaltener Gefangener angeschnitten. Dabei sei sowjetische Seite auch bereit 
gewesen, über einschlägiges gesetzliches Instrumentarium zu sprechen. Erneut 
habe man sich für Ausreisewillige eingesetzt, wobei Einlassung SU zurückgewie-
sen worden sei, Erfordernisse Staatssicherheit ständen dem häufig entgegen. 
Man werde Dialog vertieft fortsetzen und dabei auch Fachleute mit gegenseitigen 
Besuchen (z. B. zur Erörterung Strafgesetze und zum Besuch von Gerichtsver-
handlungen – etwa beim Obersten Bundesgericht in Sachen Todesstrafe) ein-
schalten. Es sei gelungen, acht von neun Fällen getrennter Ehegatten eingehen-
der zu besprechen, wobei viermal Ausreisezusagen gemacht worden seien. 
Vorschlag Menschenrechtskonferenz Moskau19 sei sowjetischerseits nicht auf-
gebracht worden. 
b) Regionalfragen: Hinweis auf Gespräche letzter Woche zwischen Under Secre-
tary Armacost und Woronzow.20 Wichtigste Felder seien Afghanistan, iranisch-
irakischer Konflikt und Golf sowie südliches Afrika gewesen. Wenn man in Genf 
im einzelnen auch keine konkreten Ergebnisse erzielt habe, so sei dies für Gipfel 
nicht auszuschließen. 
 
14 Belgien, die Bundesrepublik, Italien, Großbritannien und die Niederlande. 
15 Zum Besuch des amerikanischen Außenministers Shultz am 22./23. Oktober 1987 in der UdSSR 

vgl. Dok. 296. 
16 Zum Besuch des sowjetischen Außenministers Schewardnadse am 30. Oktober 1987 in den USA 

vgl. Dok. 302. 
17 Zum Besuch des stellvertretenden amerikanischen Außenministers Whitehead vom 16. bis 18. Novem-

ber 1987 in der UdSSR vgl. Dok. 312, Anm. 8. 
18 Der stellvertretende amerikanische Außenminister Whitehead besuchte die Bundesrepublik am 

9./10. November 1987. Vgl. dazu Dok. 312. 
19 Zum Vorschlag der UdSSR vom 5. November 1986 für eine Menschenrechtskonferenz in Moskau 

vgl. Dok. 225, Anm. 8. 
20 Der Staatssekretär im amerikanischen Außenministerium, Armacost, traf mit dem sowjetischen 

Ersten Stellvertretenden Außenminister Woronzow am 17. November 1987 in Genf zu Gesprächen 
über Regionalfragen zusammen. Vgl. dazu den von der amerikanischen Botschaft in Bonn am 23. No-
vember 1987 übergebenen Gesprächsvermerk; Referat 230, Bd. 158100. 
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Hinsichtlich Afghanistans zeichne sich stärkere Bereitschaft SU für Festlegung 
auf Rückzugsfahrplan ab.21 Politische Entscheidung militärischen Abzugs sei 
offenbar gefallen. Widerstandskämpfer würden immer stärker, und Zeit arbeite 
gegen SU, die vor einem Jahr gewiß bessere Bedingungen erreicht haben würde. 
Problem stehe möglicherweise in zwei Jahren nicht mehr auf internationaler 
Tagesordnung. 
Über Golf-Konflikt sei eingehend gesprochen worden. Amerikanischerseits meine 
man, Pérez de Cuéllar müsse härter sein22; er dürfe sich von Iran nicht zum 
Narren halten lassen, was er vorgestern auch zum Ausdruck gebracht habe. Es 
sei grotesk, daß Larijani23 sich für 22.11. in New York angesagt habe, dann 
jedoch ohne Entschuldigung statt dessen nach Tokio geflogen sei.24 Scheward-
nadse habe gemerkt, daß man auf Gipfel vielleicht hier gemeinsame Sprache 
finden könne, doch habe er, Shultz, ihm erwidert, voneinander abweichende 
Meinungen gelte es ebenfalls klar zu registrieren. 
Auch im südlichen Afrika zeige Moskau mehr Geschmeidigkeit. Kubanische 
Bürde laste auf Angola. Ein Sieg über Savimbi sei ausgeschlossen. SR-Ent-
schließung 43525 könne in absehbarer Zeit vielleicht doch implementiert werden. 
Neue Möglichkeiten böten sich an. Er habe aufmerksam Berichte über kürzlichen 
Besuch BM in Angola26 gelesen und stimme mit dessen Schlußfolgerungen 
überein.  
Auf Zwischenfrage van den Broeks bestätigte Shultz zunehmende sowjetische 
Flexibilität auch in anderen Regionen (z. B. Äthiopien, Kambodscha); für USA 
hätten jedoch Afghanistan, Golf und südliches Afrika Priorität. 
c) Auf bilaterale Fragen ging Shultz im einzelnen nicht ein. Er erwähnte lediglich 
sich intensivierende Zusammenarbeit bei Medien sowie in Bereichen Natur-
wissenschaften, Raumfahrt und Umweltschutz. 
 
21 Zu den „indirekten“ Gesprächen zwischen Afghanistan und Pakistan vgl. Dok. 171, Anm. 5.  

Referat 340 vermerkte im Oktober 1987: „Die indirekten Genfer Gespräche unter Vermittlung des 
stellvertretenden VN-Generalsekretärs Cordovez dauern an. In der siebten Runde (25.2. – 9.3.1987) 
kam es in der Frage des Zeitplans für den Abzug der sowjetischen Truppen zu einer Reduzierung des 
Unterschieds in den Zeitvorstellungen von 45 auf 11 Monate (Islamabad 7 Monate; Kabul 18 Monate). 
Ein weiterer Fortschritt in dieser Frage ist jedoch an die formell unausgesprochene afghanisch-sowje-
tische Vorbedingung eines Fortschritts im ‚nationalen Versöhnungsprozeß‘ geknüpft. Vom 7. bis 
9.9.1987 wurden die Gespräche auf afghanischen Wunsch mit einer marginalen Modifizierung in den 
Zeitvorstellungen (Islamabad 8 Monate; Kabul 16 Monate) ohne substantielle Ergebnisse fortgesetzt.“ 
Vgl. Referat 230, Bd. 142213. 

22 Zum irakisch-iranischen Krieg und zu den Vermittlungsbemühungen des VN-Generalsekretärs 
Pérez de Cuéllar vgl. Dok. 296, Anm. 21 und 22. 

23 Korrigiert aus: „Rafsanjani“. 
24 Der stellvertretende iranische Außenminister Larijani begleitete den iranischen Außenminister 

Velayati bei dessen Besuch in Japan vom 24. bis 26. November 1987. Vgl. dazu den Drahtbericht 
Nr. 2106 des Botschafters Hallier, Tokio, vom 24. November 1987; Referat 311, Bd. 139998.  
Vortragender Legationsrat Honsowitz informierte am 27. November 1987, nach Angaben der Botschaft 
in Tokio habe Larijani Velayati „nur begleitet und keine getrennten Gespräche geführt (seine Anwesen-
heit in Tokio war mithin nicht erforderlich; er hätte Reise nach New York früher antreten können)“. 
Vgl. Referat 230, Bd. 158100.  
Zu den Gesprächen, die Larijani vom 2. bis 4. Dezember 1987 in New York führte, vgl. Dok. 357, 
Anm. 28. 

25 Für den Wortlaut der Resolution Nr. 435 des VN-Sicherheitsrats vom 29. September 1978 vgl. 
UNITED NATIONS RESOLUTIONS, Serie II, Bd. XI, S. 21. Für den deutschen Wortlaut vgl. EUROPA-
ARCHIV 1978, D 597 f. 

26 Bundesminister Genscher besuchte Angola am 29./30. Oktober 1987. Vgl. dazu Dok. 303. 
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d) START27. Betonung, daß man nunmehr auf Grundlage gemeinsamen Text-
entwurfs arbeite, der indessen noch viele Klammern enthalte. Anwesenheit 
Achromejew sei auch hier sehr wichtig gewesen. Am Nachmittag vor eigent-
lichem Gipfel werde er mit Schewardnadse und Team von jeweiligen Fachleuten 
erneut darüber sprechen. Hinweis auf Einigung über 6000 Gefechtsköpfe und 
1600 Systeme, Zählweise bei Bombern und 1540 Gefechtsköpfen bei schweren 
ICBMs, Annäherung bei Limit von ballistischen Gefechtsköpfen (US 4800; Achro-
mejew: 5100). 
Betonung Schwierigkeiten Verifikation besonders bei SLBMs und mobilen land-
gestützten Systemen (SS-25; Transport auf Straße, noch schwieriger durch Bahn). 
Komplikationen dadurch, daß nicht wie bei INF Null-Lösung. Einigung auf 
Grundsatz Vor-Ort-Inspektionen. Diese würfen jedoch äußerst komplizierte 
Detailprobleme auf, wie dies ja bereits bei INF klar geworden sei. Auf Zusammen-
hang START mit D + S28 bzw. ABM-Vertrag wollte Shultz aus Zeitgründen nicht 
eingehen. 
e) INF. Hinweis darauf, daß seit Doppelbeschluß29 fast acht Jahre vergangen 
seien und daß SU aus Genfer Verhandlungen ausgestiegen30 und dann nach 
Implementierung, die viel politischen Mut erfordert habe, im Januar 1985 
zurückgekehrt sei31. Jetziger Vertrag („Meilenstein“) sei das, was von uns vor-
geschlagen worden sei. Null-Lösung erleichtere Verifikation, verhindere weit-
räumige Dislozierungen SS-20 und dividiere NATO und asiatische Länder nicht 
auseinander. Systeme F und GB, „existing patterns of cooperation“ und FBS 
würden nicht berührt. Betonung, daß es sich um asymmetrische Reduzierungen 
handle, was für KRK32 hoffentlich Präzedenz darstelle. 
Man habe sich auf strengste Verifikationsbestimmungen einigen können. Auch 
hier sei gewiß nichts perfekt, und er wolle keine zu weitgehenden Behauptungen 
machen („no overclaim“). Regelung Einzelfragen sei sehr schwierig gewesen. 
Sogenannte nationale Mittel genügten nicht mehr, umfangreiche Vor-Ort-Inspek-
tionen seien erforderlich. Dies müsse natürlich auch für Einrichtungen in den 

 
27 Zu den amerikanisch-sowjetischen START-Verhandlungen vgl. Dok. 316, Anm. 31. 
28 Defense and Space. 
29 Für den Wortlaut des NATO-Doppelbeschlusses vom 12. Dezember 1979 vgl. NATO FINAL COMMUNI-

QUÉS 1975–1980, S. 121–123. Für den deutschen Wortlaut vgl. EUROPA-ARCHIV 1980, D 35–37. Vgl. 
dazu ferner AAPD 1979, II, Dok. 373, Dok. 375 und Dok. 376. 

30 Die INF-Verhandlungen begannen am 30. November 1981 in Genf. Vgl. dazu AAPD 1981, III, Dok. 356 
und Dok. 380.  
Am 24. November 1983 erklärte der Generalsekretär des ZK der KPdSU, Andropow, daß die UdSSR 
nicht weiter an den Verhandlungen teilnehmen werde. Für den Wortlaut der Erklärung vgl. EUROPA-
ARCHIV 1984, D 104–107. Vgl. dazu ferner AAPD 1983, II, Dok. 365 und Dok. 372.  
Die fünfte Runde der amerikanisch-sowjetischen START-Verhandlungen wurde am 8. Dezember 1983 
ohne einen Wiederaufnahmetermin beendet. Vgl. dazu AAPD 1983, II, Dok. 385. 

31 In einer Gemeinsamen Erklärung vom 8. Januar 1985 über ihr Treffen in Genf am 7./8. Januar 1985 
gaben der sowjetische Außenminister Gromyko und der amerikanische Außenminister Shultz die 
Wiederaufnahme von Verhandlungen über Nuklear- und Weltraumwaffen in Genf bekannt. Für den 
Wortlaut vgl. DEPARTMENT OF STATE BULLETIN, Bd. 85 (1985), Heft 2096, S. 30. Für den deutschen 
Wortlaut vgl. EUROPA-ARCHIV 1985, D 60. Vgl. dazu auch AAPD 1985, I, Dok. 7 und Dok. 8.  
Die erste Runde der amerikanisch-sowjetischen Verhandlungen über Nuklear- und Weltraum-
waffen in Genf fand vom 12. März bis 23. April 1985 statt. Vgl. dazu AAPD 1985, I, Dok. 101 und 
Dok. 106. 

32 Zu den Mandatsgesprächen über Konventionelle Rüstungskontrolle vgl. Dok. 293. 
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USA und in den Partnerstaaten gelten.33 Würdigung der engen Konsultationen 
mit den Stationierungsländern, die zur vollen Befriedigung aller Beteiligten 
verlaufen seien. 
Es werde ein Inspektionsprotokoll geben, demzufolge auch SU einschlägige ge-
setzliche Bestimmungen zu beachten habe. Komplizierte Verifikationsregelungen 
umfaßten „großes Buch“, das Partnern in Brüssel sobald wie möglich zur Ver-
fügung gestellt werde. 
Es sei ein Datenaustausch vereinbart worden. Sowjetische Daten (dislozierter und 
nicht dislozierter Systeme) lägen US bereits vor. Man erwarte jedoch noch ge-
wisse Details, die bis zum Ende der Woche zugesagt seien. Damit besitze man 
glaubwürdige Unterlagen darüber, was zur Vernichtung anstehe. In Frage 
stehende Einrichtungen würden vor Vernichtung im Wege von „base line inspec-
tions“ inspiziert. Nächste Phase sei Zerstörung. Sie müsse innerhalb von ins-
gesamt drei Jahren erfolgen, wofür es genaue Verifikationsprozeduren gebe. 
Sodann vergewissere man sich im Wege „close out inspection“ darüber, daß 
Vernichtung vollständig stattgefunden habe. 
Während Vernichtungszeitraums und innerhalb von zehn Jahren danach könne 
überprüft werden, daß es keine verbleibenden Systeme gebe, was durch Über-
wachung der Ausgänge einschlägiger Produktionsstätten erfolge. Dies sei vor al-
lem bei Fabriken relevant, die bisher gleichzeitig SS-20 und SS-25 gefertigt hätten. 
Ähnliche Inspektionen habe man indessen auch SU auf amerikanischem Territo-
rium einräumen müssen. Hinsichtlich GLCMs handle es sich um eine Testanlage 
in San Diego; die dort ebenfalls gelegene Produktionsstätte für SLCMs sei davon 
jedoch nicht berührt. Ähnliches gelte für periodische Inspektionen von P-II-
Einrichtungen, wo weiterhin andere Raketen produziert würden. Auf diese Weise 
würden nur die vertragsrelevanten Fakten überprüft, nicht mehr. Verdachts-
inspektionen einschlägiger Anlagen könnten kurzfristig erfolgen: Vier Stunden 
nach Ankunft im „point of entry“ muß Inspektionsteam zu der dann von ihm ge-
wünschten Einrichtung auf den Weg gebracht werden, und spätestens innerhalb 
von neun Stunden hat Inspektion zu beginnen. Innerhalb dreijährigen Vernich-
tungszeitraums sind zwanzig jährliche Inspektionen, in den nächsten fünf Jah-
ren fünfzehn und in den letzten fünf Jahren zehn Inspektionen vorgesehen. Ähn-
lichkeit SS-25 und SS-20 werfe noch folgendes Problem auf: Erstere Raketen 
wurden etwa zur Hälfte auf SS-20-Basen disloziert, die ja inspiziert werden dürf-
ten. Was geschehe jedoch mit anderer Hälfte? Hier habe man sich auf sogenannte 
„enhanced technical means“ geeinigt, was bedeute, daß betreffende Einrichtungen 
für Fotos amerikanischer Satelliten kurzfristig geöffnet würden. 
34Vertrag verbiete Flugtests, wobei indessen während ersten sechs Monaten 
Vernichtung durch „launching“ in bestimmtem Umfang erlaubt sei. Durch dieses 
– ohne Schwierigkeiten zu überwachende – Verbot sei sichergestellt, daß unter 
Umständen tatsächlich noch vertragswidrig aufrechterhaltene Systeme nach 
gewisser Zeit obsolet würden. 

 
33 Zum Stand der Verhandlungen über ein amerikanisch-sowjetisches Inspektionsprotokoll im Rahmen 

eines künftigen INF-Abkommens, über ein Abkommen zwischen den USA und den fünf Stationierungs-
ländern amerikanischer nuklearer Mittelstreckensysteme (MBCA) sowie über einen Notenwechsel 
zwischen der UdSSR und den fünf westlichen Stationierungsländern vgl. Dok. 194. 

34 Beginn des mit Drahtbericht Nr. 1559 übermittelten zweiten Teils des Fernschreibens. Vgl. Anm. 1. 
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Verifikationsregelungen seien „nicht perfekt“, aber „pretty good“, und sie böten 
gute Vertrauensgrundlage („a lot of comfort“). Zu den entstehenden Kosten 
wolle er sich lieber nicht äußern. Sie seien wohl recht hoch, wobei man indessen 
daran denken müsse, daß Implementierung Doppelbeschlusses US bisher 7 bis 
9 Mrd. Dollar gekostet habe. All dies sei auch von Bedeutung im Hinblick auf 
START. Hinsichtlich CW35 könne man daraus die Lehre ziehen, daß hier erheb-
lich weitergehende („far more extensive“) Maßnahmen erforderlich seien; ande-
rerseits müsse man sich bei CW natürlich die Frage stellen, wie weit wir uns 
selbst inspizieren lassen wollten. 
Shultz unterstrich Asymmetrie zuungunsten SU, bei der rd. 1500 Sprengköpfe 
(3000 einschließlich „Reservepotential“) gegenüber 350 bzw. 800 auf seiten US 
zur Vernichtung anstünden. Diese Asymmetrie sei sehr bemerkenswert („quite 
striking“). Allianz stehe nunmehr vor zwei Aufgaben: 
– Es gelte deutlich zu machen, daß es sich bei Vertragswerk um dasjenige han-

dele, das man westlicherseits angestrebt habe. Administration sei sich darüber 
im klaren, daß etwaige Verweigerung Ratifizierung im Senat „rebellion in 
NATO“ auslösen werde. Shultz appellierte an alle Partner, sich unzweideutig 
zu Abkommen zu bekennen. Er sammle einschlägige Zitate und werde sie 
Anfang Januar bei den Hearings im Kongreß verwenden. Hierbei gehe es nicht 
nur um Äußerungen Regierungen, sondern auch Opposition. 

– Man müsse sich darüber klar sein, daß mit INF-Vertrag keinesfalls alle unsere 
Probleme gelöst seien. Für Aufrechterhaltung glaubwürdiger Abschreckung 
gebe es eine Menge zu tun. Strategie flexibler Antwort36 müsse weiterhin 
implementiert werden können. Qualität unserer konventionellen Mittel sei 
nunmehr besonders wichtig. Je höher diese sei, desto eher werde es gelingen, 
bei KRK Fortschritte zu erzielen. 

f) Strukturierung Gipfels. Es handele sich um dreitägigen „substantive hard 
working summit“. Man habe fünf Arbeitssitzungen (jeweils zwei am 8. und 
9.12., eine weitere sowie ein Arbeitsmittagessen am 10.12.) vorgesehen. Am 
10.12. sei auch ein unmittelbarer Kontakt („direct interaction“) mit Kongreß-
angehörigen geplant. Im übrigen – sowjetischerseits organisierte – Zusammen-
künfte mit Intellektuellen sowie Unternehmern. Bessmertnych werde dieserhalb 
in Kürze nach Washington fliegen. Mit gemeinsamer Abschlußerklärung sei zu 
rechnen.37 
g) Abschließend unterstrich Shultz, daß sich Harmel-Konzept38 von Abschreckung 
und Dialog voll bewährt habe. Auf Genfer Gipfel 198539 habe man weitere in 

 
35 Zu den Verhandlungen über ein Verbot chemischer Waffen in Genf vgl. Dok. 311, Anm. 2. 
36 Zur Strategie der „flexible response“ vgl. Dok. 4, Anm. 17. 
37 Für den Wortlaut der Gemeinsamen Erklärung des Präsidenten Reagan und des Generalsekretärs 

des ZK der KPdSU, Gorbatschow, vom 10. Dezember 1987 vgl. PUBLIC PAPERS, REAGAN 1987, S. 1491–
1497. Für den deutschen Wortlaut vgl. EUROPA-ARCHIV 1988, D 32–38. 

38 Für den Wortlaut des „Berichts des Rats über die künftigen Aufgaben der Allianz“ (Harmel-Bericht), 
der dem Kommuniqué über die NATO-Ministerratstagung am 13./14. Dezember 1967 in Brüssel 
beigefügt war, vgl. NATO FINAL COMMUNIQUÉS 1949–1974, S. 198–202. Für den deutschen Wortlaut 
vgl. EUROPA-ARCHIV 1968, D 75–77. Vgl. dazu auch AAPD 1967, III, Dok. 435, und AAPD 1968, I, 
Dok. 14. 

39 Präsident Reagan und der Generalsekretär des ZK der KPdSU, Gorbatschow, trafen vom 19. bis 
21. November 1985 in Genf zusammen. Vgl. dazu AAPD 1985, II, Dok. 317 und Dok. 319. 
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Washington und Moskau angekündigt. Es sei nunmehr an der Zeit, sie zu ver-
wirklichen. Beiden Ländern sei auch an Gipfel in Moskau gelegen, und man stelle 
sich amerikanischerseits auch auf einen solchen ein.40 Er müsse ebenfalls „pro-
duktiv“ sein, und vorherige Fortschritte bei START seien entscheidend. 
Die Lage ändere sich in positivem Sinn. Zwar gelte es sich vor Euphorie zu hüten, 
doch mache man einen Lernprozeß durch, auf welche Weise Schwierigkeiten 
überwunden werden könnten. 
2) Aus Diskussion ist festzuhalten: 
a) BM, der nach Andreotti als zweiter das Wort nahm, dankte für laufende Kon-
sultationen und amerikanische Verhandlungsführung und sprach Shultz und 
Mitarbeitern Glückwünsche für Erreichtes aus. Seine Gedanken gingen acht 
Jahre zurück, als man hier Doppelbeschluß gefaßt habe. Damals seien manchen 
Zweifel gekommen, ob wir gesetzte Ziele erreichen könnten und ob es bei41 be-
schlossener Stationierung bleiben werde. Implementierung sei, gerade auch bei 
uns in Deutschland, nicht einfach gewesen. Um so wichtiger sei es, zu unterstrei-
chen, daß dies der von uns gewünschte Vertrag sei. Engster Allianz-Zusammen-
halt und klare Zielsetzung seien Voraussetzung gewesen. INF-Abkommen stelle 
mehr als nur einen „Meilenstein“ dar. Es sei erstes wirkliches Abrüstungs-
abkommen. Mit ihm beginne neue Epoche Rüstungskontrolle. 1987 könne als 
Jahr der Abrüstung gelten. 
Er wolle für Bundesregierung keinen Zweifel daran lassen: Sollte es bei gewissen 
Personen in Amerika Bedenken gegen Vertrag geben, so könnten diese sich 
weder auf Bundesregierung noch auf BR Deutschland insgesamt berufen. Wir 
hätten Vertrag gewollt (und nähmen ihn nicht etwa nur hin). Betonung asymme-
trischer Reduzierungen. 
Es sei wichtig, daß auf Gipfel nicht nur Rüstungskontrollfragen, sondern auch 
Menschenrechtsproblematik, West-Ost-Beziehungen insgesamt und Regional-
fragen behandelt würden. Er könne aus Erfahrung kürzlichen Besuchs Angolas 
das, was Shultz hierzu ausgeführt habe, nur bestätigen. Hinweis auf abgelau-
fenen arabischen Gipfel in Amman42, der großen Erfolg für Hussein dargestellt 
habe. Wir sollten seine Auswirkungen auch auf SU und China für Lösung Golf-
konflikts nutzen. Fortschritte bei Implementierung SR-Entschließung43 seien 
geboten. 
Bei NATO-AM-Treffen im Dezember44 müßten nicht nur INF und START er-
örtert, sondern im Juni in Reykjavik in Auftrag gegebenes Gesamtkonzept 
Rüstungskontrolle in allen seinen Bereichen (START, CW, KRK und nukleare 
Kurzstreckenwaffen)45 weiterbehandelt werden. Hinweis auf Brüsseler KRK-

 
40 Präsident Reagan besuchte die UdSSR vom 29. Mai bis 2. Juni 1988. Vgl. dazu FRUS 1981–1988, 

VI, S. 1063–1078, S. 1080–1088 und S. 1099–1124. Vgl. dazu auch AAPD 1988. 
41 Korrigiert aus: „nicht bei“. 
42 Zur außerordentlichen Gipfelkonferenz der Arabischen Liga vom 8. bis 11. November 1987 vgl. 

Dok. 329. 
43 Zur Resolution Nr. 598 des VN-Sicherheitsrats vom 20. Juli 1987 vgl. Dok. 221, Anm. 6. 
44 Zur NATO-Ministerratstagung am 11. Dezember 1987 in Brüssel vgl. Dok. 369.  

Für den Wortlaut des Kommuniqués vgl. NATO FINAL COMMUNIQUÉS 1986–1990, S. 86–91. Für den 
deutschen Wortlaut vgl. EUROPA-ARCHIV 1988, D 108–112. 

45 Zur NATO-Ministerratstagung am 11./12. Juni 1987 vgl. Dok. 170 und Dok. 174. 
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Erklärung vom Dezember 198646 und auf Wünschbarkeit baldigen Mandats in 
Wien. Bei AM-Treffen gelte es, Perspektiven für Rüstungskontrollverhandlungen 
und Entwicklung West-Ost-Verhältnisses allgemein für Stabilität in Europa und 
weltweit im Sinne Harmel-Berichts aufzuzeigen. Gipfel Moskau müsse weitere 
substantielle Fortschritte bringen. 
BM betonte abschließend, er habe noch nie eine Sitzung als so befriedigend emp-
funden wie heute. Auch im transatlantischen Verhältnis sei man sich selten so 
nahe gewesen. INF-Abkommen stelle nicht nur Erfolg im Rüstungskontroll-
bereich, sondern solchen für Festigkeit und Zusammenhalt Bündnisses dar. Dies 
brauchten wir. 
b) Auch AM Andreotti versicherte, INF-Abkommen werde in Italien nicht nur 
von Regierung, sondern überwiegend auch von Opposition gestützt. Allgemeine 
Zustimmung müsse im Kommuniqué Ministertreffen Dezember deutlich zum 
Ausdruck kommen. Er sprach sich u. a. für baldigen CW-Ächtungsvertrag und 
dafür aus, alle Elemente des Rüstungskontrollkonzepts von Art. 8 Reykjavik47 
weiterzuentwickeln. 
AM van den Broek, der sich mehrfach auf BM bezog, unterstrich gleichfalls, daß 
sein Land hinter Abkommen stehe. Er mahnte mangelnde Fortschritte WFT48 
im Menschenrechtsbereich an. Hier spreche man in Moskau und Wien nicht 
mit gleicher Sprache. Westen müsse insoweit fest bleiben und Ungleichgewicht 
der verschiedenen Körbe vorbeugen. 
Er sprach Problem weiterer Dislozierungen nach Unterzeichnung INF-Abkom-
mens an. Gegendruck öffentlicher Meinung werde hier immer stärker. Entschei-
dung noch vor 8.12. sei erforderlich. Shultz antwortete hierauf: Amerikanischer-
seits würden nach Unterzeichnung keine weiteren Dislozierungen mehr erwartet. 
Bereits dislozierte Systeme müßten bis Abschluß Ratifizierung bleiben. Dann 
beginne dreijährige Vernichtungsphase. 
AM Stoltenberg erwähnte u. a., daß es Zeit zu nutzen gelte, solange Reagan und 
Gorbatschow Verantwortung trügen. 
GB unterstrich die von Shultz abschließend erwähnten zwei Punkte (besonders 
Vermeidung von Euphorie). Zitierte PM Thatcher, die INF-Abkommen positiv 
gewürdigt und Hoffnung auf Fortschritte bei START und CW-Ächtung zum Aus-
druck gebracht hatte. 
B wies darauf hin, daß heute nachmittag 20-jähriges Jubiläum Harmel-Berichts 
begangen werde. Unterstützung NL bei Forderung nach Fortschritten im Men-
schenrechtsbereich auf WFT. 
F meinte, INF-Abkommen habe gesetzte Ziele erreicht. Auch bei Verifikation habe 
es beachtliche Fortschritte gegeben. Warnung vor Euphorie. Für Frankreich habe 

 
46 Für den Wortlaut des Kommuniqués der NATO-Ministerratstagung am 11./12. Dezember 1986 in 

Brüssel, dem die „Erklärung über Konventionelle Rüstungskontrolle“ beigefügt war, vgl. NATO FINAL 
COMMUNIQUÉS 1986–1990, S. 13 f. und S. 73–76. Für den deutschen Wortlaut vgl. EUROPA-ARCHIV 
1987, D 74–79. Vgl. dazu ferner AAPD 1986, II, Dok. 359 und Dok. 363. 

47 Für den Wortlaut von Ziffer 8 der Erklärung der NATO-Ministerratstagung am 11./12. Juni 1987 
vgl. NATO FINAL COMMUNIQUÉS 1986–1990, S. 16 f. Für den deutschen Wortlaut vgl. EUROPA-ARCHIV 
1987, D 384. 

48 Zur KSZE-Folgekonferenz in Wien vgl. Dok. 377. 
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nunmehr rüstungskontrollpolitisch START Priorität. Weitere Wachsamkeit sei 
erforderlich. 
E würdigte Haltung Stationierungsländer. 
Abschließend beantwortete Shultz einige Fragen: 
– Über genauen Inhalt eventueller Erklärungen bei Gipfel könne er noch nichts 

sagen. Wahrscheinlich keine Überraschungen. 
– Zwar seien – vor allem in Moskau – mit Sowjets auch KRK und CW erörtert 

worden. Dabei jedoch stets Hinweis US auf multilaterale Verhandlungsforen. 
– Zum Schluß sprach er kürzliche Änderungen innerhalb Administration an. 

Carlucci und Powell49 ständen in Kontinuität bisheriger Politik. 
3) GS50 unterstrich zum Schluß drei Aspekte von INF: 
– Sehr wichtige Präzedenz asymmetrischer Vernichtungen. 
– Weitgehende Verifikation, die vor acht Jahren undenkbar. 
– Man habe Realismus und Entscheidungskraft bewiesen und sei falschen Rat-

gebern in einigen Bündnisländern nicht gefolgt. 

[gez.] Hansen 
VS-Bd. 11283 (220) 
 
 

 
341 

Gespräch des Bundesministers Genscher 
mit Präsident Husák in Prag 

 26. November 19871 

Von BM noch nicht gebilligt 
Gespräch des Bundesministers mit Präsident Husák am 26.11.1987 (15.00 – 16.00 
Uhr)2 
Husák begrüßt BM mit herzlichen Worten. Er freue sich, das Gespräch mit BM 
in einer Situation fortsetzen zu können, in der ein Stück der persönlichen Politik 
des BM in die Tat umgesetzt werde. Er hoffe, daß die bevorstehende Unterzeich-
 
49 Der bisherige Sicherheitsberater des amerikanischen Präsidenten, Carlucci, trat am 23. November 

1987 das Amt des amerikanischen Verteidigungsministers an. Der bisherige stellvertretende Sicher-
heitsberater Powell übernahm am 23. November 1987 das Amt des Sicherheitsberaters. 

50 Lord Carrington. 
 
 1 Die Gesprächsaufzeichnung wurde von Ministerialdirigent Kastrup am 30. November 1987 gefertigt.  

Hat Vortragendem Legationsrat I. Klasse Elbe am 30. November 1987 vorgelegen, der die Weiter-
leitung an Ministerialdirigent Jansen und Vortragenden Legationsrat Schumacher verfügte.  
Hat Jansen am 30. November 1987 vorgelegen.  
Hat Schumacher vorgelegen. 

 2 Bundesminister Genscher besuchte die ČSSR vom 25. bis 27. November 1987. 
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nung des Abkommens über die Beseitigung von Mittelstreckenraketen3 nur ein 
erster Schritt sei. Wichtig sei, über den Abbau von Rüstungen hinaus Feind-
bilder auf beiden Seiten abzubauen. AM Chňoupek habe ihn über die Gespräche 
des Vormittags informiert.4 Er sei befriedigt über die Fortsetzung der Bemühun-
gen, die bilateralen Beziehungen auszubauen. Die ČSSR lege Wert darauf, nicht 
Stoßdämpfer zwischen Ost und West zu sein, sondern möchte Verbindungsfunk-
tionen wahrnehmen. 
BM erklärt, beide Seiten hätten keinen Anlaß, pessimistisch zu sein. Es habe sich 
als richtig erwiesen, den direkten Dialog auch und gerade in Zeiten zu pflegen, 
in denen sich das West-Ost-Verhältnis abgekühlt habe. Husák wirft ein, hierzu 
habe BM einen bedeutsamen persönlichen Beitrag geleistet. 
BM fährt fort, es sei die gemeinsame Aufgabe beider Staaten, in der Mitte Euro-
pas für ein Stück Entspannung zu sorgen. Beide Länder an der Nahtstelle der 
Systeme seien sensibler für Entwicklungen als andere. Der Besuch des Bundes-
kanzlers im Januar5 solle den Begriff der guten Nachbarschaft ausfüllen. Wir 
seien daran interessiert, in allen Bereichen eng zusammenzuarbeiten. Es komme 
darauf an, die nicht ausgenutzten Reserven des bilateralen Verhältnisses zu 
aktivieren. 
Wir seien bereit, mit allen Staaten des Warschauer Paktes gute Beziehungen zu 
pflegen. Dies gelte insbesondere für die Sowjetunion. Er, BM, habe sich bereits 
frühzeitig dafür ausgesprochen, die Politik Gorbatschows ernst zu nehmen.6 
Husák: Dafür wurden Sie von einigen kritisiert. 
BM: Die Kritiker hätten sich inzwischen seiner Auffassung angeschlossen. Wir 
wollten nach vorne blicken. Es liege in unserem Interesse, die Öffnungspolitik 
in der Sowjetunion zu ermutigen. Das deutsch-sowjetische Verhältnis habe 
große Bedeutung für die Lage in Europa. 
Husák: Diese Erkenntnis habe über viele Jahrhunderte hinweg gegolten. 
BM weist darauf hin, daß es nunmehr gelte, das INF-Abkommen für weitere 
Abrüstungsschritte zu nutzen. Bei den chemischen Waffen könne man schnell 
zu Ergebnissen kommen.7 Die Zeit dränge. Wie vor zwanzig Jahren bei den 
atomaren Waffen bestehe auch hier die Gefahr der Proliferation. Er, BM, hoffe, 
daß es möglich sei, mit den Verhandlungen über die konventionellen Waffen im 
kommenden Jahr zu beginnen.8 Es handle sich um ein „gefährliches Spielzeug“. 
Für erfolgreiche Verhandlungen sei allerdings ein neues Denken notwendig. 
Was die Raketen kürzerer Reichweite anbetreffe, so seien wir zu sofortigen 
Verhandlungen bereit. Er müsse allerdings offen hinzufügen, daß das westliche 
Bündnis zur Erarbeitung einer Verhandlungsposition noch etwas Zeit brauche. 

 
 3 Zur Unterzeichnung des INF-Vertrags am 8. Dezember 1987 vgl. Dok. 360. 
 4 Bundesminister Genscher und der tschechoslowakische Außenminister Chňoupek trafen am 26. No-

vember 1987 zu Gesprächen zusammen. Themen waren Fragen der Abrüstung und Rüstungskontrolle, 
das Ost-West-Verhältnis sowie bilaterale Fragen. Vgl. dazu die Gesprächsaufzeichnung; Referat 214, 
Bd. 139636. 

 5 Bundeskanzler Kohl hielt sich am 26./27. Januar 1988 in der ČSSR auf. Vgl. dazu AAPD 1988. 
 6 Vgl. dazu die Rede des Bundesministers Genscher am 1. Februar 1987 in Davos; Dok. 65. 
 7 Zu den Verhandlungen über ein Verbot chemischer Waffen in Genf vgl. Dok. 311, Anm. 2. 
 8 Zu den Mandatsgesprächen über Konventionelle Rüstungskontrolle in Wien vgl. Dok. 293. 
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BM weist auf seine Rede im Deutschen Bundestag hin. Hier habe er einer kon-
ventionellen Nachrüstung eine klare Absage erteilt.9 Mit seinem Kollegen 
Chňoupek stimme er überein, daß man bei der KSZE-Folgekonferenz in Wien 
jetzt Druck machen müsse, um bald zu einem Ergebnis zu kommen.10 
BM wendet sich in seinen Darlegungen der Lage in Westeuropa zu und schildert 
die Probleme in der EG, insbesondere was Agrarfragen, finanzielle und struktu-
relle Probleme anbetrifft. 
Er hebt die Bedeutung des deutsch-französischen Verhältnisses für die Stabilität 
in ganz Europa hervor. Präsident Mitterrand sei ein Staatsmann von großer 
europäischer Verantwortung und Weitsicht. Er habe zweimal geholfen, die dop-
pelte Null-Lösung herbeizuführen. 
Die sowjetische Führung sei gut beraten, nicht auf den nächsten amerikanischen 
Präsidenten zu warten. Im Gegensatz zu vielen seiner Amtsvorgänger sei Prä-
sident Reagan auf außenpolitischem Gebiet in seinem letzten Amtsjahr keine 
„lahme Ente“. Man müsse jetzt in die Scheuer fahren, was möglich sei. Ein 
neuer Präsident brauche Zeit, um sich einzuarbeiten. 
Husák erklärt, Gorbatschow spekuliere nicht auf die Person des Präsidenten, 
sondern sei entschlossen, seine Friedensideen durchzusetzen. Die Reformen, die 
Gorbatschow zuhause eingeleitet habe, würden auch in anderen sozialistischen 
Ländern modifiziert angepackt. Für die ČSSR strebe er eine Demokratisierung 
des öffentlichen Lebens an. Es sei wichtig, einen neuen Arbeitsstil einzufüh-
ren. Der im Westen bestehende Eindruck, die ČSSR sei der letzte Staat in der 
Entwicklung, sei unzutreffend. Das bevorstehende ZK11 werde sorgfältig vor-
bereitet. Es könne kein Zweifel daran bestehen: Die tschechoslowakische Füh-
rung wolle Glasnost. Die Durchführung der Ideen sei allerdings kompliziert 
und nicht ohne große soziale Beeinträchtigungen möglich. Die beabsichtigten 
Reformmaßnahmen könnten auch in den Beziehungen zur Bundesrepublik 
Deutschland eine neue Atmosphäre schaffen. 
BM stimmt zu, daß eine Öffnung der sozialistischen Staaten auch zu einer größe-
ren Kooperationsfähigkeit führe. Er weist insbesondere auf die gut ausgebildeten 
Facharbeiter und das große intellektuelle Potential der ČSSR hin. 
Husák: Dieses sei bisher nicht genügend genutzt worden. Man habe einiges ver-
paßt, das jetzt aufgeholt werden solle. Dies müsse den Menschen bewußt gemacht 
werden. Die Entwicklungen in der Sowjetunion würden aufmerksam verfolgt. 
Man höre auch aufmerksam zu, was von westlichen Gesprächspartnern gesagt 
werde. Jedes Land habe seine eigenen Probleme. Es komme deshalb darauf an, 
Reformideen auf die jeweiligen Bedingungen anzuwenden. Man sei jedenfalls 
entschlossen, die Entwicklung zu beschleunigen. Der Weg sei vorgezeichnet. 
Es stünden grundlegende Änderungen im ökonomischen und gesellschaftlichen 
Bereich bevor. Alte Einstellungen müßten geändert werden. 

 
 9 Für den Wortlaut der Rede des Bundesministers Genscher vom 24. November 1987 vgl. BT STENO-

GRAPHISCHE BERICHTE, 11. WP, 41. Sitzung, S. 2756–2760. 
10 Zur KSZE-Folgekonferenz in Wien vgl. Dok. 377.  
11 Die Plenarsitzung des ZK der KPČ fand am 8./9. April 1988 in Prag statt. 
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BM erklärt, dies betreffe auch die Fragen der internationalen Zusammenarbeit. 
Er weist auf das Buch von Jonas „Prinzip Verantwortung“12 und dessen Ge-
danken hin. 
Husák stimmt zu. Alle Staaten ungeachtet der Unterschiede ihrer Gesellschafts-
ordnungen trügen hohe Verantwortung für die künftigen Generationen. Auf-
grund langer Gespräche mit Gorbatschow könne er sagen, daß der sowjetische 
Führer im Westen vielfach vereinfacht gesehen würde. Gorbatschow sei inner-
lich zutiefst überzeugt, daß alles für die Rettung der Welt getan werden müsse. 
Nach dem Austausch einiger eher allgemeiner philosophischer Betrachtungen 
übermittelt BM Grüße des Bundeskanzlers. 
Husák bittet, diese zu erwidern und schließt das Gespräch mit der Bemerkung, 
die ČSSR freue sich auf den bevorstehenden Besuch des Bundeskanzlers. 

Referat 010, Bd. 178904 
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Aufzeichnung des 
Vortragenden Legationsrats I. Klasse Lambach 

210-331.00 VS-NfD 26. November 19871 

Über Herrn D 22, Herrn Staatssekretär3 Herrn Bundesminister zur Unterrich-
tung für Ihr Gespräch mit Botschafter Burt (Gesprächsführungsvorschlag in 
Ziffer 5) 

Betr.: Berlin-Initiative4 

Anlg.: 35 (davon Anlage6 3 nur beim Original) 

1) Als Anlage 3 wird zur Unterrichtung ein „concept paper“ in der Fassung vom 
24.11.1987 zu der auf die Anregung Präsident Reagans zurückgehenden „Berlin-
 
12 Vgl. Hans JONAS, Das Prinzip Verantwortung. Versuch einer Ethik für die technologische Zivilisation, 

Frankfurt a. M. 1979. 
 
 1 Die Aufzeichnung wurde von Vortragendem Legationsrat I. Klasse Lambach und Legationsrat I. Klasse 

Graf von Waldersee konzipiert. 
 2 Hat Ministerialdirektor Freiherr von Richthofen am 27. November 1987 vorgelegen. 
 3 Hat Staatssekretär Sudhoff am 28. November 1987 vorgelegen, der handschriftlich vermerkte: „Ich 

halte den Weg einer Note für falsch + gefährlich und ihren Inhalt für äußerst bedenklich!“  
Hat Vortragendem Legationsrat I. Klasse Elbe am 3. Dezember 1987 vorgelegen, der vermerkte: 
„Hat dem Herrn Minister vorgelegen.“ Ferner verfügte Elbe den Rücklauf über das Büro Staatssekre-
täre an Referat 210.  
Hat Vortragendem Legationsrat I. Klasse Freiherr von Pfetten-Arnbach am 4. Dezember 1987 vor-
gelegen. 

 4 Zur Berlin-Initiative des Präsidenten Reagan vgl. Dok. 168. 
 5 Dem Vorgang teilweise beigefügt. Vgl. Anm. 7, 10 und 16. 
 6 An dieser Stelle wurde von Ministerialdirektor Freiherr von Richthofen handschriftlich eingefügt: 

„2 und“. 
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Initiative“ vorgelegt.7 Es stellt dar den gegenwärtigen Stand der Beratungen 
in der Bonner Vierergruppe in Erfüllung des Minister-Auftrags von Reykjavik, 
zur Prüfung durch die Regierungen konkrete Vorschläge zur Ansprache der 
Sowjetunion zu erarbeiten.8 Als Ergebnis ausführlicher Untersuchungen nennt 
das Papier zwei Gruppen von Vorschlägen, die die Alliierten auf der Grundlage 
ihrer weiterbestehenden originären Rechte an die Sowjetunion herantragen 
könnten: 
a) im Luftverkehrsbereich 
– höhere Flughöhen und größere sowjetische Zurückhaltung bei Reservierungen 

in den Luftkorridoren9, 
– kommerzieller Zugang zu Flughäfen in Berlin (West) für alliierte und nicht-

alliierte Fluggesellschaften auf Strecken außerhalb der Luftkorridore (ver-
bunden mit der Entwicklung von Flugverkehrsverbindungen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der DDR), 

b) in anderen Bereichen 
– sowjetische Zusammenarbeit bei der Entwicklung Berlins zu einem Zentrum 

für internationale Veranstaltungen und bei der Erleichterung menschlicher 
Begegnungen, z. B. durch Jugend- und Sportaustausch einschließlich einer 
möglichen Olympiade. 

Trotz der im Papier diskutierten Möglichkeit einer sowjetischen Abweisung oder 
Gegeninitiative regt das Papier an, in Form einer Note, für die ein Textentwurf 
beigefügt ist (hier als Anlage 1 vorgelegt10), die Sowjetunion anzusprechen und 
baldige Vier-Mächte-Gespräche in Berlin vorzuschlagen. Abhängig von der sowje-
tischen Antwort würden die Alliierten spezifische Vorschläge erarbeiten und 
präsentieren. 
2) Es war vorgesehen, das Papier den Ministern bei dem Deutschland- und 
Berlin-Treffen Anfang Dezember in Brüssel11 vorzulegen. Ob bis zu den Ex-
pertengesprächen vor dem Ministertreffen eine auch in den Hauptstädten 
abgestimmte Endfassung erstellt werden kann, ist mehr als fraglich. Vor allem 
F und GB zeigen sich zögerlich. Angesichts des wiederholt vorgetragenen ameri-

 
 7 Dem Vorgang nicht beigefügt. 
 8 Zur NATO-Ministerratstagung am 11./12. Juni 1987 in Reykjavik vgl. Dok. 170 und Dok. 174.  

Vortragender Legationsrat von Berg informierte das Bundeskanzleramt und das Bundesministerium 
der Verteidigung am 25. Juni 1987: „Die Außenminister der Vereinigten Staaten, des Vereinigten 
Königreichs, Frankreichs und der BR Deutschland haben in Reykjavik ihre Beamten in Bonn beauf-
tragt, zur Prüfung durch die vier Regierungen konkrete Vorschläge für Verbesserungen in Luftverbin-
dungen nach Berlin zum Zweck einer Ansprache gegenüber der SU vorzubereiten. Dabei sollten sie 
die Bedeutung einer Verstärkung der langfristigen Stabilität und des Wohlstands Berlins durch 
Senkung der Schranken zwischen Ost und West in Berlin und die Bedeutung praktischer Verbesserun-
gen für die Berliner bei vollem Schutz des Status der Stadt, insbesondere der ursprünglichen alliierten 
Luftzugangsrechte, in Betracht ziehen. Ferner sollte das im Oktober 1986 verabschiedete Papier 
über die Entwicklung von Luftfahrtbeziehungen mit der DDR berücksichtigt werden.“ Vgl. den Draht-
erlaß; Referat 210, Bd. 145177.  

 9 Zu den Bestimmungen über den Luftverkehr von und nach Berlin vgl. Dok. 354, Anm. 10. 
10 Dem Vorgang beigefügt. Für die „Draft note for Delivery by Three Allies to Soviet Union (preferably 

by Ambassadors in Moscow to Foreign Ministry)“ vgl. Referat 210, Bd. 145177. 
11 Zum Gespräch des Bundesministers Genscher mit den Außenministern Howe (Großbritannien), 

Raimond (Frankreich) und Shultz (USA) am 11. Dezember 1987 vgl. Dok. 366. 
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kanischen Interesses, „den Schwung der Reagan-Rede (vom 12.6.12) zu nutzen“ 
und die Initiative zeitlich mit der INF-Abrüstung zu verbinden sowie angesichts 
der Unmöglichkeit, eventuelle Gegenleistungen an die Sowjetunion für prakti-
sche Verbesserungen schon jetzt abstrakt auszubuchstabieren, schließt aber 
jedenfalls der britische Sprecher nicht aus, daß sein Außenminister13 der Sondie-
rung gegenüber der Sowjetunion durch die Note zustimmen würde. 
Die Notenform für die Sondierung war von US vorgeschlagen und von GB und 
F aufgenommen worden, weil sie die alliierte Demarche formalisieren und ge-
wichtiger machen würde, auch wenn eine Note eine schriftliche Antwort mit 
u. U. unakzeptablen Gegenerklärungen provozieren könnte. 
3) Nunmehr haben die USA in der Vierergruppe am 24.11.1987 angekündigt und 
beabsichtigen, Ihnen durch Botschafter Burt vorzutragen, daß sie die Übersen-
dung der Note schon vor dem Gipfel am 7./10.12.198714, die Ansprache gegen-
über der Sowjetunion auf diesem Gipfel und die öffentliche Vorstellung der 
Initiative durch einen „public event“ (Fototermin?) am 11.12. anläßlich des 
NATO-Rates15 anstreben. 
In einer ersten Reaktion haben der britische und der französische Vierergruppen-
Sprecher es für kaum vorstellbar gehalten, daß ihre Hauptstädte einer Absendung 
der Note noch vor dem Ministertreffen zustimmen werden. Der deutsche Sprecher 
warf die Frage auf, ob die USA ggf. in Fortsetzung der bisherigen amerikanischen 
nationalen Aktivität die Sowjetunion auf dem Gipfel zur Vorbereitung der 
Initiative bilateral ansprechen würden (s. hierzu Anlage 216). 
Aus der französischen Botschaft erfuhren wir am 26.11., daß Paris gegen eine 
solche bilaterale Ansprache durch die USA keine Einwände hätte, eine Note noch 
vor dem Ministertreffen aber nicht mittragen würde. Für eine entsprechende 
Haltung sprachen sich auch die Teilnehmer eines erweiterten Dreierkreises am 
26.11. aus (u. a. BM Schäuble, StS Bräutigam). 
4) Es sind nunmehr im Ressortkreis gemeinsame Haltungen zu den einzelnen 
Vorschlägen abzustimmen. 
Jede deutsche Reaktion auf die Initiative muß den demonstrativen Einsatz des 
US-Präsidenten berücksichtigen und unserem Interesse an der Aufrechterhaltung 
des alliierten Engagements für Berlin Rechnung tragen. Zum Inhalt der Initiative 
ist zu berücksichtigen, daß die Initiative sich von den ursprünglichen plakativen 
Vorschlägen entwickelt hat in Richtung auf praktische Verbesserungen für Ber-
lin, in die auch unsere Vorstellungen im verkehrs- wie im Berlin-politischen 
Bereich Eingang gefunden haben: 
 
12 Zur Rede des Präsidenten Reagan in Berlin (West) vgl. Dok. 168, Anm. 5. 
13 Geoffrey Howe. 
14 Der Generalsekretär des ZK der KPdSU, Gorbatschow, besuchte die USA vom 7. bis 10. Dezember 

1987. Vgl. dazu Dok. 360, Dok. 364 und Dok. 365. 
15 Zur NATO-Ministerratstagung am 11. Dezember 1987 in Brüssel vgl. Dok. 369. 
16 Dem Vorgang beigefügt. Vortragender Legationsrat von Berg hielt am 26. November 1987 nach „Tele-

fonkontakten mit UK, USA und Bundeskanzleramt“ fest, die USA wünschten, die Berlin-Initiative 
gegenüber der UdSSR bei den Gesprächen des Präsidenten Reagan mit dem Generalsekretär des 
ZK der KPdSU, Gorbatschow, vom 7. bis 10. Dezember 1987 in Washington anzusprechen. Nach Aus-
kunft der britischen Botschaft stehe die Regierung in London dieser Idee zurückhaltend gegenüber, 
doch würden die USA „die vorsichtige Reaktion Londons als ‚keine Ablehnung‘ “ deuten. Frankreich 
halte „sich bisher völlig zurück“. Vgl. Referat 210, Bd. 145177. 
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– Beschränkung der Veränderungen im Korridorverkehr auf Anpassung der 
gegenwärtigen Praktiken ohne Aufgabe der originären Rechte. 

– Weiterverfolgung des Pilotprojekts für innerdeutschen Luftverkehr, verbunden 
mit Öffnung Tegels für Nord-Süd-Flüge, aber angereichert durch Unterstüt-
zung des Anliegens „Öffnung Tegels“ durch mögliche Drei-Mächte-Initiative. 

– Im Bereich internationaler Veranstaltungen Schwergewicht auf Überwindung 
sowjetischer Obstruktion gegen volle Anwendung des VMA17 in Berlin (West). 
Plakative Projekte wie KSZE-Folgekonferenz und Olympiade werden unter-
sucht, problematisiert und als wünschbar, aber nur mit langer Frist vorstell-
bar dargestellt. 

– Aufnahme der Bezirkskontakte in den Themenbereich „menschliche Begeg-
nungen“. 

Andererseits ist besonders bei der Mischung von öffentlichkeitswirksamen Ele-
menten der Initiative mit konkreten Anliegen der Alliierten im empfindlichen 
Bereich des Korridor-Luftverkehrs vor der Entscheidung zu dem operativen 
Akt einer formellen Einladung der Sowjetunion zu Vier-Mächte-Gesprächen 
große Vorsicht geboten. Die – auch auf unser Betreiben im concept paper aus-
drücklich erwähnten – Risiken einer förmlichen Note sind oben (Ziffer 2) er-
wähnt, auch der Rahmen von Vier-Mächte-Botschaftergesprächen (zum ersten 
Mal seit dem VMA) eröffnet ein schwer beherrschbares Szenario. 
5) Zur Reaktion auf die Ansprache des Themas durch Botschafter Burt – der nach 
Hinweisen aus dem State Department sowie nach Einschätzung Frankreichs 
auch persönlich an der Initiative starkes politisches Interesse hat – wird vor-
geschlagen: 
– Dankbare Begrüßung des amerikanischen Engagements für Berlin, das un-

sere Berlin-Anliegen aufnimmt. 
– Hinweis, daß das Konzept und die Note sich bis in die letzten Tage erheblich 

entwickelt haben und daß jetzt die Zeit reif ist, auf deutscher Seite zwischen 
den betroffenen Ressorts eine Abstimmung zu den Vorschlägen vorzunehmen – 
wie auch wahrscheinlich in den anderen Hauptstädten. 

– Zusage zügiger, aber sorgfältiger Prüfung dieser wichtigen Initiative. 
– Unterstützung amerikanischer Absicht, Reagan-Initiative bilateral durch die 

USA bei Gelegenheit des Gipfels anzusprechen. 
– Hinweis auf Möglichkeit anschließender Erörterung auf anstehendem Treffen 

in Brüssel im Lichte der sowjetischen Reaktion beim Gipfel.18 

Lambach 
Referat 210, Bd. 145177 

 
17 Für den Wortlaut des Vier-Mächte-Abkommens über Berlin vom 3. September 1971 sowie des 

Schlußprotokolls vom 3. Juni 1972, mit dem das Abkommen in Kraft trat, vgl. BUNDESANZEIGER, 
Nr. 174 vom 15. September 1972, Beilage, S. 44–73. Vgl. dazu auch AAPD 1971, II, Dok. 281. 

18 Vortragender Legationsrat I. Klasse von Moltke vermerkte am 3. Dezember 1987, Bundesminister 
Genscher habe am Vortag ein Gespräch mit dem amerikanischen Botschafter Burt geführt, bei dem 
auch die Berlin-Initiative des Präsidenten Reagan erörtert worden sei. Burt habe dargelegt, „daß 
die von den USA noch vor dem Gipfel beabsichtigte Note an die SU keine Zustimmung bei uns sowie 
GB und F gefunden habe, weshalb dieser Plan aufgegeben worden sei. Er hoffe, daß das Thema beim 
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Bundeskanzler Kohl an Präsident Reagan 

Geheim 26. November 19871 

Lieber Ron, 
ich schreibe Ihnen zu einem Zeitpunkt, in dem Sie sich auf Ihr Treffen mit Ge-
neralsekretär Gorbatschow2 vorbereiten. Diese Gipfelbegegnung wird von den 
guten Hoffnungen und Wünschen aller Deutschen begleitet. Ich beglückwünsche 
Sie und Außenminister George Shultz, daß Sie für diese Gipfelbegegnung eine 
außerordentlich bedeutsame Tagesordnung durchgesetzt haben: ein weiterer 
Beweis, daß sich Geduld und Festigkeit gegenüber der Sowjetunion auszahlen. 
Zugleich möchte ich Ihnen danken für Ihre Schreiben vom 28. August und 19. No-
vember d. J. Die wichtigste Botschaft Ihrer Schreiben bekräftige ich mit allem 
Nachdruck: Gerade in der jetzigen Phase der internationalen Politik kommen der 

 
Fortsetzung Fußnote von Seite 1747 
 Gipfel angesprochen werde und daß wir bei dem AM-Vierertreffen am Rande der NATO-Herbsttagung 

der Zustellung der Note nach dem Gipfel zustimmen könnten. Auf Frage von BM, was von Presse-
spekulationen über ein Treffen der vier Botschafter zu halten sei, antwortete Burt, daß nach einer 
Zustimmung zur Zustellung der Note ein Treffen der vier Botschafter in Berlin im Kontrollratsgebäude 
vorgesehen sei.“ Vgl. Referat 210, Bd. 145177. 

 
 1 Ablichtung.  

Das Schreiben wurde von Vortragendem Legationsrat I. Klasse Kaestner, Bundeskanzleramt, am 
26. November 1987 an Vortragenden Legationsrat I. Klasse Freiherr von Pfetten-Arnbach „mit der Bitte 
um Weiterleitung über unsere Botschaft in Washington“ übermittelt. Ferner vermerkte Kaestner, 
daß er die bereits in Auftrag gegebene Übersetzung „so bald wie möglich nachreichen“ werde. Zudem 
bat er, „für Herrn Bundesminister Genscher Ablichtung vom Original ziehen und ‚VS-geheim‘ ein-
stufen zu lassen“. Schließlich informierte Kaestner, daß die „englische Fassung des Schreibens […] von 
hier aus vorab dem Weißen Haus übermittelt“ werde.  
Hat Pfetten-Arnbach am 26. November 1987 vorgelegen, der die Weiterleitung an die Staatssekretäre 
Sudhoff und Lautenschlager, das Ministerbüro, das Büro Staatssekretäre sowie an Ministerialdirektor 
Freiherr von Richthofen und Botschafter Holik verfügte und handschriftlich vermerkte: „Absendung 
d[es] Originals per Kurier am Freitag 27.11. sicherzustellen durch Reg[istratur] 014.“  
Hat Holik am 27. November 1987 vorgelegen, der die Weiterleitung an Botschafter Hartmann, die 
Vortragenden Legationsräte I. Klasse Hofstetter, Buerstedde und von Butler, Vortragenden Legations-
rat Barker sowie an Referat 220 verfügte.  
Hat Hofstetter vorgelegen.  
Hat Legationsrat I. Klasse Mülmenstädt vorgelegen.  
Hat Vortragendem Legationsrat Wagner am 30. November 1987 vorgelegen.   
Hat Buerstedde vorgelegen.  
Hat Butler vorgelegen.  
Hat Vortragendem Legationsrat Reyels am 15. Dezember 1987 vorgelegen.  
Hat Barker am 15. Dezember 1987 vorgelegen.  
Hat Vortragendem Legationsrat Nourney am 15. Dezember 1987 vorgelegen.  
Hat Hofstetter am 16. Dezember 1987 erneut vorgelegen, der die Weiterleitung an Wagner und 
Mülmenstädt verfügte.  
Hat Wagner am 16. Dezember 1987 erneut vorgelegen.  
Hat Mülmenstädt erneut vorgelegen. Vgl. das Begleitschreiben; VS-Bd. 11319 (220); B 150, Akten-
kopien 1987. 

 2 Der Generalsekretär des ZK der KPdSU, Gorbatschow, besuchte die USA vom 7. bis 10. Dezember 
1987. Am 8. Dezember 1987 wurde der INF-Vertrag unterzeichnet. Vgl. dazu Dok. 360, Dok. 364 und 
Dok. 365. 
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Einheit und der Geschlossenheit der freien Demokratien des Westens höchste 
Bedeutung zu; gerade jetzt sind laufende, enge und vertrauensvolle Konsulta-
tionen unseres Bündnisses unerläßlich. 
In diesem Sinne möchte ich Ihnen meine Auffassung zu aktuellen Fragen der 
Ost-West-Beziehungen sowie zu gemeinsamen Anliegen unseres Bündnisses dar-
legen. 
I. Das herausragende Ereignis der Gipfeltage wird die Unterzeichnung des 
Abkommens über die weltweite Beseitigung der amerikanischen und sowjetischen 
Mittelstreckenflugkörper kürzerer und längerer Reichweite sein: Ich beglück-
wünsche Sie zu diesem historischen Durchbruch, mit dem erstmals der Weg ech-
ter Abrüstung beschritten wird und der die Tür für weitere Abrüstungsschritte 
öffnet. 
Mit genau diesen Worten habe ich öffentlich die endgültige Einigung zwischen 
Secretary of State George Shultz und Außenminister Schewardnadse gewürdigt. 
Das INF-Abkommen findet die uneingeschränkte Zustimmung der Bundesregie-
rung und aller verantwortlichen politischen Kräfte unseres Landes. Auf diese 
breite Unterstützung in unserem Land können Sie – auch im Blick auf das be-
vorstehende Ratifikationsverfahren – in Zukunft bauen. 
Sie haben Ihrerseits den Beitrag der Bundesrepublik Deutschland, den ich mit 
meiner Erklärung vom 26. August zu den Pershing I a der Bundeswehr3 geleistet 
habe, positiv gewürdigt. Dafür danke ich Ihnen. Diese Entscheidung war, wie 
die Entwicklung der letzten Monate gezeigt hat, das richtige Signal zum richti-
gen Zeitpunkt und ein unerläßlicher Schritt zum Verhandlungserfolg, der im 
Interesse aller Bündnispartner liegt. 
II. Ich begrüße ausdrücklich Ihre Absicht, mit Generalsekretär Gorbatschow 
auf dem bevorstehenden Gipfel weitere Abrüstungsschritte ins Auge zu fassen, 
insbesondere tiefe und stabilisierende Reduzierungen der beiderseitigen Poten-
tiale strategischer Angriffswaffen.4 Dabei wird es darum gehen, für das Verhält-
nis von strategischen Offensiv- und Defensivwaffen eine die Sicherheitsinter-
essen beider Seiten berücksichtigende, kooperative Lösung zu finden; dies gilt 
auch für die Anwendung des ABM-Vertrages5. 
Daß inzwischen amerikanisch-sowjetische Gespräche über die Verifikation von 
Nukleartests aufgenommen6 und damit die ersten Schritte auf dem Weg zu 
einem umfassenden Teststopp getan wurden, unterstütze ich sehr. 

 
 3 Zur Erklärung des Bundeskanzlers Kohl vom 26. August 1987 vgl. Dok. 235. 
 4 Zu den amerikanisch-sowjetischen START-Verhandlungen vgl. Dok. 316, Anm. 31. 
 5 Zur Frage der „engen“ oder „weiten“ Interpretation des ABM-Vertrags vgl. Dok. 24. 
 6 Zur amerikanisch-sowjetischen Vereinbarung, Verhandlungen über einen nuklearen Teststopp auf-

zunehmen, vgl. Dok. 296, Anm. 28.  
Die erste Runde der amerikanisch-sowjetischen Verhandlungen über einen nuklearen Teststopp 
fand vom 9. bis 20. November 1987 in Genf statt. Gesandter Paschke, Washington, übermittelte am 
2. Dezember 1987 folgende Informationen: „Die zweiwöchige Gesprächsrunde, die während des AM-
Treffens in Washington am 16.9.1987 vereinbart worden war, habe in guter, geschäftsmäßiger und 
sehr intensiver Weise wissenschaftlich-technische Fragen der Überprüfung von Nukleartests be-
handelt.“ Für Januar 1988 seien Besuche der Atomtestgelände in Semipalatinsk bzw. Nevada durch 
Delegationen der jeweiligen Gegenseite vorgesehen: „Nach Auswertung der jeweiligen Ergebnisse 
soll ab 15.2. die nächste Runde in Genf beginnen, für die man mit einer Dauer von vier bis sechs 
Wochen rechnet.“ Vgl. den Drahtbericht Nr. 5147; Referat 222, Bd. 162064. 
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III. Unser Bündnis erhofft von Ihrer Begegnung mit Generalsekretär Gorbatschow 
und der Unterzeichnung eines INF-Abkommens weiterführende Impulse auch 
für andere Bereiche der Abrüstung und Rüstungskontrolle wie für die West-
Ost-Beziehungen insgesamt. Insbesondere müssen – wie Sie es bereits in Ihrer 
Genfer Gipfelerklärung mit Generalsekretär Gorbatschow7 gefordert haben – 
die Anstrengungen beschleunigt werden, ein wirksames und international über-
prüfbares Abkommen über das vollständige und weltweite Verbot chemischer 
Waffen8 abzuschließen9. 
Die Sowjetunion hat in den strittigen Verifikationsfragen einige Bewegung 
gezeigt. Ich bin deshalb der festen Überzeugung, daß durch allseitiges ergebnis-
orientiertes Verhandeln die noch fehlenden Schritte zum endgültigen Abschluß 
getan werden können. 
Angesichts der in der Bundesrepublik Deutschland lagernden Bestände an chemi-
schen Waffen und unserer besonderen Vereinbarung über deren bevorstehenden 
Abzug10 brauche ich Ihnen das vitale Interesse unseres Landes an Abrüstungs-
fortschritten in diesem Bereich nicht erneut darzulegen – erforderlich ist jedoch 
gerade jetzt, in der westlichen Öffentlichkeit jeden Eindruck zu vermeiden, als 
stünden nicht nur östliche Hemmnisse einem Abschluß im Wege. 
IV. Für die Sicherheit unseres Landes sowie der bei uns stationierten Soldaten 
unserer Bündnispartner und ihrer Familien ist unverändert die gewaltige Über-
legenheit der Sowjetunion und ihrer Verbündeten auf konventionellem Gebiet 
Grund ernstester Sorge. Ich weiß, daß Sie diese Sorge teilen. Unsere berechtigte 
Forderung ist deshalb, durch Abbau der bestehenden Ungleichgewichte die In-
vasionsfähigkeit der Armeen des Warschauer Paktes zu beseitigen. 
Eine Schlüsselrolle kommt dafür den Wiener Gesprächen über ein Mandat für 
Verhandlungen über konventionelle Stabilität vom Atlantik bis zum Ural zu.11 
Dabei muß der Westen darauf dringen, daß die Sowjetunion auf ihre Forderung 
verzichtet, taktische Nuklearwaffen in diese Verhandlungen einzubeziehen. Ich 
wäre Ihnen daher sehr verbunden, wenn Sie auch diese Forderung unseres 
Bündnisses gegenüber Generalsekretär Gorbatschow bekräftigen würden; ich 
selbst habe mich im gleichen Sinne an ihn gewandt.12 
Konventionelle Rüstungskontrolle ist das Gebiet, auf dem sich das von General-
sekretär Gorbatschow proklamierte „neue Denken“ in „neuem Handeln“ erweisen 
muß. Wir sollten uns nicht die Chance vergeben, die Ernsthaftigkeit seiner 
Absichten vor der Weltöffentlichkeit zu testen. 

 
 7 Für den Wortlaut der Gemeinsamen Erklärung über das Treffen des Präsidenten Reagan mit dem 

Generalsekretär des ZK der KPdSU, Gorbatschow, vom 19. bis 21. November 1985 in Genf vgl. DEPART-
MENT OF STATE BULLETIN, Bd. 86 (1986), Heft 2106, S. 7–10. Für den deutschen Wortlaut vgl. 
EUROPA-ARCHIV 1985, D 687–690. Vgl. dazu auch AAPD 1985, II, Dok. 317 und Dok. 319. 

 8 Die Wörter „chemischer Waffen“ wurden von Botschafter Holik hervorgehoben. Dazu vermerkte er 
handschriftlich: „CW“. 

 9 Zu den Verhandlungen über ein Verbot chemischer Waffen in Genf vgl. Dok. 311, Anm. 2. 
10 Zum geplanten Abzug der chemischen Waffen der USA aus der Bundesrepublik vgl. Dok. 275. 
11 Zu den Mandatsgesprächen über Konventionelle Rüstungskontrolle vgl. Dok. 293. 
12 Der Passus „daß die Sowjetunion … einzubeziehen“ und der Passus „ich selbst … gewandt“ wurden von 

Botschafter Holik hervorgehoben. Dazu vermerkte er handschriftlich: „Stimmt nicht mehr ganz.“  
Für das Schreiben des Bundeskanzlers Kohl vom 24. November 1987 an den Generalsekretär des ZK 
der KPdSU, Gorbatschow, vgl. Dok. 335. 
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V. Lieber Ron, ich weiß Ihr Verständnis für die deutschen Sorgen wegen des aus-
geprägten sowjetischen Übergewichts bei landgestützten nuklearen Flugkörper-
systemen mit einer Reichweite unter 500 km sehr zu schätzen. Diese Bedrohung 
wird nach einem INF-Abkommen noch stärker hervortreten.13 Es liegt daher im 
besonderen Interesse nicht nur meines Landes, sondern auch des ganzen Bünd-
nisses, eine Perspektive für den Abbau des bestehenden Ungleichgewichts auch 
in diesem Bereich zu eröffnen. Die Außenminister unseres Bündnisses haben 
in Reykjavik14 die Lösung dieser Frage zu Recht „in den Zusammenhang mit 
der Herstellung eines konventionellen Gleichgewichts und den weltweiten Abbau 
chemischer Waffen“15 gestellt. Die Bundesregierung steht zu diesem Ansatz. 
Im gemeinsamen Interesse unseres Bündnisses sollten sich nunmehr unsere 
Bemühungen darauf richten, in vertraulichen und ohne Zeitdruck geführten 
Konsultationen eine gemeinsame Verhandlungsposition vorzubereiten. 
Bei allen Schritten der Rüstungskontrolle und Abrüstung müssen wir die sicher-
heitspolitische Situation unseres Bündnisses nach Abschluß eines INF-Abkom-
mens in unsere Überlegungen einbeziehen. Dem von den Außenministern in 
Reykjavik erteilten Auftrag, die weitere Entwicklung eines kohärenten Gesamt-
konzepts für Rüstungskontrolle und Abrüstung zu prüfen16, kommt deshalb erst-
rangige Bedeutung zu. 
VI. Ich begrüße ausdrücklich, daß die Menschenrechte wiederum zentrales Thema 
Ihrer Begegnung mit Generalsekretär Gorbatschow sein werden. Zugleich danke 
ich für die detaillierte Unterrichtung, die Sie mir durch Deputy Secretary White-
head haben zukommen lassen.17 
Wir sind uns einig, daß es bei diesem komplexen Thema darum geht, 
– sowohl das Los der prominenten Opfer der östlichen Regime zu lindern – ich 

erinnere mich gern an unsere erfolgreiche Zusammenarbeit bei der Befreiung 
von Anatolij Schtscharanskij18 –, 

– als auch den berechtigten Wunsch von vielen Hunderttausenden nach Aus-
reise und Zusammenführung mit ihren Familien zu verwirklichen. 

Ich bin Ihnen zu besonderem Dank verpflichtet, daß Sie sich – wie bei Ihren 
früheren Gipfelbegegnungen19 – auch diesmal mit Nachdruck gegenüber Gene-
ralsekretär Gorbatschow für die berechtigten Anliegen der sowjetischen Juden 
und der Sowjetbürger deutscher Nationalität einsetzen werden. Es gilt, die Fort-
schritte der letzten Zeit, die wir begrüßen, auszubauen. Generalsekretär Gor-
batschow muß wissen, daß für uns die Lage der Menschen und die Achtung der 
 
13 Zu Fragen der Abrüstung und Rüstungskontrolle bei nuklearen Kurzstreckensystemen vgl. Dok. 291. 
14 Zur NATO-Ministerratstagung am 11./12. Juni 1987 vgl. Dok. 170 und Dok. 174. 
15 Vgl. Ziffer 7 der Erklärung der NATO-Ministerratstagung am 11./12. Juni 1987; NATO FINAL COMMU-

NIQUÉS 1986–1990, S. 16. Für den deutschen Wortlaut vgl. EUROPA-ARCHIV 1987, D 383 f. 
16 Vgl. Ziffer 8 der Erklärung der NATO-Ministerratstagung am 11./12. Juni 1987; NATO FINAL COMMU-

NIQUÉS 1986–1990, S. 16 f. Für den deutschen Wortlaut vgl. EUROPA-ARCHIV 1987, D 384. 
17 Zum Besuch des stellvertretenden amerikanischen Außenministers Whitehead am 9./10. November 

1987 in der Bundesrepublik vgl. Dok. 312. 
18 Zur Freilassung des sowjetischen Bürgerrechtlers Schtscharanskij vgl. AAPD 1986, I, Dok. 25 und 

Dok. 26. 
19 Nach ihrem ersten Treffen vom 19. bis 21. November 1985 in Genf trafen Präsident Reagan und der 

Generalsekretär des ZK der KPdSU, Gorbatschow, am 11./12. Oktober 1986 in Reykjavik zum zweiten 
Mal zusammen. Vgl. dazu AAPD 1986, II, Dok. 282 und Dok. 284–286. 
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Menschenrechte entscheidende Kriterien für Fortschritt im West-Ost-Verhältnis 
bleiben. 
Der sowjetische Vorschlag, im Rahmen der KSZE ein „Menschenrechtsforum“ in 
Moskau zu veranstalten20, könnte dabei ein Hebel sein, sowjetische Zugeständ-
nisse in der Substanz zu erreichen. 
VII. Lieber Ron, ich weiß von Ihrem besonderen Verständnis, das Sie den Anlie-
gen unseres geteilten Landes und seiner alten Hauptstadt Berlin entgegenbrin-
gen. Mit Ihrem denkwürdigen Berlin-Besuch im Juni d. J.21, mit Ihrer mutigen 
Rede vor dem Brandenburger Tor und mit Ihrer zukunftsweisenden Initiative22 
haben Sie sich zur Zukunft und Lebensfähigkeit der geteilten Stadt bekannt. 
In Verfolg Ihrer weitsichtigen Initiative muß es nun darum gehen, der Sowjet-
union unmißverständlich klar zu machen, daß Berlin nicht von günstigen Ent-
wicklungen im West-Ost-Verhältnis ausgeschlossen werden darf: Für klare Worte 
an Generalsekretär Gorbatschow wäre ich Ihnen zutiefst verbunden. 
VIII. Ich würde mich sehr freuen, den Meinungsaustausch über die Fragen, die 
ich in diesem Schreiben anspreche, bald nach dem Gipfeltreffen mit Ihnen per-
sönlich fortzusetzen. Ich schlage Ihnen vor, daß wir unsere Mitarbeiter beauf-
tragen, einen geeigneten Termin zu suchen und bis dahin auf bewährtem Wege 
in Verbindung zu bleiben. 
Meine guten Wünsche gelten dem erfolgreichen Verlauf Ihres Treffens mit Ge-
neralsekretär Gorbatschow und Ihrem persönlichen Wohlergehen. 

Mit freundlichen Grüßen 
Ihr Helmut Kohl23 

VS-Bd. 11319 (220) 

 
20 Zum Vorschlag der UdSSR vom 5. November 1986 für eine Menschenrechtskonferenz in Moskau 

vgl. Dok. 225, Anm. 8. 
21 Zum Besuch des Präsidenten Reagan am 12. Juni 1987 in Berlin (West) vgl. Dok. 168. 
22 Zur Berlin-Initiative des Präsidenten Reagan vgl. Dok. 342. 
23 Die Wörter „Ihr Helmut Kohl“ wurden von Bundeskanzler Kohl handschriftlich eingefügt. 
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Aufzeichnung des Ministerialdirektors Jelonek 

431-370.48 27. November 19871 

Über Herrn Staatssekretär2 Herrn Bundesminister3 

Betr.: Verbot bewaffneter Angriffe auf Nuklearanlagen 

Bezug: Ihre Weisung auf Vorlage des Referats 431 vom 19. November 1987 
(beigefügt)4 

Vorschlag: Zustimmung zu Punkt II. 

I. Zu prüfen ist die Frage, welche Möglichkeiten sich für eine erfolgsversprechende 
außenpolitische Initiative zum Thema eines Verbots bewaffneter Angriffe auf 
Nuklearanlagen in den dafür in Frage kommenden internationalen Gremien er-
geben. 
1.1) Der Schutz von Anlagen mit „gefährlichen Kräften“ (inkl. Kernkraftwerken) 
in bewaffneten Konflikten war ein wichtiges Thema der Konferenz zur Bekräfti-
gung und Fortentwicklung des humanitären Kriegsvölkerrechts (Genf 1974 bis 
1977)5 und hat in Art. 56 von Zusatzprotokoll I (ZP I) Niederschlag gefunden.6 
Ausgehend von der Tatsache, daß zivile Objekte ohnehin nicht angegriffen wer-
den dürfen, enthält Art. 56 einen Schutz auch von Anlagen, die militärischen 
Zwecken dienen, wenn die Gefahr schwerer Verluste unter der Zivilbevölkerung 

 
 1 Die Aufzeichnung wurde von Vortragendem Legationsrat I. Klasse Ritter von Wagner und Vortragen-

dem Legationsrat Blankenstein konzipiert.  
Hat Ministerialdirigent von Ploetz vorgelegen. 

 2 Hat Staatsekretär Lautenschlager am 1. Dezember 1987 vorgelegen, der handschriftlich vermerkte: 
„Der Vorschlag von Herrn D 2 i. V. (Seite 7) erscheint mir am erfolgversprechendsten; er schließt einen 
Hinweis von Ihnen in einer Ihrer Interventionen auf der kommenden Tagung der NATO m. E. nicht 
aus.“ Vgl. Anm. 35. 

 3 Hat Bundesminister Genscher am 10. April 1988 vorgelegen.  
Hat Oberamtsrat Kusnezow am 11. April 1988 vorgelegen, der den Rücklauf über das Büro Staats-
sekretäre, Ministerialdirektor Jelonek und Ministerialdirigent Pabsch an Referat 431 verfügte und 
handschriftlich vermerkte: „S[iehe] Randverm[erk] BM Seite 7“. Vgl. Anm. 30.  
Hat Vortragendem Legationsrat Zeisler am 11. April 1988 vorgelegen.  
Hat Jelonek am 11. April 1988 erneut vorgelegen.  
Hat Pabsch am 12. April 1988 vorgelegen, der für Referat 431 handschriftlich vermerkte: „Z[ur] g[e-
fälligen] K[enntnisnahme].“  
Hat Vortragendem Legationsrat I. Klasse Ritter von Wagner am 13. April 1988 erneut vorgelegen, der 
die Weiterleitung an Vortragenden Legationsrat Blankenstein verfügte. 

 4 Dem Vorgang beigefügt. Vgl. Dok. 325. 
 5 Die Sessionen der Diplomatischen Konferenz zur Bestätigung und Weiterentwicklung des in bewaff-

neten Konflikten anwendbaren humanitären Völkerrechts fanden vom 20. Februar bis 29. März 
1974, vom 3. Februar bis 18. April 1975, vom 21. April bis 11. Juni 1976 und vom 17. März bis 10. Juni 
1977 in Genf statt. Vgl. dazu AAPD 1977, I, Dok. 151. 

 6 Für den Wortlaut der Genfer Abkommen vom 12. August 1949 zur Verbesserung des Loses der 
Verwundeten und Kranken der Streitkräfte im Felde, zur Verbesserung des Loses der Verwundeten, 
Kranken und Schiffbrüchigen der Streitkräfte zur See, über die Behandlung der Kriegsgefangenen 
sowie zum Schutze von Zivilpersonen in Kriegszeiten vgl. UNTS, Bd. 75, S. 31–417. Für den deutschen 
Wortlaut vgl. BUNDESGESETZBLATT 1954, Teil II, S. 783–986.  
Für den Wortlaut der am 8. Juni 1977 verabschiedeten Zusatzprotokolle einschließlich der dazu ab-
gegebenen Erklärungen und Vorbehalte vgl. UNTS, Bd. 1125, S. 4–434 bzw. S. 610–699. 
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besteht. Nur für den Fall, daß die vom Atomkraftwerk gelieferte Energie eine 
bedeutende Unterstützung der Kriegshandlungen darstellt, läßt Art. 56 in ge-
wissen Grenzen Angriffe zu. Diese über das Völkergewohnheitsrecht hinaus-
gehende Bestimmung stellt einen sorgfältigen Versuch dar, dringende humani-
täre Anliegen gegenüber militärischen Notwendigkeiten abzuwägen. Wir sind 
wegen unserer geographischen Lage und unserer geschichtlichen Erfahrungen 
für eine uneingeschränkte Übernahme dieser Verpflichtungen und haben das 
ZP I bereits 1977 unterzeichnet.7 
1.2) Der Bundessicherheitsrat hat inzwischen beschlossen, die Ratifizierung der 
Zusatzprotokolle einzuleiten, sobald eine Nuklearmacht des westlichen Bündnis-
ses unter Abgabe der in der NATO abgestimmten „Nuklearerklärung“8 ratifiziert. 
Wichtige Bündnispartner lehnen allerdings eine Ratifizierung u. a. auch wegen 
der in Art. 56 enthaltenen Einschränkung militärischer Optionen ab (USA, F9) 
oder zögern zumindest (GB). Zur Vermeidung von Interoperabilitätsproblemen 
zwischen ratifizierenden und nicht-ratifizierenden NATO-Ländern haben wir in 
Konsultationen mit den USA und GB unter Beteiligung militärischer Experten 
Übereinstimmung erzielt, daß sich Angriffe auch auf nicht rein zivile Anlagen 
verbieten, wenn die Gefahr, gefährliche Kräfte freizusetzen, so groß ist, daß sie 
den militärischen Vorteil aufwiegt (oder übersteigt). Dies wird in der Regel der 
Fall sein. Keine Einigkeit besteht über einen darüber hinausgehenden Bereich 
absoluten Schutzes. 
1.3) Das Thema der Umsetzung von ZP I und der Beseitigung von Interoperabili-
tätsproblemen wird die zuständigen NATO-Gremien noch weiter beschäftigen. 
Wir sind bemüht, diese Arbeiten voranzutreiben. Nach Ablehnung der Ratifi-
zierung durch die amerikanische Regierung kommt als Nuklearmacht i. S. d. 
BSR-Beschlüsse nur noch GB in Frage, das uns eine baldige Entscheidung in 
der Frage der Ratifizierung in Aussicht gestellt hat. Es erscheint freilich nicht 
zweckmäßig, GB in dieser jetzigen Phase zu drängen.10 

 
 7 Die Bundesrepublik zeichnete die Zusatzprotokolle am 23. Dezember 1977. Vgl. dazu AAPD 1977, II, 

Dok. 344 und Dok. 361.  
Zur Ratifizierungsdebatte vgl. Dok. 48. 

 8 Referat 500 vermerkte am 1. Februar 1985: „Die Frage, ob die Bündnispartner eine klarstellende 
Erklärung abgeben sollen, ist in den Jahren 1977 bis 1984 Gegenstand eingehender Konsultationen 
innerhalb des Bündnisses gewesen und im Ergebnis bejaht worden. Die Bundesregierung hat sich 
im Jahre 1980 und erneut im Jahre 1984 klar zugunsten der Abgabe einer ‚Nuklearerklärung‘ aus-
gesprochen und diese Haltung auch im Bündnis vertreten. […] Als Ergebnis einer langen Reihe von 
NATO-Konsultationen sind Textelemente erarbeitet worden, die klarstellen sollen, daß die neuen 
Kampfführungsbestimmungen auf Nuklearwaffen keine Anwendung finden und daß insoweit die 
bisherige Rechtslage des Völkergewohnheitsrechts erhalten bleibt.“ Vgl. B 80 (Referat 500), Bd. 1297. 
Vgl. dazu auch AAPD 1984, II, Dok. 234.  
Legationsrat I. Klasse Witschel notierte am 27. Juli 1987 den Wortlaut der im NATO-Rahmen ab- 
gestimmten Nuklearerklärung: „It is the understanding of … that the rules relating to the use of 
weapons were intended to apply to conventional weapons without prejudice to any other rules of inter-
national law applicable to other types of weapons. In particular, the rules so introduced do not have 
any effect on and do not regulate or prohibit the use of nuclear weapons.“ Vgl. B 80 (Referat 500), 
Bd. 1298. 

 9 Frankreich trat am 24. Februar 1984 lediglich dem Zusatzprotokoll II vom 8. Juni 1977 zu den Genfer 
Abkommen von 1949 bei; eine Ratifizierung von Zusatzprotokoll I lehnte die französische Regierung 
wegen der Nuklearproblematik ab. 

10 Der Passus „nicht zweckmäßig … zu drängen“ wurde von Staatssekretär Lautenschlager hervor-
gehoben. Vgl. ferner Anm. 35. 
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2) Eine deutsche Initiative in den Vereinten Nationen zur Verurteilung von 
bewaffneten Angriffen auf Nuklearanlagen als Antwort auf den irakischen An-
griff gegen das iranische „KKW“ Bushehr vom 17. November 198711 ist aus 
prozeduralen Gründen nicht sofort möglich. Wir halten auch aus politischen 
Gründen eine derartige Initiative derzeit nicht für lohnend: 
2.1) Der zur Behandlung einer derartigen Frage zuständige 1. Ausschuß der 
VN-GV hat seine Beratungen am 25. November für dieses Jahr abgeschlossen. 
2.2) Eine unverzügliche Behandlung des Themas im Plenum der GV scheitert an 
dem Erfordernis, daß zur Aufnahme eines neuen Punktes in die TO eine Mehr-
heit der GV erforderlich ist. Darüber hinaus bestehen folgende grundsätzliche 
Bedenken: 
– Wir würden uns mit einer solchen Initiative in Widerspruch zu unserer Hal-

tung gegenüber der bis 1986 von Irak jährlich in der GV eingebrachten Resolu-
tion zur Verurteilung des israelischen Angriffs von 1981 auf einen irakischen 
Reaktor12 setzen. 

– Der irakische Verzicht auf die erneute Einbringung einer entsprechenden 
Resolution in der 42. VN-GV ist auch auf unser nachdrückliches Drängen 
zurückzuführen. Wir haben uns in den vergangenen Jahren dafür eingesetzt, 
daß die Behandlung dieses Falles in der zuständigen VN-Sonderorganisa-
tion, der IAEO, ausreichend ist und die Befassung der VN-GV nicht sachdien-
lich sei. 

– Es ist unwahrscheinlich, daß wir die mit einer solchen Initiative verfolgten 
Ziele in einer Debatte im Plenum der VN-GV erreichen können, da eine ob-
jektive Behandlung der Frage, die einen Teilaspekt des irakisch-iranischen 
Krieges13 bildet, in diesem Forum nicht wahrscheinlich ist und mit konkreten 
Ergebnissen nicht gerechnet werden kann. Iran und Irak sollte darüber hinaus 
nicht unnötig Gelegenheit zu einem „Nebenkriegsschauplatz“ in der VN-GV 
gegeben werden.14 

3) In der IAEO stand das Thema seit 1983 auf der Tagesordnung jeder General-
konferenz. Bisher beschränkten sich die jeweiligen Resolutionen auf eine Ver-
urteilung von Angriffen auf Nuklearanlagen und die Aufforderung an die Mit-
gliedsländer, alles zu einer Vermeidung von solchen Angriffen zu tun, um damit 
zur sicheren Entwicklung der friedlichen Nutzung der Kernenergie beizutragen. 
3.1) In der IAEO-Generalkonferenz 198715 wurde jedoch ein neuer Resolutions-
entwurf Argentiniens und Mexikos diskutiert, der zum Ziel hatte, „to work out 
a relevant international convention under which all states would undertake not 
to attack nuclear power facilities“.16 Zahlreiche G 77-Länder (auch Irak) unter-
 
11 Zum irakischen Angriff auf das iranische Kernkraftwerk Bushehr vgl. Dok. 325, Anm. 4. 
12 Zum israelischen Angriff auf die irakische Nuklearanlage „Osirak“ am 7. Juni 1981 vgl. AAPD 1981, II, 

Dok. 173 und Dok. 179. 
13 Zum irakisch-iranischen Krieg vgl. Dok. 296, Anm. 21. 
14 An dieser Stelle wurde von Vortragendem Legationsrat I. Klasse Ritter von Wagner ein weiterer 

Spiegelstrich eingefügt: „Dg 23: Da der Sicherheitsrat sich nur mit konkreten Streitfragen beschäftigt, 
scheidet er für eine generelle Initiative aus.“ 

15 Die 31. Generalkonferenz der IAEO fand vom 21. bis 25. September 1987 in Wien statt. 
16 Für den Resolutionsentwurf „Measures to Strengthen International Co-operation in Nuclear Safety 

and Radiological Protection – Prohibition of Armed Attacks on all Nuclear Installations“ (GC (XXXI)/ 
COM.5/57) vom 23. September 1987 vgl. Referat 242, Bd. 166013. 
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stützen diesen Entwurf, während USA, GB, F, B u. a. die Zuständigkeit der 
IAEO in Zweifel zogen.17 Wir verschlossen uns nicht grundsätzlich der Diskus-
sion eines entsprechenden Abkommens im Kreise der IAEO, vertraten aber die 
Auffassung, daß es der Sache förderlicher wäre, wenn die IAEO sie erst nach 
Aufforderung der Abrüstungskonferenz (CD) in Genf weiterverfolgen würde. 
Dann könnte sie wahrscheinlich wertvolle Hilfestellung bei den zu erwartenden 
Definitions- und Verifikationsproblemen leisten. 
Die schließlich von der 31. IAEO-Generalkonferenz 1987 verabschiedete Resolu-
tion 475 vom 25. September 198718 ermächtigte nur noch den IAEO-General-
direktor19, „auf Ersuchen der Abrüstungskonferenz und ähnlicher internationa-
ler Institutionen deren Arbeit unterstützende technische Studien durchzuführen“. 
USA, F und B verdeutlichten in anschließenden Erläuterungen ihr immer noch 
bestehendes Unbehagen an einigen Formulierungen. 
3.2) Eine deutsche Initiative in der IAEO wäre erst wieder für die nächste Gene-
ralkonferenz (September 198820) möglich und müßte im IAEO-Gouverneursrat 
(Vorsitzender z. Z. MDg Loosch, BMFT) im Februar 1988 vorbereitet werden. Sie 
wäre politisch wenig opportun und hätte keine Aussicht auf Erfolg, da einige 
unserer Hauptverbündeten sich jeder eingehenderen Befassung der IAEO mit 
dieser Frage widersetzen. Für sie ist allein die CD in Genf das richtige Gremium: 
Nur die CD könne so heikle Fragen wie die Unterscheidung von zivilen und 
militärischen Kernanlagen oder deren eventuelle Eignung als Massenvernich-
tungsmittel behandeln (nicht aber die das „friedliche“ Atom nutzende IAEO). 
4) In der Genfer Abrüstungskonferenz gibt es zwar einen Ansatzpunkt zur Be-
handlung des Themas, die jedoch mit vielfältigen Widerständen zu rechnen 
hätte und auch nicht kurzfristig zu verwirklichen wäre: 
4.1) Die Konferenz pausiert zur Zeit und tritt erst wieder im Februar 1988 zu-
sammen.21 
4.2) In der CD wird ein Verbot von militärischen Angriffen auf Nuklearanlagen 
im Rahmen des Mandats betreffend ein Verbotsabkommen über „Neue Arten 
von Massenvernichtungswaffen und neue Systeme solcher Waffen; radiologische 
Waffen (RW)“ erörtert.22 Auf schwedischen Vorschlag war das Verbot von Angrif-
fen auf Nuklearanlagen im Hinblick auf ihre Massenvernichtungswirkung 1981 
Teil der RW-Verhandlungsmaterie geworden. 
Die Verbindung zwischen dem Aspekt Angriffsverbot für Nuklearanlagen und 
der ursprünglichen Thematik des Verbots radiologischer Waffen blieb jedoch bis 
heute umstritten, viele Definitionsfragen blieben ungeklärt, so daß die Verhand-
 
17 Referat 431 vermerkte am 31. August 1987, die USA, Frankreich und Schweden hätten sich beim 

IAEO-Gouverneursrat im Dezember 1986 wiederholt gegen eine Befassung mit dem Thema im 
Rahmen der IAEO ausgesprochen und statt dessen weiter eine Diskussion allein „im Kreise der 
Genfer Abrüstungskonferenz“ befürwortet. Vgl. Referat 431, Bd. 153212. 

18 Für den Wortlaut der Resolution „Measures to Strengthen International Co-operation in Nuclear 
Safety and Radiological Protection – Protection of Nuclear Installations against Armed Attacks“ (GC 
(XXXI)/Res/475) vgl. https://www.iaea.org/About/Policy/GC/GC31/Resolutions/index.html. 

19 Hans Blix. 
20 Die 32. Generalkonferenz der IAEO fand vom 19. bis 23. September 1988 in Wien statt. 
21 Die Jahrestagung der Genfer Abrüstungskonferenz (CD) begann am 2. Februar 1988. 
22 Zu den Verhandlungen über Radiologische Waffen in Genf vgl. Dok. 233, besonders Anm. 25, und 

Dok. 325, Anm. 11. 
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lungen jahrelang stagnierten. Sie wurden erst 1987 mit paralleler Behandlung 
beider Themen in zwei Kontaktgruppen wieder aktiviert. 
4.3) In der abgelaufenen Verhandlungsperiode wurden vorrangig prozedurale 
Fragen erörtert und die weit divergierenden Meinungsunterschiede in Form 
eines Berichts zusammengefaßt. 
F nimmt seit 1982 an den Erörterungen über ein Verbot von Angriffen auf 
Nuklearanlagen nicht teil, weil es das Mandat der CD hierfür bestreitet. 
Unsere Verbündeten GB und US halten, wie oben dargelegt, das angestrebte 
Verbot jeglichen Angriffs auf nukleare Anlagen, auch soweit sie militärisch rele-
vant sind, für nicht vereinbar mit der geltenden militärischen Einsatzplanung 
von SACEUR und SHAPE. 
Der Osten hat erst 1985 einer Verbindung beider Themenkreise zugestimmt und 
hielt sich mit eigenen Beiträgen zurück. 
Auffassungsunterschiede wurden auch23 innerhalb der neutralen und ungebun-
denen Staaten deutlich, wo z. B. Pakistan die schwedischen Vorstellungen ab-
lehnt.24 
Unser im Frühjahr 1987 unternommener Versuch, mittels eines Diskussions-
papiers25 innerhalb der westlichen Gruppe auf größere Übereinstimmung hin-
zuwirken, scheiterte vorerst an der Haltung von GB und US. 
Angesichts dieser Situation kommt eine deutsche Initiative in der CD allenfalls 
in Betracht, wenn sie vorher durch eine Strategiedebatte im Bündnis vorbereitet 
würde. 
II. Vorschlag 
Diese Durchsicht unserer außenpolitischen Möglichkeiten zeigt, daß eine erfolg-
versprechende Initiative in den verschiedenen Gremien, die sich bisher schon mit 
dem Thema befaßt haben, teilweise technisch nicht möglich ist, jedenfalls aber 
politisch nicht angeraten werden kann. Gerade einige unserer wichtigsten westli-
chen Partner sind hier dezidiert anderer Meinung und haben sich darauf bereits 
öffentlich festgelegt. Wir würden mit überraschend vorgetragenen Initiativen 
ihren Unwillen hervorrufen und einem Fortschritt nicht näherkommen.26 Sinn-
voller erscheint es bei dieser Lage, zuerst einmal innerhalb von Bündnisgremien 
unsere Gedanken vorzutragen und dort unsere Partner zu bewegen27 versuchen. 
In nächster Zeit käme dafür die NATO-Ministerratstagung am 11. Dezember 
198728 in Frage. Trotz der Fülle der Themen für die diesmal nur eintägige Sit-
zung könnten Sie den Gedanken eines Verbots von bewaffneten Angriffen auf 

 
23 Das Wort „auch“ wurde von Vortragendem Legationsrat I. Klasse Ritter von Wagner gestrichen. 

Dafür fügte er handschriftlich ein: „2 A: besonders“. 
24 Botschafter von Stülpnagel, Genf (CD), informierte am 24. August 1987, daß der Leiter der paki-

stanischen CD-Delegation, Ahmad, am 20. August 1987 „das Kriterium der Massenvernichtung als 
Voraussetzung für die Schutzwürdigkeit nuklearer Anlagen als unakzeptabel“ bezeichnet habe: „In 
keiner der beiden VN-Resolutionen, die der CD das Verhandlungsmandat zu RW übertrugen, sei 
irgendein Bezug auf die Frage der Massenvernichtung enthalten.“ Vgl. den Drahtbericht Nr. 1817; 
Referat 242, Bd. 166013. 

25 Für das „Discussion Paper for Western Group“ vom 23. Februar 1987 vgl. Referat 222, Bd. 162054. 
26 Zu diesem Satz vermerkte Vortragender Legationsrat I. Klasse Ritter von Wagner handschriftlich: 

„S[iehe] Anm[erkung] D 2 i. V. auf der nächsten Seite.“ Vgl. Anm. 35. 
27 An dieser Stelle wurde von Ministerialdirigent Pabsch handschriftlich eingefügt: „zu“. 
28 Zur NATO-Ministerratstagung am 11. Dezember 1987 in Brüssel vgl. Dok. 369. 
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Nuklearanlagen in eine Ihrer Erklärungen zu Abrüstungsfragen oder bei der 
Behandlung regionaler Themen (Golf-Konflikt) einfließen lassen29 und die Part-
ner auffordern, in dieser Frage dynamischer zu handeln. 
Falls Sie das wünschen, werden die zuständigen Arbeitseinheiten Ihnen um-
gehend entsprechend Formulierungsvorschläge vorlegen.30 
D 231, D 2 A32, D 333 und D 534 haben mitgezeichnet, die jeweiligen Abteilungen 
haben Beiträge geliefert.35 

Jelonek 
Referat 431, Bd. 153212 
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Aufzeichnung des Ministerialdirigenten Jansen 

 27. November 19871 

Betr.: Nachfolge Lord Carrington2 

Norwegischer Politischer Direktor3 und Leiter Ministerbüro im norwegischen 
Außenministerium waren heute mit zwei anderen Beamten Gast unseres Poli-
tischen Direktors von Richthofen und der zuständigen Beamten aus der Abtei-
lung 2. Bei Tisch wurden Fragen der bilateralen Zusammenarbeit und der inter-
nationalen Lage (Abrüstung, Afghanistan, Südliches Afrika und Golf-Krieg) be-
sprochen. Bei allen diesen Punkten herrschte weitestgehende Übereinstimmung. 
 
29 Der Passus „bei der Behandlung … lassen“ wurde von Staatssekretär Lautenschlager hervorgehoben. 

Dazu vermerkte er handschriftlich: „Das ist denkbar.“ 
30 Zu diesem Satz vermerkte Bundesminister Genscher handschriftlich: „Ja.“ Vgl. Anm. 3. 
31 Hermann Freiherr von Richthofen. 
32 Josef Holik. 
33 Reinhard Schlagintweit. 
34 Jürgen Oesterhelt. 
35 An dieser Stelle vermerkte Ministerialdirigent von Ploetz handschriftlich: „Ich schlage vor, ab ‚näher-

kommen‘ auf S. 6 wie folgt zu formulieren: Wir sollten vielmehr parallel die Abstimmung mit GB fort-
setzen mit dem Ziel, eine Ratifizierung des ZP I durch die Bundesrepublik Deutschland zu ermöglichen; 
die Frage von gezielten Schritten zu intern[ationalem] Verbot bewaffneter Angriffe auf Nuklearanlagen 
in Konsultationen mit unseren Bündnispartnern auf die Tagesordnung setzen. Dies könnte in bilat[e-
ralen] Konsultationen und in geeigneten Bündniskonsultationen geschehen und operativ das Ziel 
haben, eine entsprechende Initiative der Bundesregierung, die BM z. B. bei seinem Auftreten vor dem 
CD in Genf Anfang Februar 1988 ergreifen könnte, vorzubereiten.“ Vgl. Anm. 2 und 26.  
Staatssekretär Lautenschlager vermerkte zum Passus „die Abstimmung mit GB … zu ermöglichen“ 
handschriftlich: „Ohne GB zu drängen (Seite 3)“. Vgl. Anm. 10. 

 
 1 Hat Bundesminister Genscher am 28. November 1987 vorgelegen.  

Hat Ministerialdirigent Jansen am 29. November 1987 erneut vorgelegen, der die Weiterleitung an 
Vortragenden Legationsrat I. Klasse Elbe verfügte.  
Hat Elbe am 30. November 1987 vorgelegen. 

 2 Zur Frage der Nachfolge des NATO-Generalsekretärs Lord Carrington bzw. zur Kandidatur des 
Bundesministers Wörner vgl. Dok. 304. 

 3 Jan E. Nyheim. 
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Nach dem Mittagessen baten der norwegische Politische Direktor und der Leiter 
des Ministerbüros um ein Gespräch mit von Richthofen und mir. Dieses Gespräch 
fand im AA statt. Hierbei ging es zunächst um die von BM mit seinem norwegi-
schen Kollegen Stoltenberg in Aussicht genommene engere Heranführung von 
Norwegen an die Gemeinschaft während unserer Präsidentschaft4. Norweger 
bitten um enge Abstimmung und Unterrichtung über die wesentlichen, in der 
Gemeinschaft diskutierten politischen Themen. Beide Seiten wollen überlegen, 
wie dies zu bewerkstelligen ist. 
Anschließend brachte ich das Gespräch auf die Nachfolge Lord Carringtons, nach-
dem ich mich vor dem Gespräch über den letzten Sachstand in Brüssel unterrich-
tet hatte.5 D 2 und ich legten die jüngste Entwicklung dar – Unterstützung der 
Wörner-Kandidatur jetzt auch durch Kanada und Niederlande sowie Bereit-
schaft, Konsens herzustellen, durch Island und Griechenland, sowie erkennbare 
Bereitschaft Dänemarks, Konsens nicht als einzige zu verhindern. 
Wir verdeutlichten: 
– die klare und unzweideutige Unterstützung der Kandidatur von BM Wörner 

durch BM Genscher und der FDP; 
– den aus unserer Sicht fairen Wettbewerb um die Nachfolge (erste Veröffent-

lichung kam aus Norwegen); 
– die hohe Wertschätzung unsererseits für Norwegens Rolle in NATO und den 

norwegischen Kandidaten Willoch; 
– die Sorge um das Ansehen des Bündnisses, falls Entscheidungsfindung sich 

weiter hinziehe; 
– die Notwendigkeit, den Konsens jetzt rasch vor NATO-Ministertreffen6 her-

beizuführen; 
– wir äußerten den dringenden Rat und die Bitte an norwegische Seite, Konsens 

zu ermöglichen, der bei 15 : 1-Situation von norwegischer Seite freigegeben 
werden sollte; 

– wir stellten die Frage, ob deutsche Seite irgend etwas tun könne, um Dinge 
im letzten Stadium zu erleichtern, und erbaten hierzu Rat der Kollegen. 

Norweger unterstrichen, daß einzige Sorge von AM Stoltenberg sich daran orien-
tiere, den bestmöglichen Kandidaten für Nachfolge für das Amt des General-
sekretärs zu gewinnen. In jetziger Lage des Bündnisses sei dies besonders wich-
tig. Allein daran orientiere sich die Haltung der norwegischen Regierung.  

 
 4 Die Bundesrepublik hatte die EG-Ratspräsidentschaft vom 1. Januar bis 30. Juni 1988 inne. 
 5 Botschafter Hansen, Brüssel (NATO), berichtete am 24. November 1987, daß der niederländische 

NATO-Botschafter de Hoop Scheffer beim nächsten Treffen der NATO-Botschafter am 27. November 
1987 „eine Position vertreten“ werde, „über die wir uns ‚freuen würden‘“. Zudem habe der kanadische 
NATO-Botschafter Smith mitgeteilt, daß „AM Clark versuche, seinen norwegischen Kollegen dazu 
zu bewegen, Kandidatur Willoch möglichst bald zurückzuziehen“. Vgl. den Drahtbericht Nr. 1551; 
VS-Bd. 14157 (010); B 150, Aktenkopien 1987.  
Am 27. November 1987 informierte Hansen: „Bei heute mittag abgehaltenem Botschaftertreffen […] 
sprachen sich StV NL und KAN klar zugunsten von BM Wörner aus.“ Die Sitzung sei demnach 
ganz „in unserem Sinn“ verlaufen: „BM Wörner hat nunmehr zwölf, Willoch vier (außer NWG: DK, 
GR und ISL) Stimmen.“ Vgl. den Drahtbericht Nr. 1569; VS-Bd. 14157 (010); B 150, Aktenkopien 
1987. 

 6 Zur NATO-Ministerratstagung am 11. Dezember 1987 in Brüssel vgl. Dok. 369. 
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Gesprächspartner wiesen auf Unterstützung aller politischen Kräfte in Nor-
wegen für Willoch hin. Regierung müsse nach heutiger Sitzung in Brüssel ent-
scheiden, wie weiter zu prozedieren sei. 
Gesprächspartner gaben zu verstehen, daß norwegische politische Führung sich 
durch Kandidatur des großen Partners, der sich gegenüber dem kleineren Part-
ner möglicherweise durchsetze, doch sehr betroffen fühle. Politischer Direktor 
wiederholte immer wieder seinen Hinweis auf Qualität des Kandidaten, auf die 
es AM Stoltenberg alleine ankomme. Besonders betroffen sei man über den Vor-
wurf, Norweger seien gegen Wörner, weil es sich hier um einen Deutschen han-
dele. Norweger sagten zu, mit uns in telefonischem Kontakt zu bleiben und uns 
ggf. in aller Offenheit mitzuteilen, ob weitere Schritte von deutscher Seite oppor-
tun sein könnten. 

Jansen 
VS-Bd. 14157 (010)
 
 
 

346 

Ministergespräch bei Bundeskanzler Kohl 

 1. Dezember 19871 

Ministergespräch am 1. Dezember 19872 zur Vorbereitung des ER in Kopen-
hagen3 
Teilnehmer: der Herr Bundeskanzler, BM Genscher, BM Stoltenberg, BM Bange-
mann, BM Kiechle, StM Stavenhagen, StMin Adam-Schwaetzer, StS Tietmeyer, 
StS Kittel. 
Als Note-taker: MDg Hartmann, MR Feiter. 
Beginn des Gesprächs: 17.00 Uhr. 
Ende des Gesprächs: 18.10 Uhr. 
Der Bundeskanzler erklärt, der ER in Kopenhagen werde schwierig werden. Er 
habe den Eindruck, daß PM Thatcher versuche, den GB-Ausgleich4 zu einer 

 
 1 Ablichtung. 

Die Gesprächsaufzeichnung wurde von Ministerialdirigent Hartmann, Bundeskanzleramt, am 2. De-
zember 1987 gefertigt und am 8. Dezember 1987 an Ministerialdirigent Jansen „zur Kenntnisnahme 
des Herrn Bundesministers“ übermittelt. Vgl. das Begleitschreiben; Referat 412, Bd. 168707. 

 2 Zur Vorbereitung des Ministergesprächs am 1. Dezember 1987 legte Ministerialdirigent Trumpf für 
Bundesminister Genscher am selben Tag dar, Hauptanliegen der Bundesregierung auf der bevor-
stehenden Tagung des Europäischen Rats werde „die Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik in einer 
für die deutsche Landwirtschaft erträglichen Weise“ sein: „Dafür müssen wir finanzielle Opfer brin-
gen.“ Bezüglich der Haushaltsdisziplin bleibe für die Bundesregierung ihre bisherige Haltung erste 
Priorität, d. h.: „Agrarleitlinie auf der Basis der tatsächlichen Bedürfnisse für 1987 (26,8 Mrd. ECU). 
Jährliche Steigerungsrate nicht über jährlicher Wachstumsrate des EG-BSP. Außergewöhnliche Um-
stände (nicht auf monetäre Entwicklungen beschränkt!) können Überraschungen rechtfertigen.“ Aller-
dings werde man wahrscheinlich als Rückfallposition den Vorschlag der dänischen EG-Ratspräsident-
schaft annehmen. Dieser sehe vor: „Basis der Agrarleitlinie 1988 = 27 Mrd. ECU; Steigerungsrate 
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Dauereinrichtung zu machen und uns gleichzeitig in der Agrarpolitik die Luft 
abzudrücken. Es dürfe nicht dahin kommen, daß D allein gegen die anderen MS 
stehe, sondern wir benötigten Bundesgenossen für unsere Positionen, um GB 
seinerseits zu isolieren.34 
Der Bundeskanzler schlägt sodann vor, über die einzelnen Sachkapitel zu dis-
kutieren. 
Zum Strukturfonds5 erklärt BM Genscher, es komme darauf an, eine Konzentra-
tion auf die vier ärmsten Mitgliedstaaten sowie Süditalien durchzusetzen. Wir 
hätten uns für eine deutliche Erhöhung, nicht aber für eine Verdoppelung aus-
gesprochen. Man müsse sehen, daß es ein inneres Verhältnis zwischen der Ge-
samterhöhung und der Konzentration gebe. Der Hauptkampf müsse hier von F 
geschlagen werden, das geringere Steigerung wolle. Es sei aus taktischen Grün-
den zu empfehlen, wenn der Bundeskanzler – wie heute morgen – gegenüber MP 
Schlüter auf unsere besonderen Probleme im Zonenrandgebiet hinweisen würde, 
ohne daran einen Anspruch zu knüpfen.6 
BM Stoltenberg weist auf die Koalitionsvereinbarung7 hin, in der der Finanz-
rahmen für Übertragungen an die EG zunächst auf 0,2 Prozent = 2 Mrd. DM 

 
Fortsetzung Fußnote von Seite 1760 
 60 % des BSP-Wachstums; Beseitigung der Altlast (Überschußvorräte) durch Mittel, die in ein anderes 

Haushaltskapitel eingeschrieben werden (1988 = 1,2, 1989 bis 1992 je 1,4 Mrd. ECU). Dazu eine Haus-
haltsreserve von ca. 1 Mrd. ECU jährlich.“ Eine „starre Festlegung auf Ablehnung“ solle daher im 
Ministergespräch vermieden werden, denn nach diesem Vorschlag könne die EG-Agrarpolitik „nur 
mit der Haushaltsreserve (monetary reserve) finanziert werden, die BMF bisher immer abgelehnt hat“. 
Im Bereich der Agrarpolitik könne die Bundesrepublik „Agrarstabilisatoren für alle Erzeugnisse 
hinnehmen, sofern sie nicht zu automatischen Preissenkungen im selben Wirtschaftsjahr führen. 
Für die meisten Erzeugnisse hat Agrarrat trotz einzelner Vorbehalte mehrheitsfähige Lösungen ge-
funden.“ Beim Thema Eigeneinnahmen plädiere das Auswärtige Amt beim Gesamtplafond „für aus-
reichend Mittel zur Finanzierung der Agrarpolitik nach deutschen Vorstellungen, ohne daneben die 
übrigen Bedürfnisse der Gemeinschaft zu vernachlässigen. […] Das bedeutet 1,3 % vom BSP. Bei 
dieser Höhe ist es auch sinnvoll, jährliche Unterplafonds vorzusehen.“ Bezüglich der dritten und vier-
ten Einnahmequelle unterstütze das Auswärtige Amt den Vorschlag der dänischen EG-Ratspräsident-
schaft. Vgl. Referat 412, Bd. 168707. 

 3 Zur Tagung des Europäischen Rats am 4./5. Dezember 1987 vgl. Dok. 358. 
 4 Zur Regelung des britischen Beitrags zum EG-Haushalt vgl. Dok. 313.  

Ministerialdirigent Trumpf empfahl Bundesminister Genscher in einer Aufzeichnung vom 1. Dezember 
1987 zur Vorbereitung des Ministergesprächs bei Bundeskanzler Kohl am selben Tag in der Frage des 
britischen Beitrags zum EG-Haushalt: „Ja, aber weniger als Fontainebleau, und 1992 muß Schluß 
sein.“ Vgl. Referat 412, Bd. 168707. 

 5 Zur Reform der EG-Strukturfonds und zur Haltung der Bundesregierung vgl. Dok. 315, Anm. 23.  
Zur Vorbereitung des Ministergesprächs bei Bundeskanzler Kohl am 1. Dezember 1987 legte Ministe-
rialdirigent Trumpf am selben Tag dar, das Auswärtige Amt empfehle hinsichtlich der EG-Struktur-
fonds: „BK nicht auf einen bestimmten Prozentsatz für den Zuwachs der Strukturmittel festlegen. Er 
braucht Verhandlungsspielraum, um die südlichen MS zur Annahme des Gesamtkompromisses zu 
bewegen, auch in der Perspektive der Errichtung des Binnenmarktes bis 1992. Für uns liegt Kom-
promiß etwas oberhalb der Mitte zwischen Status quo (7 Mrd. ECU) und Verdoppelung bis 1992 
(14 Mrd. ECU), also bei ca. 11 Mrd. ECU real. Konzentration auf die vier Ärmsten und auf Süditalien.“ 
Vgl. Referat 412, Bd. 168707. 

 6 Bundeskanzler Kohl führte zusammen mit Bundesminister Genscher am 1. Dezember 1987 ein Ge-
spräch mit Ministerpräsident Schlüter und dem dänischen Außenminister Ellemann-Jensen, in dessen 
Mittelpunkt Fragen der EG-Agrar- und -Haushaltspolitik standen. Vgl. dazu die Gesprächsaufzeich-
nung; Bundeskanzleramt, AZ: 21-30 100 (56), Bd. 73; B 150, Aktenkopien 1987. 

 7 Für den Wortlaut der Koalitionsvereinbarung von CDU, CSU und FDP für die 11. Wahlperiode des 
Deutschen Bundestags vgl. CDU-DOKUMENTATION 9/1987 vom 12. März 1987, S. 5–32; http://www. 
kas.de/wf/doc/kas_26810-544-1-30.pdf?110826092559. 
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festgelegt worden sei. Bei Vorbereitung des letzten ER im Juni d. J.8 habe man 
sich auf 0,3 Prozent = 3 Mrd. DM verständigt, allerdings unter der Vorausset-
zung, daß der Bund einen Ausgleich brauche. Durch Presseveröffentlichungen 
der jüngsten Zeit sei der Eindruck erweckt worden, daß ein solcher Ausgleich 
über die Verbrauchssteuer nicht mehr zur Diskussion stehe. Dies sei aber nicht 
der Fall. 
Wenn man das Modell von Delors9 zugrunde lege, so bedeute dies in Zahlen, daß 
D 1988 4,9 Mrd., 1990 7,3 Mrd. DM und 1992 10,9 Mrd. DM zusätzlich an die 
EG abführen müsse. Er bitte daher, zu Protokoll zu nehmen, daß dies vollkom-
men untragbar sei und er sich als Finanzminister nicht in der Lage sehe, über 
derartige Größenordnungen zu verhandeln. Man müsse sich zunächst über den 
Rahmen klarwerden, der uns zur Verfügung stehe. Demnach liege die Obergrenze 
für zusätzliche Zahlungen an die EG im Jahr 1988 bei 3 Mrd. DM. Bei entspre-
chender Fortschreibung bedeute dies, daß man 1992 ca. 6 Mrd. DM mehr an die 
EG abführen müsse. Dem könne er aber nur zustimmen, wenn Einvernehmen 
darüber bestehe, daß zum 1.1.1989 ein Ausgleich im Sinne der Koalitionsverein-
barung beschlossen werde. 
Was im übrigen die Frage der Konzentration bei den Strukturfonds angehe, so 
sei er damit einverstanden. 
Der Bundeskanzler erklärt, er wolle in Kopenhagen einen Erfolg haben, insbeson-
dere auch im Bereich der Agrarpolitik. Man müsse sehen, daß bei einer Verschie-
bung die Sache im Juni 1988 nur teurer werde. In der Tat sei es wichtig, auch 
die Frage zu klären, woher das Geld zu nehmen sei, um die entsprechenden 
Verpflichtungen im Haushalt abzudecken. Die Bundesquote werde immer gerin-
ger; die Einnahmen aus den Bundesbankgewinnen gingen infolge des Dollar-
verfalls10 zurück, gleichzeitig müsse diese Regierung zu ihrem Grundsatz stehen, 
solide Politik zu machen. 
BM Bangemann erklärt, er habe in dem heutigen Gespräch mit BM Stoltenberg 
noch offengelassen, wie weit man sich gegenüber der Öffentlichkeit zur Frage 
der Erhöhung der Verbrauchssteuer erklären solle. Er sei für ein offensives An-
gehen dieses Problems, sonst nähre man den Verdacht, man wolle die Öffentlich-
keit hinters Licht führen. 
Der Bundeskanzler bittet BM Bangemann und BM Stoltenberg um eine ab-
gestimmte Formulierung für die Pressekonferenz am 2. Dezember. Das Datum, 
über das Einigkeit bestehe, brauche nicht genannt zu werden. Im übrigen sei 
eine Befassung des Kabinetts nicht erforderlich. 
BM Stoltenberg betont noch einmal, es müsse in diesem Kreise klar sein, daß 
man zum 1.1.1989 einen Ausgleich benötige, ansonsten sei keine geordnete 
Finanzwirtschaft möglich. Damit akzeptiere er, daß der in der Koalitionsverein-
barung versprochene Ausgleich um ein Jahr zeitversetzt erfolge. Natürlich brau-
che man Flexibilität zwischen den vorliegenden Zahlen der Kommission und den 
anderen Vorschlägen. 

 
 8 Zur Tagung des Europäischen Rats am 29./30. Juni 1987 in Brüssel vgl. Dok. 193. 
 9 Zu den Vorschlägen der EG-Kommission vom 15. Februar 1987 („Delors-Paket“) vgl. Dok. 51 und 

Dok. 69. 
10 Zur Abwertung des US-Dollars vgl. Dok. 314, Anm. 11, 20 und 21. 
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Der Bundeskanzler erklärt, in der Tat könne man sich hinsichtlich der auf dem 
Tisch liegenden Zahlen nicht aufs Komma genau festlegen. Die Summe werde 
irgendwie in der Mitte liegen, wahrscheinlich nicht weit entfernt von 8 Mrd. DM. 
BM Genscher weist darauf hin, daß wir auch Flexibilität benötigen, um unsere 
Wünsche im Agrarbereich, insbesondere bei Getreide und Milch, durchzusetzen. 
Außerdem hätten wir uns strikt gegen eine Fettsteuer11 ausgesprochen. Was das 
Modell angehe, so habe die Präsidentschaft inzwischen einen Vorschlag in unsere 
Richtung gemacht.12 Die vierte Ressource13 solle demnach nicht auf der Basis 
des BIP, sondern auf der Grundlage des BSP berechnet werden. Sein Gefühl sei, 
daß wir uns in Richtung BSP orientieren sollten. Dabei könnten wir auch die 
Unterstützung anderer finden. 
Der Bundeskanzler wirft ein, im Ergebnis würde dies keinen großen Unterschied 
bedeuten. Deswegen sollten wir uns in dieser Frage nicht verkämpfen. 
BM Genscher weist darauf hin, daß wir auch Spielraum in der Frage der Verwal-
tungskosten, der Zölle und Abschöpfungen benötigen. 
BM Stoltenberg erklärt, der zuvor von BM Genscher genannte Präsidentschafts-
vorschlag auf der Basis von 1,3 % BSP liefe 1992 auf einen deutschen Finanz-
beitrag von ca. 9 – 10 Mrd. DM hinaus. Dies sei innenpolitisch nicht zu verkraften. 
Er könne sich allenfalls auf eine Zahl zwischen 1,16 und 1,20 % BSP einrichten. 
Dies bedeute einen Mehraufwand für den Bundeshaushalt von 7,2 – 8 Mrd. DM. 
Außerdem sei er entschieden dagegen, daß wir jetzt noch weitere Kosten von 
der Gemeinschaft übernähmen. Was daher die Verwaltungskosten, Zölle und 
Abschöpfungen angehe, so solle man beim geltenden Recht bleiben und keine 
Konzessionen machen. 
BM Genscher wirft ein, er sei hinsichtlich der Verwaltungskosten nicht für Kon-
zessionen eingetreten, sondern habe nur auf ein Problem aufmerksam gemacht. 
Der Bundeskanzler wirft die Frage der Haushaltsdisziplin14 auf und erklärt, 
die vorgeschlagene institutionelle Vereinbarung zwischen EP15, K16 und Rat sei 
überflüssig und führe nur zu einem Dauerstreit. 
BM Genscher weist darauf hin, daß Präsidentschaft Problem durch eine politische 
Absichtserklärung gegenüber dem EP lösen wolle. 
BM Stoltenberg erklärt, daß die derzeitige Regelung zur Erhöhung der NOA17 
(1,5-facher Satz) nicht aufgelockert werden dürfe. Dies würde jedoch nach Mei-
nung von BM Bangemann die Verhinderung der Erhöhung der Fondsmittel in 
dem beim letzten ER angebotenen und für einen Gesamtkompromiß erforder- 
lichen Ausmaß bedeuten. 

 
11 Zu den Vorschlägen der EG-Kommission für eine Fettsteuer vgl. Dok. 315, Anm. 27. 
12 Vgl. dazu das Papier der dänischen EG-Ratspräsidentschaft „Note from the Presidency“ vom 1. Dezem-

ber 1987 (SN/3919/1/87), das mit Fernkopie Nr. 477 der Ständigen Vertretung bei den Europäischen 
Gemeinschaften in Brüssel vom selben Tag übermittelt wurde; Referat 412, Bd. 168707. 

13 Zu den Vorschlägen der EG-Kommission, das Bruttosozialprodukt der Mitgliedstaaten als Teil der Be-
messungsgrundlage einer neuen vierten Einnahmeart einzuführen, vgl. Dok. 313, Anm. 8. 

14 Zu den Vorschlägen der EG-Kommission zur Haushaltsdisziplin vgl. Dok. 315, Anm. 24. 
15 Korrigiert aus: „ER“. 
16 EG-Kommission. 
17 Nicht-obligatorische Ausgaben. 



346 1. Dezember 1987: Ministergespräch bei Bundeskanzler Kohl 

1764 

StS Tietmeyer verweist auf das bei Überschreitung des allgemeinen Höchstsat-
zes erforderliche Parlamentsverfahren. Im übrigen bedeute eine Erhöhung der 
Fondsmittel um 40 % eine Erhöhung der Begünstigung für die vier ärmsten Mit-
gliedstaaten um 100 %. 
StM Stavenhagen hält ein einmaliges Parlamentsverfahren zur Erhöhung der 
Mittel in der gesamten Laufzeit von fünf Jahren für möglich. In den folgenden 
Jahren könnte dann der Höchstsatz wieder eingehalten werden. 
BM Stoltenberg sieht in einem solchen Verfahren den Versuch, unter Aufrecht-
erhaltung der Zuständigkeitsregelung die erforderliche Erhöhung durchzusetzen, 
und nimmt diese Überlegungen so zur Kenntnis. 
BM Genscher weist zu den Haushaltsstabilisatoren auf die neuesten Vorstellun-
gen der Präsidentschaft hin: 
– Basis für den Bezugsrahmen: 1988 = 27 Mrd. ECU, 
– geringerer Anstieg der Agrarleitlinie 1989 bis 1992 in Höhe von 60 % des BSP, 
– Festlegung einer Franchise von 500 Mio. ECU zur Berücksichtigung besonde-

rer Schwankungen im Rahmen der normalen Haushaltsansätze, 
– Schaffung einer Reserve in Höhe von 1 Mrd. ECU zum Ausgleich der Dollar-

Kursschwankungen, 
– Neudefinition der außergewöhnlichen Umstände, insbesondere in bezug auf 

Währungsschwankungen und Vertragsverletzungen von Drittländern. 
BM Kiechle erläutert, daß der Bezugsrahmen in 1988 von 27 Mrd. ECU den Aus-
gleich für die Ablehnung der Fettsteuer nicht beinhalte. 
Der Bundeskanzler macht unmißverständlich klar, daß die Einführung einer 
Fettsteuer nicht in Frage komme, und weist auf die Gefahr protektionistischer 
Gegenmaßnahmen durch den US-Kongreß hin. BM Bangemann unterstützt dies 
nachdrücklich. 
BM Kiechle und StS Kittel sprechen sich gegen die 60 %-Regelung und für Anleh-
nung an BSP-Entwicklung sowie gegen die Dollar-Reserve in Höhe von 1 Mrd. 
ECU aus. Die außergewöhnlichen Umstände müßten eindeutig definiert wer-
den. Die Präsidentschaftsvorschläge seien jedoch noch im einzelnen sorgfältig 
zu prüfen. 
StM Stavenhagen erläutert und begründet den Ansatz für die Begrenzung der 
Agrarleitlinie auf 60 % des BSP. 
BM Stoltenberg nimmt Bezug auf einen Vorschlag der Präsidentschaft vom 
29. November 1987, der zu Ziffer 15 im Rahmen des Art. 203, Abs. 9 des Vertra-
ges18 auf eine weitgehende Einschränkung der Haushaltsdisziplin bei den nicht-
obligatorischen Ausgaben (NOA) hinauslaufe. Er lehnt diesen ab, weil dann die 
Haushaltsdisziplin nur noch für einen kleinen Teil der nichtobligatorischen Aus-
gaben gelten würde. 

 
18 Für den Wortlaut von Artikel 203 des EWG-Vertrags vom 25. März 1957 in der durch das Gesetz 

vom 29. Juli 1976 zum Vertrag vom 22. Juli 1975 zu Änderungen bestimmter Finanzvorschriften 
der Verträge zur Gründung der Europäischen Gemeinschaften und des Vertrags zur Einsetzung eines 
gemeinsamen Rates und einer gemeinsamen Kommission der Europäischen Gemeinschaft geänderten 
Fassung vgl. BUNDESGESETZBLATT 1976, Teil II, S. 1331 f. 
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Der Bundeskanzler weist zum GB-Ausgleich darauf hin, daß sowohl Kommission 
als auch Präsidentschaft die Fortführung des GB-Ausgleichs vorgeschlagen haben. 
Für uns sei das Wichtigste, daß der GB-Ausgleich 1992 auslaufe; ob das gelinge, 
sei eine offene Frage. Ein weiterer Punkt sei, ob sich alle am Ausgleich beteiligen. 
BM Genscher erklärt, daß MP Schlüter im heutigen Gespräch ausdrücklich eine 
deutsche Entlastung um 75 % in seine Überlegungen einbezogen habe. Hier gebe 
es aber auch ein Problem mit Frankreich, das ein Modell vorziehe, bei dem F sel-
ber günstiger abschneide. 
BM Stoltenberg erklärt eine degressive Ausgestaltung und Beendigung der Aus-
gleichsregelung in 1992 für unabdingbar. In diesem Zusammenhang stellt er 
anhand einer Grafik die wachsende Belastung der Bundesrepublik Deutschland 
durch den GB-Ausgleich und den EG-Haushalt insgesamt dar. 
BM Genscher erläutert den aktuellen Stand zum Thema Agrarstabilisatoren, 
insbesondere die Vorschläge von Kommission und Präsidentschaft sowie die Vor-
stellungen der französischen Regierung19. Die Frage sei, ob ein Mischmodell 
durchsetzbar sei. Er habe im Konklave der Außenminister20 deutlich gemacht, 
daß die französischen Vorstellungen besser, aber so für uns noch nicht annehm-
bar seien. Insbesondere müsse zur Bewertung des Produktivitätszuwachses ein 
längerer Referenzzeitraum berücksichtigt werden. Die nationalen Maßnahmen 
zum Einkommensausgleich dürften zeitlich nicht limitiert werden. Inzwischen sei 
eine Mehrheit der Mitgliedstaaten für gezielte Marktentlastungsmaßnahmen. 
Preispolitische Signale seien jedoch nicht ganz zu vermeiden. Deshalb sei es 
erforderlich, daß extreme jährliche Produktionsschwankungen methodisch aus-
geglichen werden. 
BM Kiechle berichtet über die Haltung des Deutschen Bauernverbandes zu der 
Stabilisatorendiskussion und insbesondere zu EG-weiten mengenbegrenzenden 
Maßnahmen. Er erläutert, daß die Garantiemenge bei Getreide mindestens 
160 Mio. t betragen müsse, damit es nicht schon in 1988 zu Preissenkungen 
infolge der Kommissionsautomatik, die eine Garantieschwelle von 155 Mio. t vor-
sehe, kommen könne. Die Bauern müßten die Möglichkeit haben, dem Preisdruck 
auszuweichen; deshalb plädierten wir für Flächenstillegung, Extensivierung 
und Vorruhestandsregelung. Diese Maßnahmen müßten gleichgewichtig und 

 
19 Die Referate 410, 412 und 416 vermerkten in einer gemeinsamen Aufzeichnung vom 26. November 

1987 zur französischen Haltung bezüglich Agrarstabilisatoren: „Getreide: Höhere Garantieschwelle 
(mindestens 160 Mio. t.), Beschränkung der automatischen Preissenkung auf Höhe des jährlichen Pro-
duktivitätsfortschritts, Überprüfung der Preisrelation im Rahmen der jährlichen Preisrunde. Ölsaaten: 
Bereitschaft zu Preissenkungen im Rahmen jährlicher Preisrunde. Set-aside: grundsätzlich (wie D) 
zustimmend zum Präsidentschaftsvorschlag ergänzender Flächenstillegung, aber bei Höhe der Still-
legungsprämien und Satz der EG-Beteiligung aus Haushaltsgründen zurückhaltender als D. Fett-
abgabe gefordert.“ Vgl. Referat 412, Bd. 168707.  
Staatssekretär Lautenschlager vermerkte am selben Tag: „Die zwischen BK und PM Chirac in Karls-
ruhe verabredeten deutsch-französischen Gespräche sind heute im Bundeskanzleramt fortgesetzt und 
mit einem vorläufigen Ergebnis beendet worden. Die von den Initiatoren gewünschte auch schriftliche 
Festlegung einer gemeinsamen deutsch-französischen Position ließ sich in wesentlichen Fragen nicht 
verwirklichen. Man einigte sich auf drei Papiere zu folgenden Themen: Agrarstabilisatoren mit dem 
Annex Haushaltsdisziplin im Agrarbereich, Strukturfonds und eigene Einnahmen. Die Papiere ent-
halten jedoch keine echte gemeinsame Position, sondern konstatieren unterschiedliche Auffassung in 
wesentlichen Punkten.“ Vgl. Referat 412, Bd. 168707. 

20 Zur Sondertagung der Außenminister der EG-Mitgliedstaaten („Konklave“) am 29./30. November 1987 
in Brüssel vgl. Dok. 318, Anm. 19. 



346 1. Dezember 1987: Ministergespräch bei Bundeskanzler Kohl 

1766 

nicht nur ergänzend beschlossen werden, damit ein Ausscheren einzelner Mit-
gliedstaaten nicht möglich sei. Die Bauern, die an marktentlastenden Maßnah-
men teilnähmen, müßten von der Mitverantwortungsabgabe (MVA) freigestellt 
werden. Auch die EG-Kommission habe sich diese Idee zu eigen gemacht. Die 
Maßnahmen müßten EG-weit angeboten und in allen Mitgliedstaaten attraktiv 
ausgestaltet werden. Auf eine Frage des Bundeskanzlers stellt BM Kiechle klar, 
daß alle „zentraleuropäischen“ Länder inzwischen Set-aside-Maßnahmen unter-
stützten. Gewisse Preissenkungen seien nach seiner Einschätzung nicht zu ver-
meiden, müßten dann aber auf die Größenordnung des Produktivitätszuwachses 
begrenzt werden, wobei auch jährliche Schwankungen ausgeglichen werden müß-
ten. Deshalb wäre der französische Vorschlag wesentlich diskutabler als die Kom-
missions- und Präsidentschaftsvorschläge. 
BM Genscher weist nochmals auf das Erfordernis zeitlicher Unbefristetheit not-
wendiger Einkommensausgleichsmaßnahmen hin. 
BM Stoltenberg hält eine 50-prozentige EG-Finanzierung bei Set-aside-Maßnah-
men für erforderlich, um eine EG-weite Durchführung zu gewährleisten. Bei 
50-prozentiger EG-Finanzierung sei noch ausreichender Anreiz für Kontrolle 
gegeben. BM Kiechle stimmt der Auffassung von BM Stoltenberg zu. 
StS Kittel hält einen 20-prozentigen Anteil an der stillzulegenden Ackerfläche für 
zu hoch und plädiert für Festsetzung einer 10-prozentigen Höchstgrenze. Außer-
dem sollten sich Landwirte höchstens auf zwei Jahre für Flächenstillegungs-
maßnahmen festlegen müssen. Dem widerspricht BM Stoltenberg, der eine fünf-
jährige Festlegung für erforderlich hält. 
StM Stavenhagen weist darauf hin, daß der beschlossene Einkommensausgleich 
für die teilweise Stillegung der Milchquoten21 erhalten bleiben müsse und nicht 
degressiv gestaltet werden dürfe. BM Kiechle und StS Kittel halten eine Bei-
behaltung der Einkommensausgleichsregelung für den Zeitraum für erforderlich, 
um den die Garantiemengenregelung für Milch verlängert werde. 
StS Kittel hält ein Festhalten an dem bisher erzielten Einvernehmen zu den ver-
schiedenen Elementen des Agrarbereichs für erforderlich. 
BM Kiechle erachtet auch weiterhin den Schulterschluß mit Frankreich für 
wesentlich. Es besteht Einvernehmen, daß die Bundesregierung eine Linie auf 
breiter Basis mit Unterstützung der Mehrheit der Mitgliedstaaten für einen Ge-
samtkompromiß anstreben müsse. Die bisherige Abstimmung mit der franzö-
sischen Regierung – insbesondere im Agrarbereich – habe eine Isolierung der 
Bundesregierung verhindert. 
StM Adam-Schwaetzer weist auf die besondere Notwendigkeit einer überzeugen-
den Darlegung unseres kostensenkenden Ansatzes gegenüber Großbritannien 
hin. 
BM Kiechle wird gebeten, eine Argumentationslinie zur Untermauerung unserer 
Haltung im Agrarbereich in einem besonderen Papier für den Europäischen Rat 
aufzuzeigen. 

Referat 412, Bd. 168707 

 
21 Zum Beschluß des EG-Rats auf der Ebene der Landwirtschaftsminister vom 8. bis 16. Dezember 

1986 in Brüssel zur Reduzierung der Milchproduktion vgl. Dok. 92, Anm. 26. 
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Botschafter Hansen, Brüssel (NATO), an das Auswärtige Amt 

114-6941/87 VS-vertraulich Aufgabe: 1. Dezember 1987, 19.05 Uhr1 
Fernschreiben Nr. 1590 Ankunft: 1. Dezember 1987, 19.33 Uhr 

Betr.: Eurogroup-Ministerkonferenz am 30.11.1987 

I. Zusammenfassung 
Die Eurogroup-Herbstkonferenz 1987 wurde mit dem geschlossenen Sitzungsteil 
der Verteidigungsminister unter Vorsitz des niederländischen Verteidigungs-
ministers van Eekelen am 30.11.1987 fortgeführt. 
Im Mittelpunkt der „restricted session“ standen die Behandlung des „consolidated 
report“ über die Aktivitäten der Untergruppen – Schwerpunkt: Euro/NATO-
Training –, Eurogroup publicity activities –, Schwerpunkt: Auswertung des 
Washington Seminars2 und Folgeaktivitäten –, sowie eine Diskussion über den 
Themenkreis „NATO Strategy Post INF/Arms Control and Defence Planning“. 
Zum Ende der Sitzung wurde das Kommuniqué3 gebilligt (gesondert). 
II. Im einzelnen 
1) Arbeit der Untergruppen 
VM van Eekelen als Vorsitzender betonte eingangs die erfolgreiche Arbeit der 
Untergruppen während der letzten sechs Monate. Er berichtete über die Stellung-
nahmen und Empfehlungen der Chairmen der einzelnen working groups. 
a) Die von EUROMED4 erarbeiteten „terms of reference“ für die Arbeitsgruppe 
„Dental Service“ wurden allgemein befürwortet. 
b) Zum Euro/NATO-Training berichtete Minister van Eekelen, daß die TUR kein 
Alternativangebot für das Projekt „land for training“ vorlegen werde. Die Kara-
pinar-Area wird nun von der Army-sub-group auf ihren Nutzwert für kleinere 
Übungsvorhaben untersucht. 
Die Angebote aller Bewerberländer für die Aufnahme des Euro-NATO Joint Jet 
Pilot-Training (ENJJPT-LTS) sind bereits ganz oder teilweise ausgewertet: Vor 
 
 1 Das Fernschreiben wurde in zwei Teilen übermittelt. Vgl. Anm. 20.  

Hat Vortragendem Legationsrat I. Klasse Hofstetter am 3. Dezember 1987 vorgelegen, der handschrift-
lich vermerkte: „Anlage sehr lesenswert.“ Ferner verfügte Hofstetter die Weiterleitung an Botschafter 
Holik, an „D 2 A i. V. z[ur] g[efälligen] K[enntnisnahme]“ sowie an Vortragenden Legationsrat Wagner, 
Legationsrat I. Klasse Mülmenstädt und Legationssekretär Haller. Vgl. Anm. 15 und 24.  
Hat Wagner am 7. Dezember 1987 vorgelegen, der handschriftlich vermerkte: „B[itte] Abl[ichtung] 
DB Nr. 1591.“  
Hat Mülmenstädt und Haller vorgelegen. 

 2 Die Eurogroup der NATO veranstaltete am 7. Mai 1987 ein eintägiges Seminar in Washington, um 
„das Bewußtsein für die europäischen Verteidigungsanstrengungen auf politischer Ebene zu stärken“. 
Vgl. den Artikel des niederländischen Verteidigungsministers van Eekelen, „Transatlantisches Ver-
ständnis. Ein Seminar der Eurogroup beleuchtet einige der Probleme“, in: NATO INFORMATION SERVICE 
(Hrsg.), NATO Brief 35 (1987), Nr. 5 (September/Oktober), S. 20. 

 3 Für den Wortlaut des Kommuniqués der Ministersitzung der Eurogroup der NATO am 30. November 
1987 in Brüssel vgl. EUROPA-ARCHIV 1988, D 101 f. 

 4 Die Untergruppe EUROMED der Eurogroup der NATO befaßte sich mit der Rationalisierung des Sani-
tätswesens und der medizinischen Ausbildung. 
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Vorlage einer endgültigen Empfehlung sind jedoch weitere Verhandlungen er-
forderlich. 
Die Finanzierung des Projekt-Office für das „NATO Tactical Fighter and Weapons 
Training Centre“ ist sichergestellt. 
Das Office soll noch Ende 1987 die Arbeit aufnehmen. 
c) Der Vorsitzende schlug vor, den „consolidated report“ mit seinen Empfehlun-
gen zur Kenntnisnahme und Billigung anzunehmen. Der Vorschlag fand all-
gemeine Zustimmung. 
2) Öffentlichkeitsarbeit 
a) Der Vorsitzende würdigte die bisherige erfolgreiche Arbeit. Er betonte, daß da-
bei unverändert die Bemühungen im Mittelpunkt stehen, die gemeinsamen euro-
päischen Verteidigungsanstrengungen in den USA nachhaltiger zu verdeutlichen. 
b) Im Sinne der o. a. Zielrichtung wird sich in der Neuerscheinung des „booklet“ 
Anfang 1988 der Schwerpunkt von der Information über die Eurogroup selbst 
zur Darlegung europäischer Verteidigungsanstrengungen verlagern. 
c) Besondere Aufmerksamkeit galt Kurzbericht und Bewertung des Washing-
toner Seminars sowie einer Zusammenfassung der durch die Stabsgruppe geplan-
ten Öffentlichkeitsvorhaben in den USA. 
Minister diskutierten im Anschluß verschiedene Möglichkeiten, wie Meinungs-
trägern in den USA – vorzugsweise im Kongreß – während der kommenden sechs 
Monate, also noch vor Beginn der „heißen Wahlkampfphase“5, die „Eurogroup-
Message“ nahegebracht werden könne. 
– VM-NWG machte Vorschlag: Treffen mehrerer Eurogroup-VM mit Abgeordne-

ten/Meinungsträgern in USA in Form des Euro-Dinner. 
– BM Dr. Wörner schlug Vorgehensweise in zwei parallelen Schritten vor. Für 

die amerikanische Öffentlichkeit sichtbarer Schritt durch Besuch Vorsitzender 
Eurogroup, evtl. mit Botschaft aller VM der Eurogroup. Zweiter Schritt auf 
der eher persönlichen Basis: Gespräche mit Abgeordneten unter Nutzung pri-
vater Kontakte. Insgesamt Eindruck vermeiden, man wolle US nationalen 
Entscheidungsprozeß ungebührlich beeinflussen. 

d) Der Vorsitzende faßte zusammen und bat die anderen MS, Präsidentschaft 
über geplante US-Besuche zwecks Koordination von Maßnahmen zu unterrichten. 
Präsidentschaft befürwortet D-Anregung, die Nordatlantische Versammlung und 
„Atlantic Treaty Association“ an der Unterrichtung amerikanischer Politiker zu 
beteiligen. 
VM van Eekelen wird VM Carlucci hinsichtlich geeigneter, effektiver Eurogroup-
Aktivitäten in den USA um Rat bitten. 
3) Follow-up to the Odense Seminar 
Unter diesem TOP6 wurde zu „Coordinated long term defence planning“ und 
dem Seminar „Better use of civil resources“ vorgetragen. 

 
 5 In den USA fanden am 8. November 1988 Präsidentschaftswahlen sowie Wahlen zum Repräsentanten-

haus und Teilwahlen für den Senat und die Gouverneursämter statt. 
 6 Tagesordnungspunkt. 
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a) Das o. a. erste Thema ist zur Bearbeitung an EUROLONGTERM verwiesen 
worden. Dort wurde für den Verfahrensablauf Einigung dahingehend erzielt, 
daß die weiteren Diskussionen, welche Projekte die besten Ansatzmöglichkeiten 
für eine Kooperation bieten könnten, zunächst in bilateralen Stabsgesprächen 
fortgeführt werden sollten. 
b) Das Thema „Better use of civil resources“ war Gegenstand eines eintägigen 
Seminars am 2. Oktober 1987 in Brüssel. 
Der Vorsitzende betonte, daß das Seminar ein nützlicher Informationsaustausch 
unter Experten war und daß national nach Wegen gesucht werden solle, wie 
das Thema „use of civil resources“ jetzt in der Debatte über „burden sharing“ 
zur Geltung gebracht werden könne. 
4) Unter dem TOP „Politico-military issues of current concern“ wurden die 
Themenkreise 
– IEPG-Report7, 
– WEU-Report, 
– NATO Strategy Post INF/Arms Control and Defence Planning, 
sowie ein 
– Report zu „NATO’s Maritime Rules of Engagement“ 
behandelt. 
a) Der spanische Botschafter8 trug im Namen von Verteidigungsminister Serra 
einen Bericht zur Arbeit der IEPG (Independent European Programme Group) 
vor. Er hob dabei vor allem Aktivitäten zur Schaffung eines europäischen Mark-
tes für Rüstungsgüter und zur Unterstützung der Länder mit weniger Rüstungs-
industrie hervor. Außerdem wies er auf den Stand der Arbeiten bei wichtigen 
Rüstungsvorhaben wie MSAM (Medium Surface to Air Missiles) and EDDS 
(European Data Distribution System) sowie auf die Fortschritte bei der Techno-
logiekooperation und bei der Harmonisierung von militärischen Forderungen 
hin. 
Wichtig sei es, daß die IEPG in den nächsten Jahren konkrete Fortschritte auf-
zeigen könnte. Der sichtbare Nachweis einer Stärkung des europäischen Pfeilers 
in der Allianz sei u. a. auch für die USA ein wesentlicher Faktor. Außerdem sei es 
erforderlich, daß alle Mitgliedsländer zu diesen gemeinsamen Anstrengungen 
beitragen und die Minister den IEPG-Aktivitäten hohe Priorität beimessen. 
Abschließend dankte er dem luxemburgischen Kollegen9 für dessen Bereitschaft, 
Gastgeber für das nächste IEPG-Ministertreffen zu sein.10 
b) Der Vorsitzende gab einen Kurzbericht über die Ergebnisse der Ministerrats-
sitzung der WEU in Den Haag11. 

 
 7 Vgl. dazu auch das Kommuniqué der Ministersitzung der Unabhängigen Europäischen Programm-

gruppe (IEPG) am 22. Juni 1987 in Sevilla; EUROPA-ARCHIV 1988, D 91–93. 
 8 Jaime de Ojeda. 
 9 Guy de Muyser. 
10 Die Ministersitzung der Unabhängigen Europäischen Programmgruppe (IEPG) fand am 9. November 

1988 in Luxemburg statt. 
11 Zur WEU-Ministerratstagung am 26./27. Oktober 1987 vgl. Dok. 297, Anm. 27. 



347 1. Dezember 1987: Hansen an Auswärtiges Amt 

1770 

Als herausragendes Ergebnis der informellen Herbstsitzung der WEU unterstrich 
er die Verabschiedung der „Plattform der europäischen Sicherheitsinteressen“ 
durch den Ministerrat.12 
Darüber hinaus informierte er über die Konsultationen der WEU-MS über die 
Lage im Golf, wohin einige von ihnen Seestreitkräfte entsandt haben. Abschlie-
ßend gab er den Sachstand der institutionellen Fragen wieder und berichtete 
über Bedingungen hinsichtlich der Erweiterung der WEU. 
Der türkische Botschafter13 äußerte Befürchtungen, die WEU würde sich zuneh-
mend zu einem „Club im Club“ entwickeln. Der Vorsitzende betonte, daß die 
WEU keine geschlossene Gesellschaft sei, allerdings gäbe es keine „Kandida-
ten“ und keine Aufnahmeprozedur, vielmehr müsse sich die WEU zunächst 
konsolidieren (worthwhile to join). Der NWG-VM begrüßte ausdrücklich die 
Information über die aktuellen WEU-Aktivitäten. Er betonte die unveränderte 
norwegische Haltung zu „Out-of-area“-Einsätzen, kündigte aber als Nicht-WEU-
MS die Möglichkeit an, im Rahmen von Kompensationsmaßnahmen ein Minen-
suchboot STANAVFORCHAN14 im kommenden Jahr für einen bestimmten Zeit-
raum zu unterstellen. 
c) Der norwegische VM Holst führte zu einer Diskussion über den Themenbereich 
„NATO Strategy Post INF/Arms Control and Defence Planning“ ein (Statement 
beigefügt15). 
Sein Vorschlag konzentrierte sich auf folgende Aussagen: 
– INF-Vertrag16 ist ein Erfolg, der bereits im 79er-Beschluß17 angelegt war. 
– Die Strategie der flexiblen Antwort18 war bereits vor diesem Beschluß existent. 
– Vollständiger Abbau der INF verstärkt Sicherheit. 
– Westeuropa bleibt Teil der Gesamtbalance west-östlicher Abschreckungskräfte. 
– Neben asymmetrischen Reduzierungen sei der Ausschluß weiterer Moderni-

sierung der Systeme in diesem Bereich von besonderer Bedeutung. 
– Abschluß der START-Vereinbarungen sei wichtig, um INF-Abkommen vor 

Umgehung zu schützen. 
– Umstrukturierung verbleibender NATO-Nuklearstreitkräfte in Europa dürfe 

weder zu Umgehung noch zu Kompensation führen. 
– Für die Anpassung des zukünftigen Nuklearpotentials sei ein umfassender 

und strukturierter Ansatz erforderlich. Dieser müsse konventionelle und nu-
kleare Kräfte im Zusammenhang betrachten. 

– Ein solcher Gesamtansatz müsse darauf zielen, in einem schrittweisen Prozeß 
die Hauptursachen für Instabilitäten zu beseitigen. 

 
12 Für den Wortlaut der Erklärung „Plattform der Europäischen Sicherheitsinteressen“ vom 26./27. Ok-

tober 1987 vgl. EUROPA-ARCHIV 1987, D 613–616. 
13 Osman Olcay. 
14 Standing Naval Force Channel. 
15 Vgl. Anm. 24. 
16 Zur Unterzeichnung des INF-Vertrags am 8. Dezember 1987 vgl. Dok. 360. 
17 Für den Wortlaut des NATO-Doppelbeschlusses vom 12. Dezember 1979 vgl. NATO FINAL COMMUNI-

QUÉS 1975–1980, S. 121–123. Für den deutschen Wortlaut vgl. EUROPA-ARCHIV 1980, D 35–37. Vgl. 
dazu ferner AAPD 1979, II, Dok. 373, Dok. 375 und Dok. 376. 

18 Zur Strategie der „flexible response“ vgl. Dok. 4, Anm. 17. 
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VM Younger stimmte den Ausführungen seines norwegischen Kollegen grund-
sätzlich zu. Er machte folgende Zusätze: 
– Derzeit gebe es noch keinen sicheren Beweis wirklicher Änderungen sowjeti-

scher Politik. 
– Nach INF Priorität auf konventionellen Ausgleich legen. Dabei Notwendigkeit, 

Verbesserung konventioneller Streitkräfte weiter fortzusetzen. 
– INF-Vertrag wichtiger Beweis für die Richtigkeit der Verhandlungen aus der 

Position der Stärke, richtig ebenso keine Umgehung und Kompensation. 
– Uns dürfen nicht die Hände gebunden werden hinsichtlich der Erfordernisse 

unserer Strategie. Montebello19 muß umgesetzt werden, kein „drittes zero“. 
– 20Klar ist, es gibt keine rein konventionelle Abschreckung. 
– Der Gesamtprozeß von Rüstungskontrolle im Sinne des Reykjavik-Kommuni-

qués21 ist wichtig. 
BM Dr. Wörner stimmte seinen beiden Vorrednern grundsätzlich zu. Darüber 
hinaus führte er aus: 
– INF-Abkommen habe zwei Aspekte, nämlich Fortsetzung von Rüstungskon-

trolle und Wirksamerhaltung der Strategie. 
– Schwerpunkt nun bei konventioneller Rüstungskontrolle. 
– Umfassender, schlüssiger Rüstungskontrollansatz im Sinne von Reykjavik sei 

für D wichtig, auch hinsichtlich kürzer reichender (Nuklear-)Waffen. 
– BM persönlich unterstütze die Sicht, daß Verhandlungen über kürzer reichende 

Systeme nicht begonnen werden sollten, bevor nicht die konventionellen Un-
gleichgewichte behandelt seien. 

– Rein konventionelle Abschreckung sei nicht möglich, angemessener Mix kon-
ventioneller/nuklearer Waffen sei und bleibe wichtig. 

– Bündnis müsse seine Schularbeiten hinsichtlich eines Gesamtkonzepts ma-
chen. Dazu Einrichtung einer Studiengruppe. 

– Konzentration auf konventionelle Kräfte erlaube, der Öffentlichkeit die Über-
legenheit des WP vor Augen zu führen. 

– Es gehe um den Abbau der Fähigkeit des WP zum Überraschungsangriff und 
zur Invasion. 

– Betonung: Keine Kompensation, keine Umgehung des INF-Abkommens, aber 
Anpassung, um das Potential abschreckungsfähig zu erhalten. 

– Rüstungskontrolle dürfe Modernisierung nicht verhindern. 
– Für Anpassungsprozeß sei wichtig 
 – keine Konzentration auf Modernisierung, 
 – kein Gesamtpaket, vielmehr 
 – Schritt für Schritt entsprechend Bedarf. 
 
19 Zur Ministersitzung der Nuklearen Planungsgruppe (NPG) der NATO am 27./28. Oktober 1983 vgl. 

AAPD 1983, II, Dok. 321.  
Zum Modernisierungsteil des Montebello-Beschlusses vgl. AAPD 1985, I, Dok. 126. 

20 Beginn des mit Drahtbericht Nr. 1591 übermittelten zweiten Teils des Fernschreibens. Vgl. Anm. 1. 
21 Für den Wortlaut der Erklärung der NATO-Ministerratstagung am 11./12. Juni 1987 vgl. NATO FINAL 

COMMUNIQUÉS 1986–1990, S. 15–17. Für den deutschen Wortlaut vgl. EUROPA-ARCHIV 1987, D 382–384. 
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– VM Holst unterstützte in Anmerkung die Ausführungen BM Dr. Wörner. 
 – Keine dringende Notwendigkeit für umfassende Pakete oder Entscheidun-

gen, wohl aber 
 – Notwendigkeit für umfassenden Überblick. 
– Vorsitzender faßte Beiträge zusammen und dankte für aufgezeigte interessante 

und wichtige Gesichtspunkte zur Thematik. 
d) VM-GB griff unter TOP 4 die Thematik „NATO’s Maritime Rules of Engage-
ment“ auf. Er informierte kurz über den letzten Sachstand der Verhandlungen 
zwischen den USA und GB. 
Thema wird als TOP ausführlich auf der 97. MC/CS22 behandelt. 
5) Minister stimmten dem vorliegenden Kommuniqué-Entwurf zu. 
6) Unter dem TOP 6 wurde die noch ungeklärte Frage der Vorsitzübernahme 
aufgegriffen. 
VM van Eekelen erklärte sich zur Weiterführung des Eurogroup-Vorsitzes für 
ein weiteres halbes Jahr einverstanden. Er bat seinen dänischen Kollegen23, 
den Dean der Stabsgruppe mit der Weiterführung der Sondierungsgespräche zu 
beauftragen. 
Ein Nachfolgekandidat sollte möglichst binnen eines Monats gefunden werden. 

[gez.] Hansen 

Folgt Anhang: 

[…]24 

VS-Bd. 11331 (220) 

 
22 Military Committee Meeting in Chiefs of Staff Session. 
23 Bernt Johan Collet. 
24 Dem Vorgang beigefügt. Vgl. VS-Bd. 11331 (220). 
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348 

Botschafter Hansen, Brüssel (NATO), an das Auswärtige Amt 

114-6948/87 VS-vertraulich Aufgabe: 1. Dezember 1987, 23.05 Uhr1 
Fernschreiben Nr. 1597 Ankunft: 1. Dezember 1987, 23.41 Uhr 

Betr.: DPC-MS2; 
hier: Top II „restricted session“3 

GB-VM Younger 
– begrüßte Secretary of Defense Carlucci als engen Freund der Allianz, starken 

Befürworter des amerikanischen Engagements und ungeschmälerter Truppen-
stärke in Europa, 

– kennzeichnete das INF-Abkommen4 als Einschnitt, der zu begrüßen sei, der 
zum ersten Mal Reduzierung von Waffen durch ein Rüstungskontrollabkom-
men erreiche und Lohn von Standhaftigkeit, Solidarität und enger Konsultation 
der Allianz sei. 

 Es gelte deutlich zu machen, daß INF zwar einen Einschnitt, aber noch keine 
Gesamtlösung darstelle. Es sei auch kein Weg in die vollständige Abrüstung, 
kein Schritt in Richtung Denuklearisierung. 

– Es sei nicht angebracht, Gorbatschow mit früheren SU-Führern gleichzusetzen, 
es gebe bedeutende Zeichen der Bewegung, aber was Gorbatschow getan habe, 
habe nicht bisherige Ziele geändert, die Allianz auseinanderzubringen, US/GB 
nukleare Waffen zu eliminieren, das amerikanische Engagement in der NATO 
und in Europa zu unterminieren. 

– BM Wörner habe richtig gesagt, die Supermacht SU könne nur durch Super-
macht USA ausbalanciert werden, für Europa sei der strategische Nuklear-
schirm unverzichtbar. 

 Die SU-Streitkräfte seien auf die Vernichtung der NATO-Streitkräfte aus-
gerichtet, anders als diese insbesondere mit Panzern ausgerüstet und für 
Überraschungsangriff und weiträumigen Angriff aufgestellt. Die sowjetische 
Invasionsfähigkeit sei das zentrale Sicherheitsproblem, dem müsse sich die 
NATO stellen. Die Öffentlichkeit dürfe einerseits nicht glauben, die NATO sei 
zu schwach für eine konventionelle Verteidigung, aber gleichzeitig müsse deut-
lich sein, daß es eine rein konventionelle Abschreckung nicht gebe. 

 
 1 Das von Vortragendem Legationsrat I. Klasse Dreher, z. Z. Brüssel, konzipierte Fernschreiben wurde in 

drei Teilen übermittelt. Vgl. Anm. 21 und 30. 
 2 Defense Planning Committee Ministerial Session. 
 3 Die Ministersitzung des Ausschusses für Verteidigungsplanung (DPC) der NATO im kleinen Kreis 

am 1. Dezember 1987 in Brüssel wurde durch NATO-Generalsekretär Lord Carrington eröffnet. 
Vgl. dazu den Drahtbericht Nr. 1592 des Botschafters Hansen, Brüssel (NATO), vom selben Tag; VS-
Bd. 11867 (209); B 150, Aktenkopien 1987. Für einen Auszug vgl. Anm. 25.  
Daran schloß sich ein Referat des Vorsitzenden des Militärausschusses, Altenburg, an. Vgl. dazu 
den Drahtbericht Nr. 1593 von Hansen vom 1. Dezember 1987; VS-Bd. 11867 (209); B 150, Akten-
kopien 1987. 

 4 Zur Unterzeichnung des INF-Vertrags am 8. Dezember 1987 vgl. Dok. 360. 
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– Younger unterstützte nachdrücklich eine NATO-gemeinsame Darstellung des 
Kräftevergleichs NATO/WP, dies sei dringend für eine überzeugende Öffent-
lichkeitsarbeit. 

– Über die Schwächen der NATO in Europa sei man sich einig, wenn man jedoch 
die Kräfterelation weltweit betrachte, sei dies sehr eindrucksvoll. 

 Die NATO dürfe der SU keine risikoarme Chance für einen Angriff bieten. 
Daher müsse das Momentum bei CDI5 erhalten bleiben, es bestehe keine 
Krise – die derzeitigen konventionellen Kräfte seien gerade noch hinreichend –, 
die Herausforderung der NATO sei, diesen Stand zu halten. CDI basiere auf 
wohlerwogener militärischer Bewertung, eine Überprüfung oder gar ein zwei-
tes CDI-Programm seien nicht notwendig. 

– Wir alle haben Budgetprobleme – auch GB –, der Anstieg sei gering, insgesamt 
bliebe das Engagement der Briten unverändert. Wir sollten keinen Zweifel 
daran lassen, daß die Europäer ihren Anteil tragen, aber Zufriedenheit sei 
nicht am Platz – wir müßten die besonders wichtigen CDI-Ziele erfüllen. 

 Entscheidend seien kooperative, kollektive Aktionen, z. B. bei FOFA6. Es gebe 
noch viel Raum für eine Anpassung der operativen Konzepte, Verbesserung 
der Interoperabilität, gemeinsame Logistik, Ausbildung, Infrastruktur, um die 
Verteidigungsausgaben rationeller zu nutzen. 

US-VM Carlucci 
würdigte die Arbeit des DPC, des Bündnisses und seines Vorgängers7. Sagt sei-
nen Kollegen und dem Generalsekretär8 gute Arbeitsbeziehungen zu. Betont das 
große persönliche Engagement des Präsidenten9 für das Bündnis. 
Er wolle sich in seinen Ausführungen auf drei Themenbereiche konzentrieren: 
– amerikanisch-sowjetische Beziehungen, 
– die amerikanischen Regionalaktivitäten, besonders im Golf, 
– Probleme mit dem amerikanischen Verteidigungshaushalt. 
a) Während des US/SU-Gipfels würden fünf Arbeitssitzungen des Präsidenten 
mit Generalsekretär Gorbatschow stattfinden.10 Die TO11 umfasse vier Punkte: 
Rüstungskontrolle und Abrüstung, Menschenrechte, Regionalkonflikte, bilaterale 
Fragen. Die SU habe diese TO nicht nur akzeptiert, Schewardnadse habe die The-
men Menschenrechte und Regionalkonflikte ausdrücklich gewünscht. 

 
 5 Die Ministersitzung des Ausschusses für Verteidigungsplanung (DPC) der NATO verabschiedete 

am 22. Mai 1985 in Brüssel ein Programm zur Stärkung der konventionellen Verteidigung für die 
Jahre 1987 bis 1992 („Conventional Defence Improvements“). Vgl. dazu AAPD 1985, I, Dok. 141. 

 6 Follow-on Forces Attack.  
Am 9. November 1984 billigte der Ausschuß für Verteidigungsplanung (DPC) der NATO auf der Ebene 
der Ständigen Vertreter die Langzeitplanungsrichtlinie (Long Term Planning Guideline, LTPG) zur 
Verteidigung gegen die zweite Staffel konventioneller Streitkräfte des Warschauer Pakts. Vgl. dazu 
die Aufzeichnung des Ministerialdirektors Pfeffer vom 12. November 1984; VS-Bd. 12025 (201); B 150, 
Aktenkopien 1984. 

 7 Caspar W. Weinberger. 
 8 Lord Carrington. 
 9 Ronald W. Reagan. 
10 Der Generalsekretär des ZK der KPdSU, Gorbatschow, besuchte die USA vom 7. bis 10. Dezember 

1987. Vgl. dazu Dok. 360, Dok. 364 und Dok. 365. 
11 Tagesordnung. 
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Zwischen Zeichnung des INF-Abkommens und seiner Ratifizierung werde die 
Stationierung „eingefroren“ („freeze“). Nach der Ratifizierung beginne der phasen-
weise Abbau. Das vereinbarte Verifikationsregime wahre die souveränen Rechte 
der fünf Stationierungsländer12. Auch würden nicht mehr als die Hälfte der ver-
einbarten Inspektionen in einem Stationierungsland stattfinden. 
Er sei zuversichtlich, daß das INF-Abkommen ratifiziert werde, auch wenn 
es eine gewisse Opposition und Versuche zu seiner Änderung geben werde. Der 
Ratifizierungsprozeß beginne Mitte Januar 1988. Die Administration könne dar-
auf verweisen, daß der INF-Vertrag das intensivste Verifikationsregime in der 
Rüstungskontrollgeschichte enthalte. Dies werde von vielen Kritikern übersehen, 
weil sie den Vertragstext noch nicht kennen. Der schärfste Kritiker sei Helms, 
doch repräsentiere er nicht die Hauptströmung im Senat. Der INF-Vertrag stelle 
einen Sieg für die Allianz dar, der durch Geschlossenheit errungen worden sei. 
Auch der Ratifizierungsprozeß werde die Allianz vor Solidaritätsprobleme stellen. 
Dabei würden in den USA vor allem zwei Fragen interessieren: 
– Was geschieht im konventionellen Bereich? 
– Wie gestaltet sich die Lastenverteilung im Bündnis? 
Beim US-SU-Gipfel werde ausführlich über „START“ gesprochen werden. Fort-
schritte seien sichtbar.13 Die SU sei an einem Abkommen interessiert und denke 
offenbar an eine Unterzeichnung während des Moskauer Gipfels im Frühjahr 
198814. Hierzu würden die USA jedoch keinerlei Verpflichtungen eingehen. 
Der SU komme es darauf an, den ABM-Vertrag vorerst gültig zu halten. Noch 
ungeklärt seien die Fragen der Zwischengrenzen, die Behandlung von SLCM, 
die Einbeziehung des sowjetischen „Backfire“-Bombers und das Verbot mobiler 
ICBM. Die USA drängten auf dieses Verbot, obwohl er anmerken wolle, daß 
mobile ICBM zur Stabilität beitragen könnten. 
Als treibendes Motiv hinter der sowjetischen Verhandlungsbereitschaft vermute-
ten die USA den Wunsch nach Modernisierung der sowjetischen Wirtschaft. Dies 
dürfe das Bündnis aber nicht dazu verleiten, in seiner Wachsamkeit und Ver-
teidigungsbereitschaft nachzulassen. Das INF-Abkommen verändere die grund-
legende Sicherheitsgleichung nicht. Das konventionelle Ungleichgewicht bleibe 
ein ernstes Problem. Das amerikanische Fünfjahres-Programm werde daher im 
Lichte des INF-Abkommens überprüft, und zwar auf der Grundlage der im Früh-
jahr verabschiedeten „Ministerial Guidance“15 und des Aktionsplans für die 
„Conventional Defence Improvements“. Beides sei auch wichtig für die künftigen 
Verhandlungen über konventionelle Stabilität. 

 
12 Belgien, die Bundesrepublik, Großbritannien, Italien und die Niederlande. 
13 Zu den amerikanisch-sowjetischen START-Verhandlungen vgl. Dok. 316, Anm. 31. 
14 Präsident Reagan besuchte die UdSSR vom 29. Mai bis 2. Juni 1988. Vgl. dazu FRUS 1981–1988, 

VI, S. 1063–1078, S. 1080–1088 und S. 1099–1124. Vgl. dazu auch AAPD 1988. 
15 Die „Ministerial Guidance 1987“ wurde in der Ministersitzung des Ausschusses für Verteidigungs-

planung (DPC) der NATO am 26./27. Mai 1987 in Brüssel verabschiedet. In Ziffer 5 des Kommuniqués 
der Sitzung hieß es, die Ministerrichtlinie lege „die allgemeinen Richtlinien für die Entwicklung der 
Abschreckung und der Verteidigungserfordernisse des Bündnisses fest“ und enthalte „insbesondere 
Weisung für die Vorbereitung des nächsten Pakets von NATO-Streitkräftezielen“. Für den Wortlaut 
der Ziffer 5 vgl. NATO FINAL COMMUNIQUÉS 1986–1990, S. 80. Für den deutschen Wortlaut vgl. 
EUROPA-ARCHIV 1987, D 380. 
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b) Die USA begrüßten, daß sich bei der Sicherung der Schiffahrt im Golf viele 
Bündnispartner in der einen oder anderen Weise beteiligten.16 Der Iran befinde 
sich zunehmend in der Isolierung. Es sei wichtig, für eine Folge-Resolution im 
UN-Sicherheitsrat zu arbeiten. 
c) Auch die USA hätten Probleme mit dem Verteidigungshaushalt. Er wachse 
noch um 3,6 Prozent real. Die großen Modernisierungsprogramme würden durch-
geführt. Einige seien bereits abgeschlossen. 
Bündnisvorhaben hätten Priorität. Es gebe aber auch Druck in Richtung auf eine 
Senkung der Verteidigungsausgaben. Der Präsident habe für Mitte Februar beim 
Pentagon einen Bericht über den Stand der Lastenverteilung im Bündnis und mit 
Japan in Auftrag gegeben. Die gerade in der New York Herald Tribune zitierte 
JCS-Studie sei ihm noch nicht bekannt.17 Sie bewerte einen Zustand, der CDI-
Verwirklichung und reale Verteidigungszuwächse bis Mitte der 90er Jahre an-
nehme. Zweifel an den Ergebnissen seien daher nicht unberechtigt. Schon die der-
zeitigen Kürzungen im US-Verteidigungshaushalt seien nicht berücksichtigt.18 
I-VM Zanone 
– Sitzung für europäische Sicherheit von großer Wichtigkeit, einerseits die Kon-

sequenzen eines INF-Abkommens zu bewerten und Unterstützung für eine 
rasche Ratifizierung zu geben. 

 INF-Abkommen sei wichtig, insbesondere hinsichtlich asymmetrischer Redu-
zierung und der Bereitschaft zu weitgehender Verifikation – vor allem „on-
site-inspections“ – als Präzedenzfall für künftige Rüstungskontrollverhandlun-
gen, die jetzt auf den konventionellen Bereich konzentriert werden müßten. 

– Der Erfolg eines INF-Abkommens müsse öffentlich betont werden, dies stelle 
keinen Widerspruch zu unseren legitimen Sorgen über die verbleibende Bedro-
hung dar. 

– Feste Entschlossenheit zum Erhalt der US/KAN-Präsenz in Europa sei ent-
scheidendes Signal ungeteilter Sicherheit; europäische Zusammenarbeit zur 
Stärkung des europäischen Pfeilers sei bedeutend, die verabschiedete Plattform 
europäischer Sicherheitsinteressen19 sei ein wichtiger Schritt. 

– Fortschritt bei Rüstungskontrolle sei anzustreben bei „START“, CW und kon-
ventionellen Kräften. 

 
16 Zur Entsendung von Schiffen der Bundesmarine in das Mittelmeer vgl. Dok. 279. 
17 In der Presse wurde berichtet: „While outnumbered by Soviet forces, NATO has sufficient conven-

tional strength to make a Soviet attack highly unlikely, according to a classified ‚net assessment‘ of 
opposing strengths and weaknesses prepared by the Joint Chiefs of Staff. […] Pentagon officials said 
the study and war games associated with it concluded, as did earlier net assessments, that NATO 
was strong enough to deter a Soviet attack in Europe and was likely to remain so in the future.“ 
Vgl. den Artikel „U.S. Concludes NATO Can Deter Soviet Attack“; INTERNATIONAL HERALD TRIBUNE 
vom 1. Dezember 1987, S. 1 f. 

18 Zum Stand der Beratungen über den amerikanischen Verteidigungshaushalt vgl. Dok. 266, Anm. 7.  
Regierungsdirektor Matern, Washington, berichtete am 8. Dezember 1987: „Noch steht nicht fest, wie 
der Bewilligungsausschuß für den Verteidigungshaushalt 1988 aussehen wird, jedoch steht nach Ab-
schluß des Authorization-Verfahrens Einigung über die wesentlichen programmatischen Aussagen. 
Sollte der am 20. November 1987 zwischen den Führern des Kongresses und den Vertretern des 
Weißen Hauses ausgehandelte Haushaltskompromiß vom Kongreß insgesamt angenommen werden, so 
werden für den Verteidigungshaushalt 1988 (inklusive der verteidigungsbezogenen Nuklearprogramme 
des Department of Energy) insgesamt 292 Mrd. Dollar bewilligt werden. Inflationsbereinigt wären das 
3,6 v. H. weniger als im Vorjahr.“ Vgl. den Drahtbericht Nr. 5234; Referat 201, Bd. 143380. 

19 Zur „Plattform der Europäischen Sicherheitsinteressen“ vgl. Dok. 297, Anm. 27. 
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– Nationale Budgets müßten hinreichend sein, um die Modernisierung der Streit-
kräfte sicherzustellen, dies sei allerdings nicht nur eine Frage des Umfangs 
des Budgets. I-Regierung bereite einen Zehnjahres-Investitionsplan vor, der 
die Erfordernisse abdecken soll. 

NWG-VM Holst 
– betonte volle Unterstützung für INF-Abkommen, das zur Sicherheit der Allianz 

beitrage und einen echten politischen Durchbruch darstelle, da er den Trend 
zur Aufrüstung umdrehe. Ein weiterer Schritt zu stabileren Verhältnissen 
bedeute die 50-Prozent-Reduzierung strategischer Waffen zur Herstellung 
eines Gleichgewichts auf niedrigerer Ebene und um das INF-Abkommen vor 
Umgehung zu schützen. 

 Die Verbündeten unterstützten das INF-Abkommen, da es die SS-20 entferne, 
die den Anlaß für die Forderung der Europäer und den Doppelbeschluß20 dar-
stellten. Es wäre eine Ironie, wenn nun der US-Kongreß die Ratifizierung ver-
weigere. Dies würde schwerwiegende Konsequenzen für die Glaubwürdigkeit 
des Westens haben. Er sei sehr befriedigt über die Zuversicht Carluccis hin-
sichtlich der Ratifizierung. 

– 21Er habe mit Interesse die sich lockernde Haltung der Sowjetunion hinsicht-
lich des „linkage“ zwischen „START“ und SDI festgestellt, offensichtlich bestehe 
eine gewisse Interessenübereinstimmung mit den USA. Es gehe der SU wohl 
vor allem um die Bewahrung der Einschränkungen des ABM-Vertrages. 

– Das mit dem INF-Vertrag etablierte Prinzip asymmetrischer Reduzierung müs-
se ebenso wie das der Hinlänglichkeit der Streitkräfte weiter verfolgt werden. 

 Das INF-Abkommen mache das konventionelle Element noch wichtiger und 
daher auch die Anstrengungen bei CDI. Gleichzeitig gelte es, die Ungleich-
gewichte im konventionellen Bereich abzubauen, insbesondere die Fähigkeit 
der SU zum Angriff nach kurzer Vorbereitung. 

– H. erläuterte die NWG-Position zur Lage im Golf so wie bei der Eurogroup-Sit-
zung22 und wiederholte das Angebot zur Entsendung eines Minensuchers zur 
STANAVFORCHAN23. 

– H. warnte, bei der Anpassung des NATO-Nuklearpotentials sich zu sehr auf 
Systeme abzustützen, die durch ein „START“-Abkommen erfaßt werden müß-
ten, dies gilt insbesondere für SLCM. 

B-VM de Donnea 
– äußerte sich erfreut über die Vorhersage Carluccis zur Ratifizierung des INF-

Abkommens. Es sei wichtig, die volle Unterstützung der Europäer für das 
Abkommen auch im Kommuniqué24 zu betonen. 

 
20 Für den Wortlaut des NATO-Doppelbeschlusses vom 12. Dezember 1979 vgl. NATO FINAL COMMU-

NIQUÉS 1975–1980, S. 121–123. Für den deutschen Wortlaut vgl. EUROPA-ARCHIV 1980, D 35–37. 
Vgl. dazu ferner AAPD 1979, II, Dok. 373, Dok. 375 und Dok. 376. 

21 Beginn des mit Drahtbericht Nr. 1598 übermittelten zweiten Teils des Fernschreibens. Vgl. Anm. 1. 
22 Zur Ministersitzung der Eurogroup der NATO am 30. November 1987 in Brüssel vgl. Dok. 347. 
23 Standing Naval Force Channel. 
24 Für den Wortlaut des Kommuniqués der Ministersitzung des Ausschusses für Verteidigungsplanung 

(DPC) der NATO am 1./2. Dezember 1987 in Brüssel vgl. NATO FINAL COMMUNIQUÉS 1986–1990, 
S. 84 f. Für den deutschen Wortlaut vgl. EUROPA-ARCHIV 1988, D 106–108. 
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 Nichtratifizierung würde schwerwiegende Konsequenzen haben. Gegner einer 
Ratifizierung müßten wissen, daß das Ergebnis der Nichtratifizierung nicht 
das von ihnen gewünschte sein werde. 

– De Donnea verwies auf Aussage Generalsekretärs, nur vier Bündnispartner 
erfüllten die Drei-Prozent-Forderung25; 

 Es sei nicht richtig, sich auf Steigerungen zu versteifen, es sei oft wichtiger, 
durch interne Straffung und Umschichtung rationellen Gebrauch von den ver-
fügbaren Mitteln zu machen. 

 Man dürfe nicht immer nur die sichtbaren Teile der Verteidigungsleistung be-
trachten. Der sinkende Wert des Dollars26 habe erhebliche Einsparungen ge-
bracht, die für Verbesserungen der Ausbildung aufgewendet worden seien27. 

 Wichtiger als Steigerungen der Ausgaben sei die Steigerung des „output“. 
D-BM Dr. Wörner 
– erklärt, INF-Abkommen sei ein wichtiger Schritt in die richtige Richtung, ein 

großer Sieg für den Zusammenhalt des Bündnisses und für starke Verteidi-
gungsanstrengungen. Es gelte, sich und die Öffentlichkeit immer wieder auf 
das Erfolgsrezept zu verweisen – Zusammenhalt der NATO und Aufrechterhal-
tung der Stärke. 

– Er stimme der Äußerung des Generalsekretärs zu, daß das INF-Abkommen 
die politische und strategische Situation grundsätzlich verändere. 

 Konsequenz sei, daß die NATO ein umfassendes Rüstungskontrollkonzept ent-
wickeln müsse, nukleare und nicht-nukleare Elemente müßten dabei schlüssig 
einbezogen sein, um die Strategie wirksam zu erhalten. 

 Entscheidend sei, daß das Rüstungskontrollkonzept in Übereinstimmung mit 
den Verteidigungserfordernissen sei. 
Innerhalb der Allianz müsse an diesem Konzept jetzt gearbeitet werden; er er-
kläre ganz offen, die deutsche Öffentlichkeit erwarte, daß an diesem Konzept 
gearbeitet werde. 

– Reduzierung um 50 Prozent bei „START“ sei wichtig, nicht nur wegen der 
Supermachtverhältnisse, sondern auch wegen der Minderung der Umgehungs-
möglichkeiten eines INF-Abkommens. Jetzt gelte es, sich auf das konventio-
nelle Problem zu konzentrieren. Dies sei das eigentliche Sicherheitsproblem 
Europas – die Fähigkeit zum großangelegten Überraschungsangriff (Ogarkow, 
der wesentliche sowjetische strategische Denker, habe deutlich gemacht, daß 
SU mehr und mehr nach konventionellen Angriffsoptionen suche). 

 
25 Zum Drei-Prozent-Ziel der NATO vgl. Dok. 262, Anm. 4.  

Botschafter Hansen, Brüssel (NATO), berichtete am 1. Dezember 1987, NATO-Generalsekretär Lord 
Carrington habe im Einführungsvortrag zum geschlossenen Sitzungsteil der Ministersitzung des Ver-
teidigungsausschusses (DPC) der NATO am selben Tag ausgeführt: „Nur vier MS blieben dem Drei-
Prozent-Ziel verpflichtet: I, L, NWG und TUR. Die Finanzaufwendungen der meisten anderen Länder 
zeigten keine Verbesserungen, sondern Abwärtstrends. Unterfinanzierung habe Abfall an ‚defence 
output‘ zur Folge, so daß sich eine quantitative und qualitative Verschlechterung der Verteidigungs- 
lage in den kommenden Jahren anbahne. Er mahne daher Zuwachsraten an. Vergleichsweise verzeichne 
US Zuwachsraten für Militärausgaben seit 1985 in Höhe von drei bis vier Prozent im Jahr.“ Die USA 
würden daher zu Recht auf einen höheren Anteil der Europäer an den Verteidigungsausgaben drängen. 
Vgl. den Drahtbericht Nr. 1592; VS-Bd. 11867 (209); B 150, Aktenkopien 1987. 

26 Zur Abwertung des US-Dollars vgl. Dok. 314, Anm. 11, 20 und 21. 
27 Korrigiert aus: „aufgewendet seien“. 
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 Priorität im konventionellen Bereich dürfe nicht nur ein Zahlenspiel sein; die 
Invasionsfähigkeit müsse in allen ihren Komponenten untersucht, Kriterien 
müßten definiert werden, es reiche nicht einfach eine Formel wie z. B. Reduzie-
rung im Verhältnis drei zu eins. 

– Vielfach werde das West-Ost-Verhältnis auf Rüstungskontrolle reduziert, als 
seien die Streitkräfte der eigentliche Grund für Spannung, als könne daher 
Rüstungskontrolle die Lösung für den Abbau der Spannungen bieten. Ursache 
seien politische Differenzen, die sich in anderen Bereichen – wie Afghanistan, 
die Mauer in Berlin usw. – manifestierten. 

 Es sei ebenso falsch, Rüstungskontrolle auf das nukleare Element zu konzen-
trieren; in Europa seien das eigentliche Problem die konventionellen Ungleich-
gewichte zugunsten WP. 

– Wichtig sei und bleibe, die Strategie wirksam zu erhalten; dazu müsse auch der 
Öffentlichkeit klargemacht werden, daß dies eine ständige Modernisierung der 
Streitkräfte erfordere, daß es keine Alternative zur nuklearen Abschreckung 
gebe und auch für dieses Element Modernisierungsmaßnahmen möglich blei-
ben müßten. 

– Zu Budgetfragen: Die Bundeswehr stehe stärker als je da, Probleme lägen 
in der Zukunft – z. B. die Grenze der Personalstärken durch abnehmende 
Geburtszahlen –, aber er sei zuversichtlich, die Probleme zu meistern, Ent-
scheidungen seien hier schon getroffen, z. B. durch Verlängerung der Wehr-
dienstzeit auf 18 Monate28 und Reduzierung der Freistellungsgründe (z. B. 
Heranziehung von Verheirateten).29 

 Er stimme mit VM de Donnea in einem Punkt überein, man dürfe das Problem 
nicht auf die Ausgaben reduzieren, damit nutze man die falsche Meßlatte. 
Andere Leistungen/Belastungen müßten einbezogen werden – wie z. B. für 
die Bundesrepublik Deutschland Tiefflug, Übungsdichte, Stationierung von 
400 000 Soldaten der Verbündeten. Diese Leistungen müßten auch bei der Dar-
stellung der Lastenteilung Berücksichtigung finden. 

– Zusammenfassend: Wenn die NATO die zwei genannten Voraussetzungen auf-
rechterhalte – Zusammenhalt und Stärke –, dann werde es auch weitere Fort-
schritte bei der Rüstungskontrolle geben. 

E-VM Serra 
– begrüßt INF-Abkommen als historischen Schritt: Es handele sich um einen 

echten – und noch dazu asymmetrischen – Abbau von Nuklearwaffen und 
damit um ein Modell auch für künftige West-Ost-Rüstungskontrollverhand-
lungen. Den US-Unterhändlern gebühre Dank für diese Leistung. Die nächsten 
Schritte sollten sich bei „START“ und KRK vollziehen. 

 Er unterstützte die Anregung des Generalsekretärs: Das Bündnis benötige 
eine einheitliche Sprache und Basis für den Streitkräftevergleich NATO/WP. 
Dies sei nicht nur ein technisches, sondern auch ein politisches Problem. 

 Spanien anerkenne die Notwendigkeit, die Verteidigungsausgaben zu erhöhen 
– schon zur Stärkung des europäischen Pfeilers im Bündnis – und handele 

 
28 Zur Verlängerung des Grundwehrdienstes vgl. Dok. 25, Anm. 39. 
29 Zur Verteidigungspolitik der Bundesrepublik vgl. Dok. 262. 
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danach. Der Verteidigungshaushalt für 1988 wachse um 8,7 Prozent nominal 
und um 5,7 Prozent real. 

GR-VM Charalambopoulos: 
– GR unterstütze vorbehaltlos alle Rüstungskontrollanstrengungen, die in aus-

gewogener Weise auf ein möglichst niedriges Niveau abzielten und trete für 
ein globales Verbot chemischer Waffen ein. Er begrüße das INF-Abkommen 
und verstehe die Sorge der Partner angesichts der konventionellen Überlegen-
heit der SU. Das nukleare Potential des Bündnisses reiche qualitativ und 
quantitativ aus. Es komme jetzt darauf an, das konventionelle Ungleichgewicht 
durch asymmetrische Reduzierungen abzubauen – auch regional. 

 Griechenland gebe 7 Prozent seines BSP für Verteidigung aus. 
NL-VM van Eekelen 
– begrüßt das INF-Abkommen und erklärt, die Eurogroup habe ihn als derzeiti-

gen Vorsitzenden beauftragt, ggf. die europäische Unterstützung in Washing-
ton zu vertreten. Er plädiere für die Erarbeitung eines umfassenden Rüstungs-
kontrollrahmens unter Berücksichtigung des militärischen Ratschlages sowie 
für eine Konzentration auf KRK und CW. Weitere nukleare Abrüstung in 
Europa sollte erst nach Fortschritten bei KRK stattfinden. Er sei gegen eine 
dritte Null-Lösung, aber auch gegen die Perpetuierung des östlichen Über-
gewichts im Bereich unter 500 km. 

 Er unterstütze die Anregung des Generalsekretärs für die Erarbeitung einer 
gemeinsamen Datenbasis 30(Streitkräftevergleich NATO/WP) im Bündnis. Es 
gelte, die Öffentlichkeit auf schwierige KRK-Verhandlungen vorzubereiten. 
Er habe in einer Studie der RAND Corporation gelesen, daß praktisch nur eine 
asymmetrische Reduzierung im Verhältnis eins (Westen) zu fünf (Osten) 
unsere Sicherheit ausreichend erhöhe; dies werde nicht leicht zu verhandeln 
sein. 

 Nachdem die INF-Stationierung nach Zeichnung des Abkommens ausgesetzt 
werde, würde die Beibehaltung der nuklearen Rolle für die F-16 und die 
Orion positiv geprüft. Für NL stelle sich nach wie vor die Frage, was mit den 
fertiggestellten GLCM-Basen geschehen solle. Es handele sich um eine Infra-
struktur-Investition, für die eine sinnvolle andere Nutzung im Bündnis geprüft 
werden sollte. 

 NL habe zwei Minenräumer in den Golf entsandt und danke GB für die tech-
nische Koordinierung. Die politischen und militärischen Aspekte würden in 
der WEU diskutiert. Dies sei Ausdruck der Unterstützung der freien Schiff-
fahrt und europäischer Solidarität mit den USA. 

P-VM de Melo 
– erklärte, die NATO befinde sich in einer wichtigen Phase; das INF-Abkommen 

liege im Interesse der Allianz; es dürfe nicht vergessen werden, das Abkom-
men sei Ergebnis der Standhaftigkeit und Solidarität im Bündnis, diese gelte 
es auch in Zukunft zu bewahren. 

– P Sicherheitspolitik beruhe mit höchster Priorität auf der Mitgliedschaft in 
der NATO, man wolle den Beitrag verstärken, dabei das Gesamtterritorium 

 
30 Beginn des mit Drahtbericht Nr. 1599 übermittelten dritten Teils des Fernschreibens. Vgl. Anm. 1. 
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in einem NATO-Kommandobereich verfügbar machen, dies werde von allen 
Parteien des Landes getragen. 

– Die wirtschaftliche Lage des Landes entwickele sich vorteilhaft und lasse ein 
Programm für eine verbesserte Verteidigungsleistung möglich erscheinen. P 
werde sich vor allem auf den Beitrag zur Verteidigung der eigenen Region 
konzentrieren. Insgesamt stellten die Verteidigungsaufwendungen eine erheb-
liche Bürde für das Land dar. 

TUR-VM Yavuztürk 
– begrüßte das INF-Abkommen als bedeutenden Schritt nach vorn, dem weitere 

Schritte bei „START“, CW und KRK folgen müßten. Ähnlich wie beim Doppel-
beschluß komme es darauf an, zugleich auch den CDI-Aktionsplan durch-
zuführen. Für die Türkei hätte die Erreichung konventioneller Stabilität Vor-
rang. 

L-VM Fischbach 
– begrüßt INF-Abkommen, unterstützt KRK und weitere Vertrauensbildung im 

militärischen Bereich. Das West-Ost-Verhältnis dürfe nicht nur Rüstungs-
kontrolle zum Inhalt haben. Er begrüße daher, daß beim US-SU-Gipfel in 
Washington auch über Menschenrechte und Regionalkonflikte gesprochen 
werde. 

KAN-VM Beatty 
– begrüßt INF-Abkommen und Carluccis Äußerung zu den Ratifizierungsaussich-

ten. In bezug auf mögliche Änderungen in der SU rate er zum Abwarten. Das 
Ost-West-Klima aber verändere sich mit fast atemberaubender Schnelligkeit. 
Es sei wichtig, unserer Öffentlichkeit zu verdeutlichen, daß Rüstungskontrolle 
und Abrüstung dem Ziel dienten, unsere Sicherheit und die Stabilität zu er-
höhen, und daß sie nicht einen Zweck an sich darstellten. Wir sollten auf 
diese Weise vermeiden, daß die Öffentlichkeit nur die SU als Vorreiter bei der 
Rüstungskontrolle wahrnimmt. Die INF-Konsultationen im Bündnis hätten 
auch insoweit Modellcharakter gehabt. 

 Er unterstütze den Vorschlag des GS nach Erarbeitung einer gemeinsamen 
Datenbasis, schon weil die Öffentlichkeitsarbeit im Verteidigungs- und Sicher-
heitsbereich immer wichtiger werde. Alte Argumente zögen nicht mehr. Das 
Bündnis müsse klarer machen, warum es auf die Erhaltung einer starken 
Verteidigungsfähigkeit ankomme. Vordringlich sei die Beseitigung des konven-
tionellen Ungleichgewichts durch Druck auf die SU in Richtung auf asymme-
trische Reduzierungen. 

DK-VM Collet 
– erklärte, das INF-Abkommen mache eine Überprüfung der Verteidigungserfor-

dernisse notwendig. DK akzeptiere besonders unter diesem Aspekt CDI, die 
Schere zwischen Bedarf und verfügbaren Streitkräften öffne sich immer mehr, 
insofern könne er die Forderungen des „summary appraisal“ nicht leicht neh-
men. Es sei aber auch wichtig, die Notwendigkeit konventioneller Rüstungs-
kontrolle stärker in den Vordergrund zu rücken. 

– INF-Abkommen sei wichtiger Erfolg, Ergebnis sei historisch zu nennen, weil es 
zu gleichen Obergrenzen führe und tiefgreifende Verifizierungsmaßnahmen 
vereinbare. Der Vertrag sei ein mutiger Schritt beider Vertragspartner und



349 1. Dezember 1987: Paschke an Auswärtiges Amt 

1782 

 ein wichtiger erster Schritt im politischen wie im militärischen Bereich. DK 
hoffe auf rasche Ratifizierung. 

– DK unterstütze nachdrücklich ein „START“-Abkommen; nukleare Abrüstungs-
schritte machten einen weltweiten Bann chemischer Waffen und den Abbau 
konventioneller Ungleichgewichte noch dringender. 

GS 
– bestätigte die Auffassung von BM Wörner, daß es bei den Verteidigungs-

anstrengungen des Bündnisses letztlich auf das reale Ergebnis, d. h. auf den 
„output“, ankomme. Das Problem sei aber, daß man für die Messung und die 
Vergleichbarkeit der Verteidigungsleistungen bisher nur den „input“ gefunden 
habe. Er wolle nochmals die Notwendigkeit betonen, gemeinsame NATO-
Zahlen für den Kräfteausgleich NATO/WP zu erarbeiten und zu veröffent-
lichen. Es sei höchst unbefriedigend, wenn die Partner in der Öffentlichkeit 
mit unterschiedlichen WEU- oder IISS31-Zahlen konfrontiert würden und sich 
nicht auf einen Allianz-SKV32 berufen könnten. 

[gez.] Hansen 

VS-Bd. 11331 (220) 
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Gesandter Paschke, Washington, an das Auswärtige Amt 

VS-NfD Aufgabe: 1. Dezember 1987, 19.20 Uhr1 
Fernschreiben Nr. 5132 Ankunft: 2. Dezember 1987, 01.54 Uhr 
Citissime 

Betr.: Verifikationsmaßnahmen im INF-Vertrag2; 
hier: Erste Übersicht 

Auch heute, eine Woche vor der geplanten Unterzeichnung des INF-Vertrages, 
sind noch immer nicht alle Vertragsdetails fertig ausgearbeitet. Dies betrifft ins-
besondere den Kernbereich des Verifikationsregimes. Die nachfolgende Übersicht 
kann daher zunächst nur die Umrisse der Vereinbarung darstellen, insbesondere 

 
31 International Institute for Strategic Studies. 
32 Streitkräftevergleich. 
 
 1 Das von Legationsrat I. Klasse Gottwald, Washington, konzipierte Fernschreiben wurde in zwei Teilen 

übermittelt. Vgl. Anm. 8.  
Hat Vortragendem Legationsrat I. Klasse Hofstetter am 2. Dezember 1987 vorgelegen, der die Wei-
terleitung an Vortragenden Legationsrat Wagner und Legationssekretär Haller verfügte.  
Hat Wagner vorgelegen, der handschriftlich vermerkte: „Bitte Abl[ichtung].“ 

 2 Zur Unterzeichnung des INF-Vertrags am 8. Dezember 1987 vgl. Dok. 360. 
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da die zentralen Texte, Artikel XI des Vertrages und das Inspektionsprotokoll in 
letzter Fassung3, uns noch nicht zugänglich sind. 
Das Verifikationsregime ist das Herzstück des Vertrages, der zum ersten Mal 
einen tatsächlichen Abbau von nuklearen Trägersystemen vereinbart. Auf es 
wird der Senat in der Ratifizierungsdebatte sein Hauptaugenmerk richten. In 
zukünftigen Rüstungskontrollverträgen, insbesondere für strategische Systeme, 
wird die INF-Verifikation, obwohl sie durch die Null-Lösung andere Ausgangs-
bedingungen hat, Präzedenzwirkung entfalten. 
Das Instrumentarium der Verifikation besteht aus Datenaustausch, verschiede-
nen Arten von Vor-Ort-Inspektionen und der Anwendung von Nationalen Tech-
nischen Mitteln (NTM). Zentral dabei sind die Inspektionen vor Ort, ein Verfah-
ren, das die SU jahrelang energisch bekämpft hat. Ohne ihre Zustimmung dazu 
wäre ein für die US akzeptables Überprüfungssystem nicht denkbar. Auch für 
uns und die anderen Stationierungsländer4 stellt die Vor-Ort-Inspektion die 
unmittelbarste Einbeziehung in die Vertragsdurchführung dar. Während eines 
Zeitraumes von 13 Jahren können sowjetische Inspektoren Installationen auf 
unserem Hoheitsgebiet überprüfen. 
Die Verifikationsmethoden im einzelnen: 
1) Datenaustausch 
Ein Memorandum of Understanding (MoU) über die vertragsrelevanten Systeme 
und Systemteile beider Seiten ist Vertragsbestandteil. Seine Erarbeitung, ins-
besondere hinsichtlich der Non-deployed-Elemente, bereitet offensichtlich der 
SU große Schwierigkeiten, auch jetzt sind noch nicht alle Einzelangaben 
übermittelt worden. Der Vertrag sieht vor, daß innerhalb 30 Tagen nach Inkraft-
treten eine Überprüfung und, wo notwendig, Korrektur der übermittelten Daten 
erfolgt, die den jeweiligen Bestand zum Stichtag des Inkrafttretens des Vertrages 
feststellt. Informationen über die Veränderung des Bestandes, über seine Ver-
legung innerhalb des Vertragsgebietes und über Vernichtungszeitpläne werden 
während der Drei-Jahres-Frist bis zur vollständigen Beseitigung aller Systeme 
kontinuierlich ausgetauscht werden. 
2) Nationale Technische Mittel 
Nationale Technische Mittel werden zur Erfassung der Bestände der anderen 
Seite weiterhin Anwendung finden. Hierzu gehört insbesondere die Foto-Aufklä-
rung. Zur zusätzlichen Vertrauensbildung sollen von Zeit zu Zeit Bestände an 
strategischen Waffen enttarnt werden, um ihre Satellitenbeobachtung zu ermög-
lichen. Dies wird unter dem Begriff „enhanced NTMs“ Teil der getroffenen Ab-
sprache sein. NTM ist außerdem wichtig für die Kontrolle von Raketenstarts. Es 
ist ohne Schwierigkeiten möglich, aus den beim Start einer Rakete gewonnenen 
Daten zweifelsfrei ihren Typ festzustellen. Sollte auch nur ein Start einer ver-
tragsunterworfenen Rakete festgestellt werden, so stünde damit die Vertragsver-
letzung eindeutig fest. Diese Fähigkeit macht Flugtests von etwa versteckten 

 
 3 Für den Wortlaut des Protokolls vom 8. Dezember 1987 „über Inspektionen in bezug auf den Vertrag 

zwischen den Vereinigten Staaten von Amerika und der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken 
über die Beseitigung ihrer Flugkörper mittlerer und kürzerer Reichweite“ vom selben Tag und der 
dazugehörigen Anlage vgl. BUNDESGESETZBLATT 1988, Teil II, S. 537–552. 

 4 Belgien, Großbritannien, Italien und die Niederlande. 
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Raketen praktisch unmöglich. Dadurch wird die Einsatzfähigkeit solcher Systeme 
mit fortschreitender Zeitdauer immer geringer, es lohnt sich also kaum, nicht er-
faßte Bestände irgendwo zu behalten. Neben diesen beiden Methoden wird auch 
das ganze sonstige Arsenal der amerikanischen Aufklärung für die Überprüfung 
der Vertragseinhaltung eingesetzt werden. Es ist zu erwarten, daß zweifelnde 
Senatoren hier zusätzliche Bekräftigung für die amerikanische Fähigkeit finden 
werden, Vertragsverletzungen mit hoher Wahrscheinlichkeit zu entdecken. 
3) Vor-Ort-Inspektionen 
Vor-Ort-Inspektionen lassen sich in die folgenden Typen einteilen: 
– baseline inspections (Anfangsinspektion), 
– Eliminierungsinspektionen, 
– close-out inspections (Schlußinspektionen), 
– short-notice inspections (Verdachtskontrollen), 
– portal monitoring (permanente Vor-Ort-Kontrolle). 
Mit Ausnahme des letzten Typs, der auf jeweils eine Anlage in den beiden 
Vertragsstaaten begrenzt ist, erstrecken sich alle Inspektionsarten auch auf die 
Stationierungsländer. Anfangsinspektionen zur Überprüfung der ausgetauschten 
Datenbestände müssen innerhalb von 60 Tagen nach Austausch der verbindlichen 
Daten zum Stichtag Vertragsinkrafttretens erfolgt sein. Schlußinspektionen wer-
den je nach Fortschritt der Eliminierungsverfahren bei Räumung von vertrags-
unterworfenen Einrichtungen durchgeführt. 
Wichtigster Inspektionstyp sind die Verdachtskontrollen. Nach letztem Stand 
sind ihnen etwa 30 US-Einrichtungen und 128 sowjetische Einrichtungen unter-
worfen. Dazu gehören die Stationierungsstandorte (deployment facilities) und 
alle entsprechenden Unterstützungs- und Produktionseinrichtungen. Die große 
Mehrzahl der sowjetischen „declared facilities“ befindet sich in der SU, von den 
US-Einrichtungen sind etwa zehn in Europa. Alle declared facilities, die nach 
einer genauen Definition zusammengestellt und in Listen mit präzisen Koordi-
natenangaben festgehalten werden, unterliegen dem Inspektionsregime während 
der gesamten Zeitspanne von 13 Jahren. Diese teilt sich auf in die ersten drei 
Jahre nach Inkrafttreten, an deren Ende die Eliminierung aller vertragsbezoge-
nen Objekte beendet sein muß. (14 Tage vor Ende der Drei-Jahres-Frist, wenn 
alle anderen Einrichtungen eliminiert sind, wird Bundesrepublik Deutschland 
das Kooperationsverhältnis für die P I a mit den USA lösen, deren Gefechtsköpfe 
werden dann in die USA zurücktransportiert und vernichtet, wir übernehmen 
Demontage unserer P I a in eigener Verantwortung.) Während der ersten drei 
Jahre hat jede Seite ein Anrecht auf 20 Verdachtskontrollen pro Jahr. Für die 
nächstfolgenden fünf Jahre stehen jeder Seite 15 Kontrollen zu. In den letzten 
fünf Jahren des Inspektionsregimes können je zehn solcher Inspektionen durch-
geführt werden. 
Für die Durchführung organisiert jede Seite eine inspection notification autho-
rity, die rund um die Uhr besetzt ist. Diese Stellen tauschen alle Informationen 
über Inspektionsbegehren aus. Inspektionsteams reisen dann über vorher 
festgelegte Eingangspunkte (points of entry) ein. Innerhalb der ersten vier Stun-
den nach Eintreffen müssen sie das Ziel der Inspektion mitteilen. Aufbruch vom 
point of entry ist genau vier Stunden nach Eintreffen, innerhalb von maximal 
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neun5 Stunden muß Inspektionsort erreicht sein. Dort stehen für die Durch-
führung 24 Stunden zur Verfügung, diese können in beiderseitigem Einverneh-
men um maximal weitere acht Stunden verlängert werden. Points of entry sind 
für die US Washington und San Francisco, für die SU Moskau und Irkutsk, für 
uns wird es Frankfurt/Rhein-Main sein. 
Listen mit den für die andere Seite akzeptablen Inspektoren und Begleitpersonal 
werden ausgetauscht, Rechte und Pflichten der Inspektoren und der inspizierten 
Partei sind im Inspektionsprotokoll zum INF-Vertrag detailliert ausgeführt. 
Dazu gehört auch ein Annex über Privilegien und Immunitäten, der die Status-
rechte des Inspektionspersonals festlegt. 
Ein Stationierungsländerabkommen (Basing Country Agreement, BCA) stellt die 
rechtliche Verknüpfung der Stationierungsländer mit den von den US gegen-
über der SU eingegangenen Verpflichtungen her.6 Die SU ihrerseits bestätigt die 
Geltung der getroffenen Vereinbarungen für sich gegenüber den Stationierungs-
ländern in einem Notenaustausch.7 Sehr lange umstritten war die Frage, ob die 
Beschränkung der Inspektionen auf die declared facilities ausreiche, oder ob ein 
Zugang zu allen potentiell verdächtigen Installationen auf dem Territorium 
der anderen Vertragspartei erforderlich sei. Hier hat sich die restriktive Lösung, 
insbesondere aufgrund der Vorbehalte der amerikanischen „intelligence commu-
nity“, durchgesetzt. Die Nachteile aus sowjetischem Zugangsrecht zu sensitiven 
amerikanischen Installationen überwogen schließlich die Vorteile. 
Portal monitoring, lange umstritten, vor Einigung auf die doppelte Null-Lösung 
für die US unverzichtbar und danach zunächst aufgegeben, kam erst in letzter 
Minute wieder in das Verifikationspaket. Dies insbesondere, als US feststellen 
mußte, daß die SS-20-INF-Rakete teilweise mit der SS-25-ICBM-Rakete baugleich 
ist und daß beide in der gleichen Anlage hergestellt werden. Zielobjekt auf sowje-
tischer Seite war damit eindeutig diese Fabrikationsstätte. 8Ein „gleichwertiges“ 
Gegenobjekt auf US-Seite zu finden, war schwierig. SU zielte auf eine Produk-
tionsanlage für boden- und seegestützte Cruise Missiles. Diese sind jedoch völlig 
baugleich, nur die Abschußsysteme unterscheiden sich, eine Beobachtung war 
daher für die US nicht akzeptabel. Schließlich einigte man sich darauf, in den 
USA die Hercules Fabrik in Magna, Utah, vorzusehen. Dort wurden früher Per-
shing-2-Antriebe gebaut, die Fabrik stellt heute noch MX- und Trident-Unter-
seeboot-Raketen-Antriebe her. Die sowjetische Anlage befindet sich in Wotkinsk, 

 
 5 Korrigiert aus: „maximal von neun“. 
 6 Zum Stand der Verhandlungen über ein amerikanisch-sowjetisches Inspektionsprotokoll im Rahmen 

eines künftigen INF-Abkommens, über ein Abkommen zwischen den USA und den fünf Stationierungs-
ländern amerikanischer nuklearer Mittelstreckensysteme (MBCA) sowie über einen Notenwechsel 
zwischen der UdSSR und den fünf westlichen Stationierungsländern vgl. Dok. 331.  
Das Übereinkommen zwischen den USA sowie Belgien, der Bundesrepublik, Italien, Großbritannien 
und den Niederlanden „über Inspektionen in bezug auf den Vertrag zwischen den Vereinigten Staaten 
von Amerika und der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken über die Beseitigung ihrer Flug-
körper mittlerer und kürzerer Reichweite“ wurde am 11. Dezember 1987 in Brüssel unterzeichnet. Für 
den Wortlaut vgl. BUNDESGESETZBLATT 1988, Teil II, S. 431–437. 

 7 Vgl. dazu den Notenwechsel vom 4. Mai 1988 zwischen der Bundesrepublik und der UdSSR über 
Inspektionen in bezug auf den Vertrag vom 8. Dezember 1987 zwischen den USA und der UdSSR 
über die Beseitigung ihrer Flugkörper mittlerer und kürzerer Reichweite (Verordnung über Inspektio-
nen nach dem INF-Vertrag); BUNDESGESETZBLATT 1988, Teil II, S. 535 f. 

 8 Beginn des mit Drahtbericht Nr. 5133 übermittelten zweiten Teils des Fernschreibens. Vgl. Anm. 1. 
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westlich des Urals. Beide Anlagen werden während der gesamten 13-jährigen 
Dauer des Inspektionsregimes von einem Beobachtungsteam rund um die Uhr 
kontrolliert. Die Inspektoren haben das Recht, alle die Anlagen verlassenden 
Objekte darauf zu prüfen, ob sie vertragsunterworfene Objekte sind. Zu diesem 
Zweck dürfen sie auch von Zeit zu Zeit die Verpackungen öffnen und Fotos an-
fertigen, normalerweise wird die Kontrolle in der Überprüfung von Gewicht 
und Außenabmessungen bestehen. Die ständige Präsenz einer Anzahl von US- 
und sowjetischen Inspektoren (es gibt noch keine genauen Angaben, die Zahl 
30 – 40 ist genannt worden) wird sicherlich Gegenstand großen Interesses werden. 
US-Presse macht sich schon Gedanken über die Lebensbedingungen dieses ame-
rikanischen Häufleins im fernen sowjetischen Westen. Die Ausarbeitung der 
Details des portal monitorings ziehen sich immer noch hin, weil die Einigung 
auf dieses Inspektionsverfahren erst bei den Gesprächen von Shultz und Sche-
wardnadse in Genf9 erzielt wurde. 
Die Erarbeitung der geschilderten Verifikationsmaßnahmen ist das Ergebnis 
der Zusammenarbeit einer Vielzahl amerikanischer Dienststellen mit oft sehr 
unterschiedlichen Ansätzen und Interessen. Das Bewußtsein der Präzedenzwir-
kung und die hohen Anforderungen des Senats für die Ratifizierung erschwerten 
die Aufgabe zusätzlich. Die sowjetischen Vorstellungen waren weit weniger prä-
zise, ihre Verhandlungsführung fast ausschließlich eine Reaktion auf US-Vor-
schläge. Einigung über das grundsätzliche Konzept, insbesondere der Erstreckung 
der Verdachtskontrollen, gelang erst in letzter Minute beim Treffen von Shultz 
und Schewardnadse in Genf.  
Erste Reaktionen aus dem Senat lassen auf eine verhalten positive Aufnahme des 
Ergebnisses schließen (so z. B. der konservative Senator Hatch, Republican-Utah). 
Sicherheitsberater Powell unterrichtete persönlich die Presse über die Details 
des Verifikationspakets. Erst die praktische Anwendung kann nun zeigen, ob ein 
verläßliches und ausbaufähiges Werk für weitere Rüstungskontrollvereinbarun-
gen gelungen ist. 

[gez.] Paschke 
Referat 220, Bd. 144781 

 
 9 Zu den Gesprächen des amerikanischen Außenministers Shultz mit dem sowjetischen Außenminister 

Schewardnadse am 23./24. November 1987 in Genf vgl. Dok. 340. 
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350 

Vortragender Legationsrat I. Klasse Kunzmann 
an Generalkonsul Steinkühler, Mailand 

513-703.10 2. Dezember 19871 

Persönlich 
Betr.: Volkstrauertag 1987; 

hier: Gedenkfeier auf dem Soldatenfriedhof in Costermano  

Bezug: DB Nr. 128 vom 9.11.19872; Bericht Nr. 650/873 und Bericht Nr. 651/874 
vom 16.11.87; Az.: Ku5 655.00 

1) Bezüglich der künftigen Durchführung von Gedenkfeiern am Volkstrauertag 
auf dem Soldatenfriedhof in Costermano werden Sie gebeten, die Veranstaltung 
in enger Abstimmung mit dem Volksbund Deutsche Kriegsgräberfürsorge vorzu-
bereiten. Eine angemessene Beteiligung des VDK an der Gedenkfeier ist dabei 
vorzusehen. Es wird befürwortet, daß der Vertreter des VDK anläßlich der Ge-
denkfeier eine Ansprache hält. Der Text der Rede des VDK-Präsidenten vom 
16. Mai 19876 ist sorgfältig geprüft worden. In der Rede ist aus Sicht des Aus-
wärtigen Amtes nichts Anstößiges enthalten, was dazu führen könnte, künftig 
einem Vertreter des VDK bei Gedenkfeiern nicht das Wort zu einer Ansprache 
zu erteilen. Die im Bericht Nr. 650/87 enthaltenen Ausführungen bezüglich des 
Adjektivs „rassisch“ werden nicht geteilt. Die Bezeichnung „Opfer ... der ... rassi-
schen ... Verfolgung“ ist eine allgemein übliche Redewendung. Ihre Interpretatio-
nen sind daher verfehlt. Insbesondere muß Ihre Annahme zurückgewiesen wer-

 
 1 Durchschlag als Konzept.  

Der am 9. Dezember 1987 abgesandte Schrifterlaß sollte „vor Abgang Ref[erat] 101“ vorgelegt werden 
„mit der Bitte um Mitzeichnung“.  
Hat Vortragendem Legationsrat I. Klasse Rapke am 4. Dezember 1987 vorgelegen.  
Hat Vortragendem Legationsrat Mulack vorgelegen. 

 2 Für das Fernschreiben des Generalkonsuls Steinkühler, Mailand, vgl. Dok. 309. 
 3 Generalkonsul Steinkühler, Mailand, monierte Formulierungen in der Rede des ehemaligen Präsi-

denten des Volksbundes Deutsche Kriegsgräberfürsorge, Haßkamp, am 16. Mai 1987 anläßlich der 
Gedenkveranstaltung auf dem deutschen Soldatenfriedhof in Costermano, insbesondere den Passus 
„Opfer … der … rassischen … Verfolgung“, da durch die Verwendung des Adjektivs „rassisch“ der 
nationalsozialistische Sprachgebrauch fortgesetzt werde: „Ich wäre dem Auswärtigen Amt dankbar, 
wenn es den Volksbund Deutsche Kriegsgräberfürsorge veranlassen würde, sich zukünftig den histori-
schen Tatsachen entsprechend auszudrücken.“ Vgl. den Schriftbericht vom 16. November 1987; B 85 
(Referat 513), Bd. 1778. 

 4 Generalkonsul Steinkühler, Mailand, teilte mit, an der Gedenkfeier auf dem Soldatenfriedhof in Coster-
mano hätten wie in den Vorjahren zwischen 150 und 200 Personen teilgenommen. Von seiten der Bun-
desrepublik werde die Feier nur verhalten wahrgenommen: „Ich erblicke in dieser Zurückhaltung 
durchaus eine innere Distanz, sich mit der Problematik unserer Vergangenheit auseinandersetzen 
zu wollen oder zu können.“ Für eine breite Aufmerksamkeit solle man „den üblichen Kreis der Redner 
aus den Auslandsvertretungen und dem Volksbund“ um „Historiker und Schriftsteller“ erweitern, 
da „so gestaltete Feiern nicht nur die vertiefte Beschäftigung mit offenen Fragen, sondern auch 
größere Wahrnehmung durch das Publikum zur Folge hätten“. Vgl. den Schriftbericht vom 16. Novem-
ber 1987; B 85 (Referat 513), Bd. 1778. 

 5 Korrigiert aus: „Q“. 
 6 Zur Rede des Präsidenten des Volksbunds Deutsche Kriegsgräberfürsorge, Haßkamp, am 16. Mai 1987 

in Costermano vgl. Dok. 309, Anm. 7. 
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den, daß der Präsident des VDK durch die Verwendung dieses Begriffs auf un-
bewußte Weise nationalsozialistischen Sprachgebrauch fortsetzt. 
2) Ihre Ausführungen im DB Nr. 128 vom 9.11. unter Ziffer 3 sind nicht verständ-
lich. Sie waren nicht erreichbar. Ihrem Vertreter7 ist die Auffassung des Aus-
wärtigen Amtes in dieser Frage offiziell mit der Bitte um Weiterleitung an Sie 
mitgeteilt worden. Die indirekte Unterstellung, das Auswärtige Amt gehöre zu 
den Bereichen unserer Gesellschaft, in denen die nationalsozialistische Vergan-
genheit moralisch nicht verarbeitet worden ist, wird mit Entschiedenheit zurück-
gewiesen. Es würde begrüßt, wenn künftig der Schriftwechsel bezüglich der Aus-
gestaltung des Volkstrauertages in der gebotenen sachdienlichen Weise erfolgt. 

gez. Dr. Kunzmann 
B 85 (Referat 513), Bd. 1778 
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Botschafter Verbeek, Rom (Vatikan), an das Auswärtige Amt 

114-6970/87 VS-vertraulich Aufgabe: 2. Dezember 1987, 13.00 Uhr1 
Fernschreiben Nr. 156 Ankunft: 2. Dezember 1987, 15.54 Uhr 

Betr.: Ad-limina-Besuch der Bischöfe der Berliner Bischofskonferenz vom  
21. bis 28.11.1987 in Rom 

Bezug: DB Nr. 150 vom 1.12.1987 – Pol 321.322, wo in Punkt 1) nachstehendes 
Telegramm zum Teil verwertet ist 

I. Die Bischöfe und der Generalsekretär3 der Berliner Bischofskonferenz hielten 
sich vom 21. bis 28. November 1987 zum Ad-limina-Besuch in Rom auf. Aus Ge-
sprächen während eines Abendessens bei BR I Prälat Heck erscheinen folgende 
Informationen berichtenswert: 
1) Die Bischöfe und mit ihnen die katholische Kirche in der DDR sind nicht be-
reit, ihre bisherige prinzipielle Distanz gegenüber dem Staat DDR aufzugeben. 
Sie suchen kein neues Selbstverständnis als „Kirche im Sozialismus“ entspre-
chend dem Beispiel der evangelischen Landeskirchen. Nach Aussagen von Kar-
dinal Meisner: „Es gibt in der kirchenpolitischen Haltung unserer Bischofskonfe-
 
 7 Hans Funke. 
 
 1 Das Fernschreiben wurde von Botschaftsrat I. Klasse Heck, Rom (Vatikan), konzipiert.  

Hat Vortragendem Legationsrat I. Klasse Kuhna am 3. Dezember 1987 vorgelegen, der die Weiterlei-
tung an Legationsrat I. Klasse Grafe verfügte.  
Hat Grafe am 3. Dezember 1987 vorgelegen. 

 2 Botschafter Verbeek, Rom (Vatikan), übersandte Aufzeichnungen über die „Beziehungen des Heiligen 
Stuhls zur Regierung der DDR“ und zur „Lage der Katholiken in der DDR“ sowie einen Gesprächsfüh-
rungsvorschlag für die Audienz des Bundesministers Genscher bei Papst Johannes Paul II. am 7. De-
zember 1987 in Rom. Vgl. dazu Referat 206 (203), Bd. 140495. 

 3 Josef Michelfeit. 
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renz in den bekannten Grundpositionen keine kirchenpolitische Wende.“ Die 
Bischöfe stehen treu in ihrer Sendung und sind darauf bedacht, diese unter 
Wahrung ihrer kirchlichen Eigenidentität zu erfüllen. Das Katholikentreffen4 
wurde von den Bischöfen durch keine Konzession an die Partei (SED) oder den 
Staat erkauft. Im Gegenteil: Die konsequente Beibehaltung ihres bekannten kir-
chenpolitischen Kurses einer politischen Abstinenz ohne jedwede opportunistische 
Kompromisse hat sich bewährt und die Grundlage dafür abgegeben, das Treffen 
im sachlichen Einvernehmen mit den staatlichen Stellen durchzuführen. 
2) Ein Großteil der Katholiken in der DDR hat aus dem Katholikentreffen im 
Juli 1987 eine in dieser Intensität nicht erwartete Stärkung erfahren. Auch das 
Pastoralschreiben der Bischöfe in der DDR vom September 1986 an die Priester 
und Diakone5, das nicht von den Kanzeln verlesen wurde, sondern als Grundlage 
für Beratung und Gespräche in Gruppen der Gemeinden und kirchlichen Gemein-
schaften diente, hat große Ermutigung und gestärktes Selbstbewußtsein gebracht 
sowie den Christen ihre unersetzliche Aufgabe für die Gesellschaft bewußt ge-
macht. 
3) Die Bischöfe schließen nicht aus, daß es zwischen Staat und katholischer Kir-
che zu Gesprächen über gemeinsam interessierende Fragen kommen wird, vor 
allem über solche, für die jeder in seiner Weise Verantwortung trägt. Genannt 
werden Fragen zu Ehe und Familie, der Solidarität zwischen den Generationen 
und der Bewertung des ungeborenen Lebens sowie des Mangels eines ethischen 
Grundkonsenses. Die Bischöfe betonen aber, daß sich die Kirche dabei nicht zum 
verlängerten Arm staatlicher oder gesellschaftlicher Interessen machen lassen 
werde, doch will sie die Nöte und Sorgen der Menschen mittragen. Darum hat 
die Kirche auch das Recht und die Pflicht, zu wichtigen Lebensfragen der Gegen-
wart öffentlich Stellung zu nehmen. 
4) Eine Mitarbeit in Gremien und Institutionen mit betont marxistisch-welt-
anschaulichem Charakter kann es für die Katholiken in der DDR nicht geben. 
Die Christen wollen aber ihre Begabungen und Fähigkeiten überall dort einbrin-
gen, wo sie es mit ihrem Gewissen vereinbaren können. Empörend werden beson-
ders Fälle von Zurücksetzung aktiver Christen auf dem Gebiet der Volks- und 
Berufsbildung empfunden. Darum werden die Bischöfe immer wieder an die 
Regierenden appellieren, daß ein auf das Wohl aller seiner Bürger bedachtes 
Staatswesen es auf die Dauer nicht verantworten kann, Menschen wegen ihrer 
religiösen Grundentscheidung von qualifizierter Verantwortung und eigenstän-
digem Einsatz für das Gemeinwohl abzuhalten. 
5) Die in der DDR herrschende Ideologie des weltanschaulichen Materialismus 
marxistischer Prägung wird als Prüfung und Herausforderung an die Christen 
und an die Kirche begriffen. Bei Anerkennung aller Schwierigkeiten der Christen 
in der DDR wollen sich aber die Bischöfe entschieden gegen Resignation und 
Auswanderung wenden. 

 
 4 Vom 10. bis 12. Juli 1987 fand in Dresden ein Katholikentreffen unter dem Motto „Gottes Macht – 

Unsere Hoffnung“ statt. 
 5 Für den Wortlaut des Pastoralschreibens der katholischen Bischöfe in der DDR an die Priester und 

Diakone vom 8. September 1986 vgl. KATHOLISCHE KIRCHE, S. 320–331. 
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II. 1) Zur Frage eines Besuchs des Papstes6 in der DDR äußerten die Bischöfe, 
daß sie um den Wunsch des Papstes wissen und ihn zu einem passenden kirch-
lichen Anlaß in die DDR einladen wollen. Im einzelnen haben sich die Bischöfe 
noch nicht auf einen bestimmten Termin geeinigt. Auch politische Kontakte wegen 
eines solchen Besuchs sind bisher von keiner Seite (weder von den Bischöfen 
noch vom Heiligen Stuhl) mit der DDR-Regierung geführt worden. 
2) Zur besseren Bewertung zukünftiger Entwicklungen in dieser Frage erscheint 
ein Rückblick auf die Gründe des Scheiterns der Papstreise in diesem Jahr aus 
der Sicht der Bischöfe interessant: Der Plan eines Besuchs des Papstes zum 
Katholikentreffen im Juli 1987 war innerhalb der DDR aufgekommen „durch 
gewisse Wunschvorstellungen bei katholischen Gläubigen“, außerhalb der DDR 
„durch Spekulationen in westlichen Medien“. Hinzu kamen eigenständige Über-
legungen kirchlicher Verantwortlicher sowie der DDR-Bischöfe. 
Die Regierung der DDR habe den Standpunkt vertreten: Die Zeit einer möglichen 
Vorbereitung (vom Oktober 1986 bis Anfang Juli 1987) sei objektiv zu kurz. Der 
vorgesehene Zeitpunkt (10. bis 12. Juli 1987) füge sich nicht in die staatliche 
Terminplanung anderer bedeutender Ereignisse ein, wie z. B. Berlin-Jubiläum7, 
Turn- und Sportfest in Leipzig8. Grundsatzfragen, die mit einem Papstbesuch in 
der DDR verbunden seien, seien nicht genügend geklärt, wie z. B., ob die Visite 
den Charakter eines Staatsbesuchs habe oder nicht. Ausdrücklich sei von der 
Regierung erklärt worden: Die negative Beurteilung eines Papstbesuchs anläßlich 
des Katholikentreffens 1987 in Dresden präjudiziere nichts hinsichtlich eines 
möglichen späteren Besuchs des Papstes in der DDR. Man müsse sich dann 
rechtzeitig darüber verständigen und ggf. in Verhandlungen eintreten. 
3) Die Bischöfe vertraten die Ansicht, daß der Papstbesuch beim Katholikentref-
fen 1987 letzten Endes gescheitert sei am Beharren der DDR-Führung auf einem 
Empfang des Papstes in Ost-Berlin, ohne gleichzeitige Einbeziehung West-Berlins 
in diesen Besuch. 
III. Die Ansprache des Papstes beim Empfang der Bischöfe aus der DDR9 enthält 
keine spezifisch politischen Aussagen, sondern legt den Schwerpunkt auf die 
pastorale Situation in der DDR. Sie ist in herzlichem und ermutigendem Tenor 
gehalten und zeigt, wie stark die Fragen der Ortskirche in der DDR den Papst 
beschäftigen. Die Ansprache des Papstes und des Vorsitzenden der Berliner 
Bischofskonferenz10, die in deutscher Sprache gehalten sind, folgen mit Schrift-
bericht. 

[gez.] Verbeek 
VS-Bd. 13006 (203) 

 
 6 Johannes Paul II. 
 7 Zu den 750-Jahr-Feiern in Berlin vgl. Dok. 131. 
 8 In Leipzig fanden vom 27. Juli bis 2. August das VIII. Turn- und Sportfest sowie die XI. Kinder- und 

Jugendspartakiade der DDR statt. Vgl. dazu den Artikel „Heute in Leipzig: Auftakt für Sportfest 
und Spartakiade“; NEUES DEUTSCHLAND vom 27. Juli 1987, S. 1. 

 9 Für den Wortlaut der Ansprache von Papst Johannes Paul II. beim Ad-limina-Besuch der Berliner 
Bischofskonferenz am 27. November 1987 in Rom vgl. KATHOLISCHE KIRCHE, S. 335–338. 

10 Für den Wortlaut der Ansprache des Kardinals Meisner beim Ad-limina-Besuch der Berliner Bischofs-
konferenz am 27. November 1987 in Rom vgl. KATHOLISCHE KIRCHE, S. 442 f. 
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Gespräch des Bundeskanzlers Kohl mit 
Premierministerin Thatcher in Kopenhagen 

 4. Dezember 19871 

Der Bundeskanzler erklärt, er hoffe, daß man auf dem heutigen Europäischen Rat 
zu einem vernünftigen Kompromiß komme.2 
PM Thatcher erwidert, aus ihrer Sicht bestehe das Problem darin, daß die Fach-
ministerräte die anstehenden Fragen nicht im Detail behandelt hätten. Das gelte 
beispielsweise für das Flächenstillegungskonzept3, das in sich außerordentlich 
komplex sei und, wenn es nicht richtig durchgeführt werde, die Gemeinschaft viel 
Geld kosten könne. 
Der Bundeskanzler leitete sodann kurz auf das amerikanische Budgetdefizit4 über 
und stellt die Frage, wie PM Thatcher die Chance beurteile, daß das von der 
Regierung vorgeschlagene Maßnahmenpaket vom Kongreß bewilligt werde. 
PM Thatcher erwidert, sie glaube nicht, daß es vor dem 18.12. zu einer Überein-
kunft kommen werde. Im übrigen gebe es nur zwei Maßnahmen, die wirklich 
greifen würden, nämlich die geplanten Steuererhöhungen und die Kürzung des 
Verteidigungsbudgets. Sie zweifle außerdem, daß das amerikanische Maßnahmen-
paket ausreiche, um die Weltmeinung zu beruhigen. Sie mache immer wieder die 
Erfahrung, daß amerikanische Besucher der Problematik nicht das gleiche Ge-
wicht beimessen wie wir in Europa. 
Der Bundeskanzler erklärt, es sei für ihn schon ein Grund zur Besorgnis, daß 
einige amerikanischen Ökonomen, wie z. B. Feldstein, die Meinung verträten, 
der Dollar müsse auf 1,50 DM heruntergehen.5 
PM Thatcher fährt fort, in der Tat müsse man sehen, daß es letztlich die Stärke 
bzw. Schwäche einer Wirtschaftsstruktur seien, die den Wechselkurs bestimmten. 

 
 1 Ablichtung.  

Die Gesprächsaufzeichnung wurde von Ministerialdirigent Hartmann, Bundeskanzleramt, z. Z. Kopen-
hagen, am 4. Dezember 1987 gefertigt und am 7. Dezember 1987 von Ministerialdirektor Teltschik 
über Bundesminister Schäuble, beide Bundeskanzleramt, an Bundeskanzler Kohl mit der Bitte um 
Billigung geleitet. Teltschik bat um Weisung, „ob der von Ihnen gebilligte Vermerk BM Genscher, 
BM Stoltenberg und BM Kiechle zur persönlichen Kenntnisnahme übersandt werden kann“.  
Hat Schäuble vorgelegen.  
Hat Kohl vorgelegen, der handschriftlich vermerkte: „Ja.“ Ferner vermerkte er: „Teltschik erl[edigen].“ 
Vgl. den Begleitvermerk, Bundeskanzleramt, AZ: 21-30 100 (56), Bd. 73; B 150, Aktenkopien 1987. 

 2 Zur Tagung des Europäischen Rats am 4./5. Dezember 1987 in Kopenhagen vgl. Dok. 358. 
 3 Vgl. dazu die Vorschläge der EG-Kommission zur Eindämmung der Agrarproduktion; Dok. 315, 

Anm. 24. 
 4 Zum Haushaltsdefizit der USA vgl. Dok. 315, Anm. 7. 
 5 Zur Abwertung des US-Dollars vgl. Dok. 314, Anm. 11, 20 und 21.  

In der Presse wurde berichtet: „Ursache der Dollarschwäche ist vor allem das hohe Defizit im amerika-
nischen Außenhandel. Devisenhändler bezweifeln, daß die amerikanische Regierung derzeit ein Inter-
esse an einer Stabilisierung des Dollars hat. Der Rückschlag des Dollar ist zudem durch eine Rede 
von Professor Martin Feldstein, Harvard, dem früheren wirtschaftspolitischen Berater des amerikani-
schen Präsidenten, ausgelöst worden. Feldstein erklärte […], der Dollar müsse noch auf 100 Yen je Dol-
lar fallen. Er bezog dies jedoch auf die nächsten drei oder vier Jahre.“ Vgl. den Artikel „Dollar 
rutscht auf neuen Tiefstand“; FRANKFURTER ALLGEMEINE ZEITUNG vom 20. Dezember 1987, S. 11. 
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Der Bundeskanzler erklärt, leider müßten wir in Europa mit den psychologischen 
Folgen der amerikanischen Politik leben. An sich könnten die Rahmendaten z. B. 
der Bundesrepublik Deutschland nicht besser sein. Der Bundeskanzler weist 
hierbei auf die niedrigen Zinsen und die geringe Inflationsrate hin. 
PM Thatcher erklärt, für die amerikanische Regierung liege ein strukturelles 
Problem darin, daß der Präsident gegen ausgabenwirksame Gesetzesvorlagen 
einzelner Kongreßmitglieder kein Veto einlegen könne. Dies wirke sich zumal in 
einem Wahljahr6 erschwerend aus. Wir hätten in der Tat mit einer Vertrauens-
krise zu tun, und es sei zu bedauern, daß die Vereinigten Staaten die Probleme 
nicht im Gesamtzusammenhang sähen. 
Der Bundeskanzler stimmt dem zu und ergänzt, für ihn sei das Ärgerliche, daß 
diese Vertrauenskrise auf Europa übergreife, obwohl wir schon national alle 
Anstrengungen unternommen hätten, um unsere Wirtschaft auf Kurs zu halten.7 
Der Bundeskanzler erläutert in diesem Zusammenhang kurz die von der Bundes-
regierung geplante Reform im Gesundheitswesen.8 
PM Thatcher kommt sodann zurück auf die EG-Probleme und wiederholt, sie sei 
erstaunt über die Komplexität des Stoffes, die der heutige Europäische Rat zu 
bewältigen habe. Der schwierigste Bereich sei ohne Zweifel die Agrarpolitik und 
die Frage, wie man die Agrarausgaben unter Kontrolle bringe. Wir müßten die 
Agrarausgaben nicht nur begrenzen, sondern auch die Kommission in die Lage 
versetzen, sicherzustellen, daß diese Begrenzung eingehalten werde. Man dürfe 
bei dieser Frage nicht noch einmal scheitern, nachdem wir wiederholt versucht 
hätten, die Probleme in den Griff zu bekommen. Wie sie höre, wolle die deutsche 
Seite zusätzlich zu den Stabilisatoren ein Konzept für die Flächenstillegung be-
schließen. Leider hätten die Landwirtschaftsminister dieses schwierige Konzept 
noch nicht genügend ausdiskutiert. In jedem Fall sei sie der Auffassung, daß 
hierfür aus EG-Mitteln höchstens 25 % der Kosten bezahlt werden könnten. Die 
restlichen 75 % müßten national getragen werden, weil sonst einige Länder das 
Programm manipulieren würden. 
Der Bundeskanzler weist auf eine entsprechende Frage von PM Thatcher auf ein 
Flächenstillegungsexperiment in Niedersachsen hin. Unsere Erfahrungen mit 
diesem Experiment seien recht positiv. 
PM Thatcher erwidert, auch sie hätten ein ähnliches Experiment durchgeführt; 
dabei sei die entsprechende Fläche nicht stillgelegt, sondern aufgeforstet worden. 
Man wisse allerdings noch nicht, wie teuer das Vorhaben auf Dauer komme. 
 
 6 Am 8. November 1988 fanden in den USA Präsidentschaftswahlen sowie Wahlen zum Repräsentanten-

haus und Teilwahlen für den Senat und die Gouverneursämter statt. 
 7 Vgl. die Tischvorlage „Maßnahmen zur Stärkung des Wachstums“ des Bundesministeriums der 

Finanzen und des Bundesministeriums für Wirtschaft für die Kabinettssitzung am 2. Dezember 1987; 
Referat 412, Bd. 168636.  
Die Bundesregierung beschloß diese Maßnahmen am 2. Dezember 1987. Für den Wortlaut vgl. BULLE-
TIN 1987, S. 1169 f. 

 8 Am 18. März 1987 kündigte Bundeskanzler Kohl vor dem Bundestag die Einleitung einer Struktur-
reform im Gesundheitswesen an und stellte dazu die Vorlage eines Gesetzentwurfs in Aussicht. Vgl. 
dazu BT STENOGRAPHISCHE BERICHTE, 11. WP, 4. Sitzung, S. 59 f.  
Am 3. Mai 1988 legten die Fraktionen von CDU/CSU und FDP den Entwurf eines Gesetzes zur Struk-
turreform im Gesundheitswesen (Gesundheits-Reformgesetz – GRG) vor, der am 6. Mai 1988 in erster 
Lesung beraten wurde. Vgl. dazu BT STENOGRAPHISCHE BERICHTE, 11. WP, 78. Sitzung, S. 5273–5325. 
Für den Gesetzentwurf vgl. BT DRUCKSACHEN, Drucksache Nr. 11/2237. 
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Der Bundeskanzler erklärt, wenn man einen Teil der Fläche stillegt, sei dies 
auch ökologisch sinnvoll. Er weist in diesem Zusammenhang auf die traditio-
nelle Dreifelderwirtschaft hin. 
PM Thatcher erklärt, die Überproduktion sei wesentlich auf die hohen Preise 
und die Intervention zurückzuführen. Bei Hühnern gebe es beispielsweise keine 
Lager. 
Der Bundeskanzler weist sodann auf die guten Erfahrungen mit der in Fontaine-
bleau9 beschlossenen Begrenzung der Milchproduktion hin, die uns allein 1987 
5 Mrd. ECU gespart hat. Auch bei Zucker habe das System gut funktioniert. 
Wir hätten ausgerechnet, daß ein Flächenstillegungsprogramm wesentlich billi-
ger sei als Exportsubventionierung, Interventionen und Lagerkosten. 
PM Thatcher stimmt zu, daß es gute Beispiele für das Funktionieren von Sta-
bilisatoren gebe. Dies müsse man konsequent fortsetzen. Sie wiederholt, daß ein 
Flächenstillegungsprogramm EG-weit angelegt sein müsse. Sie stelle sich aller-
dings die Frage, ob ein solches Programm genüge, um die Probleme der kleinen 
Landwirte z. B. in Süddeutschland zu lösen. Vielleicht könne man hier mit natio-
nalen Maßnahmen, z. B. Einkommenssubventionen, flankierend tätig werden. 
Der Bundeskanzler erwidert, er wolle noch einmal klarstellen, daß es unser Ziel 
sei, die Agrarproduktion zurückzuführen. 
PM Thatcher wirft ein, dies müsse aber für die gesamte EG gelten. 
Der Bundeskanzler fährt fort, wir hätten beispielsweise die Ausweitung des deut-
schen Weinbaus gebremst. Dies könne prinzipiell für die gesamte Landwirtschaft 
Anwendung finden. Der Bundeskanzler weist sodann auf die besonderen Pro-
bleme der deutschen Landwirtschaft an der innerdeutschen Grenze hin und er-
klärt nochmals, unser Konzept umfasse im wesentlichen drei Punkte: 
– die Flächenstillegung, wobei die Fläche auch tatsächlich nicht weiter benutzt 

werden dürfe (es sei denn durch Aufforstung), 
– nationale Maßnahmen, zu denen u. a. die Vorsteuerpauschale gehöre, aber 

auch die Vorruhestandsregelung, wobei er klarstellen wolle, daß die Vorruhe-
standsregelung mit einem Gesamtkonzept verbunden sein müsse, damit es 
funktioniere, 

– eine Umstellung von Intensivierung auf Extensivierung. 
PM Thatcher weist auf die Gefahr hin, daß Landwirte Flächen als stillgelegt er-
klären, aber gleichzeitig weiterverpachten. Im übrigen gibt sie zu erkennen, daß 
Flächenstillegung wohl in erster Linie eine „deutsche Lösung“ sei. Wir brauchten 
aber unbedingt zusätzlich harte Stabilisatoren für alle Produkte. Die Flächenstill-
legung könne dann als flankierende Maßnahme hinzu kommen. Daneben gebe 
es noch ein spezifisches deutsches Problem, das national gelöst werden müsse. 
Der Bundeskanzler erklärt, im Ziel sei man sich einig, nämlich, daß die Produk-
tion heruntergefahren werden müsse, allerdings müsse man sehen, daß die ent-
sprechenden Beschlüsse nicht in allen Mitgliedstaaten in gleicher Weise umge-
setzt würden. Die Flächenstellung müsse in jedem Fall auch aus EG-Mitteln 
finanziert werden, da die ärmeren MS nicht über genügend nationale Mittel 
verfügten. 

 
 9 Zur Tagung des Europäischen Rats am 25./26. Juni 1984 vgl. AAPD 1984, II, Dok. 181. 
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PM Thatcher wirft ein, diese müßten dann durch entsprechenden Preisdruck zur 
Rückführung der Produktion gezwungen werden. Im übrigen seien es nicht die 
ärmeren MS, die zur Zeit die Überproduktion verursachten. 
Der Bundeskanzler entgegnet, dies treffe nicht ganz zu, denn im Bereich der Öl-
saaten kämen noch gewaltige Probleme auf uns zu. Der Bundeskanzler wirft kurz 
die Frage der Fettsteuer10 auf und erklärt, er sei unter keinen Umständen bereit, 
eine Fettsteuer zu akzeptieren. 
PM Thatcher kommt sodann auf die Strukturfonds11 zu sprechen. Hier brauchten 
wir in der Tat eine Erhöhung, allerdings keine Verdoppelung. Die Erhöhung 
müsse unterhalb des Höchstsatzes bleiben. Sie hoffe, daß Deutschland, Frank-
reich und Großbritannien in dieser Frage zusammenstünden. Ihre Strategie sei 
zunächst, bei einer Steigerung von 15 % (real) zu beginnen. Zu einer weiteren 
Erhöhung werde sie nur am Ende der Verhandlungen bereit sein. Absolutes 
Limit für sie sei allerdings 40 % reale Erhöhung (wobei ihr Mitarbeiter ergänzte, 
sie hätten sich auf 44 % verständigt). 
Der Bundeskanzler erklärt, nach seiner Auffassung dürfte dies nicht ausreichen, 
am Ende werde die Erhöhung zwischen 40 und 50 % liegen. 
PM Thatcher fährt fort, im übrigen sei sie für eine Konzentration auf Spanien 
und Portugal. 
Der Bundeskanzler erwidert, damit könne er durchaus sympathisieren, aber er 
zweifle, daß Italien damit einverstanden sei. 
PM Thatcher erklärt, Italien brüste sich inzwischen damit, ein höheres BSP als 
Großbritannien zu haben. Im übrigen wolle sie daran erinnern, daß die Struktur-
fonds seit Luxemburg bereits um 47 % erhöht worden seien. 
Der Bundeskanzler stellt die Frage nach den britischen Vorstellungen zum Ge-
samtplafond. 
PM Thatcher erklärt, nach ihrer Vorstellung könne man (1992) auf einen Ge-
samtplafond von 1,1 % des BSP kommen. Dies werde auch von PM Chirac so 
gesehen. Dies sei möglich, wenn man im Agrarbereich die Überschüsse drastisch 
herunterfahre und die Altlasten im Wert berichtige und beseitige. Sie sei im 
übrigen der Auffassung, daß man über den Gesamtplafond erst reden könne, 
wenn die Fragen im Zusammenhang mit der Agrarpolitik geregelt seien. 
Der Bundeskanzler wirft ein, die Kommission werde möglicherweise in diesem 
Zusammenhang das Thema Fettsteuer einspielen. 
PM Thatcher erwidert, dies sei absurd, sie werde dann einfach nicht zuhören. 

Bundeskanzleramt, AZ: 21-30 100 (56), Bd. 73 

 
10 Zu den Vorschlägen der EG-Kommission für eine Fettsteuer vgl. Dok. 315, Anm. 27. 
11 Zur Reform der EG-Strukturfonds und zur Haltung der Bundesregierung vgl. Dok. 346, Anm. 5. 
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353 

Aufzeichnung des Ministerialdirigenten Bazing 

230-381.47 SUA 4. Dezember 19871 

Über Herrn Staatssekretär2 Herrn Bundesminister3 

Betr.: Vorwurf der illegalen Lieferung von Konstruktionsunterlagen für den 
Bau von U-Booten nach Südafrika4 

Bezug: DB Nr. 3244 vom 25.11.1987 – Pol 320.15/1 SUA (Anlage)5 

Anlg.: 1 

Zweck der Vorlage: Zur Unterrichtung 

I. 1) Am 20. November 1987 kam es zum Schluß der Plenardebatte zu TOP „Apart-
heid“ in der VN-Vollversammlung zu einem Wortwechsel zwischen Botschafter 
Gbeho von Ghana (z. Zt. Sitz im VN-SR; Gbeho ist stellvertretender Vorsitzender 
des Arms Embargo Committee und ein einflußreicher Wortführer in der afrika-
nischen Gruppe) und Botschafter Graf York wegen des Vorwurfs der illegalen 
Lieferung von Konstruktionsplänen für den Bau von U-Booten an Südafrika. 
2) Vorausgegangen war am 19. November der Debattenbeitrag Botschafter Gbe-
hos, in dem dieser Vorwurf aufgegriffen worden war. Gbeho hatte den langsamen 
Untersuchungsverlauf kritisiert und sich besorgt über die „gerüchteweise zu 
hörende“ Absicht geäußert, lediglich geringfügige Geldbußen zu verhängen. Er 
forderte uns, ein in der VN-Praxis ungewöhnlicher Vorgang, direkt auf, noch vor 
Ende der Debatte ein klärendes Wort zu sprechen.6 

 
 1 Die Aufzeichnung wurde von Vortragendem Legationsrat I. Klasse Vollers und Legationssekretärin 

Wasum-Rainer konzipiert. 
 2 Hat Staatssekretär Sudhoff am 5. Dezember 1987 vorgelegen. 
 3 Hat Bundesminister Genscher am 6. Dezember 1987 vorgelegen.  

Hat Oberamtsrat Kusnezow am 7. Dezember 1987 vorgelegen, der den Rücklauf über das Büro Staats-
sekretäre und Ministerialdirektor Freiherr von Richthofen an Ministerialdirigent Bazing und Refe-
rat 230 verfügte. Dazu vermerkte er handschriftlich: „S[iehe] Seiten 3 + 4 W[ei]s[un]g BM.“ Vgl. 
Anm. 13, 14 und 16–21.  
Hat Vortragendem Legationsrat I. Klasse Freiherr von Pfetten-Arnbach am 8. Dezember 1987 vor-
gelegen, der handschriftlich vermerkte: „Im Rücklauf dem Herrn Staatssekretär vorzulegen.“  
Hat Staatssekretär Sudhoff erneut vorgelegen.  
Hat Richthofen am 8. Dezember 1987 vorgelegen.  
Hat Bazing am 8. Dezember 1987 erneut vorgelegen. 

 4 Zum Verdacht der Ausfuhr von U-Boot-Konstruktionsunterlagen nach Südafrika vgl. Dok. 299. 
 5 Dem Vorgang beigefügt. Botschafter Graf York von Wartenburg, New York (VN), berichtete: „Die 

Behandlung des TOP 33 (Apartheid) in der 42. VN-GV hat gezeigt, daß ein internationaler Konsens 
bei der Verurteilung der Apartheid in S[üd]A[frika] besteht. Wie die Abstimmung über die acht diesem 
TOP gewidmeten Resolutionen ergab, sind aber offenbar auch fast alle Staaten – mit Ausnahme der 
USA, Großbritanniens und der Bundesrepublik Deutschland sowie einiger kleinerer an SA angrenzen-
der Länder – bereit, ‚effiziente‘ mandatorische Sanktionen gegen SA zu verhängen. […] Mit der ver-
balen Betonung unserer Ablehnung der Apartheid, ihrer Nicht-Reformierbarkeit und mit der For-
derung nach ihrer Überwindung durch Dialog und Verhandlungen finden wir bei den afrikanischen 
Delegationen zwar immer noch ein Echo. Es zeigt sich jedoch, daß dieses Echo geringer wird, und daß, 
solange unseren Worten keine weiteren Taten folgen, unsere Äußerungen in der Debatte häufiger 
als Lippenbekenntnisse bezeichnet werden.“ Vgl. Referat 230, Bd. 158128. 

 6 Botschafter Graf York von Wartenburg, New York (VN), unterrichtete am 19. November 1987 über 
die Ausführungen des ghanaischen VN-Botschafters Gbeho vom selben Tag. Vgl. dazu den Drahtbericht 
Nr. 3144; Referat 230, Bd. 158128.  
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Botschafter Graf York bedauerte in seiner Erwiderung die Angriffe des ghanai-
schen Botschafters und wies Vorwürfe, die Bundesregierung verletze die vom SR 
beschlossenen Embargo-Maßnahmen gegen Südafrika7, zurück. 
Daraufhin wurde von beiden Seiten noch zweimal das Wort zu einem Austausch 
von Stellungnahmen ergriffen. Botschafter Gbeho gab dabei erneut seiner Hoff-
nung Ausdruck, daß sich das Gerücht als falsch erweise, daß das Ergebnis der 
amtlichen Untersuchung des Falles absichtlich erst nach der Generalversamm-
lung bekanntgegeben werden solle8 und die Verantwortlichen nur geringe Buß-
gelder zu erwarten hätten. 
II. 1) Durch diese aktuellen Vorgänge in der Vollversammlung ist das Thema im 
Rahmen der VN wieder stärker in den Vordergrund gerückt. Es hat sich gezeigt, 
daß die Angelegenheit für die afrikanische Gruppe keineswegs an Aktualität ver-
loren hat. Vielmehr wird mit wachsender Ungeduld unserer Unterrichtung über 
den Abschluß des Verfahrens entgegengesehen. Wir hatten uns bereits am 5. De-
zember 1986 verpflichtet, dem Arms Embargo Committee (AEC) des VN-SR den 
Ausgang des Ordnungswidrigkeitsverfahrens mitzuteilen.9 Das Bekanntwerden 
des uns bisher nur indirekt bekannten Ergebnisses – Einstellung des Ordnungs-
widrigkeitsverfahrens durch die OFD Kiel10 – wird unsere wegen der Sanktions-
frage ohnehin schwierige Position gegenüber den afrikanischen Staaten zusätz-
lich belasten. Wir müssen mit einem konzentrierten Interesse insbesondere der 
afrikanischen Staaten am Ausgang des Verfahrens rechnen. Die New Yorker Re-
aktion wird um so heftiger sein, als die VN die Nachricht von dem folgenlosen 
Abschluß des Verfahrens unvorbereitet trifft. Aus früheren Äußerungen im Arms 
Embargo Committee, aber z. B. auch aus Äußerungen des Vorsitzenden des Anti-
Apartheid-Ausschusses, Botschafter Garba, wissen wir, daß im Grunde nur eine 
strafrechtliche Verfolgung als adäquate Reaktion der Bundesregierung angese-
hen wird. Die Verhängung einer Geldbuße ist von afrikanischer Seite stets als 
ungenügend bezeichnet worden. Niemand aber hat bisher mit einer Einstellung 
des Verfahrens ohne Bestrafung oder Bußgeld gerechnet. 

 
 7 Am 4. November 1977 beschloß der VN-Sicherheitsrat unter Bezugnahme auf Kapitel VII der VN-

Charta vom 26. Juni 1945 einstimmig ein Waffenembargo gegen Südafrika. Für den Wortlaut der 
Resolution Nr. 418 vgl. UNITED NATIONS RESOLUTIONS, Serie II, Band X, S. 41 f. Für den deutschen 
Wortlaut vgl. BT DRUCKSACHEN, Nr. 11/6141, S. 298. 

 8 Vortragender Legationsrat I. Klasse Vollers vermerkte am 7. Oktober 1987: „Eine Einstellung des 
Bußgeldverfahrens durch die O[ber]F[inanz]D[irektion] würde voraussichtlich in den VN zu erheblicher 
Kritik an uns führen.“ Vom 2. bis 4. November 1987 finde in der VN-Generalversammlung die Debatte 
über Namibia und vom 18. bis 20. November 1987 jene über die Apartheid statt. Zudem könne das 
Arms Embargo Committee des VN-Sicherheitsrats, dem die Bundesregierung „einen Bescheid über 
den Ausgang der Angelegenheit zugesagt hat“, jederzeit auf Antrag zusammentreten: „Daraus folgt, daß 
die Entscheidung der OFD möglichst nicht vor dem 20.11. bekannt werden sollte.“ Vgl. Referat 230, 
Bd. 158128. 

 9 Zur Mitteilung des Botschafters Lautenschlager, New York (VN), vgl. Dok. 40, Anm. 21. 
10 Vortragender Legationsrat I. Klasse Nagel vermerkte am 27. November 1987: „Dem Auswärtigen Amt 

ist bekanntgeworden, daß die O[ber]F[inanz]D[irektion] beabsichtige, das Bußgeldverfahren gegen die 
Firmen HDW und IKL einzustellen, und dem BMF einen entsprechenden Vorschlag vorgelegt hat. Ein 
vorläufiger abschließender Bericht der OFD liegt dem BMF seit 29.9.1987 vor. OFD-Präsident Han-
sen hat am 7.10.1987 vor dem Untersuchungsausschuß erklärt, daß das Verfahren spätestens in zwei 
Monaten (also Ende November/Anfang Dezember 1987) beendet ist.“ Vgl. Referat 424, Bd. 145937.  
Am 11. Januar 1988 gab die Oberfinanzdirektion die Einstellung des Verfahrens bekannt. Für den 
Wortlaut der Verfügung vgl. BT DRUCKSACHEN, Nr. 11/6141, S. 183–193. Vgl. dazu ferner den Rund- 
erlaß des Vortragenden Legationsrats I. Klasse Pleuger vom 19. Januar 1988; AAPD 1988. 
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2) Wir werden uns angesichts dieser Sachlage auf eine Reihe für uns negativer 
Folgen einrichten müssen: Das Thema dürfte in jeder Südafrika-Debatte in 
den Vereinten Nationen, vor allem auch in SR-Debatten, sowie in den Sitzungen 
des Apartheid-Ausschusses und des Namibia-Rates aufgegriffen werden. Auch 
erscheint es sehr wahrscheinlich, daß der Vorsitzende des Anti-Apartheid-Aus-
schusses der VN, Garba, und der Vorsitzende der privaten, aber einflußreichen 
World Campaign against Military and Nuclear Collaboration with South Africa, 
Minty, die beide auf Strafverfolgung gedrängt haben, den Versuch unternehmen 
werden, eine Kampagne gegen uns zu entfachen. Sie könnten spezielle gegen uns 
gerichtete Aktionen des Arms Embargo Committee des SR fordern. 
Zwar sind wir zur Zeit als SR-Mitglied11 auch im AEC vertreten; gegen starken 
Druck der Afrikaner werden wir jedoch kaum einen für uns abträglichen Bericht 
des AEC an den SR verhindern können. Dies könnte zu einer peinlichen Diskus-
sion des Berichts im SR führen. Im Gefolge der Blaupausen-Angelegenheit könnte 
die Neigung wachsen, auch andere Beschuldigungen gegen uns verstärkt vorzu-
bringen, wie etwa der Verkauf von Hubschraubern an Südafrika.12 
III. Angesichts dieser Lage müssen wir nach Möglichkeiten zur Minderung des 
Schadens suchen. Dabei werden wir davon auszugehen haben, daß unsere Argu-
mente, wie immer wir sie präsentieren, den Verdacht, hier seien Waffen-Embargo-
Bestimmungen umgangen worden, kaum wirksam werden ausräumen können. 
Die Tatsache, daß über ein Jahr seit Bekanntwerden der Blaupausen-Verkäufe 
vergangen ist, ohne daß eine klärende Stellungnahme der Bundesregierung er-
folgte13, erleichtert unsere Erklärungsbemühungen nicht. Danach sollten wir 
nach offiziellem Bekanntwerden des negativen Verfahrensergebnisses von uns 

 
11 Seit 1. Januar 1987 gehörte die Bundesrepublik dem VN-Sicherheitsrat für zwei Jahre als nicht-

ständiges Mitglied an. Vgl. dazu BULLETIN 1987, S. 18 f. 
12 Vortragender Legationsrat Daum unterrichtete das Bundeskanzleramt und die anderen im Bundes- 

sicherheitsrat vertretenen Bundesministerien am 15. April 1987, das amerikanische Außenministerium 
habe dem Kongreß Anfang April 1987 „einen Bericht vorgelegt, der Hinweise auf Verletzungen des 
VN-Waffenembargos gegenüber SUA enthält […]. In dem vertraulichen Teil des Berichts werden 
auch Hinweise auf angebliche Verstöße mit Bezug zur Bundesrepublik Deutschland gegeben.“ Obwohl 
dieser Berichtsteil der Bundesregierung „trotz nachdrücklicher Bemühungen unserer Botschaft“ nicht 
zugänglich gemacht worden sei, seien einzelne Elemente in der Presse bekannt geworden. Demnach 
solle die Bundesrepublik „vier Bo-105-Hubschrauber“ und einen Helikopter BK 117 geliefert haben. 
Daum teilte dazu mit: „Diese Hubschrauber sind der Bundesregierung durch Presseveröffentlichungen 
und durch Anfragen im Bundestag seit langem bekannt. Es handelt sich in beiden Fällen nicht nur 
nicht um Militärhubschrauber im Sinne der Ausfuhrliste A, sondern nicht einmal um ausfuhrgeneh- 
migungspflichtige zivile Hubschrauber gemäß Liste C, sondern um zivile Exporte, für die keine Aus-
fuhrkontrolle besteht. Insoweit gehen die Hinweise ins Leere.“ Vgl. den Drahterlaß; Referat 230, 
Bd. 158131.  
Vortragender Legationsrat I. Klasse Nagel nahm am 4. Dezember 1987 Stellung zu erneuten Be-
hauptungen des Direktors der „World Campaign against Military and Nuclear Collaboration with 
South Africa“, Minty, „daß MBB Hubschrauber Bo 105 und BK 117 zu militärischer Verwendung 
nach Südafrika (Ciskei und Venda) entgegen dem Waffenembargo geliefert habe“. MBB habe glaubhaft 
versichert, „daß auch 1986 lediglich genehmigungsfreie Hubschrauber nach Südafrika (Transkei 
und Venda) geliefert wurden. Der Vorwurf von Herrn Minty ist schon deshalb absurd, weil es 
eine militärische Version des Hubschraubers BK 117 bisher nicht gibt. Es ist ohne Mitwirkung des 
Herstellers nicht möglich, zivile Hubschrauber in militärische umzubauen.“ Vgl. Referat 230, 
Bd. 158131. 

13 Der Passus „ohne daß … erfolgte“ wurde von Bundesminister Genscher hervorgehoben. Dazu ver-
merkte er handschriftlich: „Was ist damit gemeint? Was wurde und was wird vorgeschlagen?“ Vgl. 
Anm. 3. 
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aus aktiv diese Ergebnisse gegenüber den in Frage kommenden Gremien und 
Persönlichkeiten erläutern. 
Dabei sollten wir folgende Gesichtspunkte hervorheben: 
– Das sofortige Einschreiten der Bundesregierung hat dazu geführt, daß die Lie-

ferung wesentlicher zur Fertigung erforderlicher (geheimer) Teile der Blau-
pausen verhindert wurde. Mit den tatsächlich gelieferten Blaupausen ist die 
Fertigung eines HDW-U-Bootes unmöglich. Insoweit liegt eine Verletzung des 
Waffenembargos nicht vor.14 

– Falls die Arbeit des parlamentarischen Untersuchungsausschusses15 für die 
Regierung erfolgreich abgeschlossen wird (ohne einen Minderheitenbericht, 
der sie beschuldigt), kann diese Tatsache verstärkend für unsere Argumenta-
tion verwandt werden. 

– Unsere Gesichtspunkte sollten dem Vorsitzenden des AEC und dem Vorsit-
zenden des Anti-Apartheid-Ausschusses zum ehestmöglichen Zeitpunkt durch 
Botschafter Graf York unter ausführlicher Darlegung unseres innerstaatlichen 
Verfahrens erläutert werden.16 

– Gleichzeitig sollte Herr Minty in Oslo durch unsere dortige Botschaft, die 
bereits früher in der Sache mit ihm Kontakt gehabt hat, unterrichtet wer-
den.17 

– Falls Botschafter Garba oder Herr Minty auf Unterrichtung in Bonn Wert 
legen, sollten wir dieser Bitte möglichst auf politischer Ebene entspre-
chen.18 

– Schließlich könnte eine hochrangige Unterrichtung19 einzelner in der Sache 
besonders interessierter Botschafter in Bonn als flankierende Maßnahme zu 
den Unterrichtungen in New York ins Auge gefaßt werden.20 

Entscheidend wird in allen Gesprächen sein, daß wir die Entschlossenheit der 
Bundesrepublik zur weiteren Respektierung des Waffenembargos betonen.21 Bei 
allen Schritten sollten wir aber auch darauf achten, das „gute Mittelmaß“ bei 
unserer Verteidigung nicht zu überschreiten. Unsere eher schwache Argumenta-
tionslage wird jedoch Probleme für unsere Glaubwürdigkeit schaffen. Es bleibt 
uns nur übrig, mit Festigkeit und ohne Nervosität den zu erwartenden Angriffen 
zu begegnen. So haben wir am ehesten eine Chance, den unvermeidlichen Scha-

 
14 Dieser Satz wurde von Bundesminister Genscher hervorgehoben. Dazu vermerkte er handschriftlich: 

„r[ichtig]“. Vgl. Anm. 3. 
15 Zum Untersuchungsausschuß des Bundestags in der Frage der Ausfuhr von U-Boot-Konstruktions-

unterlagen nach Südafrika vgl. Dok. 58. 
16 Dieser Satz wurde von Bundesminister Genscher hervorgehoben. Dazu vermerkte er handschriftlich: 

„r[ichtig]“. Vgl. Anm. 3. 
17 Dieser Satz wurde von Bundesminister Genscher hervorgehoben. Dazu vermerkte er handschriftlich: 

„r[ichtig]“. Vgl. Anm. 3. 
18 Dieser Satz wurde von Bundesminister Genscher hervorgehoben. Dazu vermerkte er handschriftlich: 

„r[ichtig]“. Vgl. Anm. 3. 
19 An dieser Stelle wurde von Bundesminister Genscher handschriftlich eingefügt: „aller“. 
20 Dieser Satz wurde von Bundesminister Genscher hervorgehoben. Dazu vermerkte er handschriftlich: 

„r[ichtig]“. Vgl. Anm. 3. 
21 Dieser Satz wurde von Bundesminister Genscher hervorgehoben. Dazu vermerkte er handschriftlich: 

„r[ichtig]“. Vgl. Anm. 3. 
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den in Grenzen zu halten und die mit Sicherheit zu erwartende Kritik durchzu-
stehen. 
Dg 3222 und Dg 4223 haben mitgezeichnet. 

Bazing 
Referat 230, Bd. 158128 
 
 
 

354 

Aufzeichnung des 
Vortragenden Legationsrats I. Klasse Hillgenberg 

500-455.02-158/87 VS-geheim 4. Dezember 19871 

Über Herrn Dg 502, Herrn D 53 m. d. B. um Kenntnisnahme 
Betr.: Lufthoheit der Bundesrepublik Deutschland; 

hier: Genehmigung sowjetischer Flüge im Luftraum der Bundesrepublik 
Deutschland 

Bezug: Ihre Bitte vom 19.10.1987 
Anlg.: 1 (offen)4 

Das Verhältnis zwischen der Lufthoheit der Bundesrepublik Deutschland und 
dem Vorbehalt der Drei Mächte ist im positivierten Recht nicht klar festgelegt. 
1) Zivile Luftfahrt 
Die Überschrift des Zwölften Teiles des Überleitungsvertrages5 lautet: „Civil 
Aviation“. Für diesen Bereich gilt gemäß Art. 1: 
„The Federal Republic will assume full responsibility in the field of civil aviation 
in the Federal territory, subject to the provisions of Articles 2 to 6 inclusive of 
this chapter ...“ 
In Art. 6 des Zwölften Teiles heißt es: 
„In the exercise of their responsibilities relating to Germany as a whole, the Three 
Powers will continue to exercise control with respect to aircraft of the Union of 
Soviet Socialist Republics utilizing the air space of the Federal Republic.“ 
 
22 Hans-Günter Sulimma. 
23 Wilhelm Höynck. 
 
 1 Durchschlag als Konzept.  

Die Aufzeichnung wurde von Vortragendem Legationsrat I. Klasse Hillgenberg und Vortragendem 
Legationsrat Löschner konzipiert. 

 2 Hat Ministerialdirigent Eitel am 30. November 1989 vorgelegen. 
 3 Hat Ministerialdirektor Oesterhelt am 9. Dezember 1987 vorgelegen. 
 4 Dem Vorgang nicht beigefügt. Vgl. Anm. 21. 
 5 Für den Wortlaut des Zwölften Teils (Zivile Luftfahrt) des Vertrags vom 26. Mai 1952 zur Regelung aus 

Krieg und Besatzung entstandener Fragen (Überleitungsvertrag) in der gemäß Liste IV zu dem am 
23. Oktober 1954 in Paris unterzeichneten Protokoll über die Beendigung des Besatzungsregimes in der 
Bundesrepublik Deutschland geänderten Fassung vgl. BUNDESGESETZBLATT 1955, Teil II, S. 456–459. 
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In der Begründung der Bundesregierung zum Überleitungsvertrag heißt es: 
„Durch Art. 1 erhält die Bundesrepublik die Lufthoheit für den Bereich der zivi-
len Luftfahrt im Bundesgebiet“ (BT-Drs.6 2/1000, S. 45). 
Nach der Auffassung von Grewe/Kutscher erhielt die Bundesrepublik Deutsch-
land die Lufthoheit bereits durch Art. 1 Deutschlandvertrag7 (Bonner Vertrag, 
1952, S. 2548). In der Begründung der Bundesregierung zum Deutschlandvertrag 
heißt es, „daß die Bundesrepublik mit der Beendigung des Besatzungsregimes 
ein souveräner Staat mit voller Macht über seine inneren und äußeren Angele-
genheiten wird ... Lästige Souveränitätsbeschränkungen ... werden wegfallen“ 
(BT-Drs. 2/1000, S. 37), aber auch: „Der Umfang der sich hieraus für die Bundes-
republik ergebenden Handlungsfreiheit bestimmt sich nach den Bonner Verträ-
gen mit den aus den Pariser Vereinbarungen9 sich ergebenden Erweiterungen. 
Die Bundesrepublik hat also ... Handlungsfreiheit, die nur noch durch die beste-
henbleibenden Rechte der Drei Mächte in bezug auf Berlin und Deutschland 
als Ganzes einschließlich der Wiedervereinigung und einer friedensvertraglichen 
Regelung eingeschränkt wird“ (a. a. O., S. 37). 
Speziell zu den Vorbehaltsrechten der Drei Mächte enthält die Begründung der 
Bundesregierung zu Art. 2 des Deutschlandvertrags folgende Aussage: „Diese 
Rechte beruhen ... nicht auf einem Vertragsverhältnis zwischen der Bundesrepu-
blik und den Drei Mächten. Sie werden den Alliierten von der Bundesrepublik 
nicht übertragen, sondern werden als Folge aus dem Vier-Mächte-Verhältnis, 
das 1945 zwischen den Westmächten und der Sowjetunion begründet worden ist, 
von jenen zurückbehalten. Die Bundesrepublik nimmt diese Vorbehalte als eine 
gegebene Tatsache zur Kenntnis, ohne zu ihren rechtlichen Grundlagen Stellung 
zu nehmen. Eine Anerkennung der bisherigen Besatzungsgewalt, ihrer Grund-
lagen und ihrer Tragweite wird nicht ausgesprochen. Die Bundesrepublik ver-
pflichtet sich lediglich, sich jeder Maßnahme zu enthalten, welche diese Rechte 
beeinträchtigen würde“ (BT-Drs. 1/3500, Anlg. 4, S. 7). 
Hat die Bundesrepublik Deutschland für den Bereich der zivilen Luftfahrt die 
Lufthoheit, so respektiert sie aber auch Art. 6 des Zwölften Teiles des Überlei-
tungsvertrags, wonach die Drei Mächte über die Benutzung des Luftraums der 
Bundesrepublik Deutschland durch sowjetische Flugzeuge weiterhin Kontrolle 
ausüben, und Art. 5, wonach die Drei Mächte weiterhin den Verkehr nach und 

 
 6 Drucksache.  

Durchgängig korrigiert aus: „DS“. 
 7 Für den Wortlaut des Vertrags vom 26. Mai 1952 über die Beziehungen zwischen der Bundesrepublik 

und den Drei Mächten vgl. BUNDESGESETZBLATT 1954, Teil II, S. 61–77.  
Für den Wortlaut des Vertrags vom 26. Mai 1952 über die Beziehungen zwischen der Bundesrepublik 
und den Drei Mächten in der Fassung vom 23. Oktober 1954 (Deutschlandvertrag) vgl. BUNDES-
GESETZBLATT 1955, Teil II, S. 305–320. 

 8 Vgl. dazu Bonner Vertrag. Vertrag über die Beziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und den Drei Mächten nebst Zusatzvereinbarungen und Briefwechsel, erläutert von Hans Kutscher, 
mit einer Einführung von Wilhelm Grewe, München 1952. 

 9 Der Vertrag über die Gründung der Europäischen Verteidigungsgemeinschaft (EVG-Vertrag) mit 
Zusatzprotokollen und der Vertrag zwischen Großbritannien und den Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Verteidigungsgemeinschaft wurden am 27. Mai 1952 in Paris unterzeichnet. Für den Wortlaut 
vgl. BUNDESGESETZBLATT 1954, Teil II, S. 345–423.  
Für den Wortlaut der Pariser Verträge vom 23. Oktober 1954 vgl. BUNDESGESETZBLATT 1955, Teil II,  
S. 213–576. 
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von den Berliner Luftschneisen10 regeln und die Bundesrepublik Deutschland 
sich verpflichtet, den uneingeschränkten und unbehinderten Durchflug der Drei 
Mächte durch ihren Luftraum auf dem Weg nach und von Berlin zu erleichtern 
und zu unterstützen. Anläßlich des Abschlusses des deutsch-sowjetischen Luft-
verkehrsabkommens11 erklärten die Drei Mächte gegenüber der Bundesrepublik 
Deutschland am 9. November 1971, daß ihre „Rechte“ nach Art. 6 durch das 
Abkommen „nicht berührt werden“.12 
2) Militärische Luftfahrt 
In einem zwischen den Parteien des Überleitungsvertrags vereinbarten Protokoll 
(zum Zwölften Teil) vom 4. April 1952 heißt es: 
„Der Bundeskanzler setzte die Hohen Kommissare davon in Kenntnis, daß seine 
Regierung nicht beabsichtigt, ohne die Zustimmung der Drei Mächte Flüge von 
militärischen Luftfahrzeugen der Satellitenstaaten im Luftraum des Gebietes 
der Bundesrepublik zu gestatten oder eine Ermächtigung dazu zu erteilen; fer-
ner, daß die Bundesregierung sich mit den Drei Mächten beraten werde, ehe sie 
die Ermächtigung für zivile Luftfahrzeuge zu denselben Flügen erteilt“ (210-
2318/80 geheim).13 
Das Protokoll spricht sich nur über Luftfahrzeuge der Satellitenstaaten aus. 
Sowjetische Luftfahrzeuge werden nicht genannt. 
Die Begründung der Bundesregierung zu Art. 6 des Zwölften Teiles des Überlei-
tungsvertrags trifft keine Aussage speziell über militärische Flugzeuge der SU. 
Sie faßt den Wortlaut der Art. 5 und 6 zusammen und fügt hinzu: „Der Luft-
verkehr nach und von Berlin und der Luftverkehr der Flugzeuge der Vier Mächte 
ist seinerzeit zum Gegenstand besonderer Vier-Mächte-Abkommen gemacht wor-
den“ (BT-Drs. 1/3500, Anlg. 4, S. 63). 
Im Jahre 1961 hatte ein Meinungsaustausch zwischen SHAPE und der deutschen 
Seite stattgefunden. SHAPE hatte unter dem Datum des 11. Januar 1961 Regeln 
für das Abfangen von Flugzeugen aufgestellt, deren einführender Absatz lau-
tete: „Nach dem zwischen Frankreich, dem Vereinigten Königreich und den Ver-
einigten Staaten einerseits und der Bundesrepublik Deutschland andererseits 
geschlossenen Bonner Vertrag – und wie in Art. 6 des ‚Vertrags zur Regelung aus 
Krieg und Besatzung entstandener Fragen‘ hinsichtlich der sowjetischen Flug-

 
10 Vgl. dazu den Bericht des Luftfahrtdirektorats über die Schaffung eines Systems von Luftkorridoren, 

das vom Koordinierungskomitee am 27. November 1945 gebilligt und vom Alliierten Kontrollrat am 
30. November 1945 bestätigt wurde; DOKUMENTE ZUR BERLIN-FRAGE 1944–1966, S. 42–45.   
Vgl. dazu ferner die Flugvorschriften für Flugzeuge, die die Luftkorridore in Deutschland und die 
Kontrollzone Berlin befliegen, in der vom Luftfahrtdirektorat verabschiedeten zweiten abgeänderten 
Fassung vom 22. Oktober 1946; DOKUMENTE ZUR BERLIN-FRAGE 1944–1966, S. 48–58. 

11 Für den Wortlaut des Luftverkehrsabkommens vom 11. November 1971 zwischen der Bundesrepublik 
und der UdSSR vgl. BUNDESGESETZBLATT 1972, Teil II, S. 1526–1530. Vgl. dazu auch AAPD 1971, II, 
Dok. 277. 

12 Für den Wortlaut der Erklärung der Drei Mächte vom 9. Dezember 1971 im Hinblick auf das Luft-
verkehrsabkommen vom 11. November 1971 zwischen der Bundesrepublik und der UdSSR vgl. 
BUNDESGESETZBLATT 1972, Teil II, S. 1534–1536. 

13 Vgl. die Anlage „Vereinbartes Protokoll“ zur Aufzeichnung des Vortragenden Legationsrats I. Klasse 
Rötger vom 24. September 1980; VS-Bd. 13124 (210); B 150, Aktenkopien 1980.  
Für die Übereinkunft im Gespräch des Bundeskanzlers Adenauer mit den Hohen Kommissaren Kirk-
patrick (Großbritannien) und McCloy (USA) sowie dem stellvertretenden französischen Hohen Kom-
missar Bérard am 4. April 1952 vgl. ADENAUER UND DIE HOHEN KOMMISSARE 1952, Dok. 40. 
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zeuge ausdrücklich vorgesehen – sind die nationalen Befehlshaber der im Hoheits-
gebiet der Bundesrepublik Deutschland stationierten Luftstreitkräfte der vorste-
hend zuerst angeführten Drei Mächte gegenwärtig für die Sicherung des Luft-
raums über diesem Hoheitsgebiet verantwortlich“ (507-88.13-31/61 geheim vom 
11. Januar 196114, zitiert in Vermerk 500-455.02-131/85 geheim vom 18.3.8515). 
Obwohl die deutsche Seite Wert darauf legt, den alliierten Vorbehalt einschrän-
kend auszulegen, hat sie davon abgesehen, hierüber mit den Drei Mächten in 
einen Meinungsaustausch einzutreten (Schreiben 500-455.02-228/85 VS-v vom 
2.5.1985 an BMVg16). Der BMVg hat aber die militärischen Abfangflüge über dem 
Territorium der Bundesrepublik Deutschland durch britische und amerikanische 
Luftstreitkräfte als auf NATO-internen Vereinbarungen beruhend qualifiziert. 
Im Schreiben vom 18. Januar 1958 an den sowjetischen Geschäftsträger a. i. in 
Ost-Berlin vertrat die US-Botschaft Bonn folgende Haltung: „Unter Einhaltung 
der vierseitigen Verpflichtungen in bezug auf Deutschland im Ganzen tragen 
die Drei Mächte auch weiterhin die ausschließliche Verantwortung hinsichtlich 
der Benutzung des Luftraums der Bundesrepublik durch Flugzeuge der UdSSR.“ 
(Dokumente zur Berlin-Frage 1944–1966, 196717, S. 247) 
3) In der Praxis des BMVg und des BMV holt die Bundesrepublik Deutschland, 
bevor sie eine Genehmigung erteilt, in jedem Einzelfall des Einflugs eines sowje-
tischen Luftfahrzeugs in ihren Luftraum die Zustimmung der Drei Mächte ein, 
gleichgültig, ob es sich um einen zivilen oder militärischen Flug handelt. Bei 
unbefugtem Einflug sowjetischer Luftfahrzeuge in den Luftraum der Bundes-
republik Deutschland ist es ständige Praxis, daß die Drei Mächte gegenüber 
der UdSSR protestieren, nicht die Bundesrepublik Deutschland. 
4) Das grundsätzliche Problem des Verhältnisses zwischen Lufthoheit der Bun-
desrepublik Deutschland und alliierten Vorbehaltsrechten stand im Hintergrund 
der Unterrichtung und Konsultation in der Vierergruppe über die Frage des Ein-
fluges sowjetischer Flugzeuge mit Inspektoren nach dem MBCA18. Beanspruchten 
wir in der Erörterung die generelle Genehmigungszuständigkeit, so konterte GB: 
„You are not sovereign“19 (Vermerk 500-371.76-137/87 VS-v20 vom 14.10.1987). 
Das Problem wurde wie folgt ad referendum gelöst: Durch gleichlautende Noten  

 
14 Vgl. dazu die Büronotiz des Referats 507 vom 5. April 1961; VS-Bd. 5711 (V 7). 
15 Vortragender Legationsrat Hilger bat die Referate 210 und 514 um Stellungnahme zur Frage der 

„Regelung für die Durchführung von Ansteuerungsflügen durch militärische Luftfahrzeuge“. Vgl. 
VS-Bd. 14603 (500); B 150, Aktenkopien 1985. 

16 Vortragender Legationsrat Hilger teilte dem Bundesministerium der Verteidigung mit, schon 1961 
habe Unsicherheit über die Tragweite des Vertrags zur Regelung aus Krieg und Besatzung entstande-
ner Fragen (Überleitungsvertrag) vom 26. Mai 1952 bestanden: „Während die deutsche Seite erkenn-
bar Wert darauf legte, den Bereich der alliierten Vorbehaltsrechte einschränkend zu interpretieren, 
war sie offenbar noch nicht bereit, hierüber mit den Drei Mächten in einen Meinungsaustausch einzu-
treten. Diese Situation besteht nach Einschätzung des Auswärtigen Amts fort.“ Vgl. VS-Bd. 14603 
(500); B 150, Aktenkopien 1985. 

17 Vgl. DOKUMENTE ZUR BERLIN-FRAGE 1944–1966, München 1967. 
18 Zum Multilateral Basing Country Agreement (MBCA) vgl. Dok. 349, Anm. 6. 
19 Der Passus „so konterte … sovereign“ wurde hervorgehoben. Dazu Ausrufezeichen. 
20 Vortragender Legationsrat Löschner vermerkte am 14. Oktober 1987, in der Bonner Vierergruppe sei 

am Vortag „die Frage der Genehmigung sowjetischer Inspektionsflüge nach Frankfurt/Main durch 
die Bundesrepublik Deutschland und die Befugnis der drei westlichen Siegermächte“ zur Ausübung 
der Kontrolle hinsichtlich sowjetischer Luftfahrzeuge im Luftraum der Bundesrepublik behandelt 
worden. Der britische Sprecher habe dabei erklärt, daß das geplante „Vertragswerk in keinem Wider- 
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ihrer Botschaften an das Auswärtige Amt „(bekräftigen die Drei Mächte) das in 
den genannten Konsultationen erreichte Einverständnis, daß die Bundesrepublik 
Deutschland Flugzeugen der UdSSR, die ihren Luftraum zum Zweck von Inspek-
tionen gemäß dem (INF-Vertragswerk) benutzen wollen, erlauben kann, sich 
zu und von dem betreffenden Eingangspunkt ... zu bewegen ...“ (s. Anlg. zur 
StS-Vorlage 210-371 VS-NfD vom 27.11.198721). 

Hillgenberg 
VS-Bd. 14603 (500) 
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Botschafter Joetze, Wien (MBFR-Delegation), 
an das Auswärtige Amt 

114-7042/87 VS-vertraulich Aufgabe: 4. Dezember 1987, 16.30 Uhr1 
Fernschreiben Nr. 1904 Ankunft: 4. Dezember 1987, 17.56 Uhr 

Delegationsbericht Nr. 96/87 
Betr.: MBFR; 

hier: Schlußbericht über die 43. Verhandlungsrunde 
(24. September bis 3. Dezember 1987) 

Zur Unterrichtung 
I. 1) Die 43. Verhandlungsrunde machte erneut deutlich, daß MBFR für beide 
Seiten praktisch keinen eigenen Stellenwert mehr hat. Dies ergibt sich aus der 

 
Fortsetzung Fußnote von Seite 1802 
 spruch zu den ‚Rechten und Verantwortlichkeiten der Alliierten‘ stehe, daß aber vielleicht eine Er-

klärung der Alliierten über den Vorbehalt der Rechte und Verantwortlichkeiten zweckmäßig sein 
könne. Das Zusammenspiel zwischen D und Alliierten bei Genehmigung sowjetischer Inspektionsflüge 
im Einzelfall müsse und könne gemäß bestehendem Procedere oder in Anlehnung daran praktisch 
geregelt werden, ohne grundsätzliche Fragen zu öffnen. Eine grundsätzliche Abgabe der Genehmi-
gungszuständigkeit an die insoweit nicht-souveräne Bundesrepublik Deutschland komme nicht in 
Betracht.“ Vgl. VS-Bd. 12394 (500); B 150, Aktenkopien 1987. 

21 Vortragender Legationsrat I. Klasse Lambach informierte über die in der Bonner Vierergruppe am 
24. November 1987 ad referendum erzielte Einigung hinsichtlich der Erteilung von Einfluggenehmi-
gungen für im Zuge des Inspektionsprotokolls zum INF-Vertrag zu regelnde Flüge sowjetischer Inspek-
toren. Zwar könne die Bundesregierung im Zuge der INF-Inspektionen erfolgende, ordnungsgemäß  
angekündigte Einflüge sowjetischer Inspektoren eigenständig genehmigen, werde aber gleichwohl 
unverzüglich die Drei Mächte kontaktieren, um die „normalerweise etwa 48 Stunden“ benötigende 
alliierte Zustimmung einzuholen. Damit entfalle das Risiko, „daß die deutsche Seite durch Verzögerung 
oder Fehlen der alliierten Einzelfallzustimmung die vorgesehene Verpflichtung aus dem MBCA nicht 
erfüllen“ könne: „Die Formulierung ‚bekräftigt … das in den Konsultationen erreichte Einverständ-
nis …‘ entspräche dem deutschen Anspruch auf Mitwirkung in diesem Bereich, den sich die Drei 
Mächte im Überleitungsvertrag im Zusammenhang mit ihren Verantwortlichkeiten in bezug auf 
Deutschland als Ganzes vorbehalten haben.“ Vgl. Referat 210, Bd. 145220. 

 
 1 Das Fernschreiben wurde von Botschaftsrat I. Klasse Pöhlmann, Wien (MBFR-Delegation), konzipiert.  

Hat Vortragendem Legationsrat I. Klasse Buerstedde am 7. Dezember 1987 vorgelegen, der die Weiter-
leitung an Legationsrat I. Klasse Schon verfügte.  
Hat Schon vorgelegen. 
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Dynamik des KRK-Prozesses und den Hoffnungen, die sich von allen Seiten 
auf das neue Forum richten, zumal sich der Stellenwert der konventionellen 
Rüstungskontrolle in Europa als Folge der erfolgreichen Beendigung der INF-
Verhandlungen2 weiter erhöht hat. 
Als Folge dieser Entwicklung wird MBFR zunehmend als Funktion des KRK-
Prozesses behandelt. Dies gilt: 
a) Prozedural: Wohl nur im Falle eines Scheiterns oder einer erheblichen Ver-
zögerung der Mandatsgespräche3 wäre eine inhaltliche Reaktivierung von MBFR 
vorstellbar. Aber solche Gefahren gelten derzeitig als wenig wahrscheinlich. 
b) Sachlich: Immer mehr setzen beide Seiten MBFR in einen KRK-Zusammen-
hang, indem sie argumentieren, daß ein Ergebnis in ihrem Sinne einen guten 
Start für die KRK-Hauptverhandlung abgeben würde. 
c) Personell: Die meisten westlichen MBFR-Delegationsleiter, darunter vier der 
direkten MBFR-Teilnehmer, vertreten ihre Staaten auch bei den KRK-Mandats-
gesprächen. Nach der erfolgten Verabschiedung des niederländischen Delega- 
tionsleiters4 bin ich der letzte westliche Botschafter, der nur für MBFR zustän-
dig ist. 
2) Konsequenz dieser Situation war, daß es keine neuen förmlichen Vorschläge 
gab, auch keine positive Reaktion des Ostens auf die westliche Initiative vom 
Dezember 19855. Am Befund des Verhandlungsstillstandes änderte auch eine 
informelle bilaterale Anregung des sowjetischen Delegationsleiters6 gegenüber 
seinem amerikanischen Counterpart nichts. Sie zielte auf ein symbolisches 
Abkommen ab, das sich auf amerikanisch-sowjetische Reduzierungen ohne Ein-

 
 2 Zur Unterzeichnung des INF-Vertrags am 8. Dezember 1987 vgl. Dok. 360. 
 3 Zu den Mandatsgesprächen über Konventionelle Rüstungskontrolle vgl. Dok. 293.  

Botschafter Citron, Wien (KRK-Delegation), resümierte am 1. Dezember 1987: „In bisher 36 Begegnun-
gen haben die 23 bei ihrem Versuch, ein Mandat für Verhandlungen über konventionelle Rüstungs-
kontrolle in Europa vom Atlantik bis zum Ural auszuarbeiten, wichtige Annäherungen erzielen kön-
nen. Die Tatsache, daß bisher lediglich zwei Sätze eher peripherer Natur notiert werden konnten 
(Schritt-für-Schritt-Vorgehen/Prinzip unverminderter Sicherheit; Satzgerüst zu Ort und Verhandlungs-
beginn zukünftiger Verhandlungen im Jahre 1988), sollte nicht vergessen lassen, daß es gelungen 
ist, in einer Reihe zentraler Fragen den WP zu einer weitgehenden Übernahme westlicher Konzepte 
zu bewegen: 1) Es besteht kein Zweifel, daß auch der WP inzwischen davon ausgeht, daß KRK-
Verhandlungen im 23er-Kreis zumindest beginnen werden; der WP ist jetzt auch bereit (in der Prä-
ambel), einen Hinweis auf die Militärallianzen zu akzeptieren, deren sicherheitspolitische Rolle in 
Europa eine Beschränkung des Teilnehmerkreises von KRK-Verhandlungen im KSZE-Rahmen auf 
die 23 legitimiert. […] 2) In der zentralen Frage der Beschreibung der Ziele von KRK-Verhandlungen 
hat der WP den westlichen Ansatz und die westliche Sprache nahezu ohne Abstriche akzeptiert. 
Damit hat sich die westliche Trias – Herstellung eines stabilen und sicheren Gleichgewichts auf niedri-
gerem Niveau; Beseitigung von Disparitäten; Beseitigung der Fähigkeit zu Überraschungsangriffen 
und großangelegten Offensivaktionen – voll gegen den ursprünglichen WP-Ansatz durchgesetzt, 
Reduzierungen als solche zu einem Hauptziel der Verhandlungen zu erheben. […] 3) Auch in der Frage 
der Beschränkungen des Gegenstandsbereichs von KRK-Verhandlungen auf konventionelle Streit-
kräfte hat der WP sich auf den Westen zubewegt. Seine ursprüngliche Forderung, auch über taktische 
Nuklearwaffen zu verhandeln, hat er bereits am 19.10. in die unspezifische Forderung umgewandelt, 
nach der ‚interessierte Staaten … im Verlauf der Verhandlungen‘ die sich mit der Begrenzung und 
Reduzierung taktischer Nuklearwaffen zusammenhängenden Probleme ‚prüfen‘ (consider) sollten.“ Vgl. 
den Drahtbericht Nr. 1865; Referat 221, Bd. 144807. 

 4 Jan Hein L. van de Mortel. 
 5 Zu den Vorschlägen der an den MBFR-Verhandlungen teilnehmenden NATO-Mitgliedstaaten vom 

5. Dezember 1985 vgl. AAPD 1985, II, Dok. 308 und Dok. 339. 
 6 Walerian Wladimirowitsch Michajlow. 
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schluß von Waffen und ohne Nichterhöhungsverpflichtung beschränken sollte. 
Dieser Gedanke wurde vom amerikanischen DL nach Konsultation der AHG 
ebenso zurückgewiesen wie die vom sowjetischen Delegationsleiter vor einem 
Jahr vorgetragene Idee eines symbolischen Abkommens mit Einschluß von Waf-
fen und mit einer politischen Absichtserklärung der Nichterhöhung. 
II. Im einzelnen 
1) Der Westen verfolgte weiterhin seine Initiative vom Dezember 1985 und 
mahnte eine östliche Substanzantwort hierauf an. In den informellen Sitzungen 
unterzog er die beiderseitigen Einzelpositionen einem detaillierten Vergleich und 
zeigte dem Osten dabei die Felder auf, wo dieser Positionen korrigieren müßte, 
um einem Ergebnis näherzukommen. 
2) Der Osten ließ demgegenüber nur in zweitrangigen Fragen Bereitschaft zur 
Flexibilität erkennen. Er blieb bei seiner bisherigen Verhandlungslinie und übte 
Kritik an der westlichen Verhandlungsinitiative insgesamt sowie an deren Ein-
zelelementen, vor allem dem Verifikationsregime und der Ausklammerung von 
Waffen. Verstärkt zog er gegen das westliche Verhandlungsverhalten als solches 
zu Felde und zog das Interesse des Westens an einem Abkommen überhaupt in 
Zweifel. Als Konsequenz wies er auch die Verantwortung für den Stillstand dem 
Westen zu. Vor diesem Hintergrund propagierte er ein wenigstens „ehrenvolles“ 
Ergebnis von MBFR und forderte dazu vom Westen Flexibilität. Der Osten er-
klärt nach wie vor ein Ergebnis auf der Grundlage seines Vertragsentwurfs 
vom Februar 19867 als wünschenswert8, bot aber als Alternative wieder häufiger 
ein bescheidenes symbolisches Abkommen an. Wie schon erwähnt, sondierte der 
sowjetische Delegationsleiter eine neue Variante dieses symbolischen Abkom-
mens, ohne sie allerdings formell einzuführen. Der Jaruzelski-Plan9 wurde vom 
polnischen Delegationsleiter10 in seiner Plenarerklärung vom 3. Dezember nur 
noch gestreift. 
3) Wie der Osten, so legte auch der Westen besonderen Wert darauf, die vorzeitige 
Aufgabe von MBFR auch nicht im entferntesten als eine Option anzudeuten. In 
diesem Sinne war es auch unproblematisch, sich auf die Termine für die 44. Ver-
handlungsrunde vom 28. Januar bis zum 17. März 1988 zu verständigen. 
4) Innerwestliches Klima: Das geschlossene Auftreten des Westens kann nicht 
darüber hinwegtäuschen, daß inzwischen, anders als noch während der Sommer-
runde11, die Erkenntnis gewachsen ist, daß MBFR in seiner Epoche in seine 
Endphase tritt. Allerdings tendieren einige westliche Delegationsleiter (USA, 
UK12, I13 und TR14) zu einer skeptischen Haltung gegenüber KRK und zu einer 
 
 7 Zu den Vorschlägen der an den MBFR-Verhandlungen teilnehmenden Warschauer-Pakt-Staaten vom 

20. Februar 1986 vgl. AAPD 1986, I, Dok. 59. 
 8 Korrigiert aus: „1986 wünschenswert“. 
 9 Zu den Abrüstungsvorschlägen des Staatsratsvorsitzenden Jaruzelski vom 8. Mai 1987 vgl. Dok. 148, 

Anm. 29.  
Am 17. Juli 1987 faßte die polnische Regierung ihre Vorschläge zu Abrüstung, Rüstungskontrolle 
und Vertrauensbildung in einem Memorandum zusammen. Für den Wortlaut vgl. EUROPA-ARCHIV 
1987, D 653–655. 

10 Tadeusz Strulak. 
11 Zur 42. Runde der MBFR-Verhandlungen vom 14. Mai bis 2. Juli 1987 in Wien vgl. Dok. 198. 
12 Robert James O’Neill. 
13 Umberto Cappuzzo. 
14 Erdem Erner. 
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Betonung des bleibenden Wertes von MBFR. Da TR bei MBFR nur eine Randrolle 
spielt und da solche Tendenzen bei UK und I wohl mehr persönlichen Motiven 
entspringen, sind sie nur bei Botschafter Ledogar ernster zu nehmen. Sie artiku-
lieren sich bei ihm in skeptischen Äußerungen über Zeitpunkt oder gar Zustande-
kommen eines KRK-Mandats, um so MBFR die Rolle eines „Sicherheitsnetzes“ 
oder gar einer „Alternative“ zuzuweisen. Wir sind solchen US-Tendenzen bilateral 
und in der AHG entgegengetreten, damit aus den MBFR-Gremien keine Zweifel 
an der Entschlossenheit des Westens abgeleitet werden, die KRK schnellstmöglich 
zu erreichen. Inzwischen äußert auch Ledogar immer häufiger, daß die KRK 
auch für Washington zusehends notwendiger werde. Das läßt hoffen, daß diese 
Schwierigkeit vorübergehender Natur war. Wenn nicht, müssen wir auch in der 
nächsten Runde gegen amerikanische Äußerungen opponieren, die MBFR als 
„Alternative“ zu einer weit entfernten KRK darstellen. 
Angesichts der absehbaren Endphase unserer Verhandlungen werden Überlegun-
gen um ein „end game“ immer häufiger und offener geäußert. Bisher ist es uns 
gelungen, die Erörterungen und damit die Erosion der westlichen Verhandlungs-
position noch unter Kontrolle zu halten. 
III. Perspektiven: 
1) Dem Osten stehen weiterhin die bereits früher (s. DB Nr. 983 vom 3.7.87, 175/ 
87 VS-v15) identifizierten Optionen offen. Diese sind: 
– Weiterverfolgung seines Abkommensentwurfs vom 20.2.86, 
– Revitalisierung des Gedankens eines symbolischen Abkommens bis hin zu 

dessen eventueller Formalisierung, 
– weitere kleine Modifizierungen in Nebenbereichen, 
– eine echte Substanzinitiative. 
Dazu kommen prozedurale Möglichkeiten, wie z. B. die Androhung der Suspen-
dierung der Verhandlungen, falls der Westen weiterhin bei seiner Verhandlungs-
position vom 5.12.85 bleibt. Viel spricht dafür, daß der Osten seine bisherige 
Linie fortführt, d. h. Festhalten an den Essentialia seiner Position, verbunden 
eventuell mit kosmetischen Modifikationen in Randfragen, jedoch Flexibilität 
insofern, je nach taktischer Lage ein Substanzabkommen oder ein symbolisches 
Abkommen in den Vordergrund zu stellen. Echte neue Entscheidungen, ins-
besondere zum Abschluß von MBFR, dürfte der Osten vom Verlauf der Mandats-
gespräche bzw. vom Mandatsabschluß abhängig machen. Am Rande der Verhand-
lungen ventilierten östliche Vertreter gelegentlich die Modalitäten eines „end 
game“. Anhaltspunkte, welche Variante der Osten dabei bevorzugen würde, sind 
noch nicht zu erkennen. 
2) Dem Westen verbleibt weiterhin nur, seine Verhandlungsinitiative vom De-
zember 1985 mit Festigkeit argumentativ zu verfechten sowie eine konstruktive 
Reaktion des Ostens hierauf einzufordern und ihn so möglichst in Zugzwang zu 
halten. Dabei ist allerdings allen Beteiligten klar, daß diese inzwischen zwei 
Jahre alte Position, die auch in Nebenbereichen keine Flexibilität zuläßt, keine 
Fortschritte ermöglicht und auch in der Öffentlichkeit kaum mehr überzeugend 
wirkt. 

 
15 Für den Drahtbericht des Botschafters Joetze, Wien (MBFR-Delegation), vgl. Dok. 198. 
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Die westlichen Optionen für ein „end game“ sind zur gegebenen Zeit, d. h., wenn 
das KRK-Mandat steht und die Einsetzung des neuen Verhandlungsforums 
gesichert ist, relativ schnell zu erarbeiten, zumal Vorarbeiten bereits geleistet 
sind. Bis dahin werden wir uns im westlichen Kreise einer frühzeitigen, damit 
langen und nicht geheimzuhaltenden Erörterung dieser Frage entgegenstellen. 
Mit dem Gipfeltreffen in Washington16 verbinden sich keine MBFR betreffenden 
Erwartungen, allenfalls die mittelbare Auswirkung einer beschleunigten End-
phase, falls es in Washington gelingt, Hindernisse im Bereich des KSZE-Folge-
treffens bzw. der KRK-Mandatsgespräche auszuräumen. Eine Ankündigung ein-
seitiger sowjetischer Truppenabzüge aus DDR und ČSSR, über die gelegentlich 
spekuliert wird, könnte die politische Dynamik zugunsten einer KRK verstärken. 

[gez.] Joetze 
VS-Bd. 11473 (221) 
 
 
 

356 

Gespräch des Bundeskanzlers Kohl mit 
Staatspräsident Mitterrand in Kopenhagen 

VS-vertraulich 5. Dezember 19871 

Auf eine entsprechende Frage von Staatspräsident Mitterrand erklärt der Bun-
deskanzler2, das von der Präsidentschaft vorgelegte Kompromißpapier3 sei für 
ihn so nicht akzeptabel.4 Es spiegele eine Tendenz wider, die er schon die ganze 
Zeit bei der dänischen Präsidentschaft5 beobachte. Dies gelte insbesondere hin-
sichtlich der Konzessionen an Großbritannien. 

 
16 Der Generalsekretär des ZK der KPdSU, Gorbatschow, besuchte die USA vom 7. bis 10. Dezember 

1987. Vgl. dazu Dok. 360, Dok. 364 und Dok. 365. 
 
 1 Ablichtung.  

Die Gesprächsaufzeichnung wurde von Ministerialdirigent Hartmann, Bundeskanzleramt, am 7. De-
zember 1987 gefertigt. 

 2 Bundeskanzler Kohl und Staatspräsident Mitterrand nahmen am 4./5. Dezember 1987 an der Tagung 
des Europäischen Rats in Kopenhagen teil. Vgl. dazu Dok. 358. 

 3 Für das Papier „Aufzeichnung des Vorsitzes“ der dänischen EG-Ratspräsidentschaft vom 5. Dezember 
1987 (SN/3919/2/87) vgl. Referat 410, Bd. 141612. 

 4 Bundeskanzler Kohl, z. Z. Kopenhagen, teilte Ministerpräsident Schlüter in dessen Eigenschaft als EG-
Ratspräsident mit einem als „persönlich“ bezeichneten Schreiben vom 4. Dezember 1987 mit: „Wie 
ich höre, bereitet die Präsidentschaft zur Zeit einen Kompromißbeitrag für den Bereich Agrarstabi-
lisatoren vor, der in dieser Weise für die Bundesregierung nicht akzeptabel ist. Die Garantiemenge 
für Getreide soll in den Jahren 1988–1990 degressiv von 160 Mio. Tonnen auf 155 Mio. Tonnen fest-
gelegt werden. Die für den Fall des Überschreitens der Garantieschwelle vorgesehene Preissenkung 
soll im zweifachen Ausmaß des jeweiligen Produktivitätszuwachses erfolgen. Neben diesen sehr 
weitgehenden Preissenkungen soll die EG-Kommission ermächtig werden, dem Rat während des 
Wirtschaftsjahres Vorschläge für noch weitergehende Preissenkungen zu unterbreiten. Dies sind 
Vorstellungen, die die Grenze für eine Kompromißfindung weit überschreiten. Ich sage Ihnen das 
mit aller Deutlichkeit, weil ich verhindern will, daß Sie morgen in eine Sackgasse laufen. Dies ist kein 
Bluff oder eine taktische Position.“ Vgl. Referat 412, Bd. 168707. 

 5 Dänemark hatte die EG-Ratspräsidentschaft vom 1. Juli bis 31. Dezember 1987 inne. 
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Staatspräsident Mitterrand erwidert, man müsse trotzdem versuchen, einen 
Kompromiß zu finden. Der Bundeskanzler stimmt dem zu und fügt hinzu, wir 
sollten vor allem die enge deutsch-französische Zusammenarbeit fortsetzen. 
Staatspräsident Mitterrand erklärt, das Hauptproblem aus seiner Sicht seien 
die Vorschläge zu den Agrarpreisen. Bei den Strukturfonds6 könne man zu einer 
Regelung kommen. Der britische Ausgleich müsse degressiv ausgestaltet und 
zeitlich begrenzt werden.7 
Der Bundeskanzler geht zu dem Gespräch am Vorabend über internationale Poli-
tik über und erklärt, immerhin habe sich gezeigt, daß Europa in diesem Bereich 
handlungsfähiger sei. Felipe González habe Recht mit seiner Bemerkung, daß in 
der EG die Fachleute Politik machten und die Politiker Fachfragen lösen müßten. 
Man müsse daher vor dem ER in Hannover8 noch einmal überlegen, wie man das 
ändern könne. 
Staatspräsident Mitterrand erklärt, D und F sollten heute alles daransetzen, daß 
sich die europäischen Politiker der Verantwortung stellen. Auch andere seien 
hierzu bereit, wie beispielsweise Spanien und Belgien. Dieser Kern könne ver-
stärkt werden. 
Der Bundeskanzler fügt hinzu, auch MP Goria werde sich hierbei beteiligen. 
Staatspräsident Mitterrand stimmt zu und erklärt, in Neapel habe er mit Goria 
auch über die deutsch-französische Zusammenarbeit im Bereich der Sicherheits-
politik Übereinkunft erzielt.9 Er habe allerdings den Eindruck gewonnen, daß 
sich die Italiener in Wirklichkeit nicht in diese Richtung engagieren wollten. 
Dahinter stehe die Befürchtung, daß Italien weder den USA noch auf der ande-
ren Seite der Sowjetunion zu nahe treten wolle. 
Der Bundeskanzler wirft ein, dahinter stecke möglicherweise AM Andreotti. 
Staatspräsident Mitterrand stimmt dem zu. Es bleibe jetzt die Frage, was man 
in der heutigen Sitzung gemeinsam tun könne. 
Der Bundeskanzler erwidert, man müsse vor allem darauf drängen, daß ein 
Kompromiß gefunden werde, der für jedermann akzeptabel sei. Wir könnten nicht 
nach Hause kommen und erklären, daß wir unsere finanziellen Beiträge an die 
EG erhöht, aber bei dem einzigen Problem, das sich für D stelle, keine Lösung 
erzielt hätten. Man müsse mit einem solchen Kompromiß auch politisch leben 
können. 
Staatspräsident Mitterrand schlägt vor, daß man gleich zu Beginn der Sitzung 
das vorliegende Papier der Präsidentschaft ablehne und diese auffordern solle, 
einen neuen Kompromiß zu erarbeiten. Darin müßten die entscheidenden Punkte 
klar eingegrenzt werden. Er befürchte sonst, daß man den ganzen Tag über das 
vorliegende Papier spreche, ohne zu einem Ergebnis zu kommen. 

 
 6 Zur Reform der EG-Strukturfonds und zur Haltung der Bundesregierung vgl. Dok. 346, Anm. 5. 
 7 Zur Regelung des britischen Beitrags zum EG-Haushalt vgl. Dok. 313. 
 8 Zur Tagung des Europäischen Rats am 27./28. Juni 1988 vgl. AAPD 1988. 
 9 Staatspräsident Mitterrand und Ministerpräsident Goria führten am 26. November 1987 ein Gespräch 

in Neapel. Botschafter Ruth, Rom, teilte am 27. November 1987 mit, Themen seien die Sicherheits-
politik und EG-Haushaltsfragen gewesen: „In einer Pressekonferenz Mitterrands und Gorias zum Ab-
schluß des Gipfels wurde deutlich, daß beide Seiten in den Gesprächen auf ihren bekannten Positionen 
beharrt hatten.“ Vgl. den Drahtbericht Nr. 1792; Referat 201, Bd. 143348. 
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Der Bundeskanzler stimmt diesem Vorschlag zu. 
Staatspräsident Mitterrand stellt die Frage, was man hinsichtlich der anderen 
Fragen der internationalen Politik noch tun könne. 
Der Bundeskanzler erwidert, wir sollten Präsident Reagan helfen, damit das 
INF-Abkommen10 vom amerikanischen Kongreß ratifiziert werde. 
Staatspräsident Mitterrand erklärt, er sei hierzu bereit. 
Der Bundeskanzler stellt die Frage, welchen Eindruck Staatspräsident Mitterrand 
von den Entwicklungen in der Sowjetunion habe. Es sei offensichtlich, daß Gor-
batschow sich in Schwierigkeiten befinde. 
Staatspräsident Mitterrand wirft ein, dies habe Gorbatschow allerdings bisher 
nicht aufgehalten. 
Der Bundeskanzler fährt fort, es mache sich aber zunehmend eine passive Resi-
stenz breit. 
Staatspräsident Mitterrand erklärt, dies sei richtig, aber Gorbatschow ersetze 
nach und nach alle verantwortlichen Leute. Er habe außerdem den Eindruck, 
daß Gorbatschow sich außenpolitisch durchsetze. Er werde sich möglicherweise 
drei bis vier Jahre halten. Allerdings wolle er auch einen Rückschlag nicht aus-
schließen. Es bestehe zudem die Gefahr, daß Gorbatschow versuche, jetzt alle 
möglichen Vorteile einzuheimsen. 
Präsident Mitterrand fragt sodann nach unseren Vorstellungen für die Gestal-
tung der Feierlichkeiten am 22. Januar in Paris.11 Die Sache sei in den Händen 
der beiden Außenministerien, aber er empfehle, daß sich auch der Bundeskanz-
ler und er selbst damit befaßten. Man solle sich daher gegenseitig auf dem laufen-
den halten. Wenn sich die politische Ebene nicht einschalte, komme nur eine 
freundliche und leere Erklärung heraus. 
Der Bundeskanzler weist auf die Frage nach dem Stand der Arbeiten zur sicher-
heitspolitischen Zusammenarbeit darauf hin, daß für den 22. Dezember 1987 eine 
weitere Verhandlungsrunde zwischen den Außenministerien geplant sei.12 
Beide kommen überein, daß Herr Attali und MD Teltschik möglichst bald in 
Kontakt treten und Staatspräsident Mitterrand bzw. den Bundeskanzler über 
mögliche Schwierigkeiten unterrichten sollen. 

 
10 Zur Unterzeichnung des INF-Vertrags am 8. Dezember 1987 vgl. Dok. 360. 
11 Am 22. Januar 1988 wurden in Paris die Feierlichkeiten zum 25. Jahrestag des deutsch-französischen 

Vertrags vom 22. Januar 1963 begangen. Vgl. dazu AAPD 1988.  
Für den Wortlaut des Vertrags vgl. BUNDESGESETZBLATT 1963, Teil II, S. 706–710. Vgl. dazu auch 
AAPD 1963, I, Dok. 44.  

12 Zu den Planungen für einen deutsch-französischen Verteidigungsrat vgl. Dok. 276 und Dok. 316, 
Anm. 11 und 12.  
Ministerialdirigent von Ploetz bat Bundesminister Genscher am 23. Dezember 1987, den am Vortag „in 
der dritten und abschließenden Verhandlungsrunde ad referendum“ angenommenen „Text für ein 
Ergänzungsprotokoll zum Elysée-Vertrag von 1963“ zu billigen. In zwei Punkten stünde eine Verstän-
digung noch aus. So habe Frankreich deutlich gemacht, daß es „unseren Vorschlag, ‚den schrittweisen 
Aufbau einer stabilen und dauerhaften Friedensordnung in Europa‘ als ein Ziel unserer gemeinsamen 
Sicherheitspolitik zu kennzeichnen, […] nicht in den Vertragstext aufnehmen wolle“. Fraglich sei auch 
der Sitz des Sekretariats. Ploetz teilte zudem mit: „Nach Billigung des Entwurfs durch Sie, Bundes- 
minister Wörner und den Herrn Bundeskanzler werden AA und BMVg eine gemeinsame Kabinetts- 
vorlage erstellen mit dem Ziel, die Zustimmung des Kabinetts am 13.1.1988, spätestens jedoch am 
20.1.1988, herbeizuführen.“ Vgl. Referat 201, Bd. 143390. 
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Staatspräsident Mitterrand fragt, ob es nützlich sei, sich noch einmal vor dem 
22. Januar zu sehen. 
Der Bundeskanzler erwidert, dies könne man tun, wenn es sich als notwendig 
erweise. 
Staatspräsident Mitterrand berichtet sodann kurz über ein Gespräch mit Liga-
tschow, der anläßlich des Parteitages der PCF13 in Paris gewesen sei.14 Liga- 
tschow habe die Möglichkeit einer Begegnung zwischen ihm und Gorbatschow 
angedeutet, ohne dies allerdings konkret auszuführen. Hierüber gebe es auch 
schon erste Agenturmeldungen. Er wolle aber dem Bundeskanzler gegenüber 
klarstellen, daß bisher weder ein Zeitpunkt noch ein Ort vereinbart worden 
seien. Wenn, dann komme für ihn ohnehin nur Paris als Ort der Begegnung in 
Frage. Unter keinen Umständen wolle er mit Gorbatschow im Anschluß an des-
sen Besuch in Washington15 zusammentreffen. 
Der Bundeskanzler erklärt, er habe vor ein paar Wochen einen Brief von Gor-
batschow16 erhalten. Darin sei der Besuch von AM Schewardnadse angekündigt 
worden und auch von einem Treffen zwischen ihm und Gorbatschow die Rede 
gewesen. Zu dem Besuch Schewardnadses werde es allerdings wegen des Gipfels 
in Washington zu dem ursprünglich in Aussicht genommenen Zeitpunkt nicht 
kommen. Im übrigen werde Gorbatschow von Washington aus nach Ost-Berlin 
fliegen und dort mit den Staats- und Regierungschefs des Warschauer Paktes 
zusammentreffen.17 
Staatspräsident Mitterrand erklärt, von sowjetischer Seite würden sowohl in 
öffentlichen Erklärungen als auch in diplomatischen Kontakten an Frankreich 
kritische Fragen wegen der Zusammenarbeit mit D gestellt. Insbesondere woll-
ten die Sowjets immer wieder wissen, ob die militärische Zusammenarbeit zwi-
schen D und F auf die nuklearen Entscheidungsbefugnisse des französischen Prä-
sidenten Einfluß habe. Hierauf werde man mit einem klaren „Nein“ antworten. 
Der Bundeskanzler erwidert, dies sei in der Tat unser Problem. Wenn D und F 
sich stritten, gebe es Ärger, wenn sie exzellente Beziehungen miteinander hätten 
– wie es derzeit der Fall sei –, spreche man von deutsch-französischer Vorherr-
schaft. Endlich hätten die Sowjets etwas sehr Entscheidendes begriffen, nämlich, 
daß es kein Zurück mehr gebe, wenn die deutsch-französische Zusammenarbeit 
einen gewissen Punkt erreicht haben werde. Natürlich hätten die Sowjets nach 
wie vor die Hoffnung, die Deutschen aus Europa herauszulösen. Dieser Prozeß 
spiele sich auf vielen Gebieten ab. Der Bundeskanzler verweist in diesem Zu-
sammenhang auf die österreichische Diskussion über den Begriff „Mitteleuropa“, 

 
13 Der Parteitag der Parti Communiste Français fand vom 2. bis 6. Dezember 1987 in Saint-Ouen statt. 
14 Staatspräsident Mitterrand führte am 3. Dezember 1987 in Paris ein Gespräch mit dem Mitglied 

des Politbüros des ZK der KPdSU, Ligatschow. 
15 Der Generalsekretär des ZK der KPdSU, Gorbatschow, besuchte die USA vom 7. bis 10. Dezember 

1987. Vgl. dazu Dok. 360, Dok. 364 und Dok. 365. 
16 Zum Schreiben des Generalsekretärs des ZK der KPdSU, Gorbatschow, vom 1. Oktober 1987 an Bun-

deskanzler Kohl vgl. Dok. 280, Anm. 4. 
17 Am 11. Dezember 1987 fand in Ost-Berlin ein Treffen führender Repräsentanten der Warschauer-Pakt-

Staaten statt, bei dem der Generalsekretär des ZK der KPdSU, Gorbatschow, über die Ergebnisse 
seines Besuchs vom 7. bis 10. Dezember 1987 in den USA informierte. Vgl. dazu den Artikel „Treffen 
der führenden Repräsentanten der Teilnehmerstaaten des Warschauer Vertrages in Berlin“; NEUES 
DEUTSCHLAND vom 12. Dezember 1987, S. 1. 
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der sich eindeutig gegen die Integration Deutschlands in Westeuropa richte.18 
Hiergegen gebe es nur ein Mittel, nämlich die deutsch-französische und darüber 
hinaus die europäische Bindung. 
Staatspräsident Mitterrand erklärt, er habe mit großem Interesse die Haushalts-
rede des Bundeskanzlers gelesen, in der er sich für eine engere Zusammenarbeit 
in den Bereichen Sicherheit und Verteidigung, aber auch bei Wirtschaft und 
Währung, ausspreche.19 Er stelle fest, daß wir insbesondere in der Währungs-
frage nunmehr einen konstruktiven Standpunkt einnähmen. Dies sei ein wichti-
ger Wandel. 
Der Bundeskanzler erwidert, man müsse viele kleine Schritte tun, um voranzu-
kommen. Er fragt Staatspräsident Mitterrand sodann, welchen Eindruck er von 
der Persönlichkeit Ligatschows gehabt habe. 
Staatspräsident Mitterrand erwidert, Ligatschow trete auf wie ein Mann von 
der „Basis“, dem man den ehemaligen Arbeiter ansehe. Seine Sprache sei ohne 
jede Originalität; aber in der Sache habe er nicht den Eindruck gehabt, daß es 
zwischen Ligatschow und Gorbatschow Meinungsunterschiede gebe. Es sehe nicht 
so aus, als ob Ligatschow ein Rivale Gorbatschows oder gar der Aufpasser des 
Apparates für Gorbatschow sein sollte. Ligatschow sei eher der zweite Mann für 
Gorbatschow. 
Der Bundeskanzler erklärt, er habe über diese Fragen mit Honecker20, aber auch 
mit Schiwkow21 und dem ungarischen Ministerpräsidenten Grósz22 gesprochen. 
Von Honecker habe er nicht viel erfahren, aber Schiwkow und Grósz – und auch 
Kádár – hätten ihm versichert, daß Ligatschow in der Tat kein Rivale Gorba- 
tschows sei, sondern diesen unterstütze. Ligatschow sei mehr der Typ eines 
Beamten, der im übrigen nicht viel vom Westen wisse. Allerdings sei er auch 
darauf bedacht, nicht mit Gorbatschow unterzugehen. 

Bundeskanzleramt, AZ: 21-30 100 (56), Bd. 73 

 
18 Zur Diskussion um den Begriff „Mitteleuropa“ vgl. Dok. 95. 
19 Für den Wortlaut der Ausführungen des Bundeskanzlers Kohl am 24. November 1987 in der Haus-

haltsdebatte des Bundestags vgl. BT STENOGRAPHISCHE BERICHTE, 11. WP, 41. Sitzung, S. 2720–2729. 
20 Der Generalsekretär des ZK der SED, Honecker, hielt sich vom 7. bis 11. September 1987 in der 

Bundesrepublik auf. Vgl. dazu Dok. 244, Dok. 245, Dok. 255 und Dok. 258. 
21 Zum Gespräch des Bundeskanzlers Kohl mit Staatsratsvorsitzendem Schiwkow am 2. Juni 1987 

vgl. Dok. 158. 
22 Zum Gespräch des Bundeskanzlers Kohl mit Ministerpräsident Grósz am 7. Oktober 1987 vgl. 

Dok. 277. 



357 7. Dezember 1987: Gespräch zwischen Genscher und Andreotti 

1812 

357 

Gespräch des Bundesministers Genscher mit dem 
italienischen Außenminister Andreotti in Rom 

203-321.11 ITA 7. Dezember 19871 

Von BM noch nicht gebilligt 
Gespräch BM mit AM Andreotti am 7.12.1987 in Rom2 
1) BM ist am 7. Dezember 1987 in Rom zu zweistündigem außenpolitischen Mei-
nungsaustausch mit AM Andreotti zusammengetroffen. Auf italienischer Seite 
nahmen außerdem teil: Prof. La Pergola, Europaminister; Frau Agnelli, Staats-
sekretärin im Außenministerium; Botschafter Cavalchini, Kabinettschef des AM; 
Politischer Direktor Perlot im AM; Botschafter Fontana Giusti, diplomatischer 
Berater des Ministerpräsidenten; auf deutscher Seite: Botschafter Ruth, MDg 
Jansen, MDg Fiedler und RL 2033 als Note-taker. 
Im Mittelpunkt des Gesprächs standen EG-Fragen nach dem Gipfel in Kopen-
hagen4, die Vorbereitung des deutsch-italienischen Treffens der Regierungschefs 
und AM im Februar 1988 in Taormina5, Irak/Iran, die Vorbereitung der NATO-
Außenministerkonferenz in Brüssel6 sowie WEU und Abrüstungsfragen. 
2) Im einzelnen: EG-Fragen 
BM wies eingangs darauf hin, daß er dem Zusammentreffen mit seinem italieni-
schen Kollegen nach dem Scheitern des ER in Kopenhagen und mit Blick auf den 
kommenden Gipfel in Brüssel7 besondere Bedeutung beimesse. Er habe bereits 
am Vortage im Auswärtigen Amt mit Frau StM Adam-Schwaetzer, dem zustän-
digen Staatssekretär8 und den leitenden Herren für europapolitische Fragen 
einen intensiven Gedankenaustausch über das weitere Vorgehen gehabt. Man 
werde beim nächsten Ministerrat9 einen Vorschlag für die Organisation unserer 
Arbeit während der deutschen EG-Präsidentschaft10 und für den nächsten Son-
dergipfel in Brüssel vorlegen. In diesem Zusammenhang interessiere ihn beson-

 
 1 Die Gesprächsaufzeichnung wurde von Vortragendem Legationsrat I. Klasse Kuhna am 8. Dezem-

ber 1987 gefertigt und am selben Tag an das Ministerbüro „mit der Bitte um Billigung durch BM“ 
geleitet.  
Hat Ministerialdirigent Jansen am 16. Dezember 1987 vorgelegen, der den Rücklauf an Referat 203 
verfügte. Dazu vermerkte er handschriftlich: „Bitte Vermerk so verteilen.“ Vgl. den Begleitvermerk; 
Referat 206 (203), Bd. 140532. 

 2 Bundesminister Genscher hielt sich auf dem Weg nach Ägypten, das er am 7./8. Dezember 1987 
besuchte, am 7. Dezember 1987 in Italien auf. Dort führte er ein Gespräch mit Papst Johannes Paul II. 
im Vatikan und eröffnete gemeinsam mit dem italienischen Außenminister Andreotti das umgebaute 
Goethe-Institut in Rom. 

 3 Karl-Heinz Kuhna. 
 4 Zur Tagung des Europäischen Rats am 4./5. Dezember 1987 vgl. Dok. 358. 
 5 Bundesminister Genscher und Staatsminister Stavenhagen, Bundeskanzleramt, führten am 9. Fe-

bruar 1988 Gespräche mit Ministerpräsident Goria und dem italienischen Außenminister Andreotti 
in Rom. Vgl. dazu AAPD 1988. 

 6 Zur NATO-Ministerratstagung am 11. Dezember 1987 vgl. Dok. 369. 
 7 Die Tagung des Europäischen Rats fand am 11./12. Februar 1988 statt. Vgl. dazu AAPD 1988. 
 8 Hans Werner Lautenschlager. 
 9 Die EG-Ministerratstagung fand am 14. Dezember 1987 in Brüssel statt. 
10 Die Bundesrepublik hatte die EG-Ratspräsidentschaft vom 1. Januar bis 30. Juni 1988 inne. 
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ders das Urteil von AM Andreotti über die Gespräche in Kopenhagen und die 
italienischen Erwartungen an den kommenden Gipfel in Brüssel. Er sei über-
zeugt, man könne in Brüssel ein Ergebnis erreichen. In Kopenhagen habe man 
eigentlich dort anfangen müssen, wo man am Freitag11 mit den Diskussionen 
aufgehört habe. Die Zeit sei allen unter den Händen weggelaufen. 
AM erwiderte, er sei selbst darüber erstaunt gewesen, daß die dänische Präsi-
dentschaft12 eine so lange Diskussion zugelassen habe, ohne zu Schlußfolgerun-
gen für die praktische Weiterarbeit zu gelangen. Die Vertagung der Diskussion 
auf den nächsten Tag, ohne die Probleme in den Griff bekommen zu haben, sei 
unnötig gewesen. Im übrigen halte er die Einschätzung von BM, man könne 
bei dem Gipfel im Februar zu einer Einigung gelangen, für realistisch. 
Bei den schwierigen Fragen der Landwirtschaftspolitik stünden nunmehr die 
Stillegung von landwirtschaftlichen Flächen sowie die Frage der direkten Hilfen 
im Vordergrund. I sei skeptisch, ob der Begriff der Schwellenproblematik bei 
letzteren ein geeignetes Kontrollinstrument bilden könne. Immerhin sei es in der 
Vergangenheit gelungen, die für die Mittelmeerstrukturpolitik aufzuwenden-
den Beträge von 1,8 Mrd. ECU auf 370 Mio. zu verringern. Andernfalls wäre 
man in ein bodenloses Finanzloch gefallen. 
Zum Strukturfonds13 habe die EGK Vorschläge unterbreitet, nach denen weite 
Regionen Frankreichs und Italiens nicht mehr gefördert werden könnten.14 I 
könne sich dem Vorschlag von F jedoch nicht anschließen, nur noch die ärmsten 
EG-MS zu berücksichtigen. Dies würde sonst den Wegfall der Förderung für I 
insgesamt bedeuten. Man würde sich dann genötigt sehen, umgekehrt den Weg-
fall jeglicher Strukturhilfen für die französischen Überseegebiete zu beantragen. 
Insofern biete der Vorschlag des BM, eine Verdoppelung des Strukturfonds bei 
gleichzeitiger Konzentration der Hilfe auf neue Mitgliedstaaten sowie I und GR 
ggfs. einen guten Kompromiß. 
BM betonte, sowohl BK als auch er hätten in Kopenhagen nur von „betroffenen 
Ländern“ gesprochen. Ihm sei bewußt, daß I nur zustimmen könne, wenn es 
bis zu einem gewissen Grad an dem Strukturfonds beteiligt bleibe. Er sehe das 
Problem Italiens und werde sich bemühen, daß es bei dem Vorschlag der EGK 
berücksichtigt werde. Wie das geschehen solle, müsse im engsten Kreis vertrau-
lich besprochen werden. 
AM betonte, I sei durchaus aufgeschlossen gegenüber den Überlegungen, eine 
vierte Ressource15 zu erschließen, um den EG-Haushalt zu erhöhen. Man müsse 
jedoch von dem System der Rückerstattungen loskommen. I werde einen Vor-
schlag unterbreiten, wie man dieses Dilemma lösen könne. Dies sollte möglichst 
bis 1989, spätestens aber bis zur Verwirklichung des gemeinsamen Binnen-
marktes 199216 gelöst sein. Hauptproblem blieben die Rückerstattungen an 
 
11 4. Dezember 1987. 
12 Dänemark hatte die EG-Ratspräsidentschaft vom 1. Juli bis 31. Dezember 1987 inne. 
13 Zur Reform der EG-Strukturfonds und zur Haltung der Bundesregierung vgl. Dok. 346, Anm. 5. 
14 Für die Vorschläge der EG-Kommission vom 5. Dezember 1987 (SN/4036/87) vgl. Referat 410, 

Bd. 141612. 
15 Zu den Vorschlägen der EG-Kommission, das Bruttosozialprodukt der Mitgliedstaaten als Teil der Be-

messungsgrundlage einer neuen vierten Einnahmeart einzuführen, vgl. Dok. 313, Anm. 8. 
16 Vgl. dazu Artikel 13 der Einheitlichen Europäischen Akte vom 17. bzw. 28. Februar 1986; BUNDES-

GESETZBLATT 1986, Teil II, S. 1107. 
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GB.17 Hier müßten sich entweder alle beteiligen oder niemand. Wenn EG tat-
sächlich einen Schaden durch die Gemeinsame Agrarpolitik erleide und diesen 
nachweisen könne, dann müßten auch alle übrigen EG-MS zahlen. I werde die 
deutsche Präsidentschaft bei einem Lösungsversuch jedenfalls voll unterstützen. 
BM dankte für diese klare Äußerung des italienischen AM. Er sei überzeugt, 
noch in Kopenhagen hätte man sich damit begnügen können, eine Vertagung 
dieses Problems bis 1988 zu erreichen. Für den neuen Gipfel in Brüssel wachse 
nunmehr der Druck, eine Gesamtlösung des Problems bis zum Jahre 1992 zu 
finden. Aus deutscher Sicht sei es vorzuziehen, an die Überlegungen über die 
Erschließung einer vierten Quelle anzuknüpfen. Dies sei besser als das Diffe-
renzierungssystem der EGK. Man müsse nunmehr zunächst die verschiedenen 
Modelle durchrechnen. Dabei sei auch eine Reihe von Zwischenlösungen denk-
bar. Schwieriger sei die Frage der Rückerstattungen an GB. Hierfür gebe es 
eigentlich keinen Anlaß. Allerdings wollten wir nicht im Wege stehen, wenn 
andere MS ihr helfen wollten. Leider hätten sich bereits zu viele Regierungen 
hierzu bereit erklärt. Finanziell werde dies allerdings ganz beträchtliche Aus-
wirkungen haben: Sofern man keinen Finanzausgleich an GB zahlen wolle, be-
laufe sich das Haushaltsdefizit der Gemeinschaft lediglich auf 600 Mio. ECU. 
Wenn man allerdings den Vorstellungen von Frau Thatcher Rechnung tragen 
wolle, werde der Differenzbetrag auf 4 Mrd. ECU ansteigen. Keine deutsche 
Regierung könne dies mitmachen, da wir dann de facto als einziger Nettozahler 
übrigblieben. Frau Thatcher sage zwar, GB bleibe auch in diesem Falle noch der 
zweitgrößte Nettozahler. Hier müsse man jedoch die unterschiedlichen Relatio-
nen sehen: Auch bei einem Brandschaden mache es einen erheblichen Unter-
schied, ob einem Geschädigten das ganze Haus abbrenne, während der Nachbar 
nur seine Garage verliere. Man brauche jetzt vernünftige Vorschläge zur Gestal-
tung der vierten Ressource. Hierzu werde D mit I Kontakt aufnehmen. 
3) Gemeinsames Auftreten von D und I bei Genfer Abrüstungskonferenz18 
AM kam auf bereits früher gemachten Vorschlag von BM zurück, beide Außen-
minister sollten in Genf gemeinsam auftreten, um der Abrüstungskonferenz über 
CW-Waffen neue Impulse zu geben.19 Er halte dies für eine nützliche Anregung 
und schlage vor, gemeinsam nach Genf zu fahren. 
BM stimmte zu. Er habe hierfür ursprünglich einen Termin für den 2. Februar 
1988 vorgesehen. Da dieses Datum jedoch mit dem gemeinsamen AM-Konklave 
am 1. und 2. Februar 1988 kollidieren könnte, solle man versuchen, für ein ge-
meinsames Auftreten in Genf Donnerstag, den 4. Februar 1988, einzuplanen. 
Falls italienische Seite diesem Datum zustimmen könne, sollten die Abrüstungs-
beauftragten beider Seiten die Reden aufeinander abstimmen.20 
AM stimmte zu. 

 
17 Zur Regelung des britischen Beitrags zum EG-Haushalt vgl. Dok. 313. 
18 Zur Genfer Abrüstungskonferenz (CD) vgl. Dok. 233. 
19 Im Gespräch mit dem italienischen Außenminister Andreotti am 28. September 1987 schlug Bun-

desminister Genscher ein gemeinsames Auftreten mit seinem Kollegen vor dem Plenum der Genfer 
Abrüstungskonferenz (CD) vor. Vgl. dazu die Gesprächsaufzeichnung; Referat 206 (203), Bd. 140531.  
Für das deutsch-italienische Regierungsgespräch am selben Tag vgl. Dok. 271. 

20 Ministerialdirigent von Ploetz und der stellvertretende Abteilungsleiter im italienischen Außenmini-
sterium, Negrotto, führten am 15./16. Dezember 1987 sicherheitspolitische Gespräche in Rom. In 



7. Dezember 1987: Gespräch zwischen Genscher und Andreotti 357 

1815 

4) Vorbereitung der deutsch-italienischen Regierungskonsultationen am 9./ 
10. Februar in Taormina 
AM wies darauf hin, daß Mitarbeiter beider Seiten bereits an einem Entwurf für 
eine gemeinsame deutsch-italienische Erklärung anläßlich des bilateralen Gipfels 
arbeiteten. Er halte es für nützlich, wenn die Abstimmung fortgesetzt werde, 
damit die Erklärung bei dem nächsten Gipfel verabschiedet werden könne. I sei 
weiterhin stark an dem Zustandekommen des Gipfels zu dem festgesetzten Ter-
min (9./10.2.88) in Taormina interessiert. 
BM machte darauf aufmerksam, daß sowohl der deutsch-italienische als auch 
der deutsch-britische Gipfel21 kurz vor dem ER in Brüssel stattfinden würden. Er 
werde am Mittwoch (9.12.) mit BK besprechen, ob es vernünftig sei, angesichts 
der umfangreichen und schwierigen Vorbereitungen für den ER an dem Termin 
für bilaterale Gipfelkonsultationen festzuhalten. Möglicherweise werde man die 
Zeit brauchen, um Einzelgespräche in den europäischen Hauptstädten zur Vor-
bereitung des ER zu führen. Hierüber werde er die italienische Seite in Kürze 
unterrichten. Im übrigen halte auch er die Durchführung des deutsch-italieni-
schen Gipfels zu einem möglichst frühen Zeitpunkt für wichtig. 
Fortsetzung des Gesprächs während des Mittagessens. 
5) Konflikt Irak/Iran 
Beide Minister äußerten sich besorgt darüber, daß die Zeit für die Implementie-
rung der SR-Resolution 59822 (Vermittlungsaktion des VN-GS) nunmehr knapp 
werde. Sofern der Iran seine angekündigte Winteroffensive verwirkliche, sei eine 
Lösung weiter entfernt denn je. Man dürfe Iran keine Chance geben, den Kon-
flikt im Golf auszuweiten. 
BM bat sodann MDg Fiedler, über seine jüngste Reise nach Teheran zu be-
richten.23 
Dg 31 berichtete, er habe in Teheran den Eindruck gewonnen, niemand glaube 
an eine größere Offensive. Kleine oder mittlere Aktionen des Iran seien dagegen 
nicht unwahrscheinlich, um militärische Schwachstellen beim Irak herauszufin-
den, in die man dann nachstoßen könne. Der Iran habe auf der Linie des Briefes 
vom 30.10. an den VN-GS24 argumentiert. AM Velayati25 habe bei seinem Besuch 
 
Fortsetzung Fußnote von Seite 1814 
 deren Zentrum standen „die Lage im Bündnis nach Abschluß des INF-Abkommens und der NATO-

Ministerkonferenz (Schwerpunkt: Strategiefragen; Ziffern 7 und 8 der Reykjavik-Erklärung) sowie 
WEU und deutsch-französische sicherheitspolitische Zusammenarbeit“. Vgl. die Aufzeichnung von 
Ploetz vom 22. Dezember 1987; VS-Bd. 12092 (201); B 150, Aktenkopien 1987.  
Für den Wortlaut der Rede des Bundesministers Genscher am 4. Februar 1988 vor der Genfer Ab-
rüstungskonferenz vgl. BULLETIN 1988, S. 192–196. 

21 Bundeskanzler Kohl und Premierministerin Thatcher führten am 2. Februar 1988 Gespräche in Lon-
don. Vgl. dazu AAPD 1988. 

22 Zur Resolution Nr. 598 des VN-Sicherheitsrats vom 20. Juli 1987 vgl. Dok. 221, Anm. 6. 
23 Ministerialdirigent Fiedler hielt sich vom 27. bis 30. November 1987 im Iran. In Teheran traf er 

u. a. mit dem iranischen Außenminister Velayati zusammen. Vgl. dazu den Drahtbericht Nr. 2015 
des Botschaftsrats I. Klasse Trömel, Teheran, vom 30. November 1987, sowie die Aufzeichnung von 
Fiedler vom 2. Dezember 1987; Referat 230, Bd. 158100. 

24 Zu den Vermittlungsbemühungen des VN-Generalsekretärs Pérez de Cuéllar im irakisch-iranischen 
Krieg vgl. Dok. 296, Anm. 22.  
Botschafter Graf York von Wartenburg, New York (VN), berichtete am 30. Oktober 1987: „Nachdem die 
irakische Antwort auf die detaillierte ‚Ausarbeitung‘ des VN-GS vom 15.10. bereits seit 28.10. in der 
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in New York26 den Eindruck einer geschickten Öffentlichkeitsarbeit vermittelt. 
Der Iran spiele vermutlich weiter auf Zeit. Nunmehr stehe der Besuch des stell-
vertretenden Außenministers Larijani27 in New York bevor28. SR werde über das 
weitere Vorgehen zu entscheiden haben. Die Marge der Optionen sei sehr gering 
geworden. 
AM bestätigte, er habe den Eindruck, daß Iran sich in jüngster Zeit eher rück-
wärts bewege. Dies sei auch bei dem Besuch von AM Velayati29 in Rom deut-
lich geworden.30 Die iranischen Forderungen seien inzwischen immer höher 
geschraubt worden. Umgekehrt fühle sich der Irak von allen geschützt. Irak halte 
weiter daran fest, man müsse erst das Feuer einstellen, um dann die weiteren 
Fragen einschließlich Kriegsschuld zu besprechen. Nach italienischer Auffassung 
müsse der VN-GS nunmehr auf Gleichzeitigkeit des Verfahrens bestehen. Im 
Grunde könne die vorgesehene Waffenstillstandskommission rasch über die Frage 
der Kriegsschuld entscheiden, da der Krieg faktisch vom Irak begonnen worden 
sei. Man müsse hier einen Kompromißtext aushandeln, der die Einstellung der 
Kampfhandlungen gewährleiste, gleichzeitig aber auch die Aktivierung der Waf-
fenstillstandskommission zum Inhalt habe. 

Fortsetzung Fußnote von Seite 1815 
irakischen Mission vorliegt, ist heute (30.10.) auch die Antwort Teherans in der iranischen Mission 
eingetroffen.“ Wegen der Abwesenheit des VN-Generalsekretärs würden beide Konfliktparteien das 
Schreiben aber erst nach dessen Rückkehr am 2. November 1987 überreichen. Vgl. den Drahtbericht 
Nr. 2740; Referat 230, Bd. 158099.  
Am 3. November 1987 übermittelte York das Schreiben des iranischen Außenministers Velayati 
vom 30. Oktober 1987. Dazu teilte er mit: „Text wurde uns von iranischer Mission mit der Bitte um 
absolute Vertraulichkeit übergeben. Vertretung bittet dringend, Kenntnis des Textes nicht nach außen 
zu offenbaren.“ Vgl. den Drahtbericht Nr. 2789; Referat 230, Bd. 158099.  
Legationsrat I. Klasse Linder resümierte am 4. November 1987, Pérez de Cuéllar habe sich am 2. No-
vember 1987 „vom Inhalt der Briefe – insbesondere des irakischen – enttäuscht“ gezeigt: „Iran hat 
sich zum Parallelansatz – gleichzeitiger Beginn des Waffenstillstandes und Einsetzung des Kriegs-
schuldprüfungsgremiums – nicht klar geäußert. Zum Truppenrückzugsplan wurde ein komplexer 
Bedingungszusammenhang dargelegt. Irak ist mit seiner Stellungnahme hinter bisherige Positionen 
zurückgefallen, der Brief bedeutet einen Rückschritt. Irak beharrt nun vor der Diskussion über weitere 
operative Elemente der Resolution auf Truppenrückzug als erstem Schritt. Außerdem soll der Rückzug 
zehn Tage nach Beginn des Implementierungsprozesses (D-Day) abgeschlossen sein. Irak hat auch 
die Bestimmung in dem Implementierungsplan des VN-GS vom 16.9. abgelehnt, wonach diesem im 
Falle der Nichteinigung über einzelne Punkte ein Entscheidungsrecht zukommt.“ Vgl. Referat 230, 
Bd. 158099. 

25 Korrigiert aus: „Larijani“. 
26 Der iranische Außenminister Velayati begleitete Präsident Khamenei bei dessen Reise zur VN-

Generalversammlung.  
Zum Gespräch des Bundesministers Genscher mit Khamenei und Velayati am 22. September 1987 
in New York vgl. Dok. 267. 

27 Korrigiert aus: „Velayati“. 
28 Der stellvertretende iranische Außenminister Larijani führte vom 2. bis 4. Dezember 1987 Gespräche 

in New York. Botschafter Graf York von Wartenburg, New York (VN), berichtete am 3. Dezember 
1987, der Persönliche Referent des VN-Generalsekretärs, Picco, habe vertraulich mitgeteilt, die Ge-
spräche Larijanis mit Pérez de Cuéllar seien enttäuschend verlaufen: „Zwar sei Larijani nicht grund-
sätzlich hinter die bisherigen Teheraner Zusagen zurückgegangen, allerdings habe er bei den kritischen 
Punkten, bei denen Iran bisher in den Gesprächen mit VN-GS konstruktive ‚Ambiguität‘ zeigte, Präzi-
sierungen gegeben, die keine positive Auslegung mehr zuließen.“ Vgl. den Drahtbericht Nr. 3372; 
Referat 230, Bd. 158100. 

29 Korrigiert aus: „Larijani“. 
30 Der italienische Außenminister Andreotti und der iranische Außenminister Velayati führten am 

2. Juli 1987 Gespräche in Rom. 
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BM ergänzte, die Erklärung der Arabischen Liga auf dem Gipfel in Amman31 
und die jüngsten Äußerungen von Gromyko32 wiesen in dieselbe Richtung. Na-
mentlich Gromyko habe auf den Iran Druck ausüben wollen, schon um den Ein-
druck zu vermeiden, die SU habe sich etwa vor dem Treffen Reagan – Gorbatschow 
in Washington33 nicht weit genug im Golf-Konflikt bewegt. 
AM hierzu abschließend: Sofern es zu einem weiteren Vorschlag des VN-GS in 
dieser Frage kommen sollte, werde die SU aller Voraussicht nach kein Veto im 
SR hiergegen einlegen. 
6) NATO-AM-Konferenz in Brüssel 
BM wies darauf hin, alles hänge jetzt von dem Ergebnis der Gespräche in Wa-
shington ab. Wir wollten zunächst die Haltung der Partner zum Ergebnis und 
zum weiteren Procedere hören. Jedenfalls werde die Abrüstungsfrage nicht durch 
das INF-Abkommen erledigt. Der nächste Schritt sei es, bei der Abrüstungskon-
ferenz in Genf Fortschritte zu erzielen. Vor allem müsse nunmehr auch zu 
konventionellen Fragen etwas gesagt werden. Dies sei das große Problem. Dies 
müsse auch der Osten erkennen und sich zu asymmetrischen Abrüstungsver-
handlungen bereit erklären. Leider fehle es im Westen noch an einer einheitlichen 
Linie. Er habe noch heute morgen in einem Radio-Interview gesagt, man müsse 
Gorbatschow beim Wort nehmen, aber er müsse den Worten dann auch Taten 
folgen lassen.34 
Im übrigen sei ihm die Unbeweglichkeit des Westens gegenüber der Möglichkeit 
eines Abbaus von Raketen kürzerer Reichweite unverständlich. In Reykjavik35 
habe man sich auf gleiche Obergrenzen verständigt. Er verstehe nicht die Angst 
vor einer totalen Null-Lösung, auch nicht die westlichen Klagen, daß man über 
weniger Raketen verfüge als der Osten. Gleichwohl müsse man deutlich sehen, 
daß der Verbleib von 650 sowjetischen Scud-Raketen in Mitteleuropa weiter ein 

 
31 Zur außerordentlichen Gipfelkonferenz der Arabischen Liga vom 8. bis 11. November 1987 vgl. Dok. 329. 
32 Botschafter Meyer-Landrut, Moskau, berichtete am 8. Dezember 1987: „Vors[itzender] des Präsidiums 

des Obersten Sowjets, Gromyko, empfing, für Moskauer Verhältnisse ungewöhnlich, am 4.12.1987 
hiesigen iran[ischen] Botschafter Heirani Nobari, der eine Botschaft der iranischen Führung über-
brachte.“ Gromyko habe die iranische Haltung kritisiert und auf „einer sofortigen Implementierung 
der VN-SR-Res[olution] 598“ bestanden: „Falls dies nicht geschehe, könnte Frage weiterer Schritte, 
die eine Implementierung sicherstellen, auf die TO gesetzt werden.“ Meyer-Landrut folgerte: „War 
die SU lange bemüht, einer Belastung der mühsam aufgebauten Dialogbeziehung zu Iran durch eine zu 
eindeutige Stellungnahme zu einer Sanktionsresolution aus dem Weg zu gehen […], so wird die Lage 
jetzt offenbar anders eingeschätzt.“ Vgl. den Drahtbericht Nr. 3908; Referat 230, Bd. 158100. 

33 Der Generalsekretär des ZK der KPdSU, Gorbatschow, besuchte die USA vom 7. bis 10. Dezember 
1987. Vgl. dazu Dok. 360, Dok. 364 und Dok. 365. 

34 In einem Interview mit dem Deutschlandfunk betonte Bundesminister Genscher die Rolle der Bun-
desregierung beim Zustandekommen und der Implementierung des NATO-Doppelbeschlusses vom 
12. Dezember 1979, der die doppelte Null-Lösung im bevorstehenden INF-Abkommen ermöglicht 
habe. Dies sei allerdings nur der Auftakt zu weiteren Abrüstungsschritten: „Wir sind jetzt dabei, in der 
NATO unsere Vorstellungen von der konventionellen Abrüstung einzuführen, und hier gibt es eine 
östliche Überlegenheit, was der Osten auch gar nicht bestreitet; nachdem Gorbatschow seinen Worten 
Taten folgen ließ bei den Mittelstreckenraketen, glaube ich, daß wir Anlaß zu der Annahme haben, 
daß das auch geschehen wird bei der konventionellen Abrüstung. Wir bemühen uns darum, daß die 
Verhandlungen über chemische Waffen im kommenden Jahr abgeschlossen werden können, und zwar 
über das weltweite Verbot der chemischen Waffen, und wir bereiten Verhandlungen vor auch für glei-
che Obergrenzen bei den Raketen kürzerer Reichweite.“ Vgl. die Pressemitteilung Nr. 1234/87 vom 
7. Dezember 1987; Referat 013, Bd. 179068. 

35 Zur NATO-Ministerratstagung am 11./12. Juni 1987 vgl. Dok. 170 und Dok. 174. 
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Störfaktor bleibe, der eine Bedrohung für nahezu die Hälfte aller Bündnispart-
ner darstelle. Hier müßten wir gemeinsam auf weitere Abrüstungsfortschritte 
drängen. Es dürfe keine Abrüstungspause eintreten. Darüber hinaus strebten 
wir eine Verbesserung des West-Ost-Verhältnisses allgemein an. 
In dem Plattform-Papier der WEU36 seien gute Formulierungen zur Entspannung 
enthalten. Leider müßten diese Formulierungen nunmehr in der NATO völlig neu 
diskutiert werden. Dies sei nicht logisch. Bei dem NATO-AM-Treffen müßten wir 
daher deutlich machen, daß eine sehr politische Erklärung benötigt werde, nicht 
nur eine Beifallskundgebung für das Ergebnis der Gespräche in Washington. 
AM erwiderte, er habe den Eindruck, daß bei den letzten NATO-Ratstagungen 
Grundgedanken der Plattform bereits eine arbeitsfähige Grundlage gebildet hät-
ten. US-AM Shultz habe von einer Parallelität des Vorgehens bei konventionel-
len und strategischen Waffen gesprochen, auch bei Raketen kürzerer Reichweite. 
Er persönlich glaube, daß der Gedanke eines parallelen Vorgehens neue Geltung 
habe. Namentlich mit Blick auf die konventionellen Kräfte müsse der Westen 
den politischen Willen bekunden, ein Gleichgewicht der Rüstung auf möglichst 
niedrigem Niveau herzustellen. Dies sei der Grundgedanke der Plattform. Das 
Treffen der NATO-AM am kommenden Freitag37 solle den Eindruck vermitteln, 
daß man mit dem bisher Erreichten zwar zufrieden sei, gleichwohl aber weitere 
Fortschritte erreichen müsse. 
Nach dem Abbau von Nuklearwaffen in Teilbereichen komme es nunmehr 
auch auf das konventionelle Gleichgewicht an. Hier brauche man vernünftige 
Vorschläge. Ein entsprechender Beschluß sollte nicht zu schwierig zu erreichen 
sein. Er wisse zwar, daß beide europäische Nuklearmächte, F und GB, mit den 
bisher erreichten nuklearen Abrüstungsvereinbarungen nicht sehr zufrieden 
seien. Frau Thatcher werde aber möglicherweise nach ihrem Sondertreffen mit 
Gorbatschow versöhnlicher gestimmt sein.38 Das Hauptproblem bleibe F. 
BM ergänzte, der Abbau der strategischen Waffen sei für uns entscheidend. Die-
jenigen Staaten, die bisher noch keine derartigen Waffensysteme besessen hät-
ten, dürften durch den Gang der Verhandlungen auf keinen Fall ermuntert wer-
den, solche nunmehr anzuschaffen. 
Botschafter Ruth betonte, aus seiner langjährigen Kenntnis des Abrüstungs-
geschäfts39 erschienen ihm zwei Ergebnisse wichtig: 
– Die USA müßten auch konventionell in Europa präsent bleiben. 
– Die Europäer müßten in Fragen der nuklearen Abrüstung ein Mitspracherecht 

behalten. 
Der gegenwärtige Vertrag sei aus unserer Sicht zu begrüßen. Das Treffen Reagan/ 
Gorbatschow werde zu einem spektakulären Vertrag über den Abbau strategi-
scher Waffen führen. Dadurch sei die Aufmerksamkeit auf die bilaterale nukleare 
Abrüstung gelenkt worden. Dadurch werde allerdings auch die Gefahr begründet, 

 
36 Zur „Plattform der Europäischen Sicherheitsinteressen“ vgl. Dok. 297, Anm. 27. 
37 11. Dezember 1987. 
38 Zum Treffen der Premierministerin Thatcher mit dem Generalsekretär des ZK der KPdSU, Gorba-

tschow, am 7. Dezember 1987 in Brize Norton vgl. Dok. 359. 
39 Friedrich Ruth war von 1977 bis 1986 Abrüstungsbeauftragter der Bundesregierung. 
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daß Abrüstungsgespräche künftig nur noch bilateral zwischen den Supermäch-
ten geführt werden. Um dies zu verhindern, müßten wir uns aktiv an den CW-
Abrüstungsgesprächen in Genf40 beteiligen, an denen Europa ein fundamentales 
Interesse habe. 
AM stimmte dieser Auffassung zu. Dabei dürfe nie der Eindruck vermittelt wer-
den, als ob die Europäer im Gegensatz zu den USA stünden. Insofern komme 
der KSZE besondere Bedeutung zu, da Kanada und USA hierbei als Mitglieder 
der europäischen Interessengemeinschaft festgeschrieben worden seien. Vor allem 
sei es wichtig, sich nicht nur auf das Urteil der eigenen militärischen Fachleute 
zu verlassen, die oft eine übertriebene Sicherheitstendenz verfolgten. 
BM hierzu: Er halte gerade auf diesem Gebiet den Primat der Politik für wesent-
lich. Dazu gehöre, daß die Generale die Sicherheit gewährleisteten. Die politischen 
Erklärungen allerdings müßten von den Politikern abgegeben werden. Hierzu 
fühle er sich besonders der Jugend gegenüber verpflichtet, der man klarmachen 
müßte, warum sie ihre Wehrpflicht zu leisten habe. Er hoffe, daß es in Washing-
ton gelingen werde, darzutun, daß der INF-Vertrag41 eine ursprüngliche Idee des 
Westens war, nicht von Gorbatschow. 
AM pflichtete dieser Auffassung bei. Die Richtigkeit des NATO-Doppelbeschlus-
ses42 habe sich jetzt bestätigt. 
Zum Thema der konventionellen Abrüstung wolle er noch anmerken, bei den 
Wiener Gesprächen43 sei nach seinem Eindruck bisher nur Konversation betrie-
ben worden. Namentlich die USA hätten noch viel dazuzulernen. Hier wie auch 
bei den Nahost-Gesprächen erweise es sich als Nachteil, daß die politischen 
Führungskräfte in den USA zu schnell ausgewechselt wurden. Dies sei ein 
Strukturfehler, den sich eine Weltmacht wie die USA im Grunde nicht erlauben 
könne. 

Referat 206 (203), Bd. 140532 

 
40 Zu den Verhandlungen über ein Verbot chemischer Waffen in Genf vgl. Dok. 311, Anm. 2. 
41 Zur Unterzeichnung des INF-Vertrags am 8. Dezember 1987 vgl. Dok. 360. 
42 Für den Wortlaut des NATO-Doppelbeschlusses vom 12. Dezember 1979 vgl. NATO FINAL COMMUNI-

QUÉS 1975–1980, S. 121–123. Für den deutschen Wortlaut vgl. EUROPA-ARCHIV 1980, D 35–37. Vgl. 
dazu ferner AAPD 1979, II, Dok. 373, Dok. 375 und Dok. 376. 

43 Zu den Mandatsgesprächen über Konventionelle Rüstungskontrolle vgl. Dok. 355, Anm. 3. 
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Botschafter Ungerer, Brüssel (EG), an das Auswärtige Amt 

Fernschreiben Nr. 3683 Aufgabe: 7. Dezember 1987, 15.55 Uhr1 
Citissime Ankunft: 7. Dezember 1987, 16.23 Uhr 

Betr.: ER 4./5.12.1987 in Kopenhagen2; 
hier: Ergebnis im Überblick 

Zur Unterrichtung 
1) ER verabschiedete drei Erklärungen zu 
– Ost-West-Beziehungen, 
– Naher und Mittlerer Osten sowie 
– Afghanistan.3 
2) Zum inhaltlichen Schwerpunktthema – Delors-Paket4 – war noch keine end-
gültige Entscheidung über die Grundsatzfragen möglich. Hier konnte sich der ER 
nur auf die folgenden vier Prinzipien einigen: 
– Die Strukturfonds5 werden deutlich erhöht und konzentriert, 
– es wird eine vierten Einnahmequelle6 geschaffen, 
– es werden Stabilisatoren in die GAP eingeführt, 
– der Grundsatz der HH-Disziplin7 wird bestätigt. 
Der ER hat sich deshalb auf den 11./12. Februar 1988 in Brüssel vertagt.8 
3) Vertagung wurde notwendig, weil der von der Präsidentschaft9 am Morgen des 
zweiten Verhandlungstages vorgelegte Globalkompromiß10 nicht die Vorausset-
zungen eines ausgewogenen, für alle zwölf MS annehmbaren Kompromißpakets 
erfüllte. Das Präsidentschaftspapier basierte weitgehend auf KOM-Vorschlägen 
und begünstigte GB mit seinen Forderungen zur Agrarpolitik und beim GB-
Ausgleich11. 

 
 1 Das Fernschreiben wurde von Botschaftsrat Hennig, Brüssel (EG), konzipiert.  

Hat Vortragendem Legationsrat Richter am 7. Dezember 1987 vorgelegen, der die Weiterleitung an 
Vortragenden Legationsrat I. Klasse Schilling verfügte.  
Hat Schilling am 8. Dezember 1987 vorgelegen. 

 2 Zum Verlauf der Tagung des Europäischen Rats vgl. ferner die Aufzeichnung des Botschaftsrats 
Hennig, Brüssel (EG), vom 4./5. Dezember 1987; Referat 412, Bd. 168707. 

 3 Für den Wortlaut der Erklärungen des Europäischen Rats am 4./5. Dezember 1987 in Kopenhagen 
zu den Ost-West-Beziehungen, zum Nahen und Mittleren Osten sowie zu Afghanistan vgl. EUROPA-
ARCHIV 1988, D 143 f. 

 4 Zu den Vorschlägen der EG-Kommission vom 15. Februar 1987 („Delors-Paket“) vgl. Dok. 51 und 
Dok. 69. 

 5 Zur Reform der EG-Strukturfonds und zur Haltung der Bundesregierung vgl. Dok. 346, Anm. 5. 
 6 Zu den Vorschlägen der EG-Kommission, das Bruttosozialprodukt der Mitgliedstaaten als Teil der 

Bemessungsgrundlage einer neuen vierten Einnahmeart einzuführen, vgl. Dok. 313, Anm. 8. 
 7 Zu den Vorschlägen der EG-Kommission zur Haushaltsdisziplin vgl. Dok. 315, Anm. 24. 
 8 Zur Tagung des Europäischen Rats vgl. AAPD 1988. 
 9 Dänemark hatte die EG-Ratspräsidentschaft vom 1. Juli bis 31. Dezember 1987 inne. 
10 Vgl. dazu das Papier „Aufzeichnung des Vorsitzes“ der dänischen EG-Ratspräsidentschaft vom 5. De-

zember 1987 (SN/3919/2/87); Referat 410, Bd. 141612. 
11 Zur Regelung des britischen Beitrags zum EG-Haushalt vgl. Dok. 313. 
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3.1) Die Agrar-Leitlinie enthielt nicht die aus unserer Sicht notwendige jährliche 
Steigerung bis zur vollen Höhe des BSP-Wachstums, was eine Herabstufung 
der Landwirtschaft gegenüber anderen Gemeinschaftspolitiken bedeutet hätte. 
Auch die Garantieschwelle bei Getreide von 158 Mio. t lag unter dem für uns 
und F akzeptablen Niveau von mindestens 160 Mio. t. Kompromißvorschlag kam 
darüber hinaus unserem Ansatz einer gezielten EG-weiten Mengenrückführung 
(set aside) nur unzureichend entgegen. 
3.2) Bei der Berichtigung der Ungleichgewichte (GB-Ausgleich) sah der Präsident-
schaftskompromiß faktisch eine Perpetuierung von Fontainebleau12 vor. Dies 
war für eine ganze Reihe von Delegationen nicht akzeptabel. 
3.3) Bei den Strukturfonds hätte das Präsidentschaftspapier bis 1992 zu einer Er-
höhung von 11,4 Mrd. ECU real (d. h. mehr als die von uns genannten 50 v. H. 
nominal) und zu realer Verdopplung bis 1995 geführt. Für die südlichen MS war 
selbst diese Erhöhung nicht ausreichend. 
3.4) Die vorgeschlagene Ausgestaltung der vierten Einnahmequelle als Differenz 
zwischen dem BSP und 1,4 v. H. MwSt.-Bemessungsgrundlage mit Degressivität 
auf 1,0 v. H. bis 1992 lehnte I kategorisch ab. 
4) Wir bedauern, daß ein Kompromiß auf dieser Grundlage nicht möglich war. 
Die D-Seite war bereit, ihren Beitrag zur Verabschiedung des Delors-Pakets zu 
leisten. Davon zeugt die vom BK angedeutete Bereitschaft, bei den Eigenmitteln 
der Gemeinschaft für 1992 bis 1,3 v. H. des Gesamtbetrags des BSP der Gemein-
schaft zu akzeptieren sowie die von uns genannte 50-prozentige nominale Steige-
rung der Ausgaben für die Strukturfonds. Daß die in Kopenhagen angestrebten 
Grundsatzentscheidungen nicht zu treffen waren, ist angesichts der Herausfor-
derungen, vor die sich die Gemeinschaft z. Zt. gestellt sieht, bedauerlich. Kopen-
hagen hat gezeigt, daß die Zeit nicht zuletzt auch wegen der Komplexität der 
anstehenden Fragen für eine politische Lösung noch nicht reif war. 
5) Es wird nun Aufgabe der D-Präsidentschaft ab 1.1.1988 sein, die Positionen 
insbesondere in den Bereichen Landwirtschaft, Strukturfonds und GB-Ausgleich 
soweit anzunähern, daß Entscheidungen über die politisch relevanten Fragen 
des Delors-Pakets möglich werden. Die Einigung der Zwölf über die internen 
Probleme der Gemeinschaft ist auch vor dem Hintergrund externer Faktoren, 
namentlich der weltwirtschaftlichen Entwicklung und den Ereignissen an den 
Devisenmärkten und Börsen13, dringend geboten. Hierzu ist jedoch politischer 
Wille und ein Minimum an Kompromißbereitschaft aller Beteiligten vonnöten. 
Eine weitere substantielle Verzögerung der Reform der Gemeinschaft könnte 
auch zu Zeitverschiebungen für die Verwirklichung des Binnenmarktes14 füh-
ren, ein Thema, das wir zu einem Schwerpunkt unserer Präsidentschaft machen 
wollen. 

[gez.] Ungerer 
Referat 200, Bd. 134811 

 
12 Zur Tagung des Europäischen Rats am 25./26. Juni 1984 vgl. AAPD 1984, II, Dok. 181. 
13 Zur Krise an den internationalen Finanzmärkten vgl. Dok. 314. 
14 Vgl. dazu Artikel 13 der Einheitlichen Europäischen Akte vom 17. bzw. 28. Februar 1986; BUNDES-

GESETZBLATT 1986, Teil II, S. 1107. 
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Botschafter Hansen, Brüssel (NATO), an das Auswärtige Amt 

114-7101/87 VS-vertraulich Aufgabe: 8. Dezember 1987, 18.44 Uhr1 
Fernschreiben Nr. 1639 Ankunft: 8. Dezember 1987, 19.24 Uhr 
Citissime 

Betr.: Zwischenaufenthalt Gorbatschows in Großbritannien am 7.12.19872 

Zur Unterrichtung 
1) Bei „private luncheon“ 8.12. berichtete StV GB3 mit nachdrücklicher Bitte um 
vertrauliche Behandlung auf Grundlage Informierung Präsident Reagans durch 
PM Thatcher über Zwischenaufenthalt Brize Norton: 
Gorbatschow habe „lebhaften und zuversichtlichen“ Eindruck gemacht. Nichts 
habe auf Schwierigkeiten zu Hause hingedeutet. Er sei fest entschlossen, Reform-
kurs im eigenen Lande voranzubringen, und sei in eindrucksvoller Weise Pere-
stroika und Glasnost verpflichtet. Auch im Rüstungskontrollbereich wolle er 
– Schritt um Schritt – echte Fortschritte. Man habe Eindruck, daß GS nicht 
beabsichtige, START durch D + S-Komplex4 zu blockieren. 
2) Gespräche hätten in ausgezeichneter Atmosphäre stattgefunden. GS habe sich 
äußerst erfreut („highly delighted“) über INF-Vertrag5 geäußert. Thatcher habe 
im Hinblick auf Ratifizierung angeregt, bei Menschenrechtsfragen und hinsicht-
lich Afghanistans Entgegenkommen zu zeigen, doch sei die Reaktion darauf recht 
empfindlich („rather touchy“) gewesen. 
Zu Afghanistan habe PM zu Truppenrückzug im nächsten Jahr geraten. GS habe 
gemeint, westliche Versorgung Widerstandskämpfer mit Waffen würde Lösung 
hinauszögern. Bei Entscheidung müßten alle Elemente („all components“) berück-
sichtigt werden. In Sachen Menschenrechte habe PM angeregt, voranzumachen 
(„step up“). Sie habe vor allem für stärkere jüdische Auswanderung, Familien-
zusammenführung und Änderung „repressiver Gesetze“ plädiert. GS habe „stach-
lig“ („prickly“) reagiert. Man werde das tun, was man für richtig halte. 
Hinsichtlich START habe sich Gorbatschow optimistisch gegeben. PM habe zu 
„glaubwürdigen“ Vorschlägen vor allem bei Verifizierung mobiler Systeme ge-
raten, worauf GS sich zuversichtlich geäußert habe, daß Problematik lösbar 
sei. 

 
 1 Hat Vortragendem Legationsrat I. Klasse Schneppen am 9. Dezember 1987 vorgelegen, der die Weiter-

leitung an Referat 213 verfügte. Dazu vermerkte er handschriftlich: „213 mit der Bitte um Übernahme 
zuständigkeitshalber. 205 hat Ablichtung.“  
Hat Vortragendem Legationsrat I. Klasse Heyken am 9. Dezember 1987 vorgelegen, der die Weiter-
leitung an Vortragenden Legationsrat Libal „z[ur] g[efälligen] K[enntnisnahme]“ und an Legationsrat 
I. Klasse Brett verfügte.  
Hat Libal und Brett am 9. Dezember 1987 vorgelegen. 

 2 Der Generalsekretär des ZK der KPdSU, Gorbatschow, war auf dem Weg in die USA, die er vom 
7. bis 10. Dezember 1987 besuchte. Vgl. dazu Dok. 364 und Dok. 365. 

 3 Michael Alexander. 
 4 „Defense-and-Space“-Komplex. 
 5 Zur Unterzeichnung des INF-Vertrags am 8. Dezember 1987 vgl. Dok. 360. 
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Bei Erörterung von SDI habe Gorbatschow ein „linkage“ zu START nicht er-
wähnt. Thatcher habe es als erforderlich bezeichnet, daß beide Seiten während 
gewisser Anzahl von Jahren ABM-Vertrag einhalten und daß beide Art und 
Weise einschlägiger Aktivitäten klarmachen („spell out“). Es gelte, Vorhersehbar-
keit sicherzustellen. Auf Frage Gorbatschows nach Verifizierung habe sie aus-
geführt, eine solche sei bei Forschung nicht möglich. Notwendig sei Zusage, sich 
an ABM-Vertrag zu halten, nicht zu dislozieren und sich über Absichten gegen-
seitig zu unterrichten. 
Zur Notwendigkeit von Kernwaffen im allgemeinen habe Thatcher erneut unter-
strichen, daß diesen weiterhin wichtige Rolle zukomme und daß britische Systeme 
zunächst von Verhandlungen ausgeschlossen sein müßten; man benötige ein 
absolutes („irreducible“) Minimum für Abschreckung. 
Gorbatschow habe auf hohe Priorität von KRK hingewiesen. Es sei damit zu 
rechnen, daß er diesen Punkt in Washington vorantreiben werde. Er habe be-
merkt, Westen sei bisher hier wie Katze um heißen Brei herumgeschlichen. Auch 
bei CW werde GS drängen. Er habe gemeint, daß britischer Enthusiasmus wohl 
von US gedämpft worden sei. PM habe Notwendigkeit angemessener Verifizie-
rung unterstrichen. 
3) Aus Gespräch zwischen Howe und Schewardnadse sei erwähnenswert: Letzte 
Hindernisse für INF-Vertrag seien erst in Nacht vor Abflug gelöst worden. Sche-
wardnadse habe – bemerkenswerterweise – Beitrag europäischer Alliierter ge-
würdigt. Abkommen stelle ersten Schritt auf kernwaffenfreie Welt hin dar. Bei 
CW habe er sich optimistisch geäußert, zu Verifikationsregime zu kommen. GB 
sei hier leider in letzter Zeit weniger aktiv gewesen. US und F machten SU 
Sorgen. 
Howe habe gesagt, KRK müsse sich auf nichtnukleare Waffen konzentrieren, 
doch habe er eingeräumt, dies schließe nicht notwendigerweise aus, daß man 
„Dual-capable“-Systeme erörtere. Schewardnadse habe letzterem zugestimmt 
und gemeint, das könne Grundlage für Kompromiß darstellen. (StV F6 unter-
strich insoweit, man sei strikt gegen Behandlung derartiger Systeme bei KRK, 
und er sei sicher, daß Äußerung Howes in Paris wenig Freude auslösen werde.) 

[gez.] Hansen 
VS-Bd. 13475 (213) 

 
 6 Gabriel Robin. 
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Botschafter Ruhfus, Washington, an das Auswärtige Amt 

Fernschreiben Nr. 5242 Aufgabe: 8. Dezember 1987, 22.01 Uhr1 
Citissime Ankunft: 9. Dezember 1987, 04.15 Uhr 

Betr.: Unterzeichnung des INF-Abkommens2 durch Präsident Reagan und  
Generalsekretär Gorbatschow in Washington am 8.12.19873 

In einer halbstündigen Zeremonie im Ostraum des Weißen Hauses fand heute 
mittag gegen 14.00 Uhr die Unterzeichnung des Vertrages statt, den Präsident 
Reagan als historische Vereinbarung und Generalsekretär Gorbatschow als große 
Chance auf dem Weg aus der Katastrophe bezeichnete. 
Erst zwölf Stunden vorher war es gelungen, die Arbeit am Vertragstext abzu-
schließen (in der vorliegenden Fassung 129 Seiten, davon 73 für das noch nicht 
veröffentlichte Datenmemorandum mit den genauen Angaben für alle erfaßten 
Waffen). 
Zur Unterzeichnungszeremonie waren neben dem Kabinett und vielen prominen-
ten Kongreßmitgliedern auch die Botschafter der Staaten der NATO und des 
Warschauer Paktes sowie einige weitere Botschafter gebeten worden. Kurzen 
Statements vor der Unterzeichnung folgten im Anschluß an die Zeremonie vom 
Fernsehen direkt übertragene Erklärungen beider Politiker aus dem offiziellen 
Bankettsaal des Weißen Hauses.4 Präsident Reagan nannte die Null-Lösung 
einen „entwaffnend einfachen“ Vorschlag. Er habe dennoch eine dramatische 
Veränderung des Denkens erfordert. Doch es sei gelungen, „diese unmögliche 
Vision Realität werden zu lassen“. Der Präsident ließ auch diese Gelegenheit 
nicht aus, trotz verbindlicher Form auf „die starken und grundsätzlichen mora-
lischen Unterschiede hinzuweisen, die zwischen beiden Staaten stünden“. In der 
Fernsehansprache5 erinnerte er daran, daß echtes internationales Vertrauen 
und Sicherheit unvorstellbar seien ohne offene Gesellschaften mit dem Recht 
auf freie Information, Gewissensfreiheit, der Freiheit zur Veröffentlichung und 
zum Reisen. Der Präsident unterließ es auch nicht, noch einmal auf die erheb-
lich größere Zahl zu vernichtender sowjetischer Waffen hinzuweisen. Während 

 
 1 Das Fernschreiben wurde von Legationsrat I. Klasse Gottwald, Washington, konzipiert.  

Hat Vortragendem Legationsrat I. Klasse Hofstetter am 9. Dezember 1987 vorgelegen, der die Weiter-
leitung an Vortragenden Legationsrat Wagner, Legationsrat I. Klasse Mülmenstädt und Legations-
sekretär Haller verfügte.  
Hat Wagner, Mülmenstädt und Haller vorgelegen. 

 2 Für den Wortlaut des amerikanisch-sowjetischen Vertrags vom 8. Dezember 1987 über die Beseitigung 
der Mittelstreckenwaffen kürzerer und mittlerer Reichweite vgl. UNTS, Bd. 1657, S. 4–595. Für den 
deutschen Wortlaut vgl. EUROPA-ARCHIV 1988, D 18–30 (Auszug). 

 3 Der Generalsekretär des ZK der KPdSU, Gorbatschow, besuchte die USA vom 7. bis 10. Dezember 
1987. Vgl. dazu auch Dok. 364 und Dok. 365. Vgl. dazu ferner FRUS 1981–1988, VI, S. 602–680. 

 4 Für den Wortlaut der Erklärungen des Präsidenten Reagan und des Generalsekretärs des ZK der 
KPdSU, Gorbatschow, bei der Unterzeichnung des INF-Vertrags am 8. Dezember 1987 vgl. PUBLIC 
PAPERS, REAGAN 1987, S. 1455 f. Für den deutschen Wortlaut vgl. EUROPA-ARCHIV 1988, D 16–18. 

 5 Für den Wortlaut der live im amerikanischen und sowjetischen Fernsehen gesendeten Ansprache 
des Präsidenten Reagan vom 8. Dezember 1987 vgl. PUBLIC PAPERS, REAGAN 1987, S. 1486 f. Für den 
deutschen Wortlaut vgl. AMERIKA-DIENST vom 9. Dezember 1987, S. 1–3. 
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Reagan in seiner Ansprache als weitere Schritte auf der Abrüstungsagenda stra-
tegische und konventionelle Waffen erwähnte, wies GS Gorbatschow noch zusätz-
lich auf die Notwendigkeit eines weltweiten CW-Verbotes hin. Der GS gab sich 
betont entschlossen und aktiv, er zitierte Ralph Waldo Emerson „the reward of 
a thing well done is to have done it“6, und fügte hinzu: „Also belohnen wir uns, 
indem wir uns an die Arbeit machen“. In seiner Fernsehansprache nannte Gor-
batschow den Vertrag eine große Wasserscheide in den internationalen Bezie-
hungen.7 Unter Berufung auf Lenin bezeichnete er eine Welt ohne Waffen und 
Gewalt als das Ideal seines Landes. Es gehe nicht nur um militärische, sondern 
auch um wirtschaftliche Sicherheit, die Völker wollten in einer demokratischen 
und freien Welt leben, in der jede Nation das Recht zur eigenen gesellschaft-
lichen Entscheidung ohne Einmischung von außen habe. Um dieses Ziel zu 
erreichen, brauche man schöpferischen Mut, neues Denken und eine richtige 
Einschätzung und Beachtung der Interessen anderer Nationen. Im Namen der 
sowjetischen Führung und des ganzen Volkes erkläre er, daß sein Land jetzt 
und in Zukunft ernsthaft und verantwortlich handeln werde, man kenne das 
eigene Interesse, versuche sich mit den Interessen der anderen auszugleichen 
und sei bereit, sich auf halbem Weg als Gleiche zu treffen. Er zeigte ausdrücklich 
dem „amerikanischen Partner“ Anerkennung für das Zustandekommen des Ver-
trages. Einige würden nun fragen, wer dabei gewonnen habe, er lehne diesen 
Ansatz ab, Vernunft und „common sense“ hätten gewonnen. 
Unmittelbar im Anschluß an die Zeremonie befragt, ob er Gorbatschow zustimme, 
daß der Vertrag eine Wasserscheide darstelle, antwortete Senator Nunn: Viel-
leicht wird es ein Wendepunkt sein, erst die Geschichte kann das entscheiden. 
Sehr viel hängt von den Menschenrechten ab und sehr viel von Afghanistan. 
Wenn die SU Afghanistan verläßt, wenn sie ihren eigenen Bürgern mehr Men-
schenrechte, das Recht auf religiöse Freiheit, auf Auswanderung zubilligt, dann 
glaube ich, können wir wirklich zurückblicken und sagen: Hier wurde etwas 
Neues begonnen. 

[gez.] Ruhfus 
Referat 220, Bd. 144781 

 
 6 Vgl. Ralph Waldo EMERSON, The Complete Works of Ralph Waldo Emerson, Second Series: Essays, 

Boston/New York 1902, S. 283. 
 7 Für den Wortlaut der live im amerikanischen und sowjetischen Fernsehen gesendeten Ansprache des 

Generalsekretärs des ZK der KPdSU, Gorbatschow, vom 8. Dezember 1987 vgl. GORBATSCHOW, Reden, 
Bd. 5, S. 465–468. 
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Botschafter Elsäßer, Kairo, an das Auswärtige Amt 

114-7115/87 VS-vertraulich Aufgabe: 9. Dezember 1987, 14.45 Uhr1 
Fernschreiben Nr. 2166 Ankunft: 9. Dezember 1987, 15.43 Uhr 
Citissime 

Betr.: BM-Besuch Kairo 7./8.12.19872; 
hier: Gespräch BM mit Präsident Mubarak am 8.12. 

1) Die 1 Std. 45 Minuten dauernde Unterredung (einschließlich Gespräch wäh-
rend des Mittagessens) wird im folgenden Gedächtnisprotokoll zusammengefaßt. 
BM hat noch nicht gebilligt. 
Am Gespräch nahmen teil: BM, Mubarak, AM Meguid, Dg 313 und Botschafter 
Elsäßer. 
2) Vermerk 
BM eröffnete das Gespräch, indem er Mubarak zur Wiederaufnahme der diplo-
matischen Beziehungen zu neun arabischen Staaten beglückwünschte.4 Er wür-
digte die übrigen Ergebnisse des Gipfels von Amman5 und verwies auf die EG-
Erklärung in den „Press Guide Lines“ von Kopenhagen6. Präsident Mubarak 
schilderte die gute ägyptische Vorarbeit des Gipfels, die es u. a. Syrien unmöglich 
gemacht habe, sich dem Beschluß entgegenzustellen, wonach es allen arabischen 
Staaten freigestellt wurde, ihre Beziehungen zu Ägypten wieder aufzunehmen. 
So habe denn auch Hafiz Assad letztlich unterschrieben. 
Auf die Haltung Algeriens und Tunesiens angesprochen, meinte Mubarak, Tune-
sien sei ein kleines Land, Algeriens Haltung zweifellos unverständlich. Erst habe 

 
 1 Der Bereitschaftsdienst vermerkte am 9. Dezember 1987 handschriftlich: „H[errn] Worbs, 310, von 

Eingang unterrichtet.“  
Hat Vortragendem Legationsrat I. Klasse Richter am 10. Dezember 1987 vorgelegen.  
Hat Legationsrat I. Klasse Worbs am 10. Dezember 1987 vorgelegen. 

 2 Vortragender Legationsrat Stoecker teilte am 10. Dezember 1987 mit, Bundesminister Genscher 
habe bei seinem Aufenthalt in Ägypten ein Doppelbesteuerungs- und ein Umschuldungsabkommen 
unterzeichnet: „Die beiden unterzeichneten Abkommen und die kurz zuvor beschlossene Eröffnung 
eines Plafonds von Hermes-Bürgschaften in Höhe von etwa 300 Mio. DM stellen einen Beweis für 
unser Interesse an wirtschaftlicher und politischer Stabilität in Ägypten dar.“ Vgl. den Runderlaß; 
Referat 310, Bd. 149559. 

 3 Heinz Fiedler. 
 4 Zur Neuregelung der Beziehungen zwischen den Mitgliedstaaten der Arabischen Liga und Ägypten 

vgl. Dok. 322, Anm. 11.  
Botschafter Elsäßer, Kairo, unterrichtete am 18. November 1987: „Die Wiederaufnahme diplomati-
scher Beziehungen (in den letzten Tagen mit Kuwait, Vereinigte Arabische Emirate, Irak, Marokko, 
Nordjemen, Saudi-Arabien, Bahrain – Katar wird morgen erwartet, Tunis und Algerien wohl erst 
später) wird hier nicht so interpretiert, als indossierten diese Länder nachträglich Camp David. Im 
hiesigen AM wird aber auch hervorgehoben, Ägypten habe keine substantiellen Abstriche an seiner 
Politik gegenüber Israel machen müssen.“ Vgl. den Drahtbericht Nr. 2022; Referat 310, Bd. 141124. 

 5 Zur außerordentlichen Gipfelkonferenz der Arabischen Liga vom 8. bis 11. November 1987 vgl. Dok. 329. 
 6 Die Wörter „Press Guide Lines“ wurden von Vortragendem Legationsrat I. Klasse Richter hervor-

gehoben. Dazu Fragezeichen.  
Für den Wortlaut der Erklärung des Europäischen Rats vom 4./5. Dezember 1987 in Kopenhagen 
zum Nahen und Mittleren Osten vgl. EUROPA-ARCHIV 1988, D 143 f. 
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Algerien sich vor dem Gipfel für die Beziehungen ausgesprochen, dann habe es 
danach versucht, Mauretanien von der Wiederaufnahme abzuhalten. Algerien sei 
immer unberechenbar gewesen. Jetzt genüge es ihm nicht mehr, daß Algerien 
einseitig die Beziehungen aufnehme. Es sei Ägypten gewesen, das die Beziehun-
gen zu Algerien als einem Staat der ehemaligen Ablehnungsfront eingefroren 
habe. Wolle Algerien jetzt die Beziehungen aufnehmen, bedürfe es der Zustim-
mung Ägyptens. Syrien und Algerien hätten sich selbst isoliert. Libyen und Süd-
jemen seien es schon lange. Er erwarte, daß Syrien über kurz oder lang auf 
Ägypten zukommen werde. 
BM fragte nach der künftigen Rolle der Arabischen Liga. 
Mubarak erklärte, Ägypten laufe ihr auf keinen Fall nach, ja sei sogar im Augen-
blick nicht daran interessiert, in sie wieder aufgenommen zu werden.7 Die AL 
sei „dead“. 
BM würdigte die Fortschritte des Amman-Gipfels in Richtung auf die arabische 
Einheit. 
Mubarak entgegnete, die arabische Einheit, das sei eine schwierige Sache. Mit 
den eigentlichen Arabern sei es relativ leicht. Man müsse sich nur auf ihre Men-
talität einstellen. Länder wie Syrien, Libanon, Palästina, selbst Jordanien seien 
dagegen eine komplexe Sache für sich. Die nordafrikanischen Staaten ihrerseits 
seien erfahrungsgemäß völlig unberechenbar. Das müsse er leider auch für 
Marokko sagen, wo er viele Freunde besäße. 
BM kam danach auf die Lage in Syrien zu sprechen. 
Mubarak berichtete, Ägypten habe viele Freunde in Syrien, mit denen es laufende 
geheime Kontakte gäbe. Hafiz Assad kenne er noch aus dessen Zeit als Pilot in 
Heliopolis. Er habe viele Nächte mit ihm diskutiert. Mubarak schilderte dann 
Beispiele der Korruption im Umkreis von Hafiz Assad. Dabei ging er im ein-
zelnen auf Rifaat Assad, Khaddam und deren geschäftliche Aktivitäten ein. Er 
mokierte sich insbesondere über die syrische Schnorrerei bei den Golfstaaten und 
darüber, wie letzten Endes doch alles ans Licht käme. 
BM bat Mubarak um Einschätzung der Chancen für eine IK8, wobei er an die 
EG-Erklärung vom 23.2.19879 und die deutsche Initiative hierzu erinnerte.  
Mubarak erklärte, er sähe zunächst kein Chance für eine IK, zumindest so lange 
nicht, als MP Shamir das Sagen habe. Washington folge meist Shamir. Hätten 
die USA sich rechtzeitig für eine IK ausgesprochen, hätte das Peres sehr gehol-
fen. Die IK sei und bleibe der einzig realistische Weg. Jordanien brauche die IK 
als Schirm, darunter müsse es zu direkten Verhandlungen kommen. Er, Muba-
rak, verstehe nicht, wieso man sich dagegen stemme, denn bei diesen direkten 
Verhandlungen könne ja keine Partei zu etwas gezwungen werden, was sie nicht 
 
 7 Auf ihrer Konferenz vom 27. bis 31. März 1979 in Bagdad beschlossen die Außen- und Wirtschaftsmini-

ster arabischer Staaten wegen der Unterzeichnung des ägyptisch-israelischen Friedensvertrags am 
26. März 1979 den Abbruch der diplomatischen Beziehungen zu Ägypten. Zu den weiteren Beschlüssen 
teilte Botschafter Menne, Bagdad, am 1. April 1979 mit, daß die Mitgliedschaft Ägyptens in der Arabi-
schen Liga „ab sofort“ eingefroren und der Sitz der Arabischen Liga nach Tunis verlegt werde. Vgl. den 
Drahtbericht Nr. 154; Unterabteilung 31, Bd. 135595. 

 8 Zur Frage einer Internationalen Friedenskonferenz für den Nahen Osten vgl. Dok. 52. 
 9 Für den Wortlaut der Erklärung der Außenminister der EG-Mitgliedstaaten im Rahmen der EPZ am 

23. Februar 1987 in Brüssel zum Nahen Osten vgl. EUROPA-ARCHIV 1987, D 467 f. 
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wolle. AM Shultz sei bekanntlich vor kurzem hier gewesen.10 Er habe König 
Hussein zu überreden versucht, mit Shamir anläßlich des Reagan-Gorbatschow-
Gipfels in Washington11 zusammenzutreffen. Das sei eine unannehmbare Idee 
Shamirs gewesen. 
BM verwies auf die neuerdings veränderte IK-positive Einstellung wesentlicher 
jüdischer Kreise in den USA. 
Mubarak sagte, er verstehe nicht, wieso man in Washington primär auf Shamir 
höre. Mubarak zeigte daraufhin die am Vorabend des Gesprächs eingegangene 
Antwort Reagans auf eine Botschaft Mubaraks an Reagan und Gorbatschow 
anläßlich des Washingtoner Gipfels. In dieser Antwort steht zu lesen: „We remain 
committed to an international conference.“ Mubarak erklärte, es sei ihm unklar, 
ob dies eine wirkliche Umkehr der US-Haltung sei. 
BM verwies auf die deutsche Präsidentschaft ab dem 1.1.198812 und fragte, was 
Ägypten von uns erwarte. 
Mubarak bedankte sich für unsere bisherige Unterstützung und die Haltung 
der EG hinsichtlich einer IK. Die EG solle weiterhin verstärkt auf Washington 
und Israel einwirken. 
BM ging danach auf die Rolle der PLO ein. 
Mubarak äußerte sich leicht abschätzig und meinte, letztlich hätten Israel und 
die PLO gemeinsam, daß für beide eine wirkliche Lösung des Palästina-Problems 
kaum wünschenswert sei. Die PLO-Führung lebe seit 22 Jahren außerhalb Palä-
stinas. Sie schwämme unkontrolliert im Geld. In einem Palästinenserstaat gelte 
es, ordentlich zu regieren und über die dann wohl kargen Finanzen Rechenschaft 
abzulegen. 
BM kam danach auf den Golfkrieg13 zu sprechen. Er legte unseren bekannten 
Standpunkt dar und frage nach Mubaraks Bewertung. 
Mubarak teilte die Einschätzung des BM. Er gehe davon aus, daß auch die kom-
mende iranische Offensive keinen Durchbruch bringen werde. Der Irak habe sich 
bisher gut gehalten. Der Iran werde den Druck auf Irak fortsetzen in der An-
nahme, das Regime Saddam Hussein werde über kurz oder lang von innen zu-
sammenbrechen. Sollte diese iranische Spekulation je aufgehen, breche allerdings 
am Golf alles zusammen. Letztlich bedürften wohl der Irak wie der Iran des 
Krieges um der inneren Stabilität willen. Nach dem Krieg breche im Iran ein 
erheblicher Führungskonflikt aus. 
BM und Mubarak stimmten darin überein, daß es gilt, den Krieg zu begrenzen, 
d. h. jede Auswirkung des Krieges und eine daraus zwingend folgende Erschütte-
rung der Stabilität in der Golfregion zu verhindern. 

 
10 Der amerikanische Außenminister Shultz hielt sich am 16./17. Oktober 1987 in Israel auf und reiste 

am 17. Oktober 1987 nach Saudi-Arabien weiter, wo er ein Gespräch mit König Fahd führte. Nach 
erneutem Aufenthalt in Israel vom 17. bis 19. Oktober 1987 führte Shultz am 19. Oktober 1987 ein 
Gespräch mit Präsident Mubarak in Kairo. Am 19./20. Oktober 1987 traf Shultz mit König Hussein 
von Jordanien in London zusammen. 

11 Der Generalsekretär des ZK der KPdSU, Gorbatschow, besuchte die USA vom 7. bis 10. Dezember 
1987. Vgl. dazu Dok. 360, Dok. 364 und Dok. 365. 

12 Die Bundesrepublik hatte die EG-Ratspräsidentschaft vom 1. Januar bis 30. Juni 1988 inne. 
13 Zum irakisch-iranischen Krieg vgl. Dok. 296, Anm. 21. 



9. Dezember 1987: Elsäßer an Auswärtiges Amt 361 

1829 

BM ging auf die Bedeutung des Reagan-Gorbatschow-Gipfels14 insgesamt und 
für die Region im besonderen ein. Er erläuterte zunächst die abrüstungspoliti-
sche Relevanz, aber auch die Bedeutung eines Erfolges für die Gorbatschowsche 
Reformpolitik. 
BM fragte in diesem Zusammenhang nach den ägyptisch-sowjetischen Bezie-
hungen. 
Mubarak erklärte, diese seien durch Normalität gekennzeichnet. Man rede über 
Handel. Es gehe u. U. um Ersatzteile für altes russisches Gerät. Die SU habe 
sich sehr großzügig bei der Schuldenfrage gezeigt, indem sie umgeschuldet habe 
zu null Prozent Zins, sechs Freijahre und 19 Jahre Tilgung. 
Mubarak griff schließlich die Frage der Lage der Bahais in Ägypten15 auf, einen 
Punkt, den BM zuvor gegenüber AM Meguid angesprochen hatte16. 
Mubarak legte geradezu emphatisch dar, daß diese Frage die Empfindlich-
keit weiter religiöser Kreise in Ägypten berühre, daß es Gesetze gebe, welche 
er unmöglich abschaffen könne, ohne erhebliche Emotionen zu wecken. Mu-
barak sprach von religiösen Extremisten, die die Prozesse gegen die Bahais 
angestrengt hätten. Die Regierung könne da gar nichts tun, ohne heftige Re-
aktionen der Extremisten zu riskieren. Führe die Bahai-Frage durch Aktio-
nen der Regierung erst einmal zu einer allgemeinen Diskussion, schließe er 
sogar blutige Ausschreitungen gegen die Bahais selbst nicht aus. Man dürfe 
auch nicht vergessen, daß der Glaube als solcher nicht strafbar sei, vielmehr 
sei es die Verbreitung des Glaubens, d. h. die Missionierung. Mubarak bat ein-
dringlich, davon abzusehen, Ägypten in dieser Frage unter Druck zu setzen. 
Man solle in Europa und den USA eher auf die Bahais einwirken, von jeglicher 
Missionierungsarbeit in Ägypten abzusehen.17 Im übrigen drängten gewisse 
 
14 Korrigiert aus: „Reagan-94?-5‘:%92-Gipfels“. 
15 Legationsrat Kobler, Kairo, legte am 30. Juli 1987 zur Lage der Bahai in Ägypten dar, die Anhänger 

dieser Religionsgemeinschaft würden im Land auf 4000 bis 5000 beziffert: „Von offizieller islami-
scher Seite werden sie als von der schiitisch-islamischen Glaubensrichtung abgefallene Häretiker 
betrachtet und sehen sich wegen ihrer vom Islam abweichenden Auffassung und Riten […] scharfen 
Angriffen ausgesetzt. […] Trotz der in Art[ikel] 46 der ägyptischen Verfassung von 1980 veranker-
ten Glaubens- und Religionsausübungsfreiheit sind die Bahai durch Gesetz […] verboten. In vier 
Verhaftungswellen seit 1960 wurde versucht, der Bewegung Einhalt zu gebieten.“ Vgl. den Schrift-
bericht Nr. 1097; Referat 310, Bd. 149554.  
Vortragender Legationsrat I. Klasse Richter vermerkte am 15. September 1987, auf Initiative 
der Bundesregierung seien die Botschaften der EG-Mitgliedstaaten in Kairo im Rahmen der 
EPZ aufgefordert worden, über die Lage der Bahai in Ägypten zu berichten. Dieser Bericht sei 
nicht befriedigend, auch wenn die Aussage zutreffend sei, „daß Ägypten ein traditionell toleran-
tes Land ist. Wir hätten daher eine moderat formulierte und stille EPZ-Demarche erhofft, konnten 
uns damit aber in der EPZ-Arbeitsgruppe Nahost am 25.8.1987 nicht durchsetzen. Die Mehrheit 
unserer Partner war dafür, einstweilen nicht zu demarchieren, jedenfalls nicht, solange das Ge-
richtsverfahren andauert. Eine Demarche im Alleingang halten wir nicht für sinnvoll.“ Vgl. Refe- 
rat 310, Bd. 149555. 

16 Botschafter Elsäßer, Kairo, berichtete am 9. Dezember 1987 über das Gespräch am Vortag: „Bundes-
minister hat im Vier-Augen-Gespräch mit AM Meguid und in dem Gespräch der beiden Delegationen 
vor allem die Einschätzung des am gleichen Tage stattfindenden Gipfeltreffens in Washington und 
seine Auswirkungen auf die künftige Abrüstungspolitik und regionalen Konflikte angesprochen. Im 
übrigen wurde die Lage im Nahen Osten und im Golfkrieg sowie die Situation der Bahais in Ägypten 
erörtert.“ Genscher habe deutlich gemacht, „daß das Bild Ägyptens in der westlichen Öffentlichkeit 
durch Einschränkungen der Religionsfreiheit und der Menschenrechte getrübt werde“. Vgl. den Draht-
bericht Nr. 2164; Referat 310, Bd. 149559. 

17 Dieser Satz wurde von Vortragendem Legationsrat I. Klasse Richter mit Fragezeichen hervorgehoben. 
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arabische Länder Ägypten, viel strenger als bisher gegen die Bahais vorzu-
gehen.18 
3) Zusatz des Verfassers 
Präsident Mubarak machte einen sehr selbstsicheren Eindruck. Sein Selbst-
bewußtsein ist offenkundig durch die Entwicklung des vergangenen Jahres (Wahl-
erfolge19, Konferenz von Kuwait20, Amman-Gipfel) außerordentlich gestiegen. Er 
hob immer wieder die von persönlicher Wertschätzung getragenen engen Bezie-
hungen zu König Hussein hervor.21 

[gez.] Elsäßer 
VS-Bd. 13647 (311) 

 
18 Dieser Satz wurde von Vortragendem Legationsrat I. Klasse Richter mit Fragezeichen hervorgehoben.  

Am 10. Dezember 1987 fragte Richter Ministerialdirigent Jansen, ob er „den deutschen Bahai auf 
Anfrage“ mitteilen könne: „BM hat Thema bei AM + Präsident angesprochen. Ägypter zeigten sich 
beeindruckt, verwiesen aber gleichzeitig auf delikate Natur der Sache und baten, Thema (insbesondere 
Tatsache des Ansprechens) nicht öffentlich zu erwähnen. Sie behaupteten, nur ‚Mission‘ werde ver-
folgt.“ Vgl. Referat 310, Bd. 149555.  
Jansen notierte am 14. Dezember 1987 auf Richters Vermerk: „Nach Rücksprache mit BM: Einver-
standen!“ Vgl. Referat 310, Bd. 149555. 

19 Botschafter Elsäßer, Kairo, berichtete am 13. April 1987, laut vorläufigem amtlichen Wahlergebnis 
habe die regierende Nationaldemokratische Partei bei den Parlamentswahlen am 6. April 1987 69,6 % 
der Stimmen erzielt: „Ob Wahlbetrug oder nicht, sei dahingestellt. Niemand hat je von einer Demo-
kratie im Sinne Westminsters in Ägypten gesprochen. Wichtig ist, daß die legale Opposition bis jetzt 
(d. h. vor Stichwahl über noch neun Sitze) 101 von 448 Sitzen hat und damit ihre parlamentarische 
Präsenz in etwa verdoppelte.“ Vgl. den Drahtbericht Nr. 730; Referat 310, Bd. 149553.  
Am 5. Oktober 1987 fand in Ägypten ein Referendum über die Wiederwahl von Präsident Mubarak 
statt. Elsäßer teilte dazu am 8. Oktober 1987 mit: „Die in den Nachrichtenagenturen übermittelten 
Zahlen über die Wiederwahl Präsident Mubaraks (Wahlbeteiligung 88 Prozent, über 97,14 Prozent 
Ja-Stimmen) sind offenbar überhöht. Mit der Wahlbeteiligung von 88 Prozent (beim Referendum 
1981 80 Prozent) soll nicht nur Popularität Mubaraks herausgestellt werden, sondern auch ein wach-
sendes Bewußtsein für die Wahrnehmung demokratischer Rechte in der Bevölkerung. Tatsache ist, 
daß Mubarak sich auf eine breite Zustimmung im Volk, wenn auch ohne Enthusiasmus, stützen kann.“ 
Vgl. den Drahtbericht Nr. 1778; Referat 310, Bd. 149553. 

20 Zur Konferenz der Staats- und Regierungschefs der Organisation der Islamischen Konferenz vom 
26. bis 29. Januar 1987 in Kuwait-Stadt vgl. Dok. 129, Anm. 34. 

21 König Hussein führte am 7. Dezember 1987 ein Gespräch mit Präsident Mubarak in Kairo. Botschafter 
Elsäßer, Kairo, teilte dazu am 6. Dezember 1987 mit: „Mit dem Treffen Hussein/Mubarak wird eine 
dichte Reihe von Konsultationen zwischen beiden Staatschefs fortgesetzt. Seit der Wiederaufnahme 
diplomatischer Beziehungen zwischen Ägypten und Jordanien im Jahre 1984 ist dies die 22. Begeg-
nung.“ Vgl. den Drahtbericht Nr. 2147; Referat 310, Bd. 149559. 
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Botschafter Graf York von Wartenburg, New York (VN), 
an das Auswärtige Amt 

114-7121/87 VS-vertraulich Aufgabe: 9. Dezember 1987, 10.37 Uhr1 
Fernschreiben Nr. 3447 Ankunft: 9. Dezember 1987, 17.06 Uhr 
Cito 

Betr.: Militärischer Überfall Südafrikas auf Angola2; 
hier: Unser Verhalten im Sicherheitsrat 

Bezug: DB 3397 vom 4.12.19873 

Sollte es trotz eventueller Verlängerung der in SR 602 dem VN-GS gesetzten Frist 
für einen Bericht4 nicht zum vollständigen militärischen Rückzug Südafrikas 
aus Angola kommen, so werden wir uns darauf vorbereiten müssen, daß wir zu 

 
 1 Hat Ministerialdirigent Jansen am 10. Dezember 1987 vorgelegen, der die Weiterleitung an Bundes-

minister Genscher verfügte.  
Hat Genscher am 10. Dezember 1987 vorgelegen, der handschriftlich vermerkte: „Ich behalte mir die 
Entscheidung persönlich vor.“  
Hat Oberamtsrat Kusnezow am 10. Dezember 1987 vorgelegen, der die Weiterleitung an das Büro 
Staatssekretäre, Ministerialdirektor Freiherr von Richthofen, Ministerialdirigent Bazing und Refe-
rat 230 verfügte. Dazu vermerkte er handschriftlich: „S[iehe] W[ei]s[un]g BM.“  
Hat Vortragendem Legationsrat I. Klasse Freiherr von Pfetten-Arnbach am 10. Dezember 1987 vor- 
gelegen, der die Weiterleitung an Staatssekretär Sudhoff „im Rücklauf“ verfügte.  
Hat Sudhoff vorgelegen.  
Hat Ministerialdirigent von Ploetz in Vertretung von Richthofen am 10. Dezember 1987 vorgelegen, der 
für Bazing und Referat 230 handschriftlich vermerkte: „B[itte] D 2 n[ach] R[ückkehr] sowie D 3/320 
unterrichten.“  
Hat Bazing am 11. Dezember 1987 vorgelegen.  
Hat Vortragendem Legationsrat Honsowitz am 15. Dezember 1987 vorgelegen, der die Weiterleitung 
an Richthofen „z[ur] K[enntnisnahme]“ und an Referat 320 verfügte.  
Hat Richthofen am 16. Dezember 1987 vorgelegen.  
Hat Vortragendem Legationsrat I. Klasse Nöldeke am 17. Dezember 1987 vorgelegen. 

 2 Die südafrikanischen Streitkräfte gaben am 11. November 1987 bekannt, sie hätten im Süden Angolas 
zur Unterstützung der UNITA in deren Kampf mit angolanischen Regierungstruppen eingegriffen 
und dabei auch gegen sowjetische und kubanische Einheiten gekämpft. Vgl. dazu EUROPA-ARCHIV 
1987, Z 227. 

 3 Botschafter Graf York von Wartenburg, New York (VN), berichtete, die Ständige Vertretung Großbri-
tanniens bei den Vereinten Nationen habe „wegen der für Mitte Dezember zu erwartenden SR-Sitzung 
über die S[üd]A[frika]-Übergriffe nach Angola“ sondiert, ob man „eine Verstärkung der Anwendung 
des ohnehin gemäß SR-Res[olution] 418 (1977) bereits bestehenden mandatorischen Waffenembargos 
gegen SA ins Auge“ fassen solle. Damit könne eine Situation vermieden werden, bei der wegen des 
nicht erfolgten Rückzugs südafrikanischer Truppen aus Angola „die Afrikaner in dem bei der SR-Sit-
zung dann zu erwartenden Resolutionstext wahrscheinlich Sanktionen gemäß Kap[itel] VII der VN-
Charta fordern würden“. Vgl. Referat 230, Bd. 158199. 

 4 Für den Wortlaut der Resolution Nr. 602 des VN-Sicherheitsrats vom 25. November 1987 vgl. RESOLU-
TIONS AND DECISIONS 1987, S. 12 f.  
Botschafter Graf York von Wartenburg, New York (VN), teilte am 25. November 1987 zur Resolution 
mit: „In ihrem Kernteil werden die südafrikanischen ‚Acts of aggression‘ gegen Angola als ‚flagrante 
Verletzung der Souveränität und territorialen Integrität‘ Angolas verurteilt und der sofortige Rückzug 
aller S[üd]A[frika]-Truppen aus Angola gefordert. Außerdem wird der VN-GS beauftragt, bis zum 
10. Dezember 1987 einen Bericht an den SR über die Implementierung dieser Res[olution] zu erstellen. 
Auf der Grundlage dieses Berichtes solle dann der SR wieder zusammentreten.“ Vgl. den Drahtbericht 
Nr. 3255; Referat 230, Bd. 158127. 
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dem Entwurf einer weiteren Resolution Stellung zu beziehen haben, mit der Maß-
nahmen nach Kapitel 7 der Charta5 angeordnet werden sollen. 
Unsere bisherige Haltung im SR zu der gegenwärtigen Intervention Südafrikas 
in Angola sowie unsere allgemeinen Interessen im südlichen Afrika und in der 
VN legen es nahe, bei der bevorstehenden Entscheidung die Besonderheiten 
des Falles Angolas zu berücksichtigen und unser Stimmverhalten daran und 
nicht an anders gelagerten Situationen auszurichten. Aus hiesiger Sicht sollten 
wir in Abwägung der Entscheidungselemente in diesem Falle Stimmenthaltung 
üben. 
Begründung 
1) In den beiden Fällen, in denen wir dem Veto von USA und GB als einziges SR-
Mitglied6 unsere Nein-Stimme hinzugefügt haben, ging es im Februar 1987 um 
Sanktionen zur Beseitigung der Apartheid und zur Durchsetzung der Unabhän-
gigkeit Namibias7, im April 1987 ebenfalls um die Unabhängigkeit Namibias8. 
Beides sind grundlegende politische Zielsetzungen, die wir als Ergebnis breit an-
zulegender bzw. angelegter Verhandlungsprozesse sehen und anstreben. Wenn 
wir uns damals entschlossen haben, unsere Bedenken gegen Sanktionen durch 
eine Nein-Stimme auszudrücken, so war dies nicht als Ablehnung politischer 
Postulate gemeint, die wir selbst billigen. Zwar haben wir damit – wie die Re-
aktionen zeigten – bei den Afrikanern und den übrigen Blockfreien wenig Ver-
ständnis gefunden9, zumal auch unsere westlichen Freunde im SR (außer den 
votierenden MS) eine andere Haltung einnehmen. Aber wir konnten letztlich für 
das harte Nein ins Feld führen, daß wir in beiden Fällen den breiten Verhand-
lungsprozeß nicht voll ausgeschöpft sähen und Sanktionen für eine Störung die-
ser Prozesse hielten. 
2) Der jetzige Angola-Fall liegt anders. Hier handelt es sich um einen eindeuti-
gen und von Südafrika zugegebenen militärischen Übergriff. SR 602 stellt dies 

 
 5 Kapitel VII der VN-Charta vom 26. Juni 1945 behandelte „Maßnahmen bei Bedrohung oder Bruch 

des Friedens und bei Angriffshandlungen“. Für den Wortlaut vgl. BUNDESGESETZBLATT 1973, Teil II,  
S. 458–465. 

 6 Seit 1. Januar 1987 gehörte die Bundesrepublik dem VN-Sicherheitsrat für zwei Jahre als nichtständi-
ges Mitglied an. Vgl. dazu BULLETIN 1987, S. 18 f. 

 7 Zur Abstimmung im VN-Sicherheitsrat am 20. Februar 1987 über Sanktionen gegen Südafrika vgl. 
Dok. 54, Anm. 38. 

 8 Ministerialdirigent Bazing legte am 6. April 1987 für Bundesminister Genscher dar, die blockfreien 
Staaten hätten für die am selben Tag beginnende Debatte des VN-Sicherheitsrats in New York zur 
Namibia-Frage einen Resolutionsentwurf vorgelegt, der umfassende mandatorische Sanktionen gegen 
Südafrika vorsehe: „Da es unsere konstante politische Linie ist, mandatorische Sanktionen, insbeson-
dere aber umfassende mandatorische Sanktionen, abzulehnen, sollten wir auch in diesem Fall mit 
‚Nein‘ stimmen. […] Unsere lange durchgehaltene Linie, in unserer Eigenschaft als Kontaktgruppen-
mitglied bei allen Namibia betreffenden Fragen Stimmenthaltung zu üben, kann hier nicht angewandt 
werden: Wenn alle Kontaktgruppenmitglieder sich bei diesem Resolutionsentwurf der Stimme enthiel-
ten, würde er mit Mehrheit angenommen werden, da kein Veto ausgesprochen würde.“ Vgl. Referat 230, 
Bd. 158134.  
Botschafter Lautenschlager, New York (VN), informierte am 9. April 1987 über die Abstimmung am 
selben Tag: „Wie erwartet, scheiterte der Entwurf an den Nein-Stimmen von USA und GB. Wir stimm-
ten gemäß Bezugs-DE ebenfalls dagegen. F, I und JAN enthielten sich der Stimme. Die übrigen neun 
SR-Mitglieder stimmten dafür.“ Vgl. den Drahtbericht Nr. 736; Referat 230, Bd. 158134. 

 9 Vgl. dazu die Verurteilung der Bundesrepublik bei der OAE-Ministertagung vom 23. Februar bis 
1. März 1987 in Addis Abeba; Dok. 134, Anm. 16. 



9. Dezember 1987: York an Auswärtiges Amt 362 

1833 

ausdrücklich fest und deutet an, daß der Rahmen von Kapitel 7 („acts of aggres-
sion“) gegeben ist. Wir selbst haben in unserer SR-Erklärung an Südafrika die 
Forderung gerichtet, sofort und bedingungslos alle seine Truppen aus Angola zu-
rückzuziehen.10 
Schon am 6. Mai 1978 (1978) hatten wir in SR 42811 nach einer Invasion Angolas 
mit Kapitel 7 gedroht („decides to meet again in the event of further acts of vio-
lation of the sovereignty and territorial integrity of the People’s Republic of 
Angola by the South African racist regime in order to consider the adoption of 
more effective measures, in accordance with the appropriate provisions of the 
Charter of the United Nations, including chapter 7 thereof“) (die Drohung hatte 
damals zunächst Erfolg). 
Was jetzt verlangt wird, ist nicht die Abschaffung eines Systems (Apartheid) oder 
die Einleitung eines schwierigen Übergangsprozesses (Namibia), sondern eine 
relativ einfache militärische Bewegung, die schon häufig und teilweise auch 
schon unter Sanktionendrohung vollzogen worden ist. Gefordert wird von Süd-
afrika ein eng umgrenzter, praktisch kontrollierbarer Schritt zur Beendigung 
eines Völkerrechtsbruchs. Vollzieht Südafrika den geforderten Schritt, zieht 
sich also aus Angola zurück, so erledigen sich folgerichtig auch die zur Durch-
setzung dieses Rückzugs nach Kapitel 7 der Charter vorgesehenen Maßnahmen 
(Sanktionen). 
Im Lichte des objektiven Tatbestands und unserer eigenen SR-Politik können wir 
gegen Sanktionen in diesem konkreten Fall nicht vorbringen, es bestehe keine 
realistische Relation des Mittels zum gewollten Zweck. Daher bleiben nur unsere 
allgemeinen Einwände als liberale Wirtschaftsmacht gegen ein derartiges Instru-
ment. Um nur diese Bedenken auszudrücken, genügt Enthaltung. 
3) Was die Haltung der USA angeht, so ist darauf hinzuweisen, daß sich unsere 
Angola-Politik wesentlich von der Washingtons12 unterscheidet, insbesondere 
hinsichtlich der Legitimität der MPLA-Regierung und der Unterstützung der 
UNITA. Unsere Kontakte stehen im Rahmen offizieller diplomatischer Bezie-
hungen zu Luanda.13 Wir akzeptieren das „Cuban linkage“ nicht und sprechen 
Südafrika eindeutig das Recht ab, in Angola militärisch präsent zu sein. 
4) Wie BM in seiner OAE14-Rede vom 3. Dezember15 klar vorgezeichnet hat, setzt 
Bonn jetzt Signale einer neu zu belebenden Afrikapolitik und wendet sich dabei 
insbesondere dem südlichen Afrika zu. Gerade Angola hat eindrucksvollen Zu-
spruch erhalten, wonach wir der Destabilisierungspolitik den Kampf ansagen. 
Mit dem neugewonnenen Vertrauen geht selbstverständlich die Erwartung 
 
10 Die Ständige Vertretung bei den Vereinten Nationen in New York übermittelte am 25. November 

1987 die Erklärung, die Botschafter Graf York von Wartenburg am Vortag in der Dringlichkeitsdebatte 
des VN-Sicherheitsrats zu den südafrikanischen Militäroperationen in Angola abgegeben hatte. Vgl. 
dazu die Fernkopie Nr. 1465; Referat 230, Bd. 158199. 

11 Für den Wortlaut der Resolution Nr. 428 des VN-Sicherheitsrats vom 6. Mai 1978 vgl. UNITED NATIONS 
RESOLUTIONS, Serie II, Bd. XI, S. 17 f. 

12 Vgl. dazu die Gespräche zwischen den USA und Angola; Dok. 303, Anm. 3. 
13 Vgl. dazu den Besuch des Bundesministers Genscher am 29./30. Oktober 1987 in Angola; Dok. 303. 
14 Korrigiert aus: „OEA“. 
15 Für den Wortlaut der Rede des Bundesministers Genscher anläßlich eines Mittagessens mit den Bot-

schaftern der OAE-Mitgliedstaaten am 3. Dezember 1987 vgl. die Pressemitteilung Nr. 1228 vom 
selben Tag; Referat 013, Bd. 179068. 
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einher, daß wir bei Aussagen gegen eine militärische Invasion die uns mögliche 
Schärfe ausschöpfen und den Angreifern nicht mit unnötiger Deutlichkeit an-
zeigen, es werde nichts unternommen.16 

[gez.] York 
VS-Bd. 13036 (230/231/232) 
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Aufzeichnung des Ministerialdirigenten von Ploetz 

201-363.31-1663/87 geheim 11. Dezember 1987 

Über D 21 Herrn Staatssekretär2 

Betr.: Militärstrategische Rolle von Nuklearwaffen kürzerer Reichweite in 
einer Post-INF-Ära 

Bezug: Aufzeichnung vom 20. November 1987 – 201-363.31-1537/87 geheim3 

Anlg.: 44 

Für den Fall, daß die von BM angeordnete Rücksprache stattfindet, ohne daß Ab-
teilung 25 hinzugezogen werden kann, mache ich auf folgendes aufmerksam: 

 
16 Vortragender Legationsrat I. Klasse Nöldeke unterrichtete am 9. Dezember 1987, der südafrikanische 

Botschafter Retief habe am 8. Dezember 1987 Ministerialdirigent Sulimma auf die Mitteilung der süd-
afrikanischen Streitkräfte vom 5. Dezember 1987 zum Truppenabzug aus Angola verwiesen. Dieser 
solle in geordneter Weise bis zum 10. Dezember 1987 erfolgen. Seine Regierung sei daran interessiert, 
„daß es bei Nichteinhaltung dieser Frist keine Strafmaßnahmen des Sicherheitsrates gebe“. Sulimma 
habe darauf erwidert, die Haltung der Bundesregierung „werde davon abhängen, wie weit der Rückzug 
tatsächlich erfolgt sei und welche Resolutionsentwürfe dann vorgelegt würden“. Vgl. den Drahterlaß 
Nr. 9977; Referat 320, Bd. 156023.  
Botschafter Graf York von Wartenburg, New York (VN), berichtete am 23. Dezember 1987: „Sicher-
heitsrat verabschiedete heute einstimmig SR-Res[olution] 606 (1987) […], in der die anhaltende Beset-
zung angol[anischen] Territoriums durch südafrikan[ische] Sicherheitskräfte nachdrücklich verurteilt 
wird. Der VN-GS wird darüber hinaus aufgefordert, den völligen Rückzug der südafrikanischen Truppen 
weiterhin zu überwachen. SA-Regierung soll ihm einen Zeitrahmen für den völligen Abzug liefern und 
dessen Abschluß bestätigen. Der VN-GS soll zu frühestmöglichem Zeitpunkt dem SR über die Durch-
führung dieser Res. Bericht erstatten.“ Vgl. den Drahtbericht Nr. 3618; Referat 230, Bd. 158199.  
Für den Wortlaut der Resolution Nr. 606 des VN-Sicherheitsrats vgl. RESOLUTIONS AND DECISIONS 
1987, S. 13. 

 
 1 Hat Ministerialdirektor Freiherr von Richthofen am 14. Dezember 1987 vorgelegen. 
 2 Hat Staatssekretär Sudhoff am 15. Dezember 1987 vorgelegen, der die Weiterleitung an Ministerial- 

dirigent Jansen verfügte „mit der Anregung, eine R[ücksprache] für BM mit Abt[eilung] 2 + 2 A gemein-
sam vorzubereiten“. 

 3 Vgl. Dok. 327. 
 4 Dem Vorgang teilweise beigefügt.  

Vgl. Dok. 327 mit den dort beigefügten beiden Anlagen sowie Anm. 8. 
 5 Die Wörter „ohne“ und „2“ wurden von Staatsekretär Sudhoff unterstrichen. Dazu vermerkte er hand-

schriftlich: „Warum sollte dies der Fall sein?“ 
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1) Zu Anmerkung BMs auf Seite 16: 
Die Vorlage geht in der Tat von einer unveränderten Lage im konventionellen 
Bereich aus. Dies um so mehr, als die Haushaltstrends in allen relevanten 
Ländern der Allianz nicht nur kein reales Wachstum aufweisen, sondern nach 
unten gerichtet sind – und dies bei Preissteigerungsraten der Rüstungsgüter, 
die über denen der Lebenshaltungskosten liegen. 
Andererseits: Die Aufzeichnung geht auch davon aus, daß die Nuklearwaf- 
fen kürzerer Reichweite heute wie in einer Post-INF-Ära keine Ersatzartillerie 
sind, sondern eine politische Funktion haben. Diese politische Funktion kommt 
durch ihren strategischen Auftrag zum Ausdruck. Die Aufzeichnung versucht 
darzulegen, daß dieser Auftrag zu definieren ist im Zusammenhang mit der 
Bestimmung des nuklearen Elements insgesamt, d. h. auch der weitreichenden 
Optionen.  
2) Zu den von BM auf Seite 6 unterstrichenen Aussagen7:  
Ein Vortrag von General Rogers (vgl. beiliegenden DB Nr. 5290 vom 10.12.19878) 
bestätigt ihre Richtigkeit. Auf Seite 3 heißt es: 
„Die sowjetische technische Aufklärung kann zwar zwischen dem Abschuß einer 
ICBM und einer Pershing unterscheiden, nicht aber deren Ziel erkennen. Daher 
kann der Abschuß einer ICBM auf die DDR einen Gegenschlag auf die USA 
auslösen, eine Gefahr, die einen solchen Einsatz verhindert.“ (Folgerichtig hält 
Rogers an der Durchführung der Beschlüsse von Montebello9 fest!) 
3) Die Frage, ob eine Politik der Denuklearisierung der USA auf dem europäi-
schen Kontinent eine starke US-Tendenz auslösen würde, ihre Truppen ins-
gesamt zurückzuziehen, kann so oder so beantwortet werden. Daß ohnehin 
vorhandene Abzugstendenzen aber verstärkt würden, kann nicht zweifelhaft 
sein. Sie wären um so stärker, je unausgewogener das konventionelle Kräftever-
hältnis in Europa wäre: Die „Geiselfunktion“ der US-Truppen (für die Einlösung 
der nuklearen Schutzzusage) wäre überdeutlich. Die jetzt vorhandene Ambigui-
tät, die durch die Verfügbarkeit auch nicht-strategischer nuklearer Optionen 
erzeugt wird und daher die Geiselfunktion erträglich erscheinen läßt, wäre ver- 
loren. Senator Nunn weist immer wieder darauf hin, daß eine den Nukleareinsatz 
auslösende „Stolperdrahtfunktion“ nicht 300 000 Mann erfordere.  
4) Zur zweiten Anmerkung von BM auf Seite 710 ist auf folgendes Zitat aus der 
WEU-Plattform11 zu verweisen:  

 
 6 Vgl. Dok. 327, Anm. 5. 
 7 Vgl. Dok. 327, Anm. 29. 
 8 Dem Vorgang nicht beigefügt.  

Brigadegeneral Freiherr von Uslar-Gleichen, Washington, berichtete am 10. Dezember 1987, der ehe-
malige Oberbefehlshaber der Alliierten Streitkräfte in Europa (SACEUR), Rogers, habe am 8. Dezem-
ber 1987 am National Strategy Information Center einen Vortrag zum Thema „NATO – challenges for 
the future“ gehalten, „der sich trotz des weitergefaßten Themas ausschließlich kritisch mit dem INF-
Abkommen auseinandersetzte“. Vgl. den Drahtbericht Nr. 5290; VS-Bd. 12133 (201); B 150, Aktenkopien 
1987. 

 9 Zur Ministersitzung der Nuklearen Planungsgruppe (NPG) der NATO am 27./28. Oktober 1983 vgl. 
AAPD 1983, II, Dok. 321.  
Zum Modernisierungsteil des Montebello-Beschlusses vgl. AAPD 1985, I, Dok. 126. 

10 Vgl. Dok. 327, Anm. 36. 
11 Zur „Plattform der Europäischen Sicherheitsinteressen“ vgl. Dok. 297, Anm. 27. 
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„Die Anwesenheit bedeutender konventioneller und nuklearer Streitkräfte der 
Vereinigten Staaten spielt bei der Verteidigung Europas eine unersetzliche Rolle“ 
(Ziffer II 3).  
5) Der Hinweis, daß die Neudefinition12 dessen, was die Strategie an „angemes-
senen nuklearen und konventionellen Streitkräften“ braucht, einer Neudefinition 
bedarf, ist richtig. Es ist die Kernaussage der Aufzeichnung, daß wir keine 
neue Strategie brauchen, wohl aber – im veränderten Umfeld – eine Neudefini- 
tion der Mittel. 
In diesem Zusammenhang rät die Aufzeichnung davon ab, diese Neudefinition 
im Nuklearbereich zu beschränken auf ein System oder wenige Systeme im Kurz-
streckenbereich. 
Eine weitere Kernaussage der Aufzeichnung besteht darin, daß die Strategie 
schon bisher gegensätzliche Interessenlagen zu überbrücken hat und daß die 
Gegensätze in dem durch Rüstungskontrolle veränderten Umfeld noch deutlicher 
aufbrechen – eine Wirkung übrigens, die von Anfang an in der Logik der sowjeti-
schen Aufrüstung lag: Auch die SS-20 sollte durch Differenzierung des Bedro-
hungsbewußtseins zwischen Europäern und Amerikanern eine uneinheitliche 
Reaktion provozieren. 
6) Zur Haltung von Präsident Mitterrand13 ist festzustellen, daß seine öffent- 
lichen Erklärungen bisher nicht eindeutig sind: Er bekennt sich zwar zu dem 
Prinzip, daß Abschreckung gegenüber dem potentiellen Angreifer erzeugt werden 
und ihn daher die Wirkung eines eventuellen Nuklearschlages treffen muß. An-
dererseits hält er aber – auch wenn er am strategischen Rationale zweifelt – an 
den prästrategischen Optionen fest, insbesondere aber die Option der Neutronen-
waffe14 offen. Sind Mitterrands Äußerungen also schon in bezug auf das franzö-
sische Nuklearpotential in sich widersprüchlich (vielleicht erfolgt eine Klärung 
nach Beendigung des Wahlkampfes15), ist festzuhalten, daß er sich über die 
Struktur des US-Potentials überhaupt nicht geäußert hat. Chirac seinerseits hält 
ebenso wie sein Außen- und Verteidigungsminister16 an fortdauernder nuklearer 
und konventioneller Präsenz der USA in Europa fest.  
Das deutsch-französische Gespräch wird sich deshalb, sobald der Wahlkampf in 
Frankreich hinter uns liegt, mit den konzeptionellen nuklearstrategischen Fragen 
befassen müssen. Giscard hatte versucht, die französische Nuklearmacht durch 
Einführung einer taktisch-nuklearen Ebene für eine deutsch-französische kon-
zeptionelle Annäherung zu öffnen („erweitertes Sanktuarium“). Jetzt werden wir 
Zeuge der Bereitschaft, zum Zwecke der Demonstration französischer Solidarität 
durch eine gemischte Einheit17 den bisherigen engen Zusammenhang zwischen 
dem taktisch-nuklearen Waffeneinsatz und konventionellen Operationen ab-
zuschwächen. Insofern hat der Brigadevorschlag auch im strategischen Bereich 
eine aus unserer Sicht positive Wirkung eingeleitet. Wir müssen uns bemühen, 
 
12 Dieses Wort wurde von Staatsekretär Sudhoff hervorgehoben. Dazu vermerkte er handschriftlich: 

„Das verstehe ich nicht!“ 
13 Vgl. Dok. 327, Anm. 41. 
14 Zur französischen Haltung zu Neutronenwaffen vgl. Dok. 33, Anm. 5. 
15 In Frankreich fanden am 24. April und am 8. Mai 1988 Präsidentschaftswahlen statt. 
16 Jean-Bernard Raimond und André Giraud. 
17 Zur Aufstellung einer deutsch-französischen Brigade vgl. Dok. 316, Anm. 7. 
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daß dies alles in einen echten Konsultationsprozeß über Nuklearfragen (natürlich 
ohne deutsche Teilnahme an Entscheidungen) einmündet.  
7) Der auf Seite 11 von BM geklammerte Satzteil18 ist gültige NATO-Politik. Der 
Hinweis auf Mitterrand bezieht sich nur auf den ersten Satzteil, der nicht ge-
klammert ist.  
8) Der Anmerkung BMs auf Seite 11 unten19 ist zuzustimmen.  
9) Zu dem Fragezeichen von StS auf Seite 1220: Die deutsche Diskussion über die 
„deutsche“ Natur der verbleibenden Kurzstreckenwaffen macht deutlich, daß der 
Abschreckungswert für die Entscheidungsträger (das westliche Bündnis) im 
Einsatzfalle steigende Tendenz hat; dies gilt allerdings nicht in gleicher Weise 
für den US-Präsidenten21. 
10) Der Anmerkung BMs auf Seite 1422 wird zugestimmt. 

Ploetz 
VS-Bd. 12129 (201) 
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Botschafter Ruhfus, Washington, an das Auswärtige Amt 

Fernschreiben Nr. 5310 Aufgabe: 11. Dezember 1987, 00.12 Uhr1 
Citissime nachts Ankunft: 11. Dezember 1987, 06.37 Uhr 

Betr.: Amerikanisch-sowjetisches Gipfeltreffen in Washington, 7.–10.12.19872; 
hier: Erste Zusammenfassung und Bewertung der Ergebnisse im Bereich 
der Rüstungskontrolle 

1) Zusammenfassung 
Ganz ohne Frage stand die Rüstungskontrolle im Mittelpunkt der Ergebnisse 
und auch der Verhandlungen bei diesem Treffen. Das historische Ereignis der 
Unterzeichnung des INF-Vertrages3 scheint die darin4 gesetzten Erwartungen 
zu rechtfertigen und zu Durchbrüchen in anderen Bereichen zu führen. Die Fort-
 
18 Vgl. Dok. 327, Anm. 49. 
19 Vgl. Dok. 327, Anm. 50. 
20 Vgl. Dok. 327, Anm. 56. 
21 Ronald W. Reagan. 
22 Vgl. Dok. 327, Anm. 66. 
 
 1 Das von Legationsrat I. Klasse Gottwald, Washington, konzipierte Fernschreiben wurde in zwei Teilen 

übermittelt. Vgl. Anm. 15.  
Hat Vortragendem Legationsrat I. Klasse Hofstetter am 11. Dezember 1987 vorgelegen. 

 2 Der Generalsekretär des ZK der KPdSU, Gorbatschow, besuchte die USA vom 7. bis 10. Dezember 
1987. Vgl. dazu auch Dok. 365. Vgl. dazu ferner FRUS 1981–1988, VI, S. 602–680. 

 3 Zur Unterzeichnung des INF-Vertrags am 8. Dezember 1987 vgl. Dok. 360. 
 4 Korrigiert aus: „der in“. 
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schritte bei START lassen das wiederum bekräftigte Ziel einer Unterzeichnung 
bei einem Gipfeltreffen in Moskau, voraussichtlich im Mai 1988, sehr viel wahr-
scheinlicher erscheinen.5 Die Vereinbarung gemeinsamer Nukleartest-Experi-
mente bringt das Etappenziel der Ratifikation der Schwellenverträge6 einen 
Schritt näher. Chemische Waffen und konventionelle Rüstungskontrolle waren 
ebenfalls aktive Elemente der Gespräche. Wenn auch unmittelbar Ergebnisse 
hier, der Natur der Fragen gemäß, nicht zu erwarten waren, so sind dennoch 
auch in diesen Bereichen Weichen für weitere Bewegung gestellt worden. 
Im einzelnen 
2) INF: Die Unterzeichnungszeremonie am 8.12. ist in wichtiger Weise ein Er-
gebnis dieses Gipfels, auch wenn die Verhandlungen, praktisch zeitgleich mit 
dem Eintreffen Gorbatschows in Washington, abgeschlossen werden konnten. 
Ohne den Termindruck des Gipfeldatums wäre eine Einigung zu diesem Zeit-
punkt nicht vorstellbar gewesen. Die in den letzten Wochen praktisch rund um 
die Uhr laufenden Verhandlungen stießen immer wieder auf neue Probleme. Bis 
zuletzt versuchte die SU, taktische Vorteile in den verschiedensten Bereichen 
zu erzielen, nur das Gipfeldatum brachte sie schließlich zur endgültigen Zu-
stimmung. Das Plädoyer Gorbatschows für die Ratifizierung des Vertrages bei 
seinem Treffen mit Kongreßmitgliedern7 war eine wichtige Komponente seines 
Besuchsprogramms. Gegenüber den Führern des Kongresses konnte er sichtlich 
Punkte sammeln. 
3) START: Nach eigener Bekundung der Teilnehmer stand das Ziel der Reduzie-
rung der strategischen Offensivwaffen und seine Verbindung zu den jeweiligen 
Positionen zum ABM-Vertrag und zu SDI im Mittelpunkt der Verhandlungen. Bei 
allen Begegnungen der beiden Politiker und parallel dazu in langen Sitzungs-
runden der Arbeitsgruppe unter Nitze und Achromejew wurde um gemeinsame 
Positionen hierzu gerungen. Das Ergebnis, wie es in der Gemeinsamen Abschluß-
erklärung8 niedergelegt ist, ist in die Form einer Verhandlungsanweisung an die 
Genfer Delegationen gekleidet, es entspricht in vielen Zügen der seit langem von 
der SU geforderten Einigung über Schlüsselelemente, wenn ihm auch durch die 
Form der Verhandlungsanweisung die letzte Verbindlichkeit fehlt. Kernelement 
der erreichten Verständigung ist die Aussage, daß beide Seiten sich für eine noch 
zu vereinbarende Frist an den ABM-Vertrag, wie 1972 unterzeichnet, halten wol-
len. Ein Hintergrund-Briefing (vermutlich von NSC-Chef Powell) stellte klar, 
daß nach amerikanischer Auffassung diese Einigung für die gesamte Geltungs-
dauer die Frage der engen oder weiten Interpretation9 offenläßt. Der Text im 
Joint Statement lautet wie folgt: „Leaders of the two countries have instructed 
their delegations to work out an agreement that would commit the sides to ob-
serve the ABM Treaty as signed in 1972, while conducting their research, devel-
 
 5 Präsident Reagan besuchte die UdSSR vom 29. Mai bis 2. Juni 1988. Vgl. dazu FRUS 1981–1988, VI,  

S. 1063–1078, S. 1080–1088 und S. 1099–1124. Vgl. dazu auch AAPD 1988. 
 6 Zu den „Schwellenverträgen“ und zum Stand ihrer Ratifizierung vgl. Dok. 115, Anm. 5. 
 7 Der Generalsekretär des ZK der KPdSU, Gorbatschow, führte am 9. Dezember 1987 in Washington 

Gespräche mit Mitgliedern des amerikanischen Kongresses. Für den Wortlaut seiner Ansprache vgl. 
GORBATSCHOW, Reden, Bd. 5, S. 478 f. 

 8 Für den Wortlaut der Gemeinsamen Abschlußerklärung vom 10. Dezember 1987 vgl. PUBLIC PAPERS, 
REAGAN 1987, S. 1491–1497. Für den deutschen Wortlaut vgl. EUROPA-ARCHIV 1988, D 32–38. 

 9 Zur Frage der „engen“ oder „weiten“ Interpretation des ABM-Vertrags vgl. Dok. 24. 
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opment and testing as required, which are permitted by the ABM Treaty, and 
not withdraw from the ABM Treaty, for a specified period of time.“ Das Offen-
lassen der Bindungsverpflichtung an den Vertrag, die Aushandlung der einzu-
setzenden Zeitdauer durch die Verhandlungsteams in Genf, die Vorgabe, daß drei 
Jahre vor Auslaufen dieser Frist eingehende Verhandlungen über die dann be-
stehende strategische Situation zu führen sind, und die weitere Festlegung, daß 
dennoch „each side will be free at that time to decide its own course of action“, 
sind Elemente eines sorgfältig ausgewogenen Kompromisses, der zwar größere 
sowjetische Zugeständnisse enthält, andererseits aber bis an die Grenze dessen 
geht, was der Präsident10 seinen eigenen Anhängern gegenüber zu rechtferti-
gen in der Lage ist. De facto erscheint mit dieser Lösung eine Entkopplung des 
START-Vertrages vom ABM-SDI-Komplex gelungen zu sein und damit das ent-
scheidende Hindernis beseitigt, das die Sowjetunion einer Vereinbarung über 
strategische Offensivwaffen bisher in den Weg gelegt hatte. 
Im Vergleich zu diesem Durchbruch erscheint die ebenfalls erzielte Einigung auf 
eine Untergrenze von 4900 Gefechtsköpfen auf ballistischen Raketen eher als 
Vollzug eines Kompromisses, der bereits überfällig war und dessen weitere Ver-
zögerung durch nichts mehr hätte gerechtfertigt werden können. Auch hier liegt 
die vereinbarte Zahl näher an der bisherigen US-Position von 4800 als am letz-
ten sowjetischen Angebot von 5100. Bekräftigt wurde ebenfalls die Begrenzung 
der schweren Raketen, also der sowjetischen SS-18, auf die bereits vorher an-
gebotenen 1540 GK. Auch die Zählregel für mit Bomben und Kurzstreckenrake-
ten bestückte Bomber als je ein GK wurde bestätigt. Neue Dimensionen der 
Komplexität von Rüstungskontrollvereinbarungen ergeben sich bei den noch zu 
vereinbarenden Zählregeln für mit fluggestützten Cruise Missiles ausgerüstete 
Bomber und für die Erfassung von seegestützten Cruise Missiles. Für letztere 
wurde die Annäherung erreicht, daß eine zusätzlich zur übrigen Obergrenze von 
6000 GK zu vereinbarende Begrenzung erfolgen solle. Die schwierigen Probleme 
der Verifizierung der zu treffenden Begrenzung sollen insbesondere mit weiter-
entwickelten nationalen technischen Möglichkeiten erfolgen. (Dies veranlaßte GS 
Gorbatschow in seiner PK zu einem enthusiastischen Exkurs über die Möglich-
keiten intensiverer wissenschaftlicher Zusammenarbeit beider Länder.11) Eben-
falls vereinbart wurden festgelegte GK-Zahlen für verschiedene Raketentypen, 
also eine Abweichung von der SALT-Regelung, die jeweils die maximal mögliche 
Zahl zugrunde legte. Auch hier müssen neue Verifikationsmöglichkeiten gesucht 
werden. Die Vielzahl der sich damit stellenden technischen Fragen läßt den 
Optimismus, einen unterschriftsreifen Vertrag bis zum nächsten Gipfeltreffen 
fertigstellen zu können, gewaltig erscheinen. (Da eine Ratifikation durch den 
Senat, ebenfalls noch in diesem Jahr, ohnehin nicht sehr wahrscheinlich wäre, 

 
10 Ronald W. Reagan. 
11 Botschafter Ruhfus, Washington, berichtete am 10. Dezember 1987, der Generalsekretär des ZK der 

KPdSU, Gorbatschow, habe in einer rund zweistündigen Pressekonferenz am selben Tag eine Bilanz 
seiner Gespräche in Washington gezogen: „Gorbatschow, der dabei einen selbstbewußten, dynamischen 
und zufriedenen Eindruck machte, nutzte die Veranstaltung, die von verschiedenen Fernsehsendern 
zumindest teilweise live übertragen wurde, um sich über seine amerikanischen Gesprächspartner hin-
weg unmittelbar an das amerikanische Volk zu wenden.“ Vgl. den Drahtbericht Nr. 5308; Referat 220, 
Bd. 144755.  
Für den Wortlaut der Ausführungen in der Pressekonferenz vgl. GORBATSCHOW, Reden, Bd. 5, S. 501–
524. 
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läßt sich ein Arrangement denken, das Einzelheiten der Verifikationstechnologien 
der Erarbeitung nach Vertragsunterzeichnung überläßt.) 
4) Nukleartests: In diesem Bereich ist ein weiterer kleiner Schritt gemacht wor-
den, der das Etappenziel einer Ratifizierung der Schwellenverträge auf der Basis 
eines verbesserten Verifikationssystems etwas näher rücken läßt. In einer bereits 
am 9.12. festgelegten Gemeinsamen Erklärung ist die Durchführung von gemein-
samen Experimenten in der Form von unmittelbarer Beobachtung von ein bis 
zwei Nukleartests der jeweils anderen Seite unmittelbar an Ort und Stelle ver-
einbart worden.12 Dabei kann jede Seite die von ihr bevorzugten Methoden ver-
wenden, die US also das erste Mal CORRTEX13 in der Sowjetunion. Dies geht 
einen wichtigen Schritt über den bereits im November vereinbarten Austausch 
von Delegationen zur ersten Besichtigung der jeweiligen Testgebiete hinaus.14 
Es stellt jedoch noch keine endgültige Akzeptierung der CORRTEX-Methode als 
dauerhaftes Verifikationsverfahren durch die SU dar. 
155) CW: Hier lag die Initiative vornehmlich bei der SU. Die Diskussion zu che-
mischen Waffen wurde anscheinend hauptsächlich von GS Gorbatschow getragen, 
der, wie er in seiner PK ausführlich erläuterte, ein intensives Plädoyer für die 
Wiederbeschleunigung der Verhandlungen in diesem Bereich führte.16 Irgend-
welche konkreten Perspektiven zeichnen sich allerdings nicht ab, in der entspre-
chenden Arbeitsgruppe wiederholte Nasarkin alle bekannten sowjetischen Ar-
gumente, brachte aber nicht, wie dies teilweise erwartet worden war, die Idee 
einer chemiewaffenfreien Zone in Europa auf. Ob der Appell Gorbatschows an die 
amerikanische Öffentlichkeit den CW-Verhandlungen einen neuen Impuls zu 
geben vermag, bleibt abzuwarten. Die Bekräftigung des prinzipiellen Engage-
ments für ein globales CW-Verbot bringt keine neuen Elemente. 
6) Auch konventionelle Waffen waren Gesprächsgegenstand. Wie bei den voraus-
gegangenen AM-Treffen verweigerten die USA auch dieses Mal jede weiterfüh-
rende Behandlung dieses Themas unter Verweis auf die Zuständigkeit der Allianz 
und die Mandatsgespräche in Wien17, für deren rasche Beendigung sich beide 
Seiten aussprachen. In seiner PK engagierte sich Gorbatschow auch in diesem 
Bereich sehr klar. Er bestätigte ein weiteres Mal das Bestehen von Asymmetrien 
zugunsten der SU, verwies auf westliche Überlegenheit in anderen (nicht spe-
zifizierten) Bereichen und betonte, daß eine notwendige Lösung in der „mutual 
and simultaneous reduction of all asymmetries“ liege. Er betonte allerdings, daß 
ein realistisches Vorgehen hier die Durchführung in mehreren Phasen erfordere, 
und erwähnte dabei wiederum das Konzept eines „Korridors begrenzter Rüstun-
gen“. Positiv erwähnte Gorbatschow das von ihm festgestellte amerikanische 
Interesse an einer Erörterung defensiver Militärdoktrinen.18 

 
12 Vgl. dazu die amerikanisch-sowjetische Gemeinsame Erklärung zu Atomtests; DEPARTMENT OF STATE 

BULLETIN, Bd. 88 (1988), Heft 2131, S. 11 f. 
13 Durchgängig korrigiert aus: „Korrtex“.  

Zur CORRTEX-Methode vgl. Dok. 115, Anm. 4. 
14 Zu den amerikanisch-sowjetischen Verhandlungen über einen nuklearen Teststopp vgl. Dok. 343, 

Anm. 6. 
15 Beginn des mit Drahtbericht Nr. 5311 übermittelten zweiten Teils des Fernschreibens. Vgl. Anm. 1. 
16 Zu den Verhandlungen über ein Verbot chemischer Waffen in Genf vgl. Dok. 311, Anm. 2. 
17 Zu den Mandatsgesprächen über Konventionelle Rüstungskontrolle vgl. Dok. 355, Anm. 3. 
18 Vgl. die Erklärung des Politischen Beratenden Ausschusses des Warschauer Pakts über Militärdoktri-

nen auf seiner Tagung am 28./29. Mai 1987 in Ost-Berlin; EUROPA-ARCHIV 1987, D 392–394. 
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7) Soweit bisher feststellbar, spielte das Thema nuklearer Kurzstreckensysteme 
unterhalb 500 km Reichweite keine besondere Rolle. Im Hintergrund-Briefing 
(vermutlich Powell) wurde festgestellt, daß nach US-Auffassung erst Fortschritte 
bei der Herstellung einer ausgeglichenen konventionellen Situation in Europa 
es erlauben würden, weitere Reduzierungen im Bereich dieser Systeme ernsthaft 
zu erwägen. 

[gez.] Ruhfus 
Referat 220, Bd. 144755 
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Botschafter Meyer-Landrut, Moskau, an das Auswärtige Amt 

Fernschreiben Nr. 3948 Aufgabe: 11. Dezember 1987, 19.45 Uhr1 
Cito Ankunft: 11. Dezember 1987, 18.28 Uhr 

Betr.: Amerikanisch-sowjetischer Gipfel2;  
hier: Bewertung nach bisherigen Aussagen 

Bezug: DB Nr. 5309 aus Washington vom 10.12. – Pol 322 SOW3 

Zur Unterrichtung 
Botschaft stimmt erster Bewertung mit Bezugs-DB zu, insbesondere was die 
Stichworte „Wandel der amerikanisch-sowjetischen Beziehungen“, „Verankerung 
in amerikanischer Öffentlichkeit“, „weder Sieger noch Besiegte“ und „psychologi-
scher Durchbruch durch Gorbatschows Auftreten in den USA selbst“ angeht. 

 
 1 Das Fernschreiben wurde von Botschaftsrat Neubert, Moskau, konzipiert.  

Hat Vortragendem Legationsrat I. Klasse Hofstetter am 16. Dezember 1987 vorgelegen, der die 
Weiterleitung an Vortragenden Legationsrat Wagner, Legationsrat I. Klasse Mülmenstädt und Lega- 
tionssekretär Haller verfügte.  
Hat Wagner, Mülmenstädt und Haller vorgelegen. 

 2 Der Generalsekretär des ZK der KPdSU, Gorbatschow, besuchte die USA vom 7. bis 10. Dezember 
1987. Vgl. dazu auch Dok. 364. Vgl. dazu ferner FRUS 1981–1988, VI, S. 602–680. 

 3 Botschafter Ruhfus, Washington, zog eine erste Bilanz des Besuchs des Generalsekretärs des ZK der 
KPdSU, Gorbatschow, vom 7. bis 10. Dezember 1987 in den USA: „Wenn Reagan den Gipfel auch 
als Erfolg einer konsequenten, vom amerikanischen Volk unterstützten Politik darstellt, vermeidet er 
jedoch jeden Hinweis, daß die USA sich durchgesetzt und Gorbatschow nachgegeben habe. Er erkennt 
die Bereitschaft Gorbatschows zu einem grundlegenden Wandel der Beziehungen bei allen Unter-
schieden der Systeme an. […] Es hat keine Sieger und Besiegte gegeben. Auch wenn man die übliche 
sowjetische Verhandlungstaktik, von Maximalforderungen auszugehen, in Rechnung stellt, hat Gor-
batschow doch auf diesem Gipfel mehr gegeben als Reagan. Gorbatschow hat den Besuch dazu benutzt, 
um gegenüber der Öffentlichkeit in den USA und der SU sowie darüber hinaus deutlich zu machen, 
daß beide Länder voll gleichberechtigt sind und auch gleiche Verantwortung und gleiche Pflichten 
gegenüber der Welt haben. Er hat auch hier erläutert, daß die großen Probleme in der Welt nur auf 
der Basis der Zusammenarbeit gelöst werden können. Von dieser Grundlage aus mußte er nicht auf ein 
striktes Gleichgewicht des Gebens und Nehmens achten. Allerdings kann es auch keine unbegrenzte 
Einseitigkeit geben. Die mageren Ergebnisse bei den Regionalfragen zeigen die Grenze der sowjetischen 
Bereitschaft zum Entgegenkommen auf.“ Vgl. Referat 220, Bd. 144755. 
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[1)] Aus hiesiger Sicht erste Eindrücke: 
Verlauf und Ergebnisse des Gipfels sind noch nicht bis zum letzten Detail be-
kannt, auch ist nicht abschätzbar, inwieweit vor allem die sowjetischen Medien 
„alles“ berichtet haben, Bewertungen müssen deshalb unter diesem „technischen“ 
Vorbehalt stehen. Immerhin nimmt die Gestalt dieses Gipfels Konturen an: 
Über das – nicht ohne letzte Mühen – fertiggestellte INF-Abkommen4 hinaus 
scheinen beide Seiten es weniger auf Papiersubstanz in Form zahlreicher Ab-
kommen über sekundäre Einzelfragen angelegt zu haben als vielmehr auf eine 
offene Erörterung strittiger Grundsatzprobleme, um die Basis für eine konstruk-
tive Gestaltung der Beziehungen auf längere Sicht zu schaffen.5 
Die Strukturierung des Gipfels zeigt diese Absicht, der Umgang der beiden Prot-
agonisten miteinander und ihre Formulierungen bestätigten es. Der Washing-
toner Gipfel erscheint folglich als erfolgreicher Abschluß eines ersten Versuchs 
der Verständigung – INF – und als Einstieg in eine Phase schwieriger, aber bei-
derseits ernsthafter Anstrengungen um einen grundlegenden Wandel in den 
Beziehungen – mit Auswirkungen weit über das bilaterale Verhältnis hinaus. 
Gorbatschow wies in seiner Pressekonferenz6 in diese Richtung: Beide Seiten 
seien der Auffassung, daß „sie auf dem Weg aus einer langanhaltenden Phase 
der Konfrontation heraus und diese hinter sich zu lassen bereit sind“. Dies sei 
„wichtiges politisches Ergebnis“ und „wichtige Feststellung“ der Gemeinsamen 
Erklärung7. „Genau dies ist die Essenz des Übergangs zu der neuen Etappe in 
den sowjetisch-amerikanischen Beziehungen.“ 
Der Wandel des Verhältnisses wird – abgesehen von der nüchternen Logik, wo-
nach ein fruchtbarer Interessenausgleich besser ist als eine an den Kräften bei-
der Seiten zehrende Konfrontation – deutlich an dem Bild, zu dem Gorbatschow 
greift (im Gespräch gegenüber amerikanischen Geschäftsleuten), von dem „sowje-
tischen Bulldozer und dem amerikanischen Bulldozer, die den Weg zueinander 
frei räumen“.8 
Beide Seiten haben in mühevollem und zeitraubendem Ringen sich letztlich so 
viel „gegeben“, daß sie sich in ihrem Vorhaben gerechtfertigt fühlen können. 
Den Übergang vom Gefühl – oder Urteil – zur Tatsache können aber erst die 
Ratifikation des INF-Abkommens und weitere Fortschritte in anderen Bereichen 
bewirken. Solange sind beide Staatsmänner bei ihrem nicht risikofreien Kurs-
wechsel von der rechten Flanke her verwundbar. Beide haben schon in Washing-
ton gezeigt, daß sie dem Rechnung tragen (s. u.). Wir werden sehen, wie Gorba- 
tschow die Ergebnisse präsentieren wird. Immerhin kann er einiges vorweisen: 
– Reagan hat von Achtung im Umgang miteinander gesprochen, unbeschadet der 

Differenzen. Das Gefühl, von den USA respektiert zu werden, dürfte hier ein 
 
 4 Zur Unterzeichnung des INF-Vertrags am 8. Dezember 1987 vgl. Dok. 360. 
 5 Dieser Satz wurde von Vortragendem Legationsrat I. Klasse Hofstetter durch Fragezeichen hervor-

gehoben. 
 6 Zur Pressekonferenz des Generalsekretärs des ZK der KPdSU, Gorbatschow, am 10. Dezember 1987 in 

Washington vgl. Dok. 364, Anm. 11. 
 7 Für den Wortlaut der Gemeinsamen Abschlußerklärung vom 10. Dezember 1987 vgl. PUBLIC PAPERS, 

REAGAN 1987, S. 1491–1497. Für den deutschen Wortlaut vgl. EUROPA-ARCHIV 1988, D 32–38. 
 8 Der Generalsekretär des ZK der KPdSU, Gorbatschow, führte am 10. Dezember 1987 ein Gespräch 

mit amerikanischen Geschäftsleuten. Für den Wortlaut seiner Ansprache vgl. GORBATSCHOW, Reden, 
Bd. 5, S. 494–497. 
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wichtiges Element sein, um das, was Gorbatschow „Normalisierung“ nannte, 
künftig psychologisch abzustützen. 

– Dieser Achtung als Umgangsform entspricht in der politischen Substanz die 
Behandlung der SU als ebenbürtiger Großmacht, und zwar nicht allein – wie 
unter Breschnew „negativ“ durch Gleichziehen bei den Raketen abgetrotzt –, 
sondern „positiv“ durch schrittweisen Übergang zu neuen politischen Kon-
zepten, die Interessenausgleich ermöglichen sollen. Als Ko-Autor solchen 
Wandels von gegenseitiger Bedrohung zur konstruktiven Wahrnehmung „ge-
meinsamer Verantwortung“ zusammen mit den USA steht Gorbatschow auch 
zu Hause nicht schlecht da, wenn er Sicherung sowjetischer Interessen in 
einer Weise betreibt, die außerdem noch einen Wandel zum Besseren in Aus-
sicht stellt statt „mehr Kanonen“, selbst wenn er auf absehbare Zeit nicht 
wesentlich „mehr Butter“ wird liefern können. 

2) Zu den einzelnen Fragen erscheint bemerkenswert: 
– Sowjetische Seite hat sowohl bei der START-Untergrenze und dem Wurfge-

wicht als auch bezüglich des Mechanismus, der strategische Stabilität schaffen 
soll (ABM: drei Jahre vor Fristablauf Verhandlungen, entweder neue Defensiv-
Regelung oder freie Entscheidung), Konzessionen gemacht, die erfolgsträchtige 
Verhandlungen möglich machen. 

– Bei KRK geht es laut Erklärung um „armed forces and conventional arma-
ments“9, der Einschluß nuklearer Waffen müßte demnach „vom Tisch“ sein, 
– darüber hinaus hat Gorbatschow in der PK hierfür einen „neuen politischen 
Impuls“ vorgeschlagen, „wie in Reykjavik10 bezüglich der nuklearen Abrü-
stung“. Dieser Vergleich legt eine sowjetische Bereitschaft nahe, die es zu 
testen gilt, um so mehr, als Gorbatschow ausdrücklich von „Ungleichgewichten 
und Asymmetrie“ spricht, die es zu beseitigen gelte, von „an den Tisch setzen“, 
„Daten austauschen, sie bewerten, Symmetrien bei Rüstungen und Truppen 
identifizieren und anfangen, das Problem zu lösen“. Würde dies in die Tat um-
gesetzt, wäre dies sowohl ein Schritt auf die Sorgen der Europäer zu als auch 
eine politisch wertvolle Abstützung für das weitere Verfahren bei INF (Ratifi-
kation) und START. 

– Gegenüber den positiven Erklärungen zur Rüstungskontrolle scheint es bezüg-
lich der Regionalfragen weit weniger greifbare Fortschritte zu geben. Dabei ist 
allerdings zu berücksichtigen, daß bei INF und START beide Partner a) die 
Materie weit genug aufgearbeitet hatten, und b) „Herren des Verfahrens“ 
waren. Dies ist nicht übertragbar auf Golf, Afghanistan und Kambodscha, hier 
können beide nicht „vereinbaren“, sondern allenfalls den Betroffenen „helfen“, 
wie es in der Erklärung heißt. 

Im Fall Afghanistan, wo öffentlich mehr erwartet wurde, kommt hinzu, daß Gor-
batschow das Regime in Kabul nicht einfach „fallenlassen“ konnte. Auch wäre 
nach innen wie im Block die langfristig geplante Entwicklung der Beziehungen 
zu den USA möglicherweise als zu stark mit sowjetischen Konzessionen verbun-

 
 9 Die Wörter „armed forces and conventional armaments“ wurden von Vortragendem Legationsrat 

I. Klasse Hofstetter hervorgehoben. Dazu Fragezeichen. 
10 Zum Treffen des Präsidenten Reagan mit dem Generalsekretär des ZK der KPdSU, Gorbatschow, 

am 11./12. Oktober 1986 vgl. AAPD 1986, II, Dok. 282 und Dok. 284–286. 
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den erschienen. Hier muß wohl erst eine Anfangsposition für eine Neuordnung 
der Verhältnisse in Afghanistan geschaffen werden, bevor neue sowjetische 
Schritte vertretbar erscheinen. 
Bei den Menschenrechten kommen die Differenzen am stärksten zum Tragen: 
Dies dürfte sich so schnell nicht ändern. Hier wird erst ein sich allmählich bes-
serndes Gesamtverhältnis substantielle Fortschritte ermöglichen. 

[gez.] Meyer-Landrut 
Referat 220, Bd. 144755 
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Ministerialdirektor Freiherr von Richthofen, z. Z. Brüssel, 
an das Auswärtige Amt 

114-7173/87 VS-vertraulich Aufgabe: 11. Dezember 1987, 19.30 Uhr1 
Fernschreiben Nr. 1652 Ankunft: 11. Dezember 1987, 20.06 Uhr 

Betr.: Treffen der vier Außenminister zu Deutschland- und Berlin-Fragen am 
11.12.1987 in Brüssel2 (Gastgeber F) 

I. Zusammenfassung 
1) Die Behandlung der Berlin-Initiative3 im Anschluß an Präsident Reagans 
Rede vom 12. Juni4 war Hauptthema des Deutschland- und Berlin-Treffens, wel-
ches aus diesem Grunde auch (auf amerikanischen Wunsch) mit einem Fototer-
min und einer Presseerklärung (s. Anhang 15) der vier Außenminister endete. 
Die Minister verabredeten auf der Grundlage eines in der Bonner Vierergruppe 
in den letzten Monaten entwickelten Konzepts, daß die SU nunmehr auf diplo-

 
 1 Das Fernschreiben wurde in zwei Teilen übermittelt. Vgl. Anm. 8.  

Hat Legationsrat I. Klasse Graf von Waldersee am 14. Dezember 1987 vorgelegen, der die Weiter-
leitung an Vortragenden Legationsrat I. Klasse Lambach, Vortragenden Legationsrat von Berg, Lega-
tionsrat I. Klasse Ulrich und Referent Lassus verfügte.  
Hat Lambach, Berg, Ulrich und Lassus am 14. Dezember 1987 vorgelegen.  
Hat Waldersee am 15. Dezember 1987 erneut vorgelegen, der handschriftlich vermerkte: „Bitte Ablich-
tungen an 013, 201, 213.“ 

 2 Zur NATO-Ministerratstagung am 11. Dezember 1987 vgl. Dok. 369. 
 3 Zur Berlin-Initiative des Präsidenten Reagan vgl. Dok. 342.  

Vortragender Legationsrat I. Klasse Lambach vermerkte am 4. Dezember 1987, in der Ressortbespre-
chung im Bundeskanzleramt am Vortag mit Vertretern des Auswärtigen Amts, der Bundesministerien 
für Verkehr bzw. für Innerdeutsche Beziehungen sowie der Landesvertretung von Berlin sei Ein-
vernehmen über „folgende Orientierung für die Gespräche in Brüssel“ erzielt worden: „Wenn die Drei 
Mächte Noten zur Berlin-Initiative absenden wollen, wäre Widerstand der BR Deutschland unange-
bracht. In diesem Falle sollte angestrebt werden, den Verfahrensteil der Note gegenüber dem Entwurf 
zu entschärfen.“ Vgl. Referat 210, Bd. 145177. 

 4 Zum Besuch des Präsidenten Reagan am 12. Juni 1987 in Berlin (West) vgl. Dok. 168. 
 5 Dem Vorgang beigefügt. Für die Presseerklärung vgl. den Drahtbericht Nr. 1652 des Ministerial-

direktors Freiherr von Richthofen, z. Z. Brüssel, vom 11. Dezember 1987; VS-Bd. 13466 (210); B 150, 
Aktenkopien 1987. 
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matischem Wege durch die Drei Mächte angesprochen werden soll, um ihr die 
Initiative offiziell zu präsentieren. 
Weiterer Gegenstand der Beratungen war das Verhältnis der Berliner zu den 
Alliierten. 
2) Die Minister billigten die Passage zu Deutschland und Berlin im Kommuniqué 
des NATO-Rats (Anhang 26), den Text eines Aide-mémoire für die Aufnahme von 
Gesprächen mit der SU über die Berlin-Initiative7 und nahmen Kenntnis von 
dem der Initiative zugrundeliegenden Konzept sowie von dem halbjährlich er-
stellten Berlin Assessment. Die Vier nahmen den in Anhang 3 wiedergegebenen 
Bericht der Direktoren entgegen.8 
II. Im einzelnen 
1) Kommuniqué 
Hinweis auf ungehinderten Zugang in Satz 1 signalisiert Besorgnis gegenüber 
anhaltender und im vergangenen Halbjahr weiter erhöhter sowjetischer Reser-
vierungspraxis in den Luftkorridoren9. Zur 750-Jahr-Feier10 macht Kommuniqué 
deutlich, daß ihr Ablauf zwar ein weiteres Mal die Teilung Berlins spüren ließ, die 
Festlichkeiten und Besuche im Westteil der Stadt aber erneut seine Attraktivität 
und Lebenskraft belegt haben. Die Reagan-Initiative (Satz 3) ist in Form ihrer 
konkreten Vorschläge wiedergegeben. Ihre öffentliche Unterstützung durch das 
Bündnis erfolgt somit fast zeitgleich mit ihrer Präsentation an die sowjetische 
Seite (durch Aide-mémoire in Moskau, s. u.). 
Im Absatz zu den innerdeutschen Beziehungen werden die Schwerpunkte unse-
rer Deutschlandpolitik des vergangenen Halbjahres herausgestellt – Verstetigung 
von Dialog und Zusammenarbeit (Honecker-Besuch11), Einbeziehung Berlins 
(Schnellbahn, Stromverbund) – und als Beitrag für verbesserte West-Ost-Bezie-
hungen gewürdigt. Der Hinweis auf die Teilung des deutschen Volkes bekräftigt 
das Engagement der Drei Mächte und des Bündnisses insgesamt in der deutschen 
Frage. 
2) Berlin-Initiative 
Die Vorschläge des US-Präsidenten an die SU in seiner Rede vor dem Branden-
burger Tor zur Verbesserung der Lage in und um Berlin sind nach konzeptionel-
ler Vorarbeit in der Vierergruppe von den Ministern als Gesprächsvorschlag an 

 
 6 Dem Vorgang beigefügt. Vgl. den Drahtbericht Nr. 1652 des Ministerialdirektors Freiherr von Richt- 

hofen, z. Z. Brüssel, vom 11. Dezember 1987; VS-Bd. 13466 (210); B 150, Aktenkopien 1987.  
Vgl. ferner Ziffer 11 des Kommuniqués der NATO-Ministerratstagung am 11. Dezember 1987 in 
Brüssel; NATO FINAL COMMUNIQUÉS 1986–1990, S. 88. Für den deutschen Wortlaut vgl. EUROPA-
ARCHIV 1988, D 110 f. 

 7 Für den Entwurf des Aide-mémoires der Drei Mächte vgl. Referat 210, Bd. 145177. 
 8 Dem Vorgang beigefügt. Für den Bericht der Politischen Direktoren der Außenministerien der 

Bundesrepublik, Frankreichs, Großbritanniens und der USA zu Berlin und Deutschland als Ganzes 
vgl. den mit Drahtbericht Nr. 1653 übermittelten zweiten Teil des Fernschreibens; VS-Bd. 13466 (210); 
B 150, Aktenkopien 1987. Vgl. Anm. 1. 

 9 Zu den Bestimmungen über den Luftverkehr von und nach Berlin vgl. Dok. 354, Anm. 10.  
Zu den sowjetischen Reservierungen in den Luftkorridoren nach Berlin vgl. AAPD 1985, I, Dok. 96. 

10 Zu den 750-Jahr-Feiern in Berlin vgl. Dok. 131. 
11 Der Generalsekretär des ZK der SED, Honecker, hielt sich vom 7. bis 11. September 1987 in der Bun-

desrepublik auf. Vgl. dazu Dok. 244, Dok. 245, Dok. 255 und Dok. 258. 
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die SU in Form eines Aide-mémoire beschlossen worden. Es wird in den nächsten 
Wochen in Moskau durch die Drei Mächte überreicht werden. In ihm wird die 
SU auf das Bestreben der Drei Mächte hingewiesen, praktische Verbesserungen 
in der Lage Berlins zu erzielen, dies auch im Interesse verbesserter West-Ost-Be-
ziehungen. Das Aide-mémoire schlägt dazu konkrete Gespräche der Vier Mächte 
zu folgenden Themen vor: 
– Luftzugang nach Berlin, 
– Erweiterung der Luftverbindungen dorthin (in diesem Zusammenhang auch 

Hinweis auf mögliche innerdeutsche Luftverbindungen), 
– Begegnungsmöglichkeiten in Berlin, insbesondere Jugendaustausch, 
– internationale Veranstaltungen in Berlin, auch zugleich in beiden Teilen (Olym-

pische Spiele). 
Die Reagan-Initiative verbindet mehrere Absichten: 
– Das Luftregime in den Korridoren sicher und unproblematisch durchzuführen, 

ohne hierfür sich auf Verhandlungen über die Grundlagen einzulassen und 
damit den Rechtsgrundsatz originärer Zugangsrechte zu beeinträchtigen, 

– neue Flugverbindungen nach Berlin (West), auch außerhalb der Korridore, zu 
schaffen und damit Berlin zum Luftkreuz auszubauen, 

– die unbeanstandete Abhaltung internationaler Konferenzen unter nach VMA12 
möglicher Beteiligung des Bundes zu sichern, weitere prominente Veranstal-
tungen nach Berlin zu holen und letztlich auch mit diesem Mittel die Teilung 
Berlins zu erleichtern und die unnatürliche Lage in Berlin im öffentlichen Be-
wußtsein zu halten (siehe Vorschlag Olympischer Spiele in beiden Teilen der 
Stadt, dieser Vorschlag enthält auch das taktische Element, eine Bewerbung 
der DDR für „ihre Hauptstadt“ frühzeitig abzublocken).  

Die Motive der Initiative rühren einmal aus dem Wunsch, angesichts der initia-
tiven Politik des Senats und der Erwartungen in Berlin und in der deutschen 
Öffentlichkeit allgemein das konstruktive Engagement der Drei Mächte für Ber-
lin deutlich zu machen, andererseits aus dem vornehmlich amerikanischen Inter-
esse, die SU auf ihre Absichten zur Verbesserung der West-Ost-Beziehungen hin 
in Berlin zu prüfen und zu Antworten herauszufordern. In Vierergruppe und 
Ministertreffen gelang es, beide Motive in einem Ansatz zu verbinden, der alle 
Optionen für erfolgsorientierte Gespräche mit der SU offenhält. Für den opera-
tiven Schlußteil des zur Übergabe in Moskau vorgesehenen Aide-mémoire wurde 
folgender Text verabredet: „The Three Powers would like to receive the reaction 
of the Soviet authorities to the above ideas for seeking improvements in the 
Berlin situation, with a view to holding talks at an early date.“13 

 
12 Für den Wortlaut des Vier-Mächte-Abkommens über Berlin vom 3. September 1971 sowie des Schluß-

protokolls vom 3. Juni 1972, mit dem das Abkommen in Kraft trat, vgl. BUNDESANZEIGER, Nr. 174 
vom 15. September 1972, Beilage, S. 44–73. Vgl. dazu auch AAPD 1971, II, Dok. 281. 

13 Vortragender Legationsrat I. Klasse Lambach unterrichtete am 16. Dezember 1987: „Gemäß dem 
Beschluß der vier Außenminister auf dem Deutschland- und Berlin-Treffen am 11.12.1987 in Brüssel 
und gemäß der in der Bonner Vierergruppe erfolgten Abstimmung der Einzelheiten wird der fran-
zösische Botschafter in Moskau, begleitet von höherrangigen Mitarbeitern (wohl jeweilige ‚Nummer 
drei‘) der britischen und US-Botschaft, die Berlin-Initiative offiziell unter Überreichung des als Anhang 
folgenden Aide-mémoires an die Sowjetunion herantragen. Die Demarche soll bald (voraussichtlich 
noch vor Weihnachten) und gegenüber angemessen hoher Ebene des SAM (etwa stv. AM) erfolgen. 
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3) Verhältnis der Berliner zu den Alliierten 
Auf allen Ebenen der Gespräche wurden auch Fragen der laufenden Rechtsberei-
nigung in Berlin behandelt. 
Die Minister begrüßten die grundsätzliche alliierte Entscheidung, ein alliiertes 
Büro einzurichten, um einen förmlichen Weg zu organisieren, auf dem Beschwer-
den von Berlinern gegen Handlungen der Alliierten geprüft werden können. 
Die Behandlung des Themas der Abschaffung alliierten Rechts14, das in Berlin 
weiterhin die Verhängung der Todesstrafe ermöglicht15, bildete einen wichtigen 
Beratungsgegenstand. Dabei wurde deutlich, daß F und GB über die wachsen-
den, überwiegend innenpolitisch begründeten Schwierigkeiten in den USA be-
sorgt sind, die einer Rechtsbereinigung in Berlin im Wege stehen. Angesichts des 
Umstands, daß nun auch die DDR die Todesstrafe abgeschafft hat16, wird aller-
dings auch von der US-Administration nicht verkannt, daß das Thema Todes-
strafe zu einem erheblichen Reibungspunkt nicht nur der Berliner mit den Alli-
ierten werden könnte. Wir haben auf Experten- und Direktorenebene auf den 
deutschlandpolitischen Zusammenhang hingewiesen. D 217 hat auf den Wunsch 
des Berliner Senats und des Abgeordnetenhauses verwiesen, daß die Angelegen-
heit auf hoher politischer Ebene aufgenommen werde. D 2 hat gegenüber dem 
US-Vertreter, der auch den britischen Gedanken einer Erklärung der Alliierten 
zur Nicht-Praktizierung der Todesstrafe verwarf, deutlich unterstrichen, daß 
wir die Rolle der Alliierten in Berlin als die von Treuhändern der deutschen 
Nation ansehen. Daher sei es geboten, zwischen der eigenen Rechtsordnung eines 
Alliierten und der für Berlin geltenden zu differenzieren. Entgegen vorheriger 
Ankündigung verzichtete AM Raimond darauf, Thema Todesstrafe auf AM-
Ebene anzusprechen und begnügte sich damit, die bevorstehende Einrichtung 
der Beschwerdestelle zu würdigen. AM Raimond und AM Howe werden jedoch 
nach Angaben ihrer Delegationen das Thema Todesstrafe mit AM Shultz bilate-
ral aufnehmen. Wir werden das bei dem Besuch von AM Shultz am Dienstag in 
Bonn tun.18 

Fortsetzung Fußnote von Seite 1846 
Details hierzu sollen unter den vier Botschaftern in Moskau abgestimmt werden.“ Vgl. den Runderlaß 
Nr. 123; Referat 210, Bd. 145177.  
Botschafter Meyer-Landrut, Moskau, teilte am 29. Dezember 1987 mit: „Demarche wurde am 29.12. 
durch F-Botschafter gegenüber Erstem VAM Kowaljow unter Verlesung des Memorandums und Über-
gabe franz[ösischen] und engl[ischen] Textes durchgeführt.“ Kowaljow habe die Prüfung zugesagt 
und angekündigt, die UdSSR werde die DDR konsultieren. Vgl. den Drahtbericht Nr. 4093; Referat 
210, Bd. 145177. 

14 Mit Schreiben vom 5. Mai 1955 an den Regierenden Bürgermeister von Berlin, Suhr, bekräftigten 
die Drei Mächte unter Berufung auf Artikel 2 des Vertrags vom 26. Mai 1952 über die Beziehungen 
zwischen der Bundesrepublik und den Drei Mächten in der Fassung vom 23. Oktober 1954 (Deutsch-
landvertrag), „daß, was Berlin anbelangt, die Botschafter der drei Mächte bei der Bundesrepublik 
auf Grund der Bestimmungen dieses Artikels alle Rechte, Verantwortlichkeiten und Hoheitsrechte, 
wie sie die Hohen Kommissare innehatten, beibehalten“. Vgl. DzD III/1, S. 5.  
Vgl. dazu ferner die Erklärung der Alliierten Kommandantur vom 5. Mai 1955; DzD III/1, S. 6–9. 

15 Artikel 1 der Verordnung Nr. 511 der Drei Mächte vom 15. Oktober 1951 sah als Höchstmaß für „straf-
bare Handlungen gegen die Interessen der Besatzung“ in Berlin (West) die Todesstrafe vor. Vgl. 
GESETZ- UND VERORDNUNGSBLATT FÜR BERLIN 1951, Nr. 66, Seite 1112. 

16 Zur Abschaffung der Todesstrafe in der DDR am 17. Juli 1987 vgl. Dok. 217, Anm. 20. 
17 Hermann Freiherr von Richthofen. 
18 Der amerikanische Außenminister Shultz hielt sich am 15. Dezember 1987 in der Bundesrepublik 

auf. Für sein Gespräch mit Bundeskanzler Kohl vgl. Dok. 371 und Dok. 372. 
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4) Eine mögliche Begegnung RBM Diepgen/Honecker in Berlin (Ost) wurde kurz 
im Bericht der Direktoren angesprochen, nachdem er auf Expertenebene un-
kontrovers behandelt worden war.19 
5) Die Gespräche fanden, wie üblich, in einer offenen und vertrauensvollen Atmo-
sphäre statt. 

[gez.] Richthofen 
VS-Bd. 13466 (210) 
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Ministerialdirektor Freiherr von Richthofen, z. Z. Brüssel, 
an das Auswärtige Amt 

114-7182/87 geheim Aufgabe: 11. Dezember 1987, 23.50 Uhr1 
Fernschreiben Nr. 1661 Ankunft: 12. Dezember 1987, 02.26 Uhr 

Betr.: Konsultationen im kleinen Kreis der Politischen Direktoren am 10.12.1987 
in Brüssel 

Zur Unterrichtung 
Die Politischen Direktoren trafen sich im Rahmen eines Abendessens am Vor-
abend der NATO-Herbsttagung in Brüssel2 zu vertraulichen Konsultationen im 
kleinen Kreis. Die USA waren ausnahmsweise, auf Bitte von R. Ridgway, die 
ebenso wie ihr Vertreter3 wegen des Gorbatschow-Besuchs von Washington4 un-
abkömmlich war, durch den amerikanischen NATO-Botschafter Keel vertreten. 
Gesprächsthemen waren: 
– Beziehungen zur Sowjetunion, 
– NATO-Kommuniqué, 
– Beziehungen zu Polen, Rumänien, Jugoslawien, ČSSR, DDR, 
– KSZE, 
– Irak – Iran und Naher Osten,  
– Zentralamerika. 

 
19 Der Regierende Bürgermeister von Berlin, Diepgen, führte am 11. Februar 1988 in Ost-Berlin ein 

Gespräch mit dem Generalsekretär des ZK der SED, Honecker. Vgl. dazu KOALITION DER VERNUNFT,  
S. 697–720. 

 
 1 Das Fernschreiben wurde von Vortragendem Legationsrat I. Klasse von Moltke, z. Z. Brüssel, konzi-

piert und in zwei Teilen übermittelt. Vgl. Anm. 38.  
Hat Moltke am 18. Dezember 1987 erneut vorgelegen. 

 2 Zur NATO-Ministerratstagung am 11. Dezember 1987 vgl. Dok. 369. 
 3 Charles H. Thomas. 
 4 Der Generalsekretär des ZK der KPdSU, Gorbatschow, besuchte die USA vom 7. bis 10. Dezember 1987. 

Vgl. dazu Dok. 360, Dok. 364 und Dok. 365. 
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Zu diesen Themen ist zusammenfassend festzuhalten: 
1) Beziehungen zur Sowjetunion 
Das Gipfeltreffen wurde in Anbetracht der am 11.12. vorgesehenen Unterrichtung 
des NATO-Rates durch AM Shultz und der begrenzten Detailinformationen, über 
die Botschafter Keel verfügte, nur in allgemeiner Form behandelt. 
GB wies darauf hin, daß Gorbatschow bei seinem Gespräch mit MP Thatcher 
einen sehr entspannten, selbstsicheren Eindruck voller Energie und Entschlos-
senheit gemacht habe.5 Nichts habe darauf hingedeutet, daß seine Stellung in 
der SU in irgendeiner Form begrenzt sei. Keel bestätigte dies auch hinsichtlich 
der Gespräche in Washington. F erwähnte, daß Karpow am 14.12. zur Unterrich-
tung über den Gipfel in Paris erwartet werde. Ich unterrichtete über die Konsul-
tationen mit dem sowjetischen Vertreter in der VN-Menschenrechtskommission, 
Lomeiko, in Bonn6 und erwähnte, daß er auch einen Besuch von Karpow in Bonn7 
angekündigt habe. 
Im Zusammenhang mit dem Le-Monde-Interview von Ligatschow8 wurde seine 
Stellung in der sowjetischen Führung erörtert. GB wies darauf hin, daß im ZK-
Sekretariat die wirkliche Macht liege, weil von hier aus die Personalfragen und 
auch die personelle Zusammensetzung des ZK gesteuert würden. Die sei gerade 
mit Blick auf die Allparteienkonferenz 19889 ein wichtiger Aspekt. Er frage sich, 
wieweit Gorbatschow die Kontrolle über die Personalentscheidungen habe und 
seine Leute bis in nachgeordnete Ränge unterbringen könne. Dazu brauche er 
das ZK-Sekretariat. Ihn habe überrascht, daß Ligatschow gesagt habe, das Polit-
 
 5 Zum Gespräch der Premierministerin Thatcher mit dem Generalsekretär des ZK der KPdSU, Gor-

batschow, am 7. Dezember 1987 in Brize Norton vgl. Dok. 359. 
 6 Ministerialdirigent Bazing vermerkte am 10. Dezember 1987, der Leiter der sowjetischen Delegation 

bei der VN-Menschenrechtskommission, Lomeiko, habe am 8. Dezember 1987 im Auswärtigen Amt 
Menschenrechtsfragen diskutiert. Lomeiko habe zudem ein einstündiges Gespräch mit Ministerial-
direktor Freiherr von Richthofen geführt. Erörtert wurden die Menschenrechtslage in Kuba und 
Afghanistan sowie Möglichkeiten einer bilateralen Zusammenarbeit: „Wir wiesen hin auf den funda-
mentalen Gegensatz zwischen dem westlichen M[enschen]R[echts]-Begriff – vorstaatliche Quelle, 
Abwehrrechte des Individuums gegen den Staat – und der östlichen Konzeption – vom Staat gewähr-
leistete Rechte, deswegen Korrelat zwischen Rechtsgewährung und Erfüllung ‚staatsbürgerlicher‘ 
Pflichten. Hier sei noch ein weites Feld für gegenseitige Unterrichtung und Lernprozesse vorhanden. 
Lomeiko bemühte sich, MR (auf die er häufig den ungenauen Begriff ‚humanitäre Fragen‘ anwandte)  
– analog dem Artikel von Gorbatschow in der ‚Prawda‘ vom 17.9.1987 – unter das Schlagwort ‚humani-
tärer Aspekt der Sicherheit‘ zu rubrizieren und damit zwischen Erfüllung der MR-Verpflichtungen und 
Abrüstungswillen der Staaten eine Wechselbeziehung aufzustellen. Es wurde klar, daß für Lomeiko 
MR als Leistung des Staates verstanden werden; der individuelle Anspruch tritt hiergegen zurück.“ 
Vgl. Referat 213, Bd. 142604. 

 7 Für das Gespräch des Bundesministers Genscher mit dem sowjetischen Sonderbotschafter Karpow am 
12. Dezember 1987 vgl. Dok. 368. 

 8 Für das Interview mit dem Mitglied des Politbüros des ZK der KPdSU, Ligatschow, vgl. den Artikel 
„Un entretien avec le numéro deux soviétique“; LE MONDE vom 4. Dezember 1987, S. 1 und S. 6.  
Vortragender Legationsrat Libal analysierte am 4. Dezember 1987: „Ligatschows Sprache ist deutlich 
konventioneller als die Gorbatschows und verrät durchaus einen gewissen Konservatismus. In einigen 
Bereichen (Aufarbeitung der Vergangenheit, Rolle der Ideologie) ist das Bemühen um Wahrung einer 
gewissen Kontinuität deutlich herauszulesen. In den Kernfragen der Reformpolitik (Wirtschaftsreform 
und ‚Demokratisierung‘) gibt sich Ligatschow jedoch mit dem GS völlig einig. Er befürwortet nach-
drücklich auch die Linie der ‚Demokratisierung‘ einschließlich ‚Glasnost‘. […] Nach diesem Interview 
scheint es weniger denn je gerechtfertigt, Ligatschow zum orthodoxen Gegenspieler Gorbatschows auf-
zubauen, wie dies in der westlichen Presse verbreitet geschehen ist.“ Vgl. Referat 213, Bd. 143517. 

 9 Die XIX. Allunionsparteikonferenz der KPdSU fand vom 28. Juni bis 1. Juli 1988 in Moskau statt. 
Vgl. dazu AAPD 1988. 
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büro (und nicht der GS) habe ihm den Vorsitz des ZK-Sekretariats übertragen. 
Bedeute dies, daß Gorbatschow nicht sein Vorgesetzter sei? F hob hervor, daß 
dies nach seiner Kenntnis das erste Mal in der SU sei, daß die Nummer 2 der 
Partei institutionell abgesichert werde. Es sei sicher kein Zufall, daß L. dies im 
Interview allgemein bekanntgemacht habe. Ich wies auf die Äußerungen Ho-
neckers gegenüber BK Schmidt beim Treffen am Werbellin-See 198110 hin, in 
denen Honecker bei der Darstellung der Strukturen ausgeführt hat, daß das 
Sekretariat die Entscheidungen des Politbüros ausführe, demnach der Vorsit-
zende des Sekretariats dem Politbüro deutlich nachgeordnet sei. 
F berichtete über den Aufenthalt Ligatschows in Frankreich, der hauptsächlich 
dem Kongreß der Kommunistischen Partei11 gegolten habe, bei dem L. sich sehr 
vorsichtig zu Perestroika geäußert habe. Die Rede von L. auf dem Kongreß habe 
den Eindruck bestätigt, daß es keine Distanz zu Gorbatschow gäbe, besonders 
nicht im außenpolitischen Bereich, daß aber im innenpolitischen Bereich starke 
unterschiedliche Nuancierungen vorhanden seien. L. habe sich hierzu deutlich 
vorsichtiger und zurückhaltender geäußert. F berichtete, daß das Gespräch Liga-
tschow – Mitterrand fast ausschließlich den bilateralen Beziehungen gegolten 
habe.12 L. habe auf Belebung der „nicht normalen“ Beziehungen und auf mehr 
Konsultationen gedrängt. CW sei auch kurz zur Sprache gekommen, weil SU 
über den französischen Vorschlag der Sicherheitsbestände13 nicht glücklich 
sei. 
GB berichtete, daß der Besuch von AM Howe in Moskau voraussichtlich unmit-
telbar nach dem Europäischen Rat (11./12. Februar14) stattfinden werde.15 
Keel führte aus, daß US sich fragen, warum – wie in Meinungsumfragen deutlich – 
in Europa das INF-Abkommen16 und die Null-Lösung trotz aller gegenteiligen 
Hinweise dem Politiker Gorbatschow zugerechnet werden. 
Ich trat dem mit Hinweis auf die BT-Debatte vom 10.12.17 entgegen und wies 
darauf hin, daß die öffentliche Meinung bei uns durchaus INF als Ergebnis 
unserer gemeinsamen Strategie und Standfestigkeit verstehe, daß aber auch 
neues Denken Gorbatschows für das Zustandekommen mit ursächlich sei. F 
und GB wiesen ergänzend auf die geschickte PR-Arbeit von Gorbatschow mit 
seinen und seiner Frau18 „news value“ hin. Darüber gerieten die langfristi-
gen Anstrengungen und Initiativen der Allianz in den Medien in den Hinter-
grund. 

 
10 Bundeskanzler Schmidt hielt sich vom 11. bis 13. Dezember 1981 in der DDR auf. Vgl. dazu AAPD 

1981, III, Dok. 363, Dok. 364 und Dok. 368. Vgl. dazu auch DzD VI/7, S. 423–534. 
11 Der Parteitag der Parti Communiste Français fand vom 2. bis 6. Dezember 1987 in Saint-Ouen 

statt. 
12 Staatspräsident Mitterrand führte am 3. Dezember 1987 in Paris ein Gespräch mit dem Mitglied 

des Politbüros des ZK der KPdSU, Ligatschow. 
13 Zum französischen Vorschlag einer Sicherheitsreserve („security stock“) bei chemischen Waffen vgl. 

Dok. 105. 
14 Zur Tagung des Europäischen Rats am 11./12. Februar 1988 in Brüssel vgl. AAPD 1988. 
15 Der britische Außenminister Howe hielt sich vom 14. bis 16. Februar 1988 in der UdSSR auf. 
16 Zur Unterzeichnung des INF-Vertrags am 8. Dezember 1987 vgl. Dok. 360. 
17 Vgl. BT STENOGRAPHISCHE BERICHTE, 11. WP, 49. Sitzung, S. 3400–3454. 
18 Raissa Maximowna Gorbatschowa. 
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2) NATO-Kommuniqué19 
F brachte die Differenzen (Ziffer 1 und 4/5) bei der Abfassung des NATO-Kommu-
niqués zur Sprache. Eine Annäherung der Standpunkte erfolgte nicht. US, GB 
und ich unterstrichen das starke Interesse, Frankreich einzubeziehen, sahen aber 
keine Möglichkeit, von der von der Bundesregierung gewünschten und von BM 
mit AM Shultz abgesprochenen wörtlichen Wiederholung der Ziffern 7 und 8 des 
Reykjavik-Kommuniqués20 abzugehen. Wir wiesen einmütig darauf hin, daß der 
Versuch einer Neuformulierung zu viele schwierige Fragen aufwerfe. F wies dar-
auf hin, daß Frankreich dann nur die schon bei Ziffer 7 in Reykjavik praktizierte 
Alternative bliebe, sich von Ziffer 4 des Kommuniqués zu distanzieren. Ich unter-
strich unseren mit F gemeinsamen Wunsch, die Einsetzung einer Studiengruppe 
voranzubringen. Es bestand Einigkeit, daß Ziffer 8 so weit gefaßt ist, daß bei der 
Studie auch der französische Wunsch auf Berücksichtigung der West-Ost-Bezie-
hungen allgemein diskutiert werden kann, ohne daß dies jetzt im Kommuniqué 
zum Ausdruck gebracht werden müßte. 
Zu Ziffer 1 des Kommuniqué-Entwurfs wies US auf die Notwendigkeit einer deut-
lichen, das INF-Abkommen unterstützenden Erklärung für den Ratifizierungs-
prozeß hin. Es dürfe kein Zweifel bleiben, daß das Abkommen den Sicherheits-
interessen der Allianz entspräche. Den Kritikern und denjenigen, die in den USA 
glauben, für Europa in das Abkommen kritisierender Weise sprechen zu müssen, 
müßte der Boden entzogen werden. Ich unterstrich, daß wir an der Ratifizierung 
des Vertrages sehr interessiert seien und wir den USA jede Unterstützung für 
die Ratifizierung geben wollten. GB wies darauf hin, daß das Kommuniqué die 
erste Stellungnahme der Allianz nach der Unterzeichnung darstelle und an sei-
ner Unterstützung keine Zweifel aufkommen lassen dürfe. 
3) Beziehungen zur DDR und Ländern Osteuropas 
Polen 
Einigkeit bestand, daß das Referendum die Lage in Polen kompliziert hat.21 GB 
und ich vertraten die Ansicht, daß die Regierung ihr Reformprogramm in redu-
zierter Form fortsetzen werde. Ich wies darauf hin, daß der Umfang in starkem 
Maße davon abhängen werde, wieweit die Opposition bereit sein werde, es mit-
zutragen. Die wirtschaftliche Lage sei bedenklich, Fortschritte nicht zu verzeich-

 
19 Für den Wortlaut des Kommuniqués der NATO-Ministerratstagung am 11. Dezember 1987 in Brüssel 

vgl. NATO FINAL COMMUNIQUÉS 1986–1990, S. 86–91. Für den deutschen Wortlaut vgl. EUROPA-
ARCHIV 1988, D 108–112. 

20 Für den Wortlaut von Ziffer 7 und 8 der Erklärung der NATO-Ministerratstagung vom 11./12. Juni 
1987 vgl. NATO FINAL COMMUNIQUÉS 1986–1990, S. 16 f. Für den deutschen Wortlaut vgl. EUROPA-
ARCHIV 1987, D 383 f. Zur Tagung vgl. Dok. 170 und Dok. 174. 

21 Am 29. November 1987 fand in Polen ein Referendum über Reformen des wirtschaftlichen und gesell-
schaftspolitischen Lebens statt, an dem sich 68 % der Stimmberechtigten beteiligten und bei dem 
die Zustimmung zu den beiden zur Abstimmung gestellten Fragen jeweils unter 50 % blieb. Für den 
Wortlaut der Referendumsfragen vgl. POLENS GEGENWART, Nr. 11/1987, S. 44–46.  
Gesandter Bauch, Warschau, berichtete am 2. Dezember 1987: „Das Referendum über wirtschaftliche 
und politische Reformen hat nicht die erforderliche – und allseits erwartete – Zustimmung einer Mehr-
heit der Wahlberechtigten zur Politik der polnischen Führung erbracht. […] Die Anwendung eines 
demokratischen Prinzips und das – wenngleich gewundene – Eingeständnis der Niederlage dürften die 
Glaubwürdigkeit der Führung langfristig im In- und Ausland erhöhen. […] Das Ergebnis dürfte im 
wesentlichen zuverlässig sein. Hierfür spricht allein schon das für die Regierung negative Ergebnis.“ 
Vgl. den Drahtbericht Nr. 1977; Referat 214, Bd. 139701. 
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nen. Nach der Einigung im Pariser Club22 sollte Polen bald ein IWF-Abkommen 
abschließen, was wir unterstützen. Polen sei leider nicht in der Lage, durch Zah-
lung der reduzierten Rate für 1987 auf den Jumbo-Kredit aus den 70er Jahren23 
die Voraussetzung für die Wiedereröffnung der Hermes-Ausfuhrbürgschaften zu 
schaffen. BM werde vom 10. bis 13. Januar eine seit 1984 geplante Reise nach 
Polen durchführen24, nachdem nun die Voraussetzungen hierfür von polnischer 
Seite geschaffen seien. Welche Ergebnisse diese Reise bringen könnte, sei offen. 
GB erwähnte, daß der polnische AM Orzechowski25 London besucht26 und MP 
Thatcher eine Einladung überbracht habe, die sie für das nächste Jahr angenom-
men habe. Dies werde der erste MP-Besuch in Polen in der britischen Geschichte 
sein.27 O. sei ein intelligenter, umgänglicher Mann, sein Besuch habe aber nichts 
Neues erbracht. Hinsichtlich der Kreditfrage teile GB die Auffassung von D, daß 
Polen nur neue Kredite erhalten könne, wenn es seine Schulden in der im Pari-
ser Club vorgesehenen Form tilge. 
Rumänien 
Einigkeit bestand darüber, daß die Lage in Rumänien sehr ernst ist. Ich wies 
darauf hin, daß die wirtschaftliche Notlage der Bevölkerung uns große Sorgen 
macht, besonders auch im Hinblick auf die Deutschstämmigen im Lande28, und 
daß die rumänische Regierung bei unseren Bemühungen, den Menschen durch 
Spendensendungen zu helfen, alles andere als hilfreich ist. Ich erwähnte, daß 

 
22 Zur Frage einer Umschuldung der polnischen Verbindlichkeiten vgl. Dok. 263, Anm. 30.  

Referat 422 notierte am 22. Dezember 1987, die „Bemühungen der staatlichen Gläubiger um eine 
Neuordnung der polnischen Zahlungsverpflichtungen gegenüber dem ‚Pariser Club‘ haben mit der 
Paraphierung eines multilateralen Umschuldungsprotokolls am 30. Oktober 1987 nach zweitägigen 
Verhandlungen in Paris zwischen der polnischen Regierung […] und den 17 westlichen Gläubiger-
regierungen sowie dessen Unterzeichnung am 16.12.1987 zu einem erfolgreichen Ende gebracht wer-
den können. Die Vereinbarung sieht die Umschuldung sämtlicher polnischer Zahlungsverpflichtungen 
bis Ende 1988, einschließlich der bis Ende 1987 aufgelaufenen Rückstände, vor und verschafft Polen 
eine Zahlungsentlastung bis Ende 1988 von ca. 8,5 Mrd. $: Statt eigentlich fälliger Verpflichtungen von 
ca. 9,5 Mrd. $ (Fälligkeiten bis Ende 1988 und Rückstände) hat Polen bis 31.3.1989 an die Gläubiger 
des ‚Pariser Clubs‘ lediglich ca. 1 Mrd. $ zu zahlen. Die Regelung trägt damit der äußerst eingeschränk-
ten Schuldendienstkapazität Polens in den Jahren 1987 und 1988 Rechnung“. Allerdings habe Polen 
entgegen den Bestimmungen des Pariser Protokolls vom 16. Dezember 1987 „die zum 31.11.1987 zu 
leistende erste Teilzahlung in Höhe von 12,5 % der von der Umschuldung ausgenommenen Rückstände 
per 31.3.1987 aus dem Umschuldungsabkommen 1981 (Anteil der Bundesrepublik Deutschland: ca. 
DM 15,4 Mio.; bisher gezahlt: ca. DM 14,9 Mio.; deutsche Seite ist wegen Differenz von ca. 0,5 Mio. DM 
mit polnischer Regierung im Gespräch) ohne die ebenfalls fälligen Verzugszinsen (Anteil der Bundes-
republik Deutschland: ca. DM 3,7 Mio.) bezahlt“. Vgl. Referat 422, Bd. 148954. 

23 Die Bundesrepublik und Polen schlossen am 9. Oktober 1975 in Warschau ein Abkommen über die 
Gewährung eines ungebundenen Finanzkredits. Dieses sah einen Kredit in Höhe von 1 Mrd. DM vor, 
der zu einem Zinssatz von 2,5 % über einen Zeitraum von 20 Jahren bei fünf Freijahren zurückgezahlt 
werden sollte. Für den Wortlaut vgl. BUNDESGESETZBLATT 1976, Teil II, S. 567.  
Am selben Tag wurde ein Ausreise-Protokoll unterzeichnet, in dem die polnische Regierung erklärte, 
„daß etwa 120 000 bis 125 000 Personen im Laufe der nächsten vier Jahre die Genehmigung ihres An-
trages zur Ausreise erhalten“ würden. Vgl. BULLETIN 1975, S. 1199. Vgl. dazu ferner AAPD 1975, II, 
Dok. 296, und AAPD 1976, I, Dok. 60 und Dok. 75. 

24 Ein für den 21. bis 23. November 1984 vorgesehener Besuch des Bundesministers Genscher in Polen 
wurde kurzfristig abgesagt. Vgl. dazu AAPD 1984, II, Dok. 323 und Dok. 324.  
Zur Verschiebung des für Sommer 1987 geplanten Besuchs Genschers in Polen vgl. Dok. 122, Anm. 17.  
Genscher besuchte Polen schließlich vom 10. bis 13. Januar 1988. Vgl. dazu AAPD 1988. 

25 Korrigiert aus: „Orzezowsky“. 
26 Der polnische Außenminister Orzechowski besuchte Großbritannien vom 7. bis 9. Dezember 1987. 
27 Premierministerin Thatcher besuchte Polen vom 2. bis 4. November 1988. 
28 Zur Ausreise Deutschstämmiger aus Rumänien vgl. Dok. 334. 
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der rumänische Botschafter in Bonn29 versucht hat, eine Debatte im Bundestag 
über die Notlage in Rumänien zu verhindern. Wir hätten dieses Ansinnen nicht 
nur weit von uns gewiesen, alle Fraktionen hätten vielmehr in der Debatte am 
9.12.30 festgestellt, daß die Lage sehr ernst und Hilfe dringend erforderlich 
sei.31 BM werde am 16./17. Dezember nach Rumänien reisen; in Anbetracht der 
gegenwärtigen Lage und der Ausreiseprobleme eine schwierige Reise.32 
F sah keine Anzeichen dafür, daß Ceauşescu die Kontrolle entgleitet. Ich er-
wähnte, daß dies auch unserer gegenwärtigen Einschätzung entspricht. GB wies 
darauf hin, daß Rumänien nicht nur bei den Menschenrechten hinter der Ent-
wicklung in den anderen Ländern zurückbleibe, sondern auch im Gegensatz zu 
den anderen keine wirtschaftlichen Reformansätze mache. Die britische Regie-
rung habe gegenwärtig kein Konzept für ihre Politik gegenüber Rumänien. 
Jugoslawien 
Einigkeit bestand, daß es in Jugoslawien bisher keine Anzeichen für eine Bes-
serung der Lage gibt. F wies auf die hohe Pro-Kopf-Verschuldung (höher als in 
Mexiko) hin33; GB stellte fest, daß Jugoslawien wenigstens im Bereich der Men-
schenrechte und in seiner Außenpolitik ein besseres Bild als andere zeige. Ich 
führte aus, daß als Erbe Titos die Zentralregierung heute zu schwach sei. Die 
Armee sei ein Faktor im Kräftefeld, wir glaubten aber nicht, daß sie die Macht 
übernehmen werde. Dadurch würde im Vielvölkerstaat Jugoslawien durch die 
serbisch-montenegrische Dominierung in der Armee ein weiteres Problem hinzu-
gefügt werden. Die regionalen Kräfte nähmen zu. Aber selbst die albanische 
Regierung habe uns gesagt, daß sie nicht an einer Destabilisierung Jugoslawiens 
interessiert sei. Ich wies in diesem Zusammenhang besonders darauf hin, daß 
die sensiblen Minoritätenfragen auf dem Balkan wieder virulent würden, und 
wir bei der Abfassung der KSZE-Texte darauf Rücksicht nehmen sollten. Die 
alten Probleme des Balkans hätten sich unter der Decke des Kommunismus als 
überlebensfähig erwiesen. 
DDR 
F wies auf den Besuch von Honecker am 8. Januar in Paris34 in Erwiderung des 
Besuchs von MP Fabius 1985 in Ost-Berlin35 hin. Der DDR sei klargemacht wor-
 
29 Marcel Dinu. 
30 Korrigiert aus: „10.12.“ 
31 Für die Debatte im Bundestag am 9. Dezember 1987 über die Versorgungslage in Rumänien vgl. BT 

STENOGRAPHISCHE BERICHTE, 11. WP, 48. Sitzung, S. 3369–3375.  
Vgl. dazu ferner den Antrag der Fraktionen von CDU/CSU, SPD, FDP und Grünen vom selben Tag 
über die Versorgungslage in Rumänien; BT DRUCKSACHEN, Nr. 11/1489. 

32 Bundesminister Genscher hielt sich am 16./17. Dezember 1987 in Rumänien auf. Für sein Gespräch 
mit Präsident Ceauşescu am 17. Dezember 1987 in Bukarest vgl. Dok. 375. 

33 Die Botschaft in Belgrad übermittelte am 15. Mai 1987 den „Jahreswirtschaftsbericht Jugoslawien 
1986“. Darin hieß es: „Über 90 % der jugoslawischen Auslandsschulden lauten in konvertibler Währung, 
und hiervon sind rd. 2/3 in US-Dollar. Schulden gegenüber den Clearinghandelspartnern (UdSSR, 
DDR, ČSSR) sind ebenfalls in US-Dollar und betrugen Ende 1986 rd. 1,5 Mrd. Dollar. Trotz einer 
Netto-Rückzahlung in Höhe von US-Dollar 1,25 Mrd. im Laufe des Jahres 1986 wuchs die Verschul-
dung in konvertibler Währung auf US-Dollar 19,36 Mrd.“ Gleichwohl sei Jugoslawien seinen Schulden-
verpflichtungen pünktlich und vollständig nachgekommen: „Zins- und Tilgungsleistungen (ohne IWF) 
wuchsen von US-Dollar 4,9 Mrd. im Jahre 1985 auf US-Dollar 5,7 Mrd. im Jahre 1986.“ Vgl. den 
Schriftbericht Nr. 616; Referat 421, Bd. 140261. 

34 Der Generalsekretär des ZK der SED, Honecker, besuchte Frankreich vom 7. bis 9. Januar 1988. Vgl. 
dazu AAPD 1988. 

35 Ministerpräsident Fabius besuchte die DDR am 10./11. Juni 1985. 
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den, daß dieser Gegenbesuch erst nach einem Honecker-Besuch in der Bundes-
republik36 in Betracht kommen könne. Die Beziehungen seien gut und problem-
los. Das französische Kulturzentrum arbeite ganz gut. Der Handel entwickle sich. 
Ich würdigte den Besuch positiv und wies darauf hin, daß jeder Kontakt mit 
westlichen Ländern den westlichen Einfluß in der DDR in unserem Interesse 
verstärke. Die DDR wisse, daß sie das enge deutsch-französische Verhältnis nicht 
berühren könne. F sollte Honecker ermutigen, weiterhin Besuchsreisen groß-
zügig zu genehmigen. 
ČSSR 
Ich berichtete kurz vom BM-Besuch in Prag37 und von den auch in der ČSSR 
erkennbar werdenden Tendenzen, sich zu öffnen und der sowjetischen Reform-
politik zu folgen. Ich wies aber auch auf die schwierige Lage der katholischen Kir-
che hin. F sah hier bereits erste positive Entwicklungen. 
384) KSZE 
Moskauer Konferenz39 
GB machte deutlich, daß sich die ablehnende Haltung der britischen Regierung 
nicht geändert habe und eine Änderung in absehbarer Zeit nicht zu erwarten sei. 
Moskau sei – ebenso wie Pretoria – nicht der richtige Ort (no natural place) für 
eine Konferenz zu dieser Materie. GB erklärte sich aber bereit, intern im west-
lichen Kreis über WT.1940 und dessen mögliche Konkretisierung und Verbes-
serung zu sprechen. Ich begrüßte diese Bereitschaft und wies erneut auf die 
Gefahr hin, daß wir bei Fortschritten im Bereich der konventionellen Stabilität 
bei weiterer Stagnation im Bereich der menschlichen Dimension unter Druck 
kommen könnten. Unser Ziel müsse ein ausgewogenes Ergebnis und ein baldiges 
Ende des WFT bleiben. Ich trat dafür ein, mit der SU auch zu Korb 2 und 3 ernst-
haft ins Gespräch zu kommen. 
GB wies auf für die Briten entmutigende Äußerungen von Jakowlew beim Ge-
spräch Howe – Schewardnadse am 7.12. hin, der bei der Behandlung des Themas 
Menschenrechte mit Schewardnadse auf den Fall eines Emigranten in einer 
britischen psychiatrischen Klinik hingewiesen und diese Probleme als unge-
eignet für Regierungsgespräche bezeichnet habe. Dies habe deutlich gemacht, 
daß die Russen nicht bereit seien, eine gemeinsame menschliche Grundnorm 
zu akzeptieren. Ich zeigte für diese Enttäuschung Verständnis, plädierte aber 
doch dafür, uns durch solche polemischen Äußerungen nicht entmutigen zu 
lassen. 
Die US-Haltung war unverändert (erst konkrete Fortschritte), F betonte die Not-
wendigkeit eines Gleichgewichts zwischen MR und Sicherheitsfragen. 

 
36 Zum Besuch des Generalsekretärs des ZK der SED, Honecker, vom 7. bis 11. September 1987 in der 

Bundesrepublik vgl. Dok. 244, Dok. 245, Dok. 255 und Dok. 258. 
37 Bundesminister Genscher besuchte die ČSSR vom 25. bis 27. November 1987. Für sein Gespräch 

mit Präsident Husák am 26. November 1987 in Prag vgl. Dok. 341. 
38 Beginn des mit Drahtbericht Nr. 1662 übermittelten zweiten Teils des Fernschreibens. Vgl. Anm. 1. 
39 Zum Vorschlag der UdSSR vom 5. November 1986 für eine Menschenrechtskonferenz in Moskau 

vgl. Dok. 225, Anm. 8. 
40 Zum Vorschlag der NATO-Mitgliedstaaten und Irlands vom 4. Februar 1987 für eine Konferenz über 

die „menschliche Dimension“ der KSZE-Schlußakte vgl. Dok. 65, Anm. 7. 
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West-Ost-Wirtschaftskonferenz41 
Ich wies darauf hin, daß bei den Troika-Gesprächen am 30.11. in Washington 
Ridgway erwidert habe, daß es zwar keine neue amerikanische Position gebe, 
daß es aber an der Zeit sei, darüber nachzudenken.42 BM würde AM Shultz bei 
seinem Bonn-Besuch am 15.12. danach fragen.43 Ich wies auch auf die Überlegun-
gen der Zwölf hin, in Washington eine gemeinsame Demarche hierzu durchzu-
führen. 
Botschafter Keel erwiderte, daß es bisher keine festgelegte US-Haltung für oder 
gegen eine solche Konferenz gäbe. 
5) Irak – Iran/Golfresolution44 
Die Äußerungen von Gromyko gegenüber dem iranischen Botschafter und ihre 
Veröffentlichung45 wurden von den Partnern als ermutigende Bewegung der 
SU gewertet. Die SU zeige erstmals Bereitschaft, auf den Iran Druck auszuüben, 
meinte GB. GB interpretierte dies als Ergebnis des westlichen und arabischen 
Druckes und der sowjetischen Erkenntnis, daß sie mit ihrer Politik in Konflikt zu 
anderen Interessen gerate. F sah hierin eine mögliche Auswirkung der Amman-
Konferenz46, die der SU die Erkenntnis einer Verschlechterung ihres Ansehens 
in einigen arabischen Ländern gebracht haben könnte. US trat dem bei und 
erwähnte, daß die amerikanische Regierung alle entsprechenden Erkenntnisse 
aus den arabischen Ländern an die SU weiterleite. Bis zum Gipfel sei sowjetische 
Regierung nicht bereit gewesen, den nächsten Schritt einer zweiten Resolution 
zu tun, obwohl sie selber feststelle, daß ihr dies Schwierigkeiten eintrage. 
Ich wies darauf hin, daß es wichtig sei, bald den Bericht des GS über das Er-
gebnis seiner Bemühungen zur Implementierung der Resolution 59847 zu er-
halten (GB: he is in a state of despair and helpless), und daß die fünf ständigen 
SR-Mitglieder eine gemeinsame Haltung zu einer Folgeresolution fänden. Auf 
meine Frage, welche Vorstellungen es zu der Art möglicher Sanktionen und 
ihrer Überwachung bzw. Verifizierung gäbe, wurde deutlich, daß die Sanktions-
überlegungen sich allein auf den Iran richten. US meinte, das Embargo müsse 
auf der Basis der Selbstverpflichtung (on voluntary basis) erfolgen. GB bevorzugte 
eine mandatorische, jedes VN-Mitglied bindende und durchsetzbare (aber wie?) 
Regelung. Eine weitere Maßnahme mache nur Sinn, wenn sie wirklich effektiv 
sei. Zu der Frage der Durchsetzung konnte GB nur interne britische Überlegun-

 
41 Zum Vorschlag der EG-Mitgliedstaaten vom 18. Februar 1987 für eine West-Ost-Konferenz über 

wirtschaftliche Zusammenarbeit in Europa vgl. Dok. 43, Anm. 12. 
42 Im Rahmen der EPZ fanden am 30. November 1987 in Washington Troika-Konsultationen auf Direkto-

renebene mit den USA statt, an denen auf seiten der Europäischen Gemeinschaften die Abteilungs-
leiter der Außenministerien Belgiens, der Bundesrepublik und Dänemarks teilnahmen. Vgl. dazu 
den Drahtbericht Nr. 613 aus Kopenhagen (Coreu) vom 3. Dezember 1987; Referat 200, Bd. 134841. 

43 Der amerikanische Außenminister Shultz hielt sich am 15. Dezember 1987 in der Bundesrepublik 
auf. Für sein Gespräch mit Bundeskanzler Kohl vgl. Dok. 371 und Dok. 372. 

44 Zum irakisch-iranischen Krieg vgl. Dok. 296, Anm. 21.  
Zur Resolution Nr. 598 des VN-Sicherheitsrats vom 20. Juli 1987 vgl. Dok. 221, Anm. 6. 

45 Zu den Äußerungen des Vorsitzenden des Obersten Sowjets, Gromyko, vom 4. Dezember 1987 gegen-
über dem iranischem Botschafter Heirani Nobari vgl. Dok. 357, Anm. 32. 

46 Zur außerordentlichen Gipfelkonferenz der Arabischen Liga vom 8. bis 11. November 1987 vgl. Dok. 329. 
47 Zu den Vermittlungsbemühungen des VN-Generalsekretärs Pérez de Cuéllar im irakisch-iranischen 

Krieg vgl. Dok. 357, Anm. 24. 
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gen über die Aufstellung einer VN-Seemacht außerhalb des Golfes nennen. Zu 
der Frage, wie effektiv Sanktionen für den Iran wären, der seine Waffen aus 
China, Nordkorea und Israel bezieht, meinte GB, daß denkbar sei, daß China 
sich anschlösse, wenn die vier anderen ständigen SR-Mitglieder sich einigten 
(might fall in place). China könne zwar versucht sein, weiterhin über Pakistan 
Waffen zu liefern, dies könne aber seinem Ruf bald schaden. F meinte, daß Israels 
Haltung sich zu ändern beginne. US ergänzte, Israel sehe in Iran nicht mehr 
einen natürlichen Alliierten, sondern mehr eine Gefahr. Der Fortgang des Krie-
ges bleibe allerdings in Israels Interesse. 
6) Naher Osten 
Einigkeit bestand über die Notwendigkeit einer internationalen Konferenz für 
Fortschritte beim Friedensprozeß.48 Einigkeit bestand auch, daß alle weiter dar-
auf hinwirken müssen, auch wenn sich eine baldige internationale Konferenz 
nicht abzeichnet. F wies darauf hin, daß die Teilnahme der fünf ständigen SR-
Mitglieder wichtig sei; andere Modelle könnten nicht weiterhelfen. US und GB 
machten deutlich, daß der direkte Dialog entscheidend sei. Soweit die internatio-
nale Konferenz dazu beitragen und ein Dach für direkte Verhandlungen bilden 
könne, sei sie nützlich. US wies auf die persönlichen Bemühungen von AM Shultz 
hin, einen Dialog in Gang zu bringen.49 SU habe bisher keine konstruktive Rolle 
übernommen. GB gab sich in der Form und Ausgestaltung einer internationalen 
Konferenz flexibel, solange das Ziel erreicht werde, „to provide an umbrella for 
direct talks“. Ich trat dem bei und trat dafür ein, unser Interesse immer wieder 
deutlich zu machen. Dies könnte dazu führen, daß sich in der israelischen Hal-
tung und auch in der Haltung der SU zu Israel und zur Auswanderungsfrage von 
Juden Änderungen ergeben. Ich plädierte auch für eine aktive Unterstützung 
von König Husseins Bemühungen. 
7) Zentralamerika 
US machte deutlich, daß die Administration zwar den Guatemala-Prozeß50 unter-
stützt, aber durch die begrenzte Umsetzung der Beschlüsse von Guatemala in 
Nicaragua skeptisch über den Fortgang ist. Nur 1/10 (1000 von 10 000) politische 
Gefangene seien freigelassen, ein neues Amnestiegesetz bleibe aus, der Aus-
nahmezustand51 und die Überwachung der Oppositionsgruppen bestehen fort. 
Guatemala und Honduras hätten bereits Amnestiegesetze verabschiedet.52 Skep-
 
48 Zur Frage einer Internationalen Friedenskonferenz für den Nahen Osten vgl. Dok. 52. 
49 Der amerikanische Außenminister Shultz hielt sich am 16./17. Oktober 1987 in Israel auf und reiste 

am 17. Oktober 1987 nach Saudi-Arabien weiter, wo er ein Gespräch mit König Fahd führte. Nach 
erneutem Aufenthalt in Israel vom 17. bis 19. Oktober 1987 führte Shultz am 19. Oktober 1987 ein 
Gespräch mit Präsident Mubarak in Kairo. Am 19./20. Oktober 1987 traf Shultz mit König Hussein 
von Jordanien in London zusammen. 

50 Zum Friedensabkommen für Zentralamerika vom 7. August 1987 vgl. Dok. 228. 
51 Zur Verhängung des Ausnahmezustands in Nicaragua vgl. Dok. 289, Anm. 20. 
52 In der Presse wurde berichtet: „ ‚Der Friedensvertrag von Guatemala fordert eine Generalamnestie. 

El Salvador, Honduras und Guatemala haben diese jetzt verwirklicht. Das, was die Sandinisten hin- 
gegen bisher gegeben haben, ist keine Amnestie, sondern ein Straferlaß für 985 bisher Inhaftierte, 
von denen ein Teil sowieso freigelassen werden sollte. Noch immer aber sitzen 6300 politische Gefangene 
und 2200 ehemalige Mitglieder der Nationalgarde Somozas in nicaraguanischen Gefängnissen.‘ Dies 
sagte Lino Hernández Trigueros, seit zwei Jahren Vorsitzender der Ständigen Menschenrechts-
kommission (C[omisión]P[ermanente de]D[erechos]H[umanos]), in einem Gespräch mit dieser Zeitung.“ 
Vgl. den Artikel „Immer noch 8900 politische Gefangene“; FRANKFURTER ALLGEMEINE ZEITUNG vom 
4. Dezember 1987, S. 6. 
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sis über die Bereitschaft Nicaraguas sei angebracht. Wenn Nicaragua mit den 
Contras ernsthafte Gespräche aufnehme, sei US-Regierung bereit, mit allen fünf 
Parteien sich zusammenzusetzen. Die direkten Verhandlungen mit den Contras 
könnten aber durch nichts ersetzt werden. Der Preis dieser „Versuchsperiode“ 
könne nicht das Ende des Widerstandes sein. 
GB, F und ich unterstrichen, daß es zu dem gegenwärtigen Friedensprozeß keine 
Alternative geben könne. Der Druck müsse aufrechterhalten werden. Ich wies 
auf das europäische Engagement für Demokratie und Demokratisierung und 
auf die politische und wirtschaftliche Hilfe (San José IV53) für die Fünf54 hin. 
F beurteilte die bisher erzielten Fortschritte als besser als erwartet. GB war 
dagegen weniger optimistisch und berichtete von dem Besuch von Arias in Lon-
don55, der eine zurückhaltende Einschätzung gegeben habe, und von den fortlau-
fenden Waffenlieferungen aus Kuba nach Nicaragua berichtet habe. 

[gez.] von Richthofen 
VS-Bd. 13019 (204) 
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Gespräch des Bundesministers Genscher mit dem 
sowjetischen Abrüstungsbeauftragten Karpow 

 12. Dezember 19871 

Von BM noch nicht genehmigt 
Gespräch des Bundeministers mit dem sowjetischen Abrüstungsbeauftragten 
Karpow am 12. Dezember 19872 
Teilnehmer auf deutscher Seite: BM, Botschafter Dr. Holik, MDg Jansen, VLR I 
Chrobog, VLR Weiß (Dolmetscher). 
Auf sowjetischer Seite: Botschafter Karpow, Botschafter Kwizinskij, Erster Sekre-
tär Beliakow, Dolmetscher. 
Gesprächsdauer: 9.00 bis 10.40 Uhr. 
Nach Begrüßung Karpows im Arbeitszimmer des BM wurde das Gespräch beim 
gemeinsamen Frühstück und danach wieder im Arbeitszimmer fortgesetzt. 
 
53 Die vierte Konferenz der Außenminister der EG-Mitgliedstaaten mit den Außenministern zentral-

amerikanischer Staaten sowie der Staaten der Contadora-Gruppe fand am 29. Februar und 1. März 
1988 in Hamburg statt. Vgl. dazu AAPD 1988. 

54 Costa Rica, El Salvador, Guatemala, Honduras und Nicaragua. 
55 Präsident Arias besuchte Großbritannien vom 15. bis 20. Mai 1987. 
 
 1 Ablichtung.  

Die Gesprächsaufzeichnung wurde von Botschafter Holik am 14. Dezember 1987 gefertigt.  
Hat Vortragendem Legationsrat Kölsch am 21. Dezember 1987 vorgelegen. 

 2 Der sowjetische Abrüstungsbeauftragte Karpow führte am 12. Dezember 1987 zudem ein Gespräch mit 
dem Abteilungsleiter im Bundeskanzleramt, Teltschik. Vgl. dazu die Gesprächsaufzeichnung; Bundes-
kanzleramt, AZ: 21-30 100 (56), Bd. 73; B 150, Aktenkopien 1987. 
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Karpow übermittelte die Grüße GS Gorbatschows, der ihn beauftragt habe, 
den BM über den Gipfel von Washington3 zu unterrichten, sowie die Grüße AM 
Schewardnadses. 
Alle sowjetischen Gipfelteilnehmer einschließlich Gorbatschow, mit dem er aus-
führlich gesprochen habe, hätten einen zwiespältigen Eindruck aus Washing-
ton mitgebracht: einerseits Genugtuung nicht nur über die Unterzeichnung des 
INF-Vertrages4, sondern auch über Absprachen für Instruktionen für die START-
Unterhändler, andererseits Befremden darüber, daß sich die US-Seite bei der 
Erörterung praktischer Fragen im Hinblick auf die weiteren Verhandlungen 
bemerkenswert zurückgehalten habe. Die Hauptrichtung sei festgelegt worden. 
Es solle ein Zusammenhang bestehen zwischen dem Abschluß eines START-
Vertrages und dem Nichtausstieg aus dem ABM-Vertrag. In einer Reihe von Fra-
gen seien jedoch in der amerikanischen Position rätselhafte Phänomena festzu-
stellen gewesen. 
In der eigentlichen START-Materie stelle die Behandlung der SLCMs das Haupt-
hindernis dar. Die USA seien nicht ernsthaft interessiert, über konkrete Lösun-
gen zu sprechen, obgleich bei der vorgesehenen Begrenzung auf 6000 Sprengköpfe 
für ballistische Systeme der Ausschluß einer Umgehung ein wichtiges Anliegen 
sein müsse. Der sowjetische Vorschlag einer Begrenzung auf 400 SLCMs großer 
Reichweite stelle ein großes Entgegenkommen dar, wobei die SU bereit sei, kon-
ventionelle Cruise Missiles unberücksichtigt zu lassen. 
Auf Frage des BM nach der Verifizierbarkeit berief sich Karpow auf sowjetische 
Experimente mit Geräten, die nach Gamma-Strahlung das Vorhandensein von 
nuklearen Sprengköpfen mit einer Präzision von zwei Metern über Wasser fest-
stellen könnten. Diese Technik könne noch vervollkommnet werden und biete 
im Zusammenhang mit einer Inspektionsregelung Gewähr für die Einhaltung 
eines Abkommens. 
Das zweite Problem sei die alte Frage des Zusammenhangs offensiver und defen-
siver Waffen. Hierüber wolle die Sowjetunion keinen theoretischen Streit, sondern 
eine praktische Lösung: die Einhaltung des ABM-Vertrages wie unterzeichnet 
und ratifiziert. Man wolle nicht über enge oder weite Auslegung streiten5, son-
dern übereinkommen, daß zehn Jahre lang der heutige Status quo im Hinblick 
auf Forschungen gewahrt werde. 
Auf Frage des BM, seit wann die SU Forschungen über Raketenabwehr im Welt-
raum betreibe, bemerkte Karpow: seit langem. Man habe natürlich nicht die 
Hände in den Schoß gelegt, sei aber zu anderen Schlußfolgerungen als die USA 
gekommen. Welichow (Präsident der Akademie der Wissenschaften) sei nach 
gründlichen Forschungen zum Ergebnis gekommen, daß ein Abwehrsystem mit 
100-prozentiger Wirksamkeit nicht möglich sei. (BM warf ein, zu diesem Ergeb-
nis sei er auch ohne Forschungen gelangt.) Deswegen werde sich die SU auf kei-
nen Wettbewerb mit SDI einlassen. 
Status quo im Hinblick auf Forschung bedeute, daß Tests und Entwicklungen 
auch im Weltraum zulässig wären, aber nur bis zu einer bestimmten Ebene. Fest-
 
 3 Der Generalsekretär des ZK der KPdSU, Gorbatschow, besuchte die USA vom 7. bis 10. Dezember 

1987. Vgl. dazu Dok. 364 und Dok. 365. 
 4 Zur Unterzeichnung des INF-Vertrags am 8. Dezember 1987 vgl. Dok. 360. 
 5 Zur Frage der „engen“ oder „weiten“ Interpretation des ABM-Vertrags vgl. Dok. 24. 
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gelegt werden müsse z. B., welche Laser bis zu welcher Stärke im Weltraum 
getestet werden könnten oder welche Parameter für Spiegel gelten sollten. 
Die SU werde sich auf keinen Fall mit einer feierlichen Beerdigung des ABM-
Vertrages abfinden. Man sei deshalb von der ersten in Washington vorgelegten 
amerikanischen Formel erschüttert gewesen, die gleichzeitig mit START-Abschluß 
eine vertragliche Absprache über die Liquidierung des ABM-Vertrages und 
Aufstellung von SDI vorgesehen habe. In den dreitägigen Beratungen habe 
man sich im letzten Augenblick auf die in der gemeinsamen Erklärung6 ver-
wendete Formel verständigt, was zu einer Verspätung der Schlußzeremonie 
geführt habe. Gorbatschow habe daran zwar genörgelt, sich aber schließlich damit 
abgefunden. Darin seien die beiden wichtigen, noch weiter zu beratenden Ele-
mente enthalten: 
– Einhaltung des ABM-Vertrages wie unterzeichnet, 
– Forschungen im Rahmen des ABM-Vertrages zulässig. 
Noch keine Lösung sei für die Dauer der Einhaltung des ABM-Vertrages gefun-
den worden. Die SU wolle eine Bindung für zehn Jahre, die USA für sechs bis 
sieben Jahre. 
Karpow stellte fest, er wolle die strittigen Fragen nicht dramatisieren, man stecke 
nicht in einer Sackgasse. Wenn beide Seiten START bis zum vorgesehenen Be-
such Reagans in Moskau7 fertigstellen wollten, halte er das für möglich. 
Unter den anderen Fragen, die in Washington besprochen wurden, habe Gorba- 
tschow der konventionellen Abrüstung größte Aufmerksamkeit gewidmet. Er 
habe für ein Mandat für ein zweiphasiges Vorgehen geworben: 
– Zunächst sollten bestehende Asymmetrien zwischen den beiden Bündnissen 

abgebaut werden. Z. B. habe der WP 50 000, die NATO 30 000 Panzer in ganz 
Europa. Allerdings müßten auch taktische Angriffsflugzeuge berücksichtigt 
werden, wo die NATO überlegen sei. Wenn man regional differenziere, habe 
der WP in Zentraleuropa eine Überlegenheit, die NATO in Südeuropa. Man 
müsse also sehen, wie man zu gleichen Höchststärken kommen könne. 

– Nach solchen ersten Reduzierungen zum Abbau von Asymmetrien müsse der 
Reduzierungsprozeß unter gleichen Bedingungen fortgesetzt werden bis auf 
eine Ebene, die die Führung eines Krieges unmöglich machen würde. Reduzie-
rungen müßten Truppen und Rüstungen erfassen. 

Nach sowjetischer Auffassung könnte am Anfang des Prozesses die Vereinbarung 
eines Korridors von 150 bis 300 km Breite stehen, aus dem alle Rüstungen abge-
zogen werden müßten, nukleare wie konventionelle. Hier könne man an die Anre-
gungen Jaruzelskis anknüpfen, dem es hauptsächlich um Vertrauensbildung durch 
provisorische Maßnahmen gehe, um weitergehende Maßnahmen zu erleichtern.8 

 
 6 Für den Wortlaut der Gemeinsamen Abschlußerklärung vom 10. Dezember 1987 vgl. PUBLIC PAPERS, 

REAGAN 1987, S. 1491–1497. Für den deutschen Wortlaut vgl. EUROPA-ARCHIV 1988, D 32–38. 
 7 Präsident Reagan besuchte die UdSSR vom 29. Mai bis 2. Juni 1988. Vgl. dazu FRUS 1981–1988, VI,  

S. 1063–1078, S. 1080–1088 und S. 1099–1124. Vgl. dazu auch AAPD 1988. 
 8 Zu den Abrüstungsvorschlägen des Staatsratsvorsitzenden Jaruzelski vom 8. Mai 1987 vgl. Dok. 148, 

Anm. 29.  
Am 17. Juli 1987 faßte die polnische Regierung ihre Vorschläge zu Abrüstung, Rüstungskontrolle und 
Vertrauensbildung in einem Memorandum zusammen. Für den Wortlaut vgl. EUROPA-ARCHIV 1987, 
D 653–655. 
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In Washington habe sich die SU zu einem Meinungsaustausch mit den USA über 
Detailfragen der konventionellen Rüstungskontrolle bereit erklärt und eine ent-
sprechende Absprache mit Carlucci getroffen. Der neue Verteidigungsminister, 
der im Unterschied zu seinem Vorgänger9 an Fragen der Abrüstung interessiert 
sei, habe an Achromejew und Jasow die Einladung gerichtet, mit dem Dialog zu 
beginnen. Das Eis sei gebrochen. 
Es bleibe die Notwendigkeit, in Wien ein Mandat zu vereinbaren.10 In letzter 
Zeit seien die praktischen Möglichkeiten für eine Einigung deutlich geworden. 
Dies gelte auch für doppelt einsatzfähige Waffensysteme. Mit den Vorstellungen 
der Bundesregierung zur rüstungskontrollpolitischen Behandlung von taktischen 
Nuklearwaffen stimme man in Moskau weitgehend überein. Die größten Schwie-
rigkeiten mache Frankreich. Die Sowjetunion werde ihre prinzipielle Position 
nicht aufgeben, auch wenn die Frage der taktischen Nuklearwaffen nicht auf die 
Tagesordnung der Wiener Gespräche komme. In Moskau werde man die Ver-
handlungssituation während der Ferienunterbrechung ausführlich analysieren, 
damit die nächste Runde11 zu realen Ergebnissen führt. 
Zu den Verhandlungen über ein Verbot chemischer Waffen12 stellte Karpow fest, 
daß man die Antwort des BM auf den Brief Schewardnadses mit großer Aufmerk-
samkeit gelesen habe und hoch einschätze.13 Um schon in nächster Zukunft 
Einigung zu erzielen, sei unsere Zusammenarbeit auf diesem Gebiet von erst-
rangiger Bedeutung. Die Aufnahme der Produktion binärer chemischer Waffen 
in den USA werde die Lage komplizieren.14 Berichte über eine zehnfache sowje-
tische Überlegenheit bezeichnete Karpow als Märchen. Auf Frage des BM meinte 

 
 9 Caspar W. Weinberger. 
10 Zu den Mandatsgesprächen über Konventionelle Rüstungskontrolle vgl. Dok. 355, Anm. 3. 
11 Am 25. Januar 1988 wurden die Mandatsgespräche über Konventionelle Rüstungskontrolle in Wien 

wieder aufgenommen. Vgl. dazu DOKUMENTATION ZUR ABRÜSTUNG UND SICHERHEIT, Bd. XXIV, S. 422. 
12 Zu den Verhandlungen über ein Verbot chemischer Waffen in Genf vgl. Dok. 311, Anm. 2. 
13 Staatssekretär Sudhoff vermerkte am 20. November 1987, der sowjetische Botschafter Kwizinskij 

habe ihm am selben Tag einen „Brief des sowjetischen Außenministers einschl[ießlich] inoffizieller 
Übersetzung an den Bundesminister des Auswärtigen“ übergeben. Laut Kwizinskij „handele es sich 
um eine mündliche Botschaft, die auch an eine Reihe anderer Länder gegangen sei. […] B[otschafter] 
führte aus einem Notizbuch aus, in der Frage des Verbots chemischer Waffen gebe es in der Haltung 
der USA und Frankreichs neue Nuancen, die der Sowjetunion Probleme machten. Die Sowjetunion 
wende sich daher an die Bundesregierung mit der Bereitschaft zu einem aktiven Dialog mit uns mit 
dem Ziel eines Verbots der chemischen Waffen. Die Sowjetunion sei bereit, mit uns über die damit ver-
bundenen allgemeinen und spezifischen Fragen zu sprechen, um sie einer Regelung näher zu bringen. 
Die Sowjetunion schätze die Politik der Bundesregierung zu diesem Thema hoch ein und insbesondere 
die Haltung des Bundesministers, der sich bereits wiederholt für eine solche Konvention ausgesprochen 
habe.“ Vgl. Referat 222, Bd. 162043.  
Botschafter Hartmann legte Bundesminister Genscher am 1. Dezember 1987 den Entwurf eines 
Antwortschreibens an Schewardnadse vor. Darin hieß es: „Bei den in Kürze in Genf wieder beginnen-
den Verhandlungen wird die CD-Delegation der Bundesrepublik Deutschland insbesondere für die bal-
dige Klärung der offenen Frage bei der Überprüfung der zivilen chemischen Produktion eintreten. […] 
An uns wird keine Verifikationsmaßnahme scheitern, die zusätzliche Sicherheit schafft. Aus unserer 
Sicht ist ein Punkt von fundamentaler Bedeutung: Sobald das CW-Verbotsabkommen in Kraft tritt, 
darf es keine Produktion von chemischen Waffen mehr geben.“ Vgl. Referat 222, Bd. 162048.  
Botschafter Meyer-Landrut, Moskau, teilte am 5. Dezember 1987 mit, das Antwortschreiben Genschers 
sei am selben Tag im sowjetischen Außenministerium übergeben worden. Vgl. dazu den Drahtbericht 
Nr. 3887; Referat 222, Bd. 162048. 

14 Nach einem Moratorium von 18 Jahren begannen die USA am 16. Dezember 1987 mit der Produktion 
neuer (binärer) chemischer Waffen. Vgl. dazu DOKUMENTATION ZUR ABRÜSTUNG UND SICHERHEIT, 
Bd. XXIV, S. 369. 
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er, US und SU verfügten über ungefähr gleiche Bestände. Die SU sei schon vor 
Vertragsabschluß zur Bekanntgabe von Mengen und Lagerorten ihrer CW grund-
sätzlich bereit. Besorgt sei man über eine neue amerikanisch-französische Alli-
anz, die einer vollständigen Abschaffung der chemischen Waffen skeptisch gegen-
überstehe. Für die SU käme nur eine vollständige Abschaffung in Frage, da sonst 
Krebsgeschwüre weiterwachsen könnten. 
Über Afghanistan habe es in Washington eine ernsthafte Erörterung gegeben. 
Die Sowjetunion sei zum Truppenabzug bereit, doch müsse ein Massaker vermie-
den und deshalb ein ruhiger, friedlicher Übergang sichergestellt werden. Schon 
jetzt gebe es in zwei Provinzen Afghanistans keine SU-Truppen. Moskau sei 
bereit, auch andere Provinzen zu befreien (sic!), wenn die USA und Pakistan 
Zusagen zur Nichtlieferung von Rüstungen an die Aufständischen geben. Welche 
Regierung eingesetzt werde, sei Sache der Afghanen. Aus sowjetischer Interessen-
sicht sei wichtig, daß Afghanistan nicht feindselig, aber ungebunden sei, ungefähr 
also einen Nachbarn wie Finnland abgäbe. 
Der BM dankte für die ausführliche Unterrichtung, in der er den Ausdruck des 
Willens sah, das deutsch-sowjetische Verhältnis enger zu gestalten. Er bat Kar-
pow, die Grüße von GS Gorbatschow und AM Schewardnadse zu erwidern. 
Karpow knüpfte an das von Schewardnadse in New York für den BM gegebene 
Essen an15 und monierte, jetzt sei der BM dran, sich mit einem ebenso guten 
Essen zu revanchieren. BM bemerkte, unsere Küche sei geöffnet. 
BM fuhr fort, Karpow könne den Erklärungen des Bundeskanzlers, seinen eige-
nen im Bundestag und auch den sonstigen im Parlament vorgetragenen Bewer-
tungen entnehmen, daß wir die Unterzeichnung des INF-Vertrages von Herzen 
begrüßten.16 Karpow warf ein, man wisse dies in Moskau zu schätzen. Sche-
wardnadse habe wiederholt festgestellt, daß ohne Beitrag der Bundesregierung 
– aber auch der Verbündeten der Sowjetunion – der Vertrag nicht zustande 
gekommen wäre. 
BM hielt bei INF die konzeptionellen Durchbrüche der Festlegung asymmetri-
scher Reduzierungen wie auch auf dem Gebiet der Verifikation für wichtig. Bei 
den strategischen Waffen beeindrucke der Wille, noch im ersten Halbjahr 1988 
zum Abschluß zu kommen. Zu begrüßen sei das pragmatische Herangehen an den 
ABM-Vertrag. Er habe Dobrynin schon 1986 gesagt, daß eine Verständigung 
über das Festhalten an diesem Vertrag für eine bestimmte Zeitphase möglich sein 
müßte.17 (Karpow trug an dieser Stelle herzliche Grüße von Dobrynin an BM 
nach.) 
Zu den chemischen Waffen stellte BM mit Nachdruck fest, die Bundesregierung 
bleibe bei Forderung nach weltweiter Beseitigung. Eine Änderung dieser Linie 
würde nicht unsere Zustimmung finden. Der Verhandlungsstand sei reif für eine 
Vereinbarung. Als Realisten wüßten wir, daß die Verifizierung bei CW ungleich 

 
15 Zum Gespräch des Bundesministers Genscher mit dem sowjetischen Außenminister Schewardnadse 

am 22. September 1987 in New York vgl. Dok. 268. 
16 Für die Debatte über den INF-Vertrag im Bundestag am 10. Dezember 1987 vgl. BT STENOGRAPHISCHE 

BERICHTE, 11. WP, 49. Sitzung, S. 3400–3454. 
17 Beim Besuch vom 20. bis 22. Juli 1986 in der UdSSR führte Bundesminister Genscher auch ein 

Gespräch mit dem Sekretär des ZK der KPdSU, Dobrynin. Vgl. dazu AAPD 1986, II, Dok. 218.  
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schwieriger sei als bei INF. Man müsse sehen, was man daraus konzeptionell 
übernehmen könne. BM bemerkte, er sei offen gesagt ungeduldig über Verhand-
lungsstand und beabsichtige, dem auch öffentlich Ausdruck zu geben.18 So wolle 
er mit AM Andreotti, wie gestern in Brüssel19 abgesprochen, bei Wiederaufnahme 
der nächsten CW-Verhandlungsrunde in Genf gemeinsam auftreten.20 Bekannt-
lich habe er schon im vergangenen August in Genf auftreten wollen, aber Sche-
wardnadse habe ihn in eine schwierige Situation gebracht. (Karpow bemerkte, 
diese Frage sei inzwischen ja beigelegt.) 
Zur konventionellen Rüstungskontrolle stellte BM einige interessante Ansätze in 
der von Karpow dargestellten sowjetischen Position fest, insbesondere im Hin-
blick auf die Disparität bei den Panzern wie auch zur regionalen Differenzierung 
zwischen Nord-, Mittel- und Südeuropa. Bei Überlegungen über einen Korridor 
müsse man beachten, daß auf diese Weise die ohnehin gegebene geographische 
Disparität noch verschärft würde. Die konventionelle Rüstungskontrolle sei ein 
Problem, das uns beide besonders betreffe, schon wegen der Lasten der konven-
tionellen Verteidigung. BM hielt es für notwendig, in dieser Frage wie auch in 
der Frage der chemischen Waffen in engem Kontakt zu bleiben. 
Hinsichtlich der nuklearen Kurzstreckensysteme sei es kein Geheimnis, daß im 
Westen ein schwieriger Denkprozeß stattfinde, der Zeit brauche. Die sowjetische 
Führung sollte in der Lage sein, einen Teil der Systeme, wo sie beachtlich über-
legen sei, aufzugeben. Karpow wandte ein, damit sei er nicht einverstanden. Über 
Asymmetrien könne gesprochen werden, aber nur als Teil der Gesamtbilanz. 
Zum Golfkrieg21 betonte BM die Notwendigkeit gemeinsamen Handelns der 
ständigen Mitglieder des Weltsicherheitsrats. Ihr Beitrag zur Beendigung des 
Konflikts sollte Beispiel für kollektive Antwort auf Herausforderung der Welt-
sicherheit geben. Hierin sähen wir auch eine Stärkung der VN. 
Zu Afghanistan könne er kein Rezept liefern. Zu beachten sei, daß auch Millio-
nen von Flüchtlingen eine Rolle spielten. Ohne Prozeß nationaler Versöhnung 
könne es keine dauerhafte Stabilität geben. 
Abschließend äußerte sich BM befriedigt über die Entwicklung der deutsch-sowje-
tischen Beziehungen im vergangenen Jahr. Der Staatsbesuch des Bundespräsiden-
ten sei wichtig und erfolgreich gewesen.22 Zur positiven Bewertung gehörten auch 
die Gespräche, die er mit AM Schewardnadse in Moskau und in New York geführt 
habe, sowie der briefliche Meinungsaustausch zwischen beiden Regierungen.23 

 
18 Vgl. dazu den Artikel von Hans-Dietrich Genscher, „Notwendigkeit eines Abkommens über weltwei-

tes Verbot von C-Waffen“; BULLETIN 1987, S. 1093–1095. 
19 Am 11. Dezember 1987 fand in Brüssel die NATO-Ministerratstagung statt. Vgl. dazu Dok. 369. 
20 Zur Absprache zwischen Bundesminister Genscher und dem italienischen Außenminister Andreotti 

über einen gemeinsamen Auftritt vor der Genfer Abrüstungskonferenz (CD) vgl. Dok. 357.  
Genscher und Andreotti traten am 4. Februar 1988 vor der CD auf. Für den Wortlaut der Rede 
Genschers vgl. BULLETIN 1988, S. 192–196. 

21 Zum irakisch-iranischen Krieg vgl. Dok. 296, Anm. 21. 
22 Bundespräsident Freiherr von Weizsäcker, der von Bundesminister Genscher begleitet wurde, be-

suchte die UdSSR vom 6. bis 11. Juli 1987. Vgl. dazu Dok. 200, Dok. 203, Dok. 204, Dok. 206 und 
Dok. 212. 

23 Vgl. dazu das Schreiben des Generalsekretärs des ZK der KPdSU, Gorbatschow, vom 1. Oktober 1987 
an Bundeskanzler Kohl und dessen Antwortschreiben vom 24. November 1987; Dok. 280, Anm. 4, und 
Dok. 335. 
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Dies seien gute Voraussetzungen, um die Beziehungen 1988 qualitativ weiter zu 
verbessern. In seiner Rede vor dem Bundestag habe er den Beitrag der sowjeti-
schen Führung zur positiven Entwicklung und zu den fundamentalen Verände-
rungen im West-Ost-Verhältnis gewürdigt. Neues Denken, auch auf westlicher 
Seite, müßte zu neuem Herangehen an die noch offenen Probleme führen. BM 
wies darauf hin, daß er den Prozeß der Politik der Veränderung GS Gorbatschows 
seit langem ermutigend gefunden habe. In den letzten Monaten hätten seine Kol-
legen mehr und mehr erkannt, daß die Einschätzung, die er in seiner Rede von 
Davos24 gegeben habe, richtig gewesen sei. 
Karpow dankte für diese positiven Bemerkungen, über die er berichten werde. 

Referat 204, Bd. 135406 
 
 
 

369 

Botschafter Hansen, Brüssel (NATO), an das Auswärtige Amt 

114-7187/87 VS-vertraulich Aufgabe: 12. Dezember 1987, 13.50 Uhr1 
Fernschreiben Nr. 1666 Ankunft: 12. Dezember 1987, 14.09 Uhr 
Citissime nachts 

Betr.: Sitzung im kleinsten Kreise bei NATO-Außenministerrat; 
hier: Erörterung Berichts Secretary Shultz über Washingtoner Gipfel2 

Bezug: DB 1656/57 vom 11.12.87 – I-362.05/1-3426/87 VS-v3 

Zur Unterrichtung (von BM noch nicht genehmigt) 
1) An – durch Mittagessen, Unterzeichnung MBCA4 und Kommuniqué-Verhand-
lungen unterbrochener – etwa zweistündiger Diskussion Briefings (Anwesenheits-
formel 1 + 25; bei uns noch D 26) beteiligten sich sämtliche AM, von denen einige 
auch Fragen stellten. Erörterung spiegelte nachdrückliche Befriedigung über 

 
24 Zur Rede des Bundesministers Genschers vom 1. Februar 1987 vgl. Dok. 65. 
 
 1 Das Fernschreiben wurde in zwei Teilen übermittelt. Vgl. Anm. 23.  

Hat dem Bereitschaftsdienst am 12. Dezember 1987 vorgelegen, der handschriftlich vermerkte: „RL 201 
über Eintreffen DB in Kenntnis gesetzt.“  
Hat Vortragendem Legationsrat I. Klasse Dreher am 6. März 1988 vorgelegen. 

 2 Der Generalsekretär des ZK der KPdSU, Gorbatschow, besuchte die USA vom 7. bis 10. Dezember 
1987. Vgl. dazu Dok. 364 und Dok. 365. 

 3 Botschafter Hansen, Brüssel (NATO), übermittelte die Erklärung des amerikanischen Außenministers 
Shultz vom 11. Dezember 1987 im NATO-Ministerrat. Vgl. dazu VS-Bd. 12097 (201). 

 4 Multilateral Basing Country Agreement.  
Für den Wortlaut des Übereinkommens vom 11. Dezember 1987 zwischen den USA sowie Belgien, der 
Bundesrepublik, Italien, Großbritannien und den Niederlanden „über Inspektionen in bezug auf den 
Vertrag zwischen den Vereinigten Staaten von Amerika und der Union der Sozialistischen Sowjet-
republiken über die Beseitigung ihrer Flugkörper mittlerer und kürzerer Reichweite“ vgl. BUNDES-
GESETZBLATT 1988, Teil II, S. 431–437. 

 5 Minister, Ständiger Vertreter bei der NATO in Brüssel und ein weiterer Mitarbeiter. 
 6 Hermann Freiherr von Richthofen. 
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INF-Vertrag7 wider, den man voll unterstützte und dessen baldige Ratifizierung 
als wünschbar bezeichnet wurde. Dank an US für Verhandlungsführung, ständige 
Konsultation mit Alliierten und Gestaltung Gipfels, dessen allgemein positive 
Perspektiven man unterstrich, sowie an Shultz für eingehenden Bericht. 
Nur französischer AM gab sich eher zurückhaltend, was auch in einstündigen, 
mühsamen Kommuniqué-Verhandlungen (insoweit zu Präambel sowie Ziffer 1) 
zum Ausdruck kam.8 
Im einzelnen 
2) BM, der nach Andreotti als zweiter das Wort nahm, erinnerte nach Dank für 
Shultz an Doppelbeschluß vor acht Jahren9 und daran, was ihm vorausgegangen 
sei. INF-Abkommen, das für Zukunft West-Ost-Beziehungen wesentlich, stelle 
historischen Verhandlungserfolg Bündnisses dar, der seiner unbeirrbaren Ent-
schlossenheit nicht zuletzt bei Überwindung Stationierungsschwierigkeiten zu 
verdanken sei. Eindrucksvolle Bestätigung Harmel-Konzepts von Abschreckung 
und Dialog10, das auch künftig wegweisend sein müsse. Allianz werde durch Ab-
kommen – über dessen militärische Dimension hinaus – politisch in Zusammen-
halt, innerer Übereinstimmung und moralischer Kraft gestärkt. Dieses komme 
Akzeptanz in öffentlicher Meinung zugute, die gerade in unserem Land mit sei-
ner weitgehenden Wehrpflicht wesentlich sei. Konsens sei mit neuem Leben er-
füllt worden, und USA und Europa seien dadurch nähergerückt. 
Debatte im Bundestag 10.12. habe bewiesen, daß alle politischen Kräfte in BR 
Deutschland voll hinter Abkommen stehen.11 In einmaliger Einmütigkeit hätten 
sie darin gewetteifert, ihren Anteil herauszustellen. Sämtliche Sprecher hätten 
an Senat appelliert, Ratifizierung so schnell wie möglich und ohne jede Änderung 
vorzunehmen. 
Von Shultz erwähnte sechs Grundsätze seines Toasts für Gorbatschow12 seien 
wesentlich, vor allem auch der Hinweis auf unsere sich schnell ändernde Welt, 
was etwa für Bereiche Technologie, Wirtschaft und Ökologie gelte und zunehmen-
de Interdependenz voraussehen lasse. Dies motiviere sowjetische Führung und 
„neues Denken“, das auch im westlichen Interesse liege. Auch die osteuropäischen 
Länder müßten sich auf solche globalen Veränderungen einstellen, wobei KSZE-
Prozeß entscheidende Wichtigkeit beizumessen sei. Nicht wir, sondern SU und 
andere WP-Staaten hätten sich seit Helsinki13 anpassen und umgestalten müssen. 

 
 7 Zur Unterzeichnung des INF-Vertrags am 8. Dezember 1987 vgl. Dok. 360. 
 8 Für den Wortlaut des Kommuniqués der NATO-Ministerratstagung am 11. Dezember 1987 in Brüssel 

vgl. NATO FINAL COMMUNIQUÉS 1986–1990, S. 86–91. Für den deutschen Wortlaut vgl. EUROPA-ARCHIV 
1988, D 108–112. 

 9 Für den Wortlaut des NATO-Doppelbeschlusses vom 12. Dezember 1979 vgl. NATO FINAL COMMUNI-
QUÉS 1975–1980, S. 121–123. Für den deutschen Wortlaut vgl. EUROPA-ARCHIV 1980, D 35–37. Vgl. 
dazu ferner AAPD 1979, II, Dok. 373, Dok. 375 und Dok. 376. 

10 Für den Wortlaut des „Berichts des Rats über die künftigen Aufgaben der Allianz“ (Harmel-Bericht), 
der dem Kommuniqué über die NATO-Ministerratstagung am 13./14. Dezember 1967 in Brüssel beige-
fügt war, vgl. NATO FINAL COMMUNIQUÉS 1949–1974, S. 198–202. Für den deutschen Wortlaut vgl. 
EUROPA-ARCHIV 1968, D 75–77. Vgl. dazu auch AAPD 1967, III, Dok. 435, und AAPD 1968, I, Dok. 14. 

11 Für die Debatte im Bundestag vgl. BT STENOGRAPHISCHE BERICHTE, 11. WP, 49. Sitzung, S. 3400–3454. 
12 Für den Wortlaut der Ansprache des amerikanischen Außenministers Shultz am 9. Dezember 1987 

in Washington vgl. DEPARTMENT OF STATE BULLETIN, Bd. 88 (1988), Heft 2131, S. 8 f. 
13 Für den Wortlaut der KSZE-Schlußakte vom 1. August 1975 vgl. SICHERHEIT UND ZUSAMMENARBEIT, 

Bd. 2, S. 913–966. Vgl. dazu auch AAPD 1975, II, Dok. 191. 
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BM plädierte im Sinne Kommuniqués AM-Rat Reykjavik14 für weitere Fort-
schritte bei Rüstungskontrolle und Abrüstung in Bereichen START, CW, KRK 
sowie nuklearen Systemen kürzerer Reichweiten. INF-Vertrag müsse als Beginn 
umfassenderen Konzepts verstanden werden. Wir dürften SU nicht erlauben, 
insoweit ihre Überlegenheit aufrechtzuerhalten. Abkommen stelle konzeptionel-
len Durchbruch – besonders auch hinsichtlich asymmetrischer Reduzierungen 
zu unseren Gunsten und Verifikation – dar, der sich bewähren werde. Er begrüße 
es, daß man sich bei START z. B. in Frage Sublimits nähergekommen und 
daß man dabei so realistisch sei, nur das jeweils mögliche abzuhaken. Ihn be-
eindrucke die handwerkliche Art und Weise, in der verhandelt werde. Wie bei 
INF gelte es, sich immer wieder zu treffen. Nur so ließen sich Ergebnisse erzielen. 
Weiterer Gipfel in erster Jahreshälfte 198815 mit Einigung über START werde 
erneuten sehr wichtigen Fortschritt darstellen. Wesentlich sei, daß TO16 der Gip-
fel nicht nur Frage Rüstungskontrolle, sondern auch Menschenrechte und Regio-
nalprobleme umfasse. 
Wir seien sehr zufrieden. Es gehe weiterhin darum, eng zu konsultieren, was 
Zusammenhalt und Vertrauen stärke. Erneut Dank für nächtlichen Flug von 
Shultz. 
3) Aus Interventionen der anderen AM ist festzuhalten: 
– Andreotti: INF-Abkommen, das frischen Elan im Rüstungskontrollbereich be-

deute und neue Perspektiven eröffne, sei großes Ereignis Nachkriegsgeschichte. 
Er werde an Ausspruch Armstrongs bei Mondlandung17 erinnert: riesiger 
Sprung voran in Menschheitsgeschichte. Stärkung europäischer Sicherheit, 
stabileres Gleichgewicht, Globalität und Asymmetrie in unserem Interesse, 
Verifikation für künftige Regelung beispielgebend. Betonung hilfreicher Rolle 
europäischer Alliierter. Hoffnung auf Fortschritte bei START, CW (Ankündi-
gung Besuchs zusammen mit BM zu Beginn nächsten Jahres in Genf18; Ab-
kommen müsse noch 1988 geschlossen werden) und KRK (Gorbatschow habe 
Notwendigkeit asymmetrischer Reduzierungen eingeräumt; es gelte, in Wien19 
voranzukommen). Hinweis auf Verhandlungen im Sinne von Artikel 8 Kom-
muniqué Reykjavik. Baldige Erarbeitung rüstungskontrollpolitischen Gesamt-
konzepts, das auch nukleare Systeme unter 500 km einschließen müsse, sei von 
Bedeutung. Anderenfalls werde man gezwungen sein, sowjetischen Initiativen 
unvorbereitet zu begegnen. Im West-Ost-Verhältnis gebe es zunehmend ge-
meinsame Interessen nicht nur im Sicherheitsbereich, sondern auch wirtschaft-
lich, kulturell und politisch. Bei Regionalfragen müsse alles getan werden, um 
Lösungen zu erzielen. Erwähnung von Afghanistan, Kambodscha und NO. 

 
14 Für den Wortlaut der Erklärung der NATO-Ministerratstagung am 11./12. Juni 1987 vgl. NATO 

FINAL COMMUNIQUÉS 1986–1990, S. 15–17. Für den deutschen Wortlaut vgl. EUROPA-ARCHIV 1987, 
D 382–384. Zur Tagung vgl. Dok. 170 und Dok. 174. 

15 Präsident Reagan besuchte die UdSSR vom 29. Mai bis 2. Juni 1988. Vgl. dazu FRUS 1981–1988, 
VI, S. 1063–1078, S. 1080–1088 und S. 1099–1124. Vgl. dazu auch AAPD 1988. 

16 Tagesordnung. 
17 Der amerikanische Astronaut Armstrong betrat am 21. Juli 1969 als erster Mensch den Mond. 
18 Zur Absprache zwischen Bundesminister Genscher und dem italienischen Außenminister Andreotti 

über einen gemeinsamen Auftritt vor der Genfer Abrüstungskonferenz (CD) vgl. Dok. 357.  
Genscher und Andreotti traten am 4. Februar 1988 vor der CD auf. Für den Wortlaut der Rede Gen-
schers vgl. BULLETIN 1988, S. 192–196. 

19 Zu den Mandatsgesprächen über Konventionelle Rüstungskontrolle vgl. Dok. 355, Anm. 3. 
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– Stoltenberg bezog sich mehrfach auf BM: INF-Abkommen bedeute Stärkung 
Allianz, transatlantischer Beziehungen und Akzeptanz. Er begrüße es, daß im 
Rahmen von START auch seegestützte Systeme – über und unter Wasser – 
rüstungskontrollpolitisch behandelt würden. Gerade für NWG sei es wesent-
lich, daß nunmehr nicht von Land auf See ausgewichen werde. 

– Howe: Hinweis auf Zwischenaufenthalt Gorbatschows in GB, wobei dieser 
Selbstbewußtsein und Selbstvertrauen ausgestrahlt habe.20 Wir hätten bei 
Öffentlichkeitsarbeit immer noch Probleme. INF-Vertrag („Frucht unserer Soli-
darität“) müsse unbedingt ratifiziert werden („Zögern wäre verheerend“). Er 
bedeute Stärkung Bündnisses und europäisch-amerikanischer Beziehungen. 
Behauptung, Supermächte hätten sich auf Kosten Westeuropäer geeinigt, sei 
sinnlos; enge transatlantische Konsultationen bewiesen Gegenteil. Europa 
habe neben US wichtige Rolle zu spielen, wofür KRK und CW Beispiele seien. 
Wir dürften nicht auf Initiativen Gorbatschows hereinfallen („succumb“), wei-
tere Reduzierungen nuklearer Waffen in Europa vorzusehen. Hier sei Ausfül-
lung Mandats Artikel 8 Reykjavik wichtig. Nicht Karren vors Pferd spannen. 
Bei CW-Ächtung seien baldige Fortschritte vonnöten, doch gelte es, wachsam 
zu bleiben. Hätten Sowjets in Shikhany wirklich alles und nicht nur „museale“ 
Bestände vorgeführt?21 Momentum auch außerhalb Rüstungskontrolle sei 
wesentlich. Bei Regionalproblemen (Afghanistan, Golf – SU müsse sich stärker 
für VN-Entschließung 59822 engagieren; Kambodscha) sollte auf Moskau Druck 
ausgeübt werden. Man dürfe nicht hinnehmen, daß SU bei Menschenrechts-
fragen so hinhaltend taktiere. Gefragt seien allgemein Realismus und Wach-
samkeit, weder Euphorie noch Trübsinn („gloom“), sondern Aufgeschlossenheit 
(„open-mindedness“). 

– Van den Broek: In SU neue Führerschaft, die zugänglich („responsive“) sei. 
Neue Entwicklungen müßten, bei aller erforderlichen Wachsamkeit, ernstge-
nommen werden. In ganz Europa sei Bevölkerung durch Fernsehbilder von 
Gipfel sehr bewegt worden. Hoher Erwartungshorizont. Kreativität sei gefor-
dert. 23Hinweis auf gute Implementierung Ergebnisse KVAE. Keine Schwierig-
keiten in NL im Zusammenhang mit MBCA. Zusammenarbeit und Zusammen-
halt Bündnisses sei in Wien ebenso wichtig wie in Genf. Menschenrechts-
dimension für NL besonders wichtig. 

 
20 Zum Gespräch der Premierministerin Thatcher mit dem Generalsekretär des ZK der KPdSU, Gor-

batschow, am 7. Dezember 1987 in Brize Norton vgl. Dok. 359. 
21 Zu den Verhandlungen über ein Verbot chemischer Waffen in Genf vgl. Dok. 311, Anm. 2.  

Am 8. Oktober 1987 notierte Vortragender Legationsrat I. Klasse von Butler für Staatssekretär Sud-
hoff zur Besichtigung am 3./4. Oktober 1987, die UdSSR habe „beim ersten Besuch der CD-Teilnehmer 
in einer sowjetischen Militäranlage […] das nach ihrem Bekunden vollständige Arsenal der bei der 
Truppe befindlichen Typen chemischer Waffen (keine Angaben zu Gesamtmenge und Zusammen-
setzung)“ gezeigt: „Die SU hat mit der Einladung in das streng abgeschirmte Übungsgebiet der Che-
mietruppen nach Shikhany einen Einblick in ihre CW-Rüstung gegeben und damit ein Stück Trans- 
parenz geschaffen. Ob die sowjetischen Angaben, wie behauptet, umfassend sind, läßt sich nicht ab-
schätzen. Hier wird eine eingehendere Bewertung vor dem Hintergrund des westlichen Kenntnisstandes 
stattfinden, der allerdings wegen der mangelhaften Information über sowjetische CW aus eigenen 
Quellen lückenhaft ist.“ Vgl. Referat 222, Bd. 162043. 

22 Zur Resolution Nr. 598 des VN-Sicherheitsrats vom 20. Juli 1987 vgl. Dok. 221, Anm. 6. 
23 Beginn des mit Drahtbericht Nr. 1667 übermittelten zweiten Teils des Fernschreibens. Vgl. 

Anm. 1. 
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– Ellemann-Jensen erinnerte an Äußerungen Europäischen Rats Kopenhagen 
zu West-Ost-Beziehungen24. Rüstungskontrolle und Abrüstung seien über INF 
hinaus von Bedeutung, besonders KRK. Weg sei lang und schwierig, weitere 
Meilensteine erforderlich. Umfassende TO Gipfel sei wichtig gewesen. Ent-
spannung müsse auch NSWP25-Ländern zugute kommen. Betonung KSZE-
Prozeß und WFT. 

– Halefoğlu bezeichnete INF-Abkommen als historisch. Vertrauensbildende Maß-
nahmen von Bedeutung. Bei kürzlicher Manöverbeobachtung durch SU habe 
man feststellen müssen, daß sowjetisches Interesse sich auch auf Gebiete ge-
richtet habe, die jenseits Übungsgeschehen gelegen hätten. Gewisse Vorsicht 
sei deshalb vonnöten. Im Menschenrechtsbereich dürfe es nicht nur um Aus-
wanderung gehen. Er habe im Herbst Schewardnadse in New York ersucht, 
Einfluß auf Bulgarien zugunsten türkischer Minderheit geltend zu machen. 

– Raimond gab sich beeindruckt von Briefing. Bei INF-Vertrag seien die von US 
gewünschten Ergebnisse erzielt worden. Modell für künftige Verhandlungen 
(Asymmetrie, Verifikation). Man müsse gegenüber Öffentlichkeit Widersprüch-
lichkeiten vermeiden: Zunächst habe man P II und GLCMs als wesentlich für 
Abschreckung bezeichnet, und jetzt werde deren Abschaffung begrüßt. Es gelte, 
weder euphorisch noch pessimistisch zu sein. Alles hänge davon ab, wie es 
weitergehe. Wir müßten uns über nächste Etappen klarwerden. Gorbatschow 
wolle Denuklearisierung Europas. Dies wäre eine schlimme Sache. Mandat 
zu Artikel 8 Reykjavik, bei dem man bisher keine besonderen Fortschritte ge-
macht habe, müsse vorangetrieben und erweitert werden. Folgende Probleme 
stellten sich: Bedrohung bestehe fort, und Verteidigungsanstrengungen müß-
ten aufrechterhalten werden. Weitere Reduzierung Kernwaffen in Europa sei 
nur unter Gesichtspunkt unverminderter Sicherheit möglich, wozu Ausfüllung 
genannten Mandats Aussagen zu machen habe. Bei CW stellten sich für 
Übergangszeit Fragen. 

– Papoulias: Vieles habe sich geändert. In GR sei INF-Vertrag vom Volk enthu-
siastisch gefeiert worden, als ob der Teufel verschwunden sei. Vertrag werde 
sich auch auf Zusammenarbeit Balkan-Länder positiv auswirken. Hinweis auf 
AM-Treffen im Februar in Belgrad26, an dem auch albanischer AM27 teilneh-
men werde. 

– Tindemans unterstrich, daß gerade auch Stationierungsländer28 zufrieden sein 
müßten. Doppelbeschluß habe sich bewährt. MBCA werde von belgischer Kam-
mer sicherlich ratifiziert. Strategie flexibler Reaktion29 mit konventionellen 
und nuklearen Elementen weiterhin gültig. Bei Rüstungskontrolle müsse an-
gemessene Verteidigungsfähigkeit in Rechnung gestellt werden, was hinsicht-
lich INF keine Umgehung darstellen dürfte. Bei Mandat Ziffer 8 Reykjavik 

 
24 Für den Wortlaut der Erklärung des Europäischen Rats am 4./5. Dezember 1987 in Kopenhagen vgl. 

BULLETIN DER EG 12/1987, S. 115. Zur Tagung vgl. Dok. 358. 
25 Korrigiert aus: „NSWG“. 
26 Ein Treffen der Außenminister Albaniens, Bulgariens, Griechenlands, Jugoslawiens, Rumäniens und 

der Türkei fand vom 24. bis 26. Februar 1988 in Belgrad statt. 
27 Reiz Malile. 
28 Belgien, die Bundesrepublik, Italien, Großbritannien und die Niederlande. 
29 Zur Strategie der „flexible response“ vgl. Dok. 4, Anm. 17. 



369 12. Dezember 1987: Hansen an Auswärtiges Amt 

1868 

müßten wir vorankommen. Auf sowjetische Initiativen könne nicht lediglich 
reagiert werden. Hinweis auf „Prioritäten von Artikel 7“ Reykjavik. Man kenne 
Insistenz WP auf Abschaffung aller nuklearen Systeme mit Reichweiten unter 
500 km. Hier sei Solidarität Bündnisses gefragt. Bei Rüstungskontrolle müßten 
wir uns darüber im klaren bleiben, daß Spannungen auf politischen Ursachen 
beruhten, die abzubauen seien. Das „neue Denken“ habe nicht nur militäri-
sche, sondern auch wirtschaftliche usw. Dimensionen. Es gelte, Gorbatschow 
im Sinne von BM beim Wort zu nehmen.30 SU sei zu echten Reduzierungen 
bereit. Einhaltung ABM-Vertrag wesentlich. 

– Fernández Ordóñez: INF-Abkommen sei für manche keine gute Sache, was 
jedoch nicht stimme. Es stärke Glaubwürdigkeit Allianz. Viel bleibe zu tun. 
Flexibilität und Doktrin Bündnisses blieben weiterhin gültig. 

– StS Barroso appellierte an Realismus und „common sense“. Man müsse auf 
Boden Tatsachen bleiben („down to earth“). 

– Clark bezeichnete INF-Abkommen als „bemerkenswerte Errungenschaft“. Stär-
kung Bündnisses könne sich jedoch als nur vorübergehend erweisen. Hinweis 
auf Friedensbewegung, Ungewißheit über sowjetische Motive (falls wirtschaft-
liche Schwierigkeiten überwunden, was dann?), geschickte Medienpolitik Gor-
batschows, die bei Gipfel wieder deutlich geworden sei und auf die wir noch 
keine angemessene Antwort gefunden hätten. 

4) Shultz beantwortete im Verlauf Diskussion folgende konkrete Fragen: 
– Zum Verhältnis START und D + S31 (NL und F): Er glaube nicht, daß SU 

START-Vertrag ohne Regelung bei D + S abschließen werde, und beides hänge 
ja auch miteinander zusammen. Es werde wohl zwei Verträge geben, einen 
ausführlichen zu START und einen – zweifellos sehr kurzen, nicht mehr als 
einen Artikel umfassenden (andernfalls man in einen „Morast“ gerate) – zu 
D + S. Für SU komme es vor allem auf Zeitraum Bindung an ABM-Vertrag an. 
Hinweis auf entsprechende ausgedehnte, nachdrückliche („aggressive“) sowje-
tische Programme. SU habe bekanntlich im Gegensatz zu US ein Abwehr-
system installiert. Sollte einer der beiden Verträge verletzt werden, würde dies 
Suspendierung auch des anderen zur Folge haben. SU umgehe mit Krasno-
jarsk32 und anderen Radarstationen ABM-Vertrag. Dieses Problem müsse – 
z. B. durch deren Abbau – vor Vertragsabschluß geregelt werden, denn andern-
falls seien die Abkommen im Senat nicht ratifizierbar. Es handle sich hier 
also um ein „linkage with complications and subtleties“. 

– Sublimits für ICBM bei START (NL): Diese seien „nicht verschwunden, aber 
im Schwinden“ („not faded, but fading“). Bei von Begrenzung 4900 betroffenen 
ICBMs und SLBMs führten beide Länder „größere Programme“ („major pro-
grammes“) durch. SU sei ja stärker bei ersterer, US bei letzterer Kategorie. 
Es sei schwierig, jeweils andere Seite, die angemessenen Mix anstrebe, hier 
zu grundlegenden Änderungen zu bestimmen: „We keep it for a while.“ Dies 
sei keine Tragödie. 

 
30 Vgl. dazu die Rede des Bundesministers Genscher am 1. Februar 1987 in Davos; Dok. 65. 
31 Defense and Space. 
32 Zur sowjetischen Radaranlage bei Krasnojarsk vgl. Dok. 59, Anm. 10. 
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– Sowjetische Haltung hinsichtlich Krieg Iran – Irak (NL, ISL): Shultz antwor-
tete zögernd. Voraussagen seien schwierig. SU sei wohl zunehmend besorgt 
über Auswirkungen islamischen Fundamentalismus, besonders in Afghanistan 
und Iran, auf eigene Bevölkerung. Walters sei mit Erarbeitung Folgeentschlie-
ßung 598 befaßt. Iran treibe mit SR sein Spiel33; wenn dieser sich ernst nehme, 
müsse er etwas tun. 

– Seien bei umfassender Verifikation START nur US und SU betroffen (F)? 
Shultz: Ja. 

– Sei Menschenrechtskonferenz Moskau34 bei Gipfel zur Sprache gekommen (F)? 
Shultz: „Very light treatment.“ SU sei immer noch interessiert. Sie wisse, daß 
uns dies bekannt ist, und erwarte wohl Quidproquo. 

Shultz meinte abschließend, „feste und beharrliche Haltung“ („tough and per-
sistent attitude“) sei erforderlich. Er glaube, daß man gegenüber (von Clark 
erwähnten) Friedensbewegungen in der Tat gute Argumente habe. Er halte es 
mit dem bekannten Ratschlag an junge Mädchen: „You can’t sell it if you give 
it away.“ 

[gez.] Hansen 
VS-Bd. 12097 (201) 
 
 
 

370 

Gespräch des Bundesministers Genscher mit dem 
Präsidenten der EG-Kommission, Delors, in Brüssel 

 14. Dezember 19871 

Von BM noch nicht gebilligt, nur für den Dienstgebrauch 
Gespräch BM mit dem Präsidenten der Europäischen Kommission, Jacques 
Delors, am 14.12.1987, 8.45 Uhr in Brüssel2 
Das Gespräch (Teilnehmer auf seiten der KOM Kabinettschef Lamy, stv. Kabi-
nettschef Burghardt; auf deutscher Seite Botschafter Ungerer, RL 4103) fand in 

 
33 Zur Haltung des Iran zur Resolution Nr. 598 des VN-Sicherheitsrats vom 20. Juli 1987 vgl. Dok. 357, 

Anm. 24 und 28. 
34 Zum Vorschlag der UdSSR vom 5. November 1986 für eine Menschenrechtskonferenz in Moskau 

vgl. Dok. 225, Anm. 8. 
 
 1 Ablichtung.  

Die Gesprächsaufzeichnung wurde von Vortragenden Legationsrat I. Klasse Kudlich am 15. Dezember 
1987 gefertigt. 

 2 Bundesminister Genscher und Staatsministerin Adam-Schwaetzer erörterten am 14. Dezember 1987 
mit der EG-Kommission die bevorstehende EG-Ratspräsidentschaft der Bundesrepublik. Vgl. dazu 
den Drahtbericht Nr. 3813 des Botschafters Ungerer, Brüssel (EG), vom 15. Dezember 1987; Refe-
rat 412, Bd. 168708. 

 3 Christian Kudlich. 
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sehr offener, freundschaftlicher Atmosphäre statt, obwohl Präsident Delors (D) 
anfangs recht emotionsgeladene Töne anschlug. 
Delors leitete das Gespräch mit einem Rückblick auf den ER Kopenhagen ein.4 
Er sehe für das Ergebnis zwei mögliche Erklärungen. Die erste Lesart (an die 
er zunächst selbst geglaubt habe): Am ersten Tag habe BK sich fast auf allen 
Gebieten offen gezeigt. Dann habe die deutsche Delegation am zweiten Tag das 
neue Präsidentschaftspapier5 gelesen, mit dem sie vorher nicht befaßt worden sei. 
Der BK habe einen Zornesausbruch gehabt, damit war die Sitzung zu Ende. Die 
KOM habe eine letzte verzweifelte Anstrengung gemacht, um den ER zu retten – 
vergebens. Alles sei abgelaufen wie in einer griechischen Tragödie. 
Nach der zweiten Lesart sei der letzte Kompromißvorschlag der KOM6 von nur 
fünf Delegationen getragen worden. Deutschland, F und die anderen hätten ihn 
für Zeitvergeudung gehalten. Aufgrund des KOM-Vorschlags sei ein Kompromiß 
nicht möglich gewesen. Dies erinnere ihn an das erste Halbjahr 1984, als die 
KOM ihre Vorschläge zurückgenommen habe und Präsident Mitterrand darauf-
hin durch eine Rundreise7 einen Kompromiß (auf dem ER Fontainebleau8) zu-
stande brachte, bei dem GB und Deutschland (1,4 % MwSt.) große Zugeständ-
nisse machten. So könne man es auch diesmal halten. Die KOM werde dabei aber 
nicht mitmachen; sie habe ihren Stolz. 
Delors nannte dann mehrere Bereiche, in denen Deutschland zu den KOM-Vor-
schlägen „Nein“ gesagt habe (u. a. EWS, Landwirtschaft, Verkehrspolitik). Er, 
Delors, habe unsere Haltung immer verteidigt. Wenn wir nun aus einer Position 
der Stärke heraus gemeinsam mit F eine Kompromißlösung aufstellten, so sei 
ihm das recht. Die KOM werde sich dabei aber zurückhalten, um nicht in eine 
ähnlich demütigende Lage zu geraten wie 1984 die Kommission Thorn. 
Delors äußerte sich konkret zu zwei Sachpunkten: 
– Der gemeinsame Wirtschaftsraum (der allein zur Europäischen Union führen 

könne) sei mehr als eine Freihandelszone verbunden mit „Schecks“ – dies hät-
ten alle MS bis auf GR nicht verstanden.9 

– GAP: Das Paket der KOM10 (dessen Bedeutung bisher nicht voll verstanden 
worden sei) könne noch verbessert werden; dafür brauche man noch eine Ar-
beitssitzung des Agrarrats. 

BM sah die Erklärung für den Verlauf des ER Kopenhagen weniger dogmatisch: 
Die KOM habe ihn erstklassig vorbereitet, die Präsidentschaft11 bis einschließlich 
 
 4 Zur Tagung des Europäischen Rats am 4./5. Dezember 1987 in Kopenhagen vgl. Dok. 358. 
 5 Für das Papier „Aufzeichnung des Vorsitzes“ der dänischen EG-Ratspräsidentschaft vom 5. Dezember 

1987 (SN/3919/2/87) vgl. Referat 410, Bd. 141612. 
 6 Für die Vorschläge der EG-Kommission vom 5. Dezember 1987 (SN 4036/87) vgl. Referat 410, 

Bd. 141612. 
 7 Staatspräsident Mitterrand führte am 23. Januar 1984 ein Gespräch mit Premierministerin Thatcher 

in Paris. Am 2. Februar 1984 besuchte er die Bundesrepublik und hielt sich am 6./7. Februar 1984 
in den Niederlanden auf. Am 8. Februar 1984 besuchte er Luxemburg, am 10. Februar Griechenland, 
am 15. Februar Belgien, am 17. Februar Dänemark, am 20. Februar Italien und am 21. Februar 1984 
Irland. Für das Gespräch mit Bundeskanzler Kohl am 2. Februar 1984 vgl. AAPD 1984, I, Dok. 29. 

 8 Zur Tagung des Europäischen Rats am 25./26. Juni 1984 vgl. AAPD 1984, II, Dok. 181. 
 9 So in der Vorlage. 
10 Vgl. dazu die Vorschläge der EG-Kommission zur Eindämmung der Agrarproduktion und zur Stärkung 

der Haushaltsdisziplin; Dok. 315, Anm. 24. 
11 Dänemark hatte die EG-Ratspräsidentschaft vom 1. Juli bis 31. Dezember 1987 inne. 
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des Konklaves12 auch. Noch bei dem Gespräch in Bonn am 1.12. hätten PM 
Schlüter und AM Elleman-Jensen13 einige wenige entscheidende Fragen heraus-
gestellt. Er, BM, habe fest damit gerechnet, daß auch in Kopenhagen nur die vier 
bis fünf wichtigsten Fragen diskutiert würden. Dies sei dann nicht geschehen, 
und der ER sei am Freitag vormittag nicht einen Millimeter weitergekommen. Er 
bedauere dies sehr, denn der BK sei mit dem festen Wunsch, sich zu einigen, und 
einer sehr offenen Haltung nach Kopenhagen gekommen. Bei dem vorbereitenden 
Ministergespräch in Bonn14 sei vieles beiseite gelegt worden. So wie die Diskus-
sion in Kopenhagen lief, sei eine Einigung aber nicht möglich gewesen. Der BK 
habe richtig gehandelt, auf Vertagung zu dringen, weil sonst durch Schuldzuwei-
sungen eine „miese Stimmung“ aufgekommen wäre. So habe der ER Kopenhagen 
zwar zwei Monate gekostet, aber nichts verschüttet. Leider könnten wir unsere 
Präsidentschaft15 jetzt aber nicht so beginnen, wie wir sie ursprünglich angelegt 
hätten (Schwerpunkt Binnenmarkt). 
Wir wollten nun mit großer Energie und, wie BM mehrmals betonte, in engster 
Abstimmung mit der KOM den ER Brüssel vorbereiten.16 Zum Zeitplan: Er wolle 
heute im Rat vorschlagen, die Ratstagung 25./26.1. in einen Sonderrat umzuwan-
deln. Von 27. bis 29.1. wolle er eine Rundreise in die anderen Hauptstädte unter-
nehmen und am Wochenende 30./31.1.17 in Abstimmung mit der KOM ein Papier 
ausarbeiten, das dem AM-Konklave am 1./2.2. vorgelegt würde.18 Sein Ziel seien 
scharf formulierte Fragen, die den Staats- und Regierungschefs schon vor dem 
ER vorliegen sollten. Nach dem Konklave müsse man sehen, was bis zum ER 
noch zu tun sei. (BM nannte das EPZ-Ministertreffen 8.2. als mögliche Gelegen-
heit zu weiterer Beratung.19) 
Delors zierte sich zunächst weiterhin, bot dann aber an, bis Anfang nächster 
Woche ein (rein deskriptives) Papier des Präsidenten der Kommission anzufer-
tigen, das die Haltung der MS zu den noch offenen Fragen darstellt. Zu dem 
Konklave-Konzept meinte Delors, die belgische Präsidentschaft20 habe eine bes-
sere Methode gewählt als die dänische. Ein Konklave dürfe nicht versuchen, die 
Entscheidungen der Staats- und Regierungschefs vorwegzunehmen. Allenfalls 
könne man den AM sagen, sie hätten ihre Hausaufgaben nicht gemacht, wenn 
mehr als vier bis fünf Fragen übrigbleiben. 
Auf Frage nach der Rolle der Agrarminister sagte Delors, der Agrarrat am 18./ 
19.1.21 müsse sich ganz auf die Fragen Einkommensbeihilfen, Set-aside, Lage des 

 
12 Zur Sondertagung der Außenminister der EG-Mitgliedstaaten („Konklave“) am 29./30. November 

1987 in Brüssel vgl. Dok. 318, Anm. 19. 
13 Zum Gespräch des Bundeskanzlers Kohl und des Bundesministers Genscher mit ihren dänischen 

Amtskollegen vgl. Dok. 346, Anm. 6. 
14 Für das Ministergespräch vgl. Dok. 346. 
15 Die Bundesrepublik hatte die EG-Ratspräsidentschaft vom 1. Januar bis 30. Juni 1988 inne. 
16 Die Tagung des Europäischen Rats in Brüssel fand am 11./12. Februar 1988 statt. Vgl. dazu AAPD 1988. 
17 Korrigiert aus: „30./31.11.“ 
18 Am 1./2. Februar 1988 fand in Brüssel eine Sondertagung der Außenminister der EG-

Mitgliedstaaten („Konklave“) statt. 
19 Die Konferenz der Außenminister der EG-Mitgliedstaaten im Rahmen der EPZ fand am 8. Februar 

1988 in Bonn statt. Vgl. dazu AAPD 1988. 
20 Belgien hatte die EG-Ratspräsidentschaft vom 1. Januar bis 30. Juni 1987 inne. 
21 Die EG-Ratstagung auf der Ebene der Landwirtschaftsminister fand vom 18. bis 20. und am 23./24. Ja-

nuar 1988 in Brüssel statt. 
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ländlichen Raumes konzentrieren – und nicht etwa wieder die Agrarstabilisato-
ren diskutieren (diese Weisung müßten ihnen die Chefs geben). Der – in großer 
Eile abgefaßte – KOM-Vorschlag könne dabei verbessert werden und Bayern 
und Baden-Württemberg besser berücksichtigen. Die KOM werde in ihrer ersten 
Februar-Sitzung ein komplettes Papier zum Set-aside verabschieden. 
Auf die Frage nach Spielraum bei den Kernfragen des Delors-Pakets22: 
– Strukturpolitik: Delors wiederholte den Hinweis, daß es nicht um die Umver-

teilung von Geld gehe, sondern um Gemeinschaftspolitiken ganz bescheidenen 
Umfangs. 

– Eigenmittelplafonds: Delors sah hier kein Problem mehr. 
– Vierte Einnahmeart: Problem sei I. Eine gründlichere Studie würde aber zei-

gen, daß in einem Jahr auch bei der MwSt.-Bemessungsgrundlage I in eine 
stärkere Belastung hineinwachse. Die jetzige Situation gehe darauf zurück, 
daß Craxi entgegen Andreottis Rat die Schattenwirtschaft in die italienische 
BSP-Statistik habe einarbeiten lassen, um zu zeigen, daß I der zweitwichtigste 
europäische Industriestaat ist. 

 Als Lösung schwebt Delors ein Übergangsregime für ein Jahr vor. Dann würde 
deutlich sein, daß I auch auf reiner MwSt.-Basis mehr zahlen müßte. Wichtig 
sei aber, das anschließend geltende neue Eigenmittelsystem jetzt schon fest-
zuschreiben, damit man nur einmal die Ratifikation der zwölf Parlamente ein-
zuholen brauche (diese sollten nicht vor 1993/94 wieder befaßt werden). Den 
Übergang von der Zwischenphase zum endgültigen System würde dann der 
Rat beschließen. 

BM berichtete über sein Gespräch am 7.12. mit Andreotti in Rom23, das auch auf 
interne Spannungen hingedeutet habe. 
Delors kam dann auf die Möglichkeit zu sprechen, I über die Strukturfonds einen 
Ausgleich für die Mehrbelastung bei der Finanzierung zu geben. Der „neogaulli-
stische“ französische Ansatz, nach Ländern zu differenzieren, sei verfehlt. Der 
einzig richtige Ansatz sei bei den Regionen. 

Referat 410, Bd. 141612 

 
22 Zu den Vorschlägen der EG-Kommission vom 15. Februar 1987 („Delors-Paket“) vgl. Dok. 51 und 

Dok. 69.  
Vgl. dazu ferner die Vorschläge der EG-Kommission an den Rat für einen Beschluß über die Eigenen 
Mittel vom 31. Juli 1987 (KOM (87) 420); Referat 412, Bd. 168705. 

23 Für das Gespräch des Bundesministers Genscher mit dem italienischen Außenminister Andreotti am 
7. Dezember 1987 vgl. Dok. 357. 
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Gespräch des Bundeskanzlers Kohl mit dem 
amerikanischen Außenminister Shultz 

VS-NfD 15. Dezember 19871 

Vermerk über das Gespräch des Herrn Bundeskanzlers mit dem Außenminister 
der Vereinigten Staaten von Amerika, George P. Shultz, am 15. Dezember 1987, 
von 11.05 bis 12.35 Uhr2 
Der Bundeskanzler empfängt Außenminister Shultz zu einem 1 1/2-stündigen 
Gespräch über die Ergebnisse des Gipfeltreffens von Washington3 sowie zu einem 
Meinungsaustausch über die Lage in der Sowjetunion und in den übrigen Staa-
ten des Warschauer Pakts sowie über Fragen der amerikanischen Innenpolitik 
und die Behandlung des Chile-Kredits in Weltbankgremien (hierzu gesonderter 
Vermerk4). 
Weiterhin anwesend auf amerikanischer Seite: Botschafter Burt, Abteilungslei-
terin Frau Ridgway, BR Grobel (Note-taker), Dolmetscherin; auf deutscher Seite: 
MDg Dr. Peter Hartmann, VLR I Dr. Kaestner (Note-taker), VLR I Weber (Dol-
metscher). 
Der Bundeskanzler bedankt sich bei Shultz für die von ihm geleistete ausgezeich-
nete Arbeit bei Aushandlung des INF-Vertrages. Zugleich dankt er den USA und 
Präsident Reagan persönlich – wie schon am vergangenen Freitag per Telefon5 – 
für vorbildliche Information und Kooperation. 
Er hoffe – so der Bundeskanzler weiter –, daß die Sache nunmehr gut weiterlaufe, 
insbesondere das Ratifikationsverfahren im Senat. Wenn er – der Bundeskanzler – 
auf dem Hill in irgendeiner Weise nützlich sein könnte (Briefe, Gespräche), so sei 
er dazu gern bereit, und bitte Shultz, es ihn wissen zu lassen. Für uns sei wich-
tig, daß der Vertrag jetzt ratifiziert werde – ein Mißerfolg wäre fatal. 

 
 1 Ablichtung.  

Die Gesprächsaufzeichnung wurde von Vortragendem Legationsrat I. Klasse Kaestner, Bundeskanz-
leramt, am 16. Dezember 1987 gefertigt und am 22. Dezember 1987 von Ministerialdirektor Teltschik, 
Bundeskanzleramt, „im Auftrag des Herrn Bundeskanzlers“ an Bundesminister Genscher „zu Ihrer 
persönlichen Kenntnisnahme“ übermittelt.  
Hat Genscher am 25. Dezember 1987 vorgelegen.  
Hat Ministerialdirigent Jansen am 4. Januar 1988 vorgelegen, der die Weiterleitung an Vortragenden 
Legationsrat I. Klasse Elbe verfügte.  
Hat Elbe vorgelegen. Vgl. das Begleitschreiben; Referat 010, Bd. 178925. 

 2 Vortragender Legationsrat I. Klasse von Moltke informierte am 17. Dezember 1987: „AM Shultz hielt 
sich am 15. Dezember zu bilateralen Konsultationen in Bonn auf. Außer Bonn besuchte er auf dieser 
Rundreise im Anschluß an die NATO-Herbsttagung Kopenhagen, Oslo und London. […] Shultz wurde 
vom BK zu einem eineinhalbstündigen Gespräch empfangen, führte ein einstündiges Vier-Augen-
Gespräch mit BM, das bei einem Arbeitsessen im Delegationskreis fortgesetzt wurde, und traf kurz 
mit BM Wörner und Alt-BK Helmut Schmidt zusammen.“ Vgl. den Runderlaß Nr. 179; Referat 204, 
Bd. 135400. 

 3 Der Generalsekretär des ZK der KPdSU, Gorbatschow, besuchte die USA vom 7. bis 10. Dezember 
1987. Vgl. dazu Dok. 360, Dok. 364 und Dok. 365. 

 4 Vgl. Dok. 372. 
 5 Für das Telefongespräch des Präsidenten Reagan mit Bundeskanzler Kohl am 11. Dezember 1987 vgl. 

http://www.margaretthatcher.org/document/109437. 
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Was die Rüstungskontrolle allgemein angehe, so sei die Welt nicht verändert, 
aber eine Tür geöffnet. Er – der Bundeskanzler – hoffe sehr, daß Shultz im 
nächsten Frühsommer noch einen weiteren Schritt tun könne – dies wäre für uns 
eine gute Sache! 
AM Shultz dankt für Begrüßung und erläutert, sein Haus sammle derzeit Erklä-
rungen europäischer Staatsmänner zum INF-Vertrag. Die des Bundeskanzlers 
vor dem Deutschen Bundestag sei hervorragend gewesen.6 Allein Frankreich 
äußere sich skeptisch – aber auch diese Stimmen werde man dem Kongreß vor-
legen. 
Der Bundeskanzler erwähnt bevorstehenden Besuch von Senator Biden Anfang 
Januar7 sowie seine Initiative, führende Senatoren und Kongreßabgeordnete zu 
Aufenthalten in der Bundesrepublik einzuladen, die erste Gruppe Ende April. 
Er bittet Shultz, diese Initiative zu unterstützen. 
AM Shultz würdigt das Vorhaben als konstruktiv und sagt Unterstützung der 
Administration zu. Der Bundeskanzler dankt. 
AM Shultz spricht dem Bundeskanzler volle Bewunderung dafür aus, was er für 
das Zustandekommen des INF-Abkommens getan habe. Er erinnert an die Lage 
von 1983, als die Sowjetunion in Genf verhandelte, jedoch keineswegs kooperativ 
war. Zweifellos habe sie damals die Hoffnung gehabt, daß westliche Raketen 
nicht stationiert würden und sie nichts aufzugeben brauche. Der Bundeskanzler 
habe damals im Gespräch mit ihm an seiner festen Position keinen Zweifel ge-
lassen8; er sei deshalb überzeugt, daß die Stationierung der Pershing II in der 
Bundesrepublik Deutschland entscheidenden Anteil an der sowjetischen Ent-
scheidung hatte, jetzt dieses Abkommen abzuschließen. Der Bundeskanzler habe 
sich damals gegen viel Kritik zur Wehr setzen müssen; gerade deshalb bringe 
er – Shultz – erneut Dank und Anerkennung zum Ausdruck. 
Bei seiner gestrigen Pressekonferenz in Oslo9 sei er gefragt worden, ob der INF-
Vertrag nicht zeige, daß die Friedensbewegung recht hatte. Er habe geantwortet: 
Der Vertrag zeige, daß die Friedensbewegung unrecht hatte (der Bundeskanzler 
pflichtet lebhaft bei), denn wenn es nach ihr gegangen wäre, gäbe es auf seiten 
der Verbündeten keine Flugkörper und mit der Sowjetunion kein Abkommen. 
So aber sei der Vertrag ein Werk des Bündnisses: engster Konsultationen und 
der Durchsetzung der Entscheidungen, insbesondere in den Stationierungslän-
dern. Diese seien heute wiederum durch das Stationierungsländerabkommen10 
unmittelbar am Vertragswerk beteiligt. Auch dies sei eine Bündnisleistung. 

 
 6 Für den Wortlaut der Erklärung des Bundeskanzlers Kohl am 10. Dezember 1987 im Bundestag 

vgl. BT STENOGRAPHISCHE BERICHTE, 11. WP, 49. Sitzung, S. 3400–3406. 
 7 Im Vorfeld der Ratifzierungsdebatte des INF-Vertrags vom 8. Dezember 1987, die am 19. Januar 1988 

im amerikanischen Senat begann, hielt sich Senator Biden Anfang Januar 1988 in Belgien, der Bun-
desrepublik, Frankreich und Großbritannien auf. 

 8 Für das Gespräch des Bundeskanzlers Kohl und des Bundesministers Genscher mit dem amerikani-
schen Außenminister Shultz am 6. Dezember 1983 vgl. AAPD 1983, II, Dok. 371. 

 9 Der amerikanische Außenminister Shultz hielt sich vom 13. bis 15. Dezember 1987 in Norwegen auf. 
10 Das Übereinkommen zwischen den USA sowie Belgien, der Bundesrepublik, Italien, Großbritannien 

und den Niederlanden „über Inspektionen in bezug auf den Vertrag zwischen den Vereinigten Staaten 
von Amerika und der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken über die Beseitigung ihrer Flug-
körper mittlerer und kürzerer Reichweite“ wurde am 11. Dezember 1987 in Brüssel unterzeichnet. 
Für den Wortlaut vgl. BUNDESGESETZBLATT 1988, Teil II, S. 431–437. 
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Heute müsse man sich bei allen Gefühlen der Befriedigung immer wieder klar-
machen, wie es zu diesem Erfolg gekommen sei: Feste Haltung habe sich aus-
gezahlt, alle damaligen Kritiker müßten jetzt „ihre Worte auffressen“. Der Kurs 
des Bündnisses sei richtig gewesen. Dies wolle er auch in der heutigen Presse-
konferenz11 verdeutlichen, nicht aus Rechthaberei, sondern weil es immer die 
gleiche Lektion sei, die es einzupflanzen gelte. Er erinnere an Afghanistan! 
Der Bundeskanzler stimmt zu. Die Sowjetunion sei durch zwei Dinge zur Rück-
kehr an den Verhandlungstisch bewogen worden: Stationierungen und SDI. Dies 
zu erkennen, sei kein Kunststück. Die russische und sowjetische Geschichte 
zeige, daß Realitäten respektiert würden. Hier liege der entscheidende Unter-
schied zu Hitler, der irrational war und pathologische Züge hatte. Hingegen 
seien – so der Bundeskanzler weiter – die sowjetischen Führer kalt und rational 
kalkulierende Persönlichkeiten (Beispiel: finnische Kriege). 
In den letzten Jahren habe die Moskauer Führung erkannt, daß sie das Bündnis 
nicht auseinanderdividieren könne – dies sei, selbst wenn es zuweilen sachliche 
Differenzen geben könne, das Wichtigste überhaupt auch für die Zukunft. Für 
die Sowjetunion – so der Bundeskanzler weiter – seien von entscheidender Wich-
tigkeit die Entwicklung der deutsch-amerikanischen Beziehungen („warum ver-
traut Ihr den Amerikanern so?“) und die immer engere deutsch-französische 
Zusammenarbeit. Jede Verstärkung unserer Westbindungen sei für die Sowjet-
union ein Greuel. Gerade deshalb sei wichtig, nicht nur in den Sachfragen, son-
dern auch nach außen optisch erkennbar zu zeigen: Wir gehören zusammen. 
Dann könne man auch mit der Sowjetunion über Sachfragen reden. Die jetzige 
Bereitschaft der Sowjetunion, mit Präsident Reagan zu Einigungen zu kommen, 
obwohl sie ihn früher vehement bekämpft habe, zeige dies deutlich. Gleiches 
gelte für das Verhältnis der Sowjets zu ihm selbst. Nach fünf Jahren Peitsche 
komme jetzt das Zuckerbrot. 
Er – der Bundeskanzler – habe sich in dieser Zeit nicht verändert. Uns habe 
neben der Stationierung auch die Verlängerung der Wehrpflicht12 in der Sowjet-
union Respekt verschafft: Diese Sprache werde in Moskau verstanden. 
Jetzt gelte es, den eingeschlagenen Weg ruhig weiter zu gehen und den Satz nicht 
zu vergessen: Nach jedem Abrüstungsschritt muß die Sicherheit größer und nicht 
kleiner sein. Er – der Bundeskanzler – glaube im übrigen, das Hauptproblem 
für Gorbatschow werde im konventionellen Bereich kommen. 
AM Shultz wirft ein, in der Tat stelle sich für Gorbatschow die Frage, wie er die 
Belastung der sowjetischen Wirtschaft durch das Militär erleichtern und die 
Ressourcen des Landes nutzbringender anwenden könne – dazu sei aber eine 
Verminderung konventioneller Streitkräfte notwendig. 

 
11 In der Presse wurde berichtet: „Shultz bezeichnete seine Reise nach Bonn als ‚Tribut‘ an die Politiker 

der Bundesrepublik Deutschland, die ‚entschlossen‘ die jetzt zustande gekommene Lösung gefördert 
hätten: Kohl habe den Nachrüstungsbeschluß durchgesetzt, Wörner habe ‚eine bedeutende Rolle‘ bei 
der Stationierung gespielt, und Genscher sei ‚schon 1979 dabeigewesen‘, als der NATO-Doppel-
beschluß gefaßt worden sei. Shultz reihte den früheren Bundeskanzler Schmidt in die Aufzählung ein 
und nannte ihn einen ‚alten Freund‘.“ Vgl. den Artikel „Shultz bestätigt westliche Berlin-Initiative, 
‚Gorbatschow nahm die Vorschläge mit an Bord‘ “; FRANKFURTER ALLGEMEINE ZEITUNG vom 16. Dezem-
ber 1987, S. 1. 

12 Zur Verlängerung der Wehrpflicht in der Bundesrepublik vgl. Dok. 25, Anm. 39. 
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Der Bundeskanzler gibt – mit der Bitte um Kommentar – Eindrücke aus seinen 
Gesprächen mit Vertretern kleinerer Warschauer-Pakt-Staaten wieder, daß Gor-
batschow „noch nicht über den Berg ist“; daß er zwar keinen Konkurrenten im 
eigentlichen Sinne hat, der Konkurrent aber das System selbst ist. Es zu ver-
ändern, sei eine nahezu unlösbare Aufgabe. Die nächsten zwei bis drei Jahre 
würden sehr wichtig werden. Wir sollten diese Zeit nutzen, soweit dies geht. 
Auch im übrigen Warschauer-Pakt-Bereich sei die Bewegung unübersehbar. Die 
DDR sei zu Ende des Jahres 1987 eine andere als zu Beginn (Exkurs über Be-
suchsreisen und -zahlen, Kontakte). 
Dies alles bedeute eine Veränderung der Qualität, die auch in anderen War-
schauer-Pakt-Staaten gesehen werde. Er – der Bundeskanzler – habe nie verstan-
den, daß wir unsere Hauptwaffe, die Idee der Freiheit, zwar in Proklamationen 
hochhielten, in der Sache aber gering achteten. Dabei zeige die jüngste Entwick-
lung, daß wir die besseren Karten hielten – wir müßten sie nur spielen und auf-
hören, den Weltuntergang an die Wand zu malen. 70 Jahre nach der Oktober-
revolution stelle Gorbatschow nunmehr fest, der Kommunismus sei immer noch 
nicht erreicht!13 Man habe die Parole ausgegeben: Gott ist tot, Religion ist Opium 
fürs Volk. Genau das Gegenteil sei richtig (Exkurs: bevorstehende Bundeskanz-
ler-Reise nach Prag14 und kirchliche Lage in der ČSSR). Die Zeit arbeite nicht 
für die andere Seite! 
AM Shultz stimmt zu: Gorbatschow habe bei Reform des Systems die schwierig-
sten Aufgaben noch vor sich. Die inneren Anstrengungen würden ihn vollauf 
beschäftigen – auch wir würden daran arbeiten. Zugleich aber müsse es auch 
Widerhall in den osteuropäischen Ländern geben: Sie seien allesamt unterschied-
lich, nichtsdestoweniger aber in einem Stadium, wo sich westliche Bemühungen 
auszahlten (Exkurs über diesbezügliche Aufgabenstellung und Reisen von stell-
vertretendem AM Whitehead, der sein Gespräch mit dem Bundeskanzler vor der 
letzten Osteuropareise sehr geschätzt habe15). Hier – so AM Shultz weiter – liege 
ein Thema, wo Meinungs- und Erfahrungsaustausch besonders wichtig seien. 
Der Bundeskanzler unterstreicht, was er bereits stellvertretendem AM Whitehead 
gesagt hat: Er plädiere für gute Arbeitsteilung bei völliger Diskretion. Mit man-
chen Ländern hätten wir mehr Möglichkeiten als mit anderen: 
1) Ungarn: Stand der Beziehungen ausgezeichnet. Kürzliche Kreditbürgschaft, 
weil Ungarn wirtschaftlich „am Ende“.16 Wenn aber der „Gulaschkommunismus“ 
Bankrott gehe, kämen die alten Stalinisten wieder – dies könne nicht in unserem 
Interesse sein. 
Kádár und seine Leute seien – obwohl natürlich Kommunisten – uns gegenüber 
fair, Kádár spiele im gegenwärtigen Prozeß eine positive Rolle. Derzeit bemühe 
sich Budapest um Regelung mit der EG17 – hierbei könne er – der Bundes-
kanzler – viel helfen. 

 
13 Vgl. dazu die Rede des Generalsekretärs des ZK der KPdSU, Gorbatschow, am 2. November 1987 in 

Moskau anläßlich des 70. Jahrestags der Oktoberrevolution; GORBATSCHOW, Reden, Bd. 5, S. 354–409. 
14 Bundeskanzler Kohl hielt sich vom 26. bis 28. Januar 1988 in der ČSSR auf. Vgl. dazu AAPD 1988. 
15 Für das Gespräch des Bundeskanzlers Kohl mit dem stellvertretenden amerikanischen Außenministers 

Whitehead am 10. November 1987 vgl. Dok. 312. 
16 Zu dem von der Bundesregierung verbürgten Kredit für Ungarn vgl. Dok. 277, Anm. 8. 
17 Zu den Beziehungen zwischen den Europäischen Gemeinschaften und Ungarn vgl. Dok. 260, Anm. 23. 
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2) Bulgarien: Auch hier interessantes Experiment. Schiwkow seit Stalinzeit im 
Amt, größter Überlebenskünstler im Warschauer Pakt. Interessanter Indikator, 
daß er jetzt auf die Karte Gorbatschows setzt und jetzt Reformen einleitet. 
3) Rumänien: Lage katastrophal. Beziehungen mit Ceauşescu eher schlecht. BM 
Genscher in dieser Woche in Bukarest.18 Problem der dort lebenden 200 000 
Deutschen: jährlicher „Kauf“ von etwa 13 000 und weitere Tausende „mit Balkan-
zuschlag“. Wegen katastrophaler Lage wollen alle heraus – und er – der Bundes-
kanzler – intensiv bemüht, „mehr Deutsche herauszuholen“.19 
4) ČSSR: Ungewiß, wie gegenwärtiger Machtkampf in der Führung ausgeht. 
Prag-Besuch Gorbatschows, um seine Richtung zu stärken.20 Bilaterale Bezie-
hungen nur zu verbessern, wenn tschechische Führung in wichtigen Fragen Hal-
tung ändert. Hinweis auf bilaterale Umweltprobleme und kürzlichen Abkom-
mensabschluß.21 Er – der Bundeskanzler – auch bereit, auf diesem Gebiet finan-
ziell etwas zu tun, weil es auch um unsere eigenen Umweltschutzanliegen geht. 
Dies aber nur, wenn sich Lage insgesamt verändere – deshalb sehr gespannt auf 
Besuch in Prag. 
5) Polen: Bundeskanzler insgesamt skeptisch, sieht keinen größeren Fortschritt. 
Ebenfalls nicht ersichtlich, wie wirtschaftliche Probleme gelöst werden sollen. 
Auf Frage von Shultz nach Bewertung des kürzlichen Referendums22: Er – der 
Bundeskanzler – glaube, daß das Regime nicht fest im Sattel sitzt. Polen sei für 
die Sowjetunion „der schwierigste Fall überhaupt“ (Exkurs: Polen stolzes Volk, 
Erhaltung der Identität über drei Teilungen hinweg größte Stärke, Disziplin-
mangel größte Schwäche). Das Referendum habe diese Züge verdeutlicht: Die 
Polen mögen das Regime nicht und trauen ihm keine wirtschaftliche Perspektive 
zu. Jaruzelski seinerseits habe die Lage falsch eingeschätzt, denn er hätte das 
Referendum sicher nicht veranstaltet, wenn er dieses Ergebnis abgesehen hätte: 
Dies zeige seine große Entfernung vom Volk. 
Er – der Bundeskanzler – sehe insgesamt nicht, wie die Polen wirtschaftlich 
Boden unter die Füße bekommen können – auch Honecker habe ihm gegenüber 

 
18 Bundesminister Genscher hielt sich am 16./17. Dezember 1987 in Rumänien auf. Für sein Gespräch 

mit Präsident Ceauşescu vgl. Dok. 375. 
19 Zur Ausreise Deutschstämmiger aus Rumänien vgl. Dok. 334. 
20 Der Generalsekretär des ZK der KPdSU, Gorbatschow, hielt sich vom 9. bis 11. April 1987 in der 

ČSSR auf. 
21 Für den Wortlaut der Vereinbarung vom 5. Oktober 1987 zwischen den Regierungen der Bundesrepu-

blik und der ČSSR über die Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Umweltschutzes vgl. BUNDESGESETZ-
BLATT 1988, Teil II, S. 67 f.  
Vortragender Legationsrat Greineder vermerkte am 6. Oktober 1987 über das bei Unterzeichnung der 
Vereinbarung geführte Gespräch des Bundesministers Töpfer mit dem Vorsitzenden der tschechoslo-
wakischen Staatlichen Kommission für wissenschaftlich-technische Entwicklung und Investitionen, 
Obzina, am Vortag: „Gewässerschutz hat für ČSSR oberste Priorität, insbesondere Schutz des Grund-
wassers. Hinweis auf ČSSR als Dach Europas, d. h. als Oberlieger für Flüsse, die alle in die Nachbar-
staaten fließen. Prag ist zu Expertengesprächen über Elbverschmutzung mit Hamburg bereit. Luftver-
unreinigung steht für ČSSR an zweiter Stelle. Mit dem Monitoring der Luftschadstoffe und der einheit-
lichen Bewertung ist die ČSSR zufrieden. Zusicherung, daß ČSSR Helsinki-Protokoll (30-prozentige 
Absenkung der Schwefelemissionen bis 1993/95) ganz und restlos erfüllen wird, auch Fünf-Jahres-
Pläne sind darauf ausgerichtet. […] Trilaterale Konsultationen (ČSSR, DDR, Polen) sind in Vorberei-
tung, und zwar zu Fragen des Schadstoff-Monitoring und praktischen Maßnahmen.“ Vgl. Referat 214, 
Bd. 139666. 

22 Zum Referendum in Polen am 29. November 1987 vgl. Dok. 367, Anm. 21. 
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mit offenem Hohn über die „polnische Wirtschaft“ gesprochen. Typisch sei, daß die 
Grenze zwischen Polen und der DDR vollkommen dicht sei: aus wirtschaftlichen 
Gründen.23 
6) DDR: Besuchsreisen für das Regime zunehmendes Problem. Desgleichen „Drei-
klassengesellschaft“! Funktionäre, DM-West-Besitzer, „arme Teufel“ (Beispiel: 
Autokauf). 
Der Bundeskanzler fragte AM Shultz nach persönlichen Eindrücken von Gorba- 
tschow. Sitzt er fest im Sattel? 
AM Shultz bejaht, obwohl auch US-Kenntnis über Vorgänge im Kreml be-
schränkt. In Washington sei Gorbatschow als Nummer Eins voll Selbstbewußtsein 
und Selbstvertrauen aufgetreten – im Gegensatz zu seiner, Shultz’, letzten Begeg-
nung mit ihm in Moskau24, als man ihm Nervosität – wohl wegen der Jelzin25-
Affäre – angemerkt habe26. 
Insgesamt – so AM Shultz – sei Gorbatschow in starker Position und versuche, 
sein Land und System zu verändern. Vielleicht weniger „stürmisch“ als vor einem 
Jahr. 
Im privaten Gespräch beeindrucke Gorbatschow durch starke Persönlichkeit mit 
starkem Intellekt und großer Energie. Man könne mit ihm über Themen sachlich 
streiten – sehe Gorbatschow, daß der Gesprächspartner seine Position nicht 
zurückziehe, gehe er zum nächsten Thema über. Auf dieser Grundlage habe man 
in Einzelheiten und mit gewissem Maß an Realismus über Menschenrechte und 
regionale Fragen sprechen können. Diese Diskussionen – und Gorbatschow als 
Gesprächspartner – seien viel besser und befriedigender als die mit seinen 
Vorgängern, aber auch mit Gromyko. 
Der Bundeskanzler fragt, ob es in der Afghanistan-Frage Bewegung gegeben habe. 
AM Shultz erwidert, vielleicht würden die Sowjets sich bewegen. Sie hätten wohl 
eingesehen, daß die „nationale Versöhnung“ durch Beteiligung der Widerstands-
gruppen an der Regierung eine unmögliche Vorbedingung für den Truppen-
 
23 Zum Grenzregime zwischen der DDR und Polen vgl. Dok. 258, Anm. 8. 
24 Zum Besuch des amerikanischen Außenministers Shultz am 22./23. Oktober 1987 in der UdSSR 

vgl. Dok. 296. 
25 Korrigiert aus: „Jeltzin“. 
26 Zu den Berichten über einen Rücktritt des Kandidaten des Politbüros des ZK der KPdSU, Jelzin, vgl. 

Dok. 306, Anm. 15.  
Am 11. November 1987 trat das ZK-Plenum der Moskauer KP zusammen, an der u. a. das Mitglied des 
Politbüros der KPdSU, Ligatschow, und der Generalsekretär der Partei, Gorbatschow, teilnahmen. 
Botschafter Meyer-Landrut, Moskau, berichtete am folgenden Tag: „Wichtigstes Ereignis des Plenums 
ist die ‚Befreiung Jelzins von den Funktionen als Erster Sekretär und als Mitglied des Büros des Mos-
kauer Stadtparteikomitees wegen schwerer Mängel in der Leitung der Moskauer Stadtpartei-Organi-
sation‘.“ Mit Jelzins Entlassung sei „das bisher prominenteste ‚Ziehkind‘ Gorbatschows schon nach 
weniger als zwei Jahren politisch gescheitert. […] Der Abgang des von G[orbatschow] protegierten 
‚Flügelmannes‘, der dem GS ein Regieren von der Mitte her ermöglichte, kann G.s Stellung nicht 
unberührt lassen.“ Vgl. den Drahtbericht Nr. 3590; Referat 213, Bd. 143517.  
Gesandter Arnot, Moskau, teilte am 20. November 1987 mit: „L[au]t TASS vom 18.11.1987 hat Mini-
sterrat der UdSSR Boris N[ikolajewitsch] Jelzin zum Ersten Stellvertretenden Vorsitzenden des 
Staatskomitees für Bauwesen (Gosstroj) ernannt. Gleichzeitig wurde ihm Ministerrang verliehen.“ 
Damit demonstriere die sowjetische Führung, „daß bisheriger Moskauer Parteichef weder klinisch (Ge-
rüchte gab es letztes Wochenende) noch politisch tot ist. Auch wenn seiner Krankheit wegen mit baldi-
gem Amtsantritt nicht zu rechnen ist, schien Korrektur des Eindrucks überfällig, den seine Absetzung 
im Stil eine Schauprozesses hervorgerufen hatte, und der konservativen Kräften Auftrieb gibt.“ Vgl. 
den Drahtbericht Nr. 3716; Referat 213, Bd. 143517. 
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rückzug sei. Der Präsident27 habe verdeutlicht: Nationale Versöhnung sei kein 
Einzelereignis, sondern ein Prozeß. Die Sowjetunion müsse abkoppeln. Vielleicht 
werde die Sowjetunion beim nächsten Genfer Treffen einen Zeitplan vorlegen.28 
Verpflichtet habe sich Gorbatschow dazu allerdings nicht. 
Der Bundeskanzler verdeutlicht, die Afghanistan-Intervention29 sei für ihn die 
einzige unbegreifliche Entscheidung der Sowjetunion in den letzten 50 Jahren, 
weil sie außerhalb ihrer eigenen Logik liege. 
AM Shultz bestätigt, dies sehe Gorbatschow auch so – wenn er aber die Haltung 
der Sowjetunion verändern werde, dann aus den vom Bundeskanzler dargelegten 
Gründen: als Antwort auf Realitäten (Widerstandswille des afghanischen Volkes). 
(Auf Einwurf von BK: Die Sowjetunion habe ihr Prestige in Afghanistan bereits 
verloren.) 
(Exkurs: Präsidentschaftswahlkampf in USA30) 
AM Shultz verdeutlicht, er gehe davon aus, daß Wahlkampfaktivitäten die Rati- 
fizierung des INF-Vertrages nicht beeinträchtigen – der Mehrheitsführer im 
Senat31 habe eine Schlußabstimmung im April für möglich gehalten. Der Prozeß 
werde insgesamt schnell laufen. Die Administration werde hart arbeiten. Es 
gelte, „amendments“, die den Vertrag belasten, zu verhindern. 
Die Administration werde sich anstrengen, auch den START-Vertrag fertig zu 
bekommen: Dies habe im Lande viel Unterstützung, die Präsidentschaftskandi-
daten würden auch nicht versuchen, dagegen anzukämpfen. Für den Verhand-
lungsprozeß sei sogar vorteilhaft, daß der Präsident nicht selbst Kandidat sei. 
Der Bundeskanzler vermutet, daß die Sowjetunion noch „psychologische Versu-
che“ starten werde. Gorbatschow sei sehr geschickt, auch in direkter Ansprache 
westlicher Öffentlichkeiten. Unser Hauptproblem sei, daß viele dumme Leute eine 
Welt sähen, die es in Wahrheit nicht gibt. So werde vorgeschlagen, Gorbatschow 
den Friedensnobelpreis zu verleihen. Wir stünden vor neuen Herausforderungen, 
unseren jungen Wehrpflichtigen zu verdeutlichen, was Sinn ihres Dienstes sei. 
AM Shultz unterstreicht, natürlich sei Gorbatschow sehr geschickt darin, für 
Zustimmung zu westlichen Vorschlägen den Bonus zu bekommen: Deshalb gelte 
es, um so klarer herauszustellen, daß es der Westen gewesen ist, der gefordert 
habe: Halbierung der strategischen Offensivwaffen, Abzug aus Afghanistan, 
menschenrechtliche Erleichterungen usw. 
Keinesfalls dürfe man zulassen, daß Gorbatschow für Dinge einen Bonus be-
kommt, die er nur sagt, aber nicht tut. 
 
27 Ronald W. Reagan. 
28 Zu den „indirekten Gesprächen“ zwischen Afghanistan und Pakistan vgl. Dok. 340, Anm. 21.  

Am 15. Dezember 1987 berichtete Botschafter Berendonck, Islamabad: „Nach hier erhältlichen Infor-
mationen beabsichtigt der Beauftragte des VN-GS, U[nder-]S[ecretary]G[eneral] Cordovez, Anfang 
Januar nach Islamabad zu kommen, um Gespräche mit pakistanischer Regierung über die nächste 
Genfer Runde im Lichte der letzten Entwicklungen zu führen. Von hier aus wird er nach Kabul fliegen, 
um Kontakt mit der afghanischen Führung aufzunehmen. Falls Einvernehmen erzielt wird, sollen die 
indirekten Genfer Gespräche im Februar oder Anfang März 1988 wieder aufgenommen werden.“ Vgl. 
den Drahtbericht Nr. 1225; Referat 230, Bd. 142213. 

29 Am 24. Dezember 1979 intervenierten Streitkräfte der UdSSR in Afghanistan. Vgl. dazu AAPD 1979, 
II, Dok. 393–395. 

30 Am 8. November 1988 fanden in den USA Präsidentschaftswahlen sowie Wahlen zum Repräsentanten-
haus und Teilwahlen für den Senat und die Gouverneursämter statt. 

31 Robert C. Byrd. 
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Der Bundeskanzler stimmt lebhaft zu: Hier stehe uns harte Arbeit bevor. Aber der 
Einsatz lohne: So habe seine live übertragene Tischrede für Honecker32 in der 
DDR ungewöhnlich hohe Einschaltquoten gehabt – und es sei das erste Mal ge-
wesen, daß Honecker in aller Öffentlichkeit unsere Haltung zu Mauer, Menschen-
recht und Teilung habe hören müssen. Im übrigen sei er – der Bundeskanzler – 
Honecker dankbar für den Satz, daß Sozialismus und Kapitalismus33 sich wie 
Feuer und Wasser verhalten34: Diesen Satz zitiere er gern, weil viele Narren die-
sen Gegensatz einebnen wollten. (Folgt Gesprächsteil Chile – vgl. besonderen 
Vermerk.) 
Der Bundeskanzler dankt abschließend AM Shultz für die amerikanische Unter-
stützung – und für die von Präsident Reagan und AM Shultz persönlich – für 
die Kandidatur BM Wörners als neuen Generalsekretär der NATO.35 Ihm – dem 
Bundeskanzler – tue sehr leid, daß es durch die norwegische Konkurrenz Schwie-
rigkeiten gegeben habe. Er habe ohnehin von Anfang an nicht verstanden, warum 
der mit ihm seit über zehn Jahren befreundete frühere Ministerpräsident Willoch 
sich nie vertrauensvoll an ihn gewandt, sondern seine Kandidatur über die 
Medien lanciert habe.36 Auch MP Frau Brundtland habe mit ihm – Bundeskanz-
ler – in dieser Sache keinen Kontakt aufgenommen. Er wiederhole, der Gang der 
Dinge tue ihm leid, und er habe in diesem Sinn an den früheren MP Willoch 
und an MP Frau Brundtland geschrieben.37 
 
32 Für den Wortlaut der Rede des Bundeskanzlers Kohl beim Empfang des Generalsekretärs des ZK 

der SED, Honecker, am 7. September 1987 in der Redoute in Bonn-Bad Godesberg vgl. BULLETIN 
1987, S. 705–707. Für den Wortlaut vgl. ferner den Artikel „Praktische Zusammenarbeit trotz aller 
Gegensätze“; NEUES DEUTSCHLAND vom 8. September 1987, S. 3. 

33 Korrigiert aus: „Kommunismus“. 
34 Der Generalsekretär des ZK der SED, Honecker, erklärte in seiner Rede am 7. September 1987 in der 

Redoute in Bonn-Bad Godesberg: „Die Entwicklung unserer Beziehungen, der Beziehungen zwischen 
der Deutschen Demokratischen Republik und der Bundesrepublik Deutschland, dessen sind wir uns 
bewußt, ist von den Realitäten dieser Welt gekennzeichnet, und sie bedeuten, daß Sozialismus und Ka-
pitalismus sich ebensowenig vereinigen lassen wie Feuer und Wasser.“ Vgl. BULLETIN 1987, S. 707. 

35 Zur Frage der Nachfolge des NATO-Generalsekretärs Lord Carrington bzw. zur Kandidatur des Bun-
desministers Wörner vgl. Dok. 345.  
Bei der NATO-Ministerratstagung am 11. Dezember 1987 in Brüssel wurde Bundesminister Wörner 
zum künftigen NATO-Generalsekretär gewählt. Dazu hieß es in der Presse, Wörner sei „der erste 
Deutsche in diesem Amt. Er wird Nachfolger des Briten Lord Carrington, der den Posten im Juni auf-
geben will.“ Vgl. den Artikel „Die NATO-Außenminister begrüßen das INF-Abkommen“; FRANKFURTER 
ALLGEMEINE ZEITUNG vom 12. Dezember 1987, S. 1. Vgl. dazu ferner die Erklärung des Bundeskanz-
lers Kohl vom 11. Dezember 1987; BULLETIN 1987, S. 1219. 

36 Der frühere norwegische Ministerpräsident Willoch gab am 30. November 1987 seinen Verzicht auf die 
Kandidatur für das Amt des NATO-Generalsekretärs bekannt. In der Presse hieß es, Willoch habe „in 
einem Brief, der den NATO-Partnern bekanntgemacht wurde, mitgeteilt, er halte seine Kandidatur 
nicht länger aufrecht. Darin schreibt er, es sei immer deutlicher geworden, daß ‚mehrere‘ Länder bei 
der bevorstehenden Entscheidung zwischen ihm und Verteidigungsminister Wörner ‚das Gewicht auf 
die Bedeutung des Landes legen werden, aus dem der Kandidat kommt, und auf den Beitrag dieses 
Landes zu den Verteidigungsanstrengungen des Bündnisses‘. Deshalb habe er es als das ‚weiseste‘ 
angesehen, seine Kandidatur zurückzuziehen.“ Vgl. den Artikel „Willoch: Politisches Gewicht der Bun-
desrepublik“; FRANKFURTER ALLGEMEINE ZEITUNG vom 2. Dezember 1987, S. 2. 

37 Vortragender Legationsrat I. Klasse Freiherr von Pfetten-Arnbach bat die Botschaft in Oslo am 
3. Dezember 1987 um Weiterleitung zweier Schreiben des Bundeskanzlers Kohl an den ehemaligen 
norwegischen Ministerpräsidenten Willoch sowie Ministerpräsidentin Brundtland. Im Schreiben vom 
1. Dezember 1987 dankte Kohl Willoch für dessen Verzicht zur Kandidatur als NATO-General-
sekretär: „Ich möchte Dir nochmals versichern, daß Deine persönliche und politische Qualifikation 
für dieses hohe Amt für mich stets außer Frage stand. Diese Wertschätzung gründet vor allem in 
unserer langjährigen engen Zusammenarbeit im Rahmen der europäischen konservativen und christ-
lich-demokratischen Parteien. Du weißt, wie froh ich bin, daß Du in Berlin den Vorsitz der I[nter-
nationalen]D[emokratischen]U[nion] übernommen hast.“ Im Schreiben vom selben Tag an Brundtland 
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Shultz berichtet aus seinen Gesprächen in Oslo, die Norweger seien jetzt in 
guter Gemütsverfassung. Willoch habe ihm persönlich gesagt, daß es gut sei, daß 
die Entscheidung jetzt getroffen sei, und daß er glaube, daß BM Wörner ein sehr 
guter Generalsekretär sein werde und daß Norwegen ihn unterstützen werde. 
Der Bundeskanzler bittet AM Shultz, Präsident Reagan seine herzlichen Grüße zu 
übermitteln. Er überlege, im Februar 1988 für etwa zwei Tage nach Washington 
zu fahren. Dafür sprächen viele gute Gründe, auch im Blick auf die Diskussion 
auf dem Hill. AM Shultz betont, ein derartiger Besuch wäre in der Sache und 
im Zeitpunkt sehr nützlich, allerdings könne er, was die Terminierung angehe, 
nicht für das Weiße Haus sprechen. Es müsse jedenfalls eine Zeit gewählt 
werden, in der der Kongreß tage (Hinweis auf Feiertage im Februar).38 
Der Bundeskanzler bittet schließlich AM Shultz, auch an PM Frau Thatcher 
Grüße zu übermitteln.39 

Referat 010, Bd. 178925 
 
 
 

372 

Gespräch des Bundeskanzlers Kohl mit dem 
amerikanischen Außenminister Shultz 

Geheim 15. Dezember 19871 

Gespräch des Herrn Bundeskanzlers mit dem Außenminister der Vereinigten 
Staaten von Amerika, George P. Shultz (Bonn, 15. Dezember 1987, 11.05 – 12.35 
Uhr)2;  
hier: Chile 
AM Shultz spricht die bevorstehende Entscheidung der Weltbank hinsichtlich 
eines Kredits für Chile an: Die USA seien der Ansicht, daß das Darlehen nicht 
abgelehnt, aber verschoben werden solle.3 Dafür gebe es zwei Gründe: 

 
Fortsetzung Fußnote von Seite 1880 
 würdigte Kohl ebenfalls Willochs Kandidaturverzicht: „Ich weiß, daß Ihnen diese Entscheidung 

nicht leichtgefallen ist. Um so mehr danke ich Ihnen dafür.“ Vgl. Referat 205, Bd. 135433. 
38 Bundeskanzler Kohl besuchte die USA vom 17. bis 19. Februar 1988. Vgl. dazu AAPD 1988. 
39 Der amerikanische Außenminister Shultz hielt sich am 15./16. Dezember 1987 in Großbritannien auf. 
 
 1 Die Gesprächsaufzeichnung wurde von Ministerialdirigent Hartmann, Bundeskanzleramt, am 16. De-

zember 1987 gefertigt und am folgenden Tag von Ministerialdirektor Teltschik über Bundesmini-
ster Schäuble, beide Bundeskanzleramt, an Bundeskanzler Kohl „mit der Bitte um Genehmigung“ 
geleitet.  
Hat Schäuble vorgelegen.  
Hat Kohl vorgelegen, der handschriftlich vermerkte: „Erl[edigt].“ Vgl. den Begleitvermerk; Bundes-
kanzleramt, AZ: 21-30 100 (56), Bd. 73; B 150, Aktenkopien 1987. 

 2 Zum Besuch des amerikanischen Außenministers Shultz am 15. Dezember 1987 in der Bundesrepublik 
vgl. auch Dok. 371. 

 3 Ministerialdirektor Jelonek legte am 24. November 1987 für Bundesminister Genscher dar: „Am 15.12. 
1987 wird das Direktorium der Weltbank über den dritten Strukturanpassungskredit in Höhe von 
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– Schuß vor den Bug für Pinochet hinsichtlich des politischen Prozesses in Chile – 
da die chilenische Wirtschaft sehr gut laufe, werde diese Verschiebung das 
Land nicht zerstören oder gar katastrophal sein, wohl aber die nötige „message“ 
vermitteln; 

– Schwierigkeiten („uphill fight“) der Administration im Kongreß hinsichtlich 
weiterer finanzieller Unterstützung der Weltbank – da Pinochet im Kongreß 
nicht beliebt sei (BK wirft ein: Auch hier nicht!), werde eine Kreditentschei-
dung im jetzigen Zeitpunkt negativ wirken und die Administration bei ihren 
Bemühungen zurückwerfen. Auch er – Shultz – wisse als ehemaliger Finanz-
minister4 und Wirtschaftsprofessor, daß man politische Dinge aus den wirt-
schaftlichen Institutionen heraushalten solle – nichtsdestoweniger müsse man 
aber die praktischen Fragen berücksichtigen. Die Administration sei deshalb 
zum Ergebnis gekommen, für eine Verschiebung zu stimmen. 

Bundeskanzler betont, er wolle offen reden: Er finde Pinochet absolut unerträg-
lich. Er habe dies immer gesagt, auch zu Zeiten, als man in Washington anderer 
Meinung war. 
Er sei und bleibe dafür, in Chile alles zu tun, um eine Lösung zu finden, wobei er 
allerdings hinzufüge, daß die Oppositionsparteien nicht sehr überzeugend agier-
ten, seine eigenen politischen Freunde eingeschlossen. Die Christdemokraten 
hätten jetzt zwar einen neuen Vorsitzenden, der besser als sein Vorgänger sei5, 
aber bisher sei es ihnen nicht gelungen, einen wirklichen Gegenkandidaten zu 
Pinochet aufzubauen (AM Shultz stimmt zu). 
Dies unterscheide die Lage in Chile – so der Bundeskanzler weiter – von Argen-
tinien, wo Alfonsín ein Mann gewesen sei, der der Junta als echter Kandidat 
gegenübergetreten sei. 
In Chile werde, wenn er die Entwicklung richtig sehe, die Junta auseinander-
gehen: Einige der Mitglieder und ihre Gefolgsleute wollten überleben und mit 
einer Zivilregierung weiterarbeiten. Er sei bereit, diese Entwicklung zu unter-

Fortsetzung Fußnote von Seite 1881 
250 Mio. $ für Chile zu entscheiden haben, mit dem die Bank das bisher erfolgreich verlaufene wirt-
schaftspolitische Reformprogramm in Chile unterstützen will. […] Die USA haben den Direktoren der 
G 7 (neben USA D, F, GB, I, Japan und Kanada) am 19.11. mitgeteilt, daß sie in der Direktoriums-
sitzung am 15.12.1987 eine Stimmenmehrheit für einen Vertagungsantrag auf unbestimmte Zeit errei-
chen und in die Beratung des Kredites erst eintreten möchten, wenn Chile befriedigende Fortschritte 
bei der Wiederherstellung der Demokratie aufweise. […] Die USA verlassen mit dem Vorschlag ihre 
bisherige Linie, durch Stimmenthaltung zwar ein politisches Signal zu setzen, aber die Kreditbewilli-
gung letztlich nicht entscheidend zu behindern. Die Vertagung entspricht de facto einer Ablehnung und 
zwingt auch die westlichen Partner zu entscheiden, entweder im Interesse der Wiederherstellung der 
Menschenrechte in Chile den Kredit vorerst zu verweigern oder sich den Satzungen der Bank entspre-
chend zu verhalten und eine Politisierung dieser Institution zu vermeiden.“ Jelonek wies darauf 
hin, daß Genscher sich bei der Bewilligung des zweiten Strukturanpassungsdarlehens im November 
1986 gegenüber Bundeskanzler Kohl und Bundesminister Warnke vergebens für eine Stimmenthaltung 
eingesetzt habe. Vgl. Referat 330, Bd. 142959. 

 4 George P. Shultz war von 1972 bis 1974 amerikanischer Finanzminister. 
 5 Botschafter Kullak-Ublick, Santiago de Chile, berichtete am 3. August 1987: „Am 2.8.1987 wurde nach 

24-stündiger Marathonsitzung Patricio Aylwin mit 55 Prozent der Stimmen zum neuen Präsidenten 
des P[artido]D[emócrata]C[ristiano] gewählt. Bisheriger Präsident Gabriel Valdés hatte nicht kandi-
diert. […] Mit der Wahl Aylwins wird das Parteienspektrum Chiles den lang erwarteten Kristallisations-
punkt erhalten. Als Vertreter des gemäßigten Flügels und als bekannte Integrationsfigur ist Aylwin 
Gesprächspartner für die anderen Parteien der Demokratischen Allianz. In der Militärspitze gilt er als 
Persönlichkeit, mit der ein konstruktiver Dialog bis hin zur Personalentscheidung einer künftigen 
Regierung besprochen werden kann.“ Vgl. den Drahtbericht Nr. 256; Referat 330, Bd. 142924. 
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stützen. Dies sei hierzulande sehr populär, da Chile zur Zeit an den Pranger 
gestellt werde (wie auch die Republik Südafrika). 
Die jetzt fällige Entscheidung stelle die Frage – und er sehe, daß der Wirtschafts-
professor Shultz das gleiche Problem habe –, ob man den Sündenfall wolle oder 
nicht. Die Weltbank habe immer wirtschaftlich, nicht politisch argumentiert. Er 
– der Bundeskanzler – müsse fragen, was (bei Berücksichtigung politischer Ge-
sichtspunkte) morgen und übermorgen nachkomme. Wenn man heute „technische 
Argumente“ für eine Verschiebung finde, und er habe Verständnis für das Argu-
ment mit der Kongreßabstimmung, so bleibe das Problem auf dem Tisch. Es sei 
ein Präzedenzfall, und man gerate in einen Teufelskreis: Wer für eine sachliche 
Lösung eintrete, gelte als Freund Pinochets. 
Chile sei natürlich Thema auch der Innenpolitik (Exkurs zur Haltung PM Chi-
racs, BM Genschers und von Teilen der CDU6). 
Er – der Bundeskanzler – werde innerhalb von zwei Stunden eine Entscheidung 
treffen müssen. Dabei habe er für das von Shultz vorgetragene Argument – 
Schwierigkeiten der Administration im Kongreß – noch das meiste Verständnis. 
Shultz wirft ein, genau dies sei der Grund, warum auch Finanzminister Baker 
für Verschiebung sei.  
Im übrigen – so Shultz weiter – könne Bundeskanzler nach außen sagen, die 
Lage in Chile sei nicht genügend klar, deshalb empfehle sich abzuwarten, bis das 
politische Bild sich dort verändere. Allerdings müsse er einräumen, daß die Wirt-
schaft des Landes in sehr gutem Zustand sei, insbesondere verglichen mit ande-
ren Ländern Lateinamerikas. Chile gewinne durch starken Kupferpreis. Es gebe 
keinen Grund, warum der Kredit ausgerechnet in diesem Zeitpunkt bewilligt 
werden müsse. 
Bundeskanzler schließt diesen Gesprächsteil scherzhaft, wenn man sündige, solle 
es wenigstens Spaß machen – hier aber gelinge nicht einmal dies!7 

Bundeskanzleramt, AZ: 21-30 100 (56), Bd. 73 

 
 6 In der Presse wurde berichtet: „CDU-Arbeitsminister Blüm, der wie FDP-Außenminister Hans-Diet-

rich Genscher die Pinochet-Herrschaft nicht noch mit von Bonn mitbewilligtem Geld gestützt sehen 
will, wies in Briefen an Klein und an den mitzuständigen Finanzminister Gerhard Stoltenberg darauf 
hin, daß man doch nicht all jenen Staaten, die wie die USA dem Kredit nicht zustimmten, Verstoß gegen 
die Weltbanksatzung unterstellen wolle. […] Pinochet-Gegner Heiner Geißler rät, dem Vorbild der USA 
zu folgen, ‚den Kredit nicht unkonditioniert zu bewilligen und die Vergabe bis zum Herbst ’88 aufzu-
schieben‘.“ Vgl. den Artikel „Konditionierter Chile-Kredit“; DER SPIEGEL, Nr. 50 vom 7. Dezember 
1987, S. 14. 

 7 Der Exekutivdirektor der Weltbank, Böhmer, berichtete am 15. Dezember 1987, das Direktorium der 
Weltbank habe am selben Tag „das dritte Strukturanpassungsdarlehen für Chile nach kurzer und sachli-
cher Diskussion ohne förmliche Abstimmung verabschiedet. Zwei Direktoren (Italien und Skandinavien) 
sprachen sich gegen den Kredit aus, fünf Direktoren (USA, Frankreich, Spanien, Niederlande, Belgien) 
gaben ihre Enthaltung zu Protokoll. Drei Direktoren gaben keine Erklärung ab (der Direktor für Chile, 
Algerien, Malaysia). Deutlicher als bei früheren Gelegenheiten wies eine Reihe von Direktoren darauf 
hin, daß die Satzung der Weltbank verbiete, Entscheidungen auf politische Gesichtspunkte zu stützen, 
und ihre Entscheidung auf ausschließlich wirtschaftliche Erwägungen beruhe (UK, Japan, Kanada, 
Australien, Saudi-Arabien, Kuwait).“ Vgl. den Drahtbericht Nr. 2089; Referat 330, Bd. 142959.  
Staatssekretär Ost, Presse- und Informationsamt, gab am selben Tag bekannt, die Bundesregierung 
habe in der Weltbank der dritten Tranche des Strukturanpassungsdarlehens für Chile in Höhe von 
250 Mio. US-Dollar zugestimmt. Anläßlich dieser Entscheidung habe Bundeskanzler Kohl ein Schrei-
ben an Präsident Pinochet gerichtet. Darin führte Kohl aus, die Bundesregierung habe „unter strenger 
Beachtung ausschließlich finanzieller und wirtschaftlicher Kriterien“ zugestimmt: „Dabei hält sich die 
Bundesregierung – wie alle früheren Bundesregierungen – an die bislang stets eingehaltenen Satzungs- 
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Aufzeichnung des 
Vortragenden Legationsrats I. Klasse Roßbach 

02-913/87 geheim 15. Dezember 19871 

Über Herrn Staatssekretär2 Herrn Bundesminister3 

Betr.: Künftige Rolle von Kernwaffen im westlichen Verteidigungskonzept; 
hier: Aktive Neugestaltung – Stolperstein SNF (Reichweiten unter 
500 km) 

Bezug: Vorlage vom 15.7.1987, 02-401/87 geheim4 

Anlg.: Bezugsvorlage (nur beim Original)5 

1) Für die nukleare Abschreckung der Zukunft (Doktrin und Arsenal) hatte die 
Bezugsvorlage vom Juli 1987 ein Konzept entwickelt, das die Rolle der SNF 

 
 Fortsetzung Fußnote von Seite 1883 
 bestimmungen der Weltbank, einzelne Entscheidungen nicht zu politisieren.“ Die Entscheidung sei in 

der Bundesrepublik „mit großem Ernst diskutiert“ worden: „Viele Menschen bei uns bewegt die Frage, 
ob mit dem Darlehen nicht Fortschritte im Demokratisierungsprozeß behindert werden. Ich bitte Sie da-
her eindringlich, den in Gang befindlichen Demokratisierungsprozeß in Chile voranzubringen und allen 
politischen Kräften, die eine Rückkehr zur Demokratie erstreben, faire und gleiche Chancen einzuräu-
men. Gleichzeitig erwarten Regierung und Bürger der Bundesrepublik Deutschland entscheidende Ver-
besserungen im Bereich der Menschenrechte.“ Vgl. die Infofunk-Meldung 1050d; Referat 330, Bd. 142959. 

 
 1 Die Aufzeichnung wurde von Vortragendem Legationsrat I. Klasse Daerr konzipiert. 
 2 Hat Staatssekretär Sudhoff am 18. Dezember 1987 vorgelegen. 
 3 Hat Vortragendem Legationsrat I. Klasse Elbe am 21. Dezember 1987 vorgelegen.  

Hat Bundesminister Genscher am 21. Januar 1988 vorgelegen, der handschriftlich vermerkte: „Das 
bedarf gründlichster Rücksprache.“  
Hat Elbe am 24. Februar 1988 erneut vorgelegen, der den Rücklauf über das Büro Staatssekretäre an 
den Planungsstab verfügte.  
Hat Vortragendem Legationsrat Zeisler am 24. Februar 1988 vorgelegen, der den Rücklauf über 
Staatssekretär Sudhoff an den Planungsstab verfügte. Dazu vermerkte er handschriftlich: „Seite 3 u. 6 
Anmerkungen des BM.“ Vgl. Anm. 11, 12 und 15.  
Hat Sudhoff erneut vorgelegen. 

 4 Ministerialdirektor Seitz skizzierte „atlantische Perspektiven, europäische Optionen, deutsche Interes-
sen“ zur Rolle von Nuklearwaffen für die NATO. Dabei legte er dar, künftig werde „ein Bruchteil der 
heutigen Nukleararsenale“ genügen: „Die zentrale Abschreckungsfunktion der Zukunft liegt bei Selek-
tivoptionen gegen Militärziele auf Aggressorterritorium. Den Kernwaffen kürzerer Reichweiten bleiben 
noch sechs Hilfsfunktionen, die nur zum Teil anderweitig abgedeckt bzw. entbehrlich gemacht werden 
können. Reduzierungen sind möglich, Umstrukturierungen sinnvoll.“ Zum europäischen Beitrag hielt 
Seitz fest: „Ausgebaut werden müssen die strategischen Selektivoptionen Frankreichs und Großbritan-
niens. Sinnvoll ist die Koordination und Kooperation der beiden; eine Fusion der Potentiale ist nicht 
nötig. Die Nuklearstrategie Frankreichs und die der NATO sind sich näher, als oft angenommen wird. 
Auch F und UK sind im Prinzip fähig zu ‚erweiterter Abschreckung‘. Gegenüber der SU muß die Option 
auf nuklearstrategische Gleichberechtigung Europas gewahrt werden.“ Mit Blick auf Frankreich 
folgerte Seitz: „Wir haben Anspruch auf umfassende Konsultation über Nuklearkonzept und -arsenal 
Frankreichs. Künftige Entwicklungen sollten unseren Vorstellungen Rechnung tragen. Das Konzept 
des ‚prästrategischen Nukleareinsatzes‘ ist in unserem Sinne ausbaufähig (weg vom Gefechtsfeld). Vor-
aussetzung ist, daß wir nukleare Abschreckung nicht insgesamt in Frage stellen und daß wir Frank-
reich nicht überfordern (keine Nuklear-‚Garantie‘).“ Vgl. VS-Bd. 14049 (02); B 150, Aktenkopien 1987. 

 5 An dieser Stelle handschriftlicher Vermerk: „Schon bei 010 (VLR I Elbe).“  
Dem Vorgang beigefügt. Vgl. Anm. 4. 
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(Kurzstreckensysteme bis 500 km) auf Hilfsfunktionen reduziert, eine nukleare 
Minimalarchitektur skizziert und eine Aufwertung des europäischen Beitrags 
hierzu vorsieht. 
Inzwischen ist der INF-Vertrag6 unterzeichnet und die START-Perspektiven sind 
hoffnungsvoll, aber die SNF-Frage droht weiterhin zum Stolperstein auf dem 
Weg zu einem militärstrategisch überzeugenden und politisch akzeptablen 
Nuklearkonzept des Westens („nuclear posture“ als Oberbegriff von Doktrin und 
Instrumentarium) zu werden, das der Bundeskanzler mit der Formulierung „das 
qualitativ und quantitativ erforderliche absolute Mindestmaß“ beschrieben hat.7 
2) Die Neugestaltung (MdB Rühe: „Neuformierung“8) der nuklearen Abschreckung 
kann durch Reduzierung und durch positiv gestaltende Maßnahmen erfolgen. Es 
ist weder militärstrategisch noch politisch überzeugend, nur im SNF-Bereich 
eingleisig vorgehen zu wollen, d. h. hier den Reduzierungsansatz auszuschließen 
oder aufzuschieben: 
– SNF sind kein taugliches Mittel zum Ausgleich konventioneller Disparität 

(Konfliktsimulationen auf Großrechnern haben dies in jüngster Zeit besonders 
deutlich gemacht).9 

– Ihr Beitrag zur Abschreckung (der kriegsverhütenden ebenso wie der kriegs-
beendenden) gegenüber einem Aggressor weit außerhalb ihrer Reichweite ist 
begrenzt. 

– Ein SNF-Übergewicht nach Reduzierungen bei den anderen Reichweiten wi-
derspricht der Bündnisposition einer Schwerpunktverlagerung „weg von den 
kürzesten Reichweiten“ und sieht nach ungleicher Risikoverteilung im Bünd-
nis durch eine Art Zwei-Stufen-Eskalation aus (SNF-Ersteinsatz und dann 
erst Folgeeinsatz in der Tiefe). 

– Ein falscher Stellenwert der SNF fördert die Unterstellung von Kriegsfüh-
rungsdenken im eigenen Lager oder durch die andere Seite. 

Andererseits sind SNF auch aus unserer Interessensicht nicht entbehrlich. Von 
den in der Bezugsvorlage aufgeführten sechs SNF-Hilfsfunktionen (s. S. 9 f.10) 
sind zwei besonders wichtig und kaum ersetzbar: 

 
 6 Zur Unterzeichnung des INF-Vertrags am 8. Dezember 1987 vgl. Dok. 360. 
 7 Vgl. die Regierungserklärung des Bundeskanzlers Kohl am 4. Juni 1987 im Bundestag; BT STENO-

GRAPHISCHE BERICHTE, 11. WP, 16. Sitzung, S. 924. 
 8 Im Bundestag führte der CDU-Abgeordnete Rühe am 10. Dezember 1987 aus: „Vielmehr sollte jetzt 

wegen der neu gegebenen Situation in dem von der NATO zu erarbeitenden Gesamtkonzept definiert 
werden, durch welche Maßnahmen und Schritte unter Berücksichtigung des konventionellen Kräfte-
verhältnisses zwischen Ost und West das in Europa verbleibende Nuklearwaffenpotential neuformiert 
und zugleich weiter reduziert werden kann. Um es auf eine kurze Formel zu bringen: Das Ziel müßte 
entsprechend dem, was der Bundeskanzler im Juni formuliert hat, lauten: deutlich weniger, aber poli-
tisch glaubwürdiger.“ Vgl. BT STENOGRAPHISCHE BERICHTE, 11. WP, 49. Sitzung, S. 3418. 

 9 Dieser Absatz wurde von Vortragendem Legationsrat I. Klasse Elbe hervorgehoben. Dazu Fragezeichen. 
10 Ministerialdirektor Seitz listete am 15. Juli 1987 sechs „Hilfsfunktionen“ von SNF auf: „a) Behinderung 

des überlegenen Gegners, der seine Kräfte nicht optimal nur nach konventionellen Kriterien einsetzen 
kann. b) Nutzung spezieller Verwundbarkeiten des Angreifers, die auch bei Symmetrie nuklearer 
Optionen Schadensasymmetrie versprechen. c) Möglichkeit der Verzögerung des konventionellen 
Gefechts (auch ohne Veränderung des Kräfteverhältnisses), damit die Wiederherstellung der Ab-
schreckung durch nuklearen Einsatz gegen sowjetisches Territorium nicht durch schnelle Entschei-
dung des konventionellen Kampfes unterlaufen werden kann (SU könnte sonst erwägen, den selektiven 
Ersteinsatz der NATO ohne eigene nukleare Reaktion – und damit evtl. ohne sofortiges Eskalations- 
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– Möglichkeit der Verzögerung des konventionellen Gefechts, damit die Wieder-
herstellung der Abschreckung mittels direkter Bedrohung des Aggressors nicht 
durch schnelle Entscheidung auf dem Gefechtsfeld unterlaufen werden kann; 

– Beitrag zur Akzeptanz der „extended deterrence“ in der Öffentlichkeit der 
westlichen Nuklearmächte dadurch, daß ein voller Fächer nuklearer Optionen 
die Mechanismen und Risiken dieser Schutzzusage weniger deutlich werden 
läßt. 

3) Eine überzeugende, ausgewogene und für alle Verbündeten akzeptable „nuclear 
posture“ ist deshalb nur zweigleisig zu erreichen, also durch Reduzierung und 
durch Einigung auf einen zu erhaltenden (d. h. ggfs. auch zu modernisierenden) 
SNF-Mindestbestand. 
Diese Neugestaltung sollte nicht11 von der Entwicklung des konventionellen 
Kräfteverhältnisses abhängig gemacht werden. Evident ist dies für den, der selbst 
für den Fall konventionellen Gleichgewichts nicht auf die friedenssichernde Rolle 
von Kernwaffen verzichten will12. Aber auch, wenn man die nukleare Abschrek-
kung unter bestimmten Bedingungen in Zukunft für entbehrlich hält, gibt es 
keinen Grund, die Beseitigung von Mängeln des Status quo auf die lange Bank 
zu schieben. 
Des weiteren ist die nukleare Minimalarchitektur auch nur sehr begrenzt vom 
Zuschnitt des gegnerischen Nukleararsenals abhängig. Dieses militärstrategische 
Faktum gibt Spielraum für einseitige Maßnahmen, spricht jedoch nicht gegen 
eine rüstungskontrollpolitische Verknüpfung von Reduzierungen beider Seiten. 
4) Die gegenwärtige Lage zwischen den drei westlichen Nuklearmächten und uns 
ist dadurch gekennzeichnet, daß die Neugestaltung der SNF-Komponente nur 
deshalb stockt, weil jede Seite an der Bereitschaft oder Fähigkeit der anderen zu 
wirklich zweigleisigem Vorgehen zweifelt. Der Sorge vor einem falschen Stellen-
wert der SNF durch Modernisierung ohne Reduzierung steht die Sorge vor dem 
Abgleiten von SNF-Reduzierungsverhandlungen in die Entnuklearisierung Euro-
pas gegenüber. Die entsprechenden Bremsreaktionen auf beiden Gleisen können 
erheblichen Schaden anrichten: 
– SNF erhalten bzw. behalten noch für längere Zeit einen ungerechtfertigten 

Stellenwert im Nuklearkonzept; die Neugestaltung wird behindert, der Bünd-
nistrend einer Verlagerung des nuklearen Risikos vom Angegriffenen zum 
Aggressor gebremst; 

Fortsetzung Fußnote von Seite 1885 
risiko – einfach ‚wegzustecken‘, wenn der konventionelle Sieg in Europa bereits greifbar ist). d) Beitrag 
zur Abschreckung gegnerischen Ersteinsatzes gleicher Kategorie bzw. Verhinderung der Ausnutzung 
eines solchen Einsatzes zum schnellen Sieg. e) Begrenzter Beitrag zur Abschreckung auch des nicht 
unmittelbar direkt bedrohten Aggressors, weil dieser eine unkontrollierte Nukleareskalation bis auf 
sein Territorium nicht völlig ausschließen kann. f) Bündnisinterne Verschleierung der Erkenntnis, daß 
wirksame ‚extended deterrence‘ heute nur um den Preis eines hohen Risikos für die nukleare Schutz-
macht zu haben ist (Einsatz gegen Aggressor-Territorium); das Offenlassen der Ebene des Kernwaffen-
einsatzes durch Aufrechterhaltung eines vollen Optionsfächers kann die einzige Bedingung sein, unter 
der die Öffentlichkeit der Schutzmacht die Gewährung von extended deterrence noch toleriert.“ Vgl. 
VS-Bd. 14049 (02); B 150, Aktenkopien 1987. 

11 Dieses Wort wurde von Bundesminister Genscher hervorgehoben. Dazu Ausrufezeichen. Vgl. Anm. 3. 
12 Der Passus „Gleichgewichts … verzichten will“ wurde von Bundesminister Genscher hervorgehoben. 

Dazu vermerkte er handschriftlich: „Wie ist es mit der Herstellung voller Nichtangriffsfähigkeit?“ Vgl. 
Anm. 3. 
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– bei uns wird die Akzeptanz des Verteidigungskonzepts beeinträchtigt, nicht 
nur bei den Gegnern jeglicher nuklearen Abschreckung, sondern auch bei 
einem Teil der Befürworter; 

– der Bündniszusammenhalt wird geschwächt; 
– die Initiative wird Gorbatschow überlassen; 
– im Endeffekt verfällt das SNF-Arsenal mangels Modernisierung oder Nachfolge 

bei den einzelnen Systemen dennoch, wobei sich ausgerechnet die am wenig-
sten brauchbaren Optionen als letzte halten dürften; 

– die Chance verhandelter gemeinsamer Obergrenzen auf niedrigem Niveau 
(wodurch z. B. auch die konventionelle ballistische Bedrohung wegfiele) wird 
nicht ausgelotet; 

– der Ausbau des europäischen Beitrags zur nuklearen Abschreckung wird, wenn 
überhaupt, ohne unseren konzeptionellen Beitrag und ohne besondere Berück-
sichtigung unserer Interessen stattfinden. 

5) Zur Wahl stehen zwei Optionen: 
– Wir bleiben bei unserem grundsätzlichen Bekenntnis zur Notwendigkeit nu-

klearer Abschreckung (wie z. B. in der WEU-Plattform13), vertreten energisch 
unser berechtigtes Anliegen einer Einbeziehung der SNF in Rüstungskontroll-
verhandlungen und beschränken uns auf die Abwehr von Entwicklungen bei 
Nukleararsenal und -doktrin, die wir nicht für richtig halten. 

– Wir betreiben die Neugestaltung der Nuklearkomponente westlicher Sicherheit 
aktiv und mit einem Gesamtkonzept, im Bündnis ebenso wie im deutsch-fran-
zösischen Verhältnis. 

Die erste Option wäre ein selektiver Ansatz, der die Initiative für die Ausgestaltung 
der künftigen „nuclear posture“ weitgehend anderen überläßt. Unser Gewicht 
im Bündnis und unsere Rolle als wichtigstes Stationierungsland für Kernwaffen 
in Europa sind Hebel genug, um auch so einen gewissen Einfluß auszuüben und 
eine begrenzte Umstrukturierung der Nuklearkomponente zu erzwingen, aber 
es wird dann wohl bei den oben (Ziffer 4) beschriebenen Mißverständnissen im 
westlichen Lager und ihren negativen Folgen bleiben. 
Besser können wir unsere Interessen zur Geltung bringen, wenn wir selbst die 
Initiative bei der Konzeption der künftigen Rolle von Kernwaffen ergreifen. Dies 
ist auch keine Anmaßung, denn wir sind allemal die Meistbetroffenen, und die 
Aussichten sind gut, daß sowohl die drei westlichen Nuklearmächte als auch die 
übrigen Verbündeten eine solche Initiative begrüßen. 
In den USA wie in Frankreich pendelt die nuklearstrategische Diskussion noch 
zwischen einem mehr politisch und einem mehr militärisch orientierten Ab-
schreckungskonzept: sofortige Bedrohung des Aggressors selbst durch Selektiv-
einsatz gegen sein Territorium oder zuerst Schwerpunkt bei kürzeren Reichwei-
ten mit optimaler militärischer Wirkung (z. B. durch Neutronenwaffen). 
Daß bei Kernwaffen dem politischen Aspekt absoluter Vorrang vor dem militäri-
schen gegeben wird, erreichen wir am ehesten durch ein aktives Engagement für 
ein Gesamtkonzept in unserem Sinne. Die derzeitige französische Diskussion über 

 
13 Zur „Plattform der Europäischen Sicherheitsinteressen“ vgl. Dok. 297, Anm. 27. 
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die richtige Art von prästrategischem Einsatz i. S. einer konfliktbeendenden letz-
ten Warnung („ultime avertissement“14) zeigt, daß wir zum Teil schon auf offene 
Türen stoßen würden. Wichtig ist, daß wir bei der Forderung nach Schwer-
punktverlagerung weg von den SNF mehr mit Zweifeln an der politischen Effek-
tivität dieser Waffen (wenig Aussicht auf Konfliktbeendigung) als mit der für uns 
unerträglichen Belastung argumentieren. 
6) Bei der konkreten Ausgestaltung eines künftigen Nuklearkonzepts – keine 
neue Strategie, sondern nur eine Neugestaltung der nuklearen Komponente – ist 
folgendes zu bedenken: 
– Je geringer die deutsche „Teilhabe“ an der nuklearen Abschreckung (deutsche 

Trägersysteme, Stationierung auf eigenem Boden), desto schwächer der Einfluß 
auf Gestaltung von Arsenal und Doktrin und desto geringer das Gewicht in 
der Zielplanungs- und Einsatzkonsultation.15 

– Ein europäischer Beitrag zur nuklearen Abschreckung des Westens kann sich 
auch ohne unser Zutun weiter entwickeln (UK und F arbeiten seit Reykjavik16 
verstärkt daran), aber dann wird auch hier unser Einfluß auf Waffensystem-
wahl und Einsatzkonzept gering sein. Auf lange Sicht würde die Ablehnung von 
Mitwirkung und Mitverantwortung an diesem Teil der europäischen Säule in 
irgendeiner Form mehr noch als unsere Abstinenz „out of area“17 das Heran-
wachsen einer europäischen Verteidigungsgemeinschaft in Frage stellen. 

– Zwischen Nuklearmächten ist ein Abschreckungskonzept ohne SNF unter Um-
ständen denkbar, aber eine „geliehene Abschreckung“ (extended deterrence), 
die sich nur auf zentralstrategische Systeme und Selektivoptionen gegen die 
Sowjetunion stützt, hätte in puncto Glaubwürdigkeit und Akzeptanz noch 
erheblich größere Schwierigkeiten. Es kommt z. B. nicht nur darauf an, ob SNF 
nach strategischer Logik wirklich noch ein Schutzschirm für die konventionelle 
US-Präsenz in Europa sind, sondern, ob sie von den USA als solcher perzipiert 
werden. 

 Für uns würde ein gewisser SNF-Bestand dann akzeptabler, wenn er auf seine 
Hilfsfunktionen innerhalb einer ganz deutlich politisch orientierten Abschrek-
kung hin konzipiert ist, also praktisch nur ein Verbund mit Selektivoptionen 
gegen den Aggressor selbst zur Anwendung käme. Abschreckung nach außen 
und Akzeptanz nach innen (deterrence and reassurance) würden verbessert, 
wenn die Einsatzrichtlinien der NATO (GPG)18 und die französische Doktrin 

 
14 In einer Pressekonferenz am 22. Oktober 1987 führte Staatspräsident Mitterrand aus: „Ce qui est 

important vous l’avez vu, Monsieur, c’est l’ultime. L’ultime, cela se comprend tout seul, à partir de 
la guerre, la guerre nucléaire. L’ultime avertissement, cette définition-là, doit vous faire bien com-
prendre que c’est un avertissement nucléaire. C’est le premier avertissement nucléaire, le premier 
et le dernier. Lui, l’ultime avertissement, entre déjà dans la nature d’un conflit qui serait nucléaire. 
Les autres avertissements sont de l’ordre normal de la diplomatie lorsque l’on cherche à enrayer un 
conflit. Voilà le sens de l’ultime avertissement.“ Vgl. LA POLITIQUE ÉTRANGÈRE 1987 (September/Okto-
ber), S. 147. 

15 Dieser Absatz wurde von Bundesminister Genscher hervorgehoben. Dazu vermerkte er handschriftlich: 
„Das bedarf der Begründung.“ Vgl. Anm. 3. 

16 Zum Treffen des Präsidenten Reagan mit dem Generalsekretär des ZK der KPdSU, Gorbatschow, 
am 11./12. Oktober 1986 vgl. AAPD 1986, II, Dok. 282 und Dok. 284–286. 

17 Zur Frage des Einsatzes der Bundeswehr außerhalb des NATO-Vertragsgebiets vgl. Dok. 159. 
18 Zu den General Political Guidelines vgl. Dok. 55, Anm. 12. 
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 hier eine klare Aussage böten („kein Nukleareinsatz ohne Einbeziehung des 
Aggressorterritoriums“). Die theoretische Alternative einer deutschen Kontrolle 
aller SNF-Trägermittel dürfte in puncto Abschreckung und Akzeptanz weniger 
günstig sein. 

 (Zur Gestaltung des europäischen Beitrags zur Nuklearabschreckung und 
zur Behandlung des Themas mit Frankreich siehe Bezugsvorlage S. 12 ff. und 
S. 15 ff.) 

Roßbach 
VS-Bd. 14049 (02) 
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Aufzeichnung des Legationsrats I. Klasse Ammon 

431-493/27.5 16. Dezember 19871 

Betr.: Columbus-Verhandlungen mit den USA2 

1) Die Verhandlungssituation wird z. Zt. von folgenden Faktoren bestimmt: 
– Die USA scheinen nicht mehr zu großen Zugeständnissen bereit zu sein. Sie 

weigern sich, die Verhandlungen überhaupt noch als solche zu bezeichnen; 
Bereitschaft besteht lediglich zu Gesprächen. Zugleich haben sie angekündigt, 
daß sie in Kürze den sich in NASA-Forschungszentren befindlichen ESA-Mit-
arbeitern, die sich dort zur Herstellung der technischen Kohärenz des ameri-
kanischen und des europäischen Raumstationsprogrammes befinden, keinen 
Zugang zur NASA mehr gewähren werden. (Formale Begründung: Hierfür 
gäbe es keine Rechtsgrundlage, nachdem mit dem Ende der Definitionsphase 
das diesbezügliche Abkommen zwischen ESA und NASA ausgelaufen sei.) 

 
 1 Die Aufzeichnung wurde über Vortragenden Legationsrat I. Klasse Ritter von Wagner und Ministerial-

dirigent Pabsch an Ministerialdirektor Jelonek „z[ur] K[enntnisnahme]“ geleitet.  
Hat Vortragendem Legationsrat Blankenstein in Vertretung von Wagner am 16. Dezember 1987 vor- 
gelegen.  
Hat Pabsch am 17. Dezember 1987 vorgelegen, der handschriftlich vermerkte: „Wir sollten nach Rück-
kehr Loosch aus Washington BMFT eine Lagebesprech[un]g auf AL-Ebene (mit ChBK u. BMWi) vor-
schlagen.“  
Hat Jelonek am 18. Dezember 1987 vorgelegen, der den Rücklauf an Pabsch und Referat 431 verfügte. 
Dazu vermerkte er handschriftlich: „Die Zusammenarbeit mit den USA ist m. E. in diesem Bereich 
unabdingbar. Wir sollten uns zwar so teuer wie möglich verkaufen, aber keinesfalls den Bruch suchen 
oder auch nur hinnehmen. Die europäische Option war doch immer nur taktisch als Druckmittel ge-
dacht! Ich bin für baldiges Ressortgespräch auf möglichst hoher Ebene.“  
Hat Pabsch am 18. Dezember 1987 erneut vorgelegen, der den letzten Satz von Jeloneks Vermerk 
unterstrich. Dazu vermerkte er handschriftlich: „r[ichtig]“.  
Hat Wagner am 23. Dezember 1987 vorgelegen, der handschriftlich vermerkte: „H[err] Grolig, wir 
werden da wenig bewegen können. Ich rege deshalb an, kurzen Brief D 4 – Mennicken mit diesem 
Wunsch.“  
Hat Legationsrat I. Klasse Ammon erneut vorgelegen, der handschriftlich vermerkte: „Entfällt.“ 

 2 Zu den Verhandlungen der ESA-Mitgliedstaaten mit den USA über eine europäische Beteiligung an 
der Internationalen Raumstation („Columbus“) vgl. Dok. 285. 
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– Die Europäer haben auf dem Haager Ministerrat3 vier Mindestforderungen für 
eine Beteiligung an der Raumstation formuliert (europäisches Entscheidungs-
recht insbesondere über die freifliegenden Elemente, befriedigende Lösung hin-
sichtlich der militärischen Nutzung, der Schieds- und Konsultationsklauseln 
sowie des Rechtsregimes). Andernfalls wird eine autonome Lösung ins Auge 
gefaßt. 

– Kanada hat ad referendum die US-Forderungen im wesentlichen akzeptiert. 
Japan hält sich zwar zurück, solange die Verhandlungen ESA-MS/USA noch 
weitergehen. Es ist jedoch wahrscheinlich, daß auch bei Japan letztendlich das 
Interesse an einem Zustandekommen des Projekts überwiegt. 

2) Es bestehen kaum Aussichten, daß die „Gespräche“ am 17. und 18.12.19874 
einen Durchbruch bringen werden. Im einzelnen geht es um die Durchsetzung 
folgender zentraler europäischer Anliegen: 
– Während die Europäer den USA ein Letztentscheidungsrecht über die gesamte 

„manned base“ (d. h. einschließlich des europäischen APM5) einzuräumen be-
reit sind, bestehen sie darauf, über Bau, Betrieb und Nutzung der von ihnen 
gebauten freifliegenden Elemente (MTFF6, polare Plattform) zumindest dann 
abschließend entscheiden zu können, wenn diese sich nicht im an die Station 
angedockten Zustand befinden. 

– Die Europäer bestehen darauf, daß die Experimente und Daten, die über ame-
rikanisches Territorium zur Station und von dort zurückgebracht werden (bei 
Benutzung des Shuttle erforderlich!), nicht amerikanischen Ein- und ins-
besondere Ausfuhrkontrollen unterworfen werden können (insbesondere Kon-
trolle von angeblich strategischen Gütern). Die USA bieten hier eine Bemühens-
klausel an, bestehen aber darauf, US-Gesetze auch auf Güter und Daten im 
Transit zu und von der Station zu erstrecken. 

– In der Frage der militärischen Nutzung besteht in der Sache Einigkeit dar-
über, daß die Station nur für friedliche Zwecke benutzt werden darf. Die Defi-
nition dessen, was hierunter zu verstehen sei, soll jeweils demjenigen überlas-
sen werden, der das betreffende Element beisteuert. Die Europäer könnten 
daher z. B. ihnen unangenehme militärische Nutzung ihrer Module durch die 
USA ausschließen. Streit besteht noch darüber, ob die Nutzung der ameri-
kanischen Teile der Station für „national security purposes“ in einem Annex 
explizit erlaubt werden soll. Hier erscheint ein Kompromiß möglich. 

– ESA und NASA bemühen sich, eine Grundlage für die Aufteilung der anfallen-
den Betriebskosten zu finden. Dabei ist eine Einigung über absolute Zahlen 
nicht möglich; es wird vielmehr versucht, Schlüssel für die Aufteilung bestimm-
ter Kostenkategorien zu vereinbaren. Die Gespräche hierüber sind noch nicht 
sehr weit gediehen, jedoch zeichnet sich ab, daß die Betriebskosten ganz er-
heblich sein werden. BMFT-Experten schätzen, daß (bei einem 20-prozentigen 
europäischen Anteil an der Gesamtstation) gegen Ende des Jahrhunderts 
Kosten in der Größenordnung von 800 Mio. Dollar pro Jahr für die ESA ent-

 
 3 Zur ESA-Ministerratstagung am 9./10. November 1987 in Den Haag vgl. Dok. 315, Anm. 3. 
 4 Korrigiert aus: „18.11.1987“. 
 5 Attached Pressurized Module. 
 6 Man-Tended Free Flyer. 
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stehen werden (deutscher Anteil ca. 600 Mio. DM bei einem Kurs von 1 Dol-
lar = 2 DM). Dies entspricht den Kosten, die wir zum gleichen Zeitpunkt für 
alle drei Großprojekte (Hermes, Ariane V, Columbus) zusammen aufwenden 
werden. Hier liegt ein großes Risiko für die Finanzplanung. Diese Kosten ent-
stehen vor allem dadurch, daß die USA am Boden eine große Zahl von Institu-
ten, Wissenschaftlern und Technikern vorhalten müssen. 

– Die europäische Forderung nach einer Schiedsklausel hat weniger Gewicht als 
die oben genannten Punkte, zumal in der Frage der Schaffung eines Konsulta-
tionsmechanismus eine Einigung greifbar erscheint. Hiermit sollte vor allem 
Kohärenz mit der – früheren – kanadischen Verhandlungsposition erzielt wer-
den, die der Schiedsklausel hohes Gewicht beimaß. 

3) Sollte die nächste Verhandlungsrunde (17./18.12.1987) wie erwartet keinen 
Durchbruch bringen7, wird es erforderlich werden, die vom ESA-Ministerrat in 
Den Haag angedeutete Alternative eines autonomen Columbus-Konzepts nach-
drücklich zu prüfen. Ein Eingehen auf die vorliegenden amerikanischen Bedin-
gungen wäre vor der – zunehmend problembewußten – Öffentlichkeit und vor 
dem Parlament nicht überzeugend zu rechtfertigen. Eine Absage an die Einladung 
Präsident Reagans fiele zudem jetzt, am Ende seiner Amtszeit8, politisch leichter 
als früher. Innerhalb Europas scheint die Mehrheit sich vor allem nach den das 
Projekt führenden Deutschen richten zu wollen; F fordert, wenn auch relativ 
zurückhaltend, vor allem die europäische Entscheidungssouveränität über den 
MTFF, die Schweiz lehnt die Kooperation mit den USA bereits jetzt ab. 
Ein zusätzliches Problem rührt daher, daß die Finanzierung von Columbus auf-
grund des Nicht-Engagements GBs nur zu 80 % gedeckt ist. 
Eine Aufteilung der Deckungslücke pro rata, wie das bei früheren ESA-Program-
men üblich war, ist aufgrund der Finanzlage nicht möglich. Sollte GB sich nicht 
doch noch an dem Projekt beteiligen, wäre ohnehin eine inhaltliche Überprüfung 
von Columbus erforderlich (Wegfall der polaren Plattform). 

Ammon 
Referat 431, Bd. 154488 

 
 7 Ministerialdirigent Loosch, Bundesministerium für Forschung und Technologie, z. Z. Paris, berichtete 

am 19. Dezember 1987, die europäisch-amerikanischen Verhandlungen am 17./18. Dezember 1987 
in Paris hätten keinen Durchbruch, „wohl aber einige Fortschritte erbracht“. Im Zentrum hätten 
die vier Punkte der ESA-Ministerratstagung vom 9./10. November 1987 in Den Haag gestanden. 
Laut amerikanischer Darstellung hätten die USA „mit Japan und Kanada bis auf Kleinigkeiten bereits 
Einigung über Regierungsübereinkommen (I[nter]G[overnmental]A[greement]) und ohnehin über 
MoUs erzielt, mit Kanada auch schon über ‚vereinbarte Niederschrift‘ zur friedlichen Verteidigungs-
nutzung. Deshalb solle bis Mitte Januar abschließendes Treffen mindestens mit Japan und Kanada 
zur Konsolidierung des IGA-Textes stattfinden […]. Zwar wären auch nach Textkonsolidierung Ände-
rungen in Funktion europäisch-amerikanischer Verhandlungsergebnisse noch möglich, aber sicherlich 
schwieriger.“ Vgl. das Fernschreiben Nr. 2812; Referat 431, Bd. 154488. 

 8 Die Amtszeit des Präsidenten Reagan endete am 20. Januar 1989. 
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Gespräch des Bundesministers Genscher 
mit Präsident Ceauşescu in Bukarest 

 17. Dezember 19871 

Gespräch des Bundesministers mit Präsident Ceauşescu am 17.12.1987 (16.00 –
18.30)2 
Ceauşescu heißt BM willkommen und drückt die Hoffnung aus, daß durch den 
Besuch die Grundlage für eine bessere bilaterale Zusammenarbeit geschaffen 
werde. 
BM erklärt, der Besuch finde zu einem wichtigen Zeitpunkt statt. Durch das Gip-
feltreffen in Washington3 sei eine günstige internationale Lage geschaffen wor-
den. Es gelte, diese Möglichkeit zu nutzen und nach vorn zu blicken. 
BM erinnert daran, daß wir unsere Beziehungen zu den Staaten des Warschauer 
Paktes mit der Aufnahme diplomatischer Beziehungen zu Rumänien eröffnet 
und dadurch ein gutes Beispiel gegeben hätten.4 Auch in der Folgezeit sei die 
Zusammenarbeit zwischen der Bundesrepublik Deutschland und Rumänien in 
mancher Hinsicht beispielhaft für andere gewesen. Dies betreffe die Bereiche 
Wirtschaft, wissenschaftlich-technische Zusammenarbeit und Kultur. Er, BM, 
habe als erster westlicher Innenminister Rumänien besucht.5 Man habe in den 
vergangenen Jahren auch Wege gefunden, um humanitäre Fragen zu lösen. Eine 
Bilanz müsse jedoch ehrlich sein. Deshalb müsse man feststellen, daß die Bezie-
hungen in jeder Hinsicht ausbaufähig seien. 
BM führt aus, daß wir mit Aufmerksamkeit die Politik Rumäniens beobachtet 
hätten, die Auslandsverschuldung mit großen Schritten abzubauen.6 Für Rumä-
nien hätten sich daraus Probleme ergeben. Die Schwierigkeiten des Landes fän-
den in unserer Bevölkerung große Aufmerksamkeit7 und stießen auf positives 
Interesse. Er müsse allerdings in aller Offenheit sagen, daß er sich Sorgen machen 
würde, wenn es nicht so wäre. 
BM erklärt, es sei eine gute Entscheidung gewesen, allen Journalisten, die über 
seine Reise berichten wollten, eine Einreiseerlaubnis zu geben.8 Er, BM, möchte 
 
 1 Die Gesprächsaufzeichnung wurde von Ministerialdirigent Kastrup am 18. Dezember 1987 gefertigt 

und am selben Tag an Ministerialdirigent Jansen „mit der Bitte, die Billigung des Herrn Bundes-
ministers herbeizuführen“, geleitet.  
Hat Vortragendem Legationsrat I. Klasse Elbe am 21. Dezember 1987 vorgelegen. Vgl. den Begleit-
vermerk; Referat 010, Bd. 178904. 

 2 Bundesminister Genscher hielt sich am 16./17. Dezember 1987 in Rumänien auf.  
 3 Der Generalsekretär des ZK der KPdSU, Gorbatschow, besuchte die USA vom 7. bis 10. Dezember 

1987. Vgl. dazu Dok. 360, Dok. 364 und Dok. 365. 
 4 Die Bundesrepublik und Rumänien nahmen am 31. Januar 1967 diplomatische Beziehungen auf. Vgl. 

dazu BULLETIN 1967, S. 81. Vgl. dazu auch AAPD 1967, I, Dok. 20. 
 5 Bundesminister Genscher hielt sich vom 7. bis 11. April 1971 in Rumänien auf. 
 6 Zur rumänischen Auslandsverschuldung vgl. Dok. 334, Anm. 9. 
 7 Für die Debatte im Bundestag am 9. Dezember 1987 über die Versorgungslage in Rumänien vgl. BT 

STENOGRAPHISCHE BERICHTE, 11. WP, 48. Sitzung, S. 3369–3375.  
Vgl. dazu ferner den Antrag der Fraktionen von CDU/CSU, SPD, FDP und Grünen vom selben Tag 
über die Versorgungslage in Rumänien; BT DRUCKSACHEN, Nr. 11/1489. 

 8 Referat 012 legte am 3. Juni 1987 dar, die rumänische Regierung beklage „die negative Berichterstat-
tung über Rumänien in unseren Medien“. Daher wäre es sinnvoll, „wenn möglichst viele deutsche 
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ihn ermutigen, auch unabhängig von seinem Besuch eine möglichst große Zahl 
von Journalisten frei einreisen zu lassen. Er möchte ihm empfehlen, ihnen alles 
zu zeigen. Wenn sie Gelegenheit erhielten, möglichst viele persönliche Eindrücke 
zu sammeln, dann würden sie auch objektiv berichten. Zwei der ihn begleitenden 
Journalisten hätten sich über Behinderungen beklagt. Er bitte den Präsidenten, 
dem nachzugehen. 
BM wiederholt, daß es darauf ankomme, den Blick nach vorn zu richten. Er 
sage dies auch aufgrund eines Gesprächs mit dem Bundeskanzler. Wir seien 
daran interessiert, die wirtschaftliche Zusammenarbeit deutlich auszubauen. 
Wir dächten dabei nicht nur an den Handelsaustausch, sondern auch an eine 
betriebliche Kooperation und wissenschaftlich-technische Zusammenarbeit. Für 
deutsche Investitionen in Rumänien stehe seit Jahren ein großer Bürgschafts-
rahmen zur Verfügung, der bisher nicht ausgenutzt worden sei. Die Bundesregie-
rung sei bereit, ein neues Kapitel in den Beziehungen zu eröffnen. Voraussetzung 
dafür sei, daß man sich über die Möglichkeiten der Entwicklung verständige. 
Wichtig für uns sei in diesem Zusammenhang auch die Lösung humanitärer 
Fragen. In der Vergangenheit habe man Wege gefunden, diese schrittweise zu 
lösen. Die Verpflichtungen aus der bis zum 30.6.1988 geltenden Absprache9 seien 
von rumänischer Seite eingehalten, teilweise sogar übertroffen worden. Wir leg-
ten großen Wert darauf, dies in größerem Umfang fortzuführen. Wir stellten uns 
eine Regelung vor, durch welche die Frage in überschaubarer Zeit abschließend 
geregelt werde. Von unserer Seite aus bestehe Bereitschaft, finanzielle Leistun-
gen zu übernehmen. Er, BM, sei autorisiert, über diese Frage in großer Offenheit 
zu sprechen. Er wolle noch einmal betonen, daß der Ausbau unserer bilateralen 
Zusammenarbeit beispielgebend sein sollte. Unsere Absichten seien aufrichtig 
und in die Zukunft weisend. 
BM führt aus, wir strebten nicht nur grundlegende Veränderungen in unserem 
bilateralen Verhältnis an, sondern würden uns in unserer Präsidentschaft10 
auch dafür einsetzen, daß die Beziehungen zwischen Rumänien und der EG ent-
wickelt würden.11 Die Tatsache, daß gegenwärtig über die Formalisierung der 

Fortsetzung Fußnote von Seite 1892 
Journalisten nach Rumänien einreisen und ihre eventuellen Vorurteile vor Ort korrigieren könnten. 
Trotzdem hat es in letzter Zeit zunehmende Schwierigkeiten bei der Einreise und Akkreditierung von 
deutschen Journalisten gegeben.“ Vgl. Referat 214, Bd. 139534.  
Botschafter Matthias, Bukarest, berichtete am 9. Dezember 1987, das rumänische Außenministerium 
habe mitgeteilt, „alle bisher notifizierten Journalisten ‚sind willkommen‘. Es wurde lediglich darum 
gebeten, ‚einige problematische Namen‘ am offiziellen Abendessen nicht zu beteiligen“. Vgl. den Draht-
bericht Nr. 1098; Referat 214, Bd. 139539. 

 9 Zur Ausreise Deutschstämmiger aus Rumänien vgl. Dok. 334. 
10 Die Bundesrepublik hatte die EG-Ratspräsidentschaft vom 1. Januar bis 30. Juni 1988 inne.  
11 Referat 411 legte am 30. November 1987 dar: „Rumänien ist der einzige RGW-MS, der bisher 

mit der EG ein umfassenderes Handelsabkommen geschlossen hat. Es ist an einer Weiterent-
wicklung der Beziehungen durch die Vereinbarung eines Kooperationsabkommens interessiert. 
Rumänien betrachte die Annäherung EG – RGW mit gewissem Argwohn. Es befürchtet, hierdurch 
an Spielraum zu verlieren, und möchte deshalb möglichst bald zu einem Kooperationsabkom-
men mit der EG gelangen. […] Nachdem der Rat im Dezember 1986 ein Verhandlungsmandat 
verabschiedet hatte, ist es zwischenzeitlich zu insgesamt drei Expertentreffen EGK – RUM ge-
kommen (9./10.4.1987, 13./14.7.1987 und zuletzt 8./9.10.1987), die erhebliche Differenzen offen-
barten und von Rumänien mit völlig unakzeptablen Forderungen belastet wurden (z. B. Konsul-
tationspflicht EG gegenüber Rumänien etwa bei Änderung der EG-Agrarpolitik).“ Vgl. Referat 411, 
Bd. 144307. 
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Beziehungen zwischen EG und RGW verhandelt werde12, bedeute nicht, daß die 
Beziehungen der EG zu den einzelnen Mitgliedstaaten darunter leiden sollten. 
Ceauşescu erwidert, eine gewisse Bilanz der bilateralen Beziehungen sei möglich. 
Im nächsten Februar könne man auf 20 Jahre diplomatische Beziehungen zu-
rückblicken. Damals habe es nicht viel Beifall gegeben, teilweise sei dieser Schritt 
sogar kritisiert worden. Dennoch sei es ein guter Schritt gewesen, auch für Europa 
insgesamt. Heute stellten sich andere Fragen, und man müsse prüfen, welche 
Perspektiven für die Zukunft bestünden. 
In Anwesenheit der Pressevertreter habe BM ihm Grüße des Bundeskanzlers 
übermittelt. Er, Ceauşescu, bitte, diese Grüße zu erwidern. Als er vor einigen 
Jahren Bonn besucht habe13, sei er deswegen kritisiert worden. Diese Gefahr be-
stehe heute nicht mehr. 
Die Wirtschaftsbeziehungen zwischen unseren beiden Ländern hätten sich in der 
Vergangenheit entwickelt, zeitweise sogar gut. In den letzten Jahren sei jedoch 
eine Stagnation festzustellen. Die Zusammenarbeit mit deutschen Firmen habe 
in einigen Fällen kein gutes Ergebnis gehabt. Ceauşescu verweist auf den Fall 
der Firma MAN, die ihre Verpflichtungen nicht eingehalten habe. Mit der Firma 
Renk sei zwar ein guter Anfang gemacht worden, inzwischen gebe es aber 
Schwierigkeiten.14 
Auch diese Firma würde bestehende Verpflichtungen nicht respektieren, der 
Umfang der Produktion und das technische Niveau der Erzeugnisse entsprächen 
nicht den Erwartungen. Mit beiden Firmen sei ausführlich über die Probleme 
gesprochen worden. 

 
12 Zu den Beziehungen zwischen den Europäischen Gemeinschaften und dem RGW vgl. Dok. 333, 

Anm. 25.  
Ministerialdirektor Freiherr von Richthofen vermerkte am 7. Dezember 1987, anläßlich des Besuchs 
des RGW-Generalsekretärs Sytschow am 17. Dezember 1987 in Brüssel habe er den stellvertretenden 
Kabinettschef des Präsidenten der EG-Kommission, Burghardt, am 5. Dezember 1987 am Rande der 
Tagung des Europäischen Rats in Kopenhagen „über den Stand der Angelegenheit nach Konsultatio-
nen in der Vierer-Gruppe (Ergebnis bislang von den Hauptstädten nicht gebilligt) und den informellen 
Gesprächen mit Bondarenko und Kwizinskij am 20.11.1987“ unterrichtet: „Herr Burghardt meinte 
daraufhin, daß Kommissionspräsident Delors die gemeinsame Erklärung EG/RGW gerne unter deut-
scher EG-Präsidentschaft vor Beginn der französischen Präsidentschaftswahlen, d. h. bis spätestens 
Ende März/Anfang April, abschließen würde. Er könnte sich vorstellen, daß Delors die Unterzeichnung 
der gemeinsamen Erklärung durch Kommissar De Clercq in Moskau mit einem eigenen Besuch in 
Moskau verbinden könnte, um die Bedeutung des Aktes zu unterstreichen. […] Zum Stand der infor-
mellen Gespräche mit der Sowjetunion durch uns meinte Herr Burghardt, daß die Kommission nicht ‚à 
tout prix‘ auf einer zweiseitigen Geltungsbereichsklausel bestehen werde. Es gebe vielmehr gute Gründe 
dafür, den Geltungsbereich auf seiten des RGW nicht näher zu umschreiben, wenn der RGW das nicht 
wünsche (insbesondere Geltungsbereich für Ost-Berlin).“ Vgl. Referat 411, Bd. 144308. 

13 Präsident Ceauşescu besuchte die Bundesrepublik vom 15. bis 17. Oktober 1984. Vgl. dazu AAPD 1984, 
II, Dok. 279–281. 

14 Referat 421 notierte am 3. Dezember 1987: „Das Rumäniengeschäft ist in den letzten Jahren zuneh-
mend schwieriger geworden. Für westliche Exporteure sind Kompensationsverpflichtungen inzwischen 
fast der Normalfall. Kompensationsfähige Waren sind jedoch kaum zu finden (angeboten werden v. a. 
technologisch veraltete Maschinen und Elektroausrüstungen). Zahlreiche Firmen haben angesichts der 
administrativen Probleme, aber auch wegen der katastrophalen wirtschaftlichen und politischen Ver-
hältnisse des Landes das Rumäniengeschäft aufgegeben […]. Bedeutendstes Gemeinschaftsprojekt und 
bisher einziges Joint-venture in Rumänien ist die Firma Renk-Reșița  (Produktion von hochwertigen 
Getrieben, hauptsächlich für Schiffsmotoren) – mit einer 49-prozentigen Kapitalbeteiligung der deut-
schen Firma Renk. […] Der Joint-venture-Vertrag steht demnächst zur Verlängerung an bei gleichzeiti-
ger Ausweitung des Vertrages auf neue Produktionen (Turbogetriebe). Die rumänische Seite zögert mit 
der Entscheidung und bevorzugt eine Verlängerung um nur fünf Jahre.“ Vgl. Referat 421, Bd. 140293. 
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Rumänien sei bereit, die wirtschaftliche Zusammenarbeit mit der Bundesrepu-
blik Deutschland auszubauen. Man hoffe, dafür Regelungen zu finden, die beide 
Seiten zufriedenstellten. Er wisse, daß der BM ihn darauf hinweisen werde, daß 
die deutschen Firmen unabhängig seien. Die Bundesregierung verfüge aber über 
Mittel und Wege, die Zusammenarbeit zu stimulieren. Zu dem von BM angespro-
chenen Thema der Außenverschuldung wolle er sagen, daß die Tilgungsleistun-
gen Rumänien keine Schwierigkeiten bereiteten. Probleme hätten sich wegen der 
hohen Zinsen ergeben. Rumänien habe deshalb entschieden, keine Kredite mehr 
aufzunehmen. Kredite bremsten die Zusammenarbeit. Um einen Kredit in Höhe 
von 550 bis 600 Mio. Dollar zurückzuzahlen, müßten heute 1 Mrd. Dollar auf-
gewandt werden. 
BM wirft ein, bei dem letzten Gespräch15 habe er ihm geraten, angesichts der von 
ihm erwarteten Änderungen des Dollarkurses besser einen Kredit in DM aufzu-
nehmen. 
Ceauşescu fährt fort, die Kreditverpflichtungen Rumäniens und die Außenstände 
des Landes seien heute etwa gleich hoch. Die Forderungen Rumäniens, vornehm-
lich an Länder der Dritten Welt, betrügen 2,6 Mrd. Dollar. 
Ceauşescu schildert die wirtschaftlichen Maßnahmen der letzten Jahre. Er ver-
weist darauf, daß die Investitionen in Industrie und Landwirtschaft kontinuier-
lich erhöht worden seien. Das Realeinkommen des Staates sei von 1981 bis 1985 
um 8 % gestiegen. Nur in wenigen Ländern gebe es eine solche Zuwachsrate. Auch 
der Lebensstandard der Bevölkerung habe erhöht werden können. Bei der gerade 
zu Ende gegangenen Parteikonferenz16 habe er eine Lohnerhöhung von 10 % 
angekündigt. Ceauşescu verweist auf die Weltwirtschaftsprobleme; die Schwie-
rigkeiten der letzten Jahre hätten die gegenseitige Abhängigkeit der Staaten 
gezeigt. Die sieben westlichen Industriestaaten seien nicht in der Lage, die Welt-
wirtschaftsprobleme zu lösen. Alle ihre Vorhersagen hätten sich als nicht richtig 
erwiesen. 
Ceauşescu kommt zurück auf die bilateralen Wirtschaftsbeziehungen und betont, 
daß Rumänien keine Investitionsmittel fehlten. Rumänische Partner könnten bei 
gemischten Gesellschaften ihren Beitrag leisten. Finanzielle Probleme bestünden 
nicht: Im nächsten Jahr stehe ein Investitionsvolumen von 60 Mrd. DM zur Ver-
fügung. Die Zusammenarbeit müsse aber auf eine neue Grundlage gestellt wer-
den. Voraussetzung für eine Firmenkooperation sei die Einbringung fortschritt-
lichster und am weitesten entwickelter Technik. 
Die Beziehungen Rumäniens zur EG, fährt Ceauşescu fort, könnten besser sein. 
Rumänien sei an einem neuen Abkommen interessiert. Er habe allerdings den 
Eindruck, daß die EG zu sehr mit eigenen Problemen beschäftigt sei. 
 
15 Bundesminister Genscher und Präsident Ceauşescu trafen am 13. Februar 1985 in Bukarest zu-

sammen. Vgl. dazu AAPD 1985, I, Dok. 37. 
16 Die Landeskonferenz der Kommunistischen Partei Rumäniens fand vom 13. bis 16. Dezember 1987 

in Bukarest statt. Botschafter Matthias, Bukarest, berichtete am 21. Dezember 1987: „Die Zwischen- 
bilanz Ceauşescus, mit der er seine bisherige Politik bestätigte, war gleichzeitig der Versuch einer 
Rechtfertigung, einer Beschwichtigung und einer Kampfansage. […] Gegen die Unruhe in der Bevölke-
rung setzt Ceauşescu bewußt Härte und Einschüchterung. Die Frage ist, wie lange seine Rechnung 
noch aufgeht. Die Stabilität des Systems hängt von der Loyalität der Führungsgremien der Partei, 
des Sicherheitsapparates und von der Möglichkeit ab, Opposition im Keim zu ersticken.“ Vgl. den 
Drahtbericht Nr. 1131; Referat 214, Bd. 139530. 
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BM bemerkt, dies hindere nicht eine aktive Politik nach außen. 
Ceauşescu sagt, er habe den Eindruck zurückhaltender Aktivität der EG. Viel-
leicht könne man die Verhandlungen unter deutscher Präsidentschaft zu einem 
guten Ende führen. 
BM erklärt, wir wollten den Außenbeziehungen der EG neue Impulse geben. 
BM stimmt zu, daß die Bundesregierung daran interessiert sei, die bilateralen 
Beziehungen zu Rumänien auszubauen. Dabei müßten aber auch die Felder 
unseres Interesses berücksichtigt werden. Er denke dabei insbesondere an den 
humanitären Bereich. Uns komme es darauf an, daß rumänische Bürger deut-
scher Nationalität in großzügigerem Umfang ausreisen könnten. 
Ceauşescu entgegnet, im humanitären Bereich müsse ein neuer Anfang gemacht 
werden. Er habe über diese Frage in letzter Zeit mit wichtigen Persönlichkeiten 
der Bundesrepublik Deutschland gesprochen. Diese hätten sich ihm gegenüber 
einverstanden damit erklärt, wie Rumänien dieses Problem angehe. Darunter 
hätten sich sogar Politiker aus der jetzigen Regierungskoalition befunden. 
Die Bundesregierung mache einen großen Fehler; sie schaue zurück. Es wäre 
normal, wenn die deutsche Seite nicht insistiere, sondern Leute abhalte. Rumä-
nien mache einen Unterschied zwischen Familienzusammenführung und der 
Beeinflussung, das Land zu verlassen. Es erwarte, daß derartige Aktivitäten nicht 
ermutigt würden. Die Bürger deutscher Nationalität sollten bestärkt werden, in 
Rumänien zu bleiben. Dies habe er dem BM bereits in der Vergangenheit gesagt. 
Selbst wenn die bestehende Vereinbarung beibehalten werde, sollte deutscher-
seits nicht auf Auswanderung gedrungen werden. Ceauşescu zitiert einen Brief, 
in dem er dafür kritisiert werde, daß er dem Verlangen der Bundesregierung zu 
leicht nachgebe. Die Entwicklung müsse in Richtung Verringerung der Ausreisen 
gehen. 
BM erklärt, dies würde eine Belastung der Beziehungen bedeuten. AM Totu habe 
bei der Besprechung am Vormittag einen Brief verlesen, der völlig unglaubwür-
dig sei.17 Er, BM, sei in der Lage, einen Lastwagen voll anderer Briefe beizu-
bringen. Die Bundesregierung betrachte es nicht als ihre Aufgabe, zu ermutigen 
oder zu entmutigen. Es liege im Interesse der bilateralen Beziehungen und ent-
spreche dem Geist der KSZE-Schlußakte18, die humanitäre Frage großzügig zu 
lösen. Wie man das Problem bezeichne, sei unwichtig. Er, BM, müsse mit Nach-
druck darauf hinweisen, daß es innerhalb der Bundesregierung keine Meinungs-
verschiedenheiten über diese Frage gebe. Wir hätten Verständnis dafür, daß für 

 
17 Im Delegationsgespräch mit Bundesminister Genscher kritisierte der rumänische Außenminister Totu 

die Abwanderung der Deutschstämmigen aus Rumänien: „Es gebe keine Gründe, sie wegzuschicken. 
Dies gelte insbesondere auch im Hinblick auf Briefe von Aussiedlern, die die rum[änische] Seite er-
halte. AM zitierte sodann aus einem an Ceauşescu gerichteten Brief mehrere Aussiedler, die über 
schlechte Behandlung im Durchgangslager Nürnberg Klage führen: Als Deutscher werde zunächst nur 
anerkannt, wer deutscher Armeeangehöriger, Kriegsverbrecher oder Rußlandverschleppter gewesen 
sei.“ Genscher stellte darauf „mit Deutlichkeit klar, daß wir niemanden zur Ausreise stimulieren […]. 
Der zitierte Brief trage den Stempel der Unwahrheit: Aus Rumänien reisten Menschen aller Altersstu-
fen aus. Wehrmachtsangehörige und Zwangsarbeiter müßten demgegenüber heute alle über 60 Jahre 
alt sein. Wer nach seiner Ausreise glaube, er habe sich falsch entschieden, könne zurückkehren. Wir 
hielten niemanden zurück.“ Vgl. die Gesprächsaufzeichnung; Referat 214, Bd. 139539. 

18 Für den Wortlaut der KSZE-Schlußakte vom 1. August 1975 vgl. SICHERHEIT UND ZUSAMMENARBEIT, 
Bd. 2, S. 913–966. Vgl. dazu auch AAPD 1975, II, Dok. 191. 
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Rumänien gewisse materielle Folgen damit verbunden seien. Wir seien auch in 
Zukunft bereit, dem Rechnung zu tragen und entsprechend großzügig zu verfah-
ren. Die Frage liege auch dem Bundeskanzler sehr am Herzen. Auf unserer Seite 
bestehe Bereitschaft, mit der rumänischen Seite darüber auf dem Wege zu spre-
chen, den sie für zweckmäßig halte. 
Zu den Fragen der Erweiterung der bilateralen Wirtschaftsbeziehungen verweist 
BM auf den im Januar bevorstehenden Besuch des Außenhandelsministers 
Văduva in Bonn.19 Wir wollten das Interesse deutscher Unternehmen für ein 
Engagement in Rumänien wecken. Dafür sei es allerdings wichtig, die Rahmen-
bedingungen zu verbessern. 
Ceauşescu geht auf die von BM angeschnittene Frage der Behinderung von zwei 
Journalisten ein und erklärt, in allen Ländern gebe es Regeln, die beachtet wer-
den müßten. Gesetzesverstöße könnten von Rumänien nicht geduldet werden. 
Das Gespräch wendet sich auf Bitten von Ceauşescu internationalen Fragen zu. 
BM würdigt das bei dem Gipfeltreffen in Washington unterzeichnete INF-Ab-
kommen20 und bezeichnet es als einen historischen Schritt. Er stellt heraus, die 
Bedeutung des Abkommens liege vor allem darin, daß 
– der Beweis erbracht worden sei, daß wirkliche Abrüstung möglich sei, 
– Abrüstung auch verifizierbar sei und 
– nach dem Willen beider Seiten ein erster Anfang gemacht worden sei, dem 

weitere Schritte folgen sollten. 
BM erläutert unser Interesse an dem Abschluß eines Abkommens über die 50-
prozentige Reduzierung der strategischen Potentiale im Jahr 1988. Er hebt her-
vor, daß nach unserer Auffassung ein Abkommen über die weltweite Beseitigung 
chemischer Waffen möglich sein sollte. Im Januar werde er zusammen mit sei-
nem italienischen Kollegen Andreotti nach Genf reisen und darauf drängen, die 
Arbeit bald zu beenden.21 
BM legt anschließend unsere Position zu den konventionellen Waffen dar und 
weist schließlich darauf hin, daß es notwendig sei, auch über die Raketen kürze-
rer Reichweite zu verhandeln. 
BM unterstreicht, daß die Abrüstungsverhandlungen in eine auf Dialog und 
Zusammenarbeit gerichtete Gesamtpolitik eingebettet sein müßten. In die-
sem Zusammenhang komme der KSZE eine entscheidende Bedeutung zu. Wir 
wirkten darauf hin, sie möglichst bald mit einem substantiellen Ergebnis ab-
zuschließen. 
Ceauşescu erklärt, in den internationalen Fragen müsse ein neuer, in die Zukunft 
gerichteter Ansatz gefunden werden. Gewaltanwendung und Krieg seien keine 
Mittel zur Lösung politischer Fragen. Er stimme dem BM zu, daß der Abschluß 

 
19 Der rumänische Außenhandelsminister Văduva führte am 13. Januar 1988 während seines Besuchs 

in der Bundesrepublik ein Gespräch mit Bundesminister Genscher. 
20 Zur Unterzeichnung des INF-Vertrags am 8. Dezember 1987 vgl. Dok. 360. 
21 Zur Absprache zwischen Bundesminister Genscher und dem italienischen Außenminister Andreotti 

über einen gemeinsamen Auftritt vor der Genfer Abrüstungskonferenz (CD) vgl. Dok. 357.  
Genscher und Andreotti traten am 4. Februar 1988 vor der CD auf. Für den Wortlaut der Rede Gen-
schers vgl. BULLETIN 1988, S. 192–196. 
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des INF-Abkommens ein historisches Ereignis sei. Auch die strategischen Waffen 
müßten drastisch reduziert werden. Ceauşescu spricht sich für einen sofortigen 
Teststopp22 aus. Ziel müßte sein, alle Atomwaffen in einem bestimmten Zeit-
raum abzuschaffen. Eine Militarisierung des Weltraums dürfe nicht zugelassen 
werden; dies würde die Gefahr eines Krieges verstärken. 
In dem gesamten Prozeß müßten die Europäer eine wichtige Rolle spielen. Dies 
setze eine intensivere Zusammenarbeit aller europäischen Länder voraus. Last 
und Verantwortung dürften die Europäer nicht den beiden Großmächten über-
lassen. 
BM stimmt zu. 
Ceauşescu erläutert die Vorschläge des WP zu prozentualen Reduzierungen und 
den Korridoren.23 Er äußert sich besorgt über die militärische Zusammenarbeit 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und Frankreich.24 Er frage sich, ob 
hier eine neue Strategie in Europa vorbereitet werde und sich eine neue Militär-
allianz bilde. 
Wenn der Westen von humanitären Fragen rede, dürfe nicht alles auf die Pro-
blematik der Ausreisen reduziert werden. Dies bedeute eine Gefährdung der 
Schlußakte. Wichtig seien auch das Recht auf Arbeit, Ausbildung oder Wohnung. 
Zu den von Ceauşescu erwähnten Vorschlägen des WP nimmt BM Bezug auf sein 
kürzliches Gespräch mit Karpow.25 Die SU bestreite nicht mehr, daß der WP in 
wichtigen Aspekten konventioneller Rüstung überlegen sei, z. B. bei Panzern. 
Bestehende geographische Asymmetrien dürften durch die Schaffung von Zonen 
nicht verschärft werden. 
BM kündigt an, daß die Bundesregierung zur konventionellen Stabilität inter-
essante Vorschläge machen werde. Diese seien auf Erfolg ausgerichtet, denn 
wenn man seriös verhandeln wolle, müsse man sich auch in die Schuhe des an-
deren versetzen. Ziel sei ein Gleichgewicht auf niedrigerem Niveau und eine rein 
auf Verteidigung ausgerichtete Ausrüstung. BM wiederholt, daß ein baldiger Ab-
schluß des C-Waffen-Abkommens dringlich geboten sei. Ähnlich wie bei den Atom-
waffen in den 60er Jahren bestehe jetzt die Gefahr der Ausbreitung der CW. 
 
22 Zu den amerikanisch-sowjetischen Verhandlungen über einen nuklearen Teststopp vgl. Dok. 343, 

Anm. 6. 
23 Zum Vorschlag der ČSSR und der DDR vom 12. September 1985 zur Bildung einer chemiewaffenfreien 

Zone bzw. zu ihrem Vorschlag vom 3. April 1987 zur Bildung einer nuklearwaffenfreien Zone in Mittel-
europa vgl. Dok. 86, Anm. 5 und 10.  
Zu den Abrüstungsvorschlägen des Staatsratsvorsitzenden Jaruzelski vom 8. Mai 1987 vgl. Dok. 148, 
Anm. 29.  
Am 17. Juli 1987 faßte die polnische Regierung ihre Vorschläge zu Abrüstung, Rüstungskontrolle und 
Vertrauensbildung in einem Memorandum zusammen. Für den Wortlaut vgl. EUROPA-ARCHIV 1987,  
D 653–655.  
Im Kommuniqué der Tagung des Komitees der Außenminister der Warschauer-Pakt-Staaten am 28./ 
29. Oktober 1987 in Prag hieß es: „Die Schaffung von kern- und chemiewaffenfreien Zonen auf dem 
Balkan, in Mittel- und Nordeuropa würde die Gesundung der Lage auf dem Kontinent fördern und 
zugleich wesentlich zur Befreiung der Welt von derartigen Massenvernichtungswaffen beitragen. 
Die Teilnehmer der Tagung brachten erneut ihre Unterstützung für die entsprechenden Vorschläge der 
DDR und der ČSSR, der S[ozialistischen]R[epublik] Rumänien und der VR Bulgarien zum Ausdruck 
und unterstrichen die Notwendigkeit, diese zu verwirklichen.“ Vgl. EUROPA-ARCHIV 1987, D 669. 

24 Zur deutsch-französischen sicherheitspolitischen Zusammenarbeit vgl. Dok. 318. 
25 Für das Gespräch des Bundesministers Genscher mit dem sowjetischen Abrüstungsbeauftragten Kar-

pow am 12. Dezember 1987 vgl. Dok. 368. 
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BM erläutert die deutsch-französische Zusammenarbeit im Verteidigungsbereich. 
Ceauşescu spricht sich nachdrücklich für eine baldige Einberufung einer Nahost-
Konferenz aus.26 Israel und die USA müßten diesen Gedanken akzeptieren. Er 
äußert Besorgnis über die jüngsten Ereignisse im Gazastreifen.27 
BM verweist auf die Unterstützung der Nahost-Konferenz durch die EG.28 Er 
habe den Eindruck, daß der Konferenzgedanke in Israel an Boden gewinne. BM 
unterrichtet über seine für Anfang d. J. geplante Reise nach Israel und erklärt, er 
werde mit der israelischen Regierung über die Frage der Konferenz sprechen.29 
Ceauşescu weist auf die Konfliktherde im Golf und in Südafrika hin. 
BM erläutert kurz unsere Position. 
Ceauşescu wirft die Verschuldungsproblematik30 auf und wirbt für die Einberu-
fung einer VN-Konferenz unter Beteiligung der Industrie- und Entwicklungs-
länder. Es müsse einen wagemutigeren Ansatz als bisher mit dem Ziel einer 
Globallösung geben. Bilateral könnten die Probleme nicht mehr gelöst werden. 
BM äußert Zweifel, ob eine VN-Konferenz das Schuldenproblem lösen könne. Er 
befürchte, daß dies lediglich eine Konferenz werde, die das Papier nicht wert sei, 
auf dem die Resolutionen geschrieben würden. BM verweist auf das Dokument 
von acht lateinamerikanischen Ländern31, das ihm in der vergangenen Woche 
vom uruguayischen Außenminister übergeben worden sei.32 Es sei beabsichtigt, 
auch in der EG über das schwierige und drängende Schuldenproblem zu sprechen. 

 
26 Zur Frage einer Internationalen Friedenskonferenz für den Nahen Osten vgl. Dok. 52. 
27 Ein Zusammenstoß zwischen einem israelischen Militärlastwagen und zwei PKWs am 8. Dezember 

1987 im Gaza-Streifen, bei dem vier Palästinenser getötet wurden, löste Unruhen in den von Israel 
besetzten Gebieten aus, die später als „Intifada“ bekannt wurden. In der Presse hieß es: „Bei den 
bisher schwersten Krawallen seit dem Beginn der Besetzung vor zwanzig Jahren seien mindestens 
zwölf Menschen durch Schüsse verwundet worden. Jugendliche Demonstranten hätten Reifen als 
Barrikaden angezündet und Fahrzeuge mit Steinen beworfen. […] Die meisten Demonstranten in den 
seit sechs Tagen andauernden Unruhen sind Jugendliche. Fünf der sieben von Soldaten erschossenen 
Palästinenser waren noch nicht volljährig.“ Vgl. den Artikel „Unruhen in den von Israel besetzten 
Gebieten“; FRANKFURTER ALLGEMEINE ZEITUNG vom 15. Dezember 1987, S. 1. 

28 Vgl. dazu Ziffer 4 der Erklärung zum Nahen und Mittleren Osten der Tagung des Europäischen Rats 
am 4./5. Dezember 1987 in Kopenhagen; EUROPA-ARCHIV 1988, D 144. 

29 Bundesminister Genscher hielt sich am 23./24. Januar 1988 in Israel auf. Vgl. dazu AAPD 1988. 
30 Zur Schuldenkrise und zu Vorschlägen für ihre Lösung vgl. Dok. 62. 
31 Für den Wortlaut der Abschlußerklärung der Staats- und Regierungschefs von acht lateinamerika-

nischen Staaten auf ihrer Gipfelkonferenz vom 27. bis 29. November 1987 in Acapulco vgl. EUROPA-
ARCHIV 1988, D 83–85.  
Botschaftsrat I. Klasse von Treskow, Mexiko-Stadt, teilte am 30. November 1987 mit: „Präsidenten 
Mexikos, Argentiniens, Brasiliens, Uruguays, Perus, Venezuelas, Kolumbiens und Panamas trafen 
am 27. November zu dreitägigem ‚Lateinamerikanischen Gipfel‘ in Acapulco zusammen. Auf drei 
Arbeitssitzungen wurden vor allem folgende Themen angesprochen: politische und wirtschaftliche 
Zusammenarbeit in der Region; Friedensprozeß in Zentralamerika; Abbau der Auslandsverschuldung. 
Ergebnis wurde in dreißigseitiger (eher tropisch wuchernder als sinnvoll geordneter) ‚Erklärung 
von Acapulco für Frieden, Entwicklung und Demokratie‘ zusammengefaßt.“ Vgl. den Drahtbericht 
Nr. 763; Referat 422, Bd. 149041. 

32 Vortragender Legationsrat I. Klasse Heubaum vermerkte am 9. Dezember 1987, Staatssekretär Sud-
hoff habe am Vortag die „in Bonn akkreditierten Botschafter der Staaten der sog. Rio-Gruppe (MEX, 
VEN, KOL, PAN, ARG, BRA, URU, PER)“ empfangen: „Als Sprecher der Gruppe übergab der mexika-
nische Botschafter Hegewisch auf Weisung der Außenminister der Rio-Gruppe die ‚Erklärung von 
Acapulco für Frieden, Entwicklung und Demokratie‘, die am 29.11.1987 zum Abschluß des Treffens der 
acht lateinamerikanischen Staatschefs in Acapulco unterzeichnet worden war.“ Vgl. Referat 422, 
Bd. 149041. 
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Ceauşescu kommt zurück auf das bilaterale Verhältnis und fragt nach dem Be-
such des Bundeskanzlers. 
BM erklärt, der Bundeskanzler habe die Absicht, nach Rumänien zu kommen. 
Sein, BMs, Besuch solle eine solche Reise vorbereiten. Er habe unsere Interessen-
lage eingehend dargelegt. Es komme darauf an, das erste Halbjahr 1988 zu nut-
zen, um Fortschritte zu erzielen.33 
Ceauşescu entgegnet, die Entwicklung der Beziehungen dürfe nicht mit Bedin-
gungen verbunden werden. 
BM betont, für uns sei wichtig, daß die Beziehungen sich in allen Bereichen gut 
entwickelten. Er wolle darauf hinweisen, daß vor einigen Tagen zwei Abgeord-
nete des Deutschen Bundestages keine Einreiseerlaubnis erhalten hätten.34 Er 
möchte den guten Rat geben, ihnen Visen zu erteilen. Es sollte möglich sein, 
einen Weg zu finden, um die Abgeordneten einzuladen. Er, BM, wolle noch ein-
mal betonen, daß uns daran liege, ein neues Kapitel in den bilateralen Beziehun-
gen aufzuschlagen. 
Ceauşescu erklärt, er habe von dem Vorgang der beiden Abgeordneten bisher 
nichts gehört. Er könne deshalb keine Stellung nehmen, weil er nicht wisse, wo 
das Problem liege. 
BM sagt, er werde das dem Außenminister förmlich mitteilen.35 
Das Gespräch endet mit dem Austausch von Höflichkeiten. 

Referat 010, Bd. 178904 

 
33 Ein Besuch des Bundeskanzlers Kohl in Rumänien fand 1988 nicht statt. 
34 Vortragender Legationsrat Ischinger vermerkte am 9. Dezember 1987, im Auftrag des Unteraus-

schusses für Menschenrechte und humanitäre Hilfe des Bundestags wollten „die Abgeordneten 
Lummer (CDU) und Schmidt, Salzgitter (SPD), am 11.12. nach Rumänien reisen, ‚um sich vor Ort 
zu informieren, unter welchen Gesichtspunkten humanitäre Hilfe geleistet werden kann‘. […] Die 
rumänische Botschaft hat zu verstehen gegeben, daß sie den Reisezweck (‚Recherchen‘) nicht akzeptie-
ren könne und daß überdies geeignete rumänische Gastgeber wegen eines gleichzeitig stattfindenden 
Nationalkongresses nicht zur Verfügung stünden.“ Vgl. Referat 011, Bd. 138365.  
Am 11. Dezember 1987 teilte Ischinger der Botschaft mit: „Reise wurde abgesagt, da rumänische 
Botschaft Visaerteilung verweigert hat.“ Vgl. den Drahterlaß Nr. 571; Referat 011, Bd. 138365. 

35 Im Gespräch mit dem rumänischen Außenminister Totu im Delegationskreis legte Bundesminister 
Genscher am 17. Dezember 1987 dar: „Die Entscheidung, einige Bundestagsabgeordnete nicht ein-
reisen zu lassen, habe nicht in rum[änischem] Interesse gelegen und sei ein Fehler gewesen. Natürlich 
sei das rum. Verhalten bei uns kritisiert worden. Kommentare hätten dahingehend gelautet, daß 
die Abgeordneten nichts hätten sehen sollen. Wenn ein ausländischer Abgeordneter oder politischer 
Verantwortlicher zu uns kommen wolle, könne er dies tun. Es sei mehr Unbefangenheit und Gelassen-
heit ratsam, dann gebe es auch keinen Anlaß zu Beschwerden.“ Vgl. die Gesprächsaufzeichnung; 
Referat 010, Bd. 178904. 
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Aufzeichnung des Vortragenden Legationsrats Kölsch 

204-530 USA VS-NfD 17. Dezember 19871 

Betr.: Gespräch von Herrn D 22 mit dem Sonderbeauftragten für Terrorismus-
bekämpfung im State Department, Sonderbotschafter Bremer, am 
7.12.1987, 14.40 – 15.10 Uhr 

I. 1) D 2 empfing am 7.12. den Sonderbeauftragten für Terrorismusbekämpfung 
im State Department, Sonderbotschafter Bremer, mit zwei Mitarbeitern und 
einem Vertreter der hiesigen US-Botschaft (Chapman) im Beisein von RL 5153 
und des Unterzeichners (Note-taker) zu einem ca. 1/2-stündigen Meinungsaus-
tausch. Im Mittelpunkt des Gesprächs stand die von den USA gewünschte In-
tensivierung der Zusammenarbeit bei der Bekämpfung des internationalen Ter-
rorismus mit uns im Hinblick auf die bevorstehende EPZ-Präsidentschaft im 
ersten Halbjahr 19884 sowie bilateral bei den Fragen 
– Finanzierung des internationalen Terrorismus, 
– Visaerteilung, 
– Informationsaustausch über „unerwünschte Diplomaten“, 
– Zusammenarbeit mit Jugoslawien, 
– Abu-Nidal-Aktivitäten in Algerien. 
D 2 sagte grundsätzliche Kooperationsbereitschaft zu, machte ihre praktische 
Ausgestaltung, insbesondere auch im Rahmen der EPZ, von der weiteren Ent-
wicklung abhängig. 
II. 1) Botschafter Bremer (B.) gab seiner Genugtuung über eine mögliche Zu-
sammenarbeit mit uns während der EPZ-Präsidentschaft Ausdruck. Mit StS 
Neusel (BMI) habe er bei seinem jetzigen Bonn-Aufenthalt ein ausführliches 
Gespräch über die Agenda der TREVI-Gruppe5 geführt. 
D 2 dankte für die freundliche Aufnahme unserer Delegation bei den kürzlichen 
deutsch-amerikanischen Konsultationen zur Terrorismusbekämpfung in Washing-
ton (9. – 13.11.)6 und zeigte sich erfreut darüber, daß die amerikanischen Kolle-

 
 1 Die Aufzeichnung wurde von Vortragendem Legationsrat Kölsch am 17. Dezember 1987 über Vor-

tragenden Legationsrat I. Klasse von Moltke an Ministerialdirektor Freiherr von Richthofen „zur 
Genehmigung auch des Verteilers“ geleitet.  
Hat Moltke am 19. Dezember 1987 vorgelegen.  
Hat Ministerialdirigent Bazing am 18. Dezember 1987 vorgelegen, der den Verteiler um Referat 300 
ergänzte.  
Hat Richthofen am 18. Dezember 1987 vorgelegen, der handschriftlich vermerkte: „Bitte darauf achten, 
daß Algerien umgesetzt wird.“  
Hat Moltke am 21. Dezember 1987 erneut vorgelegen.  
Hat Kölsch am 20. Dezember 1987 erneut vorgelegen, der handschriftlich vermerkte: „Stv. RL 515 
unterr[ichtet].“ Vgl. den Begleitvermerk; VS-Bd. 13033 (204); B 150, Aktenkopien 1987. 

 2 Hermann Freiherr von Richthofen. 
 3 Hans-Joachim Heldt. 
 4 Die Bundesrepublik hatte die EG-Ratspräsidentschaft vom 1. Januar 1988 bis 30. Juni 1988 inne. 
 5 Zur TREVI-Gruppe vgl. Dok. 151, Anm. 8. 
 6 Gesandter von Kyaw, Washington, berichtete am 13. November 1987: „Zum ersten Mal wurde eine 

deutsch-amerikanische Konsultationsrunde zu Fragen der Terrorismusbekämpfung durchgeführt.“ 
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gen in der zweiten Jahreshälfte 1988 zu Konsultationen nach Bonn kommen 
werden. Wir seien ebenfalls besorgt über die neue Qualität des Terrorismus und 
zur Zusammenarbeit mit den USA grundsätzlich bereit; inwieweit diese mit der 
EPZ erfolgen könne, hänge von der weiteren Entwicklung ab. Auf Bitte von D 2 
referierte RL 515 kurz zum bisherigen Gang der Konsultationen (s. dazu beson-
derer Vermerk von RL 515). 
2) Zur Frage der Finanzierung des internationalen Terrorismus, so B., habe er 
StS Neusel zur Behandlung in der TREVI-Gruppe ein Arbeitspapier übergeben; 
dies könne selbstverständlich auch im Rahmen der EPZ behandelt werden. Die 
amerikanische Haltung sei hier „agnostisch“. B. bat Mr. Chapman, Doppel des 
Papiers dem AA zugehen zu lassen. 
3) Ein weiterer Schwerpunkt der Terrorismusbekämpfung, so B., sei die Frage 
der Visaerteilung. Hier sei eine Koordinierung erforderlich. Das Thema könne 
möglicherweise einen TOP für Gespräche der USA mit der EPZ darstellen. D 2 
wies darauf hin, daß diese Thematik von uns im Rahmen des Schengener 
Abkommens7 behandelt würde. Gesprächsthema sei dort u. a. die Praxis der 
Visaerteilung in Frankreich; sie laufe darauf hinaus, daß die Delegierten aus 
den skandinavischen Ländern und aus Österreich für ihre Reise zum Sitz des 
Europarates in Straßburg auf ein Visum angewiesen seien.8 Auf Bitte von D 2 
referierte RL 515 kurz zur Zuständigkeitsverteilung für die Visaerteilung inner-
halb der Bundesregierung. B. schien die Zuständigkeit des BMI nicht bekannt. 
D 2 und RL 515 legten dar, daß im Rahmen der EPZ bisher noch keine intensive 
Diskussion über die Visaerteilung stattgefunden habe. Das Thema, so D 2, sei 
freilich wichtig; so hätten wir im letzten Jahr erhebliche Probleme mit dem Zu-
strom von Asylanten gehabt, weil die DDR an diese Transitvisa erteilt habe, die 
die Einreise über Berlin (Ost) ermöglicht hätten.9 
4) B. führte den Informationsaustausch über „unerwünschte Diplomaten“ als 
weiteres wichtiges Thema in das Gespräch ein. Er sei allerdings nicht sicher, 
ob dieses Thema besser in der TREVI-Gruppe oder in der EPZ behandelt würde. 
Auch hier sei die amerikanische Haltung offen. D 2 erwiderte, er sei nicht sicher, 
ob sich die Thematik für eine Behandlung im Rahmen der EPZ eigne; einige 
EPZ-Partner seien sehr auf ihre Souveränität bedacht. 

Fortsetzung Fußnote von Seite 1901 
Themen seien gewesen: „Naher Osten; Euro-Terrorismus, Grundzüge der amerikanischen und deut-
schen Terrorismusbekämpfung; multilaterale Zusammenarbeit; Terrorismusfragen in den VN; Fragen 
bilateraler Zusammenarbeit bei der Terrorismusbekämpfung.“ Vgl. den Drahtbericht Nr. 4887; Refe- 
rat 204, Bd. 135410. 

 7 Für den Wortlaut des Übereinkommens vom 14. Juni 1985 zwischen Belgien, der Bundesrepublik, 
Frankreich, Luxemburg und den Niederlanden betreffend den schrittweisen Abbau von Kontrollen 
an den gemeinsamen Grenzen (Schengener Übereinkommen) vgl. EUROPA-ARCHIV 1991, D 3–9. 

 8 Vortragender Legationsrat I. Klasse Mattes faßte am 29. Dezember 1987 den „Stand der Verhandlun-
gen über einen ergänzenden Staatsvertrag zum Übereinkommen von Schengen“ zusammen: „Die zweite 
diesjährige Sitzung der Regierungsbeauftragten (Minister und Staatssekretäre) fand unter deutschem 
Vorsitz (StS Schreckenberger) am 17.12.1987 in Berlin statt. […] Die Regierungsbeauftragten billigten – 
zumeist ohne vertiefte Aussprache – die bisherigen Ergebnisse der vier Arbeitsgruppen (Polizei und 
Sicherheit, Personalverkehr, Transport, Zoll- und Güterverkehr), räumten eine Reihe von Vorbehalten 
einzelner Partner aus – darunter französischen Vorbehalt gegen die Ausstellung von Ausweispapieren 
an DDR-Bewohner, die sich damit sichtvermerksfrei im Vertragsstaat bewegen können – und er-
teilten Aufträge für die weiteren Beratungen in den Arbeitsgruppen.“ Vgl. Referat 514, Bd. 190537. 

 9 Zur Einreise von Asylbewerbern über den Flughafen Berlin-Schönefeld nach Berlin (West) vgl. AAPD 
1986, II, Dok. 220 und Dok. 228. 
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5) Mit Jugoslawien, so B., sei das Gespräch über die Terrorismusbekämpfung 
inzwischen enger. Dies würde von den USA begrüßt, denn Jugoslawien sei bei 
Terroristen ein beliebtes Gastland. Die jugoslawische Regierung habe keine Kon-
trolle über die offenen Grenzen. Inzwischen lebten dort rd. 15 000 Araber. Die 
jugoslawische Regierung sei für eine Zusammenarbeit zwar aufgeschlossen, hier-
für jedoch auf Hilfe von außen angewiesen. Für die USA sei es problematisch, bei 
den Kontrollen an den Grenzen und auf den Flughäfen behilflich zu sein. Er 
frage sich, ob die Europäer, insbesondere wir, hier aushelfen könnten. D 2 wies 
auf unsere eigenen Probleme in der Zusammenarbeit mit Jugoslawien bei der 
Terrorismusbekämpfung hin, ohne daß wir diese bisher auf politischer Ebene 
behandelt hätten. RL 515 bestätigte, daß Jugoslawien für seine Bereitschaft zur 
Zusammenarbeit von uns die Zusage eines entschlosseneren Vorgehens gegen 
Exilkroaten einhandeln wolle.10 Dies, so B., sei bekannt; auch gegenüber den USA 
habe Jugoslawien das Problem der Kroaten ins Spiel gebracht. Die amerikani-
sche Seite habe jedoch auf die Verpflichtung zur Einhaltung der grundrechtlich 
garantierten Freiheiten hingewiesen. Inzwischen lasse sich bei der jugoslawischen 
Führung eine aufgeschlossenere und nachdenklichere Haltung feststellen. Viel-
leicht lohne ein neuer Anlauf. D 2 wies darauf hin, daß wegen historischer Remi-
niszenz (gegen uns gerichtete Partisanenaktivitäten im Zweiten Weltkrieg) Jugo-
slawien die Zusammenarbeit mit anderen Europäern vielleicht eher willkommen 
sein dürfte. Dies sollte uns jedoch nicht grundsätzlich daran hindern, die Mög-
lichkeit eines Gesprächs mit Jugoslawien zu prüfen. Dies, so B., würde er sehr 
begrüßen. Jugoslawien sei die Hauptdurchgangsstrecke für Terroristen im 
Nahen und Mittleren Osten. Auch gebe es Beweise dafür, daß der Anschlag 
gegen die kürzlich verschwundene koreanische Verkehrsmaschine11 in Jugo-

 
10 Botschafterin Rheker, Belgrad, berichtete am 14. Oktober 1987, der jugoslawische Innenminister 

Culafić habe am Vortag betont, die Zusammenarbeit mit dem Bundesministerium des Innern „habe 
sich in den letzten Jahren kontinuierlich verbessert“. Auf drei Feldern seien weitere Verbesserungen 
denkbar: „1) Bekämpfung des Terrorismus: Dieser Punkt sei für beide Länder gleich wichtig. Die 
jeweiligen Experten sollten engen Kontakt halten und Informationen austauschen. 2) Wachsamkeit 
gegenüber der jugoslawischen ‚feindlichen Emigration‘ in der BR Deutschland: Hierzu betonte der 
Minister, das Wirken der feindlichen Emigration schließe auch terroristische Handlungen ein. 3) Be-
kämpfung des Drogenhandels: Das Drogenproblem werde auch in Jugoslawien immer größer. Das 
Land sei ein wichtiger Drogenumschlagsplatz zwischen dem Nahen Osten und Westeuropa geworden.“ 
Die USA hätten deshalb um Kooperation gebeten: „Die USA hätten hierzu auch finanzielle Unter-
stützung zugesagt und bisher ca. 100 000 US-Dollar gezahlt. Jugoslawien werde diese Gelder insbeson-
dere für den Kauf deutscher Ausrüstung zur Drogenbekämpfung nutzen. Culafić ließ erkennen, daß 
auch deutsche finanzielle Hilfe bei der Drogenbekämpfung willkommen wäre“. Vgl. den Drahtbericht 
Nr. 704; Referat 515, Bd. 195809. 

11 Der Bundesnachrichtendienst teilte am 11. Dezember 1987 mit, am 29. November 1987 sei Flug 858 
der südkoreanischen Fluggesellschaft KAL eine halbe Stunde vor der Zwischenlandung auf dem 
Flughafen Bangkok von den Radarschirmen der thailändischen Flugkontrolle verschwunden. Die 
Maschine mit 95 Passagieren und 20 Besatzungsmitgliedern sei von Bagdad über Abu Dhabi und 
Bangkok nach Seoul unterwegs gewesen. Am 30. November 1987 seien in Bahrain wegen des Ver-
dachts der Paßfälschung zwei Personen verhaftet worden, bei denen es sich um in Abu Dhabi von Bord 
gegangene Passagiere des verschwundenen Flugzeugs handele: „Bei der daraufhin vorgenommenen 
Vernehmung durch die bahrainischen Behörden unternahmen der Mann und die Frau Selbstmord-
versuche. Der 60-jährige Mann starb an den Folgen einer Zyankali-Vergiftung, die 28-jährige Frau 
überlebte und war zunächst vernehmungsunfähig.“ Vermutungen des südkoreanischen Geheimdien-
stes zufolge handele es sich bei den beiden um einen ehemaligen nordkoreanischen Diplomaten und 
eine Chinesin nordkoreanischer Abstammung: „Was die Absturzursache angeht, so vermutet sowohl 
der japanische als auch der südkoreanische Partnerdienst, daß es sich um ein Bombenattentat mit 
möglicherweise nordkoreanischem Hintergrund handelt. Als Motiv wird der Versuch Nordkoreas 
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slawien vorbereitet und die Bombe in Belgrad eingeschleust worden sei. Die 
beiden im Zusammenhang damit in Bahrain festgenommenen Japaner hätten 
sich zuvor in Belgrad aufgehalten. 
6) B. führte als letztes Thema die Aktivitäten von Abu Nidal in Algerien ein. D 2 
wies darauf hin, daß unsere Einschätzung der jüngsten Entwicklung sich von der 
der USA unterscheide.12 B. bot an, falls wir dies wünschten, weitere Informatio-
nen hierzu zu liefern. D 2 bezeichnete es als wünschenswert, zumindest bei der 
Feststellung des Sachverhalts eine Annäherung zu suchen. Im übrigen seien wir 
bereit, zu tun, was andere auch täten, nämlich Algerien dazu aufzufordern, sich 
der Terrorismuskonvention13 anzuschließen. Hierfür sei ein politisches Signal 
notwendig. B. stimmte dem zu; die Algerier seien über den Aufwuchs der Aktivi-
täten von Abu Nidal zunehmend selbst besorgt. Diesen Eindruck habe er von 
seinem Besuch in Algerien im April mitgenommen. Der amerikanische Botschaf-
ter in Algier14 habe inzwischen mehrfach in diesem Sinne berichtet. 
III. Abschließend dankte D 2 für die Unterrichtung und bot unsere Bereitschaft 
zur Kooperation im Rahmen des Möglichen an. Für ein Gespräch mit B. stehe er 
auch künftig zur Verfügung. B. dankte hierfür und kündigte an, daß er in nicht 
allzu ferner Zeit wieder nach Bonn kommen werde. 

Kölsch 
VS-Bd. 13033 (204) 

Fortsetzung Fußnote von Seite 1903 
gesehen, die durch den Wahlkampf in Südkorea ohnehin schon angespannte Lage im Lande noch wei-
ter zu verschärfen.“ Vgl. das Fernschreiben Nr. 1459; Referat 515, Bd. 195797. 

12 Die Botschaft in Tripolis berichtete am 22. Dezember 1987, Erkenntnissen aus Gesprächen „mit 
westlichen Botschaften und gut informierten arabischem Botschafter“ zufolge halte sich Abu Nidal 
„öfters in Libyen auf. Er verfügt hier zumindest über ein sicheres pied-à-terre. Arabischer Gesprächs-
partner vertrat die Meinung, daß Libyen für Abu Nidal nunmehr wichtigster Stützpunkt sei (auf  
jeden Fall wichtiger als Algerien).“ Vgl. den Drahtbericht Nr. 780; VS-Bd. 12442 (515); B 150, Akten-
kopien 1987. 

13 Für den Wortlaut des Übereinkommens vom 16. Dezember 1970 zur Bekämpfung der widerrechtli-
chen Inbesitznahme von Luftfahrzeugen vgl. BUNDESGESETZBLATT 1972, Teil II, S. 1506–1512.  
Für den Wortlaut des Übereinkommens vom 23. September 1971 zur Bekämpfung widerrechtlicher 
Handlungen gegen die Sicherheit der Zivilluftfahrt vgl. BUNDESGESETZBLATT 1977, Teil II, S. 1230–
1237.  
Für den Wortlaut des Übereinkommens vom 14. Dezember 1973 über die Verhütung, Verfolgung 
und Bestrafung von Straftaten gegen völkerrechtlich geschützte Personen einschließlich Diploma-
ten (Diplomatenschutzkonvention) vgl. BUNDESGESETZBLATT 1976, Teil II, S. 1746–1752.   
Für den Wortlaut des Internationalen Übereinkommens vom 18. Dezember 1979 gegen Geiselnah-
me vgl. BUNDESGESETZBLATT 1980, Teil II, S. 1362–1369. 

14 L. Craig Johnstone. 
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Botschafter Eickhoff, Wien (KSZE-Delegation), 
an das Auswärtige Amt 

VS-NfD Aufgabe: 18. Dezember 1987, 21.40 Uhr1 
Fernschreiben Nr. 2009 Ankunft: 18. Dezember 1987, 22.31 Uhr 
Citissime 

Delegationsbericht Nr. 314 

Betr.: 3. KSZE-Folgetreffen in Wien (WFT); 
hier: Die vierte Sitzungsperiode (22.9. – 18.12.1987) 

Zur Unterrichtung 
I. Allgemeiner Verlauf 
1) Zusammenfassung und Ausblick 
Nach einer Verhandlungsdauer von mehr als einem Jahr2 ist das WFT noch weit 
von einem Schlußdokument entfernt. Das von der günstigen Entwicklung der 
West-Ost-Beziehungen aufgestoßene „window of opportunity“ konnte nicht aus-
reichend genutzt werden und erlaubte bislang – vor allem wegen östlicher In-
transigenz gegenüber den humanitären Forderungen des Westens – nicht die von 
uns angestrebten Ergebnisse. 
Die Redaktionsphase hat zwar (verspätet) begonnen; die vereinbarten Texte sind 
jedoch nach Zahl und inhaltlichem Gewicht bescheiden geblieben. Sie beschrän-
ken sich vorerst auf Randfragen des Abschnittes zur militärischen Sicherheit (wie 
Präambel und Bewertung von Stockholm3) sowie Einzelelemente der menschli-
chen Kontakte und zum Informationsabschnitt. Der Blick auf die noch unzurei-
chenden Eintragungen in den „Notizbüchern“ der Koordinatoren ergibt allerdings 
noch kein zutreffendes Bild von dem Verhandlungsstand. In weiten Bereichen 
haben unverkennbar konzeptionelle Annäherungen stattgefunden und liegen mit 
entsprechenden Papieren der Koordinatoren auch brauchbare Grundlagen für 
die Textarbeit vor. Solche vermittelnden Texte der Koordinatoren gibt es nament-
lich zum Prinzipienkatalog und zu den Materien von Korb II. Auch bei der mili-
tärischen Sicherheit zeichnen sich (allerdings ohne Zutun des Koordinators) mit 
Deutlichkeit die Konturen des Schlußdokumentes ab: Der doppelte Verhand-
lungsstrang über weitere VSBM und KRK ist allgemein akzeptiert; das Madrider 
Mandat4 wird fortgeführt. Streitig (zwischen westlicher Allianz und NNA) sind 
noch der Umfang der Autonomie der 23 sowie die förmliche Wiederaufnahme 
der KVAE. 
 
 1 Das von Botschaftsrat Metscher, Wien (KSZE-Delegation), konzipierte Fernschreiben wurde in fünf 

Teilen übermittelt. Vgl. Anm. 14, 29, 42 und 47. 
 2 Die KSZE-Folgekonferenz in Wien begann am 4. November 1986. Vgl. dazu AAPD 1986, II, Dok. 374. 
 3 In Stockholm wurde am 17. Januar 1984 die KVAE eröffnet. Sie endete nach zwölf Verhandlungs-

runden bei seit 19. September 1986 „angehaltener Uhr“ am 22. September 1986 mit der Annahme 
des „Dokuments der Stockholmer Konferenz“. Für den Wortlaut vgl. EUROPA-ARCHIV 1986, D 625–
638. Vgl. dazu auch AAPD 1986, II, Dok. 253 und Dok. 267. 

 4 Für den Wortlaut des Abschließenden Dokuments der KSZE-Folgekonferenz in Madrid vom 6. Sep-
tember 1983 vgl. EUROPA-ARCHIV 1983, D 537–554. 
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Unbefriedigend und ungewiß bleibt die Verhandlungssituation in Korb III: Hier 
lag zwar seit Rundenbeginn ein umfassender, solider, in der Sache pro-westlich 
orientierter Text von A und CH vor, der als Verhandlungsgrundlage dienen 
sollte.5 Über Status und Substanz des Papiers ist es jedoch zu einem Streit prin-
zipieller Art zwischen West und Ost gekommen, der nur fragmentarische Vorab-
Einigungen zuließ. Besonders belastend wirkt sich in diesem Zusammenhang 
auch aus, daß sich RUM (in wenig glanzvoller Isolation selbst im östlichen Lager) 
spürbaren Erleichterungen bei den menschlichen Kontakten halsstarrig wider-
setzt. In den letzten Stunden dieser Konferenzphase brachte der schwedische 
Koordinator6 dazu einen neuen Gesamttext ein, der mit geschickten Veränderun-
gen die für uns wertvolle Substanz des österreichisch-schweizerischen Textes 
erhält.7 Der von der SU verlangte eigene Text des Koordinators, der in der 
Konferenzpause als Beratungsgrundlage in Moskau dienen soll, hat damit unser 
Verlangen mit einem redaktionell gehobenen Status verdeutlicht. 
Zu einem retardierenden Faktor wird immer offenkundiger das westliche Un-
vermögen, konkrete Verhandlungen über Mechanismus und Konferenz in der 
menschlichen Dimension (CDH)8 aufzunehmen und in diese Verhandlungen auch 
den Moskauer Konferenzvorschlag9 einzubeziehen. Trotz unseres ständigen Drän-
gens und ungeachtet einer Reihe von Versuchen, den westlichen Vorschlag WT.19 
zu modifizieren, sind namentlich die Zwölf noch immer nicht gesprächsbereit. 
Inzwischen hat sich allerdings durch den Gipfel von Washington10 die taktische 
Gesamtsituation für den Westen verändert: Im Sog des INF-Abkommens11 
wächst in fast allen westlichen Regierungen und der westlichen Öffentlichkeit 
das Interesse an möglichst baldiger Aufnahme der KRK-Verhandlungen. Diesem 
Interesse kommt der WP durch Übernahme westlicher Vorstellungen zum KRK-
Mandat sichtbar entgegen (wenn er jetzt auch die erfolgte Einigung über Ziele 
und Methoden von KRK-Verhandlungen12 wieder in Frage stellt). Der Druck auf 
Beschleunigung und Abschluß des WFT wird deshalb schnell wachsen. Er kann 
zu einer Überprüfung und ggfs. Neudefinition unserer Forderungen zum Prinzi-
pienkatalog und den menschlichen Kontakten führen, bei der wir unsere zentra-
len Anliegen vor allem im Korb III zu wahren haben. 

 
 5 Zum österreichisch-schweizerischen Non-paper vom 30. Juli 1987 zu Korb III vgl. Dok. 225, Anm. 37. 
 6 Nils Eliasson. 
 7 Botschafter Eickhoff, Wien (KSZE-Delegation), berichtete am 18. Dezember 1987, der Koordinator 

für Korb III, Eliasson, habe am selben Tag ein Non-paper zum Abschnitt menschliche Kontakte 
vorgelegt. Eine erste Durchsicht erlaube „ein insgesamt positives Urteil. Koordinator ist vom schwei-
z[erisch]-österr[eichischen] Non-paper zu Korb III ausgegangen, hat Klarstellungen redaktioneller 
Natur vorgenommen, sich seit längerem abzeichnende Konvergenzen zwischen West und Ost weit-
gehend akzeptabel formuliert und insbesondere bei den Texten mit Fristen (Rumäniens Problem) 
lediglich die Ziffern eingeklammert, nicht aber die gesamten Zeitangaben.“ Vgl. den Drahtbericht 
Nr. 2005; Referat 212, Bd. 153430.  
Für das Papier „Co-operation in humanitarian and other fields“ vom 18. Dezember 1987 vgl. Refe- 
rat 212, Bd. 153436. 

 8 Zum Vorschlag der NATO-Mitgliedstaaten und Irlands vom 4. Februar 1987 für eine Konferenz über 
die „menschliche Dimension“ der KSZE-Schlußakte vgl. Dok. 65, Anm. 7. 

 9 Zum Vorschlag der UdSSR vom 5. November 1986 für eine Menschenrechtskonferenz in Moskau vgl. 
Dok. 225, Anm. 8. 

10 Der Generalsekretär des ZK der KPdSU, Gorbatschow, besuchte die USA vom 7. bis 10. Dezember 
1987. Vgl. dazu Dok. 364 und Dok. 365. 

11 Zur Unterzeichnung des INF-Vertrags am 8. Dezember 1987 vgl. Dok. 360. 
12 Zu den Mandatsgesprächen über Konventionelle Rüstungskontrolle vgl. Dok. 355, Anm. 3. 
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Nicht auszuschließen ist, daß die günstigste Zeit für eine „Ernte“ im humanitä-
ren Bereich verstrichen ist. Um unsere Aussichten nicht weiter zu verschlechtern, 
darf das „Endspiel“ der Wiener Verhandlungen nicht länger aufgeschoben wer-
den. Es muß rasch und energisch geführt werden – ohne daß auf östlicher Seite 
der Eindruck verstärkt wird, der Westen werde sich letztlich zugunsten von 
KRK-Verhandlungen mit einem bescheidenen Ergebnis in den anderen Körben 
begnügen. 
2) Die westliche Allianz 
Die Geschlossenheit des westlichen Lagers bei der Vertretung der eigenen 
Vorschläge blieb gewahrt. Sie wird aber mit dem Preis der Unbeweglichkeit 
in zentralen Fragen bezahlt. So hat die Allianz etwa das – zwischen F und US 
besonders streitige – Problem, ob eine fortgesetzte KVAE beide Verhandlungs-
stränge oder nur den VSBM-Teil umfaßt, ausklammern müssen. Sie verschweigt 
sich deshalb gegenüber der geschlossenen Forderung von NNA und WP, die 
Wiederaufnahme der KVAE förmlich zu beschließen. 
Gravierender noch für das WFT wirkt sich aus, daß die westliche Seite keine 
tragfähige Linie zu Mechanismus und Konferenz in der menschlichen Dimension 
findet. Notwendige Anpassungen des Mechanismus von WT.19 fanden trotz 
wiederholter Vorstöße nicht den Konsens unter den Zwölf, da namentlich NL – 
unterstützt von B – auf maximalistischen Textelementen (Para 4) beharrten. Noch 
schwerwiegender ist, daß der Westen insgesamt – wegen einer Festlegung von 
GB auf höchster politischer Ebene – den sowjetischen Vorschlag einer Konferenz 
in Moskau ignorieren muß und ihn weder zugunsten des eigenen CDH-Vorschlags 
noch für andere Ziele nutzen kann. 
Eine eigene Position zur Moskauer Konferenz bauten die US auf, die (bilateral) 
eine Liste von Bedingungen präsentierten, ohne deren Erfüllung Moskau als Ort 
einer humanitären Konferenz ausgeschlossen sei. Die sowjetische Reaktion auf 
dem Gipfeltreffen zeigt allerdings, daß die SU diese Kriterien nur in dem Um-
fange erfüllen will, wie es die selbst bestimmten Reformen erlauben. 
Unbeweglich zeigt sich die westliche Seite aber gelegentlich auch in Verfahren 
und Taktik, da die westlichen „Maximalisten“ (KAN, NL, B, auch PORT oder US) 
zu rigide eigene Positionen – mit der Devise: alles oder nichts – durchzusetzen 
suchen. 
Sonderpositionen vertreten offen F (mit der Ablehnung von Wien als Verhand-
lungsort für KRK-Verhandlungen) und GRI (das den westlichen Ansatz zum 
Schutz von Minderheiten nicht akzeptiert13). 

 
13 Referat 212 vermerkte am 1. Dezember 1987: „Hintergrund der griechischen Haltung zum Text-

entwurf über die nationalen Minderheiten ist die Befürchtung, daß die Makedonen, die während des 
Bürgerkrieges 1946–1949 auf kommunistischer Seite gekämpft haben und bei dessen Ende nach Jugo-
slawien geflüchtet sind, den fraglichen Passus (§ 27) des A/CH-Non-papers zur massiven Beeinflussung 
(Radio Skopje) und Infiltration der noch in Nordgriechenland lebenden makedonischen Slawen nutzen 
wollen. Insbesondere ist man besorgt, daß sich im Gefolge der Destabilisierung Jugoslawiens die 
Spannungen zwischen den Nationalitäten verschärfen; dadurch könnten makedonische nationalistische 
Kräfte Auftrieb erhalten, die den Norden Griechenlands in einen Unruheherd verwandeln werden. […] 
Trotzdem bleibt das griechische Verhalten bei dem WFT in der Frage der menschlichen Kontakte 
von Minderheiten gerade im Hinblick auf die griechische Minderheit in Albanien unverständlich, 
die sich nach Schätzungen auf 40 000 (alban[ische] Angaben) bis 200 000 (griech[ische]) beläuft. […] 
Das große Interesse der griechischen Öffentlichkeit am Schicksal der Minderheit in Albanien sollte 
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143) Die WP-Staaten 
Die östliche Seite hat (zum 15. Jahrestag des KSZE-Prozesses15) nochmals den 
Katalog ihrer Verhandlungsziele in Wien vorgelegt: 
(a) Bei der militärischen Sicherheit: 
– förmliche Wiederaufnahme der KVAE; 
– ausreichende Verbindung (link) zwischen KRK und dem KSZE-Prozeß; 
– zufriedenstellendes KRK-Mandat. 
(b) Beim Prinzipienkatalog: 
– Einheit und Unteilbarkeit der beiden MR-Kategorien; 
– Umsetzung der SA16 in die nationale Gesetzgebung17 (gegen uns gerichtet); 
– vor allem aber Moskauer Konferenz. 
(c) In Korb II: 
– Beseitigung der Hindernisse im Handel und der wissenschaftlich-technologi-

schen Zusammenarbeit; 
– sinnvolle Mandate für Folgeveranstaltungen. 
(d) In Korb III: keine eigenen sachlichen Ziele.  
Unmißverständlich war namentlich die Aufforderung, mit der Erörterung der 
Moskauer Konferenz zu beginnen, ohne die keine sinnvolle Diskussion über die 
menschliche Dimension möglich sei. Unmißverständlich auch die Warnung, das 
gesamte WFT nicht zur Geisel von Korb III zu machen. 
Soweit den WP-Staaten selbst Konzessionen abverlangt wurden, haben sie allen-
falls mit kleinen Schritten geantwortet, im wesentlichen aber eine Art von 
„KSZE-Filibustering“ (durch zahlreiche Änderungswünsche, sinnentstellende 
Textvorschläge u. ä.) angewandt, um wirklichen Konzessionen auszuweichen. 
Das gilt für die ganze Breite westlicher Forderungen – von den Menschenrechten 
über verbesserte Geschäfts- und Handelsbedingungen bis zu Reiseerleichterun-

Fortsetzung Fußnote von Seite 1907 
ein gemeinsames Handeln der EG-Partner beim Zustandekommen eines Passus über die nationalen 
Minderheiten beim WFT ermöglichen, da hier letztlich gemeinsame Ziele verfolgt werden.“ Vgl. Refe-
rat 212, Bd. 133565. 

14 Beginn des mit Drahtbericht Nr. 2010 übermittelten zweiten Teils des Fernschreibens. Vgl. Anm. 1. 
15 Am 28. November 1972 wurden in Helsinki die multilateralen Vorgespräche für die KSZE eröffnet, 

die bis 8. Juni 1973 andauerten. Vgl. dazu AAPD 1972, III, Dok. 406, sowie AAPD 1973, II, Dok. 221. 
16 Schlußakte. 
17 Polen und die UdSSR brachten am 18. Februar 1987 auf der KSZE-Folgekonferenz in Wien einen Vor-

schlag zur Verankerung der KSZE-Prinzipien in der jeweiligen nationalen Gesetzgebung ein. Dadurch 
sollten Fälle verhindert werden, „in denen durch interne gesetzgeberische und administrative Maß-
nahmen im Widerspruch zu völkerrechtlichen Verpflichtungen und internationalen Verträgen Versuche 
unternommen werden, die Tätigkeit von staatlichen Behörden und Bürgern außerhalb des der nationa-
len Rechtsprechung unterstehenden Bereichs zu regeln“. Für den Vorschlag CSCE/WT.65 vgl. Refe- 
rat 212, Bd. 153446.  
Botschafter Eickhoff, Wien (KSZE-Delegation), berichtete am 2. Oktober 1987: „POL-D[elegations]L[ei-
ter] Nowak nannte mir gegenüber WT.65, abgesehen von Fragen der militärischen Sicherheit, als wich-
tigsten nationalen Vorschlag Polens. […] WT.65 habe vor allem den Zweck, für die Geltung der Oder-
Neiße-Grenze ein Element der Stärkung und Beruhigung einzuführen. Ich nannte WT.65 hierfür 
ungeeignet und nicht konstruktiv. Grenzfrage sei für Bundesrepublik durch Warschauer Vertrag in 
aller denkbaren Klarheit geregelt, Regierungserklärung des Bundeskanzlers zum 15. Jahrestag des 
Vertrages habe auch Meinung der überwältigenden Mehrheit meiner Landsleute zum Ausdruck 
gebracht.“ Vgl. den Drahtbericht Nr. 1464; Referat 212, Bd. 153430. 
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gen. Die östliche Seite spielt offenkundig auf Zeit, und es gibt sogar Indizien 
dafür, daß sich ihre Implementierungspraxis wie auch ihre Positionen in Wien 
zu humanitären Forderungen in den letzten Wochen verhärtet haben. 
Die Moskauer Konferenz bleibt zentrales Anliegen, das auch durch Eingehen auf 
den westlichen CDH-Vorschlag gefördert werden soll. Das lange erwartete öst-
liche Non-Paper zur menschlichen Dimension18 enttäuschte jedoch, da Elemente 
eines konkreten Mechanismus zur besseren Implementierung fehlen und erneut 
der generelle Souveränitätsvorbehalt aufgenommen wird. Schwierigster östlicher 
Partner bleibt RUM, das völlig unberührt von „Glasnost“ und „Perestroika“ er-
scheint und das in erster Linie für die schlechte Bilanz von Korb III verantwort-
lich ist. Die Behauptung der RUM-Delegation, andere östliche Partner versteck-
ten sich hinter ihr, ist nur teilweise glaubwürdig. Immerhin lehnt es die östliche 
Vormacht ab, Blocksolidarität im Sinne größerer Konzessionsbereitschaft zu er-
zwingen. 
4) Die NNA-Staaten 
Die Neutralen und Ungebundenen haben ihre Absicht nicht verwirklichen können, 
nach dem Vorbild des Madrider Treffens19 ein gemeinsames und umfassendes 
(Kompromiß-)Papier vorzulegen. Es fehlte ihnen – wie sie meinen – so weitgehend 
an Gemeinsamkeiten zwischen West und Ost, daß eine „seriöse Vermittlung“ 
nicht möglich sei. Den NNA selbst fehlt es allerdings auch an der notwendigen 
Geschlossenheit und Gemeinsamkeit der Interessen, um einheitliche Positionen 
zu entwickeln und zu vertreten. 
Zur militärischen Sicherheit haben SCN20, JUG und ZYP21 jeweils einen eigenen 
Vorschlag eingebracht. Einig sind sie sich insoweit – gegenüber dem Westen –, 
daß sie möglichst umfassend an den Verhandlungen der 23 beteiligt werden 

 
18 Für das von der KSZE-Delegation der Bundesrepublik in Wien mit Fernkopie vom 11. Dezember 

1987 übermittelte, am Vortag von Bulgarien, der ČSSR, Rumänien und der UdSSR eingeführte Non-
paper vgl. Referat 212, Bd. 153436.  
Botschafter Eickhoff, Wien (KSZE-Delegation), teilte am 14. Dezember 1987 mit, das Non-paper ent-
halte „weder konkrete Formulierungen zu einem Mechanismus zur Bewältigung von Problemfällen 
in der menschlichen Dimension, noch orientiert es sich in seinem Follow-up-Teil an Kaschlews Fest-
stellung, Osten wolle sich an französischen Ideen orientieren. Papier geht sogar noch hinter bereits 
erreichte Ergebnisse zurück, sowohl im bilateralen als auch im KSZE-Kontext. Das gilt namentlich für 
den Versuch, Souveränitätsvorbehalte erneut bei der Behandlung von Menschenrechtsfragen festzu-
schreiben.“ Vgl. den Drahtbericht Nr. 1962; Referat 212, Bd. 153430. 

19 In Madrid fand vom 11. November 1980 bis 9. September 1983 die zweite KSZE-Folgekonferenz statt. 
Vgl. dazu AAPD 1983, II, Dok. 223. 

20 Zu dem von Schweden am 31. Juli 1987 auf der KSZE-Folgekonferenz in Wien eingeführten Vorschlag 
für eine Konferenz über Vertrauens- und Sicherheitsbildende Maßnahmen und Abrüstung in Europa 
(CSCE/WT.131) vgl. Dok. 225, Anm. 30. 

21 Für den von Jugoslawien am 22. September 1987 auf der KSZE-Folgekonferenz in Wien eingeführten 
Vorschlag für eine Konferenz über Vertrauens- und Sicherheitsbildende Maßnahmen und Abrüstung in 
Europa (CSCE/WT.133) vgl. Referat 212, Bd. 153446.  
Für den von Zypern am selben Tag eingeführten Vorschlag zum selben Thema (CSCE/WT.134) vgl. 
Referat 212, Bd. 153446.  
Botschafter Eickhoff, Wien (KSZE-Delegation), berichtete am 25. September 1987, die fehlende Kohä-
renz der N+N-Staaten sei deutlich geworden, „als JUG und ZYP jeweils eigene Vorschläge zur mili-
tärischen Sicherheit einbrachten, sich also nicht dem schwedischen Text anschlossen. Obgleich beide 
Vorschläge den westlichen Ansatz von zwei Verhandlungssträngen respektieren und übernehmen, geht 
insbesondere die jugoslawische Forderung nach jederzeitigem Zugang auch zu den KRK-Verhandlun-
gen weit über die westlichen Vorstellungen von der Einbindung der 23er-Gespräche in den ‚Rahmen 
der KSZE‘ hinaus.“ Vgl. den Drahtbericht Nr. 1406; Referat 212, Bd. 153429. 
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und ihnen – durch Fortführung der KVAE – die Option einer späteren Teil-
nahme auch an Abrüstungsverhandlungen erhalten bleibt. 
Für ungenügend halten die Neutralen gleichfalls die sich abzeichnenden Er-
gebnisse beim Umweltschutz. Wohl aus diesem Grund verhinderten sie in der 
Schlußwoche gegen den Wunsch von West und Ost, daß erste Textelemente in 
Korb II auch förmlich festgehalten („notiert“) wurden. 
Zu den schwierigen Verhandlungspartnern im Lager der NNA zählten weiterhin 
ZYP und JUG, die Sonderinteressen bei den Prinzipien verfolgen und mit ihren 
Forderungen zur militärischen Sicherheit selbst unter den NNA keine Unter-
stützung finden. 
Die Rolle der Vermittlung mußte deshalb vollständig von den Koordinatoren 
übernommen werden, die zum Prinzipienkatalog22, den Materien von Korb II23 
 
22 Botschafter Eickhoff, Wien (KSZE-Delegation), berichtete am 25. September 1987, die Redaktions-

gruppe „S“ (Prinzipien) habe sich darauf geeinigt, daß der Koordinator für Korb I, Torovsky, zu den 
Themen Terrorismus, friedliche Streitbeilegung, allgemeine Aspekte von Prinzip VII, Kenntnis der 
Menschenrechte, Minderheiten und Religionsfreiheit eigene Non-paper vorlegen solle, die dann in den 
Kontaktgruppen redaktionell behandelt würden: „Es wird angestrebt, akzeptierte Textteile sowie 
Lösungen für weitere offene Fragen in den Gesamtentwurf der N+N einzubringen. Ein erstes Non-
paper des Koordinators liegt zu Terrorismus vor.“ Vgl. den Drahtbericht Nr. 1407; Referat 212, 
Bd. 153429.  
Für das Non-paper Torovskys vom 24. September 1987 zum Terrorismus vgl. die Fernkopie der KSZE-
Delegation der Bundesrepublik in Wien vom 24. September 1987 bzw. für dessen Neufassung vom 
24. November 1987 die Fernkopie vom 25. November 1987; Referat 212, Bd. 153436.  
Vgl. ferner das Non-paper Torovskys vom 25. September 1987 zu allgemeinen Aspekten von Prinzip VII 
der KSZE-Schlußakte; Anm. 34.  
Für das Non-paper Torovskys vom 1. Oktober 1987 zur Religionsfreiheit vgl. die Fernkopie der KSZE-
Delegation der Bundesrepublik in Wien vom 1. Oktober 1987 bzw. für dessen Neufassung vom 27. No-
vember 1987 die Fernkopie vom 30. November 1987; Referat 212, Bd. 153436.  
Vgl. ferner das Non-paper vom 23. Oktober 1987 zu Bewegungsfreiheit, Gefangenen und zum Prin-
zip IX; Anm. 33.  
Vgl. außerdem das Non-paper „Synopse der vorhandenen Änderungsvorschläge“ zur Freizügigkeit, das 
von Botschaftsrat Stüdemann, Wien (KSZE-Delegation), am 2. Dezember 1987 übermittelt wurde; 
Referat 212, Bd. 153436. 

23 Vgl. dazu die mit Fernkopie Nr. 218 der KSZE-Delegation der Bundesrepublik in Wien vom 6. Oktober 
1987 bzw. mit Fernkopien vom 22. Oktober und 3. November 1987 übermittelten Texte des Koordina-
tors für Korb II, Clavel; Referat 212, Bd. 153436.  
Botschafter Eickhoff, Wien (KSZE-Delegation), berichtete am 6. Oktober 1987, das Papier zu Umwelt-
schutz und Reaktorsicherheit vom selben Tag sei „unter weitestgehender deutscher Mitarbeit entstan-
den. Erste Diskussion in EG ergab, daß Papier praktisch alle in den entsprechenden EG-Vorschlägen 
enthaltenen Elemente reflektiert und daher eine gute Grundlage und Ausgangsposition für die weite-
ren Verhandlungen darstellt.“ Vgl. den Drahtbericht Nr. 1488; Referat 212, Bd. 153430.  
Eickhoff teilte am 14. Oktober 1987 weiter mit, der Textentwurf Clavels vom 13. Oktober 1987 zum 
Themenbereich Handel und industrielle Kooperation sei eine „akzeptable Basis für die bevorstehenden 
Textverhandlungen“. Darin seien „alle westlichen Punkte enthalten, wenn auch nicht immer in 
der von uns vorgeschlagenen Präzision. Hervorzuheben ist, daß es dem Koordinator gelungen ist, 
die konfrontativen Themen Handelshemmnisse und Kompensation so zu entschärfen, daß sich für 
West wie Ost annehmbare Textlösungen abzeichnen.“ Vgl. den Drahtbericht Nr. 1538; Referat 212, 
Bd. 153430.  
Am 23. Oktober 1987 führte Eickhoff aus, Clavels Textentwurf zu Wissenschaft und Technik vom 
selben Tag könne trotz unterschiedlicher Positionen der KSZE-Teilnehmerstaaten zur Rolle der 
Wissenschaftsfreiheit als „Grundlage für die weitere Arbeit in Korb II akzeptiert werden“. Vgl. den 
Drahtbericht Nr. 1607; Referat 212, Bd. 153430.  
Weiter berichtete Eickhoff am 29. Oktober 1987: „Korb-II-Koordinator hat seine Text-Editionen mit 
Papieren zu Varia – Transport, Tourismus, Wanderarbeit, Ausbildung, ECE – und zu Globalaspekten 
der internationalen wirtschaftlichen Zusammenarbeit abgeschlossen (Texte IV und V werden mit FK 
übermittelt). Er hat seine strategische Linie des Abbaus von Konfrontationspotentialen durchgehalten 
und damit eine tragfähige substantielle Basis für ein Korb-II-Schlußdokument des WFT geschaffen. 
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und jetzt auch zu den menschlichen Kontakten24 (von Korb III) umfassende 
Papiere vorlegten, an denen sich die kommenden Verhandlungen weitgehend 
orientieren dürften. 
5) Deutschlandpolitische Aspekte 
Bei der Verfolgung unserer deutschlandpolitischen Interessen zu den Themen 
der menschlichen Dimension von – gegenüber allen anderen TNS – singulärem 
Gewicht klaffen östliche Ankündigungen auf hoher Ebene und Verhandlungs-
stand immer noch weit auseinander. DDR zeigt zwar am Rande der Konferenz 
Verständnis für einen besonderen Handlungsbedarf bei menschlichen Kontak-
ten, namentlich beim Reiseverkehr, mußte aber – im Gegensatz zu ihrer selbst-
bewußt vorgetragenen Implementierungsbilanz – Grenzen ihres Entgegenkom-
mens offenbaren: 
– Mindestumtausch25 (Beseitigung dieses gravierenden Einreisehindernisses für 

Familienreisen und/oder als lineare oder differenzierte Reduktion „in Wien 
nicht machbar“); 

– Behebung der „Illegalen“-Fälle (DDR bilateral zu uns: „ist für uns Prinzipien-
frage“); 

– weitere Reduzierung der Kontaktbeschränkungen. 
DDR gibt dennoch – ungeachtet ihrer Blocksolidarität – zu verstehen, daß ihr 
größere Konzessionen möglich sind als anderen WP-Staaten. 
DDR-Delegation hat selbstbewußten und offeneren Stil gegenüber früheren 
KSZE-Veranstaltungen durchgehalten und gibt sich weiterhin geschäftsmäßig 
und auf Fortschritt drängend. 
In der vierten Runde gab es keine „querelles allemandes“ (insbesondere nicht 
zum Schußwaffengebrauch an Grenzen). Zwischen beiden Delegationen besteht 
auf allen Ebenen eine an sachlicher Arbeit orientierte und enge Zusammen-
arbeit, die deutlich besser ist als mit anderen WP-Delegationen. 
6) Die eigene Delegation 
Bereits zu Beginn der Sitzungsperiode legte StM Schäfer die Kontinuität unserer 
KSZE-Politik und unsere konkreten Ziele auf dem WFT dar.26 Er gab auch 
bereits Zeit und Ort der von uns vorgeschlagenen West-Ost-Wirtschaftskonfe-
renz27 bekannt: Das Expertentreffen soll März/April 1990, die Konferenz einen 
Monat später im Raume Bonn stattfinden. Unseren Anspruch auf Ausrich-
tung der Konferenz haben wir mehrfach – in der Allianz wie im Kreise der 35 – 
bekräftigt. 
Im Rahmen der innerwestlichen Abstimmung drängen wir beharrlich darauf, 
alle Möglichkeiten zu nutzen, um konkrete Verbesserungen zu vereinbaren und 

Fortsetzung Fußnote von Seite 1910 
In allen drei Körben scheinen jetzt die Voraussetzungen gegeben, nach Überwindung der derzeitigen 
Stagnationsphase nötigenfalls in kurzer Zeit den endgültigen Text des WFT-Schlußdokuments fertig-
zustellen.“ Vgl. den Drahtbericht Nr. 1644; Referat 212, Bd. 153430. 

24 Vgl. Anm. 7. 
25 Zur Regelung des Mindestumtauschs bei Besuchen in der DDR vgl. Dok. 245, Anm. 9. 
26 Für den Wortlaut der Rede des Staatsministers Schäfer am 22. September 1987 in der Plenarsitzung 

der KSZE-Folgekonferenz in Wien vgl. BULLETIN 1987, S. 801–804. 
27 Zum Vorschlag der EG-Mitgliedstaaten vom 18. Februar 1987 für eine West-Ost-Konferenz über wirt-

schaftliche Zusammenarbeit in Europa vgl. Dok. 43, Anm. 12. 
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einen entsprechenden Konsens festzuhalten. Dies führt immer wieder zu tak-
tischen Differenzen mit den westlichen Maximalisten, die auf den Vorrang 
„schwerer“ vor „leichten“ Texten bestehen. Auch in den Redaktionsgruppen28 
bleibt die Delegation bemüht, Annäherungen durch pragmatisches Vorgehen zu 
erleichtern und dogmatische Rigidität zu vermeiden. 
29II. Zu den Körben im einzelnen 
1) Beim Prinzipienkatalog ist es dem Koordinator30 zwar gelungen, einen er-
heblichen Teil westlicher Anliegen in eigene Non-Paper aufzunehmen und damit 
zur Diskussionsgrundlage zu machen. Die Kompromißfähigkeit dieser Texte fand 
jedoch bislang ihre Grenzen an mangelnder östlicher Bewegung in wichtigen 
Substanzfragen. Hinzu kommt, daß ZYP und JUG eigene Belange (bei territoria-
ler Integrität31 bzw. Minderheitenschutz32) durchzusetzen suchten. Andererseits 
ist es westlicher Unbeweglichkeit zuzuschreiben, wenn der Koordinator bisher 
keinen kompromißfähigen Text zu einem Mechanismus in der menschlichen 
Dimension hat vorlegen können. 
Vorläufig vereinbart – ohne bislang notiert zu sein – ist integral nur ein Text des 
Koordinators zu den Wirtschafts-, Sozial- und kulturellen Rechten. Osten hat hier 
eingelenkt und auf Fixierung bestimmter Bereiche mit besonderem Implemen-
tierungsbedarf (z. B. Arbeitslosigkeit, Obdachlosigkeit) verzichtet. Westen ist es 
gelungen, das zur Unterscheidung von den bürgerlichen und politischen Men-
schenrechten wichtige Definitionsmerkmal der allmählichen Verwirklichung (to 
realize progressively) dieser Gruppe von Rechten festzuschreiben. 
Größere Teile eines Textes zum Schutz von Inhaftierten stehen fest (einschließ-
lich einer Passage zum Schutz vor medizinischem und psychiatrischem Miß-
brauch).33 Das hier erzielte vorläufige Einvernehmen, einschließlich der Thema-

 
28 Durchgängig korrigiert aus: „Red.Gruppen“. 
29 Beginn des mit Drahtbericht Nr. 2011 übermittelten dritten Teils des Fernschreibens. Vgl. Anm. 1. 
30 Koordinator für Korb I war Rudolf Torovsky. 
31 Botschafter Eickhoff, Wien (KSZE-Delegation), teilte am 25. September 1987 mit: „Zypern legte Non-

paper zu Prinzip IV (territoriale Integrität) vor, das anstelle des zypr[ischen] Vorschlags WT.52 treten 
soll. Kursorische Behandlung des Inhaltes zeigte eher Verhärtung zypr. Haltung. Östliche Forderungen 
des Verbotes der Unterstützung sezessionistischer Bewegungen sind in das Papier eingegangen. Mög- 
licher Ausweg könnte in allgemeiner Bekräftigung von Prinzip IV in einem Schlußdokument bestehen – 
ohne jede Qualifizierung, wie sie zypr. Papier vorsieht.“ Vgl. den Drahtbericht Nr. 1407; Referat 212, 
Bd. 153429.  
Für das von Zypern am 23. September 1987 in der Redaktionsgruppe „S“ (Prinzipien) der KSZE-
Folgekonferenz in Wien eingeführte Non-paper vgl. Referat 212, Bd. 153436. 

32 Botschafter Eickhoff, Wien (KSZE-Delegation), berichtete am 3. Oktober 1987, Jugoslawien habe in 
Ergänzung zu seinem von Ungarn unterstützten Vorschlag vom 13. Februar 1987 über nationale 
Minderheiten (WT.46) ein Non-paper zum Thema eingebracht, „das weiterhin nur den Schutz des 
Gruppenrechts anerkennt. Es läßt keinen Raum für Kompromisse mit dem westlichen Vorschlag zur 
Sicherung der Rechte von Angehörigen der Minderheiten. SU-Vertreter hat zwar offen Präferenz für 
westlichen Ansatz gezeigt. Angesichts der rumänischen Weigerung, über Madrid hinauszugehen, und 
des ungarischen Bestehens auf Behandlung beider Vorschläge sieht sich Koordinator gegenwärtig 
außerstande, einen eigenen Vorschlag zu diesem Fragenkomplex zu entwickeln.“ Vgl. den Drahtbericht 
Nr. 1460; Referat 212, Bd. 153430.  
Für das mit Fernkopie der KSZE-Delegation der Bundesrepublik in Wien am 31. Juli 1987 übermittelte 
Non-paper Jugoslawiens zu den Rechten von Minderheiten vgl. Referat 212, Bd. 153436. 

33 Vgl. dazu das mit Fernkopie des Botschaftsrats Stüdemann, Wien (KSZE-Delegation), vom 23. Oktober 
1987 übermittelte Non-paper des Koordinators für Korb I, Torovsky, vom selben Tag zu Bewegungs-
freiheit, Gefangenen und zum Prinzip IX; Referat 212, Bd. 153436. 
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tisierung des Mißbrauches der Psychiatrie, ist die bisher wohl wesentlichste 
menschenrechtliche Festlegung des WFT. Vom Koordinatorenpapier zu den all-
gemeinen Aspekten von Prinzip 7 (MR)34 sind lediglich die Teile zur Veröffentli-
chung und Zugänglichkeit entsprechender Texte unstreitig. Auch die Erwartun-
gen, daß Osten im Bereich Religionsfreiheit größeres Maß an Bewegung zeigen 
würde, haben sich noch nicht wirklich bestätigt. Vor allem zur Frage des Reli-
gionsunterrichtes gibt es noch weitgehende Vorbehalte. Erhebliche Probleme 
bestehen außerdem bei der Freizügigkeit, die Osten nur zusammen mit massi-
vem, die Grundrechtssubstanz negierendem Vorbehalt der nationalen Gesetz-
gebung gelten lassen will. Beim Text zum Schutz Angehöriger nationaler Minder-
heiten35 sind die Fronten zwischen GR und RUM, die allenfalls eng umrissenen 
Schutz betroffener Einzelpersonen zu akzeptieren bereit sind, sowie JUGs und 
UNGs, die Fortentwicklung der KSZE-Verpflichtungen zur Sicherung von Grup-
penrechten verlangen, noch völlig offen. Osten verweigert im übrigen nach wie 
vor substantielle Regelungen zur Verbesserung der Rechtsmittel bei Menschen-
rechtsverletzungen. Er weigert sich ebenso entschieden, im Hinblick auf Prin-
zip 936 Einzelpersonen und nicht-staatlichen Organisationen eine adäquate Rolle 
im KSZE-Prozeß zuzubilligen. 
Unter den N+N besteht ZYP auf einer Veränderung des Wortlauts von Prin-
zip 437 angesichts der andauernden Verletzungen seiner territorialen Integrität.38 
Außerdem fordert es wirksame KSZE-Verpflichtungen zur Lösung der Probleme 
der zypriotischen Flüchtlinge. 
 
34 Punkt VII der Prinzipienerklärung der KSZE-Schlußakte vom 1. August 1975 betraf die „Achtung der 

Menschenrechte und Grundfreiheiten, einschließlich der Gedanken-, Gewissens-, Religions- oder 
Überzeugungsfreiheit“. Für den Wortlaut vgl. SICHERHEIT UND ZUSAMMENARBEIT, Bd. 2, S. 917 f.  
Botschafter Eickhoff, Wien (KSZE-Delegation), berichtete am 25. September 1987: „Koordinator 
Torovsky hat Delegationen am 24.9.1987 per F[ern]K[opie] übermitteltes Non-paper zu allgemeinen 
Aspekten von Prinzip VII H[elsinki-]S[chluß]A[kte] zukommen lassen.“ Eine erste Bewertung zeige, 
„daß Papier in weiten Passagen des operativen Teils (Veröffentlichung der Texte, Rechtsmittel bei 
MR-Verletzungen, MR-Beobachter) auf westliche (s[iehe] Non-paper vom 22.7.) und N+N-Vorstellun-
gen zurückgeht. Östliche Prioritäten (Verbindung von Implementierung mit Abrüstung, Abhängigkeit 
der bürgerlichen und politischen Grundrechte von den Wirtschafts- und Sozialrechten) haben keinen 
Eingang in den Text gefunden. Text geht im übrigen stärker auf Beziehungen zwischen den beiden 
Menschenrechtskategorien ein. Er geht damit über bisherige KSZE-Texte hinaus und kommt im-
mer wieder deutlich gewordenem östlichen Ziel einer stärkeren Verankerung der Wirtschafts- und 
Sozialrechte entgegen. Aus hiesiger Sicht können wir dies mittragen.“ Vgl. den Drahtbericht Nr. 1404; 
Referat 212, Bd. 153429.  
Für das Non-paper Torovskys zu Prinzip VII vgl. die Fernkopie der KSZE-Delegation der Bundes-
republik in Wien vom 25. September 1987; Referat 212, Bd. 153436. 

35 Vgl. dazu das mit Fernkopie des Botschaftsrats Stüdemann, Wien (KSZE-Delegation), vom 3. Novem-
ber 1987 übermittelte Non-paper des Koordinators für Korb I, Torovsky, vom 2. November 1987 zum 
Schutz nationaler Minderheiten; Referat 212, Bd. 133565. 

36 Punkt IX der Prinzipienerklärung der KSZE-Schlußakte vom 1. August 1975 betraf die „Zusammen- 
arbeit zwischen den Staaten“. Für den Wortlaut vgl. SICHERHEIT UND ZUSAMMENARBEIT, Bd. 2, S. 918 f. 

37 Punkt IV der Prinzipienerklärung der KSZE-Schlußakte vom 1. August 1975 betraf die „territoriale 
Integrität der Staaten“. Für den Wortlaut vgl. SICHERHEIT UND ZUSAMMENARBEIT, Bd. 2, S. 916. 

38 Am 15. Juli 1974 unternahm die von griechischen Offizieren befehligte zypriotische Nationalgarde 
einen Putsch gegen Präsident Makarios, der am Folgetag Zypern verließ. Am 20. Juli 1974 landeten 
türkische Truppen auf Zypern. Am 22. Juli 1974 trat ein Waffenstillstand in Kraft. Vgl. dazu AAPD 
1974, II, Dok. 217.  
Am 8. August 1974 wurde ein Abkommen über die Festlegung der Demarkationslinien auf Zypern 
abgeschlossen; jedoch begann am 14. August 1974 ein erneuter Angriff türkischer Truppen. Die militä-
rischen Operationen wurden am 16. August 1974 nach Appellen des VN-Sicherheitsrats weitgehend 
eingestellt. Vgl. dazu AAPD 1974, II, Dok. 233, Dok. 236 und Dok. 238. 
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Die Gründe für östliches Einlenken bei Wirtschafts- und Sozialrechten (bei 
gleichzeitiger Verhärtung in anderen Bereichen von Prinzip 7) sind schwer zu 
fassen. Vieles spricht dafür, daß insbesondere SU verstärkt die Durchsetzung des 
Moskauer Konferenzprojektes betreibt und in diesem Zusammenhang einerseits 
Ballast abwerfen, andererseits aber Druck in den Bereichen erhalten will, die für 
Westen besondere Priorität haben. Mangelnde Flexibilität des Westens, das 
eigene Flaggschiff CDH (WT.19) zu befördern, und seine Unfähigkeit, eine ge-
meinsame Position zum Moskauer Konferenzvorschlag zu erarbeiten, hat Osten 
veranlaßt, seinerseits Bewegung in diesen Kernbereich westlicher Bemühungen 
zu bringen. Er hat seinen Vorschlag einer Moskauer Konferenz – wenn auch nur 
marginal und mit unakzeptablen Bedingungen verknüpft – um Teile des Mecha-
nismus aus WT.19 erweitert und damit (erwartungsgemäß) Moskauer Konferenz 
und CDH im Ansatz verbunden. 
Zum Rundenschluß hat der Koordinator ein – alle Themen und damit alle west- 
liche Anliegen umfassendes – konsolidiertes (Kompromiß-)Papier vorgelegt, das 
die Grundlage der Verhandlungen im nächsten Jahr bilden dürfte.39 
2) Zur militärischen Sicherheit liegen (nach Einbringung der Texte von JUG und 
ZYP unmittelbar zu Beginn der vierten Sitzungsperiode) zwar insgesamt zwölf 
Vorschläge auf dem Verhandlungstisch. Sie werden jedoch in ihrer Mehrzahl ohne 
Bedeutung für das Schlußdokument bleiben. Verhandlungsgrundlagen bilden im 
wesentlichen der westliche Vorschlag WT.12940 sowie die Texte von SCN und 
JUG, die in ihrer Struktur der westlichen Aufteilung in zwei Verhandlungen – 
über weitere VSBM einerseits, KRK andererseits – folgen. 
Der Einstieg in die konkrete Redaktionsarbeit gelang bereits in den ersten Wo-
chen dieser Runde mit der (dem WFT übertragenen) Bewertung der Stockholmer 
Verhandlungen; außerdem konnten erste Elemente eines Präambel-Textes notiert 
werden. Weitere Texteinigungen scheiterten an der (von der Allianz abgelehnten) 
zentralen Forderung des WP und der N+N, einer Formulierung zur Wiederauf-
nahme/Fortsetzung der KVAE zuzustimmen. WP/N+N können für ihr Anliegen 
gewichtige Gründe geltend machen: 
– KVAE ist nur suspendiert, über Wiederaufnahme/Fortsetzung muß entschie-

den werden; 
– KVAE ist ein stufenweiser Prozeß; 
– die Komponente „und Abrüstung“ sichert den N+N zumindest die Option einer 

künftigen Beteiligung. 

 
39 Für das konsolidierte Non-paper des Koordinators für Korb I, Torovsky, vom 18. Dezember 1987 

zum Prinzipienkatalog vgl. die Fernkopie der KSZE-Delegation der Bundesrepublik in Wien vom sel-
ben Tag; Referat 212, Bd. 153436.  
Botschafter Eickhoff, Wien (KSZE-Delegation), teilte dazu am 18. Dezember 1987 mit: „Erstmals liegen 
nunmehr Koordinatorentexte zur Präambel des Prinzipienteils und zur Abschaffung der Todesstrafe 
vor. In der Präambel haben sich sowohl das zypriotische Interesse an einer erneuten Bekräftigung des 
Prinzips der territorialen Integrität (vierter Absatz) als auch der polnische Vorschlag WT.65 zur 
Anpassung der nationalen Gesetzgebung an die KSZE-Verpflichtungen (dritter Absatz) niedergeschla-
gen. […] Strittig sind insbesondere die Absätze zur Freizügigkeit, zum Minderheitenschutz, zur 
friedlichen Streitbeilegung, zur Religionsfreiheit sowie zum Prinzip 9 (Zusammenarbeit der Staaten).“ 
Vgl. den Drahtbericht Nr. 2013; Referat 212, Bd. 153430. 

40 Zum Vorschlag CSCE/WT.129 der NATO-Mitgliedstaaten vom 10. Juli 1987 vgl. Dok. 216, Anm. 8. 



18. Dezember 1987: Eickhoff an Auswärtiges Amt 377 

1915 

Der Westen zieht sich demgegenüber auf seinen Vorschlag zurück, der diese 
Kardinalfrage wegen US/F-Meinungsunterschiede ausklammert, und verschanzt 
sich hinter „konstruktiven Zweideutigkeiten“. F kann den Begriff „KVAE“ nur in 
der Präambel oder in einer Überschrift als Klammer für beide Verhandlungs-
stränge akzeptieren, nicht aber beschränkt auf den VSBM-Teil, wo er die KRK-
Gespräche von der „Konferenz“ trennen würde. Hingegen lehnt US einen Bezug 
in einer Präambel strikt ab, da er das Autonomiekonzept für die Stabilitäts-
verhandlungen aufweichen würde. Alternative Lösungsansätze wurden innerhalb 
der Allianz bislang nicht erörtert. Sie werden angesichts konzeptioneller Schwä-
chen von WT.129 und unverminderten Drängens der N+N (unterstützt durch WP) 
zu einem späteren Zeitpunkt aber unvermeidbar sein. 
Gleichfalls ohne Annäherungen wurde die Forderung der N+N nach einer mög-
lichst engen Verbindung („Link“) beider Verhandlungsstränge behandelt. 
Die N+N tolerieren zwar die Autonomie der 23. Sie setzen aber alles daran, die 
ihnen verbleibenden Einwirkungsmöglichkeiten (durch maximale Ausgestaltung 
der sogenannten Link-Elemente) zu nutzen. Unterstützt werden sie dabei durch 
den WP, der für eine KSZE-freundliche Lösung eintreten kann, ohne seine Posi-
tion hinsichtlich der Mandatsgespräche zu präjudizieren. Die im Verlauf der 
Diskussion präzisierten Vorstellungen der N+N (Meinungsführer: SCN/CH/A) 
zu den Link-Elementen: 
– strikte Parallelität beider Verhandlungen (nach Zeit, Ort, Gebäude), 
– detaillierte Ausgestaltung des Informations-/Meinungsaustauschs, 
– Überprüfung der KRK-Ergebnisse sowie Entscheidungsfunktion durch näch-

stes KSZE-Folgetreffen, 
wurden vom Westen defensiv auf der Grundlage von WT.129 zurückgewiesen. 
Er plädierte im Gegenzug dafür, Einzelheiten den eigentlichen Verhandlungen 
zu überlassen. 
Angesichts des zum Rundenende deutlichen Stillstands in RG41 „S“ wird es dar-
auf ankommen, innerwestlich einen modifizierten Ansatz zu den beiden Kardi-
nalfragen zu erarbeiten, der besser als bisher auf Positionen der NNA eingeht, 
die anderenfalls damit drohen – so CH –, durch Konsensverweigerung ihre „un-
abdingbaren“ Sicherheitsinteressen zu wahren. 
423) Der Stellenwert von Korb II hat im Verlauf der Verhandlungen deutlich 
zugenommen – nicht zuletzt auch deshalb, weil der Westen stärker als in der 
Vergangenheit eigene Anliegen verfolgt. 
Das hängt einmal mit der neuen Bedeutung des Umweltschutzes als Korb-II-
Materie zusammen; zum anderen aber auch mit einer stärkeren Akzentuierung 
westlicher Interessen im Kapitel Handel und industrielle Kooperation. Im Um-
weltschutz hat der Osten großen Nachholbedarf (hinsichtlich des Beitritts zu 
internationalen Abkommen wie bei praktischen Maßnahmen auf nationaler 
Ebene). Er sieht sich deshalb westlichen wie neutralen Forderungen gegenüber. 
Bei Handel und wirtschaftlicher Zusammenarbeit hat der Westen die Verbesse-
rung geschäftlicher Rahmenbedingungen und kommerzieller Infrastruktur in 

 
41 Redaktionsgruppe. 
42 Beginn des mit Drahtbericht Nr. 2012 übermittelten vierten Teils des Fernschreibens. Vgl. Anm. 1. 
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einer Weise konkretisiert, daß östliche Anliegen in der industriellen Kooperation 
(Joint-ventures!) an Verhandlungsgewicht einbüßen. Die westlichen Forderungen 
haben zwar vor dem Hintergrund östlicher Wirtschaftsreformen (insbesondere 
der SU) bessere Durchsetzungschancen. Der Osten hat sich dennoch (aus takti-
schen Gründen?) bisher zu keinen Zugeständnissen bereit gefunden. 
Das traditionelle Reizthema der Handelshemmnisse einschließlich der Sicher-
heitsaspekte (COCOM) wird durch den westlichen Vorschlag zur Kompensation43 
neutralisiert. 
Diese Verlagerung in der Interessenzuordnung hat zwei unterschiedliche Kon-
sequenzen: Zum einen hat die Hebelkraft von Korb II zur Durchsetzung westli-
cher Ziele in anderen Körben spürbar nachgelassen. Zum anderen hat der Osten 
kein vorrangiges Interesse mehr an schneller Einigung in diesem Bereich. 
In der zu Ende gegangenen Konferenzphase hat dies zu mehrfachen östlichen 
Verzögerungsmanövern geführt. In den letzten Wochen war überhaupt keine 
Bewegung des Ostens mehr in Kernfragen von Korb II erkennbar. Immerhin 
gelang es, den Koordinator44 zur Vorlage von Papieren zu veranlassen, die den 
gesamten Textteil eines Schlußdokuments des WFT abdecken. Diese Papiere 
werden als Arbeitsgrundlage von allen Gruppen anerkannt und zeigen über-
wiegend realistische Kompromisse auf. Gegen hinhaltenden Widerstand ein-
zelner Delegationen (USA) hat der Koordinator zudem ein Papier mit Mandats-
elementen für Folgeveranstaltungen in Korb II45 erarbeitet. 
Die praktischen Resultate der Redaktionsarbeit sind dagegen bescheiden geblie-
ben: Zum Umweltschutz wurden drei Texte zu gefährlichen Abfällen, zu poten-
tiell gefährlichen Chemikalien sowie zu Flora und Fauna zwar fertiggestellt („ein-
gefroren“), nicht aber „notiert“. (Notieren ist nach „einfrieren“ die nächsthöhere 
Stufe der Festlegung im Redaktionsverfahren des Korbes II. Dies scheiterte an 
der mangelnden Bereitschaft der NNA, zum jetzigen Zeitpunkt bereits Bin-
dungen an Umwelttexte einzugehen.) Obwohl die Sachpositionen zu anderen 
Fragen (z. B. EMEP46, Umwelterziehung) nicht weit auseinanderlagen, erschöpfte 
sich die Einigungsfähigkeit mit diesen Texten. Der Osten hat im übrigen durch 
seine Forderung nach Transfer von Umwelttechnologie jeden Lösungsansatz bei 
den schwierigeren Umweltfragen blockiert. 
Im Bereich Handel und industrielle Kooperation wurden lediglich Texte zu 
Schiedsgerichtsbarkeit und Marketing (nach mühsamen Verhandlungen) ab-
geschlossen („eingefroren“). 
Trotz des zuletzt mühsamen und zähen Arbeitsrhythmus erscheint eine merkli-
che Beschleunigung der Verhandlungen möglich. Sie setzt allerdings voraus, daß 
die Kompromiß- und Konzessionsbereitschaft auf allen Seiten deutlich zunimmt. 

 
43 Am 13. März 1987 führten die USA, die EG-Mitgliedstaaten, Kanada und die Schweiz auf der 

KSZE-Folgekonferenz in Wien einen Vorschlag zu Kompensationsgeschäften ein. Darin wurde gefor-
dert, daß „die Teilnehmerstaaten politische Konzepte, die Kompensationsgeschäfte gleich welcher Form 
fördern, weder begünstigen noch beschließen oder beibehalten“. Für den Vorschlag CSCE/WT.115 vgl. 
Referat 212, Bd. 153446. 

44 Jean-Daniel Clavel. 
45 Für das Non-paper des Koordinators für Korb II, Clavel, vom 18. Dezember 1987 zu „Suggestions for 

items to be considered in the mandates of possible follow-up meetings“ vgl. die Fernkopie der KSZE-
Delegation der Bundesrepublik in Wien vom selben Tag; Referat 212, Bd. 153436. 

46 European Monitoring and Evaluation Programme. 
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Das neue Jahr wird mit der Behandlung des Themas Wissenschaft und Techno-
logie beginnen, das von westlicher Seite eine behutsame Handhabung erfordert. 
Die östliche Forderung nach konkreter technologischer Zusammenarbeit und der 
westliche Ansatz, Verpflichtungen der Regierungen zu vermeiden, stehen sich 
weiter gegenüber, ohne daß sich bisher Überbrückungsmöglichkeiten anbieten. 
Im Themenbereich Varia sind auch weiter die größten Probleme bei Tourismus 
und Wanderarbeit zu bewältigen. 
4) Die Verhandlungssituation in Korb III ist besonders unbefriedigend und des-
halb besorgniserregend. Die Bilanz der Redaktionsarbeiten ist äußerst beschei-
den; die Positionen der Gruppen klaffen noch immer weit auseinander. Nach 
hoffnungsvollem Beginn – WP hatte A/CH-Non-Paper vom 30.7.87 als tatsäch-
liche Verhandlungsgrundlage akzeptiert – zogen sich die Beratungen – oft unter-
brochen durch zeitraubende Prozedurdebatten und manchmal auch durch Rück-
fälle in polemische Implementierungskritik – zäh dahin. WP machte Fülle von 
stark einschränkenden Änderungsvorschlägen zum A/CH-Text, so daß es kaum 
echte Annäherungen gab und im Bereich menschliche Kontakte lediglich drei 
Texte sowie bei Information ein Absatz notiert werden konnten. 
Sie betreffen im einzelnen: 
(a) Erlaubnis für Familienbesuche auch von entfernteren Verwandten; 
(b) Konsularische und medizinische Betreuung von Besuchern aus anderen TNS; 
(c) Nichtdiskriminierung von Ausreiseanträgen. 
Der Text zum Informationsteil behandelt die Berichterstattung über andere TNS 
und die Bildung von „Telebrücken“ zwischen den TNS. 
In seiner Substanz berücksichtigt das A/CH-Papier weitgehend westliche An-
liegen, darunter auch unsere deutschlandspezifischen Interessen. Schlüssel-
probleme, die sich wohl erst im Wiener Endspiel lösen lassen, sind die grundsätz-
liche Unterscheidung zwischen dem Menschenrecht auf Ausreise und Wieder-
einreise in das eigene Land und der staatlichem Ermessen überlassenen Ein-
reise sowie die vom WP immer wieder erhobene Forderung nach Einschränkung 
neuer Verpflichtungen durch den Vorbehalt der nationalen Gesetzgebung, die 
nach WP-Verständnis auch bereits eingegangenen internationalen Verpflichtun-
gen vorgeht. 
47Die westliche Haltung zeichnete sich insgesamt nicht durch effiziente, flexible 
Verhandlungsweise aus; einige Partner (NL, KAN, B) verhinderten immer wie-
der die Möglichkeit prozeduraler Beschleunigung. GB und F haben mit uns 
besonders eng kooperiert; USA spielten, mangels personeller Kontinuität, im 
Korb III keine führende Rolle. 
WP verhielt sich nicht ungeschickt, letztlich aber durchschaubar: Weitgehende 
Blockierung in der Sache, dagegen öffentlich Bekundung von Konzessionswillen. 
RUM ließ sich in negative Sonderstellung drängen; es lehnt bisher grundsätzlich 
Vereinbarungen von Fristen in Antragsverfahren ab, hat sich so im Kreis der 
35 isoliert und es anderen WP-Staaten (BUL, ČSSR, auch DDR) erlaubt, sich 
hinter rumänischer Intransigenz zu verstecken. Arbeitsverhältnis zu DDR ist 

 
47 Beginn des mit Drahtbericht Nr. 2014 übermittelten fünften Teils des Fernschreibens. Vgl. Anm. 1. 
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gut, doch der Zusammenarbeit sind offenkundige Grenzen gesetzt, weil eine 
Reihe von Vorschlägen unmittelbar DDR betreffen. Sie mußte bekennen, daß 
Abschaffung von Mindestumtausch-Erfordernissen und auch Regelung der sog. 
„Illegalen“-Fälle „in Wien nicht machbar“ seien. 
Zusammen mit anderen westlichen Delegationen (insbesondere GB) bevorzugten 
wir kontrollierte Ausarbeitung einzelner Absätze, damit Koordinator in jedem 
Fall über westliche Konzessionsmarge im klaren ist. Dieser hat, von beiden Sei-
ten dazu gedrängt, am Schlußtag der Verhandlungen ein eigenes Papier zum 
Abschnitt Menschliche Kontakte48 vorgelegt, das die für uns wesentliche Sub-
stanz des österreichisch-schweizerischen Papiers erhält. Da es ebenso wie die 
anderen Koordinatoren-Texte während der Konferenzpause vor allem in Moskau 
als Beratungsgrundlage dienen soll, dürfte es die Beratungen im nächsten Jahr 
erleichtern und unsere Hauptanliegen auf diesem für uns zentralen Gebiet jeden-
falls begünstigen. 
5) Zu Fragen des Mittelmeerraumes wurden weiterhin nur die beiden Vorschläge 
– der Ungebundenen MLT/JUG/ZYP (WT.40) für ein Expertentreffen mit um-

fassender Thematik49 und 
– des Westens (WT.50) für ein Treffen über den Schutz der mediterranen Öko-

systeme50 behandelt. 
Die Diskussion wurde nach folgenden Elementen strukturiert: 
– Bewertung des Seminars von Venedig51, 
– Fortsetzung der Bemühungen 
 – Wirtschaft, Wissenschaft, Kultur, 
 – Sicherheit und Zusammenarbeit, 
 – Ökosysteme und neue Felder der Zusammenarbeit, 
– andere Aspekte der Zusammenarbeit. 
Sie sollen jedoch keinesfalls den Inhalt eines Mittelmeerkapitels im SD52 prä-
judizieren, dessen Redaktion noch nicht begonnen hat. 
6) Die Redaktionsgruppe zu den Folgen der Konferenz diskutierte organisato-
rische Fragen (wie Notwendigkeit von Vorbereitungstreffen, Berücksichtigung 
nationaler Feiertage) sowie den Vorschlag San Marinos über ein Dokumentations-
zentrum.53 Festlegungen sind hierzu noch nicht erfolgt. Insbesondere gegen den 
Vorschlag San Marinos bestehen Bedenken (erste54 Institutionalisierung in der 

 
48 Vgl. Anm. 7. 
49 Zum Vorschlag vom 13. Februar 1987 für ein Treffen über Sicherheit und Zusammenarbeit im Mittel-

meerraum vgl. Dok. 106, Anm. 22. 
50 Zum Vorschlag vom 13. Februar 1987 für ein Expertentreffen über mediterrane Ökosysteme vgl. 

Dok. 106, Anm. 36. 
51 Ein Expertenseminar über wirtschaftliche, wissenschaftliche und kulturelle Zusammenarbeit im 

Mittelmeerraum fand vom 16. bis 26. Oktober 1984 statt. 
52 Schlußdokument. 
53 San Marino führte am 17. Juli 1987 auf der KSZE-Folgekonferenz in Wien den Vorschlag ein, 

„in der Stadt San Marino ein unabhängiges und zur Gänze auf ihre eigenen Kosten betriebenes 
KSZE-Dokumentationszentrum einzurichten“. Für den Vorschlag CSCE/WT.130 vgl. Referat 212, 
Bd. 153446. 

54 Korrigiert aus: „ernste“. 
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KSZE), zumal in Helsinki bereits alle KSZE-Dokumente auf Mikrofilm zur Ver-
fügung stehen. 

[gez.] Eickhoff 
Referat 212, Bd. 153430 
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Aufzeichnung des 
Vortragenden Legationsrats I. Klasse Heubaum 

330-504.00 CHL 22. Dezember 1987 

Betr.: Colonia Dignidad1; 
hier: 1) Gespräch der Untersuchungsdelegation nach Rückkehr aus 
Chile am 21.12.1987 mit Herrn StS Dr. Sudhoff; 2) Übergabe des 
Schlußberichts2 

1) Nach Rückkehr aus Chile trug die Delegation am 21.12.1987 (mit Ausnahme 
von Bischof Stehle) im Auswärtigen Amt Herrn StS und den mit der Angelegen-
heit befaßten Mitarbeitern (D 53, Dg 334, RL 3305, RL 5116, RL 5127) die Ergebnisse 
ihrer Mission vor und übergab den Schlußbericht sowie Empfehlungen über das 
weitere Vorgehen. 
2) Die nicht dem Auswärtigen Amt angehörenden Delegationsmitglieder faßten 
ihre Eindrücke und Erkenntnisse wie folgt zusammen: 
a) Delegationsleiter Marré 
Es habe sich um schwierige Mission gehandelt, da von Anfang an Zugang zur CD 
fraglich gewesen sei. Medieninteresse in Chile sei ungewöhnlich stark gewesen; 
 
 1 Zur Colonia Dignidad vgl. Dok. 310. 
 2 Zur Untersuchung der Situation in der Colonia Dignidad hielt sich vom 13. bis 18. Dezember 1987 

eine Sachverständigendelegation aus der Bundesrepublik in Chile auf. Die Delegation setzte sich 
zusammen aus dem ehemaligen Botschafter Marré, dem Vorsitzenden des Landesverbandes Olden-
burg des Deutschen Roten Kreuzes, Osterloh, dem Diplom-Psychologen Salewski, Oberstaatsanwalt 
Sent, Bischof Stehle, Regierungsdirektor Stein vom Bundesministerium der Justiz sowie seitens des 
Auswärtigen Amts Ministerialdirektor Schlagintweit und Legationsrat I. Klasse Gerdts. In ihrem 
undatierten Abschlußbericht hieß es, sie habe den Auftrag gehabt, „zu versuchen, Gespräche mit den 
deutschen Staatsangehörigen zu führen, die in der ‚Colonia Dignidad‘ (CD) wohnen, und sich mehr 
Klarheit über die Verhältnisse in der CD, das Ergehen ihrer Angehörigen und über die Anschuldigungen 
zu verschaffen, die in der deutschen Öffentlichkeit in den letzte Monaten verstärkt aufgetaucht sind. 
Darüber hinaus sollten Gespräche mit deutschen wie chilenischen Persönlichkeiten außerhalb von CD 
geführt werden, die weitere sachdienliche Auskünfte über CD erteilen konnten. Ferner sollten Vor-
schläge für die zukünftige Behandlung des CD-Komplexes erarbeitet werden.“ Vgl. VS-Bd. 14150 (010); 
B 150, Aktenkopien 1987. 

 3 Jürgen Oesterhelt. 
 4 Konrad von Schubert. 
 5 Horst Heubaum. 
 6 Klaus-Jerg Bosch. 
 7 Günter Wasserberg. 
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das mit dem AA vereinbarte „Redeverbot“ vor Presse der Delegation sei nur 
schwer durchzuhalten gewesen. Trotz Scheiterns der Absicht, in der CD zu 
evaluieren, sei man nicht mit leeren Händen zurückgekehrt. Man habe Ge-
spräche sowohl mit gegenüber der CD kritisch wie positiv eingestellten Men-
schen geführt. Die Ergebnisse habe die Delegation in einer Aufzeichnung fest-
gehalten. 
Hervorzuheben sei folgendes: 
Entscheidende Person von CD sei Schäfer. Seine Motivierung sei noch unklar. Er 
habe CD aufgebaut, um seinen persönlichen (perversen) Neigungen nachgehen 
zu können. Die ursprünglich religiöse Komponente von CD sei nicht mehr vor-
handen. Es werde nur noch gearbeitet. Delegation habe sich um Aufklärung der 
Vorwürfe gegenüber Deutschen bemüht. Sie sei den Vorwürfen der Jahre 76/77 
gegen die chilenische Regierung (Folterlager etc.)8 nicht nachgegangen. Ohne 
Beteiligung der chilenischen Regierung sei ein Vorgehen gegen CD nicht mög-
lich. Obwohl Vorkommnisse beim Hubschrauberbesuch des Botschafters und 
Bischof Stehles in der Siedlung zu einer Verstimmung der Polizei (General 
Menne) geführt hätten9 und die Regierung der Delegation ihre Unterstützung 
zugesichert habe, habe die offizielle chilenische Seite offenbar keine Möglichkeit 
gehabt, einen Besuch in CD zu arrangieren. Chilenische Öffentlichkeit sei – wie 
nie zuvor – mit der Angelegenheit befaßt gewesen. Die Zustände in der CD und 
deren Schattenseiten sowie Schäfers Rolle sollten hinfort stärker von unserer 
Seite ins Blickfeld gerückt werden. Chilenische Regierung habe offenbar mit 
Genugtuung zur Kenntnis genommen, daß sich das Interesse der Delegation auf 
den „deutschen Aspekt“ der CD konzentriert habe. 
b) Herr Salewski 
CD stelle nicht das Problem dar, sondern der Homosexuelle Paul Schäfer. Seine 
perverse Einstellung (Vorliebe für Kinder zwischen 8 – 14 Jahren) sei rechtlich 

 
 8 Referat 330 hielt am 5. Dezember 1987 fest: „Erstmalige Erwähnung von CD im Zusammenhang 

mit Menschenrechtsverletzungen in einem Bericht der Ad-hoc-Arbeitsgruppe der Menschenrechts-
kommission der VN vom 4.2.1976 wegen Vorwürfen der Folter und Benutzung als Lager für politische 
Gefangene. […] Erneute Erwähnung von CD in einem Bericht der Ad-hoc-Arbeitsgruppe vom 8.10.1976 
[…] wegen Benutzung als Haftlager des chilenischen Geheimdienstes D[irección de]I[nteligencia] 
NA[cional]. Ein Besuch von Vertretern der Ad-hoc-Arbeitsgruppe in der Siedlung ist nicht zustande 
gekommen. Eine Untersuchung durch die Gruppe als solche wurde abgewiesen.“ Vgl. Referat 330, 
Bd. 159189.  
Zu den Berichten von 1977 über die Colonia Dignidad vgl. Dok. 270. 

 9 Im „Abschlußbericht der Sachverständigendelegation“ wurde dargelegt, die Colonia Dignidad habe 
der Botschaft in Chile auf deren Ankündigung, eine Delegation aus der Bundesrepublik wolle die 
Siedlung besuchen, mitgeteilt, „daß CD in einer Mitgliederversammlung beschlossen habe, die Delega-
tion nicht zu empfangen, weil die Darstellung des Konsularsprechtages in den deutschen Medien 
jede Vertrauensgrundlage zerstört habe. […] Botschafter Kullak-Ublick und Bischof Stehle reisten am 
14.12. gegen 10.00 Uhr, begleitet von einem Polizeigeneral, von Santiago ab. Der Flug war von der 
Polizei per Funk angekündigt. Es wurde ein Hubschrauber benutzt, da CD dem Flughafen in Santiago 
mitgeteilt hatte, der eigene Flugplatz sei ‚überschwemmt‘. Beim Anflug stellte die Besatzung fest, daß 
die Piste von Fahrzeugen blockiert war. Auch der Hubschrauberlandeplatz war durch zwei Fahrzeuge 
und in lebensgefährdender Weise durch Papp-Platten unbrauchbar gemacht worden. Dennoch gelang 
die Landung.“ Der Vertreter der Colonia Dignidad, Hopp, habe jedoch erklärt, eine weitere Mitglieder-
versammlung habe entschieden, „auch dieser Delegation den Zugang zu verwehren. Es wurde ihr nicht 
erlaubt, einen Rundgang zu machen oder eines der Gebäude zu betreten. Hopp drohte dem chilenischen 
General, er werde wegen Hausfriedensbruch ‚abgesetzt‘. Die Gruppe kehrte am gleichen Nachmittag 
nach Santiago zurück.“ Vgl. VS-Bd. 14150 (010); B 150, Aktenkopien 1987. 
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und moralisch auch in Chile nicht tolerabel. Dies habe auch Stange zum Aus-
druck gebracht.10 Der Lebensweg Schäfers sei kennzeichnend für seine heutige 
Rolle: Er sei bereits erstmals 1959/60 angezeigt worden, weil er sich als Gemeinde-
helfer an Konfirmanden sexuell vergangen haben soll. Zusammen mit dem Bap-
tistenprediger Baar, der eine Baptistengemeinde aus dem Osten seelsorgerisch 
betreute, habe er vornehmlich die Kinder der Gemeindemitglieder auf seine 
Flucht nach Chile mitgenommen. Dort habe er sich in der CD einen „rechtsfreien 
Raum“ geschaffen. Er regiere dort mit Strafkatalog und schriftlicher Beichte. 
Verfüge über eine Kartei, die er zur Erpressung (auch Außenstehender) benutze. 
Wer „gesündigt“ habe – und darüber werde er über Zuträger in der CD infor-
miert –, gerate unter Schäfers persönliche Obhut, bekomme eine letzte Chance 
und werde körperlich mißhandelt, falls er die Chance nicht wahrnimmt. Dies 
geschehe in der sog. Herrenrunde. 
Die unumschränkte faktische Führung von CD habe Schäfer inne. Falls nach 
außen Tätigwerden erforderlich wird, könne er die formellen Führungskräfte 
vorschicken. Diese seien schwach bzw. ihm total ergeben. Es sei höchste Zeit, 
Schäfer aus der CD – die als solche kein Problem darstelle – herauszulösen. Dies 
sei nicht ungefährlich, da Schäfer, der unter Verfolgungswahn leide, bewaffnet 
sei und stets von Bewaffneten begleitet werde. Seine paranoide Existenzangst 
bedeute nicht zuletzt für CD die Gefahr eines kollektiven Selbstmords. Aufgabe 
stelle sich: Schäfer herauszuziehen, eine andere Führungsperson an seine Stelle 
zu setzen. Eine Chance, an Schäfer in Chile heranzukommen, bestehe über den 
Vorwurf seiner Homosexualität mit Kindern. Es sei von höchster Bedeutung, die 
Vorgeschichte Schäfers seit 1921 wie die der Socialen Mission und der Aussied-
lung kennenzulernen. 
c) Oberstaatsanwalt Sent 
Nach wie vor gebe es keine eigenen Anschauungen, die die Vorwürfe der homo-
sexuellen Verfehlung Schäfers erhärten oder widerlegen könnten. Die Vorwürfe 
seien nach wie vor nicht beweisbar, so daß z. Zt. kein konkreter Einstieg in die-
sem Zusammenhang möglich sei. Dies sei eher möglich in Zusammenhang mit 
den Vorwürfen der Körperverletzung und Freiheitsberaubung.11 

 
10 Im „Abschlußbericht der Sachverständigendelegation“ hieß es, am 15. Dezember 1987 habe ein Ge-

spräch mit dem Chef der chilenischen Polizeistreitkräfte, Stange, stattgefunden: „Nach dem Eindruck 
der Gesprächspartner schien der General erstmals zu verstehen, daß hier nicht nur ein strafrechtliches, 
sondern ein Sicherheitsproblem auf ihn zukommen könne. Der General selbst zog den Vergleich mit 
der Sekte in Guayana, die einen Massenselbstmord begangen hätte. Auch er versprach, sich für die 
Mission der Delegation einzusetzen.“ Vgl. VS-Bd. 14150 (010); B 150, Aktenkopien 1987. 

11 Mit Schreiben vom 7. Dezember 1987 teilte das nordrhein-westfälische Justizministerium zu den 
Ermittlungsverfahren gegen den Leiter der Colonia Dignidad mit, der 1921 geborene, bis 1961 in Sieg-
burg lebende Paul Schäfer habe sich einem gegen ihn anhängigen Strafverfahren der Staatsanwalt-
schaft Bonn „wegen des Verdachts, sich an drei noch nicht 14-jährigen Jungen in sexueller Hinsicht 
vergangen zu haben“, 1961 durch die Flucht nach Chile entzogen: „Die aufgrund eines gegen Paul 
Schäfer erwirkten Haftbefehls eingeleiteten Fahndungsmaßnahmen blieben ohne Erfolg. Die Aus-
schreibung des Beschuldigten zur Festnahme wurde am 23.7.1970 gelöscht, weil sie im Hinblick auf 
die Verschlechterung der Beweislage (nur auf Kinderaussagen gestützter Tatverdacht) unverhältnis-
mäßig erschien.“ Der Haftbefehl sei 1970 aufgehoben, das Verfahren 1974 eingestellt worden. Ein 1977 
aufgrund von Presseberichten eingeleitetes Verfahren gegen Schäfer „wegen Verdachts des Menschen-
raubes“ sei im selben Jahr von der Staatsanwaltschaft Siegen eingestellt worden. 1985 habe der Lei-
tende Oberstaatsanwalt in Bonn gegen Schäfer erneut „ein Ermittlungsverfahren wegen des Verdachts 
der fortgesetzten Freiheitsberaubung u. a.“ eingeleitet, das noch anhängig sei. Anhängig sei zudem seit 
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CD „verkaufe“ sich nach außen hervorragend. In chilenischer Öffentlichkeit sei 
zwar das Bild von „Freudlosigkeit“ bei Jugendlichen der CD und „Roboterhaftig-
keit“ ihrer Mitglieder verbreitet. Andererseits sei bekannt, daß CD „viel Gutes 
tue“. CD-Leitung „verkaufe“ die positiven Elemente hervorragend nach außen. 
Negative Feststellungen treten demgegenüber völlig in den Hintergrund. Durch 
die Anwesenheit der Delegation und die Publizität in Chile befaßten sich nun 
chilenische Behörden verstärkt mit der Problematik der Siedlung. Klima für deut-
sches Herantreten an die Regierung könnte sich insofern verändert haben.12 
Dies könne sich auch positiv auf ein konkretes, von der Bundesregierung zu 
stellendes Rechtshilfeersuchen auswirken. Einem solchen RHE13 sollte der 
Vorzug gegenüber einer Abgabe des gesamten Verfahrens an die chilenischen 
Behörden eingeräumt werden, da beim RHE die Möglichkeit des „Nachfassens“ 
gegeben sei. Das laufende Zivilrechtsverfahren werde man mit großem Interesse 
verfolgen (BMJ, Stein), da hierbei Aufschluß über die Bereitschaft der chileni-
schen Behörden, an der Aufklärung mitzuwirken, erwartet werden kann. Im 
übrigen ziele dieses zivilrechtliche Verfahren auf die Untersuchung der Siedlung 
als „Folterzentrum“ ab; eine solche Zielsetzung dürfte die chilenische Seite nicht 
gerade zu großer Mithilfe anspornen. Vorteil eines konkreten RHE sei demgegen-
über die Zielrichtung auf die Person Schäfers. 
d) Dr. Osterloh, DRK 
Bedauerlicherweise habe er persönlichen Kontakt mit acht „DRK-Schwestern“ 
in CD nicht aufnehmen können. In Telefongespräch mit CD habe man ihm vor-
geworfen, der Delegation anzugehören und Kontakt mit der Presse zu haben; im 
übrigen müsse sich DRK bei CD entschuldigen. Nach längerem Zögern habe man 
seinen Besuch in der Siedlung abgelehnt. In der chilenischen Öffentlichkeit sei 
einerseits bekannt, daß CD auf Wohltätigkeitsgebiet tätig sei; andererseits wun-
dere man sich über deren Wirtschaftskraft und politischen Einfluß. Auf Anregung 
von D 5 wolle man prüfen, ob die von den acht „DRK-Schwestern“ zum Besuch 
von CD eingeladene Oberin Ute Nedden die Einladung annehmen soll bzw. eine 
Einladung an die acht Schwestern nach Deutschland ausgesprochen werden soll, 
um die Kontakte zu nutzen. 
Fortsetzung Fußnote von Seite 1921 

1977 ein Zivilrechtsstreit vor dem Landgericht Bonn, „in dem die Private Sociale Mission e. V. und der 
Sociedad Benefactora y Educacional Dignidad den Verlag Gruner & Jahr u. a. auf Unterlassung be-
stimmter Behauptungen in Anspruch genommen haben (Regimegegner seien in der Kolonie durch die 
Geheimpolizei Chiles und Deutsche gefoltert, Personen seien gegen ihren Willen festgehalten und miß-
handelt worden).“ Vgl. Referat 330, Bd. 159189. 

12 Staatssekretär Sudhoff übermittelte der Botschaft in Santiago de Chile am 16. Dezember 1987 ein 
Schreiben des Bundesministers Genscher an den chilenischen Außenminister García. Darin hieß es: 
„Die Vorwürfe strafrechtlicher Natur gegen die Colonia Dignidad können den Behörden Ihres Landes 
nicht unbekannt sein. Sie sind von deutscher Seite gegenüber verschiedenen Stellen Ihres Landes seit 
vielen Jahren immer wieder vorgetragen worden. […] Als Ende der 70er Jahre in den deutschen Medien 
schwere Menschenrechtsverletzungen in der Kolonie angeprangert wurden, versuchte die Leitung der 
Kolonie, diesen Angriffen mit rechtlichen Mitteln in Deutschland entgegenzutreten. Da das zuständige 
deutsche Gericht in diesem noch nicht abgeschlossenen Verfahren eine Beweisaufnahme in Chile für er-
forderlich hielt, wurde im Juli 1980 die Rechtsabteilung Ihres Ministeriums damit befaßt. Die chileni-
sche Seite hat jedoch einer Beweisaufnahme unter Beteiligung des deutschen Gerichts nicht zugestimmt. 
Daraufhin übermittelte unsere Botschaft im September 1982 ein Rechtshilfeersuchen an Ihr Ministe-
rium, um eine Beweisaufnahme durch ein chilenisches Gericht zu erreichen. Dieses Ersuchen ist bis 
heute nicht erledigt.“ Genscher teilte mit, er habe „die deutschen Justizbehörden gebeten, dortige straf-
rechtliche Ermittlungsergebnisse für ein Verfahren in Chile zur Verfügung zu stellen“. Vgl. den Draht-
erlaß; Referat 330, Bd. 159189. 

13 Rechtshilfeersuchen. 
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3)14 Empfehlungen der Delegation für das weitere Vorgehen (Salewski: Drei-
fachstrategie) 
a) Neutralisierung Schäfers 
Dies stelle Hauptproblem dar. Es sollten zügig Nachforschungen über Vergangen-
heit Schäfers seit 1921 (Salewski will mit Baar sprechen), die Geschichte der 
Siegburger Mission und der Aussiedlung angestellt werden. 
b) Rechtliche Schritte 
Nach dem Delegationsbesuch sind die Chancen für eine Mitwirkung der chileni-
schen Behörden und damit die Erfolgsaussichten für rechtliche Schritte gewach-
sen. Im Rahmen des laufenden Ermittlungsverfahrens müßte ein RHE präzise 
formuliert werden. Eine umfassende Information der Chilenen sei hierzu die 
Voraussetzung. Die Frage der Gefährdung der noch in der Siedlung befindlichen 
Angehörigen müsse geprüft werden. Aus dem laufenden Zivilverfahren solle man 
sich heraushalten (vgl. Ziffer 2 c). 
c) Tätigkeit der Botschaft 
– Botschaft soll intensiv an CD herantreten durch Konsularsprechtage, Renten-

sprechtage. Die Kontakte mit Koloniebewohnern sollen auf der Basis eines in 
der Botschaft vorliegenden, unter psychologischen Gesichtspunkten erarbeite-
ten Fragenkatalogs geführt werden; eine „Durchleuchtung“ der CD-Mitglieder 
anhand der Paß- und Rentenakten sollte eingeleitet werden. 

– Förderung und Ermutigung von Besuchen Dritter in der Kolonie (Öffnung der 
Kolonie). 

– Öffentlichkeitsarbeit in Chile (chilenische Öffentlichkeit und Regierung sollten 
über Person Schäfers nicht in Unkenntnis gelassen werden). 

– In rechtlicher Hinsicht sollte Botschaft Vertrauensanwälte einschalten, um 
rechtliche Nebenaspekte, die sich aus Vernehmungsprotokollen der Bonner 
Staatsanwaltschaft ergeben (Vereinsrecht, Gemeinnützigkeit etc.), zu durch-
leuchten.15 

Heubaum 
Referat 330, Bd. 159189 

 
14 Korrigiert aus: „5)“. 
15 Mit Schreiben vom 28. Januar 1988 informierte Staatssekretär Sudhoff den Vorsitzenden des Unter-

ausschusses für Menschenrechte und humanitäre Hilfe des Bundestags, Vogel, über die Vorgänge in 
der Colonia Dignidad. Vgl. dazu AAPD 1988. 
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Botschaftsrat Zepter, Genf (GATT-Delegation), 
an das Auswärtige Amt 

Fernschreiben Nr. 2558 Aufgabe: 28. Dezember 1987, 13.00 Uhr1 
 Ankunft: 28. Dezember 1987, 15.26 Uhr 

Betr.: Uruguay-Runde2; 
hier: Abschließende Bewertung der Initialphase und Ausblick auf die 
Verhandlungen in 1988 

I. Zusammenfassung 
Die Uruguay-Runde absolvierte im ersten Verhandlungsjahr ein wahres Mam-
mutprogramm. Das spiegelt sich nicht nur in der Statistik über die Zahl der Sit-
zungen (etwa 90) und der Arbeitsdokumente (245) wider, sondern auch in 
der Bilanz des bisher Erreichten. Im Zeitvergleich zur Tokio-Runde3 sind die 
Verhandlungen in nur einem Jahr bedeutend weiter fortgeschritten. Die Initial-
phase, von der EG erfunden und ursprünglich als eine Art Krücke für die Sicher-
stellung der Globalität konzipiert, hat sich als glücklicher Einfall erwiesen und 
den Einstieg in die Verhandlungen beschleunigt, ohne je als Zwangsjacke emp-
funden zu werden. Niemand wurde durch sie gehindert, konkrete Verhandlungs-
vorschläge auf den Tisch zu legen oder die Vorschläge anderer zu kommentieren. 
Andererseits erlaubte sie es, zunächst ohne die im Multilateralismus üblichen 
Präliminarien zur Sache zu kommen, das Dickicht früherer GATT-Arbeiten zu 
durchforsten bzw. zu bewerten und im Bereich der Statistik die für eine solide 
Verhandlungsführung dringend benötigte Arbeit an einer verbreiterten Daten-
basis in Angriff zu nehmen. 
Dennoch ist der Erfolg im ersten Jahr der UR4 kein Anlaß, die Dinge nun etwas 
geruhsamer anzugehen. Im Gegenteil. Das dichte Arbeitsprogramm in 1987 war 
nur Reflex des besonders ehrgeizigen Ziels, das die Minister in Punta del Este5 
gesetzt haben. Um dieses Ziel innerhalb des vorgegebenen Zeitplans bis Ende 
1990 zu erreichen, müssen die Arbeiten sogar weiter intensiviert werden. 
Bereits Ende des kommenden Jahres, bei der in Punta vereinbarten „Midterm-
Review“, wollen eine Reihe von VP erste Ergebnisse festschreiben („early 
harvest“). Entsprechend dem Prinzip der Globalität muß diese Operation breit 
angelegt werden, wenn sie Erfolg haben soll. Nur so kann sichergestellt werden, 
daß die Interessen aller Vertragsparteien (VP) in irgendeiner Form berücksich-
tigt werden. 

 
 1 Das Fernschreiben wurde in drei Teilen übermittelt. Vgl. Anm. 18 und 21.  

Hat Vortragendem Legationsrat I. Klasse Randermann am 30. Dezember 1987 vorgelegen, der um 
Wiedervorlage bat.  
Hat Randermann am 4. Januar 1988 erneut vorgelegen. 

 2 Zur Uruguay-Runde des GATT vgl. auch Dok. 42. 
 3 Die siebte Verhandlungsrunde im Rahmen des GATT fand von 1973 bis 1979 statt. 
 4 Uruguay-Runde. 
 5 Zur GATT-Ministerkonferenz vom 15. bis 20. September 1986 vgl. AAPD 1986, II, Dok. 268. Für den 

Wortlaut der Ministererklärung vgl. EUROPA-ARCHIV 1987, D 163–169. 
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In der Zeit der deutschen EG-Präsidentschaft6 werden die Weichen für die Mid-
term-Review gestellt. Damit fällt uns die Aufgabe zu, nicht nur die Kommission 
zur Erarbeitung substantieller Verhandlungsvorschläge zu ermuntern, sondern 
auch aktiv die Entwicklung einer gemeinsamen EG-Haltung in bezug auf Zeit-
punkt und Inhalt der Midterm-Review voranzubringen. Dabei wäre insbesondere 
darauf zu achten, daß als Folge französischer Präsidentschaftswahlen7 innerhalb 
der Gemeinschaft kein Stillstand eintritt. Dem informellen Ministertreffen in 
Konstanz8 kommt folglich besondere Bedeutung zu. 
II. Im einzelnen 
1) Statistik der UR 
Die Statistik des ersten Verhandlungsjahres der Uruguay-Runde beeindruckt: 
vier Sitzungen des Handelsverhandlungsausschusses (TNC9), neun Sitzungen der 
Verhandlungsgruppe Waren (GNG10), sechs Sitzungen der Verhandlungsgruppe 
Dienstleistungen (GNS11), 69 formelle Sitzungen der einzelnen Verhandlungs-
gruppen im Warenbereich, fünf Sitzungen des Überwachungsorgans, insgesamt 
also 93 meist mehrtägige Sitzungen, dazu zwei informelle Ministertreffen und 
zahlreiche informelle Sitzungen und Konsultationen. 
Insgesamt wurden 247 Arbeitsdokumente gefertigt, 26 waren Erklärungen, 144 
nationale Positionspapiere, davon 41 aus Entwicklungsländern, 77 Papiere fer-
tigte das Sekretariat. Dazu kommen noch 93 Protokolle und Entscheidungspapie-
re, x1512 Rollback-Mitteilungen sowie sechs Standstill-Notifizierungen. 
Die EG legte in allen Gruppen mit Ausnahme der Gruppe FOG13 (Funktionieren 
des GATT-Systems), Textil und Schutzklauseln „erste Überlegungen“ vor, ins-
gesamt 16 Beiträge. 
2) Erfolge der Initialphase 
In einem Zeitvergleich zum Ablauf der Tokio-Runde scheidet damit die UR be-
trächtlich besser ab. Die Konzeption einer Initialphase – ursprünglich von der 
EG erdacht, um die Globalität der Verhandlungen sicherzustellen und ein „Fast-
Track“-Verfahren in einzelnen Verhandlungsgruppen (insbesondere bei Agrar) 
zu verhindern – hat sich als ein ebenso einfacher wie genialer Mechanismus 
erwiesen, um ohne die sonst in multilateralen Verhandlungen leider meist üb-
lichen Präliminarien in die Substanz der Verhandlungen einzusteigen. Auf der 
Grundlage eines recht wenig anspruchsvoll anmutenden Verhandlungsplans 
(Analyse bestehender GATT-Arbeiten, Vorlage und Diskussion von Beiträgen 
und Vorschlägen der Verhandlungspartner), auf den man sich wegen der engen 
Bezugnahme auf das Mandat von Punta del Este relativ rasch einigen konnte, 
wurde die Initialphase in der Praxis für alle Zwecke genutzt: 

 
 6 Die Bundesrepublik hatte die EG-Ratspräsidentschaft vom 1. Januar bis 30. Juni 1988 inne. 
 7 In Frankreich fanden am 24. April und am 8. Mai 1988 Präsidentschaftswahlen statt. 
 8 Das informelle Treffen der Außenminister der EG-Mitgliedstaaten im Rahmen der EPZ fand am 

5./6. März 1988 statt. 
 9 Trade Negotiations Committee. 
10 Group of Negotiations on Goods. 
11 Group of Negotiations on Services. 
12 So in der Vorlage. 
13 Functioning of the GATT System. 
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– Durchforsten der bisherigen GATT-Diskussionen, Studien und Beschlüsse, 
– Verbreiterung der statistischen Grundlagen, Überlegungen über die Errichtung 

einer langfristig für das GATT konzipierten Datenbank, 
– Vorschläge zur Struktur des Verhandlungsprozesses, 
– erste Überlegungen und Vorschläge zur Verhandlungssubstanz. 
Letztlich hat die Eingrenzung des ersten Verhandlungsjahres auf eine „Initial-
phase“ keine Vertragspartei daran gehindert, alles in die Verhandlungen ein-
zuführen, was sie für angemessen und ihren Interessen entsprechend hielt. Das 
zeigt sich insbesondere im Vergleich zur VG14 Schutzklausel, für die als einzige 
VG keine Initialphase vorgesehen war. In dieser Gruppe wurde keineswegs 
anders oder substantieller verhandelt als in den anderen Gruppen. Im Gegenteil: 
Im Vergleich zu anderen Gruppen ist die Bilanz in der VG Schutzklausel relativ 
mager ausgefallen. Außerdem haben das eher informelle Konzept und die „Un-
verbindlichkeit“ einer Initialphase einer Blockadepolitik einzelner Vertragspar-
teien eher entgegengewirkt. 
Die Dynamik der Arbeit in der Initialphase machte es leicht, den Übergang zur 
eigentlichen Verhandlungsphase so unspektakulär wie möglich zu gestalten. 
Fast alle VP waren der Auffassung, daß eine formelle Einigung über ein Mandat 
für die eigentliche Verhandlungsphase in Anbetracht des Spielraums in der 
Initialphase eigentlich nicht mehr notwendig sei. Denn die Initialphase war keine 
Zwangsjacke, die Substanzverhandlungen verhindert hätte. In einigen Gruppen, 
z. B. in der FOG-Gruppe, gab es schon Ansätze einer gemeinsamen Verhandlungs-
position (Vorschlag des Vorsitzenden zu Länderexamina). AUS legte in der Grup-
pe Streitbeilegung bereits den Entwurf für ein Abkommen vor (freilich nur 
„illustrativ“).15 Nur in einigen VG, z. B. in der GNS und bei den tropischen Pro-
dukten, war die Formulierung des Verhandlungsplans so eng geschnitten, daß 
eine Erweiterung notwendig wurde. Aber auch hier operierte man möglichst 
pragmatisch (Erklärung des Vorsitzenden in eigener Verantwortung), um sich 
nicht durch überflüssige Mandatsdiskussionen bereits in einem früheren Stadium 
die Verhandlungen in Formaldebatten zu verzetteln und die bisher ausgezeich-
nete Verhandlungsatmosphäre in Gefahr zu bringen. 
3) Defizite in der Initialphase 
Die erzielten Fortschritte und die insgesamt gute Atmosphäre, in der die Ver-
handlungen bisher stattgefunden haben, dürfen freilich nicht über die Defizite 
hinwegtäuschen, die in einigen Bereichen bestehen. Die Initialphase hat zweifel-
los in einigen Gruppen nicht all das erreicht, was hätte erreicht werden können: 
 
14 Verhandlungsgruppe. 
15 Referat 411 vermerkte am 12. Oktober 1987: „Australien gehört zu den Ländern, die sich stark für 

Zustandekommen der Uruguay-Runde eingesetzt haben. Vertrauensvolle Zusammenarbeit Australiens 
mit EG in der informellen IL-Gruppe über GATT-Fragen. Dissens allerdings in Agrarfragen, bei denen 
Australien starkes handelspolitisches Interesse an Liberalisierung Agrarhandels hat und sich zur Ver-
stärkung seiner ‚Stimme‘ mit anderen wenig subventionierenden kleinen und mittleren Agrarexporteu-
ren zur Cairns-Gruppe verbündet hat (15 Staaten, geführt von Kanada und Australien). Australiens 
MP Hawke hat sich persönlich in Reformdiskussion über Agrarhandel eingeschaltet und im Februar 
ein Sieben-Punkte-Programm zur Entschärfung der agrarhandelspolitischen Konflikte vorgelegt (multi-
laterale Vereinbarung über Stop Subventionswettlaufs, Einfrieren bzw. Rückführung der Spanne zwi-
schen internen Agrarpreisen und Weltmarktpreisen, Senkung interner Agrarpreise im Wirtschaftsjahr 
1987/88; produktionsneutrale Erzeugerbeihilfen; Entwicklung anerkannter Prinzipien für Agrarhandel 
über den Weg der Reform nationaler Agrarpolitiken u. a.).“ Vgl. Referat 411, Bd. 160542. 
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– Keine substantiellen Bewegungen gab es beim Marktzugang, bei Textil, im 
Bereich der Schutzklausel und in der VG Subventionen. 

– In einigen Gruppen wurde zwar ein umfangreicher Forderungskatalog auf-
gestellt, aber es gab kaum Reaktionen der VP, von denen Konzessionen er-
wartet werden. Das gilt z. B. für den Bereich tropische Produkte. Hier hat sich 
bisher lediglich die EG bewegt, freilich unter der Bedingung, daß auch andere 
IL und die NICs (Newly Industrialized Countries) Entgegenkommen zeigen. 

– Viel Leerlauf gab es – allerdings verständlicherweise – in der GNS und in der 
VG TRIMs16 (handelsrelevante Investitionen). Als „neue“ Verhandlungsthemen 
sind beide Bereiche besonders komplex. Sie werden daher von allen Beteilig-
ten sorgfältig und vorsichtig angegangen. Sogar die Gemeinschaft, die laut 
Statistik den größten Anteil am Dienstleistungsexport hat, brauchte Monate, 
um sich auf ein sehr allgemein gehaltenes Papier zu einigen. Die USA, die zu-
nächst die eigentlichen Promotoren der Dienstleistungsverhandlungen waren, 
sind inzwischen sehr viel vorsichtiger geworden. Ihre Verhandlungen mit 
Kanada im Rahmen des amerikanisch-kanadischen Freihandelsabkommens17 
haben ihnen wohl deutlich gemacht, daß viele ihrer Forderungen innenpolitisch 
gar nicht durchsetzbar sind. Viele EL sind weiterhin sehr unsicher, wie sie 
sich bei den neuen Themen verhalten sollen. 

Insgesamt fällt auf, daß es insbesondere in den Bereichen kaum Bewegung gege-
ben hat, in denen die EL Interessen angemeldet haben. Das hat bereits zur 
Enttäuschung und Frustration bei den EL geführt. 
184) Zur Haltung der Vertragsparteien: 
1) Die EG hat sich in der UR bisher besser dargestellt, als in Anbetracht ihrer 
mangelnden Vorbereitung zu erwarten war.19 Ihr Angebot im Bereich tropische 
Produkte, die wiederholte Erwähnung der Interessen der EL (z. B. bei GNS), 
ist bei vielen EL positiv vermerkt worden. Im Bereich Agrar hat sich die Ge-
meinschaft zunächst einmal Luft verschafft. Länder wie JAN, SCZ, OST und die 

 
16 Trade-Related Investment Measures. 
17 Am 3. Oktober 1987 einigten sich Kanada und die USA auf den Abschluß eines Freihandelsabkommens. 

Vgl. dazu die Mitteilung des Präsidenten Reagan an den amerikanischen Kongreß vom selben Tag; 
PUBLIC PAPERS, REAGAN 1987, S. 1132 f.  
Am 22. und 23. Dezember 1987 bzw. am 2. Januar 1988 unterzeichneten Reagan in Washington bzw. 
Palm Springs und Ministerpräsident Mulroney in Ottawa das bilaterale Freihandelsabkommen. Vgl. 
dazu DEPARTMENT OF STATE BULLETIN, Bd. 88 (1988), Heft 2136, S. 24–28. Für den Wortlaut vgl. 
UNTS, Bd. 2316, S. 3–241. 

18 Beginn des mit Drahtbericht Nr. 2559 übermittelten zweiten Teils des Fernschreibens. Vgl. Anm. 1. 
19 Referat 411 notierte am 9. Dezember 1987: „Die EG (EWG, EGKS, Euratom) selbst ist bis heute nicht 

dem GATT beigetreten, während alle zwölf MS Vertragspartei des GATT sind. Die EG ist gleichwohl 
als einer der einflußreichsten Partner im GATT präsent, das die EWG als Zollunion bereits seit 1957 
de facto anerkannt hat: Die EG ist in den GATT-Organen durch je einen Repräsentanten der EG-
Kommission (Leiter der StV der EG beim GATT) und des Ministerrats (jeweilige Präsidentschaft) ver-
treten. Bei Abstimmungen geben die einzelnen EG-MS ihre Stimme ab, die Delegation der EG hat als 
Nicht-Vertragspartei kein Stimmrecht. Bei Beratungen im GATT tritt grundsätzlich der Vertreter 
der EG-Kommission im Namen der EG und ihrer Mitglieder auf. Formell betrachtet, liegt zwischen den 
zwölf EG-MS eine interne Abmachung vor, gemeinsam nur durch einen Sprecher aufzutreten. Vor 
GATT-Beratungen finden regelmäßig interne Koordinationssitzungen statt, an denen sich die EG-
Kommission, der Vertreter des Rates und die MS beteiligen. Nach Art. 113 des EWG-Vertrages besitzt 
die Gemeinschaft die Kompetenz für die Gemeinsame Handelspolitik (z. B. Zollpolitik, multilaterale 
Handelsabkommen, Anti-Dumping-Schutzmaßnahmen).“ Vgl. Referat 411, Bd. 144376. 
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NORDICs müssen jetzt aus dem Windschatten hinter der Gemeinschaft, in dem 
sie in Sachen Landwirtschaft gewöhnlich segeln, heraustreten und eigenes Profil 
zeigen. 
Dennoch ist die Gemeinschaft hinter ihren Möglichkeiten zurückgeblieben. In 
einigen Schlüsselbereichen (Dienstleistungen, TRIPs20, TRIMs, Kodizes, Roh-
stoffprodukte) hat sie es versäumt, rechtzeitig ihre Positionen zu klären und 
– entsprechend ihrer Bedeutung als große Handelsmacht – durch substantielle 
Beiträge die Verhandlungen aktiv zu führen. Hier wurde den USA ohne Not weit-
gehend das Feld überlassen. Auch hat es die Gemeinschaft bisher nicht geschafft, 
in Bereichen Angebote zu unterbreiten, in denen ein Entgegenkommen wenig 
kosten würde, aber dazu beitragen könnte, die konstruktive Haltung der Gemein-
schaft zur UR zu unterstreichen. Das gilt insbesondere für die institutionellen 
Fragen (FOG, Zusammenarbeit mit anderen internationalen Organisationen, 
Streitbeilegung), bei denen die EG bisher wenig Profil zeigte. 
Im Bereich Textil, Marktzugang und bei der Schutzklausel steht die EG nicht viel 
besser da als die USA. Über die dunklen Andeutungen in den Schutzklausel-
verhandlungen zu möglichen Bewegungen der Gemeinschaft wird in EL-Kreisen 
noch gerätselt. Immerhin wurden diese Signale mit Interesse vermerkt. 
Der innergemeinschaftliche Abstimmungsprozeß läuft bisher nicht optimal. Das 
liegt teilweise an der Kommission, die es (manchmal in der verständlichen Ab-
sicht, eine in der Gemeinschaft besonders umstrittene Frage nicht frühzeitig 
negativ festzulegen) versäumt, ihre Hausaufgaben zu machen, aber auch am 
zähen Widerstand der südlichen Partnerländer, denen das derzeit zügige Ver-
handlungstempo in einigen Schlüsselbereichen (GNS, TRIPs, Agrar) nicht paßt. 
Wenig berechenbar ist auch die Haltung von F. Sie reicht von sehr positiv (TRIPs, 
Agrar, GNS) bis extrem destruktiv (Verhandlungsplan, Globalität). Hier machen 
sich offensichtlich Abstimmungsprobleme innerhalb der französischen Regierung, 
das wachsende Außenhandelsdefizit und der beginnende Präsidentschaftswahl-
kampf bemerkbar. 
2) Die USA könnten mit dem bisher Erreichten eigentlich zufrieden sein. Bei 
den von ihnen forcierten Themen gibt es stärkere Fortschritte, als zunächst 
erwartet werden konnte. Das gilt auch für das neue Thema TRIPs (Schutz geisti-
gen Eigentums), bei dem die anfänglich festgefügte Front der Kritiker (EL) zu 
bröckeln beginnt. Beim Thema Landwirtschaft konnten die USA nur mühsam 
ihre Überraschung über den positiven Ansatz der Gemeinschaft verbergen. 
Zwar drücken die USA in vielen Bereichen der UR massiv aufs Verhandlungs-
tempo, sie waren aber andererseits nicht dazu in der Lage, in den für sie kost-
spieligen Bereichen (Textil, tropische Produkte, Marktzugang) positive Signale 
zu senden. Ihre stereotype Erklärung, die USA seien in vielen Bereichen in Vor-
leistung getreten, nun seien zunächst andere VP mit Konzessionen an der Reihe, 
mag für die klassischen GATT-Themen ausreichen. Ihre Forderungen bei den 
neuen Themen müßten jedoch durch eigenständige Konzessionsangebote auch 
in den klassischen Bereichen flankiert werden. Ihre Zurückhaltung führt hier 
insbesondere bei den EL zunehmend zu Verärgerung. 

 
20 Trade-Related Aspects of Intellectual Property Rights. 
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3) Für die dritte große Handelsmacht, Japan, sind die Dinge bisher nicht so op-
timal gelaufen wie in der Tokio-Runde. Durch die geschmeidigere Haltung der 
EG ist JAN in mehreren Schlüsselbereichen, insbesondere bei Landwirtschaft 
und bei den tropischen Produkten, stärker als von Tokio gewünscht, unter Druck 
geraten. 
Immerhin wird bei den JAN-Beiträgen das Bemühen deutlich, überall da be-
sonders positive Signale zu setzen, wo es JAN nichts kostet (FOG, TRIPs, TRIMs, 
GATT-Artikel, GNS). Hier folgt man sehr eng der amerikanischen Linie, um 
einen Kontrapunkt zur Zurückhaltung in anderen Bereichen (Agrar, Subven-
tionen, Streitbeilegung) zu setzen. Dennoch werden jetzt auch in der UR die 
innenpolitischen Schwierigkeiten deutlich, mit denen JAN zur Zeit zu kämpfen 
hat. Die heimische Diskussion um die jüngsten verlorenen Panel-Entschei-
dungen, der Versuch, die Gemeinschaft im Agrarbereich an „ihre Interessen zu 
erinnern“, die Initiative zur Abhaltung eines Ministertreffens in Japan, sind 
Zeichen für die Schwierigkeiten Japans, das Konzept von Punta del Este zu Hause 
durchzusetzen. 
4) Die Entwicklungsländer bieten kein einheitliches Bild. Die Forderung nach 
GATT-Präferenzbehandlung ist ein zu kleiner gemeinsamer Nenner, um auf 
Dauer als ausschließliche Verhandlungsgrundlage tragen zu können. Das Ver-
halten der EL zeigt jedoch, daß sie sich nicht als einheitlicher Block verstehen, 
sondern ihre Interessen je nach Verhandlungsgegenstand definieren können. 
Dabei gehen sie sogar partiell Koalitionen mit IL ein. Dies hat sich positiv auf 
die Verhandlungsatmosphäre ausgewirkt. 
Die NICs wissen, daß von ihnen in der UR mehr verlangt wird. Sie sind offen-
sichtlich zu Entgegenkommen bereit, wenn gleichzeitig sichergestellt wird, daß 
sie nicht generell einem Sonderstatus im GATT unterworfen und aus der Gruppe 
der EL herausgehebelt werden. 
Generell kann man sagen, daß die Haltung der EL im Vergleich zur Zeit vor 
Punta del Este flexibler geworden ist. Das gilt nicht nur für die traditionellen 
GATT-Bereiche, sondern auch für die neuen Themen GNS und TRIPs. Gerade 
bei TRIPs sind die EL von der amerikanischen Politik beeindruckt, in Ermange-
lung von Fortschritten im multilateralen Bereich die einzelnen Länder bilateral 
unter Druck zu setzen. Dies hat erheblich die Bereitschaft verstärkt, multilaterale 
Lösungen zu akzeptieren und anzustreben. Generell partizipieren die EL im 
Vergleich zur Tokio-Runde wesentlich stärker am Verhandlungsprozeß. 
Gemäßigte EL beklagen die einseitige Ausrichtung der IL auf die großen und 
besonders „lautstarken“ EL (INI, BRA, AGY, JAM). Sie könnten ihre Stimme im 
Lager der EL besser zur Geltung bringen, wenn sie stärker zur Kenntnis ge-
nommen würden. Das gilt insbesondere für die ASEAN- und die AKP-Staaten. 
Die ASEAN-Staaten haben freilich offensichtlich in vielen Bereichen Schwierig-
keiten, ihre gemeinsamen Interessen zu definieren, und sind daher bisher als 
Gruppe wenig in Erscheinung getreten. Insbesondere im Bereich Dienstleistun-
gen und Graduierung hätte man mehr von ihnen erwartet. Dies dürfte an der 
unterschiedlichen Wirtschaftsstruktur der Staaten liegen. 
Die AKP-Staaten haben deutliche Probleme, dem scharfen Verhandlungstempo 
zu folgen. Ihre Bitte um technische Hilfe wird daher immer dringender. Viele 
dieser Staaten nehmen seit einiger Zeit praktisch nicht mehr an den Detail-
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Verhandlungen teil und melden sich nur noch in der GNG zu Wort. Dies ist um 
so bedauerlicher, als viele AKP-Staaten der Gemeinschaft in einer Reihe von 
Punkten näher als andere EL stehen dürften. 
Der amerikanische Vorschlag, in den neuen Bereichen TRIPs und GNS von 
Anfang an mit einer Kodexlösung zu arbeiten, habe diese Staaten zusätzlich 
entmutigt. 
Die Gruppe der lateinamerikanischen Staaten beteiligt sich aktiv und zum Teil 
durchaus konstruktiv (MEX, ARG, URU, KOL) an der UR. Allerdings ist keine 
einheitliche Linie festzustellen. Offensichtlich steht dahinter auch das Bemühen, 
ein Gegengewicht zur starken Stellung von BRA zu schaffen. Bemerkenswert 
ist immerhin, daß BRA seit dem Ausscheiden von Botschafter Batista weniger 
dominierend auftritt und konstruktiver mitarbeitet. 
21Eine starke Stellung innerhalb der UR hat Hongkong. Das liegt aber mehr an 
der Person ihres Repräsentanten (Cartland) als an ihrem Einfluß als Handels-
nation. Die meisten EL betrachten Hongkong und KOR eher als Appendix der 
IL. Dennoch machen die liberale Haltung Hongkongs beispielsweise im Dienst-
leistungssektor und die wirtschaftlichen Erfolge, die dabei erzielt werden konn-
ten, auch auf die „gemäßigten“ EL Eindruck. 
5) Ausblick auf das kommende Verhandlungsjahr 1988 
Im Jahr 1988 werden die Weichen für die in Punta vereinbarte „Midterm-Review“ 
auf Ministerebene gestellt. Über Durchführung und Ort (Kanada) dieser Review 
gibt es keinen Streit. Aber die Frage ist noch ungelöst, wann die Konferenz statt-
finden und welches Ziel sie verfolgen soll.22 
In bezug auf den Zeitpunkt stehen die Vertragsparteien vor einem Dilemma: Der 
nach dem Zeitplan vorgesehene Termin (Dezember 1988) fällt in den USA genau 
in die Zeit zwischen Präsidentschaftswahl23 und Einsetzung einer neuen Regie-
rung24. Zwar sollte man den Verlauf der UR nicht von den Wahlen in den ein-
zelnen Ländern abhängig machen (auch in F und voraussichtlich in KAN wird 
1988 gewählt). Es wäre aber sicher ein Fehler, politische Veränderungen in der 
wichtigen Handelsmacht USA einfach zu ignorieren. 
Die Signale aus den USA sind zudem nicht einheitlich. Aus dem Kongreß war 
lange Zeit die Bitte zu hören, die UR aus dem amerikanischen Wahlkampf her-
auszuhalten. USTR25 Yeutter wünscht aber eine Midterm-Review Ende 1988, 
um noch im alten Kongreß das bis dahin in der UR-Runde Erreichte festzu-
schreiben. Dies ist freilich eine Taktik, die auch Risiken bergen kann. Es könnte 
sein, daß ein derartiges Vorgehen von einer neuen amerikanischen Administra-
tion als unzulässige Festlegung empfunden würde. Andere zur Zeit in Genf in 
Betracht gezogene Varianten zielen daher darauf ab, die neue US-Regierung 
möglichst früh im Rahmen der „Midterm-Review“ auf die Ziele der UR zu ver-
pflichten. Die Konferenz könnte dann freilich erst im Frühjahr 1989 erfolgen. 

 
21 Beginn des mit Drahtbericht Nr. 2560 übermittelten dritten Teils des Fernschreibens. Vgl. Anm. 1. 
22 Die Halbzeitkonferenz des GATT fand vom 5. bis 9. Dezember 1988 in Montreal statt. Vgl. dazu 

AAPD 1988. 
23 Am 8. November 1988 fanden in den USA Präsidentschaftswahlen sowie Wahlen zum Repräsentanten-

haus und Teilwahlen für den Senat und die Gouverneursämter statt. 
24 Die Amtszeit des Präsidenten Reagan endete am 20. Januar 1989. 
25 United States Trade Representative. 
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Was den Inhalt der „Midterm-Review“ anbetrifft, so sind Schwierigkeiten bei 
einer zu frühen Festlegung zu erwarten. Einige Vertragsparteien, insbesonde-
re die USA, aber – wegen tropischer Produkte entsprechend dem Mandat von 
Punta auch die EL – sind an einer „frühen Ernte“ (early harvest) im Rahmen 
der „Midterm-Review“ interessiert. Andere Vertragsparteien, darunter auch Län-
der der Gemeinschaft (insbesondere F), befürchten, daß im Rahmen einer „frühen 
Ernte“ das Prinzip der Globalität in Frage gestellt und die alte amerikanische 
Forderung nach einem „fast track“ bei Agrar durchgesetzt werden könnten. 
Man liefe Gefahr, daß bei einer Diskussion um den Inhalt des early harvest 
bereits in den kommenden Monaten verhandlungstaktische Aspekte die Sub-
stanzdiskussion überlagern. Dies gilt um so mehr, als es sogar innerhalb der 
Gemeinschaft in dieser Frage erhebliche Differenzen gibt. 
Bei dieser Interessenkonstellation wird es nicht leicht sein, eine angemessene und 
für alle Seiten befriedigende Lösung zu finden. Es ist nicht auszuschließen, daß 
sich die Minister bei ihrem Treffen in Konstanz neben der geplanten Substanz-
diskussion erneut mit technischen Fragen der „Midterm-Review“ befassen 
müssen. 
Eine Lösung könnte sein, in den kommenden Monaten zunächst weiter die Sub-
stanzdiskussion in den Verhandlungen im Rahmen der allgemeinen Zielsetzung 
von Punta zu forcieren. Erst in der Mitte des Jahres wäre dann zu untersuchen, 
welche Elemente der Verhandlungen für eine Festlegung im Rahmen der „Mid-
term-Review“ in Frage kommen. Daß diese Festlegung nicht als „Abkommen“ 
konzipiert sein kann, liegt auf der Hand. 
Dieses Vorgehen hätte den Vorteil, daß die „Midterm-Review“ möglichst breit 
angelegt werden kann und damit stärker der Forderung nach Globalität entspre-
chen würde. Dies setzt freilich voraus, daß sowohl in der Gemeinschaft wie auch 
auf nationaler Ebene auch die Vorstellungen über Ausgestaltung und über 
Bandbreite möglicher Kompromisse mit Energie vorangetrieben werden. Fragen 
über Datum und Inhalt der „Midterm-Review“ müssen im nächsten Halbjahr, 
also in der Zeit der deutschen EG-Präsidentschaft, entschieden werden. 
6) Rolle der deutschen Präsidentschaft 
Die Prioritäten der deutschen Präsidentschaft im Rahmen der UR lassen sich 
aus hiesiger Sicht deshalb wie folgt darstellen: 
– Unterstützung der Kommission in ihrem Bemühen, mit konkreten Vorschlä-

gen die Verhandlungen voranzubringen und die Meinung der Mitgliedstaaten 
in Verhandlungsfragen zu koordinieren. 

– Definition der Interessen der Gemeinschaft in den Bereichen, die offensichtlich 
für frühe Festlegung in Frage kommen. Dies gilt insbesondere für institutio-
nelle Fragen (Streitbeilegung, FOG), aber auch für die Bereiche, ohne die ein 
Midterm-Paket nicht denkbar ist: Landwirtschaft, Rollback-Maßnahmen, 
Konzessionen an die EL (bei den tropischen Produkten und beim Marktzugang; 
Absichtserklärungen zumindest bei Textil und Schutzklausel). Außerdem ist 
nicht auszuschließen, daß sich in einigen Verhandlungsgruppen einige grund-
sätzliche Prinzipien bald festlegen lassen. Dazu gehören auch die neuen The-
men GNS und TRIPs. Je mehr die IL den EL in ihren Forderungen entgegen-
kommen, um so umfassender wird ein Midterm-Paket ausfallen können. 
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– Die Zeit der Präsidentschaft könnte auch genutzt werden, um bilateral auf 
Länder und Staatengruppen einzuwirken und um auf diese Weise den Ver-
handlungsprozeß insgesamt voranzubringen. Ein Beispiel wären Gespräche 
mit den USA über den Textilbereich, aber auch die Pflege von Gruppen wie 
ASEAN und AKP-Staaten, die von der Gemeinschaft bisher nicht ausreichend 
wahrgenommen worden sind. Dies würde auch einem ausdrücklichen Wunsch 
der Kommission entsprechen. 

– Fortsetzung der Bemühungen, den breiten Ansatz der Uruguay-Runde zu 
erhalten und die EL zu animieren, im Rahmen der UR ihre Interessen wahr-
zunehmen. Die von der Bundesrepublik Deutschland in der Vergangenheit 
gewährte „technische Hilfe“ für kleinere EL sollte verstärkt werden. Unsere 
bisher gewährte Hilfe hatte auch hier in Genf eine ungewöhnlich positive 
Resonanz. Die Bundesrepublik Deutschland wurde in den Verhandlungen 
mehrfach ausdrücklich gelobt. 

– Ein Erfolg der UR ist ohne Konzessionen der Gemeinschaft insbesondere in den 
Bereichen Landwirtschaft, Schutzklausel und Textil wenig wahrscheinlich. Es 
wäre sinnvoll, schon heute über mögliche Konzessionen nachzudenken. Je 
früher die Gemeinschaft Konzessionen anbietet, um so mehr wird sie in den 
Verhandlungen dafür verlangen können. Da, wo innenpolitische Auswirkun-
gen zu erwarten sind, müßte rechtzeitig über angemessene Kompensations-
maßnahmen nachgedacht werden. Was der Gemeinschaft immer noch fehlt, 
ist ein „grand design“ für die Verhandlungen insgesamt, was nicht mit einer 
generellen Festlegung der Verhandlungspositionen gleichzusetzen wäre. Hier 
könnte die starke Handelsnation Bundesrepublik Deutschland einen entschei-
denden Beitrag leisten. 

[gez.] Zepter 
Referat 411, Bd. 160542 
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Aufzeichnung des Vortragenden Legationsrats Bertram 

201-363.11/12-1706/87 VS-vertraulich 29. Dezember 19871 

Über Herrn Dg 20, Herrn D 2 i. V.2, Herrn Staatssekretär3 mit der Bitte um Zu-
stimmung gemäß Vorschlag 

Betr.: Umwandlung der Naval On Call Force Mediterranean 
(NAVOCFORMED) in eine Standing Naval Force Mediterranean 
(STANAVFORMED) 

Anlg.: 14 

Vorschlag: Zustimmung zu einer geplanten Initiative des BMVg im Bündnis, eine 
Standing Naval Force im Mittelmeer zu errichten unter der Voraussetzung, daß 
eine ständige aktive Teilnahme der Bundesrepublik Deutschland nicht fest-
geschrieben wird. 

I. BMVg beabsichtigt, im Militärausschuß (MC) der NATO Anfang 1988 initiativ 
zu werden und die Bildung einer STANAVFORMED vorzuschlagen, in der die 
Bundesrepublik Deutschland mit einem Schiff aktiv beteiligt ist. Für die in Aus-
sicht genommene Einholung der Billigung dieser Absicht durch BM Wörner hat 
die Arbeitsebene des BMVg das AA um seine Zustimmung zu dieser Initiative bis 
zum 11.1.1988 gebeten. 
Das BMVg begründet seine Absicht mit folgenden Gesichtspunkten: 
1) Im Bündnis gibt es zwei ständig präsente und der NATO direkt unterstellte 
maritime Verbände. Es sind dies im Befehlsbereich Atlantik die „Standing Naval 
Force Atlantic“ (STANAVFORLANT) und im Befehlsbereich Kanal die „Standing 
Naval Force Channel“ (STANAVFORCHAN). 
Im Mittelmeer gibt es als ähnlichen Verband lediglich eine „Naval On Call Force 
Mediterranean“ (NAVOCFORMED), die zweimal im Jahr aktiviert wird. Teil-

 
 1 Die Aufzeichnung wurde von Vortragendem Legationsrat Bertram und Legationsrat I. Klasse Burk-

hardt konzipiert. 
 2 Hat Ministerialdirigent von Ploetz, auch in Vertretung des Ministerialdirektors Freiherr von Richt- 

hofen, am 29. Dezember 1987 vorgelegen. 
 3 Hat Staatssekretär Lautenschlager am 30. Dezember 1987 vorgelegen, der handschriftlich vermerkte: 

„Herrn Bundesminister m[it] d[er] B[itte] um Zustimmung.“  
Hat Bundesminister Genscher am 13. Januar 1988 vorgelegen, der handschriftlich vermerkte: „1) Für 
die Initiative des BMVg gibt es keinen Anlaß – schon gar nicht für D. AM anderer Länder sind regional 
in der einen oder anderen Weise involviert. Offensichtlich ist BMVg an einer gleitenden Involvierung 
interessiert, die schließlich ständig wird und über das NATO-Gebiet hinausgreift. Ich habe schwerwie-
gende Bedenken. 2) Da es sich wiederum um eine sog. Vertretungsvorlage handelt, bitte ich um Wie-
dervorlage durch D 2 und StS S[udhoff]. Dabei bitte ich, die bisher Beteiligten zur Darlegung der 
fürsprechenden Gründe zu veranlassen.“  
Hat Oberamtsrat Kusnezow am 14. Januar 1988 vorgelegen, der die Weiterleitung über das Büro 
Staatssekretäre an Ministerialdirektor Freiherr von Richthofen verfügte.  
Hat Vortragendem Legationsrat Zeisler am 14. Januar 1988 vorgelegen, der die Weiterleitung an 
Staatssekretär Sudhoff und an Richthofen verfügte.  
Hat Richthofen am 14. Januar 1988 vorgelegen. 

 4 Dem Vorgang beigefügt. Für das „SACEUR Force Goal EM 0 55 I“ vgl. VS-Bd. 12114 (201). 
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nehmende Nationen waren bisher US, UK, I, GR und TUR. An der 35. Aktivie-
rung (14.10. bis 16.11.1987) nahm erstmalig die deutsche Marine mit dem Zer-
störer „Mölders“, der Fregatte „Niedersachsen“ und dem Versorger „Freiburg“ 
teil.5 Die Teilnahme einer Einsatzgruppe der deutschen Marine – bestehend aus 
fünf Einheiten – ist für die 36. Aktivierung (18.4. bis 20.5.1988) beabsichtigt. 
2) Seit vier Jahren besteht ein von SHAPE an US, UK, I, GR und TUR gerichte-
tes Force Goal EM 0 55 I, das die Aufstellung einer Standing Naval Force Medi-
terranean fordert; die angesprochenen Nationen haben die Unterstützung dieses 
Vorhabens angezeigt (vgl. hierzu DPQ6-Replies, Anlage 1). 
Das Force Goal wird damit begründet, daß solch eine neue Standing Naval Force 
NATO-Stärke und Solidarität an der Südflanke des Bündnisses zeigen und eine 
teilweise Kompensation für Out-of-area-Einsätze der Alliierten bilden würde. 
Der Ausbildungs- und Abschreckungswert eines solchen Verbandes sei von den 
bestehenden STANAVFORLANT und STANAVFORCHAN vielfach demonstriert 
worden. 
3) Der Generalinspekteur7 hat in Randgesprächen über eine mögliche Umwand-
lung der NAVOCFORMED in eine STANAVFORMED bei seinen Gesprächsteil-
nehmern (US, UK, NL, I, SP, GR, TUR, SACLANT, SACEUR, CINCHAN) aus-
schließlich positive, zum Teil auch stark unterstützende Antworten erhalten. 
Deutscherseits soll daher die Initiative zur Umwandlung der NAVOCFORMED 
in eine STANAVFORMED ergriffen werden. Durch eine deutsche Intervention 
soll das MC bewogen werden, die Umwandlung zu seiner eigenen Sache zu 
machen. Nach einer angemessenen Zeit der Meinungsbildung und nach Kon-
sultationen soll das MC die notwendige Entscheidung des DPC herbeiführen. 
Dies könnte frühestens beim nächsten DPC-Ministertreffen (26./27. Mai 1988)8 
erfolgen. 
Zur Vorbereitung und um bereits im Vorfeld der Initiative Unterstützung zu er-
halten, sollten die drei obersten NATO-Befehlshaber9 und der Vorsitzende des 
MC10 vorab durch den Generalinspekteur informiert werden. 
4) Folgende Punkte sprächen für die Umwandlung der NAVOCFORMED in eine 
STANAVFORMED mit deutscher Beteiligung: 
– Stärkung der Solidarität der Allianz; 
– Demonstration der europäischen Solidarität (das Mittelmeer wird nicht alleine 

der US-Navy überlassen); 
– Stärkung der Abschreckung an der NATO-Südflanke; 
– mögliche stärkere Einbindung spanischer und französischer Marinekräfte in 

Übungen einer STANAVFORMED; 

 
 5 Zur Entsendung von Schiffen der Bundesmarine in das Mittelmeer vgl. Dok. 279. 
 6 Defense Planning Questionnaire. 
 7 Dieter Wellershoff. 
 8 Die Ministersitzung des Ausschusses für Verteidigungsplanung (DPC) der NATO fand in Brüssel statt. 

Vgl. dazu AAPD 1988. 
 9 Lee Baggett (Supreme Allied Commander Atlantic, SACLANT), John R. Galvin (Supreme Allied 

Commander Europe, SACEUR), Julian J. R. Oswald (Commander-in-Chief, Allied Command Channel, 
CINCHAN). 

10 Wolfgang Altenburg. 
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– mögliche Teilnahme anderer Nationen, die bisher nicht an NAVOCFORMED 
teilnahmen (z. B. NL, CAN); 

– STANAVFORMED als teilweise Kompensation für Out-of-area-Einsätze. 
Darüber hinaus weist BMVg darauf hin, daß sich die Abstellungen der deutschen 
Marine gegenüber der bisher bis Juni 1988 vorgesehenen Präsenz vermindern 
würden, d. h., anstelle einer Einsatzgruppe der deutschen Marine würde zukünf-
tig nur ein deutsches Schiff an der STANAVFORMED teilnehmen. 
II. Aus Sicht des AA bestehen keine grundsätzlichen Bedenken gegen die geplante 
Initiative des BMVg, insbesondere da es sich hierbei um den Beginn eines Mei-
nungsbildungsprozesses im Bündnis handelt und mit diesem Schritt noch keine 
endgültigen Entscheidungen getroffen werden. Die Zustimmung des AA sollte 
jedoch unter der Voraussetzung erfolgen, daß eine ständige aktive Teilnahme der 
Bundesrepublik Deutschland an STANAVFORMED nicht festgeschrieben wird, 
da wir uns die Einsatzoptionen vorbehalten sollten, sofern dies politisch notwen-
dig erscheint. Generell gilt: 
1) Standing Naval Forces sind ein deutliches Zeichen der Solidarität der NATO-
Staaten, was durch ihre ständige Präsenz und sofortige Verfügbarkeit für die 
NATO deutlich demonstriert wird. Als „NATO Command Forces“ bilden sie auch 
ein probates11 Mittel zum Krisenmanagement der Allianz und tragen zum mari-
timen Teil der Abschreckung bei. 
2) Auch in der Vergangenheit wurde die militärische Notwendigkeit einer 
Standing Naval Force im Mittelmeer nicht bestritten. Die Mittelmeerstaaten, 
US und UK haben sich aber bisher außerstande gesehen, dem weiter als mit der 
jährlich zweimal aktivierten NAVOCFORMED entgegenzukommen. Nicht zuletzt 
durch die Vorgänge im Golf ist jedoch das Erfordernis der Solidarität in der 
Allianz als auch die Bereitschaft der Nationen, dies anzuerkennen, größer gewor-
den. Diese Bereitschaft zur Solidarität wird durch die dem Generalinspekteur 
gegenüber gemachten Aussagen der VM von NL12 (könnte sich zumindest peri-
odische Teilnahme vorstellen) und von SPA13 (würde an Übungen und Hafen-
besuchen teilnehmen) unterstrichen. 
Die deutsche Initiative zur Umwandlung der NAVOCFORMED in eine  
STANAVFORMED hätte nach allen vorliegenden Informationen durchaus Aus-
sicht auf Erfolg, zumal wir als „Nicht-Mittelmeeranrainer“ nicht in den Verdacht 
geraten können, einseitig eigene Interessen zu Lasten anderer Nationen durch-
setzen zu wollen. 
3) Die Aufgaben der zu bildenden STANAVFORMED sind mit denen der  
STANAVFORLANT vergleichbar (Sicherung der Seeverbindungslinien, Über-
wachung der WP-Marinen, Ausbildung). Dabei kommt nach Aussagen der Marine 
den Ausbildungsmöglichkeiten eine besondere Bedeutung zu, da sich die ozeano-
graphische Beschaffenheit des Mittelmeeres für bestimmte Ausbildungszwecke 
besser eignet als die der Nordsee oder die der Ostsee und zudem Einrichtungen 
der Verbündeten mitbenutzt werden können (z. B. Torpedo-Schießanlage in F). 

 
11 Korrigiert aus: „approbates“. 
12 Willem Frederik van Eekelen. 
13 Narcís Serra y Serra. 
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4) Das Einsatzgebiet der STANAVFORMED würde – wie schon bei NAVOC- 
FORMED – das gesamte Mittelmeer (in area14) umfassen. Es steht dennoch 
nicht zu befürchten, daß STANAVFORMED in der Nähe von Krisengebieten 
eingesetzt wird, da die De-facto-Einsatzgebiete vom DPC festgelegt werden. So 
war es in der Vergangenheit ständige Praxis, NAVOCFORMED-Übungen nicht 
im östlichen Mittelmeer (östlich von Kreta), in der Ägäis und in der Großen Syrte 
durchzuführen. 
5) Voraussetzung für die vom BMVg geplante Initiative ist, daß wir bereit sind, 
an STANAVFORMED aktiv teilzunehmen; dabei ist auch eine periodische Teil-
nahme möglich. Angesichts der geringen Anzahl der zur Verfügung stehenden 
Schiffe sollten wir diese Möglichkeit offenhalten. Zudem kann nicht ausgeschlos-
sen werden, daß durch Einsatzoptionen der Marine in ihrem eigentlichen Ein-
satzgebiet bereits alle verfügbaren Einheiten gebunden sind. 
D 3 i. V.15 hat mitgezeichnet. 
Referat 203 hat mitgezeichnet. 

Bertram 
VS-Bd. 12114 (201) 
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Botschafter Meyer-Landrut, Moskau, an das Auswärtige Amt 

114-7430/87 VS-vertraulich Aufgabe: 29. Dezember 1987, 14.25 Uhr1 
Fernschreiben Nr. 4092 Ankunft: 29. Dezember 1987, 13.38 Uhr 
Citissime 

Betr.: Besuch von MP Strauß in der SU vom 28. bis 31.12.1987; 
hier: Gespräch mit AM Schewardnadse am 28.12.1987 

Zur Unterrichtung 
Von MP Strauß noch nicht genehmigt 
1) Zusammenfassung 
Gespräche von MP Strauß in Moskau begannen am 28.12. nach der Ankunft 
(17.30 Uhr) mit AM Schewardnadse, der den bayerischen MP zum ersten Besuch 

 
14 Zur Festlegung des Bündnisgebiets vgl. Artikel 6 des NATO-Vertrags vom 4. April 1949; BUNDES-

GESETZBLATT 1955, Teil II, S. 290. 
15 Hans-Günter Sulimma. 
 
 1 Das Fernschreiben wurde von Botschaftsrat I. Klasse Haak, Moskau, konzipiert.  

Hat Vortragendem Legationsrat I. Klasse Heyken am 29. Dezember 1987 vorgelegen, der handschrift-
lich vermerkte: „014 hat Ablichtung für BM gefertigt.“ Ferner verfügte er die Weiterleitung an Vor-
tragenden Legationsrat Stüdemann und Legationsrat I. Klasse Grunenberg.  
Hat Stüdemann vorgelegen.  
Hat Grunenberg am 30. Dezember 1987 vorgelegen. 
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in der SU herzlich begrüßte und als wichtigen Gesprächspartner im internatio-
nalen wie bilateralen Bereich würdigte. In dem Gespräch, an dem ich teilnahm, 
bewertete Strauß die Entwicklung der amerikanisch-sowjetischen Abrüstungs-
verhandlungen positiv, sah darin aber nur erste Schritte (nur 3 v. H. des Poten- 
tials vom INF-Abkommen erfaßt) beim notwendigen Übergang zu einer „neuen 
Ära“ ohne kriegerische oder gewalttätig-revolutionäre Lösungen von Problemen 
und legte die spezifische deutsche Bedrohungslage dar (im Zielgebiet von strate-
gischen und Kurzstreckenraketen ebenso wie von INF). Im übrigen bewertete er 
das INF-Abkommen2 als Lösung primär amerikanisch-sowjetischer Probleme und 
skizzierte noch einmal die historische Entwicklung seit Beginn der Stationierung 
der SS-20, wobei er aus letzter Zeit auch seine Meinungsunterschiede mit BK zu 
P I a erwähnte. AM Schewardnadse zeichnete die sowjetische Linie des Weges zu 
einer nuklearwaffenfreien Welt, bei dem man auf keinen Fall stehen bleiben dürfe 
(„Kompensationen“). Auf dem Gebiet der bilateralen Beziehungen, die AM Sche-
wardnadse sehr positiv würdigte (kontinuierlicher Briefwechsel GS – BK3, wich-
tiger Besuch Genschers4, Besuch des Bundespräsidenten5, Fortsetzung dieser 
Linie jetzt durch Strauß), sprachen sich beide Gesprächspartner insbesondere 
für Intensivierung der wirtschaftlichen Zusammenarbeit aus. Strauß verwies in 
diesem Zusammenhang auf seinen Beitrag bei der Entwicklung der Beziehungen 
mit der DDR. Der bayerische MP will sich bei der Bundesregierung dafür ein-
setzen, daß AM Sch. und GS Gorbatschow bei ihren Besuchen in der Bundes-
republik6 auch in München Station machen. 
Er plädierte für Kontinuität der Ausreisemöglichkeiten, doch insbesondere mehr 
Besuchsreisemöglichkeiten der Rußlanddeutschen. Zum Fall Rust7 sagte Strauß, 
er wolle ihn jetzt nicht offiziell ansprechen, worauf Sch. lächelnd erwiderte: „Was 
Sie hiermit getan haben.“ Regionale Fragen wurden nur gestreift, Sch. bekräftigte 
sowjetische Absicht zum Truppenabzug (was schwieriger sei als Einmarsch8). 
Dauer des offen und in aufgelockerter Atmosphäre geführten Gesprächs: 2 1/2 
Stunden. 
2) Im einzelnen 
AM Sch. begrüßte MP Strauß herzlich zum ersten Besuch in der SU als über die 
BR Deutschland hinaus bekannten Politiker, dessen Ansichten in der SU bekannt 
seien, mit dem aber der Dialog trotz unterschiedlicher Standpunkte bei vielen 
grundlegenden Problemen interessant sei. Nach einem großen Bogen über an-

 
 2 Zur Unterzeichnung des INF-Vertrags am 8. Dezember 1987 vgl. Dok. 360. 
 3 Vgl. dazu zuletzt das Schreiben des Bundeskanzlers Kohl vom 24. November 1987 an den General-

sekretär des ZK der KPdSU, Gorbatschow; Dok. 335. 
 4 Bundesminister Genscher hielt sich vom 20. bis 22. Juli 1986 in der UdSSR auf. Vgl. dazu AAPD 1986, 

II, Dok. 207–210 und Dok. 218. 
 5 Bundespräsident Freiherr von Weizsäcker, der von Bundesminister Genscher begleitet wurde, besuchte 

die UdSSR vom 6. bis 11. Juli 1987. Vgl. dazu Dok. 200, Dok. 203, Dok. 204, Dok. 206 und Dok. 212. 
 6 Der Besuch des sowjetischen Außenministers Schewardnadse in der Bundesrepublik fand vom 17. bis 

19. Januar 1988 statt. Vgl. dazu AAPD 1988.  
Der Generalsekretär des ZK der KPdSU, Gorbatschow, besuchte die Bundesrepublik vom 12. bis 
15. Juni 1989. Vgl. dazu DEUTSCHE EINHEIT, Dok. 2–4. 

 7 Zum Haftfall Mathias Rust vgl. Dok. 242. 
 8 Am 24. Dezember 1979 intervenierten Streitkräfte der UdSSR in Afghanistan. Vgl. dazu AAPD 1979, 

II, Dok. 393–395. 
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stehende tiefgreifende Veränderungen in Europa und in der Welt, die Gesetze des 
„neuen Denkens“ und insbesondere die Notwendigkeit der Herstellung einer 
Balance der Interessen (dies werde Hauptanliegen des Treffens mit Gorbatschow 
sein9) kam Sch. zu den deutsch-sowjetischen Beziehungen, bei denen Strauß als 
Parteiführer wie als MP bedeutenden Beitrag leisten könne. Sch. sprach von 
einer „großen Entwicklung“ in den Beziehungen: Abbau des Feindbildes; all-
mähliche Entwicklung vertrauensvoller guter Beziehungen, für die eine solide 
Basis in Gestalt der Verträge vorhanden sei. Er bezeichnete den Besuch von 
Strauß nach dem „kontinuierlichen Briefwechsel“ BK – GS, dem „wichtigen Be-
such“ BM Genschers und dem Besuch des Bundespräsidenten als „Fortsetzung 
einer etablierten Praxis“. In den Beziehungen bestehe noch großes Potential für 
die Zusammenarbeit: bei der Sicherheitspolitik, auf den Gebieten Wirtschaft, 
Kultur, Wissenschaft und Technik. 
MP Strauß dankte für die Einladung der sowjetischen Regierung. Er führte aus, 
daß die Nachkriegszeit jetzt zu Ende sei oder jedenfalls zu Ende gehe, daß man 
derzeit an der Schwelle eines neuen Zeitalters stehe, in dem der Krieg nicht mehr 
Mittel der Politik sei und Konflikte nicht mehr auf Barrikaden der Revolution 
oder in Kriegen ausgetragen werden. Auf die amerikanisch-sowjetischen Ab-
rüstungsverhandlungen eingehend, stellte er fest, wenn die jetzt unterzeichneten 
und zu unterzeichnenden Abkommen ein neues Zeitalter einleiteten, sei dies 
sicher ein guter Schritt. Aber das INF-Abkommen – wobei er auch seine von BK 
abweichende Position zu P I a erwähnte – erfasse nur 3 v. H. des Potentials, für 
97 Prozent, d. h. alle verbliebenen Raketen – auch die strategischen, auch die 
Kurzstreckensysteme –, sei (singulär) deutscher Boden Zielgebiet. Ein „neues 
Zeitalter“ bedeute auch das Verschwinden der Ideologie der Weltrevolution und 
der Weltherrschaft (wobei er auch „eine Art US-SU-Kondominium“ nicht un-
erwähnt ließ); es bedeute eine Situation, in der keine Seite mehr vor der anderen 
Angst habe (worüber er lange mit GS Breschnew gesprochen habe10). Der baye-
rische MP bezeichnete es als seine „felsenfeste Überzeugung“, daß niemand im 
Westen die SU angreifen wolle. Auch sei er der Überzeugung, daß die SU keine 
Angriffspläne habe. In diesem Zusammenhang erwähnte er das in Bayern beste-
hende Sympathiekapital für Gorbatschow und Schewardnadse. Er wies darauf 
hin, daß er bei der Entwicklung der Beziehung mit Honecker hilfreich gewesen 
sei, und erklärte sich bereit beizutragen, wenn auf wirtschaftlichem Gebiet etwas 
für eine engere deutsch-sowjetische Zusammenarbeit getan werden könne. Bei 
Abbau des Mißtrauens werde COCOM kein Problem mehr sein. Wichtig sei auch 
die kulturelle Zusammenarbeit. 
Sch. erklärte sich mit der These, „der Krieg ist nicht die Fortsetzung der Politik 
mit anderen Mitteln“, einverstanden. Die von einem nuklearen Krieg ausgehen-
den Gefahren habe Tschernobyl11 gezeigt. INF bezeichnete er als Beginn einer 

 
 9 Der bayerische Ministerpräsident Strauß führte am 29. Dezember 1987 ein Gespräch mit dem 

Generalsekretär des ZK der KPdSU, Gorbatschow. Vgl. dazu GORBATSCHOW UND DIE DEUTSCHE FRAGE, 
Dok. 19. 

10 Bei seinem Besuch vom 4. bis 7. Mai 1978 in der Bundesrepublik führte der Generalsekretär des ZK 
der KPdSU, Breschnew, am 6. Mai 1978 auf Schloß Gymnich ein Gespräch mit dem CSU-Vorsitzenden 
Strauß. Vgl. dazu den Artikel „Zum Empfang von Strauß ein 15-Minuten-Referat aus Moskau“; DIE 
WELT vom 8. Mai 1978, S. 3. 

11 Zum Reaktorunfall von Tschernobyl am 26. April 1986 vgl. Dok. 26, Anm. 16. 
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neuen Ära, wenn nicht statt dessen das Wettrüsten auf andere Gebiete verlagert 
werde; dann allerdings sei alles umsonst. Ein ICBM-Abkommen könne bei nor-
malem Fortgang unterzeichnet werden. MP Strauß wies nochmals darauf hin, 
daß für uns als Zielgebiet alle INF durch ICBM ersetzt werden können; das 
INF-Abkommen löse nur SU-US-Probleme, nicht unsere; es sei nur ein guter 
Anfang der Vertrauensbildung. AM bezeichnete seinerseits die französischen und 
britischen Atomwaffen als für die SU „strategisch“ (ebenso wie CM und Raketen 
auf U-Booten), von denen SU umzingelt sei. Er verstehe, daß für die Deutschen 
die Raketen kürzerer Reichweite von 0 bis 500 km beunruhigend seien, dies gelte 
aber nicht nur für uns, sondern – wie Tschernobyl gezeigt habe – auch für die SU 
(nämlich: im weiteren Umkreis von fall-out). Im konventionellen Bereich verwies 
er auf beiderseitige Ungleichgewichte (einerseits sowjetische Panzer, anderer-
seits westliche Flugzeuge). Das „Kompensationsgerede“ bezeichnete er als be-
unruhigend. Es komme jetzt alles darauf an, beim Prozeß der Abrüstung keine 
Pausen zuzulassen. 
MP Strauß skizzierte die historische Entwicklung: SS-20 – P II – „Psychokrieg“ – 
Andropow-Erklärung vom 28.9.8312 („kein tatenloses Zusehen der SU beim Auf-
rüsten des Westens“), Aufbau der sowjetischen INF kürzerer Reichweite13, Ein-
stieg in Verhandlungen14. 
AM wies auf Inspektionen des INF-Abkommens und Manöverkontrollen als neue 
Erscheinungen und Grundlagen für Vertrauensbildung hin. Strauß erinnerte 
daran, daß Gromyko im Januar 1983 die Null-Lösung für unakzeptabel bezeich-
net hatte.15 Nach AM Sch. ist alles kontrollierbar, z. B. auch U-Boot-Raketen, 
auch der Unterschied zwischen nuklearen und konventionellen Marschflug-
körpern; es gehe nur noch um den Willen zur Abrüstung. Dies gelte auch für 
chemische und für konventionelle Waffen. Grundlage weitreichender Abrüstung 
sei Verständigung über militärische Doktrinen.16 
Auf die Frage von Strauß, ob für die SU der Abzug eines Teiles der US-Streit-
kräfte aus Europa wünschenswert sei, beschränkte sich Sch. auf den Hinweis, daß 
Gorbatschow 1986 in Ost-Berlin für Streitkräfteabzug und Stützpunktauflösung 
plädiert habe.17 
MP Strauß sprach sich – unter Anerkennung der vermehrten Ausreisen – für 
mehr Reisemöglichkeiten der Rußlanddeutschen aus (im Hinblick auch auf Ver-
bleiben in der SU). AM hierzu: Er habe sich die Ausführungen von MP Strauß 

 
12 Korrigiert aus: „23.9.1983“.  

Für den Wortlaut der Erklärung des Generalsekretärs des ZK der KPdSU, Andropow, vom 28. Sep-
tember 1983 vgl. EUROPA-ARCHIV 1984, D 4–7. 

13 Zur Stationierung sowjetischer Nuklearsysteme in der ČSSR und in der DDR vgl. AAPD 1984, II, 
Dok. 285, und AAPD 1985, II, Dok. 216. 

14 Die erste Runde der amerikanisch-sowjetischen Verhandlungen über Nuklear- und Weltraumwaffen in 
Genf fand vom 12. März bis 23. April 1985 statt. Vgl. dazu AAPD 1985, I, Dok. 101 und Dok. 106. 

15 Vgl. dazu die Ausführungen des sowjetischen Außenministers Gromyko am 18. Januar 1983 vor der 
Presse in Bonn während seines Besuchs vom 16. bis 19. Januar 1983 in der Bundesrepublik; EUROPA-
ARCHIV 1983, D 140 f. (Auszug). Zum Besuch vgl. AAPD 1983, I, Dok. 10 und Dok. 15. 

16 Vgl. dazu die Erklärung des Politischen Beratenden Ausschusses des Warschauer Pakts über Militär-
doktrinen auf seiner Tagung am 28./29. Mai 1987 in Ost-Berlin; EUROPA-ARCHIV 1987, D 392–394. 

17 Für den Wortlaut der Rede des Generalsekretärs des ZK der KPdSU, Gorbatschow, auf dem XI. Partei-
tag der SED am 18. April 1986 in Ost-Berlin vgl. GORBATSCHOW, Reden, Bd. 3, S. 404–415. Vgl. dazu 
auch AAPD 1986, I, Dok. 114 und Dok. 131. 
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notiert. Man sei in SU dabei, diese Fragen zu überdenken, verwies aber auf 
Berner KSZE-Treffen18, das von USA torpediert worden sei. 
Zu Afghanistan beteuerte Sch., daß der Abzug beschlossen sei und nach Fest-
schreibung des vierten Punktes des Cordovez-Planes in Genf beginnen werde. 
Zu Afrika wies MP Strauß darauf hin, daß das diesbezügliche sowjetische Enga-
gement der SU nur Kosten, aber keine Erfolge gebracht habe. Sch. machte dem-
gegenüber die abweichende sowjetische Auffassung geltend (Unterstützung von 
Befreiungsrevolution gegen den Kolonialismus). Es gebe überall eine Tendenz 
zu nationaler Aussöhnung, auch in Nicaragua. In Afghanistan sei die Lage bes-
ser geworden (vier Parteien, Kapitalisten, Stämme Geistlichkeit). Zu Kambodscha 
verwies er auf die Gespräche Hun Sen – Sihanouk.19 
Nochmal auf die bilateralen Beziehungen eingehend, plädierte Sch. für „neue For-
men der Zusammenarbeit“. Er wies auf die Unterschiedlichkeit der Systeme und 
die in der SU laufenden „großen Reformen“ hin. Die sowjetische Wirtschaft be-
ginne sich anzupassen. Die Zusammenarbeit mit Finnland laufe gut. Seine Aus-
führungen gipfelten in der Feststellung: „Wir können unsere internen Fragen 
ohne Sie lösen, besser aber gemeinsam.“ 
Der bayerische MP wies darauf hin, daß, auch wenn es sich nicht um Über-
nahme der Demokratie in der SU handele, so doch der wissenschaftlich-tech-
nische Wandel an den Menschen und der Gesellschaft nicht vorbeigehe. Nach 
Sch. gehe es nun um Zusammenarbeit und das Beiseitelegen ideologischer Strei-
tigkeiten, so daß die Völker selbst entscheiden können. SU sei zu Kooperation 
bereit. Sch. ließ dabei am Rande aber doch noch einmal den Argwohn anklingen, 
daß der Westen mit den COCOM-Listen den wissenschaftlich-technischen Fort-
schritt in der SU hemmen wolle. 

[gez.] Meyer-Landrut 
VS-Bd. 13474 (213) 

 
18 Zum KSZE-Expertentreffen über Menschliche Kontakte vom 15. April bis 26. Mai 1986 vgl. AAPD 

1986, I, Dok. 77 und Dok. 156. 
19 Der frühere König und Staatschef Sihanouk und Ministerpräsident Hun Sen trafen vom 2. bis 4. De-

zember 1987 in Fère-en-Tardenois bei Reims zu Gesprächen zusammen. 
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Abkommen und Verträge 
– Vertrag vom 28.6.1919 zwischen dem 

Deutschen Reich und den Alliierten und 
Assoziierten Mächten (Friedensvertrag 
von Versailles) 
S. 918, 1395 

– Vertrag vom 10.9.1919 zwischen Öster-
reich und den Alliierten und Assoziier-
ten Mächten (Friedensvertrag von Saint-
Germain) 
S. 918 

– Vertrag vom 16.4.1922 zwischen dem 
Deutschen Reich und der Russischen So-
zialistischen Föderativen Sowjetrepublik 
(Vertrag von Rapallo) 
S. 436, 456, 1006, 1058 

– Friedensvertrag vom 24.7.1923 zwischen 
dem Britischen Reich, Frankreich, Grie-
chenland, Italien, Japan, Rumänien, dem 
Serbisch-Kroatisch-Slowenischen Staat 
und der Türkei (Vertrag von Lausanne) 
S. 14955 

– Genfer Protokoll vom 17.6.1925 über das 
Verbot der Verwendung von erstickenden, 
giftigen oder ähnlichen Gasen sowie bak-
teriologischen Mitteln im Kriege 
S. 1565 

– Abkommen vom 29.9.1938 zwischen dem 
Deutschen Reich, dem Vereinigten König-
reich Großbritannien und Nordirland, 
Frankreich und Italien über die Abtre-
tung sudetendeutscher Gebiete an Deutsch-
land (Münchener Abkommen) 
S. 502 

– Londoner Abkommen vom 14.11.1944 
zwischen dem Vereinigten Königreich 
Großbritannien und Nordirland, der Union 
der Sozialistischen Sowjetrepubliken und 
den Vereinigten Staaten von Amerika 
über das Kontrollsystem in Deutschland 
(Londoner Protokoll) 
S. 123028 

– Charta der Vereinten Nationen vom 26.6. 
1945 
siehe unter: VN 

– Allgemeines Zoll- und Handelsabkommen 
(GATT) vom 30.10.1947 
S. 363 

– Brüsseler Verträge vom 17.3.1948 zwi-
schen der Französischen Republik, dem 
Vereinigten Königreich Großbritannien 
und Nordirland, dem Königreich Belgien, 

dem Königreich der Niederlande und dem 
Großherzogtum Luxemburg 
S. 108113 

– Nordatlantikvertrag vom 4.4.1949 
S. 275, 1081, 1422 

– I. Genfer Abkommen vom 12.8.1949 zur 
Verbesserung des Loses der Verwundeten 
und Kranken der Streitkräfte im Felde 
S. 219, 1128, 1653 

– II. Genfer Abkommen vom 12.8.1949 zur 
Verbesserung des Loses der Verwunde-
ten, Kranken und Schiffbrüchigen der 
Streitkräfte zur See 
S. 219, 1128, 1653 

– III. Genfer Abkommen vom 12.8.1949 über 
die Behandlung von Kriegsgefangenen 
S. 219, 1128, 1653 

– IV. Genfer Abkommen vom 12.8.1949 zum 
Schutze von Zivilpersonen in Kriegszeiten 
S. 1128, 1653 

– Abkommen vom 6.7.1950 zwischen der 
Deutschen Demokratischen Republik und 
der Republik Polen über die Markierung 
der festgelegten und bestehenden deutsch-
polnischen Staatsgrenze (Görlitzer Ab-
kommen) 
S. 1308 

– Konvention vom 4.11.1950 zum Schutze 
der Menschenrechte und Grundfreihei-
ten 
S. 168, 16913, 173, 47214+15 

– Vertrag vom 18.4.1951 über die Gründung 
der Europäischen Gemeinschaft für Kohle 
und Stahl (EGKS-Vertrag) 
S. 329 

– Abkommen vom 19.6.1951 zwischen den 
Parteien des Nordatlantikvertrags über 
die Rechtsstellung ihrer Truppen (NATO-
Truppenstatut) 
S. 275 

– Abkommen vom 28.7.1951 über die Rechts-
stellung der Flüchtlinge (Genfer Flücht-
lingskonvention) 
S. 756 

– Abkommen vom 20.9.1951 über den Han-
del zwischen den Währungsgebieten der 
Deutschen Mark (DM-West) und den Wäh-
rungsgebieten der Deutschen Mark der 
Deutschen Notenbank (DM-Ost) (Berliner 
Abkommen) 
S. 1293 
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– Vertrag vom 26.5.1952 über die Beziehun-
gen zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und den Drei Mächten (Generalver-
trag) 
S. 1800 f., 180216 

– Vertrag vom 27.5.1952 über die Gründung 
einer Europäischen Verteidigungsgemein-
schaft (EVG-Vertrag) 
S. 1800 

– Vertrag vom 27.5.1952 zwischen dem Ver-
einigten Königreich Großbritannien und 
Nordirland und den Mitgliedstaaten der 
Europäischen Verteidigungsgemeinschaft 
S. 18009 

– Abkommen vom 27.2.1953 über deutsche 
Auslandsschulden (Londoner Schulden-
abkommen) 
S. 133 f., 60917 

– Haager Übereinkommen vom 1.3.1954 
über den Zivilprozeß 
S. 89330 

– Vertrag vom 23.10.1954 über den Auf-
enthalt ausländischer Streitkräfte in der 
Bundesrepublik Deutschland (Aufenthalts-
vertrag) 
S. 275 

– Vertrag vom 23.10.1954 über die Bezie-
hungen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und den Drei Mächten 
(Deutschland-Vertrag) 
S. 1800 f., 184714 

– Vertrag vom 23.10.1954 zur Regelung der 
aus Krieg und Besatzung entstandenen 
Fragen (Überleitungsvertrag) 
S. 1799–1801, 180321 

– WEU-Vertrag vom 23.10.1954 
S. 104, 528, 100410, 10548, 1081 

– Vertrag vom 14.5.1955 zwischen der Volks-
republik Albanien, der Volksrepublik Bul-
garien, der Deutschen Demokratischen 
Republik, der Volksrepublik Polen, der 
Volksrepublik Rumänien, der Tschecho-
slowakischen Sozialistischen Republik, 
der Ungarischen Volksrepublik und der 
Union der Sozialistischen Sowjetrepubli-
ken über Freundschaft, Zusammenarbeit 
und gegenseitigen Beistand (Warschauer 
Pakt) 
S. 971, 1081 

– Vertrag vom 15.5.1955 zwischen den Vier 
Mächten und der Republik Österreich be-

treffend die Wiederherstellung eines un-
abhängigen und demokratischen Öster-
reich (Österreichischer Staatsvertrag) 
S. 595 

– Kulturabkommen vom 17.5.1956 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und dem 
Königreich Griechenland 
S. 95413 

– Vertrag vom 25.3.1957 zur Gründung 
der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EURATOM-Vertrag) 
siehe unter: Römische Verträge 

– Vertrag vom 25.3.1957 zur Gründung 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
(EWG-Vertrag) 
siehe unter: Römische Verträge 

– Zusatzabkommen vom 3.8.1959 zum Ab-
kommen vom 19.6.1951 zwischen den Par-
teien des Nordatlantikvertrags über die 
Rechtsstellung ihrer Truppen hinsichtlich 
der in der Bundesrepublik Deutschland 
stationierten ausländischen Truppen 
S. 275 

– Wiener Übereinkommen vom 18.4.1961 
über diplomatische Beziehungen 
S. 136, 17915, 183, 980 

– Vertrag vom 22.1.1963 zwischen der Bun-
desrepublik Deutschland und der Fran-
zösischen Republik über die deutsch-fran-
zösische Zusammenarbeit (Elysée-Vertrag) 
S. 22, 138, 7353, 1118, 1208, 12154, 1387 f., 
1407, 1493, 1583, 1587, 1591 f., 1595, 
16067, 1616, 1644, 1714, 1809 

– Abkommen vom 12.9.1963 zur Gründung 
einer Assoziation zwischen der EWG und 
der Republik Türkei 
S. 11529, 471–476, 694 f., 10955, 1098 f. 

– Internationaler Pakt vom 19.12.1966 über 
bürgerliche und politische Rechte 
S. 168, 170, 14648, 14955 

– Fakultativprotokoll vom 19.12.1966 zum 
Internationalen Pakt über bürgerliche und 
politische Rechte 
S. 168, 17324 

– Internationaler Pakt vom 19.12.1966 über 
wirtschaftliche, soziale und kulturelle 
Rechte 
S. 89224 

– Protokoll vom 31.1.1967 über die Rechts-
stellung der Flüchtlinge 
S. 756 
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– Vertrag vom 1.7.1968 über die Nichtver-
breitung von Kernwaffen (Nichtverbrei-
tungsvertrag) 
S. 563 f., 100410, 1246, 1328, 1563 

– Vertrag vom 12.8.1970 zwischen der Bun-
desrepublik Deutschland und der Union 
der Sozialistischen Sowjetrepubliken (Mos-
kauer Vertrag) 
S. 48 f., 114, 195, 201, 652, 6612, 848, 
891, 1003, 1006 f., 1020, 1032 f., 1058 f., 
12237, 1250, 1252, 1295, 1349, 135333, 
1428, 1430, 1510, 1701 

– Zusatzprotokoll vom 23.11.1970 zum Ab-
kommen vom 12.9.1963 zur Gründung 
einer Assoziation zwischen der EWG und 
der Republik Türkei für die Übergangs-
phase der Assoziation 
S. 11529, 4716, 472 

– Vertrag vom 7.12.1970 zwischen der Bun-
desrepublik Deutschland und der Volks-
republik Polen über die Grundlagen der 
Normalisierung ihrer gegenseitigen Bezie-
hungen (Warschauer Vertrag) 
S. 48 f., 652, 848, 9131, 915, 91718, 918 f., 
1032 f., 1058, 1252, 1326 f., 190817 

– Übereinkommen vom 16.12.1970 zur Be-
kämpfung der widerrechtlichen Inbesitz-
nahme von Luftfahrzeugen 
S. 190413 

– Vier-Mächte-Abkommen über Berlin vom 
3.9.1971 
S. 3112, 388, 39, 114, 1326, 135 f., 257, 
652 f., 6612, 66412, 891, 89331, 1032, 
1224, 1252, 169625, 1701, 1747, 1846 

– Übereinkommen vom 23.9.1971 zur Be-
kämpfung widerrechtlicher Handlungen 
gegen die Sicherheit der Zivilluftfahrt 
S. 190413 

– Luftverkehrsabkommen vom 11.11.1971 
zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken 
S. 1801 

– Interimsabkommen vom 26.5.1972 zwi-
schen den Vereinigten Staaten von Ame-
rika und der Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken über Maßnahmen hin-
sichtlich der Begrenzung strategischer 
Waffen (SALT I) 
siehe unter: SALT 

– Vertrag vom 26.5.1972 zwischen den 
Vereinigten Staaten von Amerika und 

der Union der Sozialistischen Sowjetre-
publiken über die Begrenzung der Rake-
tenabwehrsysteme (ABM-Vertrag) 
siehe: ABM-Vertrag 

– Abkommen vom 2.7.1972 zwischen Indien 
und Pakistan über die bilateralen Bezie-
hungen (Abkommen von Simla) 
S. 4526 

– Vertrag vom 21.12.1972 über die Grund-
lagen der Beziehungen zwischen der Bun-
desrepublik Deutschland und der Deut-
schen Demokratischen Republik (Grund-
lagenvertrag) 
S. 48 f., 652, 6612, 848, 1020, 1058, 1223 f., 
123028, 1232, 1252, 1277, 1294, 1296 

– Abkommen vom 19.5.1973 zwischen der 
Regierung der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Regierung der Union der So-
zialistischen Sowjetrepubliken über kul-
turelle Zusammenarbeit 
S. 3911, 89329 

– Protokoll vom 8.8.1973 über den Beitritt 
Ungarns zum Allgemeinen Zoll- und Han-
delsabkommen (GATT) vom 30.10.1947 
S. 363 

– Vertrag vom 11.12.1973 zwischen der Bun-
desrepublik Deutschland und der Tsche-
choslowakischen Sozialistischen Republik 
über die gegenseitigen Beziehungen (Pra-
ger Vertrag) 
S. 48 f., 652, 668, 848, 1032 f., 1058, 1252 

– Übereinkommen vom 14.12.1973 über die 
Verhütung, Verfolgung und Bestrafung 
von Straftaten gegen völkerrechtlich ge-
schützte Personen einschließlich Diplo-
maten (Diplomatenschutzkonvention) 
S. 190413 

– Übereinkommen vom 22.3.1974 über den 
Schutz der Meeresumwelt des Ostseege-
biets (Helsinki-Übereinkommen) 
S. 13259 

– Vertrag vom 3.7.1974 zwischen den Ver-
einigten Staaten von Amerika und der 
Union der Sozialistischen Sowjetrepubli-
ken über die Begrenzung unterirdischer 
Kernwaffenversuche 
S. 575, 5765, 132110, 1361, 1838 f. 

– AKP-EWG-Abkommen von Lomé vom 28. 
2.1975 
S. 109612 

– Abkommen vom 11.5.1975 zwischen der 
EWG und dem Staat Israel über die 
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schrittweise Einführung einer Freihan-
delszone 
S. 35741 

– Übereinkommen vom 30.5.1975 zur Grün-
dung einer Europäischen Weltraumorga-
nisation 
S. 55 

– Abkommen vom 9.10.1975 zwischen der 
Regierung der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Regierung der Volksrepu-
blik Polen über die Gewährung eines Fi-
nanzkredits 
S. 185223 

– Ausreiseprotokoll vom 9.10.1975 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der 
Volksrepublik Polen 
S. 185223 

– Prinzipienerklärung vom 14.11.1975 des 
Königreichs Marokko, der Islamischen 
Republik Mauretanien und des Spani-
schen Staates zur Westsahara 
S. 8562 

– Kooperationsabkommen vom 25.4.1976 
zwischen der Europäischen Wirtschafts-
gemeinschaft und der Tunesischen Re-
publik 
S. 998, 35741 

– Kooperationsabkommen vom 26.4.1976 
zwischen der Europäischen Wirtschafts-
gemeinschaft und der Demokratischen 
Volksrepublik Algerien 
S. 998 

– Kooperationsabkommen vom 27.4.1976 
zwischen der Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft und dem Königreich Marokko 
S. 998, 35741, 109247 

– Vertrag vom 28.5.1976 zwischen den Ver-
einigten Staaten von Amerika und der 
Union der Sozialistischen Sowjetrepubli-
ken über unterirdische Kernexplosionen 
zu friedlichen Zwecken 
S. 575, 5765, 132110, 1361, 1838 f. 

– Kooperationsabkommen vom 18.1.1977 
zwischen der Europäischen Wirtschafts-
gemeinschaft und dem Haschemitischen 
Königreich Jordanien 
S. 998 

– Kooperationsabkommen vom 18.1.1977 
zwischen der Europäischen Wirtschafts-
gemeinschaft und der Arabischen Repu-
blik Ägypten 
S. 998 

– Kooperationsabkommen vom 18.1.1977 
zwischen der Europäischen Wirtschafts-
gemeinschaft und der Arabischen Repu-
blik Syrien 
S. 998 

– Kooperationsabkommen vom 3.5.1977 
zwischen der Europäischen Wirtschafts-
gemeinschaft und der Libanesischen Re-
publik 
S. 998 

– I. und II. Zusatzprotokoll vom 8.6.1977 
zu den Genfer Abkommen vom 12.8.1949 
S. 219–222, 1653 f., 1753 f., 175835 

– Abkommen vom 6.5.1978 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der 
Union der Sozialistischen Sowjetrepu-
bliken über die Entwicklung und Vertie-
fung der langfristigen Zusammenarbeit 
auf dem Gebiet der Wirtschaft und Indu-
strie 
S. 1432, 1510 

– Auslieferungsvertrag vom 20.6.1978 zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland 
und den Vereinigten Staaten von Ameri-
ka 
S. 54610, 54813, 9839 

– Friedensvertrag vom 26.3.1979 zwischen 
der Arabischen Republik Ägypten und 
dem Staat Israel 
S. 16425, 18264, 18277 

– Vertrag vom 18.6.1979 zwischen den Ver-
einigten Staaten von Amerika und der 
Union der Sozialistischen Sowjetrepubli-
ken über die Begrenzung strategischer of-
fensiver Waffen (SALT II) 
siehe unter: SALT 

– Zweites AKP-EWG-Abkommen von Lomé 
vom 31.10.1979 (Lomé II) 
S. 109612 

– Internationales Übereinkommen vom 18. 
12.1979 gegen Geiselnahme 
S. 172, 190413 

– Lancaster-House-Abkommen vom 21.12. 
1979 über Südrhodesien 
S. 1627 

– Kooperationsabkommen vom 7.3.1980 zwi-
schen der Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft und den Mitgliedsländern des 
Verbandes Südostasiatischer Nationen 
(ASEAN) 
S. 16386 
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– Kooperationsabkommen vom 2.4.1980 
zwischen der Europäischen Wirtschafts-
gemeinschaft und der Sozialistischen Fö-
derativen Republik Jugoslawien 
S. 35742 

– Abkommen vom 25.3.1981 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und dem 
Königreich Marokko über soziale Sicher-
heit 
S. 856 

– Abkommen vom 15.4.1982 zwischen der 
Regierung der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Regierung der Vereinigten 
Staaten von Amerika über Unterstützung 
durch den Aufnahmestaat in Krise oder 
Krieg (Wartime Host Nation Support 
Agreement) 
S. 274 

– Seerechtsübereinkommen der Vereinten 
Nationen vom 10.12.1982 
S. 56, 53030 

– Abkommen vom 16.3.1984 zwischen der 
Volksrepublik Mosambik und der Repu-
blik Südafrika über Gewaltverzicht und 
gutnachbarliche Beziehungen (Nkomati-
Abkommen) 
S. 161821, 1627, 163452 

– Drittes AKP-EWG-Abkommen von Lomé 
vom 8.12.1984 (Lomé III) 
S. 358, 109612 

– Übereinkommen vom 10.12.1984 gegen 
Folter und andere grausame, unmensch-
liche oder erniedrigende Behandlung oder 
Strafe (VN-Folterkonvention) 
S. 167 f., 17324 

– Übereinkommen vom 14.6.1985 zwischen 
den Regierungen der Staaten der Bene-
lux-Wirtschaftsunion, der Bundesrepu-
blik Deutschland und der Französischen 
Republik betreffend den schrittweisen Ab-
bau der Kontrollen an den gemeinsamen 
Grenzen (Schengener Übereinkommen) 
S. 359, 756–758, 141624, 1902 

– Protokoll vom 8.7.1985 zum Übereinkom-
men vom 13.11.1979 über weiträumige 
grenzüberschreitende Luftverunreinigung 
(Helsinki-Protokoll) 
S. 124228, 13259, 187721 

– Kooperationsabkommen vom 12.11.1985 
zwischen der EWG einerseits und den 
Partnerländern des Generalvertrags über 
die zentralamerikanische Wirtschaftsinte-

gration (Costa Rica, El Salvador, Gua-
temala, Honduras und Nicaragua) sowie 
Panama andererseits 
S. 155, 1312 

– Einheitliche Europäische Akte und Schluß-
akte vom 17. bzw. 28.2.1986 
siehe unter: EG 

– Vertrag vom 12.4.1986 zwischen der Bun-
desrepublik Deutschland und der Volks-
republik Bulgarien über die gegenseitige 
Förderung und den gegenseitigen Schutz 
von Kapitalanlagen 
S. 1327 

– Vertrag vom 30.4.1986 zwischen der Bun-
desrepublik Deutschland und der Unga-
rischen Volksrepublik über die Förderung 
und den gegenseitigen Schutz von Kapi-
talanlagen 
S. 1327, 141312 

– Abkommen vom 6.5.1986 zwischen der 
Regierung der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Regierung der Deutschen 
Demokratischen Republik über kulturelle 
Zusammenarbeit 
S. 39, 1225, 1292 

– Abkommen vom 22.7.1986 zwischen der 
Regierung der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Regierung der Union der So-
zialistischen Sowjetrepubliken über wis-
senschaftlich-technische Zusammenarbeit 
S. 38 f., 7896, 891, 1019, 169517, 1702 

– Abkommen vom 22.4.1987 zwischen dem 
Bundesminister für Forschung und Tech-
nologie der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Staatskomitee für die Nutzung 
der Atomenergie der Union der Soziali-
stischen Sowjetrepubliken über wissen-
schaftlich-technische Zusammenarbeit bei 
der friedlichen Nutzung der Kernenergie 
S. 641, 889, 1024 

– Abkommen vom 23.4.1987 zwischen der 
Bundesministerin für Jugend, Familie, 
Frauen und Gesundheit der Bundesrepu-
blik Deutschland und dem Ministerium 
für Gesundheitswesen der Union der So-
zialistischen Sowjetrepubliken über die 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Ge-
sundheitswesens und der medizinischen 
Wissenschaft 
S. 641, 889, 1024 

– Abkommen vom 4.5.1987 zwischen dem 
Bundesminister für Ernährung, Land-
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wirtschaft und Forsten der Bundesrepu-
blik Deutschland und dem Staatskomi-
tee für den agroindustriellen Komplex der 
Union der Sozialistischen Sowjetrepubli-
ken über die Zusammenarbeit im Bereich 
der Agrarforschung 
S. 641, 889, 1024 

– Ergänzungsprotokoll vom 23.7.1987 zwi-
schen den Europäischen Gemeinschaften 
und der Türkei zum Abkommen zur Grün-
dung einer Assoziation zwischen der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und der 
Republik Türkei 
S. 1096, 1099 

– Übereinkommen von Guatemala vom 7.8. 
1987 (Friedensabkommen für Zentral-
amerika) 
S. 1162–1164, 1471–1474, 1512, 185652 

– Abkommen vom 8.9.1987 zwischen der 
Regierung der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Regierung der Deutschen 
Demokratischen Republik über Informa-
tions- und Erfahrungsaustausch auf dem 
Gebiet des Strahlenschutzes 
S. 1225, 1291 

– Abkommen vom 8.9.1987 zwischen der 
Regierung der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Regierung der Deutschen 
Demokratischen Republik über die wei-
tere Gestaltung der Beziehungen auf dem 
Gebiet des Umweltschutzes 
S. 1225, 1291, 13259 

– Abkommen vom 8.9.1987 zwischen der 
Regierung der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Regierung der Deutschen 
Demokratischen Republik über die Zu-
sammenarbeit auf den Gebieten der Wis-
senschaft und Technik 
S. 1225 

– Abkommen vom 15.9.1987 zwischen den 
Vereinigten Staaten von Amerika und der 
Union der Sozialistischen Sowjetrepubli-
ken zur Errichtung von Zentren zur Ver-
ringerung des Risikos eines Nuklearkrie-
ges 
S. 576, 13068 

– Vereinbarung vom 5.10.1987 zwischen der 
Regierung der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Regierung der Tschechoslo-
wakischen Sozialistischen Republik über 
die Zusammenarbeit auf dem Gebiet des 
Umweltschutzes 
S. 13259, 1877 

– Abkommen vom 7.10.1987 zwischen der 
Regierung der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Regierung der Ungarischen 
Volksrepublik über die gegenseitige Er-
richtung von Kultur- und Informations-
zentren 
S. 141315 

– Abkommen vom 7.10.1987 zwischen der 
Regierung der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Regierung der Ungarischen 
Volksrepublik über Zusammenarbeit in 
der wissenschaftlichen Forschung und 
technologischen Entwicklung 
S. 1413 

– Abkommen vom 8.12.1987 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Ara-
bischen Republik Ägypten zur Vermei-
dung der Doppelbesteuerung auf dem Ge-
biet der Steuern vom Einkommen und 
Vermögen 
S. 18262, 1842, 1850 f. 

– Vertrag vom 8.12.1987 zwischen den Ver-
einigten Staaten von Amerika und der 
Union der Sozialistischen Sowjetrepubli-
ken über die Beseitigung von Flugkörpern 
mittlerer und kürzerer Reichweite (INF-
Vertrag) 
Dok. 360 und S. 1662, 1666 f., 1733, 
1738–1740, 1742, 1749–1751, 1770, 1774 f., 
1782–1785, 1817–1819, 1822, 1837, 1858, 
1861, 1864–1868, 1873 f., 1879, 1885, 
1897 f., 1906, 1937–1939 

– Übereinkommen vom 11.12.1987 zwischen 
den Vereinigten Staaten von Amerika 
und dem Königreich Belgien, der Bun-
desrepublik Deutschland, der Italienischen 
Republik, dem Königreich der Niederlan-
de und dem Vereinigten Königreich Groß-
britannien und Nordirland über Inspek-
tionen in bezug auf den Vertrag zwischen 
den Vereinigten Staaten von Amerika 
und der Union der Sozialistischen Sowjet-
republiken über die Beseitigung ihrer 
Flugkörper mittlerer und kürzerer Reich-
weite (MBCA) 
S. 1520, 1522 f., 1687–1689, 1785, 1802, 
1863, 1866 f., 1874 

– Freihandelsabkommen vom 22./23.12.1987 
bzw. 2.1.1988 zwischen Kanada und den 
Vereinigten Staaten von Amerika 
S. 1927 

ABM-Vertrag 
Dok. 24 und S. 55–57, 696, 70–74, 91, 
159, 184, 1854, 197, 247–249, 251, 262 f., 
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267–273, 279 f., 283, 285, 287, 326, 3448, 
417, 419, 421, 514, 575, 619, 638, 653 f., 
672, 674, 67513, 722–724, 753, 1005, 1022, 
1086, 1160 f., 1306, 1342–1344, 1350, 1352, 
1377, 1425, 1498, 1504–1506, 1527, 1548, 
1550, 1563, 1704, 1736, 1749, 1775, 1777, 
1823, 1838 f., 1843, 1858 f., 1861, 1868 

Abrüstung und Rüstungskontrolle 
S. 2231, 224, 477–479, 672, 6891, 705, 
879, 882, 1182–1188, 1297, 1626 

– ASAT (Anti-Satelliten-Systeme) 
S. 1185, 1304 

– Biologische Waffen 
S. 100410 

– Bulgarien 
S. 10844, 1724, 189823 

– Bundesrepublik Deutschland 
S. 3 f., 23, 47 f., 74, 146, 197, 226 f., 395, 
399, 401, 407, 410, 416, 419–421, 433, 
435 f., 441, 477–479, 501, 572, 599, 604, 
628, 641 f., 664 f., 673, 679, 6916, 7366, 
738–740, 746, 814 f., 829, 836, 877 f., 887–
889, 891, 89226, 914, 989, 1004, 1016 f., 
1019, 1021 f., 1024, 1031 f., 1043 f., 1048, 
10567, 1087 f., 1119, 1122–1124, 1188, 
1199, 1204, 1208, 1224, 1227, 1231, 1245 f., 
125024, 1291, 1294 f., 1322, 1324, 1326–
1329, 1347, 134811, 1349, 1352 f., 1394, 
1397, 1408, 1427 f., 1445, 1485, 1510, 1596, 
1598, 1606, 1616, 1655, 1704, 17424, 1751, 
1754, 1756–1758, 1812, 1814, 1817, 1819, 
1874, 1897 

– Chemiewaffenfreie Zone 
S. 417, 420, 539, 655, 670, 1228 f., 1247 f., 
1328, 1724, 1840, 1898 

– Chemische Waffen 
siehe: Chemische Waffen 

– Conference on Disarmament (CD) 
Dok. 233 und S. 4, 84, 127, 1415, 142–
144, 211, 31111, 417, 531 f., 650, 655, 
670, 67931, 840, 113437, 1249, 1351–1353, 
1501, 1562–1564, 1654, 165510+11, 1704, 
1756 f., 1814, 1817, 1819, 186013, 1862, 
1865 f., 1897 

– ČSSR 
S. 4165, 422, 652, 655, 670, 7366, 74619, 
1247 f., 1724, 17424, 189823 

– DDR 
S. 416, 420, 422, 539, 655, 670, 7366, 746, 
1087, 1227 f., 1232, 1247 f., 125024, 1291, 
1294, 1325, 1724 

– Frankreich 
S. 23, 432, 434, 438, 477–479, 739 f., 829, 
8341, 877 f., 948, 1119, 1122–1124, 1204, 
1206, 1208, 1492, 1597 f., 1606, 165510, 
1757 

– Genfer Verhandlungen über Nuklear- und 
Weltraumwaffen 
siehe: Genfer Verhandlungen 

– Großbritannien 
S. 25, 477–479, 592 f., 628, 740, 948, 1086, 
1088, 1184, 1361, 1757 

– INF-Verhandlungen 
siehe: INF-Verhandlungen 

– Italien 
S. 1812, 1814, 1819, 1865 

– Kernwaffenfreie Zone 
S. 24, 16530, 416, 419 f., 422, 539, 614, 
655, 670, 736, 746, 74829, 7883, 1228 f., 
1248, 1325, 1447, 1507, 1724, 1859, 1898 

– Kontrolle von Exporten nuklearfähiger 
Trägertechnologie 
Dok. 94 

– Konventionelle Rüstungskontrolle in Eu-
ropa (KRK) 
siehe: Konventionelle Rüstungskontrolle 

– MBFR-Verhandlungen 
siehe: MBFR 

– NATO 
S. 3–5, 16218, 914, 1291, 1478, 1596 f. 

– Neutrale und nichtgebundene Staaten 
S. 1181–1183, 1185–1188, 1757 

– Nichtverbreitung von Kernwaffen 
S. 562–565, 1179 

– Nuclear risk reduction 
S. 1306 

– Polen 
S. 536, 599, 604, 736, 748, 917, 993, 
114531, 1185, 1229, 1248, 1324–1326, 
1328 f., 1393, 14876, 1724, 1805, 1859, 
189823 

– Radiologische Waffen 
S. 1179, 1187, 1654 f., 1756 

– Rumänien 
S. 1724, 1898 

– SCC (Standing Consultative Commission) 
S. 267, 280, 326, 619 

– Schweden 
S. 1185, 1654 f., 1756 f. 

– Strategic Arms Limitation Talks 
siehe: SALT 
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1950 

– UdSSR 
S. 3 f., 23, 34, 75, 90, 197, 227, 283–285, 
308, 376 f., 399, 410, 420, 424, 478 f., 502, 
514, 575 f., 582, 637–641, 651, 653, 666, 
673, 679, 6916, 736, 746, 773, 796, 866 f., 
886, 888, 891, 89226, 946, 9502, 1005, 
1016 f., 1019, 1021 f., 1024, 1035, 1044 f., 
1180 f., 118314, 1199, 1224, 1227, 1229, 
1246, 1249, 1285, 1312, 1319, 1327, 1347–
1350, 1353, 1361, 1409, 1426 f., 1431, 
1446 f., 149211, 1501, 1511, 1645, 1693, 
1749 f., 1822, 1837–1840, 1859, 1898, 
1937 f. 

– Umfassendes Teststoppabkommen (Com-
prehensive Test Ban, CTB) 
S. 90, 283, 417, 419 f., 514, 575, 638 f., 
812, 1179, 1181–1183, 1321, 1353, 1361, 
1426, 1749, 1838 f., 1898 

– USA 
Dok. 102 und S. 34, 72, 75, 160, 166, 286, 
377, 420, 477–479, 575 f., 628, 639, 650, 
666, 716, 836, 888, 1005, 1021 f., 1045, 
1180, 118212, 1184–1188, 1224, 1227, 
1246, 1249, 1312, 1319, 1327, 1353, 1361, 
1396 f., 1409, 1426 f., 1431, 1443, 149211, 
1501, 1598, 165510, 1749–1751, 1757, 
1837–1840, 1898, 1937 f. 

– Verbot von Angriffen auf Nuklearanlagen 
Dok. 325, 344 

– Verhütung des Nuklearkrieges 
S. 1179, 1183 

– VN 
S. 1756, 175724 

– Volksrepublik China 
S. 374, 376, 478 f., 1043–1045, 1048, 1185, 
118623 

– Warschauer Pakt 
S. 653, 773, 807, 1227, 1291, 1757, 1898 

Afghanistan 
siehe außerdem: Chemische Waffen, Flücht-
lings- und Asylpolitik, VN 
Dok. 6, 181 und S. 166, 315, 31746, 
376, 655 f., 729, 771, 812, 842, 863 f., 
867, 883, 885, 891, 89226, 101813, 1043, 
106333, 1084, 1113, 1309–1311, 13194, 
1447, 1470, 1500, 16927, 1734 f., 1758, 
1779, 1843 f., 1861, 1865, 1869, 1875, 
1878 f. 

– Bundesrepublik Deutschland 
Dok. 91 und S. 32 f., 376, 379, 656, 909–
912, 1084, 1113, 13092, 1485, 1862, 1879 

– EG/EPZ 
S. 166, 239, 244 f., 361, 452–454, 9083, 1820 

– Frankreich 
S. 454, 7282, 729, 842, 867 

– Großbritannien 
S. 454, 842, 1084, 1822 

– Iran 
S. 9117, 1113, 1310 f. 

– Pakistan 
S. 244, 452–454, 729, 842, 9083, 1084, 
173521, 1861 

– Syrien 
S. 1309 f. 

– UdSSR 
S. 7, 32 f., 97, 123, 166, 239, 244 f., 314 f., 
376, 379, 451–454, 656, 7282, 744, 793, 
841 f., 867, 885, 889, 909–911, 972, 1043, 
1045, 1084, 1113, 1278, 13092, 1500 f., 
1735, 1822, 1825, 1843 f., 1861, 1869, 
1878 f., 1937, 1940 

– USA 
S. 245, 315, 453, 841, 908–912, 1084, 1735, 
1825, 1861, 1879 

– Volksrepublik China 
S. 376, 379, 1045, 1084 

Afrikapolitik der Bundesregierung 
S. 387 f., 6812, 685, 687, 1614, 1618 f., 
1833, 1940 

Ägypten 
siehe außerdem: Arabische Liga, Nahost-
Konflikt 
Dok. 361 und S. 96, 163, 479, 503, 505 f., 
563, 595, 937, 118212, 1311, 1382, 1675, 
1829 

– Bundesrepublik Deutschland 
S. 174 f., 506, 1169, 134112, 18122, 1826–
1830 

– EG/EPZ 
S. 36110, 84726, 1829 

– Irak 
S. 1382, 1676, 1685, 18264 

– Iran 
S. 1515, 1828 

– Israel 
S. 16426, 39014, 503, 505 f., 847, 935, 937 

– Jordanien 
S. 39014, 505, 1680, 1830 

– UdSSR 
S. 1828 f. 



Argentinien 

1951 

– USA 
S. 163, 895, 149917, 1828 f. 

AIDS 
Dok. 80 und S. 359, 741, 879, 885 

Akademie für Gesellschaftswissenschaf-
ten beim ZK der SED 

S. 1210 f. 
Albanien 

S. 394, 649, 962, 1476, 1483–1485 
– Bundesrepublik Deutschland 

Dok. 30, 290, 292 und S. 1853 
– Griechenland 

S. 1483, 190713 
– Jugoslawien 

S. 394, 1476, 1484, 1853 
Algerien 

siehe außerdem: Nahost-Konflikt, Terroris-
mus 
S. 65634, 688, 982, 8562, 998–1000, 1382, 
1675 f., 1826 f., 18837, 1904 

– Bundesrepublik Deutschland 
S. 982, 19011, 1904 

– EG/EPZ 
S. 36110 

– Frankreich 
S. 659, 1015 

– Iran 
S. 15368 

– Israel 
S. 1001 

– Libanon 
S. 1710, 1713 

American Bankers Association 
S. 17, 20 

American Institute for Comtemporary 
German Studies (AICGS) 

S. 110912 
American Jewish Committee 

S. 1107, 11087 

American Jewish Congress 
S. 986–988 

American National Standards Insti-
tute 

S. 17 
American Physical Society 

S. 15498 

Amnesty International 
S. 1201 f., 1366 f., 1370 f. 

Angola 
siehe außerdem: Namibia-Frage, VN 
S. 7, 292, 295, 655, 1090, 1529, 1532, 
1647, 1649 

– Bundesrepublik Deutschland 
Dok. 303 und S. 135, 1735, 1739, 1831–
1833 

– Kuba 
S. 296, 1528, 1530 f., 1650, 1735, 18312, 
1833 

– Südafrika 
S. 165 f., 295 f., 1452, 15283, 1529–1531, 
1649 f., 1831–1834 

– UdSSR 
S. 296, 1649 f., 18312 

– UNITA 
S. 295 f., 1529, 1531, 18312, 1833 

– USA 
S. 166, 295 f., 1528, 1530 f., 1650, 1735, 
1833 

Anti-Defamation League of B’nai B’rith 
(ADL) 

S. 986 

Arabische Liga 
siehe außerdem: Iran, Nahost-Konflikt 
S. 998, 241, 256, 847, 1127–1129, 1131, 
1135, 1196, 13489, 1674, 1710, 1739, 1817, 
1826 f. 

– Ägypten 
S. 1448, 1639, 16744, 1675, 1679, 1685 

– Bundesrepublik Deutschland 
S. 112713, 1129, 1131 

– Jordanien 
S. 1674 f., 1739 

– Libyen 
S. 1196, 1674, 1679 

– Syrien 
S. 998, 16744 

Argentinien 
siehe außerdem: VN, Zentralamerika-Poli-
tik 
S. 1534, 2178, 258, 5159, 7117, 749 f., 81321, 
850 f., 883, 118212, 1183, 1185, 136420, 
1382, 1882 

– Bundesrepublik Deutschland 
Dok. 149, 320 und S. 479, 189932 

– UdSSR 
S. 14247, 149918 
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ASAT (Anti-Satelliten-Systeme) 
siehe unter: Abrüstung 

ASEAN (Association of Southeast Asian 
Nations) 

siehe außerdem: Japan, Kambodscha, Viet-
nam, Volksrepublik China 
S. 743, 74513+16, 746, 854, 883, 932, 
99110, 1264–1266, 1268 f., 1271,1273, 1929 

– Bundesrepublik Deutschland 
S. 88328, 990, 1269, 1271 f., 1275 

– EG/EPZ 
S. 23513, 364, 81321, 924, 109812, 126414, 
1269, 1271 f., 1276, 16386, 1932 

– Indonesien 
S. 1263, 1265, 1267, 1271, 1273, 1275 

– Philippinen 
S. 1268, 1271, 1273 

– Singapur 
S. 1263, 1266 f., 1271, 1273, 1277 

– Thailand 
S. 1263, 1266 f., 1269, 1273, 1277 

– VN 
S. 1269, 1275 

– Volksrepublik China 
S. 990 

Aspen Institute Deutschland e.V. 
S. 312, 599, 605, 612, 1331 

Asylpolitik 
siehe: Flüchtlings- und Asylpolitik 

Äthiopien 
S. 3392, 340 f., 685, 1735 

Atlantic Treaty Association 
S. 1768 

Australien 
siehe außerdem: Chemische Waffen, VN  
S. 181, 183, 384, 479, 581, 6998, 7526, 
81321, 84311, 84418, 905, 118212, 1088, 
126412+13, 1277, 13194, 1382, 18837, 
192615 
 

Bahrain 
S. 991, 13323, 15145, 18264, 190311, 1904 

Bangladesch 
S. 4526, 883 

Banque de France 
S. 1388–1390 

BDI (Bundesverband der Deutschen In-
dustrie) 

S. 504 

Belgien 
siehe außerdem: Chemische Waffen, EG, 
EPZ, INF-Verhandlungen, Konventionel-
le Rüstungskontrolle, KSZE, MBFR, Nah-
ost-Konflikt, NATO, NATO-Doppelbe-
schluß, SDI, VN, WEU 
S. 91, 23119, 240, 245 f., 371, 385, 47215, 
530, 595, 626 f., 633, 635, 6998, 966, 1184, 
1253, 131416, 1336, 1461, 158121, 1740, 
18707, 18837 

– Bundesrepublik Deutschland 
Dok. 125 und S. 293, 381, 404, 431, 756, 
1123, 1261, 141624 

– Niederlande 
S. 530, 1740 

– Polen 
S. 867, 132618 

– UdSSR 
S. 239 f., 245, 300, 322, 4538, 454, 67410, 
979 f., 1522, 16863 

– USA 
S. 239, 244 f., 2503, 26311, 2792, 288, 300, 
372, 595, 858 f., 1687, 18747 

– Zaire 
S. 292, 385, 633, 63423 

Benin 
S. 85457 

Bergedorfer Gesprächskreis 
S. 43722, 89221+26 

Berlin 
S. 37 f., 40, 60, 168, 224, 31746, 484 f., 501, 
653, 757, 775, 817, 955, 110118, 1109, 
1224 f., 1235, 1238, 1289, 1293 f., 1322, 
144619, 15295+6, 1844–1847 

– 750-Jahrfeier 
Dok. 5, 16, 70, 112, 131 und S. 257 f., 
316, 42121, 571 f., 1790, 1845 

– Anschlag auf die Diskothek „La Belle“ am 
5.4.1986 
siehe unter: Terrorismus 

– DDR 
S. 29, 37, 64–68, 113 f., 257, 335–338, 
33912, 387, 42121, 565–567, 571 f., 661–
664, 114221, 1230, 1236 f., 1241 f., 1294, 
13088, 1847 f. 

– Drei Mächte 
S. 29–31, 364, 37 f., 40, 64–68, 114, 258, 
316, 336, 338, 565–567, 572, 834, 1173 f., 
124122, 1696, 1745, 1747, 1800–1802, 
18443, 1845–1847 



Bundesfinanzhof 

1953 

– EG 
S. 456, 89331 

– Einbeziehung in (internationale) Abkom-
men und Verträge 
S. 38 f., 168, 789, 1701 

– Frankreich 
S. 24, 66–68, 113 f., 710, 826, 1253, 1745 f., 
1847 

– Großbritannien 
S. 37, 65–68, 113, 826, 11734, 1175, 1358, 
1745 f., 1847 

– Libyen 
S. 437, 1460 

– NATO 
S. 30, 316 

– Polen 
S. 132618, 132721 

– RGW 
S. 89331 

– Rumänien 
S. 135 f. 

– Syrien 
S. 25636 

– UdSSR 
364, 37–40, 67, 16218, 662–664, 789, 826, 
890 f., 893, 1025, 1173, 1241, 135334, 
1354, 1692–1696, 1745–1747, 1752, 1802 

– Ungarn 
S. 1413, 141626, 1417 

– USA 
Dok. 168, 342 und S. 364, 37, 437, 66–68, 
161 f., 571 f., 1046, 15687, 1752, 1844–1846 

– Vier-Mächte-Verantwortung 
S. 1173–1175, 1224, 1241 f., 169625, 1745, 
1747, 1846 

Bewegung blockfreier Staaten 
S. 377, 392, 395 f., 39711, 522, 6823, 685, 
88223, 935, 1128, 136421, 1471, 1474, 1628, 
1678, 1832 

Bhutan 
S. 1117 

Bildarchiv Preußischer Kulturbesitz 
S. 1108 

Bischöfliches Hilfswerk Misereor e.V. 
S. 147212 

Bolivien 
S. 6571, 7129 

Bonner Vierergruppe 
S. 30 f., 364, 37, 114, 565, 1745 f., 1802, 
180321, 1844–1846, 189412 

Botsuana 
S. 165 f., 295 f., 655, 1090, 1452, 15295, 
162638 

Brasilien 
siehe außerdem: VN, Zentralamerika-Poli-
tik 
S. 1534, 25845, 385, 479, 5159, 136420, 
1382, 14247, 149918, 1649, 189932 

Brot für die Welt. Diakonische Arbeits-
gemeinschaft Evangelischer Kirchen 
in Deutschland 

S. 147212 
Brunei 

S. 1268 
Bulgarien 

siehe außerdem: Abrüstung, KSZE, VN, 
Warschauer Pakt 
S. 6712, 76, 376, 378, 788, 790, 812, 868, 
1331, 1361, 1721, 1823, 1867, 1877 

– Bundesrepublik Deutschland 
Dok. 158 und S. 135, 377, 748, 89224, 
914, 1047, 1084, 1087, 1131, 1231, 1233, 
1326, 1361, 1376, 141315, 1470, 1513, 
1811, 1877 

– Türkei 
S. 867, 1867 

– UdSSR 
S. 161, 376, 378, 748, 792, 867 f., 1047, 
1084, 1470, 1723 f., 1811, 1867, 1877 

– Volksrepublik China 
S. 376, 104620 

Bund der Vertriebenen 
S. 48 

Bundesamt für die Anerkennung aus-
ländischer Flüchtlinge 

S. 17117 
Bundesamt für Wirtschaft (BAW) 

S. 1077, 1103, 1381, 144930 
Bundesanstalt für Geowissenschaften 
und Rohstoffe 

S. 11167 

Bundesanwaltschaft 
S. 182, 5004, 50312, 1104 

Bundesbank 
siehe: Deutsche Bundesbank 

Bundesbaudirektion 
S. 8022 

Bundesfinanzhof 
S. 158 



Bundesgrenzschutz 

1954 

Bundesgrenzschutz 
S. 51 f., 17117, 8022 

Bundeskabinett 
S. 432, 17118, 25636, 3496, 354 f., 741, 755, 
88221, 9839, 109034, 1150, 12369, 1457, 
171928, 1762, 180912 

Bundeskanzleramt 
S. 31, 38–40, 100, 10910, 162, 181, 2971, 
4776, 4993, 567, 697, 7092, 7981, 808, 
824, 896 f., 907, 9131, 928, 933 f., 9881, 
1039 f., 10429, 112419, 1174 f., 1203, 
1209 f., 12154, 1217, 123710, 124122, 12444, 
1290, 13911, 13998, 1400, 14352, 1545, 
15465, 1570, 1652, 1697, 1699, 17458, 
176519, 179712, 18443, 18891 

Bundeskriminalamt 
S. 14428, 1496 

Bundesländer 
siehe: Länder der Bundesrepublik 

Bundesministerium der Finanzen 
S. 37 f., 40, 79, 157 f., 180, 277 f., 331, 
35427, 355, 358, 380, 388, 413, 4968, 6848, 
6942, 697, 794, 828–833, 878, 924, 95810, 
10775, 1078, 108827, 1102–1104, 11506, 
1172, 12154, 1217, 123710, 124122, 1388, 
1458, 145913, 1515, 157812, 158120, 1583 f., 
1586, 1594, 160918, 171928, 17602, 17927, 
179610, 18836 

Bundesministerium der Justiz 
S. 167–170, 17118, 172 f., 190, 35427, 7039, 
758, 990, 10376, 1367 f., 161310, 19192, 1922 

Bundesministerium der Verteidigung 
Dok. 97 und S. 5, 26, 90, 100, 103–105, 
126 f., 138, 140, 147 f., 204, 261, 264, 266, 
2971, 309, 322, 342 f., 346 f., 366 f., 402 f., 
405, 411–415, 426, 431, 445 f., 526, 531, 
554, 55615, 557, 613, 6812, 6942, 696 f., 
721, 7265, 727, 752, 768, 794, 808, 822–
825, 895–897, 907, 928 f., 93014, 931, 
965 f., 9675, 973, 988–990, 1072, 107315, 
1119 f., 1122, 112419, 1166, 1168, 1192, 
1203, 12154, 12847, 131519, 1338, 1340, 
134112, 135123, 138710, 1388, 1399–1402, 
14033, 14202, 1435 f., 1438 f., 1486, 1514, 
15659, 1590, 1592–1595, 1611, 1666, 
16863, 1730, 1732, 17458, 1802, 180912, 
1933, 1935 f. 

Bundesministerium des Innern 
S. 37 f., 40, 432, 1491, 168, 17118, 172, 
35427, 698, 700, 70112, 755, 758, 76517, 
857, 10376, 1101, 11732, 1174 f., 1258, 
13998, 15465, 1901 f., 190310 

Bundesministerium für Arbeit und So-
zialordnung 

S. 17118, 698, 856 f., 951, 1370, 18836 

Bundesministerium für Bildung und 
Wissenschaft 

S. 37 f., 40 
Bundesministerium für das Post- und 
Fernmeldewesen 

S. 129214 
Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

S. 176, 19114, 192, 259, 3319, 351, 35221-23, 
35427, 35743, 36431, 738, 827, 831, 85457, 
923–927, 11506, 1362, 1719 

Bundesministerium für Forschung und 
Technologie 

S. 58, 35427, 64120, 1065, 1455–1458, 
145913, 1566, 1756, 18891, 1890, 18917 

Bundesministerium für innerdeutsche 
Beziehungen 

S. 31, 17118, 108722, 120022, 122614, 12368, 
123919, 12892, 1290, 129213, 1293, 1671–
1673, 18443 

Bundesministerium für Jugend, Fami-
lie, Frauen und Gesundheit 

S. 17118, 176, 355, 60811, 64120, 85564, 
147212, 16067 

Bundesministerium für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit 

S. 174, 176, 1037–1039, 122513, 1298–
1301, 130210, 13259, 135334, 13998, 187721 

Bundesministerium für Verkehr 
S. 355, 89328, 124121+24, 129214, 13998, 
1458, 1542, 161022, 1802, 18443 

Bundesministerium für Wirtschaft 
S. 2015, 144, 157–159, 176, 180, 208 f., 
23513, 24432, 277 f., 331, 35427, 355, 35743, 
358, 413, 41413, 46729+30, 4891, 49313+15, 
4968, 5004, 601, 608 f., 63322, 6812, 6848, 
74124, 752, 794, 85040, 878, 929, 93014, 
990, 9919-11, 1067, 107025+26, 1077 f., 1094, 
1102 f., 1150, 115420, 1157, 1168–1170, 
12154, 1217, 122616, 1290, 1293, 1313 f., 
131723, 1326 f., 132930, 1381, 144930, 1458, 
145913, 1517, 15342, 1537 f., 1540, 1635, 
170111, 171928, 17927, 18891 

Bundesministerium für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit 

S. 358, 387 f., 49315, 522, 5443, 5503, 
5515, 6812, 682, 685, 696 f., 70112, 85457, 
882, 953, 10072, 1067, 1070, 109034, 11167, 



Chemische Waffen 

1955 

1150, 128321, 1473, 162023, 1635, 16425, 
1707, 170911, 18823, 18836 

Bundesnachrichtendienst (BND) 
S. 141, 130 f., 157, 710, 749, 76620, 768, 
8021, 822, 1102, 1104, 1165 f., 12563, 1257, 
1381, 146717, 190311 

Bundesrat 
S. 35426, 702, 957, 10072 

Bundesrechnungshof 
S. 14352 

Bundessicherheitsrat 
S. 57, 71, 125 f., 139, 1453, 146 f., 158, 
2179, 275, 342 f., 347, 402 f., 405, 41413, 
477, 495 f., 7265, 727, 749, 793 f., 823, 
896 f., 928–940, 933 f., 988–991, 1172, 
1399, 1666, 1669, 1754, 179712 

Bundestag 
S. 38, 432, 606, 11739, 146 f., 220, 23015, 
248, 251, 257, 273 f., 276 f., 28513, 4007, 
433, 436, 438, 461, 4894, 504, 5712, 603, 
631, 6486, 680, 701, 703, 733, 758, 763 f., 
819, 836, 916 f., 919, 921, 926 f., 10317, 
10449, 10493, 105919, 1072, 107316, 107419, 
11052, 1107 f., 111013, 112710, 1170, 12444, 
1279, 1281, 1295 f., 130210, 1325, 13399, 
14202, 14352, 1438, 1458, 1471, 1513, 
1590, 1593 f., 1611, 1640, 168312, 16927, 
1699, 17003, 1717, 1743, 17927, 179712, 
1800, 1850, 1853, 1863 f., 1874, 18858, 1900 

– Auswärtiger Ausschuß 
S. 477, 479, 85040, 916, 1078, 1143, 1170, 
117220, 1471, 1692, 169911 

– Innenausschuß 
S. 1116 

– Petitionsausschuß 
S. 103623 

– Unterausschuß für Menschenrechte und 
Humanitäre Hilfe 
S. 190034, 192315 

– Untersuchungsausschuß Südafrika 
S. 1786, 179, 181, 276 f., 1798 

– Verteidigungsausschuß 
S. 147, 34711, 107211 

– Wahlen am 25.1.1987 
S. 12, 42, 60, 77 f., 90, 109, 111, 121, 150, 
159, 161, 195 f., 223, 434, 631 

– Wirtschaftsausschuß 
S. 916, 1078 

Bundesvereinigung Deutscher Arbeit-
geberverbände 

S. 70413 

Bundesverfassungsgericht 
S. 121 

Bundesverwaltungsamt 
S. 174 

Bundeswehr 
S. 75, 102, 117, 139 f., 221, 226, 395, 
42020, 427, 436, 495 f., 5503, 583, 629, 
634 f., 763, 793, 805, 822 f., 906, 92912+13, 
968, 988 f., 1044, 10559, 1100, 1119–1122, 
123715, 131519, 1321, 13236, 1340, 134112, 
1396, 1420–1422, 1435 f., 1438, 1446, 
1618, 1666, 1730, 1749, 1779, 1934 f. 

Burundi 
S. 385 

 
Caribbean Basin Initiative 

S. 560 f. 
Carl Duisberg Gesellschaft e.V. 

S. 106921 

CDU (Christlich Demokratische Union  
Deutschlands) 

S. 3112, 49, 605+6, 110, 114, 122, 178, 200, 
3923, 4007, 4777, 484, 501, 504 f., 627, 
6486, 680 f., 702, 7092, 714 f., 717, 733, 
737, 7555, 756, 836, 890, 89226, 916–919, 
95414, 957, 10072, 1011, 10317, 1035, 
105919, 1072 f., 107419, 11663, 121412, 
123919, 12433, 1279, 129636, 13399, 1372, 
1416, 14411, 1442, 1451, 1455, 1561, 
170910, 17617, 17928, 185331, 1883, 18858, 
190034 

Chemische Waffen 
Dok. 32, 45, 105, 311 und S. 209, 31746, 
344, 379, 398 f., 440, 503, 52817, 579 f., 
593, 630 f., 641, 646, 650–653, 666, 669, 
679, 706, 722, 7282, 734, 740, 745 f., 779, 
806 f., 80813, 809–812, 815, 864, 884, 
1017, 107316, 1111, 1179–1181, 1183 f., 
1224, 13383, 1376, 1382, 1394, 1445, 1478, 
1781, 1814, 1939 

– Afghanistan 
S. 1501 

– Australien 
S. 206, 208–210, 1380, 1382, 1384 f. 

– Australische Initiative 
Dok. 45, 272 und S. 761 

– Belgien 
S. 208 f. 

– Bundesrepublik Deutschland 
Dok. 27, 275 und S. 90, 94, 141 f., 144, 
1969, 206–211, 255, 301, 310, 417, 420 f., 



Chile 

1956 

531 f., 579, 604, 656, 8345, 836, 864, 989, 
100410, 1017, 1021, 1086, 1196, 1199, 
1229, 1246, 1248 f., 1328, 1351 f., 1362, 
1381–1385, 1396, 1409, 14234, 1426, 1428, 
1469, 1505, 1509, 1563–1565, 1596, 1599, 
1616, 1704, 1739, 1742, 1750 f., 1860–
1862, 1865, 1897 f. 

– Chemiewaffenfreie Zone 
siehe unter: Abrüstung 

– Conference on Disarmament (CD) 
siehe unter: Abrüstung 

– ČSSR 
S. 41710, 418, 420, 655, 1229, 189823 

– DDR 
S. 417, 420 f., 655, 1184, 1228 f., 1247, 
1381 f., 189823 

– EG/EPZ 
S. 206, 208 f., 761, 1380–1382 

– Frankreich 
S. 94, 1016, 141 f., 208 f., 31111, 441, 531 f., 
840 f., 946, 1017, 1086, 1184, 1351, 1381–
1383, 15622, 1563, 1565 f., 1597, 1599, 
1823, 1850, 186013, 1861, 1867 

– Griechenland 
S. 208 f., 1780 

– Großbritannien 
S. 93 f., 141–144, 206, 208–210, 254, 310, 
383, 399, 5315, 5327, 579, 7134, 836, 
840 f., 1086, 1184, 1351, 1362, 1381–1384, 
1566, 1740, 1823, 1866 

– Herstellung chemischer Waffen durch den 
Irak/Verdacht auf Lieferungen aus der 
Bundesrepublik 
Dok. 36, 152, 219 und S. 210, 124817 

– Irak 
S. 242, 763, 112919, 113437, 1276, 1381, 
1383 f., 1501 

– Iran 
S. 242, 1196, 1381–1383, 1501 

– Italien 
S. 206, 208, 1740, 1776, 1862, 1865, 1897 

– Japan 
S. 206, 209, 1380, 1383 

– Kanada 
S. 206 f., 209 f., 1380, 1384 

– NATO 
S. 15622, 1565, 1598, 1751 

– Neuseeland 
S. 206, 1380 

– Niederlande 
S. 208–210, 1382, 1506, 1780 

– Norwegen 
S. 206, 1380, 1382 

– Polen 
S. 604, 1324, 1382 

– Schweiz 
S. 208, 1380–1382 

– UdSSR 
S. 83, 94, 1415, 142–144, 16636, 1969, 
310 f., 323, 3983, 441, 532, 576, 650, 670, 
679, 743 f., 840, 1017, 1184, 1320, 1350 f., 
1362, 1381 f., 14234, 1426, 1428, 1500–
1502, 15622, 1563, 1565 f., 1704, 1750, 
1823, 1825, 1838, 1840, 1850, 1860–1862, 
1865 

– USA 
S. 83 f., 93 f., 125–127, 141–144, 163, 
16636, 206–210, 255, 310 f., 3983, 441, 5315, 
5327, 576, 650, 67931, 706, 836, 840, 
1017, 1184, 1320, 1351, 1380, 1382–1384, 
1396, 1399–1402, 1500–1502, 1506, 1562–
1566, 1704, 1738, 1750, 1823, 1838, 1840, 
1860 f. 

– Verifikation 
S. 254 f., 1351, 1362, 1506, 1562–1566, 
1729, 1738, 1750, 1823, 1861 f. 

– Warschauer Pakt 
S. 159, 382 f., 407, 417, 836 

Chile 
siehe außerdem: Menschenrechte, Terro-
rismus, VN, Wirtschafts- und Währungs-
fragen 

Dok. 118 und S. 7, 1009–1012, 109246, 
1312, 1873, 1880, 1883 

– Bundesrepublik Deutschland 
Dok. 10, 205, 270, 310, 372 und S. 43–
45, 588, 1012, 1201 f., 1919–1923 

– Colonia Dignidad 
Dok. 238, 270, 310, 378 

– EG/EPZ 
S. 44 f., 361, 81321 

– USA 
S. 1881–1883 

China 
siehe: Republik China (Taiwan) und Volks-
republik China 

CIA (Central Intelligence Agency) 
S. 260, 262, 2836, 497 f., 107211, 1189 



CSU 

1957 

COCOM (Coordinating Committee for 
East-West Trade Policy) 

siehe unter: Ost-West-Wirtschaftsbeziehun-
gen 

Colonia Dignidad 
siehe unter: Chile 

COMECON (Council for Mutual  
Economic Aid/Assistance) 

siehe: RGW 
Commonwealth of Nations 

S. 687, 884, 1451 f. 
Conference on Jewish Material Claims 
against Germany 

S. 123916 

Contadora-Gruppe 
siehe unter: Zentralamerika-Politik 

Costa Rica 
siehe außerdem: Flüchtlings- und Asylpo-
litik, Zentralamerika-Politik 
S. 155, 164, 515, 518 f., 522, 524, 552 f., 
558, 560, 1012 

– Bundesrepublik Deutschland 
Dok. 110 und S. 515, 517, 519, 522, 
524 f., 5326, 5501+2, 553, 852, 1282, 
1474 

– El Salvador 
S. 516, 552, 559 f., 1012 

– EG/EPZ 
S. 5582 

– Großbritannien 
S. 1857 

– Guatemala 
S. 518, 559 

– Honduras 
S. 559 

– Nicaragua 
S. 1531, 518, 559 f., 1163 

– USA 
S. 517–519, 559–561, 852 

ČSSR (Československá Socialistická Re-
publika) 

siehe außerdem: Abrüstung, Chemische 
Waffen, INF-Verhandlungen, Konventio-
nelle Rüstungskontrolle, KSZE, KVAE, 
MBFR, Nahost-Konflikt, Namibia-Frage, 
Umweltpolitik, VN, Warschauer Pakt 
S. 119, 255, 443, 480, 482 f., 486, 747, 
791, 1084, 1278, 1543, 1722, 1724 f., 1743, 
1877 

– Bundesrepublik Deutschland 
Dok. 129, 132, 341 und S. 135, 377, 
4165, 41710, 418, 420, 443, 485 f., 653, 
655, 791, 89224, 1038, 1047, 1142, 11912, 
1233, 1242, 1248, 1250, 13259, 1513, 
1544, 1671–1673, 1726, 1730, 1848, 1854, 
1876 f. 

– DDR 
S. 41710, 418, 422, 655, 1242, 1247, 1671–
1673, 187721 

– EG/EPZ 
S. 363, 376 

– Frankreich 
S. 443, 1848, 1854 

– Griechenland 
S. 667 

– Großbritannien 
S. 255, 1848 

– Jugoslawien 
S. 667, 185333 

– Österreich 
S. 1542 f. 

– Polen 
S. 187721 

– Spanien 
S. 667 

– Thailand 
S. 7435, 746, 126413 

– UdSSR 
S. 161, 225, 284, 287, 298, 376, 378, 401, 
407, 416, 422, 424, 430, 443, 486, 553, 
576, 581, 629, 63427, 6366, 640, 651, 654 f., 
668–670, 672, 746–748, 891, 979, 1021–
1023, 1047, 1722, 1743 f., 1807, 1854, 1877 

– Ungarn 
S. 1417 

– USA 
S. 6712, 979, 1848 

– Vietnam 
S. 746 

– Volksrepublik China 
S. 376, 746, 104620 

CSU (Christlich-Soziale Union) 
Dok. 11 und S. 605+6, 110, 178, 4007, 504, 
6486, 680, 7092, 717, 733, 7555, 756, 
916, 918, 10317, 1072 f., 107419, 11663, 
12444, 1279, 129636, 13399, 1448, 144929, 
1451, 1455, 17617, 17928, 185331, 1896, 
1938 



DAAD 

1958 

DAAD (Deutscher Akademischer Aus-
tauschdienst e.V.) 

S. 954, 16436 

Dänemark 
siehe außerdem: EG, EPZ, Genfer Ver-
handlungen, Konventionelle Rüstungskon-
trolle, KSZE, NATO 

S. 23122, 240, 47215, 699, 958, 136421, 
1461, 1782, 1867, 18707, 192719 

– Bundesrepublik Deutschland 
S. 308, 1038, 18074, 1871 

– Südafrika 
S. 1091, 11932 

– UdSSR 
S. 322, 67410 

– USA 
S. 282, 18732 

DBB (Deutscher Beamtenbund/Bund 
der Gewerkschaften des öffentlichen 
Dienstes) 

S. 504 

DDR (Deutsche Demokratische  
Republik) 

siehe außerdem: Abrüstung, Berlin, Che-
mische Waffen, ČSSR, Deutsche Frage, 
Energie- und Rohstoffpolitik, INF-Verhand-
lungen, Konventionelle Rüstungskontrolle, 
KSZE, KVAE, MBFR, Menschenrechte, 
NATO-Doppelbeschluß, RGW, Umweltpo-
litik, VN, Warschauer Pakt, Wirtschafts- 
und Währungsfragen 

Dok. 248 und S. 76, 110, 253, 257, 337 f., 
387, 500, 790, 812, 1087, 1141 f., 1210–
1214, 1253, 1278, 1289, 1292, 1376, 1544, 
1722, 1724 f., 1846 f., 1851 

– Berliner Bischofskonferenz 
Dok. 351 

– EG/EPZ 
S. 39711, 1252 f., 1295 

– Evangelische Kirchen 
S. 436, 1788 

– FDJ 
S. 337, 1254 

– Frankreich 
S. 654, 66, 113–115, 338, 486, 1252 f., 
1848, 1853 f., 1845 

– Großbritannien 
S. 654, 66, 338, 1088, 1360 f., 1729, 1845, 
1848 

– Heiliger Stuhl 
S. 1788, 1790 

– Jugoslawien 
S. 185333 

– PLO 
S. 999, 1324 

– Polen 
S. 1307 f., 1416, 1544, 1671, 187721, 1878 

– SED 
Dok. 240 und S. 10, 60330, 663, 1235, 
1251 f., 1254 f., 1289, 129636+39, 1307, 
1789 

– Thailand 
S. 7435, 746 f., 126413 

– UdSSR 
S. 10, 81, 115, 118, 120, 225, 284, 287, 
298, 378, 401, 407, 416, 42020, 422, 430, 
443, 484, 60330, 63427, 640, 661–663, 
746–748, 783, 979, 999, 1034, 1044, 1047, 
105922, 1060, 114221, 1228, 1234, 1241, 
1249, 1252–1255, 1278, 1292, 1297, 1308, 
1359 f., 1376–1378, 1544, 1720–1722, 1807, 
1810, 184613, 1939 

– Ungarn 
S. 1671 

– USA 
S. 654, 67, 338, 572, 979, 1073, 1239, 1249, 
1853, 1848 

– Vietnam 
S. 746, 1269 

– Volksrepublik China 
S. 746, 1046 

DEG (Deutsche Investitions- und Ent-
wicklungsgesellschaft) 

S. 49315, 1620, 1698 
Delors-Paket 

siehe unter: EG 
Demokratische Volksrepublik Jemen 
(Südjemen) 

S. 65634, 1827 
Demokratische Volksrepublik Korea 
(Nordkorea) 

S. 852 f., 885, 1264, 1449 f., 1856, 190311 
– Iran 

S. 144930, 1515 
– Republik Korea (Südkorea) 

S. 853, 885, 190311 
Deutsch-Arabische Gesellschaft 

S. 256 



DIHT 

1959 

Deutsch-deutsches Verhältnis 
Dok. 86, 240, 244, 245, 247, 255, 258 
und S. 37, 388, 64–66, 76, 78, 114 f., 198, 
335–339, 39711, 447, 456, 484 f., 499 f., 
539, 542, 567, 572, 600, 612, 655, 663–
665, 66711, 746 f., 790, 1033, 1038, 1047, 
1076, 1087 f., 113910, 1141 f., 1188, 11912, 
1199, 1200, 1251–1253, 1255, 1277, 1279, 
1312, 1316 f., 1324, 13259, 1326, 134112, 
1359, 1376–1378, 1395, 1407, 1416, 1513, 
1544, 1568, 1570, 1727, 1730–1732, 1745, 
1747, 1811, 1845, 1848, 1850, 1854, 1876–
1878, 1880, 1902, 1911, 1917 f., 1937 f. 

– Ausreisebewegung/Botschaftsflüchtlinge 
Dok. 328 und S. 1200, 1277, 1376, 1570 

– Handels- und Wirtschaftsbeziehungen 
S. 1234, 1293, 1544 

– Humanitäre Fragen 
S. 1225, 1293 

– Kulturbeziehungen 
S. 39, 664, 1225, 1236, 1292, 129318 

– Reiseverkehr 
S. 76, 115, 378, 539, 542, 566, 665, 1087, 
1142, 1146, 1225, 1229, 1232–1239, 1277 f., 
1289, 1292, 129318, 1360, 1376, 1395, 
1544, 1568, 1854, 1876, 1911 

– Staatsangehörigkeitsfragen 
S. 129111, 1360, 1544 

– Umweltverschmutzung/Umweltschutz 
S. 1225 f., 1231, 1242, 1291, 1293 

– USA 
S. 1845 

– Zentrale Erfassungsstelle der Länderju-
stizverwaltungen (Salzgitter) 
S. 129111 

Deutsche Bundesbank 
Dok. 78 und S. 228, 22912, 23120, 232, 
833, 11506, 1204, 12154, 1217, 1388–1390, 
1577 f., 1580, 158120+21, 1584–1587, 1762 

Deutsche Frage und Wiedervereinigung 
Dok. 258 und S. 48, 68, 80, 134, 394, 
436, 455 f., 481, 484, 491, 6612, 682, 747, 
775, 889 f., 913, 1006, 1032 f., 1047, 1056, 
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S. 523, 1282, 147212 

– Niederlande 
S. 527–529, 53029, 10548, 18707 

– Österreich 
S. 966, 1542 

– Pakistan 
S. 6711, 729 

– PLO 
S. 853, 86 

– Polen 
S. 312, 444, 867, 1848 

– Rumänien 
S. 443, 1848, 1853 

– Saudi-Arabien 
S. 413–415 

– Südafrika 
S. 25738, 369, 1451, 1631 f. 
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1200, 1328 f., 1351 f., 1396, 1427, 1449, 
1505, 1508 f., 1596, 1599, 1616, 1704, 
1739, 1778, 1818, 1861, 1865, 1879, 1897, 
1937 f. 



Gipfeltreffen 

1967 

– DDR 
S. 417, 421 f., 1228 

– Frankreich 
S. 23, 118, 405, 946 f., 1599, 16619, 1741, 
1868 f. 

– Großbritannien 
S. 23, 91, 118, 252, 405, 946 f., 16619, 
1740, 1822 f. 

– Italien 
S. 91, 1200, 1776, 1865 

– Kanada 
S. 1506 

– NATO 
S. 273, 404 

– Niederlande 
S. 91, 1868 

– Norwegen 
S. 1770, 1777, 1866 

– Polen 
S. 1328 

– Rumänien 
S. 1898 

– Strategische Nuklearwaffen (START) 
Dok. 243 und S. 23, 73, 75, 90 f., 184 f., 
263, 268–272, 281 f., 284, 286–288, 323, 
405, 407, 417, 419, 421 f., 513 f., 526, 575, 
638 f., 653, 655, 722 f., 734, 80813, 810–
812, 836, 838, 864, 884, 989, 1021 f., 1024, 
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1569, 1595 f., 1599 f., 1602, 1616, 1645, 



Goethe-Institut 

1968 

1678, 1684, 1689, 1704, 1733–1735, 
1738 f., 1741, 1746, 1748–1752, 1774 f., 
1807, 1810, 1817 f., 1828 f., 1848 f., 1855, 
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fer Verhandlungen, INF-Verhandlungen, 
Konventionelle Rüstungskontrolle, KSZE, 
MBFR, Menschenrechte, Nahost-Konflikt, 
NATO, Raumfahrtpolitik, SDI, VN 
S. 231, 258, 3393, 414, 477–479, 63322, 
6998, 865, 884, 930, 1186, 1252, 14845, 
18837 

– Bundesrepublik Deutschland 
S. 536, 86520, 1142, 1147, 1759 

– EG/EPZ 
S. 37012, 81321, 158927 

– Norwegen 
S. 865 f., 17595 

– Südafrika 
S. 37012, 845, 884 

– UdSSR 
S. 64613, 64714, 67410, 864, 1781, 1868 

– USA 
S. 282, 580, 18917, 1927 

KAS (Konrad-Adenauer-Stiftung e.V.) 
S. 950, 953, 10072, 107315, 112419, 1281 

Katar 
S. 95, 15145, 18264 

Kenia 
siehe außerdem: Großbritannien 
Dok. 323 und S. 341, 16142, 1620 

Kernforschungszentrum Karlsruhe 
S. 1300 

Kolumbien 
S. 1534, 85457, 855, 189931+32, 1930 

Konferenzen und Verhandlungen 
siehe auch: Gipfeltreffen, Weltwirtschafts-
gipfel 

– Konferenz der Staats- und Regierungs-
chefs Großbritanniens und der USA vom 
14. bis 24.1.1943 in Casablanca 
S. 68817 

– Konferenz der Staats- und Regierungs-
chefs Großbritanniens, der USA und der 
UdSSR vom 4. bis 11.2.1945 in Jalta 
S. 1033 

– Konferenz der Staats- und Regierungs-
chefs Großbritanniens, der USA und 
der UdSSR vom 17.7. bis 2.8.1945 in Pots-
dam 
S. 1033 

– Neun-Mächte-Konferenz vom 28.9. bis 
3.10.1954 in London 
S. 100410 

– Konferenz asiatischer und afrikani-
scher Staaten vom 18. bis 24.4.1955 in 
Bandung 
S. 935 

– Ministersitzung des Ausschusses für Ver-
teidigungsplanung (DPC) der NATO am 
12.12.1967 in Brüssel 
S. 2417 

– NATO-Ministerratstagung am 13./14.12. 
1967 in Brüssel 
S. 2727, 2615 

– Dritte Weltkonferenz der kommunistischen 
und Arbeiterparteien vom 5. bis 17.6. 
1969 in Moskau 
S. 84414 

– Friedenskonferenz für den Nahen Osten 
vom 21.12.1973 bis 9.1.1974 in Genf 
S. 1001 

– Diplomatische Konferenz zur Bestätigung 
und Weiterentwicklung des in bewaffne-
ten Konflikten anwendbaren humanitä-
ren Kriegsvölkerrechts vom 20.2. bis 29.3. 
1974, 3.2. bis 18.4.1975, 21.4. bis 11.6. 
1976 und 17.3. bis 10.6.1977 in Genf 
S. 1753 

– Informelles Treffen der Außenminister 
der EG-Mitgliedstaaten am 20./21.4.1974 
auf Schloß Gymnich 
S. 2829 

– NATO-Ministerratstagung am 18./19.6. 
1974 in Ottawa 
S. 409 

– Konferenz über Rhodesien am 4./5.12. 
1974 in Lusaka 
S. 162638 

– Konferenz der wichtigsten Lieferstaaten 
von Kerntechnologie (Suppliers Confe-
rence) am 23.4.1975 in London 
S. 5625 

– Konferenz der wichtigsten Lieferstaaten 
von Kerntechnologie (Suppliers Confe-
rence) am 4./5.11.1975 in London 
S. 5625 

– Tagung des Europäischen Rats am 1./2. 
12.1975 in Rom 
S. 7568 

– IV. Konferenz der Vereinten Nationen für 
Handel und Entwicklung (UNCTAD) vom 
5. bis 31.5.1976 in Nairobi 
S. 115316 
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– Ministersitzung des Ausschusses für Ver-
teidigungsplanung (DPC) der NATO am 
17./18.5.1977 in Brüssel 
S. 13214 

– KSZE-Folgekonferenz vom 4.10.1977 bis 
9.3.1978 in Belgrad 
S. 585 

– Konferenz der Könige und Präsidenten 
arabischer Staaten vom 2. bis 5.11.1978 
in Bagdad 
S. 999 

– Konferenz der Außen- und Wirtschafts-
minister arabischer Staaten vom 27. bis 
31.3.1979 in Bagdad 
S. 18277 

– V. Konferenz der Vereinten Nationen für 
Handel und Entwicklung (UNCTAD) vom 
7.5. bis 3.6.1979 in Manila 
S. 115420, 115623 

– Verfassungskonferenz für den Übergang 
Rhodesiens zur Unabhängigkeit vom 
10.9. bis 15.12.1979 in London (Lancaster-
House-Konferenz) 
S. 162739 

– EG-Ministerratstagung am 15.1.1980 in 
Brüssel 
S. 16386 

– Konferenz der Außenminister der EG-
Mitgliedstaaten im Rahmen der EPZ am 
22.4.1980 in Luxemburg 
S. 15369 

– Informelles Treffen der Außenminister der 
EG-Mitgliedstaaten am 17./18.5.1980 in 
Neapel 
S. 15369 

– Tagung des Europäischen Rats am 12./13. 
6.1980 in Venedig 
S. 98 f., 240, 1199 

– KSZE-Folgekonferenz vom 11.11.1980 bis 
9.9.1983 in Madrid 
S. 3, 3069, 307, 4249, 533, 53615, 1138, 
1909, 191232 

– NATO-Ministerratstagung am 4./5.5.1981 
in Rom 
S. 525 

– Konferenz der Staats- und Regierungs-
chefs der OAU-Mitgliedstaaten vom 24. bis 
27.6.1981 in Nairobi 
S. 8562 

– Tagung des NATO-Rats auf der Ebene der 
Staats- und Regierungschefs am 10.6.1982 
in Bonn 
S. 16218 

– Konferenz der Staatschefs der Mitglied-
staaten der Arabischen Liga vom 6. bis 
9.9.1982 in Fes 
S. 9996, 1680 

– Informelles Treffen der Außenminister der 
NATO-Mitgliedstaaten am 2./3.10.1982 in 
La Sapinière 
S. 527 

– Tagung des Politischen Beratenden Aus-
schusses des Warschauer Pakts am 4./5.1. 
1983 in Prag 
S. 992 

– Konferenz der Staats- und Regierungs-
chefs der Bewegung blockfreier Staaten 
vom 7. bis 12.3.1983 in Neu Delhi 
S. 1128 

– Konferenz der Außenminister der Bewe-
gung blockfreier Staaten am 28./29.4.1983 
in Neu Delhi 
S. 1128 

– VI. Konferenz der Vereinten Nationen für 
Handel und Entwicklung (UNCTAD) vom 
6.6. bis 2.7.1983 in Belgrad 
S. 1152, 1155 

– NATO-Ministerratstagung am 9./10.6.1983 
in Paris 
S. 1422 

– Tagung des Europäischen Rats vom 17. bis 
19.6.1983 in Stuttgart 
S. 45812, 851, 1608 

– Konferenz der Außenminister der Staaten 
der Contadora-Gruppe sowie der zentral-
amerikanischen Staaten vom 7. bis 9.9. 
1983 in Panama-Stadt 
S. 1545 

– Ministersitzung der Nuklearen Planungs-
gruppe (NPG) der NATO am 27./28.10. 
1983 in Montebello 
S. 146 f., 404, 410 f., 720, 10714, 1072, 
1075, 1192, 1480 f., 1666, 1835 

– Konferenz über vertrauens- und sicher-
heitsbildende Maßnahmen und Abrüstung 
in Europa (KVAE) vom 17.1.1984 bis 19./ 
22.9.1986 in Stockholm 
siehe: KVAE 

– Tagung des Europäischen Rats am 19./ 
20.3.1984 in Brüssel 
S. 46119 

– Tagung des Europäischen Rats am 25./26. 
6.1984 in Fontainebleau 
S. 1106, 23618, 259, 3285, 329, 350, 359, 
458–461, 466, 828 f., 921, 944, 957, 
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15729, 1574, 1608 f., 1718, 17614, 1793, 
1870 

– Konferenz der Außenminister der EG-Mit-
gliedstaaten sowie Spaniens und Portu-
gals mit den Außenministern zentralame-
rikanischer Staaten sowie der Staaten der 
Contadora-Gruppe am 28./29.9.1984 in 
San José 
S. 1531, 80217, 85248, 131313 

– KSZE-Seminar über wirtschaftliche, wis-
senschaftliche und kulturelle Zusammen-
arbeit im Mittelmeerraum vom 16. bis 26. 
10.1984 in Venedig 
S. 1918 

– WEU-Ministerratstagung am 26./27.10. 
1984 in Rom 
S. 52820 

– NATO-Ministerratstagung am 13./14.12. 
1984 in Brüssel 
S. 1498 

– ESA-Ministerratstagung am 30./31.1.1985 
in Rom 
S. 58, 1456 

– Ministersitzung der Nuklearen Planungs-
gruppe (NPG) der NATO am 26./27.3.1985 
in Luxemburg 
S. 404, 727 

– EG-Ministerratstagung am 28./29.3.1985 
in Brüssel 
S. 1106 

– EG-Ratstagung auf der Ebene der für den 
Binnenmarkt zuständigen Minister am 
7.5.1985 in Brüssel 
S. 46729 

– KSZE-Expertentreffen über die Achtung 
der Menschenrechte und Grundfreiheiten 
vom 8.5. bis 17.6.1985 in Ottawa 
S. 533, 539, 542 

– Ministersitzung des Ausschusses für Ver-
teidigungsplanung (DPC) der NATO am 
22.5.1985 in Brüssel 
S. 7756, 17745 

– Tagung des Europäischen Rats am 28./ 
29.6.1985 in Mailand 
S. 10521, 45812 

– Tagung des EG-Ministerrats am 22./23.7. 
1985 in Brüssel 
S. 46222 

– Dritte Überprüfungskonferenz zum Nicht-
verbreitungsvertrag vom 27.8 bis 21.9. 
1985 in Genf  
S. 564, 1021 f., 135227, 1654 

– Treffen der Finanzminister und Noten-
bankgouverneure der Bundesrepublik 
Deutschland, Frankreichs, Großbritan-
niens, Japans und der USA (G 5) am 22. 
9.1985 in New York 
S. 231 

– Jahresversammlung des Internationalen 
Währungsfonds und der Weltbank vom 
8. bis 11.10.1985 in Seoul  
S. 2905 

– Treffen der Außenminister der EG-Mit-
gliedstaaten und des Kooperationsrats 
der Arabischen Golfstaaten am 14.10.1985 
in Luxemburg 
S. 999 

– NATO-Ministerratstagung am 15.10.1985 
in Brüssel 
S. 71, 268, 273 

– Kulturforum der KSZE vom 15.10. bis 25. 
11.1985 in Budapest 
S. 533, 901, 1250, 1414 

– EUREKA-Ministerkonferenz am 5./6.11. 
1985 in Hannover 
S. 7913 

– Konferenz der Außenminister der EG-
Mitgliedstaaten sowie Spaniens und Por-
tugals mit den Außenministern zentral-
amerikanischer Staaten sowie der Staa-
ten der Contadora-Gruppe am 11./12.11. 
1985 in Luxemburg 
S. 1531 

– Ministertagung des Rats für gegenseitige 
Wirtschaftshilfe am 17./18.12.1985 in 
Moskau 
S. 17228 

– OAU-Ministerratstagung vom 25.2. bis 
4.3.1986 in Addis Abeba 
S. 68716, 68716 

– EG-Ministerratstagung am 10./11.3.1986 
in Brüssel 
S. 362 

– Ministersitzung der Nuklearen Planungs-
gruppe (NPG) der NATO am 20./21.3.1986 
in Würzburg 
S. 403 

– Außerordentliche Sitzung der Außenmini-
ster der EG-Mitgliedstaaten im Rahmen 
der EPZ am 14.4.1986 in Den Haag 
S. 1460 

– KSZE-Expertentreffen über Menschliche 
Kontakte vom 15.4. bis 26.5.1986 in Bern 
S. 533, 539, 542, 1138, 1147, 1465, 1499, 
1940 
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– Konferenz der Außenminister der EG-
Mitgliedstaaten im Rahmen der EPZ am 
21.4.1986 in Luxemburg 
S. 1460 

– EG-Ministerratstagung am 12./13.5.1986 
in Brüssel 
S. 39711 

– Konferenz der Präsidenten von Costa Rica, 
El Salvador, Guatemala, Honduras und 
Nicaragua am 24./25.5.1986 in Esquipulas 
S. 1546 

– NATO-Ministerratstagung am 29./30.5. 
1986 in Halifax 
S. 23, 117, 656, 669, 730, 777 

– Konferenz der Außenminister der Staaten 
der Contadora-Gruppe, der Unterstüt-
zungsgruppe und weiterer zentralameri-
kanischer Staaten am 6./7.6.1986 in Pa-
nama-Stadt 
S. 5159 

– Tagung des Politischen Beratenden Aus-
schusses des Warschauer Pakts am 10./ 
11.6.1986 in Budapest 
S. 203, 366, 424, 511, 654, 669, 1005, 122810 

– EG-Ministerratstagung am 16./17.6.1986 
in Luxemburg 
S. 19112 

– Tagung des Europäischen Rats am 26./27. 
6.1986 in Den Haag  
S. 35947, 1363, 1650 

– Konferenz der Staats- und Regierungs-
chefs blockfreier Staaten vom 1. bis 7.9. 
1986 in Harare 
S. 522 

– Informelles Treffen der Außenminister der 
EG-Mitgliedstaaten im Rahmen der EPZ 
am 6./7.9.1986 in Brocket Hall 
S. 37012 

– EG-Ministerratstagung am 15./16.9.1986 
in Brüssel 
S. 81322, 1536 

– Ministersitzung des GATT vom 15. bis 
20.9.1986 in Punta del Este 
S. 187–189, 193, 881, 1924 f., 1929–1931 

– Ministersitzung des Assoziationsrats EG–
Türkei am 16.9.1986 in Brüssel 
S. 11529, 473 

– Konferenz der Europäischen Demokrati-
schen Union vom 17. bis 20.9.1986 in Wien 
S. 6958 

– Sechste Konferenz der Außenminister der 
EG- und ASEAN-Mitgliedstaaten am 21./ 
22.10.1986 in Jakarta 
S. 1276 

– Ministersitzung der Nuklearen Planungs-
gruppe (NPG) der NATO am 21./22.10. 
1986 in Gleneagles 
S. 262, 403, 410, 726 f. 

– EG-Ministerratstagung am 27.10.1986 in 
Luxemburg 
S. 1623 

– KSZE-Folgekonferenz vom 4.11.1986 bis 
19.1.1989 in Wien 
Dok. 106, 377 und S. 3, 62, 19812, 2489, 
253, 305–308, 366, 417, 424, 427, 512, 
526, 584–587, 654–656, 7308, 731, 777 f., 
789, 8066, 86840, 886, 891, 898–900, 902, 
1024, 1086, 1137–1148, 125024, 1331, 
1355, 1463–1467, 1705, 1740, 1743, 1807, 
1854, 1867 

– WEU-Ministerratstagung am 13./14.11. 
1986 in Luxemburg 
S. 117, 256, 261, 405, 52927, 94712 

– EG-Ratstagung auf der Ebene der Wirt-
schafts- und Finanzminister am 17.11. 
1986 in Brüssel 
S. 46730 

– EG-Ministerratstagung am 24.11.1986 in 
Brüssel 
S. 36323, 47421 

– Ministersitzung des Ausschusses für Ver-
teidigungsplanung (DPC) der NATO am 
4./5.12.1986 in Brüssel 
S. 262 

– Tagung des Europäischen Rats am 5./6. 
12.1986 in London 
S. 243, 35947, 362, 4537, 74020, 757 

– EG-Ratstagung auf der Ebene der Land-
wirtschaftsminister vom 8. bis 16.12.1986 
in Brüssel 
S. 46426, 74020 

– NATO-Ministerratstagung am 11./12.12. 
1986 in Brüssel 
S. 23, 30, 9225, 93, 262, 318, 512, 535, 
586, 669, 730, 777, 805, 967, 1024, 1247, 
1328, 1509, 1739 f. 

– EG-Ministerratstagung am 15./16.12.1986 
in Brüssel 
S. 36323 

– Konferenz der Außenminister der EG-
Mitgliedstaaten im Rahmen der EPZ am 
26.1.1987 in Brüssel 
S. 242 
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– Konferenz der Staats- und Regierungs-
chefs der Organisation der Islamischen 
Konferenz vom 26. bis 29.1.1987 in Ku-
wait-Stadt 
S. 65634, 1710, 1830 

– Treffen der „Australischen Initiative“ am 
29./30.1.1987 in Paris 
S. 206 f. 

– Internationale Wehrkundebegegnung vom 
31.1. bis 2.2.1987 in München 
S. 143 

– Weltwirtschaftsforum vom 31.1. bis 5.2. 
1987 in Davos 
S. 116, 123, 196, 200, 244, 252, 305–307, 
377, 526, 572, 602, 652, 747, 1279, 1598, 
1863 

– Tagung des Europäischen Rats am 4./5.2. 
1987 in Kopenhagen 
S. 1541, 1607–1609 

– EG-Ratstagung auf der Ebene der Land-
wirtschaftsminister am 9./10.2.1987 in 
Brüssel 
S. 46016 

– Konferenz der Außenminister der EG-
Mitgliedstaaten mit den Außenministern 
zentralamerikanischer Staaten sowie der 
Staaten der Contadora-Gruppe am 9./10.2. 
1987 in Guatemala-Stadt 
Dok. 35 und S. 165, 315, 5159, 51718, 
521, 553, 802, 85248 

– Konsultativtreffen der Hauptaufnahme-
länder von Flüchtlingen vom 13. bis 17.2. 
1987 in Bern 
S. 699 f. 

– Konferenz der Präsidenten von Costa 
Rica, El Salvador, Guatemala und Hon-
duras am 15.2.1987 in San José 
S. 16427, 515, 559 

– EG-Ministerratstagung am 16.2.1987 in 
Brüssel 
S. 362 

– Treffen der Finanzminister und Noten-
bankgouverneure der Bundesrepublik 
Deutschland, Frankreichs, Großbritan-
niens, Japans und der USA (G 5) am 21.2. 
1987 in Paris 
S. 228–232, 258 

– Treffen der Finanzminister und Noten-
bankgouverneure der G 7 am 22.2.1987 in 
Paris 
S. 228–232, 258 

– Informelles Treffen der Außenminister 
der EG-Mitgliedstaaten am 22.2.1987 in 
Brüssel 
Dok. 51 

– Konferenz der Außenminister der EG-
Mitgliedstaaten im Rahmen der EPZ am 
23.2.1987 in Brüssel 
Dok. 52 und S. 31434, 389, 391, 4526, 
1827 

– OAU-Ministersitzung vom 23.2. bis 1.3. 
1987 in Addis Abeba 
S. 68716, 18329 

– EG-Ratstagung auf der Ebene der Land-
wirtschaftsminister vom 2. bis 4.3.1987 
in Brüssel 
S. 46017 

– EG-Ministerratstagung am 16./17.3.1987 
in Brüssel 
Dok. 74 und S. 351 

– VN-Konferenz zur Förderung der inter-
nationalen Zusammenarbeit bei der fried-
lichen Nutzung der Kernenergie vom 23.3. 
bis 10.4.1987 in Genf  
S. 562–565 

– Tagung der Außenminister der Warschau-
er-Pakt-Staaten am 24./25.3.1987 in Mos-
kau 
S. 417, 511, 537 

– Informelles Treffen der Außenminister der 
EG-Mitgliedstaaten am 4./5.4.1987 in Turn-
hout 
S. 240 

– Konferenz der Außenminister der Staa-
ten der Contadora- und der Unterstützer-
gruppe am 13.4.1987 in Buenos Aires 
S. 51927, 558 

– NATO-Ministerratstagung am 16.4.1987 
in Brüssel 
Dok. 115 und S. 641, 7253 

– Sechstes Ministertreffen der G 77 vom 20. 
bis 25.4.1987 in Havanna 
S. 1152 

– EG-Ministerratstagung am 26./27.4.1987 
in Luxemburg 
S. 362, 36321, 559 f. 

– WEU-Ministerratstagung am 27./28.4.1987 
in Luxemburg 
S. 256, 406, 527 f., 52926, 734, 151227 

– Tagung der Interparlamentarischen Union 
vom 27.4. bis 2.5.1987 in Managua 
S. 522 
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– Konferenz der Innen- und Justizminister 
der EG-Mitgliedstaaten im TREVI-Rah-
men am 28.4.1987 in Brüssel 
S. 757 

– OECD-Ministerratstagung am 12./13.5. 
1987 in Paris 
S. 191, 7367, 881 

– Frühjahrstagung des IWF und der Welt-
bank am 14./15.5.1987 in Washington 
S. 1088 

– Ministersitzung der Nuklearen Planungs-
gruppe (NPG) der NATO am 14./15.5.1987 
in Stavanger 
S. 403, 592, 648, 705 f., 7134, 733, 776 

– Konferenz der Außenminister Finnlands, 
Österreichs, Jugoslawiens, Maltas, der 
Schweiz und Zyperns am 16./17.5.1987 in 
Limassol 
S. 114115 

– EG-Ratstagung auf der Ebene der Land-
wirtschaftsminister vom 18. bis 20.5.1987 
in Brüssel 
S. 8275 

– Ministersitzung des Ausschusses für Ver-
teidigungsplanung (DPC) der NATO am 
26./27.5.1987 in Brüssel 
Dok. 155 und S. 177515 

– Tagung des Politischen Beratenden Aus-
schusses des Warschauer Pakts am 28./29. 
5.1987 in Ost-Berlin 
S. 667, 746, 776, 783, 790, 915, 972, 993, 
1005, 1141 f., 1227 f., 1231, 12469, 1247, 
1287, 1295, 1328, 1509, 1724, 184018, 
1939 

– Generalversammlung der Internationa-
len Arbeitsorganisation (ILO) vom 3. bis 
23.6.1987 in Genf  
S. 1052 

– NATO-Ministerratstagung am 11./12.6. 
1987 in Reykjavik 
Dok. 174 und S. 281, 312, 316, 424, 
512 f., 587, 725, 808, 811, 834–837, 839, 
884, 899 f., 905 f., 914, 993, 995, 1024, 
1082, 1192, 1432, 1445, 1478 f., 1481 f., 
1511, 1596–1599, 16606, 16619, 1662, 
1704 f., 1739, 1745, 1751, 1771, 1817, 
1851, 1865–1868 

– Konferenz der Außenminister der ASEAN-
Mitgliedstaaten am 15./16.6.1987 in Singa-
pur 
S. 1264 

– Internationale Konferenz der Vereinten 
Nationen über Drogenmißbrauch und Dro-
genhandel vom 17. bis 26.6.1987 in Wien 
S. 855, 885 

– Konferenz der Außenminister der ASEAN-
Mitgliedstaaten mit Vertretern der EG-
Mitgliedstaaten, Australiens, Japans, Ka-
nadas, Neuseelands und der USA vom 
18. bis 20.6.1987 in Singapur 
S. 126414 

– Ministersitzung der Unabhängigen Euro-
päischen Programmgruppe (IEPG) der 
NATO am 22.6.1987 in Sevilla 
S. 1769 

– EG-Ministerratstagung am 27./28.6.1987 
in Brüssel 
Dok. 186 und S. 974, 976 

– Tagung des Europäischen Rats am 29./30. 
6.1987 in Brüssel 
Dok. 193 und S. 122, 233, 432, 634, 
737 f., 740, 8219, 828, 830, 832 f., 921, 
924–927, 938–940, 942, 944, 9562, 957, 
95810, 95918, 974, 1091, 158723, 1762 f. 

– Tagung des EG-Rats auf der Ebene der 
Landwirtschaftsminister am 30.6./1.7.1987 
in Brüssel 
S. 95918, 158927 

– VII. Konferenz der Vereinten Nationen 
für Handel und Entwicklung (UNCTAD) 
vom 9.7. bis 3.8.1987 in Genf  
S. 1149–1158 

– Gipfelkonferenz der Präsidenten zentral-
amerikanischer Staaten am 6./7.8.1987 
in Guatemala-Stadt („Esquipulas II“) 
S. 516 f., 51927, 552 f., 559 f., 801, 852, 885, 
1162–1164, 1282 f. 

– Außerordentliche Konferenz der Außen-
minister der ASEAN-Mitgliedstaaten am 
16.8.1987 in Bangkok 
S. 1264 

– Außerordentliche Konferenz der Außen-
minister der Mitgliedstaaten der Ara-
bischen Liga vom 23. bis 25.8.1987 in 
Tunis 
S. 1179, 1196 

– VN-Konferenz über Abrüstung und Ent-
wicklung vom 24.8. bis 11.9.1987 in New 
York  
S. 1086, 1352 

– Konferenz der Staats- und Regierungs-
chefs der frankophonen Staaten vom 2. 
bis 4.9.1987 in Québec 
S. 884 
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– Treffen der „Australischen Initiative“ am 
14./15.9.1987 in Paris 
Dok. 272 und S. 209 

– Generalkonferenz der IAEO vom 21. bis 
25.9.1987 in Wien 
S. 1755 f. 

– Tagung der Internationalen Demokrati-
schen Union (IDU) 24. bis 26.9.1987 in 
Berlin (West) 
S. 103916, 1358, 188037 

– Konferenz der Staats- und Regierungs-
chefs der Commonwealth-Mitgliedstaaten 
vom 13. bis 17.10.1987 in Vancouver 
S. 884 

– Generalkonferenz der UNESCO vom 20. 
10. bis 21.11.1987 in Paris 
S. 151225 

– Außerordentliche NATO-Ministerratsta-
gung am 24.10.1987 in Brüssel 
S. 1497–1507 

– EG-Ratstagung auf der Ebene der Ver-
kehrsminister am 26.10.1987 in Brüssel 
S. 160921 

– WEU-Ministerratstagung am 26./27.10. 
1987 in Den Haag 
S. 528, 1512, 1769 f. 

– Ministertagung des Rats für gegenseitige 
Wirtschaftshilfe am 27./28.10.1987 in Mos-
kau 
S. 1417, 1451 f. 

– Tagung des Komitees der Außenminister 
der Warschauer-Pakt-Staaten am 28./29. 
10.1987 in Prag 
S. 189823 

– Ministersitzung der Nuklearen Planungs-
gruppe (NPG) der NATO am 3./4.11.1987 
in Monterey 
S. 403, 1662, 1666 

– Treffen der kommunistischen und Arbei-
terparteien am 4./5.11.1987 in Moskau 
S. 144411 

– Außerordentliche Gipfelkonferenz der Ara-
bischen Liga vom 8. bis 11.11.1987 in 
Amman 
S. 847, 1448, 1638–1640, 1674–1681, 1683–
1685, 1710, 1739, 1817, 1826 f., 1830 

– FAO-Konferenz vom 7. bis 26.11.1987 in 
Rom 
S. 85457 

– ESA-Ministerratstagung am 9./10.11.1987 
in Den Haag 
S. 1458, 145913, 1582, 1890 f. 

– EG-Ministerratstagung am 23./24.11.1987 
in Brüssel 
S. 1638, 1678 

– Außerordentliche NATO-Ministerratsta-
gung am 25.11.1987 in Brüssel 
Dok. 340 

– Gipfelkonferenz der Staats- und Regie-
rungschefs von acht lateinamerikani-
schen Staaten vom 27. bis 29.11.1987 in 
Acapulco 
S. 189831+32 

– EG-Ministerratstagung am 29./30.11.1987 
in Brüssel 
S. 1608 

– Sondertagung der Außenminister der EG-
Mitgliedstaaten (Konklave) am 29./30.11. 
1987 in Brüssel 
S. 1765, 1871 

– Ministersitzung der Eurogroup der NATO 
am 30.11.1987 in Brüssel 
Dok. 347 und S. 1777 

– Ministersitzung des Ausschusses für Ver-
teidigungsplanung (DPC) der NATO am 
1./2.12.1987 in Brüssel 
Dok. 348 

– Tagung des Europäischen Rats am 4./5. 
12.1987 in Kopenhagen 
Dok. 358 und S. 976, 1091, 1316, 1362, 
1574, 1583, 1589, 1600, 1636, 1638, 1711, 
1715–1717, 1720, 1762, 1766, 1791 f., 
1807 f., 1812–1814, 1826, 1867, 1870 f., 
189412, 189928 

– EG-Ratstagung auf der Ebene der Ver-
kehrsminister am 7.12.1987 in Brüssel 
S. 1541 

– NATO-Ministerratstagung am 11./12.12. 
1987 in Brüssel 
Dok. 369 und S. 11844, 119, 837, 1259, 
1519, 1595 f., 1598, 1600, 16619, 1662, 
1687, 1739 f., 1746, 174718, 17532, 1757, 
1759, 1812, 181420, 1817 f., 1844 f., 1848 f., 
1851, 1862, 188035 

– Treffen führender Repräsentanten der 
Warschauer-Pakt-Staaten am 11.12.1987 
in Ost-Berlin 
S. 1810 

– EG-Ministerratstagung am 14.12.1987 in 
Brüssel 
S. 1812 

– Gipfelkonferenz der ASEAN-Mitglied-
staaten am 14./15.12.1987 in Manila 
S. 1271 



Konventionelle Rüstungskontrolle in Europa 

1983 

– EG-Ratstagung auf der Ebene der Land-
wirtschaftsminister vom 18. bis 20.1. und 
am 23./24.1.1988 in Brüssel 
S. 1871 

– EG-Ministerratstagung am 25.1.1988 in 
Brüssel 
S. 1871 

– Sondertagung der Außenminister der EG-
Mitgliedstaaten (Konklave) am 1./2.2.1988 
in Brüssel 
S. 1871 

– Konferenz der Außenminister  der EG-Mit-
gliedstaaten im Rahmen der EPZ am 8.2. 
1988 in Bonn 
S. 1871 

– Tagung des Europäischen Rats am 11./12. 
2.1988 in Brüssel 
S. 1812–1815, 1820, 1850, 1871 

– Treffen der Außenminister Albaniens, 
Bulgariens, Griechenlands, Jugoslawiens, 
Rumäniens und der Türkei vom 24. bis 
26.2.1988 in Belgrad 
S. 14767, 1484 

– Konferenz der Außenminister der EG-
Mitgliedstaaten mit den Außenministern 
zentralamerikanischer Staaten sowie der 
Staaten der Contadora-Gruppe vom 29.2. 
bis 1.3.1988 in Hamburg 
S. 156, 1282, 1313, 1857 

– Informelles Treffen der Außenminister  
der EG-Mitgliedstaaten im Rahmen der 
EPZ am 5./6.3.1988 in Konstanz 
S. 1925, 1931 

– Siebte Konferenz der Außenminister der 
EG- und ASEAN-Mitgliedstaaten am 2./3. 
5.1988 in Düsseldorf 
S. 1277 

– OECD-Ministerratstagung am 18./19.5. 
1988 in Paris 
S. 1337 

– Ministersitzung des Ausschusses für Ver-
teidigungsplanung (DPC) der NATO am 
26./27.5.1988 in Brüssel 
S. 1933 

– Treffen des Generalsekretärs des ZK der 
KPdSU, Gorbatschow, mit Präsident Rea-
gan vom 29.5. bis 2.6.1988 in Moskau 
siehe unter: Gipfeltreffen 

– Sondergeneralversammlung der Verein-
ten Nationen über Abrüstung vom 31.5. 
bis 26.6.1988 in New York  
S. 1180 f. 

– NATO-Ministerratstagung am 9./10.6.1988 
in Madrid 
S. 868, 1337 

– Tagung des Europäischen Rats am 27./ 
28.6.1988 in Hannover 
S. 1808 

– Generalkonferenz der IAEO vom 19. bis 
23.9.1988 in Wien 
S. 1756 

– Ministersitzung der Unabhängigen Euro-
päischen Programmgruppe (IEPG) der 
NATO am 9.11.1988 in Luxemburg 
S. 1769 

– Konferenz der KSZE-Teilnehmerstaaten 
vom 30.5. bis 23.6.1989 in Paris über die 
„menschliche Dimension der KSZE“ 
S. 123814 

– Gipfelkonferenz der Bewegung blockfreier 
Staaten vom 4. bis 7.9.1989 in Belgrad 
S. 52241 

– Vierte Überprüfungskonferenz zum Nicht-
verbreitungsvertrag vom 1.7.1968 vom 
20.8. bis 15.9.1990 in Genf  
S. 565 

Kongo 
siehe: Volksrepublik Kongo 

Konventionelle Rüstungskontrolle in 
Europa (KRK) 

siehe außerdem: KSZE 
Dok. 87und S. 3, 75, 90, 116 f., 119, 
12047, 124, 199, 224, 226, 264 f., 307, 
311, 31746, 365 f., 377, 398 f., 419, 440 f., 
448 f., 502, 526, 52717, 556, 579 f., 582, 
630 f., 636, 646, 649, 651, 654, 666, 669, 
675, 706 f., 717, 721 f., 729–732, 740, 746, 
775, 806 f., 80813, 809–812, 863, 884, 
1003, 1005, 107316, 1144, 1183, 1188, 
1224, 1227, 1279, 1321, 1445, 1478, 
1562, 1665, 1729, 1736, 1738, 1804, 
1843, 1905 f. 

– Belgien 
S. 527, 778, 996, 1488 

– Bundesrepublik Deutschland 
Dok. 254, 293 und S. 23, 75, 887, 89, 93, 
116 f., 119 f., 197, 203–205, 226 f., 254, 
261, 263–265, 311, 395, 398, 400, 406 f., 
421, 423, 426, 45021, 510, 512, 527, 579, 
587, 604, 637, 641, 649, 656, 675, 729 f., 
732, 746 f., 776–778, 8345, 835 f., 838, 
864, 878, 888, 891, 989, 1021, 1024, 
1046, 1081–1083, 1085 f., 1198 f., 1231, 



Konventionelle Rüstungskontrolle in Europa 

1984 

1246, 1249, 1322, 1328, 1352, 1361, 1376, 
1394, 1396 f., 14234, 1428, 1432, 1446 f., 
1481, 1505, 1509 f., 1616, 1618, 16605, 
1661, 1704 f., 1739 f., 1742 f., 1750 f., 1771, 
1778 f., 1806 f., 1817 f., 1854, 1860, 1862, 
1865, 1897 f. 

– ČSSR 
S. 511, 669, 1488 

– Dänemark 
S. 1488, 1781, 1867 

– DDR 
S. 417, 422, 511, 1227 f., 1232, 1247, 
1488 

– Frankreich 
S. 23, 92, 117, 119 f., 202 f., 265, 308, 311, 
400, 424, 45021, 509 f., 512, 541, 586 f., 
649, 656, 669, 730–732, 746, 775, 777–
779, 781, 837, 840, 868, 871 f., 877 f., 900, 
903, 946, 948, 1081–1083, 1139, 1144, 
1286, 1487 f., 1542, 1597 f., 1823, 1860, 
1867, 1907, 1915 

– Griechenland 
S. 780, 1780 

– Großbritannien 
S. 204 f., 254, 311, 383, 399, 425 f., 5106, 
512, 527, 587, 593, 7134, 730, 778, 780, 
836, 840, 864, 1081, 1086, 1286, 1362, 
1487 f., 1771, 1773, 1805, 1823, 1866 

– Italien 
S. 424, 527, 730, 778, 1286, 1487, 1776, 
1805, 1818 f., 1865 

– Kanada 
S. 20310, 900, 996, 1781 

– Luxemburg 
S. 527, 996, 1488, 1781 

– Mandatsgespräche 
Dok. 44, 101 und S. 3, 92 f., 11742, 119 f., 
201–203, 307 f., 417, 424 f., 427, 508 f., 
512 f., 534, 541, 54337, 586 f., 637, 675, 
731, 777, 840, 899, 989, 992, 996 f., 1080, 
1350, 1426, 1431 f., 1704, 1740, 1750, 1804, 
1807, 1840, 1859 f., 1867, 1906, 1908 

– NATO 
Dok. 216 und S. 3–5, 9225+27, 117, 201 f., 
254, 399, 426 f., 508–513, 535, 541, 
54337, 654, 7308, 746, 775–781, 868, 989, 
993, 997, 1086, 1138 f., 1143 f., 1286 f., 
1328, 1431, 1480, 1487–1489, 1596–
1598, 1704, 1750 f., 1770, 1773 f., 18043, 
1807, 1835, 1840, 1859, 1906, 1914 f., 
1939 

– Neutrale und nichtgebundene Staaten 
S. 119, 124, 265, 424, 427, 509, 512, 538, 
541, 654, 669, 7308, 731, 1024, 1082 f., 
1138, 1141, 1144, 1466, 1915 

– Niederlande 
S. 527, 530, 779, 900, 1286, 1488, 1506, 
1780 

– Norwegen 
S. 779, 1286, 1777 

– Österreich 
S. 1083, 1542 

– Polen 
S. 511, 536, 604, 1393, 1488 

– Portugal 
S. 203, 781 

– Schweiz 
S. 538, 1083 

– Spanien 
S. 781, 1779 

– Türkei 
S. 202 f., 1082, 1286, 1781, 1805 

– UdSSR 
S. 13, 117, 119, 124, 197 f., 202–205, 253, 
265, 426 f., 441, 579, 636 f., 649 f., 732, 
747, 776–778, 780 f., 812, 877, 888, 1005, 
1024, 1082, 1085 f., 1140, 1231, 12847, 
1285–1288, 1350, 1376, 14234, 1426, 1431, 
1446, 14876, 1488 f., 1500, 1502, 1506, 
1509, 1704, 1741, 1750, 1773, 1777, 
1780 f., 1823, 1838, 1859 f., 1862, 1865, 
1875, 1898, 1939 

– Ungarn 
S. 204, 511, 527, 1286, 1488 

– USA 
S. 75, 887, 89 f., 92 f., 117, 124, 203–205, 
224, 262–264, 308, 311, 3983, 423–427, 
510, 512 f., 649 f., 656, 730–732, 746, 775, 
777 f., 781, 812, 836 f., 840, 868, 900, 996, 
1081 f., 1287, 128815, 1396, 1446 f., 1486–
1488, 1500, 1502, 1598, 1741, 1750, 1775, 
1805–1807, 1819, 1825, 1838, 1840 f., 1860, 
1907, 1915 

– Warschauer Pakt 
S. 9225+27, 11742, 201–203, 311, 399, 406 f., 
426 f., 508–512, 534, 537, 587, 653 f., 717, 
729, 746, 900, 996, 10808, 1081–1083, 
1138, 1140, 1247, 12847, 1285–1288, 1328, 
135225, 1394, 1480, 1488 f., 1596, 1598 f., 
1750, 1771, 1779, 18043, 1859, 1906–1908, 
1914 f. 



KSZE 

1985 

Kooperationsrat der Arabischen Golf-
staaten (GCC) 

siehe außerdem: EG, EPZ 
S. 99, 242, 357, 360, 1675 f. 

Körber-Stiftung 
S. 1239 

Korea 
siehe: Demokratische Volksrepublik Korea 
(Nordkorea) und Republik Korea (Südko-
rea) 

KSZE (Konferenz über Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa) 

siehe außerdem: EG, EPZ, Ost-West-Wirt-
schaftsbeziehungen, Umweltpolitik 
Dok. 106, 117, 179, 287, 377 und S. 35, 
92, 11317, 116, 119, 12047, 124, 203, 
264 f., 305 f., 311, 31746, 366, 378, 510, 
670, 777 f., 917, 1005, 1279, 1294, 13259, 
1726, 1747, 1848 

– Abschließendes Dokument der Folgekon-
ferenz in Madrid vom 6.9.1983 
S. 3069, 53615, 53825, 584, 903, 1144 f., 
1148, 169312, 1694, 1705, 1905 

– Belgien 
S. 53717, 54028+29, 54335+36, 90117, 1140, 
1740, 1907, 1917 

– Bulgarien 
S. 789 f., 10844, 1142, 14648, 146616, 
190818, 1917 

– Bundesrepublik Deutschland 
Dok. 65 und S. 3, 124, 198, 200, 311, 
417, 420, 488, 534 f., 537, 539–543, 585, 
587, 599, 605, 649, 652, 654–656, 790, 
864, 889, 898–904, 915, 955, 1024, 1032, 
1035, 1083, 10844, 113910, 1141 f., 114535, 
1146–1148, 1250 f., 1279, 1295, 1330 f., 
1350, 1355 f., 1414, 1429, 1464 f., 1467, 
1485, 1499, 1513, 1596, 1705, 1743, 1853, 
1864, 1896, 1906, 1908, 191023, 1911 f., 
1917 f. 

– ČSSR 
S. 536, 541–543, 654–656, 90115, 1142, 
114535, 14648, 146616, 1743, 190818, 1917 

– Dänemark 
S. 308, 53717+18, 538, 54028, 1145, 1867 

– DDR 
S. 417 f., 53614, 537, 539–543, 90115, 
1141 f., 114636, 1229, 1238, 1250 f., 1295, 
14648, 146616, 1911, 1917 f. 

– Finnland 
S. 538, 1083, 1145, 1919 

– Frankreich 
S. 114, 3067, 308, 510, 512, 535, 53718, 
54028, 541, 54335+36, 584–587, 649, 7308, 
731, 781, 840, 86840, 900, 903, 1139, 
1144, 114738, 1499, 1854, 1907, 190918, 
1915, 1917 

– Griechenland 
S. 53718, 54028, 54335+36, 955, 1907, 1913 

– Großbritannien 
S. 308, 311, 54028+29, 588, 900, 90117, 1086, 
113910, 114636, 1147, 1465, 1854, 1907, 
1917 f. 

– Heiliger Stuhl 
S. 538 

– Irland 
S. 3067+9, 54028, 90117, 114636 

– Island 
S. 53823, 53927, 1145 

– Italien 
S. 308, 53718, 543, 588, 90117, 1819 

– Jugoslawien 
S. 53512, 53718, 538, 543, 1083, 1141, 1144, 
114636, 1147 f., 1909 f., 1912–1914, 1918 

– Kanada 
S. 536, 53717, 53823, 53927, 54029, 585, 
900 f., 113910, 1140, 1142, 114636, 1147, 
1819, 1907, 191643, 1917 

– Konventionelle Rüstungskontrolle (KRK) 
S. 424, 508 f., 512, 86840, 898 f., 903, 
1138 f., 1143 f., 1466, 1908, 1914 f. 

– KSZE-Konferenzen und Expertentagun-
gen 
siehe unter: Konferenzen und Verhandlun-
gen 

– Kulturelle Dimension 
S. 955, 1250, 1331, 1414 

– Luxemburg 
S. 867 

– Malta 
S. 53718, 538, 543, 1141, 1147, 1918 

– Menschenrechte/Menschenrechtspolitik 
S. 306, 308, 311, 418, 530, 5335, 534–
537, 539 f., 542, 54337, 585–587, 655 f., 
863, 899–904, 1086, 1138–1141, 1143, 
1146, 1229, 1238, 1355, 1464 f., 1499, 
1734, 1854, 1869, 1906–1909, 191022, 
1911–1914, 1917 f. 

– NATO 
S. 305, 3067+9, 307, 533–535, 538 f., 541 f., 
54337, 654, 899 f., 10808, 1082, 1138–1140, 
1143–1145, 1905, 1907, 1915 



Kuba 

1986 

– Neutrale und nichtgebundene Staaten 
S. 9225, 124, 265, 509, 512, 5335, 538, 
540–543, 586, 654 f., 7308, 781, 899, 901, 
903, 1024, 1082 f., 1139–1141, 1143–1147, 
1463, 1466, 1905, 1909 f., 1913, 1915 f. 

– Niederlande 
S. 526, 536, 53717, 54028+29, 585, 900, 
90117, 113910, 1140, 1142, 1740, 1907, 
1917 

– Norwegen 
S. 53512, 53717+18, 538, 53927, 90117, 
1145 

– Österreich 
S. 534, 53717+18, 538–540, 542, 1083, 1141, 
1146, 1465, 1906, 190713, 1915, 1917 f. 

– Polen 
S. 536 f., 540–543, 605, 90115, 955, 1142, 
146616, 190817 

– Portugal 
S. 54028, 54335, 1140, 1907 

– Rumänien 
S. 5347, 537, 542 f., 1142, 114535, 14648, 
146616, 1898, 1906, 1909, 191232, 1913, 
1917 

– Schlußakte vom 1.8.1975 
S. 61, 63, 75, 81, 3069, 487 f., 533, 537, 
53825, 540, 584, 599, 652, 656, 6665, 891, 
89224, 899, 903, 915, 1020, 1032, 1058, 
1082, 1148, 1229, 1250, 1279, 1295, 1327, 
1350, 135333, 141624, 1429 f., 1464, 1485, 
1705, 1864, 1896, 1898, 1908, 191334+36+37 

– Schweden 
S. 53717+18, 538, 542, 1141, 1144 f., 1465 f., 
1906, 1909, 1915 

– Schweiz 
S. 538, 542, 901, 1083, 1140 f., 114430, 
1145 f., 1465, 1906, 190713, 1915, 191643, 
1917 f. 

– Spanien 
S. 308, 54028+29, 543, 90117, 1148 

– Türkei 
S. 53512, 54336, 90117 

– UdSSR 
S. 7, 116, 19915, 200, 253, 305 f., 311, 418, 
534, 536 f., 540, 542 f., 585, 587 f., 6366, 
655 f., 8066, 863, 899, 902 f., 1024, 1034 f., 
1086, 1138–1140, 1142 f., 1147, 1355 f., 
1429 f., 14648, 1465–1467, 1476, 1499, 
1734, 1752, 1854, 1864, 1869, 1906 f., 
190817, 1909, 191232, 1914, 1916, 1940 

– Ungarn 
S. 5347, 53614, 537, 53927, 540, 542 f., 
90115, 114223, 141624, 146616, 191232, 
1913 

– USA 
S. 4, 253, 265, 3067, 308 f., 424, 427, 510, 
535 f., 53717, 53926+27, 54029, 584 f., 587 f., 
649, 781, 8066, 840, 863, 86840, 900 f., 
113910, 1140, 1142, 1145–1147, 1465, 1476, 
1499, 1819, 1854, 1907, 1915–1917, 1940 

– Warschauer Pakt 
S. 4178, 536 f., 540 f., 534, 585, 654 f., 
898–900, 108216, 1138, 1140–1143, 1147, 
1464–1466, 1864, 1908 f., 1915, 1917 

– Zypern 
S. 538, 543, 114115, 1147, 1909 f., 1912–
1914, 1918 

Kuba 
siehe außerdem: Angola, Namibia-Frage, 
VN, Zentralamerika-Politik 
S. 7, 135, 340, 935, 1012, 18312 

– Nicaragua 
S. 164, 523, 560, 1857 

– USA 
S. 118, 56014, 11492, 1530 

Kulturhauptstadt Europas 
S. 542, 901, 955, 1250 

Kulturpolitik 
siehe auch: Deutsches Archäologisches In-
stitut, Deutsches Historisches Institut Wa-
shington, Goethe-Institut 
Dok. 8, 188 und S. 98, 105, 112, 11317, 
130, 1968+9, 212–218, 245, 30610, 359 f., 
444 f., 483–487, 5347, 537, 539 f., 542 f., 
561, 566–570, 588, 603, 605, 653, 664, 
666, 668, 680, 745 f., 763 f., 791–793, 817, 
901 f., 1006, 10423, 1065, 10668, 1100, 
1105–1110, 1115 f., 11398+9, 1140, 1147, 
1231, 1250, 1272, 1324, 1409, 1411, 
1413 f., 141624, 14754, 1477, 1488, 1638, 
16436, 1694 f., 1703, 1727, 1854, 1892 

– Deutsche Schulen im Ausland 
S. 445, 11317, 214, 5582, 951–953, 95413 

Kulturstiftung der Länder 
S. 36–40, 933 

Kurdenfrage 
Dok. 292 

Kuwait 
siehe außerdem: Irak, Iran 
S. 95, 246, 7638, 1112 f., 134810, 149921, 
15145, 1676 f., 18264, 18837 



Libanon 

1987 

KVAE (Konferenz über vertrauens- und 
sicherheitsbildende Maßnahmen und 
Abrüstung in Europa)KVAE (Konferenz über vertrauens- und sicherheitsbildende Maßnahmen) 

Dok. 1 und S. 20310, 307, 31111, 418, 
424, 5094, 510, 5117, 586, 746, 898, 900, 
903, 994, 1020, 1138, 1144, 1148, 1228, 
1729, 1866, 1905 

– Bundesrepublik Deutschland 
S. 61–63, 301, 420, 1248, 1728–1730 

– ČSSR 
S. 541, 1730 

– DDR 
S. 418, 541, 1248, 1728–1732 

– Dokument der Stockholmer Konferenz 
vom 19.9.1986 
S. 61–63, 995, 997, 1248, 1728–1732 

– Frankreich 
S. 35, 541, 586, 7308, 86840, 1729, 1907, 
1915 

– Jugoslawien 
S. 190920+21, 1914 

– Manöverankündigungen und  
-beobachtungen 
Dok. 15, 339 und S. 420, 541, 1867, 1939 

– NATO 
S. 4 f., 35, 534, 538, 541, 54337, 995, 1144, 
1730, 1905, 1907 

– Neutrale und nichtgebundene Staaten 
(N+N) 
S. 35, 538, 541, 7308, 1905, 1907, 1909 f., 
1914 

– Polen 
S. 536, 541, 114531 

– Schweden 
S. 114430, 190920, 1914 

– UdSSR 
Dok. 7 und S. 4, 1728–1730, 1867, 1939 

– USA 
S. 4, 34–36, 61 f., 86840, 1729, 173014, 
1907, 1915 

– Warschauer Pakt 
S. 62, 6312, 534, 536, 538, 541, 587, 1140, 
114531, 1907, 1914 
 

Länder der Bundesrepublik Deutsch-
land 

S. 36–38, 40, 67, 127, 167 f., 172, 174, 
337, 354, 359, 468 f., 5654, 567, 700, 
7567, 819, 11166, 122614, 169312, 169415 

– Baden-Württemberg 
S. 172, 419, 4326, 466, 50416, 567, 67826, 
1072, 110118, 14022, 16122, 161310, 1872 

– Bayern 
S. 47, 122, 172, 174, 35222, 386, 4326, 
466, 50416, 567, 678, 791, 10072, 1038 f., 
1173–1175, 1257, 1290, 14022, 1416, 1450, 
145913, 1467–1470, 1542, 1623, 1635 f., 
1709, 1872, 1936–1940 

– Bremen 
S. 78, 12211, 174, 373, 50416, 567, 12433, 
13243, 13722 

– Hamburg 
S. 43, 46, 12210+11, 567, 627, 702, 705, 
713–715, 122615, 187721 

– Hessen 
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UdSSR–Bundesrepublik 
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– Bundesrepublik Deutschland 
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siehe unter: VN 
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siehe unter: VN 
Ungarn 
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lien, Konventionelle Rüstungskontrolle, 
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Rumänien, Spanien, UdSSR, Wirtschafts- 
und Währungsfragen, Warschauer Pakt 
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689 f., 693, 812, 999, 10844, 1187, 1376, 
1382, 141211, 1617, 1621, 1632, 1721, 
1723 f. 

– Bundesrepublik Deutschland 
Dok. 135, 277 und S. 135, 244, 352, 444, 
792, 914, 1044, 1047, 1084 f., 1231, 1233, 
1326, 1393 f., 1443, 1470, 1513, 1543, 
1545, 1568, 1617, 1671–1673, 1716, 1811, 
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– EG/EPZ 
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1412, 1416 f., 169625, 1876 
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UNHCR (United Nations High Commis-
sioner for Refugees) 
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United States Holocaust Memorial 
Council 

siehe unter: Nationalsozialismus 
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siehe: VN 
UNRWA (United Nations Relief and 
Works Agency for Palestine Refugees 
in the Near East) 

siehe unter: VN 
Uruguay 

siehe außerdem: Zentralamerika-Politik 
S. 1534, 519, 5581, 883, 1011, 1198, 1369, 
14247, 149918, 1899, 1930 

USA (United States of America) 
siehe außerdem: Abrüstung, Ägypten, An-
gola, Belgien, Chemische Waffen, Chile, 
Costa Rica, ČSSR, Dänemark, DDR, El 
Salvador, Energie- und Rohstoffpolitik, 
Frankreich, G 7, GATT, Genfer Verhand-
lungen, Großbritannien, INF-Verhandlun-
gen, Irak, Iran, Israel, Italien, Japan, Jor-
danien, Jugoslawien, Kambodscha, Ka-
nada, Konventionelle Rüstungskontrolle, 
KSZE, Kuba, KVAE, Libanon, Libyen, 
MBFR, Menschenrechte, Mosambik, 
Nahost-Konflikt, Namibia-Frage, NATO, 
NATO-Doppelbeschluß, Nicaragua, Nie-

derlande, Nord-Süd-Dialog, Norwegen, 
Österreich, Pakistan, Polen, Raum-
fahrtpolitik, Rumänien, Saudi-Arabien, 
Schweiz, SDI, Simbabwe, Südafrika, Sy-
rien, Terrorismus, Türkei, UdSSR, Ver-
schuldungsproblematik, VN, Wirtschafts- 
und Währungsfragen, Zentralamerika-Po-
litik 
Dok. 3 und S. 6712, 102, 111, 121 f., 166, 
219–222, 229, 231 f., 25846, 283, 285, 
287, 307, 356, 384–387, 395, 408, 480, 
63322, 879, 895, 935, 966, 1093, 1279, 
1391 f., 1473, 1483, 1623, 1645, 1791 f., 
1873, 1879 

– EG/EPZ 
Dok. 264 und S. 80, 99, 111, 121 f., 160, 
187–192, 194, 224, 23513, 237, 244–246, 
2503, 255, 259, 269, 309, 313–316, 3447, 
35324, 356 f., 360, 363 f., 37012, 371 f., 
460, 572 f., 737, 739, 813, 830 f., 882, 
9083, 924, 95918, 1093, 132931, 139512, 
1432, 144725, 1465, 15342, 158927, 1715, 
1764, 1792, 1828, 1855, 1901 f., 1931 f. 
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52924, 559, 56014, 572–574, 5765, 585, 
638, 648, 724, 7258, 751–754, 778, 7932, 
8034, 813, 830 f., 884, 9083, 107211+13, 
107316, 110910+12, 11635, 11654, 1190, 
1342, 1344, 1395, 1398, 1401, 14084, 
1425 f., 1526, 1534, 1549 f., 1552, 1554, 
1562 f., 1566, 15837, 166217, 1669, 1689, 
1738, 1764, 1768, 1775, 177618, 1777, 
1783 f., 1786, 1791 f., 179712, 1809, 1824 f., 
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siehe außerdem: Berlin, Deutsch-deutsches 
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1648, 1667, 1684, 1687, 1729, 1734 f., 
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und Verteidigungsfragen 
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Vatikan 
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siehe außerdem: VN 
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Vereinigte Arabische Emirate 
Dok. 232 und S. 95, 991, 134810, 15145, 
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Vereinigte Staaten von Amerika 
siehe: USA 

Vereinigtes Königreich Großbritannien 
und Nordirland 

siehe: Großbritannien 
Vereinte Nationen 

siehe: VN 
Verschuldungsproblematik 
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63423, 684 f., 739 f., 820, 854, 879, 881–
883, 1088, 1152 f., 1156, 1615, 1621, 1625, 
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– USA 
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S. 744 f., 843, 1262 f., 1265, 1267, 1273 f., 
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S. 1263, 1269, 1273, 1275 

– Bundesrepublik Deutschland 
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1275 
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lings- und Asylpolitik, Menschenrechte, 
Nahost-Konflikt, Namibia-Frage, Terro-
rismus, Zentralamerika-Politik 
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S. 244 f., 451–454, 842, 13092, 173521, 
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1136, 1150 f., 1154 f., 1157, 1171, 11787, 
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siehe unter: Abrüstung 

– ČSSR 
S. 418, 420 

– DDR 
S. 418, 420, 1250, 1295 
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136421, 1378, 144724, 1639, 165510, 1678 f., 
1756, 18328, 1855 f., 1862 
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854, 882, 884, 985, 100113, 100214, 1089 f., 
1111 f., 1132–1136, 1276, 1333, 1336, 
1345 f., 13489, 136420, 1378 f., 1499 f., 
15145, 1525, 153714+15, 1639 f., 1655, 1678, 
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1017, 1133, 1135 f., 115212, 115623, 1158, 
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13092, 13232, 1330, 13322, 13336, 13453, 
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16548, 172518, 1755, 1795 f., 181526 
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– Großbritannien 
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15145, 1525, 1654, 1679, 1682–1684, 1755, 
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1336, 1345 f., 13489, 1356 f., 1378 f., 1422, 
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1739, 1817, 1849, 1855 f., 1862, 1866 

– UNCPICPUNE (Konfererenz zur Förde-
rung der internationalen Zusammenar-
beit bei der friedlichen Nutzung der Kern-
energie 
Dok. 111 

– UNCTAD (United Nations Conference 
on Trade and Development) 
Dok. 226 und S. 190, 88221, 108827, 113427 

– UNDC (United Nations Disarmament 
Commission) 
S. 1181 
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171014, 1735, 1756, 17955, 1832 f., 1855 f., 
1862, 1869 

– Volksrepublik China 
S. 163, 389, 492, 850, 1089, 11116, 1157, 
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1379, 144724, 1639, 1678 f., 1739, 1855 f., 
1862 

– Volksrepublik Kongo  
S. 6823, 11787, 1379 

– Weltbank 
S. 289 f., 292 f., 560 f., 6848, 108827, 1530, 
1632, 16424, 1715, 1726, 1873, 1881, 1883 

– WHO (World Health Organization) 
S. 384–388, 854, 885 

– WMO (World Meteorological Organization) 
S. 85457 

– WIPO (World Intellectual Property Or-
ganization) 
S. 192 f. 

Volksbund Deutsche Kriegsgräberfür-
sorge e.V. (VDK) 

S. 60810, 1555–1557, 1787 f. 
Volksrepublik China 

siehe außerdem: Abrüstung, Afghanistan, 
Bulgarien, ČSSR, DDR, Energie- und Roh-
stoffpolitik, Frankreich, Großbritannien, 
Indien, INF-Verhandlungen, Iran, Italien, 
Japan, Jordanien, Kambodscha, Menschen-
rechte, Nahost-Konflikt, Pakistan, Polen, 
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1307, 1544, 1616, 1645, 1720–1722, 1911 

– Polen 
S. 511, 867 f., 970, 1051, 1324, 132510, 
14367, 1438 

– Rumänien 
S. 537, 970, 1720 f., 1892, 1898, 1909 

– UdSSR 
S. 120, 199, 426, 637, 672, 747, 769–771, 
863 f., 970, 1021, 1254, 1331, 1359, 1376, 
1394, 1427, 1429, 14364, 1543, 1616, 1645, 
1720, 1724 f., 1810, 1843, 1876, 1909 

– Ungarn 
S. 443, 511, 970, 1394, 1408, 1410, 
141315, 141417, 1543, 1616, 1645, 1721 

Wehrkundetagung 
siehe: Internationale Wehrkundebegegnung 

Weltbank/Internationale Bank für Wie-
deraufbau und Entwicklung 

siehe unter: VN 
Weltwirtschaftsgipfel 

S. 113, 232, 352, 47811, 1642 
– Weltwirtschaftsgipfel am 16./17.7.1978 in 

Bonn 
S. 230 

– Weltwirtschaftsgipfel vom 4. bis 6.6.1982 
in Versailles 
S. 230 

– Weltwirtschaftsgipfel vom 28. bis 30.5.1983 
in Williamsburg 
S. 741, 818, 882, 885 

– Weltwirtschaftsgipfel vom 7. bis 9.6.1984 
in London 
S. 818 

– Weltwirtschaftsgipfel vom 2. bis 4.5.1985 
in Bonn 
S. 121, 818 

– Weltwirtschaftsgipfel vom 4. bis 6.5.1986 
in Tokio 
S. 125, 229–231, 313, 818, 843, 880, 
88225, 140010 

– Weltwirtschaftsgipfel vom 8. bis 10.6.1987 
in Venedig 
Dok. 176 und S. 25, 16216, 229, 231, 313, 
316, 31746, 369–372, 383, 432, 63426, 
6811, 686 f., 705, 738–741, 809, 814, 820, 
835, 837, 839, 841, 845, 855, 864, 914, 
1046, 10715, 1336, 1421, 1625 

– Weltwirtschaftsgipfel vom 19. bis 21.6.1988 
in Toronto 
S. 881, 884 f., 1337 

Westsahara-Konflikt 
Dok. 172 

WEU (Westeuropäische Union) 
siehe außerdem: NATO, Norwegen, Spa-
nien, UdSSR, USA 

S. 21, 28, 101, 103 f., 117 f., 120, 160, 256, 
261, 350, 405 f., 45021, 526–531, 734, 871, 
947 f., 950, 1081, 1118, 1121, 1196 f., 1286, 
1595, 1599, 1662, 1665 f., 1780, 1782, 
1812, 181420, 1835 f., 1887 

– Belgien 
S. 1123 

– Bundesrepublik Deutschland 
S. 27, 103, 105, 256, 262, 527–529, 7265, 
94711, 949 f., 1054, 1088, 11978, 1198, 
1512 f., 1665, 1667, 1818 

– Frankreich 
S. 23, 103, 405, 527–529, 53029, 871, 949 f., 
1088, 1118, 1197 f., 1405 

– Großbritannien 
S. 256, 405, 529, 94711, 949, 1088, 1197 

– Italien 
S. 103, 94711, 10548, 1123, 1196–1198 

– Luxemburg 
S. 1123 

– Niederlande 
S. 526–531, 94711, 1123 

– Tagungen des WEU-Ministerrats 
siehe unter: Konferenzen und Verhand-
lungen 

WHO (World Health Organization) 
siehe unter: VN 



WIPO 

2012 

WIPO (World Intellectual Property Or-
ganization) 

siehe unter: VN 
Wirtschafts- und Währungsfragen 

Dok. 50, 314, 326 und S. 258, 333, 379 f., 
879–881, 88327, 1583, 1715, 1720 

– Bundesrepublik Deutschland 
S. 289, 291, 365, 501 f., 572 f., 602, 627, 
685, 687, 696, 818 f., 830 f., 833, 879 f., 
920, 108827, 12158, 1313 f., 1372 f., 1387–
1389, 1409, 1536–1538, 1575–1587, 1615, 
1625, 1642 f., 1656–1659, 1719, 1762, 
1792, 1811 

– Chile 
S. 1881–1883 

– DDR 
S. 1234 f., 1544 

– Frankreich 
S. 820, 12158, 1387–1390, 158121, 1584–
1587 

– Griechenland 
S. 1389, 1585 

– Großbritannien 
S. 358, 1088, 15779, 1583, 1587 

– Irak 
S. 1685 f. 

– Italien 
S. 1373, 1389, 158121, 1587 

– Japan 
S. 289, 291, 573, 817 f., 820, 1575–1580, 
1586, 1643, 1656 f. 

– Jugoslawien: Umschuldung/Kreditvergabe 
S. 393 f., 396, 1853 

– Polen 
siehe unter: Ost-West-Wirtschaftsbezie-
hungen  

– Rumänien 
S. 1698 f., 1892 f., 1895 

– Schweiz 
S. 291, 158518 

– Spanien 
S. 1313–1315, 1317 

– UdSSR 
S. 862, 1234 f. 

– Ungarn 
S. 1409, 1411 f., 1545, 1569, 1876 

– USA 
S. 291, 333, 358, 465, 501, 572 f., 627, 
737, 818, 820 f., 861 f., 1093, 1534–1540, 

1575–1581, 1583 f., 1586 f., 1615, 1625, 
1643, 1656–1658, 1791 

Wirtschaftsunternehmen 
– AEG AG 

S. 6848, 6859, 1340 

– Airbus Industrie 
S. 111 f., 121 f., 160, 573, 741 f., 1313–
1315, 145913, 1657 

– BASF Aktiengesellschaft (Badische Ani-
lin- & Soda-Fabrik) 
S. 760 

– Bau-AG 
S. 1686 

– Bilfinger + Berger Bauaktiengesellschaft 
S. 106716 

– BMW (Bayerische Motoren Werke Aktien-
gesellschaft) 
S. 1411 

– Boeing (The Boeing Company) 
S. 121 

– British Aerospace Public Limited Com-
pany 
S. 74124 

– CASA (Construcciones Aeronáuticas S.A.) 
S. 131315, 1314 

– CATIC (China Aero Technology Im- and 
Export Corporation) 
S. 14684 

– CGCT (Compagnie générale de construc-
tions téléphoniques) 
S. 112 

– Daimler-Benz AG 
S. 1066 

– Deutsche Bank AG 
S. 196, 2893, 290, 12369, 13598, 141314, 
161310 

– Deutsche Bundesbahn 
S. 74326 

– Deutsche Reichsbahn 
S. 123711 

– Diehl GmbH & Co. 
S. 823 

– Dornier GmbH 
S. 823, 1340 

– Dresdner Bank AG 
S. 196, 1070 

– El Al 
S. 153610 



Wirtschaftsunternehmen 

2013 

– Fritz Werner Industrie-Ausrüstungen 
GmbH 
S. 1168–1172, 1539 

– Gruner+Jahr GmbH 
S. 1366 f., 192111 

– Hammer 
S. 1103 

– HDW (Howaldtswerke-Deutsche Werft AG) 
S. 1772, 178, 180, 182, 2179, 277 f., 824, 
930, 1077, 1079, 13397, 1516, 179610, 
1798 

– Heberger Bau 
S. 1103 

– Heckler & Koch Maschinen- und Anlagen-
bau GmbH 
S. 1539 

– Hellatronic 
S. 16325 

– Hermes Kreditversicherungs-Aktiengesell-
schaft 
S. 601, 603, 608, 684, 696, 146110, 1681, 
1683, 1685, 18262, 1852 

– Hinrich Feldmeyer GmbH 
S. 683 f. 

– Hochtief AG 
S. 8022 

– Hoechst AG 
S. 414, 705 

– IAI (Israel Air Industries) 
S. 1340 

– Iberia 
S. 1314 f. 

– IMI (Israel Military Industries) 
S. 1340 

– Ingenieurkontor Lübeck – Prof. Gabler 
Nachf. GmbH (IKL) 
S. 1772, 1788, 179, 182, 277 f., 1077, 1079, 
1516, 179610 

– Interatom GmbH 
S. 676 

– Interflug Gesellschaft für internationalen 
Flugverkehr mit beschränkter Haftung 
S. 1242 

– Intermilch (Hungen) 
S. 1299 f., 130210 

– IPS 
S. 1299 f. 

– Iran Air 
S. 214 

– KAL (Korean Airlines) 
S. 783, 7965, 190311 

– Karl Kolb GmbH & Co. KG 
S. 157 f., 760, 1102–1104 

– KfW (Kreditanstalt für Wiederaufbau) 
S. 5515 

– Krauss-Maffei AG 
S. 696 

– KWU (Kraftwerk Union AG) 
S. 2178, 4891, 492–494, 1066 f., 14502, 
1468 

– Leitz (Gebr. Leitz GmbH & Co.) 
S. 1340 

– Lockheed 
S. 131315 

– Lufthansa (Deutsche Lufthansa AG, LH) 
S. 493, 1064, 1066, 106716, 1314 f., 1468, 
1477, 1485, 1496 

– Luha 
S. 1103 

– MAN (Maschinenfabrik Augsburg-Nürn-
berg AG) 
S. 1894 

– Mannesmann Demag AG 
S. 493, 1065, 1068, 113232, 1686 

– MATRA (Mécanique Aviation Traction) 
S. 11214 

– Mauser-Werke Oberndorf GmbH 
S. 1539 

– McDonnell Douglas 
S. 49417 

– Mercedes 
siehe: Daimler-Benz AG 

– Messerschmitt-Bölkow-Blohm GmbH 
(MBB) 
S. 494, 823, 929, 1064–1066, 120022, 
1340, 1468, 179712 

– Metallgesellschaft AG 
S. 1069 

– Middle East Airlines 
S. 412 

– Orbit AG 
S. 16325 

– Orenstein & Koppel AG 
S. 1064 f. 

– Philipp Holzmann AG 
S. 106716 

– Pilot Plant Engineering & Equipment 
GmbH 
S. 1587, 760, 1102–1104 



World Campaign against Military and Nuclear Collaboration with South Africa 

2014 

– Polimar 
S. 1299 

– Polscan 
S. 1298, 12997, 1300–1302 

– Preussag AG 
S. 157 f., 761, 1103 

– Renk AG 
S. 189414 

– Rheinisch-westfälischer Technischer Über-
wachungsverein (RWTÜV) 
S. 2178 

– Rheinmetall AG 
S. 823, 1340 

– Schloemann-Siemag AG 
S. 494 

– Siemens AG 
S. 414, 112, 493, 705, 953, 1064–1067, 
1375, 14502, 1467 f. 

– Telit 
S. 1375 

– Thyssen Handelsunion AG 
S. 749 f. 

– Thyssen Industrie AG Henschel 
S. 99110 

– Tukay 
S. 164117 

– TWA (Trans World Airlines) 
S. 412, 153610 

– VEBA AG 
S. 122616 

– Volkswagen AG 
S. 49416, 1068 f. 

– Wadi Hanifa 
S. 164117 

– WET 
S. 157 f., 1103 

World Campaign against Military and 
Nuclear Collaboration with South Africa 

S. 177–179, 181–183, 1517, 1797 f. 
World Jewish Congress 

Dok. 196 und S. 596, 1239 
 
Yad Vashem 

S. 11088 
 
Zaire 

siehe außerdem: Belgien, USA, Verschul-
dungsproblematik 

Dok. 63 und S. 291–296, 341, 385, 633, 
1529 

Zentralamerika-Politik 
Dok. 228 und S. 2231, 655, 885, 1443, 
144825, 1470, 1848, 189931 

– Arias-Plan 
Dok. 110 und S. 515–519, 523, 552 f., 
801 f., 852, 1013 f., 1312 

– Bundesrepublik Deutschland 
Dok. 103, 289 und S. 46, 49, 154 f., 552 f., 
558–561, 656, 799–802, 851, 1012 f., 1313, 
1485, 1512, 1857 

– Contadora-Gruppe (Kolumbien, Mexiko, 
Panama, Venezuela) 
S. 153–156, 165, 515, 517–519, 522, 552 f., 
558–560, 655 f., 851 f., 1163 

– Costa Rica 
S. 153–155, 164, 5159, 516–518, 552, 558–
561, 851 f., 1010, 1012 f., 11621, 1163, 
1474, 1857 

– EG/EPZ 
Dok. 35 und S. 165, 315, 353, 358, 516 f., 
51924, 520, 559 f., 851 f., 1162, 1312 f., 
1472 f., 1857 

– El Salvador 
S. 153 f., 164, 515 f., 518–520, 552 f., 558, 
560, 800–802, 852, 1008–1012, 11621, 
1283 f., 185652, 1857 

– Frankreich 
S. 558, 1013, 1857 

– Großbritannien 
S. 315, 1013, 1857 

– Guatemala 
S. 154, 164, 5159, 516–518, 520, 552, 
559 f., 1010, 1013, 1162, 1856 f. 

– Heiliger Stuhl 
S. 1009 f. 

– Honduras 
S. 153 f., 164, 5159, 517 f., 521 f., 552, 
559 f., 852, 1011, 11621, 1163, 1283 f., 
1472 f., 1856 f. 

– Italien 
S. 1013 

– Kuba 
S. 523, 560, 1012–1014, 1857 

– Mexiko 
S. 154, 516, 558, 1010, 1012 

– Nicaragua 
S. 154, 156, 164, 516–518, 522, 552, 558–
560, 802, 851 f., 1010, 1012–1014, 1162–
1164, 1282–1284, 1447, 1471–1473, 1856 f. 



Zentrale Stelle der Landesjustizverwaltungen 

2015 

– Rio-Gruppe (Contadora, Unterstützer, VN-
Generalsekretär und OAS-Generalsekre-
tär) 
S. 5159, 85145, 189932 

– Spanien 
S. 165 

– UdSSR 
S. 16636, 523, 560, 1499, 1512 

– Unterstützergruppe (Argentinien, Brasi-
lien, Peru, Uruguay) 
S. 5159, 519, 558, 85145 

– Uruguay 
S. 5159, 519, 558, 1011 

– USA 
S. 116, 155, 166, 315, 516 f., 519–522, 
558–561, 655, 799, 801, 852, 85563, 1009, 
1013 f., 1162–1164, 1447, 1472, 1499, 
1856 f. 

– VN 
S. 5159, 1162 

Zentrale Stelle der Landesjustizverwal-
tungen, Ludwigsburg 

S. 6571, 6607 

Zentralkomitee der Deutschen Katho-
liken 

S. 10493 

Zentralrat der Juden in Deutschland 
S. 501, 1239 

Zentralverband des Deutschen Hand-
werks 

S. 504 
Zollkriminalinstitut 

S. 16325, 1102, 110412 

Zypern/Zypern-Konflikt 
siehe außerdem: KSZE 
S. 52, 1301, 131, 357, 36110, 1000, 1096, 1913

 





 

 

 

 

 

 

 

Personenregister 



2018 

Bei der Benutzung des Personenregisters sind folgende Hinweise zu beachten: 
– Die Personen werden in alphabetischer Folge erfaßt. 
– In der Regel wird die maßgebliche Funktion im Jahr 1987 genannt. Falls im Kontext 

erforderlich, wird zusätzlich auf frühere Funktionen hingewiesen. 
– Bei einigen Personen sind im Rahmen der Edition ausschließlich bestimmte Funktionen 

vor dem Jahr 1987 von Interesse. In diesen Fällen erfolgen nähere zeitliche Angaben. 
– Personen der Zeitgeschichte werden mit den im Kontext dieses Bandes relevanten Funk-

tionen genannt. Personen aus der Zeit vor dem Ersten Weltkrieg finden mit Angabe 
ihrer Lebensdaten Aufnahme, solange sie nicht maßgebliche politische Funktionen aus-
übten. 

– Steht ein Dokument in seiner Gesamtheit in Beziehung zu einer Person, ist die Doku-
mentennummer angegeben. 

– Beim Nachweis einzelner Seiten beziehen sich hochgestellte Ziffern auf Fußnoten. 
– Zu den im Auswärtigen Amt gebräuchlichen deutschen Funktionsbezeichnungen für 

ausländische Diplomaten werden in Einzelfällen die entsprechenden Termini in der 
jeweiligen Landessprache in Klammern hinzugefügt. 

– Band I reicht von Dokument 1 bis 190 bzw. von Seite 3 bis Seite 964, Band II von Doku-
ment 191 bis 381 bzw. von Seite 965 bis 1940. 

 



 Ailleret 

2019 

Abbadi, Hassan   marokkanischer Arbeits-
minister   S. 856 

Abdallah, Georges Ibrahim   1979–1984 
Führer der „Bewaffneten Revolutionären 
Libanesischen Fraktionen“ (Farl)   S. 658 

Abdel-Meguid, Ahmed Asmat   ägypti-
scher Außenminister   S. 1826, 1829, 
183018 

Abdullah ibn Abdul Aziz al-Saud   Kron-
prinz des Königreichs Saudi-Arabien, Er-
ster Stellvertretender Ministerpräsident 
und Kommandeur der Nationalgarde   
S. 1676, 1680 

d’Aboville, Benoît   Unterabteilungsleiter 
im französischen Außenministerium (Di-
recteur adjoint des affaires politiques)   
S. 21, 24 f., 27, 731, 834, 1088 

Abrams, Elliott   Abteilungsleiter im ame-
rikanischen Außenministerium (Assistant 
Secretary of State for Inter-American Af-
fairs)   S. 164, 519 

Abu Baker, Atef   Sprecher und Chefideo-
loge der Abu-Nidal-Organisation   S. 131 

Abu Iyad (Salah Mesbah Khalaf)   stell-
vertretender Vorsitzender des Exekutiv-
komitees und Chef des Geheimdienstes 
der PLO sowie Mitglied des ZK der palä-
stinensischen Organisation „Al Fatah“    
Dok. 20 

Abu Nidal (Sabri Chalil al-Banna)   
Gründer und Führer der palästinensi-
schen Organisation „Fatah-Revolutions-
rat“ (Abu-Nidal-Organisation)   S. 1001, 
1090, 1461, 1901, 1904 

Abu Talebi   stellvertretender Abteilungs-
leiter im iranischen Außenministerium   
S. 70310, 763 

Acevedo Peralta, Ricardo   salvadoriani-
scher Außenminister   S. 156, 1007 

Achromejew, Sergej Fjodorowitsch   
Marschall der Sowjetunion und Mitglied 
des ZK der KPdSU sowie Erster Stellver-
tretender Verteidigungsminister und Ge-
neralstabschef der sowjetischen Streitkräf-
te   S. 35, 267, 797, 1733, 1736, 1838, 1860 

Ackermann, Klaus Hellmuth   Bot-
schaftsrat I. Klasse und Vertreter des 
Botschafters der Bundesrepublik Deutsch-
land in Athen   S. 95413, 95517 

Adamek, Peter   Legationsrat I. Klasse im 
Referat 201 „Atlantisches Bündnis und 
Verteidigung“ des Auswärtigen Amts, seit 
1. Juni 1987 Botschaftsrat an der Bot-
schaft der Bundesrepublik Deutschland in 
Buenos Aires   Dok. 33, 145 und S. 4021, 
40625, 41232, 1613 

Adamischin, Anatolij Leonidowitsch   
sowjetischer Stellvertretender Außenmi-
nister   S. 16636, 1525, 15688, 1569 

Adam-Schwaetzer, Irmgard   Mitglied 
des Deutschen Bundestages (FDP) und 
seit 12. März 1987 Staatsministerin im 
Auswärtigen Amt   Dok. 91, 93 und 
S. 351, 353, 360, 3617, 6944, 8693, 12203, 
1316, 1331, 1760, 1766, 1812, 18692 

Adelman, Kenneth Lee   Leiter der ame-
rikanischen Rüstungskontroll- und Ab-
rüstungsbehörde (Director, Arms Control 
and Disarmament Agency) bis 13. Dezem-
ber 1987   S. 89, 93, 106, 835 

Adenauer, Konrad   1949–1963 Bundes-
kanzler der Bundesrepublik Deutschland 
sowie 1950–1966 Vorsitzender der CDU   
S. 2828, 79–81, 455, 630, 917, 919, 100410, 
1020, 1032, 1044, 1415, 1644, 1801 

Adonnino, Pietro   1984/85 Vorsitzender 
des Ad-hoc-Ausschusses „Europa der Bür-
ger“ der Europäischen Gemeinschaften   
S. 35947 

Adt, Harro   Vortragender Legationsrat 
und Vertreter des Leiters im Referat 340 
„Südasien“ des Auswärtigen Amts   S. 4511 

Afanasjew, Wiktor Grigorjewitsch   
Chefredakteur der sowjetischen Tageszei-
tung „Prawda“   S. 10 

Agnelli, Susanna   Staatsministerin im 
italienischen Außenministerium   S. 1812 

Ahani   Abteilungsleiter im iranischen 
Außenministerium   S. 149–152 

Ahmad, Mansur   Leiter der pakistani-
schen Delegation bei der Abrüstungskon-
ferenz (CD) in Genf mit der Amtsbezeich-
nung Botschafter   S. 175724 

Ahrens, Geert-Hinrich   Vortragender Le-
gationsrat I. Klasse und Leiter des Refe-
rats 342 „Südostasien, Australien, Neu-
seeland, Pazifik“ im Auswärtigen Amt   
Dok. 251 und S. 743, 84415, 1270 

Ailleret, Charles   1962–1968 Chef des 
französischen Generalstabs   S. 87624 



Akihito 

2020 

Akihito   Kronprinz von Japan   S. 817 
Aktan, Gündüz Suphi   stellvertretender 

Generaldirektor im türkischen Außenmi-
nisterium   S. 470 f., 476 

Alanat, Mümin   Botschaftsrat an der tür-
kischen Botschaft in Bonn   S. 471 

Albrecht, Ernst   Ministerpräsident des 
Landes Niedersachsen (CDU); 1969–1971 
Generaldirektor für Wettbewerb bei der 
EG-Kommission in Brüssel   S. 737 f., 1242, 
1719 

Alexander II.   * 1818   † 1881   S. 692 
Alexander, Michael O’Donel Bjarne   Lei-

ter der britischen Ständigen Vertretung 
bei der NATO in Brüssel im Rang eines 
Botschafters   S. 780, 86515, 1260 f., 1822 

Alfonsín, Raúl Ricardo   Präsident der 
Argentinischen Republik   S. 850 f., 883, 
1181, 1183, 1882, 189931 

Ali Khan, Sahabzada Mohammad Yaqub   
siehe: Yaqub Ali Khan, Sahabzada 

Alia, Ramiz Tafë   Erster Sekretär des ZK 
der Partei der Arbeit Albaniens und Vor-
sitzender des Präsidiums der Nationalver-
sammlung   Dok. 292 und S. 1475 f., 14778 

Allende Gossens, Salvador   1970–1973 
Präsident der Republik Chile   S. 7, 5894, 
1012 

de Almeida, Leonardo Ribeiro   portugie-
sischer Verteidigungsminister bis 17. Au-
gust 1987   S. 781 

de Almeida, Luis José   angolanischer Bot-
schafter in Bonn   S. 15283 

Altenburg, Günther   Vortragender Lega-
tionsrat und Vertreter des Leiters im 
Referat 212 „Fragen der allgemeinen 
West-Ost-Beziehungen (u. a. Konferenz 
über Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa und KSZE-Prozeß)“ des Auswärti-
gen Amts   S. 3051, 30818, 14631 

Altenburg, Wolfgang   General und Vorsit-
zender des Militärausschusses der NATO 
in Brüssel; 1983–1986 Generalinspekteur 
der Bundeswehr   S. 22, 403, 7253, 776, 
1260 f., 140413, 17733, 1934 

Altmann, Klaus   siehe: Barbie, Klaus 
D’Amato, Alfonse („Al“)   Senator für den 

amerikanischen Bundesstaat New York 
(Republican Party)   S. 572 

d’Amécourt, Jean Paul Marie de Ponton   
außenpolitischer Berater des französischen 
Verteidigungsministers (Conseiller pour 
les affaires internationales)   S. 1590 

Amelung, Gerold   Legationsrat an der 
Botschaft der Bundesrepublik Deutsch-
land in Peking bzw. seit 17. Februar 1987 
im Referat 420 „Wirtschaftsbeziehungen 
zum Westen“ des Auswärtigen Amts, seit 
29. Mai 1987 Legationsrat I. Klasse, seit 
16. November 1987 im Referat 400 „Au-
ßenpolitische Grundsätze der Entwick-
lungspolitik, Grundsätze der finanziellen 
Zusammenarbeit, Entwicklungspolitik der 
Europäischen Gemeinschaften; Multila-
terale Entwicklungsbanken (Weltbank); 
DEG“   S. 6941 

Ammon, Peter   Legationsrat I. Klasse im 
Referat 431 „Internationale Zusammen-
arbeit bei der friedlichen Nutzung der 
Kernenergie, der Nichtverbreitung, der 
nuklearen Forschung; EURATOM; OECD-
NEA; IAEO; Weltraumforschung und -er-
schließung; ESA; Trägertechnologien“ 
des Auswärtigen Amts   Dok. 374 und 
S. 531+3, 4771, 7513, 14551+2 

Anders, Rudolf   Amtsinspektor im Referat 
214 „Polen, Tschechoslowakei, Ungarn, 
Rumänien, Jugoslawien, Bulgarien, Alba-
nien“ des Auswärtigen Amts   S. 3921 

Andreotti, Giulio   italienischer Außen-
minister; 1972/73 und 1976–1979 Mini-
sterpräsident der Italienischen Republik   
Dok. 237, 357 und S. 201, 283, 575, 577, 
581, 841 f., 845 f., 848–852, 854 f., 868, 
882, 885, 131211, 1332, 1334–1337, 1348, 
1355, 1372, 1376–1380, 1497, 1505 f., 
1733, 1739 f., 1808, 1862, 1864 f., 1872, 
1897 

„Andres“   Informant im Fall Schwamm-
berger   S. 16123, 1613 

Andriessen, Franciscus („Frans“)   Mit-
glied der EG-Kommission (zuständig für 
Landwirtschaft und Fischerei) und Vize-
präsident   Dok. 183 und S. 455, 464 f. 

Andronic, Stelian Octavian   rumänischer 
Handelsrat und Beauftragter für Gesprä-
che zur Aussiedlung von Personen deut-
scher Volkszugehörigkeit   S. 1700 

Andropow, Jurij Wladimirowitsch   
1982–1984 Generalsekretär des ZK der 
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KPdSU und Vorsitzender des Präsidiums 
des Obersten Sowjet der Union der So-
zialistischen Sowjetrepubliken   S. 8, 443, 
797, 8356, 173630, 1939 

Androutsopoulos, Adamantios   1973/74 
Ministerpräsident der Hellenischen Re-
publik   S. 95312 

Anell, Lars E. R.   schwedischer Ständiger 
Vertreter beim Büro der Vereinten Natio-
nen und bei den anderen internationalen 
Organisationen in Genf mit der Amtsbe-
zeichnung Botschafter sowie seit 9. Fe-
bruar 1987 Vorsitzender der GATT-Ver-
handlungsgruppe „Geistiges Eigentum“   
S. 190 

Antonow, Alexej Konstantinowitsch   
sowjetischer Stellvertretender Minister-
präsident und Vorsitzender der deutsch-
sowjetischen Kommission für wirtschaft-
liche und wissenschaftlich-technische Zu-
sammenarbeit   S. 1969 

Apel, Hans   Mitglied des Deutschen Bun-
destages (SPD); 1978–1982 Bundesmini-
ster der Verteidigung   S. 7538 

al-Aqroubi, Salim Rashid   Botschafter 
der Vereinigten Arabischen Emirate in 
Damaskus   S. 1179 

Aquino, María Corazón Sumulong Co-
juañgco   Präsidentin der Republik der 
Philippinen   S. 165, 853, 1270 f. 

Arafat, Yasser   Vorsitzender des ZK der 
palästinensischen Organisation „Al Fa-
tah“ sowie des Exekutivkomitees der PLO   
Dok. 199 und S. 935, 9826, 1199, 1680 

Arai, Hirokazu   Leiter des Planungsstabs 
im japanischen Außenministerium   S. 814 

Arce Castaño, Bayardo   führendes Mit-
glied der Sandinistischen Nationalen Be-
freiungsfront (FSLN)   S. 12804 

el-Areibi, Suleiman   Leiter des libyschen 
Volksbüros (Botschaft) in Warschau bis zu 
seinem Tod am 5. November 1987   S. 14618 

Arens, Mosche   israelischer Minister ohne 
Geschäftsbereich und Generalsekretär des 
Likud   S. 504 

Arias Calderón, Ricardo   Vorsitzender 
der Christdemokratischen Partei Panamas   
S. 1012 

Arias Moncada, Céleo   Leiter des hondu-
ranischen Präsidialamts   S. 517 

Arias Sánchez, Óscar   Präsident der Re-
publik Costa Rica   Dok. 110 und S. 1546, 
164, 515–519, 523 f., 552 f., 801 f., 852, 
1013 f., 11621, 128217, 1312, 1857 

Arias Sánchez, Rodrigo   Leiter des costa-
ricanischen Präsidialamts   S. 5582 

Aris, Helmut   Präsident des Verbandes 
der Jüdischen Gemeinden in der DDR bis 
zu seinem Tod am 22. November 1987   
S. 1239 

Armacost, Michael Hayden   Staatssekre-
tär im amerikanischen Außenministerium 
(Under Secretary of State for Political 
Affairs)   S. 7219, 165 f., 315, 1500, 1526, 
153714, 1734 

Armstrong, Neil A.   amerikanischer Astro-
naut   S. 1865 

Arnim, Joachim von   Vortragender Lega-
tionsrat und Leiter des Referats 209 „Son-
stige militärpolitische Angelegenheiten 
(Ausbildungs- und Verteidigungshilfe, Rü-
stungszusammenarbeit, Übungen, WEU)“ 
im Auswärtigen Amt   Dok. 167, 211 und 
S. 1001, 1371, 1387, 3448, 4951, 4968, 
67411, 11978, 1338, 1341 

Arnot, Alexander   Gesandter und Vertre-
ter des Botschafters der Bundesrepublik 
Deutschland in Moskau   Dok. 60, 98 und 
S. 1855+6, 25212, 3815, 8022, 1019, 105217, 
106024, 106128, 15688, 187826 

Arrieta Villalobos, Román   Erzbischof 
von San José de Costa Rica   S. 5582 

Artopoeus, Wolfgang   Ministerialrat an 
der Ständigen Vertretung der Bundesre-
publik Deutschland bei den Europäischen 
Gemeinschaften in Brüssel   S. 9391 

Aspin, Leslie („Les“), Jr.   Mitglied des 
amerikanischen Repräsentantenhauses 
(Democratic Party) und Vorsitzender des 
Ausschusses  für Streitkräfte   S. 108, 1401 

al-Assad, Basil   Sohn von Hafiz al-Assad   
S. 935 

al-Assad, Hafiz   Präsident der Arabischen 
Republik Syrien   Dok. 259 und S. 24325, 
25636, 313 f., 390, 506, 935 f., 1090, 1179, 
1257, 1516, 1675–1677, 1679 f., 1826 f. 

al-Assad, Rifaat   Bruder von Hafiz al-
Assad   S. 935, 1827 

al-Atassi, Abdul Karim   1976–1982 syri-
scher Botschafter in Bonn   S. 167619 
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Atatürk   siehe: Kemal Pascha, Mustafa    
Attali, Jacques   Sonderberater des franzö-

sischen Staatspräsidenten (Conseiller spé-
cial auprès du Président de la République) 
und Beauftragter („Sherpa“) für Weltwirt-
schaftsgipfel   Dok. 223, 239, 273 und 
S. 103, 434, 437, 45023, 819, 821, 956, 959, 
1216, 1809 

Attlee, Clement Richard   1945–1951 Pre-
mierminister des Vereinigten Königreichs 
Großbritannien und Nordirland   S. 103314 

Aubert, Pierre   schweizerischer Außen-
minister   S. 34 f. 

d’Aubuisson Arrieta, Roberto   Oberst 
der Streitkräfte von El Salvador und Mit-
glied der Alianza Republicana Nacionali-
sta (ARENA)   S. 1009 

AuCoin, Walter Leslie („Les“)   Mitglied 
des amerikanischen Repräsentantenhau-
ses (Democratic Party)   S. 751 

Axen, Hermann   Mitglied des Politbüros 
des ZK der SED und Sekretär des ZK für 
internationale Angelegenheiten   S. 1252, 
1255 

Aylwin Azócar, Patricio   Vorsitzender 
der Christdemokratischen Partei Chiles 
seit 2. August 1987   S. 1882 

Azcona del Hoyo, José Simón   Präsident 
der Republik Honduras   S. 1546, 164, 
5158, 517, 521 f., 559, 11621, 1283, 1473 

Aziz, Tarik   stellvertretender Ministerprä-
sident und Außenminister der Republik 
Irak   Dok. 224 und S. 134810, 144724, 
1683, 1685 f. 

 
Baar, Hugo   S. 12025, 1366–1370, 1921, 
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Baar, Waltraud   S. 12025, 1366–1370 
Bächmann, Horst   Vortragender Lega-

tionsrat I. Klasse und Leiter des Refe-
rats 600 „Grundsatzfragen, Gesamtpla-
nung, kulturpolitische Öffentlichkeitsar-
beit, Förderung der deutschen Sprache, 
Gästeprogramm“ im Auswärtigen Amt   
S. 361 

Baden, Manfred   Staatssekretär im Bun-
desministerium für Arbeit und Sozial-
ordnung bis 30. November 1987   Dok. 
172 

Baena Soares, João Clemente   General-
sekretär der Organisation Amerikani-
scher Staaten (OAS)   S. 5159 

Baggett, Lee, Jr.   Admiral und Oberbe-
fehlshaber der amerikanischen Streitkräf-
te im Atlantik sowie der Alliierten Streit-
kräfte im Atlantik (SACLANT)   S. 866, 
1934 

Bahr, Egon   Mitglied des Deutschen Bun-
destages (SPD) und Vorsitzender des Un-
terausschusses „Abrüstung, Rüstungs-
kontrolle und Nichtverbreitung“ sowie 
Mitglied des Vorstands und des Präsi-
diums der SPD; 1969–1972 Staatsekre-
tär im Bundeskanzleramt   S. 147, 159, 
1968, 917, 12237, 14232 

Baker, Howard Henry, Jr.   Stabschef 
im amerikanischen Präsidialamt (White 
House Chief of Staff) seit 27. Februar 
1987; 1967–1985 Senator für den ameri-
kanischen Bundesstaat Tennessee (Re-
publican Party), 1981–1985 Mehrheits-
führer im Senat   S. 283, 285, 2879, 809, 
812, 1443–1449 

Baker, James Addison III.   amerikani-
scher Finanzminister   S. 231, 290, 809, 
880, 1093, 144828, 1575, 15779, 1578, 
158120, 1584, 1586, 1883 

Bakher   Mitglied des ZK der Demokrati-
schen Volkspartei Afghanistans   S. 32 

Bakhtiar, Shapour   Januar/Februar 1979 
Ministerpräsident des Kaiserreichs Iran   
S. 868 

al-Bakr, Ahmed Hassan   1968–1979 Prä-
sident und Ministerpräsident der Repu-
blik Irak sowie Vorsitzender des Revolu-
tionären Kommandorats   S. 1676 

Baldocci, Giuseppe   italienischer Bot-
schafter in Teheran bis Dezember 1987   
S. 5696 

Balladur, Édouard   französischer Wirt-
schafts- und Finanzminister   S. 434, 827, 
832 f., 880, 924, 1583 f., 1586 

Bangemann, Martin   Bundesminister für 
Wirtschaft und Vorsitzender der FDP  
S. 2349, 277, 3318, 355, 413, 41413, 467–
469, 4891, 499, 60327, 608 f., 7367, 77610, 
85040, 878, 916, 92913, 107025, 1078, 
110410, 1150, 1157, 1290, 1293, 1313 f., 
1326 f., 145913, 1537, 1641, 1760, 1762–
1764 
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al-Banna, Idris   Vizepräsident der Repu-
blik Sudan   S. 295 

Barbie, Klaus   1942–1944 Leiter der Ge-
heimen Staatspolizei (Gestapo) in Lyon   
Dok. 130, 140, 202 

Barco Vargas, Virgilio   Präsident der 
Republik Kolumbien   S. 189931 

Bariani, Didier   Staatssekretär im fran-
zösischen Außenministerium (Secrétaire 
d’État auprès du Ministre des Relations 
extérieures)   S. 128214 

Baring, Arnulf   Professor für Zeitge-
schichte an der Freien Universität Berlin   
S. 488 

Barker, Enno   Vortragender Legationsrat 
und Leiter des Referats 223 „Abrüstung 
und Rüstungskontrolle in den Vereinten 
Nationen und ihren Sonderorganisatio-
nen“ im Auswärtigen Amt   S. 17481 

Barre, Raymond   Abgeordneter der fran-
zösischen Nationalversammlung (UDF) 
und Mitglied der Kommission für aus-
wärtige Angelegenheiten; 1976–1981 Mi-
nisterpräsident der Französischen Repu-
blik   S. 438, 166641 

Barroso, José Manuel   Abteilungsleiter 
im portugiesischen Innenministerium, 
seit 17. August 1987 Staatssekretär im 
Außenministerium   S. 1733, 1868 

Barschel, Eike   Bruder von Uwe Barschel   
S. 1441 f. 

Barschel, Freya   Ehefrau von Uwe Bar-
schel   S. 1441 f. 

Barschel, Uwe   Ministerpräsident des 
Landes Schleswig-Holstein (CDU) bis zu 
seinem Rücktritt am 2. Oktober 1987, am 
11. Oktober 1987 im Hotel Beau-Rivage 
in Genf tot aufgefunden   Dok. 282 

Bartels, Herwig   Botschafter der Bundes-
republik Deutschland in Amman   Dok. 
81, 329 und S. 84729 

Barth, Adolf   Generalsekretär des Volks-
bundes Deutsche Kriegsgräberfürsorge 
e. V.   S. 15554+5 

Basri, Driss   marokkanischer Innenmini-
ster   S. 8576 

Bastian, Gert   Generalmajor a. D. sowie 
bis 18. Februar 1987 Mitglied des Deut-
schen Bundestages (Die Grünen)   S. 1968, 
660 

Batista, Paulo   siehe: Nogueira Batista, 
Paulo 

Bätke, Susanne   Dolmetscherin im Refe-
rat 105 „Sprachendienst“ des Auswärtigen 
Amts   S. 373 

Bauch, Johannes   Gesandter und Vertre-
ter des Botschafters der Bundesrepublik 
Deutschland in Warschau   S. 60533, 6063, 
10493, 105011, 105114, 12983, 13019, 
185121 

Baudouin I.   König der Belgier   S. 626 

Bauer, Friedrich   österreichischer Bot-
schafter in Bonn   S. 960, 964, 1038 

Baum, Gerhart Rudolf   Mitglied des 
Deutschen Bundestages (FDP); 1978–1982 
Bundesminister des Innern   S. 13399 

Baumann, Winfried   Fregattenkapitän 
der Volksmarine der DDR, im Juli 1980 
wegen Spionage hingerichtet   S. 120022 

Bausch, Pina   Tänzerin, Ballettdirektorin 
und Choreographin   S. 951 

Bavadra, Timoci Uluivuda   Ministerprä-
sident von Fidschi vom 13. April bis 14. 
Mai 1987   S. 84415 

Bazing, Hans Peter   Vortragender Lega-
tionsrat I. Klasse bzw. seit 9. Januar 1987 
Ministerialdirigent und Leiter der Un-
terabteilung 23 in der Abteilung 2 „Poli-
tische Abteilung“ des Auswärtigen Amts 
mit der Funktionsbezeichnung Botschafter 
im Verkehr mit dem Ausland   Dok. 137, 
353 und S. 1673, 117222, 15451, 175514, 
18311, 18328, 18496, 19011 

Beatty, Henry Perrin   kanadischer Ver-
teidigungsminister   S. 86520, 1781 

Beck, Josef   Legationsrat bzw. seit 29. Mai 
1987 Legationsrat I. Klasse an der Bot-
schaft der Bundesrepublik Deutschland 
in Kinshasa, seit 10. August 1987 im Refe-
rat 201 „Atlantisches Bündnis und Vertei-
digung“ des Auswärtigen Amts   S. 14181+5 

Beethoven, Ludwig van   * 1770   † 1827   
S. 338 

Behrends, Wolfgang   Botschafter der 
Bundesrepublik Deutschland in Ottawa   
S. 64613, 64714, 86520 

Behrendt, Heinz   1965–1978 Stellvertre-
tender Minister für Außenhandel der DDR   
S. 129319 
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Beil, Gerhard   Mitglied des ZK der SED 
und Minister für Außenhandel der DDR   
S. 1290 

Bejger, Stanisław   Mitglied des polni-
schen Parlaments (Sejm) und Vorsitzen-
der der polnisch-deutschen Parlamenta-
riergruppe sowie Stellvertretendes Mit-
glied des Politbüros des ZK der PVAP   
S. 91718 

Beljakow, Semjon Iwanowitsch   Mit-
arbeiter der sowjetischen Botschaft in 
Bonn   S. 636, 1857 

Bell, Michael   Beigeordneter Generalsekre-
tär der NATO für Verteidigungsplanung   
S. 1260 

Belonogow, Alexander Michajlowitsch   
Leiter der sowjetischen Ständigen Vertre-
tung bei den Vereinten Nationen in New 
York im Rang eines Botschafters   S. 1347 

Ben-Ari, Jitzhak   israelischer Botschafter 
in Bonn   S. 256, 499, 934, 938 

Bendaña-Pedroza, Carlos-Alberto   Mit-
arbeiter der nicaraguanischen Botschaft 
in Bonn, seit Juli 1987 Geschäftsträger 
ad interim   S. 1280 f. 

Bender, Peter   Journalist und Publizist   
S. 484 f., 487 

Bendjedid, Chadli   Präsident und Ver-
teidigungsminister der Demokratischen 
Volksrepublik Algerien   S. 1675 f. 

Benediktsson, Einar   Leiter der isländi-
schen Ständigen Vertretung bei der NATO 
in Brüssel im Rang eines Botschafters   
S. 1261 

Ben-Gurion, David   1948–1953 und 1955–
1963 Ministerpräsident und Verteidi-
gungsminister des Staates Israel   S. 503 

Bennett, Charles Edward   Mitglied des 
amerikanischen Repräsentantenhauses 
(Democratic Party) und des Ausschusses  
für Streitkräfte   S. 108 

Bensch, Peter   Botschafter der Bundesre-
publik Deutschland in Guatemala-Stadt   
S. 515 f., 520 f., 11621 

Bente, Wolfgang   Botschafter der Bundes-
republik Deutschland in Tunis   Dok. 20 
und S. 9998 

Bérard, Armand   1949–1955 stellvertre-
tender französischer Hoher Kommissar 
für Deutschland   S. 1801 

Berecz, János   Sekretär des ZK der USAP 
für Ideologie und Propaganda sowie seit 
25. Juni 1987 Mitglied des Politbüros   
S. 1723 

Berenbaum, Michael   Vorsitzender des 
„Content Committee“ des United States 
Holocaust Memorial Council   S. 1105 f. 

Berendonck, Gerd   Botschafter der Bun-
desrepublik Deutschland in Islamabad   
S. 337, 31437, 8425, 187928 

Berg, Detlof von   Vortragender Legations-
rat und Vertreter des Leiters im Referat 
210 „Außenpolitische Fragen, die Berlin 
und Deutschland als Ganzes betreffen“ 
des Auswärtigen Amts   Dok. 231 und 
S. 17458, 174616, 18441 

Berg, Eivinn   Leiter der norwegischen 
Ständigen Vertretung bei der NATO in 
Brüssel im Rang eines Botschafters   
S. 1260 f. 

Berger, Christian   Attaché im Referat 
102 „Ausbildung und Fortbildung“ bzw. 
seit 2. April 1987 Legationssekretär im 
Referat 416 „Europäische Gemeinschaf-
ten: Binnenmarkt; Landwirtschafts-, Fi-
scherei-, Industrie-, Regional-, Wettbe-
werbs-, Verkehrs-, Sozial- und Verbrau-
cherpolitik; Bildungspolitik; Rechtsanglei-
chung“ des Auswärtigen Amts, seit 14. De-
zember 1987 im Referat 010 „Ministerbü-
ro“   S. 16564 

Bergsdorf, Wolfgang   Ministerialdirektor 
und Leiter der Abteilung III „Inland“ im 
Presse- und Informationsamt der Bun-
desregierung   S. 11052 

Bernsen, Harold J.   Admiral und Kom-
mandeur der amerikanischen Flotte im 
Persischen Golf   S. 13323 

Berri, Nabih   Vorsitzender der schiitischen 
Amal-Bewegung sowie libanesischer Ju-
stizminister   S. 766, 982 

Bertele, Franz Josef   Ministerialdirektor 
und Leiter der Abteilung 1 „Zentralabtei-
lung“ im Auswärtigen Amt   S. 8693 

Bertram, Hans-Bodo   Vortragender Lega-
tionsrat und Vertreter des Leiters im Re-
ferat 201 „Atlantisches Bündnis und Ver-
teidigung“ des Auswärtigen Amts   Dok. 
380 und S. 1251+2, 2741, 3421+2, 4021, 
7162, 7526, 8341, 8611, 8951, 92913, 
11171, 13991+8, 14009, 16101+3, 16601 
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Besharati, Ali Mohammad   stellvertre-
tender iranischer Außenminister   S. 124817 

Bessmertnych, Alexander Alexandro-
witsch   sowjetischer Stellvertretender 
Außenminister   S. 646 f., 1347, 1500, 
1525, 1738 

Bethmann Hollweg, Theobald von   
1909–1917 Reichskanzler des Deutschen 
Reichs   S. 4813 

Bettzuege, Reinhard   Vortragender Lega-
tionsrat und stellvertretender Leiter des 
Referats 013 „Pressereferat“ im Auswär-
tigen Amt   S. 636, 10298 

Beuth, Heinrich-Wilhelm   Vortragender 
Legationsrat im Referat 212 „Fragen der 
allgemeinen West-Ost-Beziehungen (u. a. 
Konferenz über Sicherheit und Zusam-
menarbeit in Europa und KSZE-Prozeß)“ 
des Auswärtigen Amts   S. 3053 

Bianco, Jean-Louis   Generalsekretär des 
französischen Präsidialamtes (Secrétaire 
général de la présidence de la République)   
S. 137 f., 141 

Biden, Joseph („Joe“)   Senator für den 
amerikanischen Bundesstaat Delaware 
(Democratic Party)   S. 1874 

Biehle, Alfred   Mitglied des Deutschen 
Bundestages (CSU) und Vorsitzender des 
Verteidigungsausschusses   S. 107211 

Bilak, Vasil   Mitglied des Präsidiums des 
ZK der Kommunistischen Partei der 
Tschechoslowakei und Vorsitzender der 
Ideologiekommission des ZK   S. 443 

Bischoff-Pflanz, Heidemarie   Mitglied 
des Abgeordnetenhauses von Berlin und 
Vorsitzende der Fraktion „Alternative Li-
ste für Demokratie und Umweltschutz“ 
bis 20. April 1987   S. 337 

Bismarck, Otto Fürst von   1871–1890 
Reichskanzler des Deutschen Reichs   S. 78, 
436, 1476 

Bitterlich, Joachim   Vortragender Lega-
tionsrat im Referat 010 „Ministerbüro“ 
des Auswärtigen Amts, seit 19. Juni 1987 
Leiter des Referats 211 „Europäische Eini-
gung; bilaterale Beziehungen zu westeuro-
päischen Staaten und der Türkei; Kabi-
nettsausschuß für Europapolitik“ im 
Bundeskanzleramt, seit 17. Dezember 
1987 Vortragender Legationsrat I. Klasse   

Dok. 273 und S. 851, 1491+4+6, 15214, 
1771, 24013, 2501, 3283, 3693, 3731, 8271, 
9453, 9561, 13121, 1582, 1606, 17141 

Biya, Paul   Präsident der Republik Kame-
run   S. 1619 

Blackwill, Robert Dean   Leiter der ame-
rikanischen Delegation bei den MBFR-
Verhandlungen in Wien im Rang eines 
Botschafters bis 8. Juli 1987   Dok. 75 und 
S. 996 

Blandón Mejía, Adolfo Onecifero   Gene-
ral der salvadorianischen Streitkräfte und 
Chef des Generalstabs   S. 551, 560 

Blankenstein, Hartmut   Vortragender 
Legationsrat und Vertreter des Leiters 
im Referat 431 „Internationale Zusam-
menarbeit bei der friedlichen Nutzung 
der Kernenergie, der Nichtverbreitung, 
der nuklearen Forschung; EURATOM; 
OECD-NEA; IAEO; Weltraumforschung 
und -erschließung; ESA; Trägertechnolo-
gien“ des Auswärtigen Amts   Dok. 325 
und S. 5819, 4771, 75411, 10371+3, 14551, 
17531+3, 18891 

Blech, Klaus   Staatssekretär und Chef 
des Bundespräsidialamts   S. 389 

Blecha, Karl   österreichischer Innenmini-
ster   S. 595 

Blix, Hans Martin   Generaldirektor der 
IAEO   S. 1654, 1756 

Blomeyer-Bartenstein, Hans-Henning   
Botschaftsrat an der Botschaft der Bun-
desrepublik Deutschland in Washington   
S. 1088, 5701, 7131, 11591, 11891, 11911, 
15241, 15256 

Blücher, Borusso von   Legationsrat I. 
Klasse bzw. seit 20. Oktober 1987 Vor-
tragender Legationsrat im Referat 214 
„Polen, Tschechoslowakei, Ungarn, Ru-
mänien, Jugoslawien, Bulgarien, Alba-
nien“ des Auswärtigen Amts   S. 16971+4 

Blüm, Norbert   Mitglied des Deutschen 
Bundestages (CDU) sowie Bundesmini-
ster für Arbeit und Sozialordnung   S. 951, 
1370, 18836 

Bodde, William, Jr.   stellvertretender Ab-
teilungsleiter im amerikanischen Außen-
ministerium (Deputy Assistant Secretary 
of State for European and Canadian Af-
fairs); 1983–1986 Generalkonsul in Frank-
furt am Main   S. 161 f., 89712, 1567 
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Boden, Dieter   Vortragender Legationsrat 
im Referat 02 „Planungsstab“ des Auswär-
tigen Amts, seit 1. März 1987 beurlaubt 
zur Ausübung einer Tätigkeit bei der SPD-
Fraktion im Deutschen Bundestag   S. 61 

Boenisch, Peter   1983–1985 Staatssekre-
tär und Chef des Presse- und Informa-
tionsamtes sowie Sprecher der Bundesre-
gierung   S. 12369 

Boesak, Allan Aubrey   südafrikanischer 
Theologe, Pastor sowie Präsident des 
Weltbundes der Reformierten Kirchen   
S. 1091, 1193, 1453 

Bogomolow, Oleg Timofijewitsch   sowje-
tischer Ökonom und Direktor des Insti-
tuts für die Wirtschaft des Sozialistischen 
Weltsystems der Akademie der Wisssen-
schaften der UdSSR   S. 692 

Böhm, Siegwart   Legationsrat I. Klasse 
im Referat 012-9 „Öffentlichkeitsarbeit, 
Politische Kontakte“ des Auswärtigen 
Amts   S. 1201 

Böhmer, Gerhard   Exekutivdirektor der 
Weltbank   S. 18837 

Bohnau, Nathaniel   S. 1367 f. 
Boidevaix, Serge   französischer Botschaf-

ter in Bonn   Dok. 16 und S. 30 f., 1590 
Boie, Hans-Heinrich   Regierungsdirektor 

im Bundesministerium für Wirtschaft 
sowie Leiter der Delegation der Bundes-
republik Deutschland im Rahmen der 
„Australischen Initiative“   S. 207 f. 

de Boissieu, Pierre Yves   Unterabtei-
lungsleiter im französischen Außenmini-
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Collomb, Francisque   Bürgermeister von 
Lyon   S. 660 

Concha, Juan   chilenischer Rechtsanwalt   
S. 1027 f. 

Conine, Ernest   amerikanischer Journalist   
S. 487 

Consalvi Bottaro, Simón Alberto   vene-
zolanischer Außenminister   S. 51924 

Contenay, Daniel   Gesandter an der fran-
zösischen Botschaft in Bonn   Dok. 105 

Cooper, Henry F. („Hank“)   Mitglied der 
amerikanischen Delegation bei den ameri-
kanisch-sowjetischen Verhandlungen über 
Nuklear- und Weltraumwaffen in Genf 
sowie stellvertretender Leiter bzw. Leiter 
der Verhandlungen über Verteidigungs- 
und Weltraumwaffen im Rang eines Bot-
schafters   S. 80813 
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Cordes, Rudolf   Mitarbeiter der Hoechst 
AG, seit 17. Januar 1987 im Libanon ent-
führt   Dok. 9, 20, 107, 195 und S. 512, 
603, 8913, 130, 1493, 150, 162, 2163, 218, 
243, 257, 5683, 572, 7025, 703 f., 762, 
76414, 765 f., 76723, 1090, 1114, 1130, 
1178 f., 12562+3, 1257, 125811, 1345 f. 

Cordovez, Diego   stellvertretender Gene-
ralsekretär für besondere politische Ange-
legenheiten im Sekretariat der Vereinten 
Nationen in New York und Sonderbeauf-
tragter für Afghanistan   S. 244 f., 451 f., 
842, 173521, 187928, 1940 

Corné, Teresa de   Generaldirektorin im 
italienischen Ministerium für Außenhan-
del und stellvertretende Vorsitzende des 
GATT-Kontrollgremiums   S. 190 

Corterier, Peter   Mitglied des Deutschen 
Bundestages (SPD) bis 18. Februar 1987; 
1981/82 Staatsminister im Auswärtigen 
Amt   S. 100216 

Cossiga, Francesco   Präsident der Italie-
nischen Republik   S. 63426 

Coudenhove-Kalergi, Richard Nikolaus   
österreichischer Schriftsteller und Poli-
tiker der Europäischen Einigungsbewe-
gung, Gründer und 1926–1972 Präsident 
der Paneuropa-Union   S. 481 

Craxi, Bettino   Ministerpräsident der Ita-
lienischen Republik bis 17. April 1987 
sowie Generalsekretär der Sozialistischen 
Partei Italiens   S. 105, 231, 63426, 1252, 
13744, 1713, 1872 

Croce, Benedetto   * 1866   † 1952   S. 868 
Crocker, Chester Arthur   Abteilungslei-

ter im amerikanischen Außenministerium 
(Assistant Secretary of State for African 
Affairs)   S. 369, 371 f. 

Croissier Batista, Luis Carlos   spanischer 
Industrie- und Energieminister   S. 131315, 
1314 f. 

Cromartie, Ian   Leiter der britischen De-
legation bei der Abrüstungskonferenz (CD) 
in Genf im Rang eines Botschafters bis 
Oktober 1987   S. 144 

De Croo, Herman Francies Joseph   bel-
gischer Verkehrsminister   S. 74225 

Crowe, William J., Jr.   Admiral der ame-
rikanischen Streitkräfte und Vorsitzender 
der Vereinten Stabschefs (Joint Chiefs of 
Staff)   S. 106 

Cu Dinh Ba   vietnamesischer Botschafter 
in Bonn   S. 1266 

Čulafić, Dobroslav   jugoslawischer Innen-
minister   S. 190310 

Cuomo, Mario Matthew   Gouverneur des 
amerikanischen Bundesstaates New York 
(Democratic Party)   S. 1392 

Czaja, Herbert   Mitglied des Deutschen 
Bundestages (CDU) und Präsident des 
Bundes der Vertriebenen   S. 1438 

Czyrek, Józef   Mitglied des Politbüros so-
wie Sekretär des ZK der PVAP; 1980–1982 
polnischer Außenminister   S. 1050 

 
Dąbrowa, Sławomir Antoni   Abteilungs-

leiter im polnischen Außenministerium, 
seit 27. Januar 1987 Leiter der Delegation 
bei der KSZE-Folgekonferenz in Wien so-
wie bei den Mandatsgesprächen über Kon-
ventionelle Rüstungskontrolle in Wien im 
Rang eines Botschafters, seit 18. Septem-
ber 1987 Botschafter in Stockholm   S. 511, 
5998 

Dadzie, Kenneth K. S.   Generalsekretär 
der UNCTAD   S. 1153 

Daerr, Hans-Joachim   Vortragender Le-
gationsrat I. Klasse und Leiter des Ar-
beitsstabs 20 „Strategiefragen“ im Aus-
wärtigen Amt, seit 11. Juni 1987 im Re-
ferat 02 „Planungsstab“   S. 719, 13211, 
18841 

Daladier, Édouard   1933, 1934 und 1938–
1940 Ministerpräsident der Französischen 
Republik   S. 502 

Dalai Lama   siehe: Tenzin Gyatso 
Dalrymple, Frederick Rawdon   australi-

scher Botschafter in Washington   S. 13194 
Dane, Hendrik   Vortragender Legations-

rat und Vertreter des Leiters im Referat 
342 „Südostasien, Australien, Neusee-
land, Pazifik“ des Auswärtigen Amts   
S. 12624 

Daniel, Eugene L.   Brigadegeneral der 
amerikanischen Streitkräfte und Mitarbei-
ter bei den Joint Chiefs of Staff   S. 1565 f. 

Dannenbring, Fredo   Leiter der Ständi-
gen Vertretung der Bundesrepublik 
Deutschland beim Büro der Vereinten Na-
tionen und bei den anderen internationa-
len Organisationen in Genf mit der Amts-
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bezeichnung Botschafter   S. 70112, 14412, 
1546 

Dassel, Peter   Botschaftsrat und Ver-
treter des Botschafters der Bundesrepu-
blik Deutschland in Dublin, seit 1. Sep-
tember 1987 Vortragender Legationsrat 
und Leiter des Referats 311 „Mittlerer 
Osten, Maghreb“ im Auswärtigen Amt, 
seit 10. Dezember 1987 Vortragender Le-
gationsrat I. Klasse   S. 14601, 16371 

Daud Khan, Mohammed   1973–1978 Prä-
sident der Republik Afghanistan   S. 45310 

Daum, Werner   Vortragender Legations-
rat und Vertreter des Leiters im Referat 
424 „Exportkontrollfragen; Koordinie-
rungsausschuß für Ost-West-Handelspoli-
tik (COCOM); Rüstungsexport“ des Aus-
wärtigen Amts, seit 1. November 1987 
abgeordnet nach Tirana als Geschäftsträ-
ger ad interim zur Eröffnung der Bot-
schaft der Bundesrepublik Deutschland   
Dok. 149, 219 und S. 1573, 2062, 2761, 
4121, 11681, 13801, 179712 

Davignon, Étienne Vicomte   1981–1985 
Mitglied und Vizepräsident der EG-Kom-
mission (zuständig für Industriepolitik, 
Energie, EURATOM und Forschung)   
S. 295 

Deaver, Michael   1981–1985 stellvertre-
tender Stabschef des amerikanischen Prä-
sidialamts (White House Deputy Chief of 
Staff)   S. 162 

Debré, Michel   Mitglied der Partei „Ras-
semblement pour la République“ sowie 
Abgeordneter der französischen National-
versammlung   S. 959 

Dehler, Thomas   1949–1953 Bundesmini-
ster der Justiz, 1954–1957 Vorsitzender 
der FDP   S. 79 

Delors, Jacques   Präsident der EG-Kom-
mission   Dok. 92, 183, 337, 370 und 
S. 109 f., 233–236, 259, 3284, 329, 331, 
350, 3617, 710, 73814, 878, 939–941, 943 f., 
958, 974 f., 109247, 1541, 15715, 158723, 
158824, 160712, 1608, 160919, 1648 f., 1762, 
1820 f., 189412 

Delvalle, Eric Arturo   Präsident der Re-
publik Panama   S. 1012, 189931 

Demitschew, Pjotr Nilowitsch   Kandi-
dat des Politbüros des ZK der KPdSU und 

Erster Stellvertretender Vorsitzender des 
Präsidiums des Obersten Sowjet   S. 1063 

Deng Pufang   Sohn von Deng Xiaoping 
sowie Vorsitzender des China Welfare 
Fund for the Handicapped   S. 10645 

Deng Xiaoping   Mitglied des Politbüros 
des ZK der KPCh, Vorsitzender der Mili-
tärkommission sowie bis 2. November 
1987 Vorsitzender des Beratenden Aus-
schusses des ZK   S. 225, 248, 489 f., 
10645, 1066, 1115, 126519, 1267, 1273, 
1469, 1617, 1621 

Denson, Lee A., Jr.   Brigadegeneral der 
amerikanischen Streitkräfte und Mitarbei-
ter bei den Joint Chiefs of Staff   S. 89 

Derix, Christoph   Ministerialrat an der 
Ständigen Vertretung der Bundesrepu-
blik Deutschland in Ost-Berlin, seit 15. 
Januar 1987 Vortragender Legationsrat 
I. Klasse und Leiter des Referats 214 „Po-
len, Tschechoslowakei, Ungarn, Rumä-
nien, Jugoslawien, Bulgarien, Albanien“ 
im Auswärtigen Amt   Dok. 334, 338 und 
S. 1323, 3921, 5841, 6062+3, 612, 6511, 
6651, 6902, 7881, 9131, 10844, 14351, 
14379, 144015, 14754 

Detering, Lothar   Referent im Referat 311 
„Mittlerer Osten, Maghreb“ des Auswär-
tigen Amts seit November 1987   S. 16371 

Deus Pinheiro, João de   portugiesischer 
Minister für Erziehung und Kultur, seit 
17. August 1987 Außenminister   S. 1332, 
1334, 1337, 1497, 1500 

Dhanabalan, Suppiah   Außenminister der 
Republik Singapur   Dok. 252 und S. 1262 

Dhlomo, Oscar Dumisani   Generalsekre-
tär der südafrikanischen Inkatha Free-
dom Party   S. 1453 

Diepgen, Eberhard   Regierender Bürger-
meister von Berlin und Mitglied des Ab-
geordnetenhauses (CDU)   Dok. 70, 131 
und S. 29–31, 38, 64–68, 113 f., 16115, 258, 
484, 5654, 566 f., 571 f., 89328, 110911, 
12368, 1848 

Dietl, Wilhelm   Journalist der Zeitschrift 
„Quick“ sowie Mitarbeiter des Bundes-
nachrichtendienstes  S. 1258 

Dietrich, Reinhart   Oberst i. G. und Mi- 
litärattaché an der Botschaft der Bundes-
republik Deutschland in Peking   S. 93116 
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Dilger, Willibald   Angestellter und Ver-
treter des Botschafters der Bundesrepu-
blik Deutschland in Damaskus, seit 27. 
Juli 1987 Leiter des Generalkonsulats in 
Izmir   S. 414 

Dinu, Marcel   rumänischer Botschafter in 
Bonn   S. 1853 

Disdorn, Hannspeter   Botschafter der 
Bundesrepublik Deutschland in Luanda   
Dok. 303 

Dittmann, Heinz   1979–1983 Botschafter 
der Bundesrepublik Deutschland in Sant-
iago de Chile   S. 1367, 136818 

Dix, Wolfgang   Vortragender Legationsrat 
und Vertreter des Leiters im Referat 410 
„Europäische Gemeinschaften: Grundsatz-
fragen, Institutionen, Rechtsfragen, Bei-
tritte, EG-Haushalt“ des Auswärtigen 
Amts   S. 3601 

Dizdarević, Raif   jugoslawischer Außen-
minister   S. 14767, 186726 

Dobbins, James Francis, Jr.   Gesandter 
an der amerikanischen Botschaft in Bonn   
S. 266, 271, 125812 

Dobrowolski, Alexander   Oberst des KGB 
der Union der Sozialistischen Sowjetrepu-
bliken und Leiter der Untersuchungskom-
mission im Fall Mathias Rust   Dok. 157 

Dobrynin, Anatolij Fjodorowitsch   Se-
kretär des ZK der KPdSU und Leiter 
der Internationalen Abteilung beim ZK   
Dok. 280 und S. 9 f., 34, 1856, 1354, 
1444 f., 1500, 1509, 1513, 1861 

Dodd, Christopher John   Senator für den 
amerikanischen Bundesstaat Connecticut 
(Democratic Party)   S. 519 

Dohnanyi, Klaus von   Erster Bürgermei-
ster der Freien und Hansestadt Hamburg 
(SPD)   S. 567, 7023, 122615 

Dole, Robert Joseph („Bob“)   Senator 
für den amerikanischen Bundesstaat Kan-
sas (Republican Party)   S. 108, 7932, 1392, 
1566 

Dollinger, Werner   Mitglied des Deutschen 
Bundestages (CSU) und bis 12. März 1987 
Bundesminister für Verkehr   S. 170314 

Dönhoff, Marion Gräfin   Herausgeberin 
der Wochenzeitung „Die Zeit“   S. 105921 

de Donnea, François-Xavier   belgischer 
Verteidigungsminister   S. 778, 1777–1779 

Dorje (Doje) Cering   Vorsitzender der 
Volksregierung der Autonomen Region 
Tibet   S. 1115 f. 

Dorosz, Andrzej   polnischer Stellvertre-
tender Finanzminister   S. 132930 

Douffiagues, Jacques   Beigeordneter 
Verkehrsminister im französischen Mini-
sterium für Ausrüstung, Wohnungsbau, 
Raumplanung und Verkehr   S. 742, 74326 

Drautz, Wolfgang   Legationsrat I. Klasse 
im Referat 500 „Allgemeines Völkerrecht“ 
bzw. seit 5. Januar 1987 im Referat 102 
„Ausbildung und Fortbildung“ des Aus-
wärtigen Amts, seit 4. März 1987 Vortra-
gender Legationsrat   S. 2219 

Dregger, Alfred   Mitglied des Deutschen 
Bundestages (CDU) und Vorsitzender der 
CDU/CSU-Fraktion   S. 200, 680, 77610, 
107316, 1295 f. 

Dreher, Johann Georg   Vortragender Le-
gationsrat I. Klasse und Leiter des Refe-
rats 201 „Atlantisches Bündnis und Ver-
teidigung“ im Auswärtigen Amt   Dok. 
275, 278, 319, 327 und S. 212, 1269, 1371, 
1451, 3421+2, 4021, 7261, 7741, 897, 11171, 
13861, 14201, 17731, 18631 

Drews, Karl-Heinz   Generalleutnant der 
Nationalen Volksarmee und Stadtkom-
mandant von Ost-Berlin   S. 338 

Dröge, Heinz   Botschafter der Bundesre-
publik Deutschland in Algier bis zum Ein-
tritt in den Ruhestand am 30. April 1987; 
1979–1982 Ministerialdirigent und Lei-
ter der Unterabteilung 20 in der Abtei-
lung 2 „Politische Abteilung“ des Auswär-
tigen Amts   S. 15369 

Dröge, Jürgen   Vortragender Legations-
rat und Vertreter des Leiters im Referat 
231 „Politische Fragen des Wirtschafts- 
und Sozialbereichs der Vereinten Natio-
nen; Menschenrechtsfragen“ des Auswär-
tigen Amts   S. 1671+3 

Dschabir al-Ahmad al-Dschabir as-
Sabah   Emir des Staates Kuwait   S. 1676 

Duarte Fuentes, José Napoleón   Präsi-
dent der Republik El Salvador   Dok. 108, 
201 und S. 1546, 164, 5158, 516, 520, 
558–560, 7983+5, 799–801, 11621, 128218 

Duba, Ali   Chef des syrischen Heeresnach-
richtendienstes   S. 7026, 767, 1256 f. 
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Dubček, Alexander   1968/69 Erster Se-
kretär des ZK der Kommunistischen Par-
tei der ČSSR   S. 119 

Duberstein, Kenneth M. („Ken“)   stell-
vertretender Stabschef des amerikani-
schen Präsidialamts (White House De-
puty Chief of Staff) seit 27. Februar 1987   
S. 809 

Dubinin, Jurij Wladimirowitsch   sowje-
tischer Botschafter in Washington   S. 1525, 
1527, 1601 

Duckwitz, Arnold   * 1802   † 1881   S. 78 

Duckwitz, Edmund   Botschaftsrat und 
Vertreter des Botschafters der Bundes-
republik Deutschland in Manila   S. 12717 

Dufner, Wolfram   Botschafter der Bundes-
republik Deutschland in Kuala Lumpur, 
seit 16. November 1987 Generalkonsul in 
Zürich   S. 58129 

Duisberg, Claus-Jürgen   Ministerialdi-
rigent und Leiter des Arbeitsstabs 20 
„Deutschlandpolitik“ im Bundeskanzler-
amt   S. 64–66, 6817, 4161, 1233 

Dukakis, Michael Stanley   Gouverneur 
des amerikanischen Bundesstaates Mas-
sachusetts (Democratic Party)   S. 1359, 
1392 

Dumas, Roland   Abgeordneter der franzö-
sischen Nationalversammlung (Parti So-
cialiste) und Vorsitzender der Kommis-
sion für auswärtige Angelegenheiten; 
1984–1986 französischer Außenminister   
S. 23, 710 

Dunkel, Arthur   Generaldirektor des All-
gemeinen Zoll- und Handelsabkommens 
(GATT)   S. 189 

Dürrenmatt, Friedrich   schweizerischer 
Schriftsteller und Maler   S. 1968 

Dyson, Royden („Roy“) Patrick   Mitglied 
des amerikanischen Repräsentantenhau-
ses (Democratic Party)   S. 572 

 
Eagleton, William Lester, Jr.   amerikani-

scher Botschafter in Damaskus   S. 12576 
Earle, Ralph II.   1973–1977 Mitglied der 

amerikanischen Delegation bei den Ver-
handlungen über eine Begrenzung stra-
tegischer Waffen (SALT), 1978/79 Leiter 
der Delegation   S. 107 

Echeverría Salgado, Carlos Francisco   
costaricanischer Kulturminister   S. 561 

Eckert, Heinrich   Botschaftsrat an der 
Botschaft der Bundesrepublik Deutsch-
land in London   S. 74124 

van Edig, Helmut   Vortragender Lega-
tionsrat und Leiter des Referats 416 
„Europäische Gemeinschaften: Binnen-
markt; Landwirtschafts-, Fischerei-, In-
dustrie-, Regional-, Wettbewerbs-, Ver-
kehrs-, Sozial- und Verbraucherpolitik; 
Bildungspolitik; Rechtsangleichung“ im 
Auswärtigen Amt, seit 5. März 1987 Bot-
schafter der Bundesrepublik Deutschland 
in Nouakchott   S. 1108 

van Eekelen, Willem („Wim“) Frederik   
niederländischer Verteidigungsminister   
Dok. 347 und S. 527, 531, 778 f., 1780, 
1935 

Ehni, Reinhard   Vortragender Legations-
rat und Vertreter des Leiters im Referat 
610 „Grundsatzfragen, Planung und Ko-
ordinierung der regionalen und bilatera-
len kulturpolitischen Zusammenarbeit mit 
Staaten in West- und Osteuropa sowie 
mit USA, Kanada, Japan, China, Austra-
lien, Neuseeland; Kulturabkommen; Kul-
turreferententagungen“ des Auswärtigen 
Amts   S. 89329, 169415 

Eichhorn, Sabine   Legationsrätin I. Klas-
se und Dolmetscherin im Referat 105 
„Sprachendienst“ des Auswärtigen Amts   
S. 1614 

Eichmann, Adolf   ehemaliger SS-Ober-
sturmbannführer und 1940–1945 Leiter 
des „Referats für Judenangelegenheiten“ 
im Reichssicherheitshauptamt (am 31. 
Mai/1. Juni 1962 in Israel hingerichtet)   
S. 711 

Eickhoff, Ekkehard   Botschafter z. b. V. 
im Auswärtigen Amt, abgeordnet als Lei-
ter der Delegation der Bundesrepublik 
Deutschland bei der KSZE-Folgekonfe-
renz in Wien   Dok. 65, 106, 225, 377 und 
S. 10808, 14648, 146513+14, 146616 

Eickhoff, Walter   Vortragender Legations-
rat und Vertreter des Leiters im Referat 
311 „Mittlerer Osten, Maghreb“ des Aus-
wärtigen Amts   S. 2121, 21513, 2161, 
13451, 16371, 16811 

Eid, Ursula   Mitglied des Deutschen Bun-
destages (Die Grünen)   S. 1786 
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Eiff, Hansjörg   Ministerialdirigent und 
Leiter der Unterabteilung 11 in der Ab-
teilung 1 „Zentralabteilung“ des Auswär-
tigen Amts, seit 28. Dezember 1987 Bot-
schafter der Bundesrepublik Deutschland 
in Belgrad   S. 513 

Eitel, Antonius   Botschafter der Bundes-
republik Deutschland in Beirut, seit 18. 
Dezember 1987 Leiter der Unterabteilung 
50 in der Abteilung 5 „Rechtsabteilung“ 
des Auswärtigen Amts, seit 22. Dezember 
1987 Ministerialdirigent   Dok. 12, 107 
und S. 2192, 24325, 17099–11, 1712, 1799 

Ekéus, Rolf   Leiter der schwedischen De-
legation bei der Abrüstungskonferenz 
(CD) in Genf im Rang eines Botschafters   
S. 1185, 1188, 165511 

Elbe, Frank   Vortragender Legationsrat 
und Vertreter des Leiters im Referat 220 
„Abrüstung und Rüstungskontrolle (welt-
weit), insbesondere INF und START“ bzw. 
seit 1. Juni 1987 Vertreter des Leiters 
im Referat 010 „Ministerbüro“ des Aus-
wärtigen Amts, seit 14. Oktober 1987 Vor-
tragender Legationsrat I. Klasse   S. 693, 
821, 1281, 1841, 2791, 2821, 2861, 2972, 
4161, 4281, 5061, 5531, 5901, 6122, 6211, 
6431, 647, 7162, 7221, 7682, 8341, 9341, 
9881, 9981, 10417, 10841+2, 11891, 11961, 
12441, 12701, 12843, 128815, 13033, 
13195, 13994, 1423, 14431, 14821, 15181, 
15343, 167828, 168418, 16974, 17204, 
17411, 17443, 17581, 18731, 18843+5, 
18859, 18921 

Elias, Jürgen   Vortragender Legationsrat 
und Leiter des Referats 340 „Südasien“ 
im Auswärtigen Amt   S. 322, 4511 

Eliasson, Nils   Mitglied der schwedischen 
Delegation bei der KSZE-Folgekonferenz 
in Wien und Koordinator für Korb III   
S. 1141, 114737, 1464, 1467, 1906, 1918 

Elizabeth II.   Königin des Vereinigten Kö-
nigreichs Großbritannien und Nordirland   
S. 67, 84415 

Ellemann-Jensen, Uffe   dänischer Außen-
minister   S. 575, 577, 580, 1091, 109247, 
11933, 13103, 1332, 1334, 1336 f., 1497, 
1507, 1733, 17616, 1867, 1871 

Ellerkmann, Richard   Vortragender Le-
gationsrat I. Klasse und Leiter des Refe-
rats 113 „Besoldung“ im Auswärtigen 

Amt, seit 20. Oktober 1987 Botschafter 
der Bundesrepublik Deutschland in Bag-
dad; 1977–1980 Vortragender Legations-
rat I. Klasse und Leiter des Referats 012 
„Öffentlichkeitsarbeit, Politische Kontak-
te“ im Auswärtigen Amt   Dok. 330 und 
S. 113740, 15369 

Ellis, Richard H.   amerikanischer  Vertre-
ter in der sowjetisch-amerikanischen Stän-
digen Beratenden Kommission (SCC)   
S. 107 

Elsäßer, Martin   Botschafter der Bundes-
republik Deutschland in Kairo   Dok. 361 
und S. 1757 

Emerson, Ralph Waldo   * 1803   † 1882   
S. 1825 

Emery, David   stellvertretender Leiter der 
amerikanischen Rüstungskontroll- und 
Abrüstungsbehörde (Deputy Director, 
Arms Control and Disarmament Agency)   
S. 1564 

Enders, Rolf   Botschafter der Bundesre-
publik Deutschland in Kingston; 1983–
1986 Botschafter in Tripolis   S. 14617, 
1462 

End-Panzera, Heinrich   1967/68 Lega-
tionsrat an der Botschaft der Bundesre-
publik Deutschland in Santiago de Chile   
S. 1367 

Engel, Jürgen   Amtsrat bzw. seit 12. Fe-
bruar 1987 Legationsrat im Referat 118 
„Sicherheit und Geheimschutz“ des Aus-
wärtigen Amts   S. 8021, 14969 

Engelhard, Hans Arnold   Bundesmini-
ster der Justiz sowie Mitglied des Deut-
schen Bundestages (FDP)   S. 172 f. 

Engholm, Björn   Mitglied des Landtags 
von Schleswig Holstein und Vorsitzen-
der der SPD-Fraktion   S. 14411 

Enrile, Juan Ponce   Mitglied des Senats 
der Republik der Philippinen seit 15. Au-
gust 1987; 1972–1986 Verteidigungsmi-
nister   S. 12706 

Eppler, Erhard   Mitglied im Präsidium 
und im Bundesvorstand der SPD sowie 
Vorsitzender der Grundwertekommission   
S. 1210 f., 1214 

Erhard, Ludwig   1949–1963 Bundesmini-
ster für Wirtschaft; 1963–1966 Bundes-
kanzler der Bundesrepublik Deutschland 
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und 1966/67 Vorsitzender der CDU   
S. 818, 919, 12564 

Erler, Brigitte   Generalsekretärin von 
Amnesty International Sektion der Bun-
desrepublik Deutschland e. V.; 1976–
1980 und 1982/1983 Mitglied des Deut-
schen Bundestages (SPD)   S. 1201 

Ermarth, Fritz W.   Mitarbeiter im Natio-
nalen Sicherheitsrat der Vereinigten Staa-
ten von Amerika   S. 88, 26310, 1076 

Erner, Erdem   Leiter der türkischen De-
legation bei den MBFR-Verhandlungen in 
Wien im Rang eines Botschafters   S. 1805 

Ernst, Klaus-Dieter   Sektionsleiter in der 
Hauptabteilung Grundsatzfragen und 
Planung im Ministerium für Auswärtige 
Angelegenheiten der DDR, seit 21. Ja-
nuar 1987 Leiter der Delegation der DDR 
bei den MBFR-Verhandlungen in Wien 
mit der Amtsbezeichnung Botschafter   
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und Vertreter des Botschafters der 
Bundesrepublik Deutschland in Belgrad   
S. 14767 

Goebbels, Joseph   1933–1945 Reichsmi-
nister für Volksaufklärung und Propa-
ganda   S. 89013 
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tionen“ im Auswärtigen Amt, vom 21. Juli 
bis 16. August 1987 abgeordnet nach Bei-
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rats der DDR   S. 60330, 74727, 1252, 1255 

Haider, Jörg   Bundesparteiobmann (Vor-
sitzender) der Freiheitlichen Partei Öster-
reichs (FPÖ)   S. 595 
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arabischen Streitkräfte   Dok. 85 
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112713, 1131 f., 1137 

Haßkamp, Eduard   Präsident des Volks-
bundes Deutsche Kriegsgräberfürsorge 
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Hassan ibn Talal al-Haschemi   Kronprinz 
des Haschemitischen Königreichs Jorda-
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Heck, Aloys   Botschaftsrat I. Klasse an der 
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schafter der Bundesrepublik Deutschland 
in Peking   Dok. 213, 222, 288 und 
S. 2192, 373, 49311+12, 60810, 10417+8 

Helms, Jesse Alexander, Jr.   Senator für 
den amerikanischen Bundesstaat North 
Carolina (Republican Party)   S. 1009, 
11654, 1775 

Hemat, Mohammad-Hamayon   Vorsit-
zender des Afghanistan-Nothilfe e. V.   
S. 451 

Henatsch, Ruprecht   Botschaftsrat I. Klas-
se und Vertreter des Botschafters der 
Bundesrepublik Deutschland in Teheran, 
am 17. Februar 1987 des Landes verwie-
sen, vom 22. April bis Mitte Mai 1987 ab-
geordnet nach Bonn in die Zentrale, seit 
29. Juli 1987 Botschafter der Bundesre-
publik Deutschland in Kampala   S. 21513, 
217, 21812, 5696 

al-Hendi, Ibrahim Mohamed   Oberst der 
saudi-arabischen Streitkräfte und Militär-
attaché an der Botschaft in Bonn   S. 413 

Heng Samrin   Vorsitzender des Staats-
rats der Volksrepublik Kampuchea und 
Generalsekretär der Revolutionären Volks-
partei Kampucheas   S. 37515, 376, 744 f., 
1262 f., 1265 f., 1268, 1273 f. 

Henkel, William   Mitarbeiter im ameri-
kanischen Präsidialamt und Berater des 
Präsidenten (Assistant to the President) 
bis 25. September 1987   S. 162 
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Hennig, Ortwin   Botschaftsrat an der 
Ständigen Vertretung der Bundesrepu-
blik Deutschland bei den Europäischen 
Gemeinschaften in Brüssel   Dok. 51 und 
S. 3601, 9741, 18201+2 

Hensel, Uwe   S. 164016, 1641 
Henze, Gerhard   Gesandter an der Bot-

schaft der Bundesrepublik Deutschland 
in Washington   Dok. 196 und S. 411, 
4972, 498, 5131, 5701, 7131, 1071 

Herbst, Otto-Axel   1976–1983 Botschaf-
ter der Bundesrepublik Deutschland in 
Paris   S. 1453 

Herder, Johann Gottfried   * 1744   † 1803   
S. 1483 

Hermannsson, Steingrímur   Minister-
präsident der Republik Island, seit 8. Juli 
1987 Außenminister   S. 1497, 1507 

Hermes, Peter   Botschafter der Bundes-
republik Deutschland beim Heiligen Stuhl   
S. 963 

Hernu, Charles   1981–1985 französischer 
Verteidigungsminister   S. 43724, 660, 
871 

Herrera, Carlos García   S. 45 
Herrhausen, Alfred   Vorstandssprecher 

der Deutschen Bank AG   S. 2893, 290 
Herrmann, Frank-Joachim   Staatssekre-

tär und Leiter der Kanzlei des Vorsitzen-
den des Staatsrats der DDR sowie Mit-
glied des ZK der SED   S. 1233 

Herzog, Chaim   Präsident des Staates Is-
rael   Dok. 99 und S. 390, 607 

Herzstein, Robert Edwin   Professor für 
Neuere Geschichte an der University of 
South Carolina   S. 962 

Heß, Rudolf   1933–1941 „Stellvertreter 
des Führers“ und Reichsminister ohne 
Portefeuille des Deutschen Reichs, am 
17. August 1987 im Kriegsverbrecherge-
fängnis Spandau gestorben   Dok. 231 und 
S. 892 

Heß, Wolf Rüdiger   Sohn von Rudolf Heß   
S. 1174 

Heubaum, Horst   Vortragender Legations-
rat und Vertreter des Leiters im Referat 
331 „Kolumbien, Mexiko, Panama, Vene-
zuela, Zentralamerika, Karibik“ im Aus-
wärtigen Amt, seit 19. Januar 1987 Lei-

ter des Referats 330 „Argentinien, Boli-
vien, Brasilien, Chile, Ecuador, Paraguay, 
Peru, Uruguay“, seit 2. Juni 1987 Vor-
tragender Legationsrat I. Klasse   Dok. 
378 und S. 10264, 10298, 13651+6, 16121, 
189932 

Heupel, Friedrich   Dolmetscher im Refe-
rat 105 „Sprachendienst“ des Auswärtigen 
Amts   S. 1417 

Heyken, Eberhard   Vortragender Lega-
tionsrat I. Klasse und Leiter des Refe-
rats 213 „Sowjetunion“ im Auswärtigen 
Amt   Dok. 160 und S. 321, 341, 1941, 201, 
4973, 6711, 7821, 8861+3, 10031, 10161, 
10551+3, 12181, 13071, 135333, 14232, 
142822, 144413, 144620, 15081+2, 16911+3, 
169523, 17202, 18221, 19361 

Heymer, Guido   Botschafter der Bundes-
republik Deutschland in San Salvador   
S. 515 f., 519 f., 550, 5515, 800, 1007, 10084 

Hilger, Reinhard-Walter   1982–1985 Vor-
tragender Legationsrat und Vertreter 
des Leiters im Referat 500 „Allgemei-
nes Völkerrecht“ des Auswärtigen Amts   
S. 180215+16 

Hiller, Armin   Vortragender Legations-
rat und Vertreter des Leiters im Referat 
320 „Südliches Afrika“ des Auswärtigen 
Amts   Dok. 40 und S. 15295 

Hillgenberg, Hartmut   Vortragender Le-
gationsrat I. Klasse und Leiter des Refe-
rats 500 „Allgemeines Völkerrecht“ im 
Auswärtigen Amt   Dok. 354 und S. 2192, 
22211 

Himmler, Heinrich Luitpold   1929–1945 
Reichsführer bzw. Reichsleiter SS; 1939–
1945 Reichskommissar für die Festigung 
deutschen Volkstums; 1943–1945 Reichs-
minister des Innern des Deutschen Reichs   
S. 6595 

Hiriart de Pinochet, Lucía   Ehefrau von 
Augusto Pinochet Ugarte   S. 1368 

Hirohito   Kaiser von Japan   S. 817 
Hirsch, Hans   Ministerialrat und Wehr-

technischer Attaché an der Botschaft der 
Bundesrepublik Deutschland in Washing-
ton   S. 13447 

Hitler, Adolf   1933/34 Reichskanzler des 
Deutschen Reichs, 1934–1945 „Führer und 
Reichskanzler“   S. 482, 500, 502, 89013, 
91514, 918, 1015, 1030, 105218, 1875 
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Hocké, Jean-Pierre   Hoher Flüchtlings-
kommissar der Vereinten Nationen 
(UNHCR)   Dok. 307 und S. 698–701 

Hodscha, Enver   1944–1985 Erster Se-
kretär des ZK der Partei der Arbeit Alba-
niens   S. 1475, 1483 

Hoffmann, Hans-Joachim   Minister für 
Kultur der DDR und Mitglied des ZK der 
SED   S. 664 

Hoffmann, Heinz   1960–1985 Minister 
für Nationale Verteidigung der DDR und 
1973–1985 Mitglied des Politbüros des ZK 
der SED   S. 338 

Hoffmann, Waldemar   Ministerialdirek-
tor und Leiter der Abteilung „Seever-
kehr“ im Bundesministerium für Verkehr   
S. 89328 

Hofmann, Harald   Botschafter der Bun-
desrepublik Deutschland in Oslo   S. 63528 

Hofstetter, Rolf   Vortragender Legations-
rat I. Klasse und Leiter des Referats 220 
„Abrüstung und Rüstungskontrolle (welt-
weit), insbesondere INF und START“ im 
Auswärtigen Amt   Dok. 229, 308 und 
S. 691+3, 821, 1061, 1099, 1281, 1841, 266, 
2791, 2821, 2861, 2971+2, 3191+3, 4281, 
4451+2, 5131, 5533, 55717, 5901, 6121, 6211, 
6259, 636, 6431, 7131, 7221+2, 7258, 8051, 
8581+3, 8608, 9041+3, 9771, 9787, 11591+2, 
11891, 11911, 12201, 128815, 13031+3, 
13191, 13421, 14781, 15201, 15241, 16011, 
16861, 17481, 17671, 17821, 18241, 18371, 
18411, 18425, 18439 

Holik, Josef   Leiter der Delegation der 
Bundesrepublik Deutschland bei den 
MBFR-Verhandlungen in Wien mit der 
Amtsbezeichnung Botschafter, seit 5. Ja-
nuar 1987 Beauftragter der Bundesre-
gierung für Fragen der Abrüstung und 
Rüstungskontrolle mit der Amtsbezeich-
nung Botschafter sowie Leiter der Abtei-
lung 2 A des Auswärtigen Amts   Dok. 17, 
19, 21, 28, 44, 64, 68, 87, 90, 119, 123, 
163, 180, 194, 197, 254, 257, 268, 293 
und S. 32, 613, 1061, 1413, 247, 250, 266, 
270, 3171, 36711, 412, 4281, 5751, 599, 
604, 6211, 6431+2, 679, 73110, 809, 81114, 
834 f., 86840, 8693, 950, 10177, 1165, 
13191, 13421, 1385, 1420, 1478, 1497, 
1521 f., 15241, 152714, 1548, 155119, 15622, 
15648, 16011, 160410, 160511, 16619, 

16863+4, 17001, 1728, 1733, 17481, 
17508+12, 1758, 17671, 1857 

Holkeri, Harri Hermanni   Ministerpräsi-
dent der Republik Finnland seit 30. April 
1987   S. 2233 

Holmes, Henry Allen, Jr.   Abteilungslei-
ter im amerikanischen Außenministerium 
(Assistant Secretary of State for Politico-
Military Affairs) und Vorsitzender der 
Special Consultative Group der NATO   
Dok. 64, 261, 301, 331 und S. 84, 88 f., 
93, 129 f., 429, 8609, 978, 1071, 107316, 
1526, 16026 

Holmes, James Howard   Referatsleiter 
im amerikanischen Außenministerium 
(Director of the Office of Strategic Nuclear 
Policy in the Bureau of Politico-Military 
Affairs)   Dok. 227, 266 

Hölscher, Christoph   Staatsanwalt an 
der Staatsanwaltschaft Stuttgart   S. 1612 

Holst, Johan Jørgen   norwegischer Ver-
teidigungsminister   S. 779 f., 1768, 1770–
1772, 1777 

Holtermann, Erhard   Vertreter des Lei-
ters in der Abteilung 7 „Protokoll“ des 
Auswärtigen Amts mit der Amtsbezeich-
nung Gesandter   S. 16115 

Holtfort, Rolf   Staatsanwalt bei der Zen-
tralstelle für die Verfolgung nationalso-
zialistischer Massenverbrechen in Köln   
S. 660 

Holthoff, Horst   Vortragender Legations-
rat I. Klasse und Leiter des Referats 202 
„Frankreich, Andorra, Monaco, Belgien, 
Niederlande, Luxemburg, Österreich, 
Schweiz, Liechtenstein“ im Auswärtigen 
Amt   Dok. 294 und S. 1371, 5251, 7353, 
9651+3, 103916, 11076, 110910 

Holubek, Reinhard   Vortragender Lega-
tionsrat I. Klasse und Leiter des Refe-
rats 300 „Grundsatz- und Koordinierungs-
fragen, Blockfreienbewegung, Islamische 
Konferenz, Ausstattungshilfe“ im Aus-
wärtigen Amt   S. 65634 

Holzheimer, Hermann   1983–1986 Bot-
schafter der Bundesrepublik Deutschland 
in Santiago de Chile   S. 1366, 136711, 
1368 f. 

al-Homeidi, Othman   General und Staats-
sekretär im saudi-arabischen Ministerium 
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für Verteidigung und Luftfahrt   S. 4125, 
415 

Honasan, Gregorio   Oberst der philippi-
nischen Streitkräfte   S. 12706 

Honecker, Erich   Generalsekretär des ZK 
der SED und Vorsitzender des Staats-
rats der DDR   Dok. 86, 131, 244, 245, 
248, 255, 258 und S. 29–31, 64 f., 67, 
6817, 76, 114 f., 118, 336–338, 33912, 443, 
565–567, 571, 66711, 790, 1047, 105922, 
1076, 1087, 1199 f., 1244, 125024, 1277, 
1279, 1312, 1316 f., 1324, 1326, 134112, 
1359–1361, 1376–1378, 1416, 1513, 1544, 
1568, 1570, 1811, 1845, 1848, 1850, 
1853 f., 1877 f., 1880, 1938 

Honsowitz, Herbert   Vortragender Lega-
tionsrat und Vertreter des Leiters im Re-
ferat 230 „Vereinte Nationen: Grund-
satzfragen, Generalversammlung, Sicher-
heitsrat“ des Auswärtigen Amts   S. 113124, 
13231, 13451, 144724, 173524, 18311 

de Hoop Scheffer, Jakob G. N. („Jaap“)   
Leiter der niederländischen Ständigen 
Vertretung bei der NATO in Brüssel im 
Rang eines Botschafters   S. 281 f., 1261, 
17595 

Hope, Leslie Towns („Bob“)   amerika-
nischer Schauspieler und Entertainer   
S. 139818 

Hopf, Diether   Professor für Erziehungs-
wissenschaft am Max-Planck-Institut für 
Bildungsforschung in Berlin (West)   S. 951 

Hopp, Hartmut   Arzt und Stellvertreter 
des Leiters der Colonia Dignidad in Chile   
S. 15573, 1559, 19209 

Horn, Erwin   Mitglied des Deutschen Bun-
destages und verteidigungspolitischer 
Sprecher der SPD-Fraktion   S. 1072 

Horn, Gyula   Staatssekretär im ungari-
schen Außenministerium   S. 141626 

Horsten, Heinrich   Legationsrat I. Klasse 
im Referat 222 „Genfer Abrüstungskon-
ferenz, insbesondere nuklearer Teststopp, 
B- und C-Waffen; Nichtverbreitung; re-
gionale Abrüstung außerhalb Europas; 
Kontakte zu Institutionen der Friedens- 
und Konfliktforschung“ bzw. seit 21. April 
1987 im Referat 013 „Pressereferat“ des 
Auswärtigen Amts, seit 23. Februar 1987 
Vortragender Legationsrat   S. 1411 

Hort, Josef („Sepp“)   stellvertretender 
Vorsitzender der Geschäftsführung der 
Messerschmitt-Bölkow-Blohm GmbH 
München   S. 1065 

Horváth, István   ungarischer Botschafter 
in Bonn   S. 1412, 1417 

al-Hoss, Selim Ahmed   Ministerpräsident 
und Außenminister der Libanesischen 
Republik seit 2. Juni 1987   S. 1675 f., 1713 

Howe, Sir Geoffrey   britischer Außen-
minister   Dok. 54, 170, 217, 366 und 
S. 30, 66, 105, 200 f., 27123, 311, 315–317, 
371, 575, 577, 579, 68038, 7308+9, 781, 
842–846, 848 f., 854, 864 f., 882, 885, 1332, 
1334 f., 1337, 1355, 146513, 1497, 1506, 
15729, 1715, 1745 f., 1823, 1850, 1854, 
1866 

Hoyer, Steny Hamilton   Mitglied des 
amerikanischen Repräsentantenhauses 
(Democratic Party) und Vorsitzender der 
Kommission über Sicherheit und Zu-
sammenarbeit in Europa im Kongreß   
S. 585 

Höynck, Wilhelm   Gesandter und Vertre-
ter des Leiters der Ständigen Vertretung 
der Bundesrepublik Deutschland beim 
Büro der Vereinten Nationen und bei 
den anderen internationalen Organisa-
tionen in Genf, seit 6. Januar 1987 Vor-
tragender Legationsrat I. Klasse und Lei-
ter der Unterabteilung 42 in der Abtei-
lung 4 „Abteilung für Außenwirtschafts-
politik, Entwicklungspolitik und euro-
päische wirtschaftliche Integration“ des 
Auswärtigen Amts, seit 3. April 1987 
Ministerialdirigent   S. 6943, 7492, 7507, 
89328, 10772, 11021, 110411, 1380 f., 
141417, 1516, 1799 

Hu Yaobang   Mitglied des Politbüros des 
ZK der KPCh und bis 16. Januar 1987 
Generalsekretär des ZK   S. 490, 104724 

Hummen, Wilhelm   Mitarbeiter am Deut-
schen Institut für Entwicklungspolitik in 
Berlin (West)   S. 1094 

Hun Sen   Ministerpräsident und seit De-
zember 1987 zugleich Außenminister der 
Volksrepublik Kampuchea   S. 744 f., 1262, 
126418, 1266, 1940 

Hunt, Sir Nicholas John Streynsham   
Admiral der britischen Marine und Ober-
befehlshaber der Alliierten Streitkräfte 
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im Ärmelkanal (CINCHAN) bis Mai 1987   
S. 866 

Hupe, Werner   Ingenieur und Repräsen-
tant der Lufthansa AG in der Volksre-
publik China   S. 10644 

Husák, Gustáv   Generalsekretär des ZK 
der Kommunistischen Partei der Tsche-
choslowakei bis 17. Dezember 1987 und 
Präsident der Tschechoslowakischen So-
zialistischen Republik   Dok. 341 und 
S. 376, 378, 443, 666–668, 670 f., 791, 
12334 

Hüsch, Heinz Günther   Rechtsanwalt 
und Mitglied des Deutschen Bundesta-
ges (CDU), Beauftragter des Bundesmi-
nisteriums des Innern für die Aussiedlung 
von Personen deutscher Volkszugehörig-
keit aus Rumänien   S. 1700 

Hussein ibn Talal al-Haschemi   König 
des Haschemitischen Königreichs Jor-
danien   Dok. 81, 329 und S. 163, 505 f., 
847 f., 935–937, 1000, 1311, 149917, 
1739, 1828, 1830, 1856 

al-Hussein, Nur   Königin des Haschemi-
tischen Königreichs Jordanien   S. 16743 

al-Husseini, Hussein   Präsident des liba-
nesischen Parlaments   S. 1713 

Hüttel, Rolf   Generalmajor und Leiter der 
Stabsabteilung III „Militärpolitik, Füh-
rung“ des Führungsstabs der Streitkräfte 
im Bundesministerium der Verteidigung   
Dok. 23 und S. 90, 126 f., 26310, 264–266, 
594, 1203, 1205–1209, 1399, 14033, 1522 

Huyn, Hans Graf   Mitglied des Deutschen 
Bundestages (CSU) bis 18. Februar 1987; 
1964/65 Legationsrat im Referat I A 1 
„Europäische politische Integration; Euro-
parat und nichtstaatliche europäische 
Organisationen; WEU (nichtmilitärische 
Angelegenheiten)“ des Auswärtigen Amts   
S. 1256 

 
Iacovou, Georgios Kyriakou   zyprischer 

Außenminister   S. 114115 
Ieng Sary   führendes Mitglied der „Roten 

Khmer“; 1976–1979 Stellvertretender Mi-
nisterpräsident und Außenminister des 
Demokratischen Kampuchea   S. 1274 

Iglesias García, Enrique Valentín   uru-
guayischer Außenminister   S. 519, 558, 
1198, 1899 

Iklé, Fred Charles   Staatssekretär im 
amerikanischen Verteidigungsministe-
rium (Under Secretary of Defense for Po-
licy)   S. 647, 1073 

Incer Moraga, Heberto   nicaraguani-
scher Botschafter in Bonn bis zu seiner 
Abberufung am 4. Juli 1987   S. 1280 f. 

Işcen, Oktay   türkischer Botschafter in 
Bonn   S. 471 

Ischinger, Wolfgang   Vortragender Lega-
tionsrat im Referat 010 „Ministerbüro“ 
des Auswärtigen Amts und Persönlicher 
Referent des Bundesministers des Aus-
wärtigen, seit 2. November 1987 Leiter 
des Referats 011 „Parlaments- und Ka-
binettsreferat“   S. 2501, 2972, 373, 4161, 
5881, 743, 9283, 934, 9821+3, 9981, 10298, 
10551, 11761, 11931, 11961, 12011, 12441, 
12624, 12701, 16927, 190034 

Ivri, David   Generaldirektor des israeli-
schen Verteidigungsministeriums   S. 8223 

 
Jaafar, Abou   Leiter der Politischen Ab-

teilung des Exekutivkomitees der PLO   
S. 9998 

Jackson, Henry M.   1953–1983 Senator 
für den amerikanischen Bundesstaat Wa-
shington (Democratic Party)   S. 31224 

Jackson, Jesse Louis   amerikanischer 
Bürgerrechtler sowie Mitglied der Demo-
cratic Party   S. 1359 

de Jager, Cornelis   General der nieder-
ländischen Streitkräfte und 1983–1986 
Vorsitzender des Militärausschusses der 
NATO   S. 1261 

Jagow, Peter von   Vortragender Lega-
tionsrat I. Klasse und Leiter des Refe-
rats 331 „Kolumbien, Mexiko, Panama, 
Venezuela, Zentralamerika, Karibik“ im 
Auswärtigen Amt   Dok. 289 und S. 515, 
519, 524, 550, 7981+3, 800, 10072, 10108, 
12801 

Jakowlew, Alexander Nikolajewitsch   
Sekretär des ZK der KPdSU für Ideolo-
gie, Information und Kultur sowie Kandi-
dat bzw. seit 26. Juni 1987 Mitglied des 
Politbüros des ZK der KPdSU   S. 1058, 
1060, 1063, 1725, 1854 

Jakowlew, Wsewolod   sowjetischer 
Rechtsanwalt und Strafverteidiger von 
Mathias Rust   S. 1218 f. 
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Jalloud, Abdel Salam Ahmed   Major 
und Stellvertreter Gaddafis in der Sozia-
listischen Libysch-Arabischen Volks-
Dschamahirija; 1972–1977 Ministerprä-
sident   S. 1679 

Jansen, Michael   Vortragender Legations-
rat I. Klasse und Leiter des Referats 010 
„Ministerbüro“ im Auswärtigen Amt, seit 
10. Juli 1987 Ministerialdirigent   Dok. 
267, 345 und S. 741, 851, 887, 1323, 1573, 
1673, 2283, 2501, 266, 2741, 3731, 3841, 
4161, 4801, 515, 519, 550, 5751, 647, 
7851, 8051, 8341, 8693, 8952, 8983, 9341, 
9653, 9881, 1019, 10417, 1110, 1126, 
11761, 11961, 12031, 12441, 12591, 12701, 
128815, 13074, 13191, 13321, 1347, 14231, 
14552, 14845, 14861, 15181, 15281, 15321, 
15336, 15411, 16511, 167828, 168418, 
16913, 16974, 17204, 17411, 17601, 1812, 
183018, 18311, 18342, 1857, 18731, 18921 

Jaruzelski, Wojciech   General, Erster Se-
kretär des ZK der PVAP und Vorsitzen-
der des Staatsrats der Volksrepublik Po-
len   S. 161, 378, 444, 59912, 60018, 602 f., 
610, 748, 790, 867 f., 915, 917, 993, 1050–
1052, 1229, 1325 f., 1328, 1330, 1392 f., 
1415, 1417, 14876, 1721, 1724, 1805, 1859, 
1877, 189823 

Jasow, Dmitri Timofejewitsch   Armee-
general der sowjetischen Streitkräfte 
und Kandidat des ZK der KPdSU, seit 
Februar 1987 sowjetischer Stellvertreten-
der Verteidigungsminister, seit 30. Mai 
1987 Verteidigungsminister, seit 26. Juni 
1987 Kandidat des Politbüros des ZK der 
KPdSU   S. 796 f., 1860 

Jędrys, Marek   Stellvertretender Abtei-
lungsleiter im polnischen Außenministe-
rium   S. 612 

Jelisarjew, Gennadij Iwanowitsch   Ge-
sandter und Vertreter des sowjetischen 
Botschafters in Bonn   S. 678 

Jelonek, Alois   Ministerialdirektor und 
Leiter der Abteilung 4 „Abteilung für 
Außenwirtschaftspolitik, Entwicklungs-
politik und europäische wirtschaftliche In-
tegration“ des Auswärtigen Amts; 1978–
1984 Vertreter des Leiters der Ständigen 
Vertretung der Bundesrepublik Deutsch-
land bei den Vereinten Nationen in New 
York mit der Amtsbezeichnung Botschaf-
ter   Dok. 13, 36, 39, 50, 62, 69, 111, 136, 

150, 207, 230, 285, 305, 344 und 
S. 17014, 19812, 23516, 23618, 23720, 
3482+4, 35426+27, 46832, 4701, 47424, 4773, 
6811, 8275, 88328, 9217, 9393, 95918, 99110, 
108827, 132618, 1380, 139512, 1516, 151710, 
151813, 1571, 157210, 1575, 16532+3, 
16563+4, 170314, 18813, 18891 

Jelzin, Boris Nikolajewitsch   Mitglied 
des ZK der KPdSU und Leiter der Abtei-
lung für Bauwesen sowie Kandidat des 
Politbüros des ZK der KPdSU, bis 11. No-
vember 1987 Erster Sekretär des Partei-
komitees des Bezirks Moskau   S. 154315, 
1878 

Jenninger, Philipp   Präsident des Deut-
schen Bundestages (CDU); 1982–1984 
Staatsminister im Bundeskanzleramt   
S. 703 f., 763 f., 9132, 916 f., 112710, 12369, 
1295 f., 13598, 168312 

Jess, Herbert   Vortragender Legationsrat 
und Vertreter des Leiters im Referat 202 
„Frankreich, Andorra, Monaco, Belgien, 
Niederlande, Luxemburg, Österreich, 
Schweiz, Liechtenstein“ des Auswärtigen 
Amts   S. 11214, 14911+4, 15901 

Jessen, Christoph   Botschaftsrat und 
Mitglied der Delegation der Bundesre-
publik Deutschland bei der KSZE-Folge-
konferenz in Wien   S. 146514 

Jiménez Veiga, Danilo   Minister und 
Sonderberater des Präsidenten der Re-
publik Costa Rica   S. 5582 

Jochum, Helmut   Vertreter des Leiters 
der Abteilung 7 „Protokoll“ im Auswärti-
gen Amt mit der Amtsbezeichnung Ge-
sandter   S. 11762 
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sche Kulturgesellschaften“ des Auswärti-
gen Amts   S. 1301 

Kreisky, Bruno   1970–1983 Bundeskanz-
ler der Republik Österreich   S. 444, 596 

Krekeler, Friedrich   Legationsrat I. Klas-
se im Referat 014 „Büro Staatssekretä-
re“ des Auswärtigen Amts und Persönli-
cher Referent von Staatssekretär Ruhfus   
S. 14914 

Krenz, Egon   Mitglied des Politbüros des 
ZK der SED, Sekretär des ZK für Sicher-
heitsfragen, Jugend, Sport, Staats- und 
Rechtsfragen sowie Stellvertretender Vor-
sitzender des Staatsrats der DDR   S. 1252, 
1254 

Krenzler, Horst Günter   Generaldirektor 
für Außenbeziehungen bei der EG-Kom-
mission   S. 354 

Kreß, Hans   Mitglied des Vorstands des 
Volksbundes Deutsche Kriegsgräberfür-
sorge e. V.   S. 1555–1557 

Kribben, Klaus   Mitglied des Landtags 
von Schleswig Holstein und Vorsitzender 
der CDU-Fraktion   S. 1442 

Kroes, Neelie   niederländische Verkehrs-
ministerin   S. 74225 

Krolikowksi, Herbert   Mitglied des ZK 
der SED, Erster Stellvertretender Außen-
minister der DDR und bis 29. Mai 1987 
Generalsekretär des Politischen Beraten-
den Ausschusses des Warschauer Pakts   
S. 669 

Krömer, Peter   Mitarbeiter an der Bot-
schaft der Bundesrepublik Deutschland in 
Beirut bzw. Junieh   S. 544, 547 f. 

Kroneck, Friedrich   Generalkonsul der 
Bundesrepublik Deutschland in Amster-
dam, seit 27. April 1987 Vortragender 
Legationsrat I. Klasse und Leiter der Un-
terabteilung 51 in der Abteilung 5 „Rechts-

abteilung“ des Auswärtigen Amts   S. 1671, 
16725 

Krumrei, Claus   Legationssekretär im 
Referat 213 „Weltweite internationale 
Organisationen; bilaterale Beziehungen 
zu Asien, Afrika und Lateinamerika“ des 
Bundeskanzleramts   S. 15451 

Kubiczek, Franciszek   stellvertretender 
Vorsitzender der Planungskommission 
im Ministerrat der Volksrepublik Polen   
S. 5986 

Kucza, Ernest   Abteilungsleiter im ZK 
der PVAP; 1983–1985 polnischer Stell-
vertretender Außenminister   Dok. 121 

Kudlich, Christian   Vortragender Lega-
tionsrat I. Klasse und Leiter des Refe-
rats 410 „Europäische Gemeinschaften: 
Grundsatzfragen, Institutionen, Rechts-
fragen, Beitritte, EG-Haushalt“ im Aus-
wärtigen Amt   S. 1106, 2331, 3281, 3496, 
9391, 1575, 16562, 1869 

Kuhn, Heinz   S. 1369 f. 
Kuhna, Karl-Heinz   Vortragender Lega-

tionsrat I. Klasse und Leiter des Refe-
rats 203 „Mittelmeerfragen; Portugal, 
Spanien, Italien, San Marino, Heiliger 
Stuhl, Griechenland, Türkei, Zypern, 
Malta, Malteser-Ritter-Orden“ im Aus-
wärtigen Amt   S. 9501, 110118, 14943, 
15551, 15569, 17881, 1812 

Kulikow, Wiktor Georgijewitsch   Mar-
schall der Sowjetunion und Erster Stell-
vertretender Verteidigungsminister sowie 
Oberkommandierender der Vereinten 
Streitkräfte des Warschauer Pakts   S. 669, 
797 

Kullak-Ublick, Horst   Botschafter der 
Bundesrepublik Deutschland in Santiago 
de Chile   Dok. 10, 118, 310 und S. 10298, 
12025+6, 18825, 1920 

Kullak-Ublick, Ingeborg   Ehefrau von 
Horst Kullak-Ublick   S. 1558 f. 

Kulski, Bolesław   Gesandter an der polni-
schen Botschaft in Bonn   S. 598, 609, 
1436, 14379 

Kundera, Milan   tschechoslowakischer 
Schriftsteller und Publizist   S. 480, 482 f., 
486 

Kunkel, Harald   Angestellter in der Unter-
abteilung 20 der Abteilung 2 „Politische 
Abteilung“ des Auswärtigen Amts   S. 8341 
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Kunzmann, Karl-Heinz   Vortragender 
Legationsrat I. Klasse und Leiter des Re-
ferats 513 „Arbeits- und Sozialrecht; Aus-
siedlung Deutscher und Volksdeutscher, 
Hilfe für Deutsche im Ausland (§§ 5, 6 
KG)“ im Auswärtigen Amt   Dok. 309, 
328, 350 und S. 135538 

Kupzow, Walentin Alexandrowitsch   
Stellvertretender Abteilungsleiter im so-
wjetischen Außenministerium   S. 169415 

Kuranari, Tadashi   japanischer Außenmi-
nister bis 6. November 1987   S. 843–846, 
849, 852–854, 882, 885, 1348, 153714 

Kurdi, Mamoun   Abteilungsleiter im sau-
di-arabischen Außenministerium   S. 1638 

Kurz, Hans-Rudolf   Professor für Militär-
geschichte an der Universität Bern und 
seit 1. September 1987 Vorsitzender der 
internationalen Historikerkommission 
zur Untersuchung des „Falls Waldheim“   
S. 962, 965 f. 

Kusnezow, Georg   Oberamtsrat im Refe-
rat 010 „Ministerbüro“ des Auswärtigen 
Amts   S. 32, 363, 533, 693, 823, 1413, 1491, 
1743, 2013, 2163, 2192, 3093, 3193, 3351, 
3482, 4773, 6943, 7983, 9453, 10261, 10373, 
10803, 11653, 12011, 12152, 13213, 13994, 
14185, 14352, 14603, 14634, 15484, 16533, 
16605, 17533, 17953, 18311, 19333 

Kusumaatmadja, Mochtar   indonesischer 
Außenminister   S. 745, 1264–1267, 1272 

Kwizinskij, Julij Alexandrowitsch   so-
wjetischer Botschafter in Bonn; 1981–
1983 Leiter der Delegation bei den INF-
Verhandlungen in Genf, 1985/86 Leiter 
der Verhandlungen über Verteidigungs- 
und Weltraumwaffen bei den amerika-
nisch-sowjetischen Verhandlungen über 
Nuklear- und Weltraumwaffen in Genf   
Dok. 133 und S. 196 f., 200, 256, 6214, 
636, 642, 1003, 1016, 1019, 1029 f., 1246, 
1349 f., 135333, 1355, 1423, 1428, 1445, 
1510, 1692 f., 169523, 169625, 1857, 186013, 
189412 

Kyaw, Dietrich von   Gesandter an der 
Botschaft der Bundesrepublik Deutsch-
land in Washington   S. 19016 

La Pergola, Antonio   Vorsitzender des 
italienischen Verfassungsgerichts, seit 
28. Juli 1987 Europaminister   S. 1812 

Lafontaine, Oskar    Ministerpräsident des 
Landes Saarland (SPD)   S. 567, 1290, 
1309 

Lagos, Ricardo   Leiter des Politischen Ko-
mitees der Sozialistischen Partei Chiles   
S. 44 

Lahad, Antoine   General und Komman-
deur der Südlibanesischen Armee (SLA)   
S. 15159 

Lahusen, Carl   1983–1986 Botschafter der 
Bundesrepublik Deutschland in Pretoria   
S. 145417 

Lambach, Frank   Vortragender Legations-
rat I. Klasse und Leiter des Referats 210 
„Außenpolitische Fragen, die Berlin und 
Deutschland als Ganzes betreffen“ im Aus-
wärtigen Amt   Dok. 240, 248, 258, 342 
und S. 291, 361, 641, 5651, 6611, 123028, 
12892, 180321, 18441+3, 184613 

Lambsdorff, Otto Graf   Mitglied des 
Deutschen Bundestages und wirtschafts-
politischer Sprecher der FDP-Fraktion; 
1977–1984 Bundesminister für Wirtschaft   
S. 13399 

Lamers, Karl Franz   Mitglied des Deut-
schen Bundestages (CDU)   S. 14718 

Lamy, Pascal   Kabinettschef und Berater 
des Präsidenten der EG-Kommission   
S. 1869 

Lang, Hartmut   Vortragender Legations-
rat und Vertreter des Generalkonsuls der 
Bundesrepublik Deutschland in Boston   
S. 26918 

Lange, Rudolf   Fregattenkapitän und Re-
ferent in der Stabsabteilung VI „Pla-
nung“ des Führungsstabs der Marine im 
Bundesministerium der Verteidigung, seit 
1. Oktober 1987 Kapitän zur See und 
Leiter der Gruppe 23 „Bundesministerium 
der Verteidigung, Sicherheitspolitik (Ver-
teidigungsfragen), Bundessicherheitsrat“ 
im Bundeskanzleramt   S. 1386 

Languetin, Pierre   Präsident der Schwei-
zerischen Nationalbank   S. 291 

Lanusse Gelly, Alejandro Agustín   1971–
1973 Präsident der Argentinischen Re-
publik   S. 16124 

Lardry, Paul Louis Joseph   Generalleut-
nant der französischen Streitkräfte und 
Kommandeur der Schnellen Eingreiftrup-
pe (Force d’Action Rapide)   S. 1403 
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Larijani, Mohammed Javad   stellvertre-
tender iranischer Außenminister   S. 850, 
127621, 1345 f., 1380, 1735, 1816 

Lassen, Niels Julius   dänischer Botschaf-
ter in Harare   S. 11933 

Lassus, Dominique   Botschaftsrat an der 
französischen Botschaft in Bonn, seit Sep-
tember 1987 Austauschbeamter im Refe-
rat 210 „Außenpolitische Fragen, die Ber-
lin und Deutschland als Ganzes betref-
fen“ des Auswärtigen Amts   S. 18441 

Laurel, Salvador   Vizepräsident der Re-
publik der Philippinen und bis 2. Februar 
1987 Außenminister   S. 1271 

Lautenschlager, Hans Werner   Leiter der 
Ständigen Vertretung der Bundesrepu-
blik Deutschland bei den Vereinten Na-
tionen in New York mit der Amtsbezeich-
nung Botschafter, seit 2. November 1987 
Staatssekretär des Auswärtigen Amts; 
1975–1979 Ministerialdirektor und Lei-
ter der Abteilung 4 „Außenwirtschafts-
politik, Entwicklungspolitik und euro-
päische wirtschaftliche Integration“ im 
Auswärtigen Amt   S. 1774, 18121, 25738, 
4514, 7603, 7616, 1323, 1347, 144721+24, 
1534, 154025, 1571, 1575, 15767, 157815, 
158122, 158928, 1653, 16548, 1656, 1671, 
167311, 167619, 1720, 17481, 1753, 175410, 
175829+35, 176519, 1812, 18328, 1933 

Lawson, Nigel   britischer Schatzkanzler   
S. 880, 1088, 1715 

Lazri, Sofokli   Sonderbotschafter und 
außenpolitischer Berater des Ersten Se-
kretärs des ZK der Partei der Arbeit Al-
baniens   S. 133, 1482 

Le Pen, Jean-Marie   Mitglied des Euro-
päischen Parlaments und Vorsitzender 
der Fraktion der Europäischen Rechten   
S. 1546 

Ledogar, Stephen Joseph   Gesandter 
und Vertreter des Leiters der amerika-
nischen Ständigen Vertretung bei der 
NATO in Brüssel sowie seit Februar 
1987 Leiter der Delegation bei den Man-
datsgesprächen über Konventionelle Rü-
stungskontrolle in Wien im Rang eines 
Botschafters, seit 8. Juli 1987 zugleich 
Leiter der Delegation bei den MBFR-
Verhandlungen in Wien   S. 73111, 996, 
132110, 1804–1806 

Ledsky, Nelson C.   Mitarbeiter im ame-
rikanischen Außenministerium bzw. seit 
April 1987 im Nationalen Sicherheitsrat 
der Vereinigten Staaten von Amerika 
(Director European and Soviet Affairs)   
S. 1449 

Lee Kuan Yew   Ministerpräsident der Re-
publik Singapur   S. 1272 

Leeuwen, Robert van   Vertreter des Lei-
ters des UNHCR-Regionalreferats Europa 
und Nordamerika   S. 698 

Lefebvre, Marcel François Marie Joseph   
Kardinal sowie Gründer und Leiter der 
Priesterbruderschaft St. Pius X.; 1962–
1970 Titularerzbischof von Synnada in 
Phrygia   S. 95 

Lefringhausen, Klaus   Leiter der Ge-
schäftsstelle der EKD in Bonn   S. 3404 

Lehman, Ronald Frank II.   Mitglied der 
amerikanischen Delegation bei den ame-
rikanisch-sowjetischen Verhandlungen 
über Nuklear- und Weltraumwaffen in 
Genf sowie Leiter der Verhandlungen 
über strategische Nuklearwaffen (START) 
im Rang eines Botschafters   S. 513, 8067, 
80813, 1551, 1553 

Lehnhardt, Annelie   Legationsrätin bzw. 
seit 29. Mai 1987 Legationsrätin I. Klasse 
im Referat 105 „Sprachendienst“ des Aus-
wärtigen Amts   S. 550, 1007 

Leibniz, Gottfried Wilhelm   * 1646   † 1716   
S. 1483 

Lellouche, Pierre   stellvertretender Di-
rektor des Institut français des relations 
internationales (IFRI) in Paris   S. 872, 875 

Lemnitzer, Lyman Louis   General a. D. 
und 1963–1969 Oberbefehlshaber der 
amerikanischen Streitkräfte in Europa 
sowie der Alliierten Streitkräfte in Euro-
pa (SACEUR)   S. 87624 

Lengl, Siegfried   Staatssekretär im Bun-
desministerium für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit   S. 5443, 109034, 1467 f., 
1709 

Lenihan, Brian   irischer Außenminister 
seit 10. März 1987   S. 1332, 1334 f., 1337 

Lenin, Wladimir Iljitsch   1917–1924 Vor-
sitzender des Rats der Volkskommissare 
der Russischen Sozialistischen Föderati-
ven Sowjetrepublik bzw. seit 1922 der 
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Union der Sozialistischen Sowjetrepubli-
ken   S. 6, 80, 782, 785, 89327, 972, 1044, 
1279, 1825 

Leonidow, L.   Oberst der sowjetischen 
Streitkräfte   S. 973 

Lerman, Miles   Vorsitzender des „Com-
mittee for International Relations“ des 
United States Holocaust Memorial Coun-
cil   S. 1109 

arap Leting, Joseph Tendenei   keniani-
scher Kabinettschef und Leiter des Öffent-
lichen Dienstes (Permanent Secretary to 
Cabinet and Head of Civil Service)   
S. 1641, 1643 

Levin, Carl Milton   Senator für den ame-
rikanischen Bundesstaat Michigan (De-
mocratic Party) und Vorsitzender des Un-
terausschusses „Conventional Forces and 
Alliance Defense“ des Verteidigungsaus-
schusses des Senats   S. 89, 26310 

Levy, David   stellvertretender Minister-
präsident des Staates Israel und Mit-
glied der Knesset   S. 504 

Lewalter, Karl Walter   Botschafter z. b. V. 
im Auswärtigen Amt, vom 30. Januar bis 
15. März 1987 abgeordnet nach Genf zur 
Wahrnehmung der Zweiten Sitzungspe-
riode der weltweiten Verwaltungskonfe-
renz für den Kurzwellen-Rundfunkdienst, 
seit 27. Juli 1987 Botschafter der Bundes-
republik Deutschland in Sofia   S. 678, 
7897, 147015 

Li Peng   Stellvertretender Ministerpräsi-
dent bzw. seit 24. November 1987 Mini-
sterpräsident der Volksrepublik China 
und Mitglied des Politbüros des ZK der 
KPCh   S. 106818 

Li Ruihuan   Bürgermeister von Tianjin 
und seit 2. November 1987 Mitglied des 
Politbüros des ZK der KPCh   S. 49312, 
1068 

Li Xiannian   Staatspräsident der Volksre-
publik China   S. 126519 

Libal, Michael   Vortragender Legationsrat 
und Vertreter des Leiters im Referat 213 
„Sowjetunion“ des Auswärtigen Amts   
S. 1941, 4971, 8861+3, 10031, 10161, 10291, 
10551, 169310, 18221, 18498 

Liberman, Jewsei Grigorjewitsch   1962–
1981 Professor für Statistik und Wirt-

schaftsmathematik an der Universität 
Charkow; 1947–1962 Abteilungsleiter am 
Charkow-Institut für Ingenieurwissen-
schaften und Ökonomie   S. 692 

Ligatschow, Jegor Kusmitsch   Mitglied 
des Politbüros des ZK der KPdSU sowie 
Sekretär des ZK für Kader, Ideologie und 
Parteiverwaltung   S. 9, 690 f., 144620, 
1810 f., 1849 f., 187826 

Limmer, Herbert   Ministerialdirektor und 
Leiter der Auslandsabteilung des Presse- 
und Informationsamts der Bundesregie-
rung, am 1. Oktober 1987 in Abteilung 3 
„Politische Abteilung“ des Auswärtigen 
Amts versetzt, seit 7. Dezember 1987 Bot-
schafter der Bundesrepublik Deutsch-
land in Buenos Aires; 1979–1983 Ministe-
rialdirigent und Beauftragter für Latein-
amerikapolitik in der Abteilung 3 des 
Auswärtigen Amts mit der Funktionsbe-
zeichnung Botschafter im Verkehr mit 
dem Ausland   S. 469 

Limpabandhu, Prapass   stellvertretender 
thailändischer Außenminister   S. 743 

Lin Zongtang   Stellvertretender Präsident 
der Staatlichen Wirtschaftskommission 
der Volksrepublik China   S. 1066 f. 

Linden, Ludwig   Legationsrat I. Klasse im 
Referat 412 „Europäische Gemeinschaf-
ten: Wirtschafts-, Finanz- und Währungs-
politik; Europäisches Währungssystem, 
Internationale Wirtschafts- und Wäh-
rungsfragen: Wirtschaftsgipfel, IWF, 
OECD“ des Auswärtigen Amts   S. 2281, 
108825, 11491, 15751, 16561 

Linder, Peter   Legationsrat I. Klasse an 
der Botschaft der Bundesrepublik Deutsch-
land in Manila bzw. seit 6. Juli 1987 im 
Referat 230 „Vereinte Nationen: Grund-
satzfragen, Generalversammlung, Sicher-
heitsrat“ des Auswärtigen Amts   S. 181524 

Linhard, Robert E.   Brigadegeneral und 
Mitarbeiter im Nationalen Sicherheits-
rat der Vereinigten Staaten von Amerika 
(Special Assistant to the President for 
National Security Affairs)   S. 89, 26310, 
714, 1071 

Lipkin-Shahak, Amnon   Generalmajor 
der israelischen Streitkräfte und Leiter 
des Militärischen Nachrichtendienstes   
Dok. 298 
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Lippe, Manfred   Vortragender Legations-
rat und Vertreter des Leiters im Referat 
515 „Internationale Zusammenarbeit in 
Sicherheitsfragen“ des Auswärtigen Amts   
S. 19011 

Lipski, Jan Józef   polnischer Literatur-
kritiker, Mitglied der Gewerkschaft So-
lidarność und seit November 1987 Vor-
sitzender der neu gegründeten Polnischen 
Sozialistischen Partei   S. 480 

List, Friedrich   * 1789   † 1846   S. 480–482 
Liyonda, Adrienne Ekila   zairische 

Außenministerin   S. 291 

Loeck, Hans Werner   Botschafter der 
Bundesrepublik Deutschland in Caracas; 
1982–1985 Ministerialdirigent und Leiter 
der Unterabteilung 42 in der Abteilung 4 
„Abteilung für Außenwirtschaftspolitik, 
Entwicklungspolitik und europäische wirt-
schaftliche Integration“ des Auswärtigen 
Amts   S. 5818 

Löffler, Kurt  Staatssekretär im Ministe-
rium für Kultur der DDR sowie stellver-
tretender Vorsitzender und Sekretär des 
Komitees zum 750-jährigen Bestehen von 
Berlin   Dok. 70 und S. 662 

Löhr, Friedrich Ludwig   Legationsrat 
I. Klasse bzw. seit 4. März 1987 Bot-
schaftsrat und Vertreter des Botschafters 
der Bundesrepublik Deutschland in Khar-
toum, seit 21. September 1987 an der Stän-
digen Vertretung bei den Europäischen 
Gemeinschaften in Brüssel   S. 151119 

Lohse, Johannes   Gesandter an der Stän-
digen Vertretung der Bundesrepublik 
Deutschland bei der NATO in Brüssel   
S. 6431, 10806, 13036 

Lomeiko, Wladimir Borissowitsch   Lei-
ter der sowjetischen Delegation bei der 
VN-Menschenrechtskommission im Rang 
eines Botschafters; 1984–1986 Leiter der 
Presseabteilung im sowjetischen Außen-
ministerium   S. 1849 

Loosch, Reinhard   Ministerialdirigent 
und Leiter der Unterabteilung 22 „Inter-
nationale und innerdeutsche Zusammen-
arbeit“ im Bundesministerium für For-
schung und Technologie   S. 1756, 18891, 
18917 

López Contreras, Carlos   honduranischer 
Außenminister   S. 517 

Loquai, Heinz   Oberst i. G. und Mitarbei-
ter an der Ständigen Vertretung der Bun-
desrepublik Deutschland bei der NATO 
in Brüssel   S. 2791, 6211, 6431 

Lorisika, Albert   Oberamtsrat im Refe-
rat 118 „Sicherheit und Geheimschutz“ 
des Auswärtigen Amts   S. 8021 

Löschner, Harald   Vortragender Lega-
tionsrat und Vertreter des Leiters im Re-
ferat 500 „Allgemeines Völkerrecht“ des 
Auswärtigen Amts   S. 132721, 14367, 
17991, 180220 

Lubbers, Rudolphus („Ruud“)   Minister-
präsident des Königreichs der Niederlan-
de   S. 1363 

Lübke, Heinrich   1959–1969 Bundesprä-
sident der Bundesrepublik Deutschland   
S. 12564 

Lucas, Hans-Dieter   Attaché im Referat 
102 „Ausbildung und Fortbildung“ bzw. 
seit 2. April 1987 Legationssekretär im 
Referat 213 „Sowjetunion“ des Auswärti-
gen Amts   S. 67828, 10031, 10161, 17201+4 

Lüdeking, Rüdiger   Legationsrat I. Klas-
se und persönlicher Referent des Staats-
ministers Stavenhagen bzw. seit 12. März 
1987 der Staatsministerin Adam-Schwaet-
zer im Auswärtigen Amt, seit 3. Juni 1987 
Vertreter des Leiters der Delegation der 
Bundesrepublik Deutschland bei der Ab-
rüstungskonferenz (CD) in Genf   S. 471 

Lukanow, Andrei Karlow   bulgarischer 
Stellvertretender Ministerpräsident, seit 
18. August 1987 Minister für Außenwirt-
schaftsbeziehungen   S. 147015 

Lukjanow, Anatolij Iwanowitsch   Leiter 
der Allgemeinen Abteilung beim ZK der 
KPdSU, seit 28. Januar 1987 Sekretär des 
ZK   S. 195, 199, 154315 

Lukowitz, Rüdiger von   Vortragender 
Legationsrat und Vertreter des Leiters 
im Referat 205 „Vereinigtes Königreich, 
Gemeinsame Fragen des Commonwealth, 
Kanada, Irland, Nordische Staaten“ des 
Auswärtigen Amts   S. 3811, 9451+3, 10842 

Lummer, Heinrich   Mitglied des Deut-
schen Bundestages (CDU)   S. 1900 

Lüneburg, Sonja   siehe: Olbrich, Johanna 
Luns, Joseph A. M. H.   1971–1984 Gene-

ralsekretär der NATO   S. 1260 f. 
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Lunscken, Hans-Ulrich   Legationsrat 
I. Klasse an der Botschaft der Bundesre-
publik Deutschland in Warschau   S. 1298–
1301 

Luschew, Pjotr Georgijewitsch   General 
der sowjetischen Streitkräfte und Mit-
glied des ZK der KPdSU sowie Erster 
Stellvertretender Verteidigungsminister   
S. 797 

Lusinchi, Jaime Ramón   Präsident der 
Republik Venezuela   S. 5501, 189931 

Lutz, Martin   Vortragender Legationsrat 
und Vertreter des Leiters im Referat 422 
„Grundsatzfragen der Außenwirtschafts-
politik; Außenhandelsförderung; Gewähr-
leistungen für Ausfuhren und Auslands-
investitionen; Umschuldungen staatlich 
versicherter Handelsforderungen; Messe-
wesen“ des Auswärtigen Amts   S. 2892, 
6859, 15341, 16818 

 
Ma Canrong   Referatsleiter im chinesi-

schen Außenministerium   S. 373 

Mabolia Inengo Tra Bwato, Joseph   
zairischer Botschafter in Bonn   S. 291 

Machel, Samora Moisés   1975–1986 Präsi-
dent der Volksrepublik Mosambik   S. 295, 
1649 

Macovescu, Gheorghe   1972–1978 rumä-
nischer Außenminister   S. 136 

de la Madrid Hurtado, Miguel   Präsident 
der Vereinigten Mexikanischen Staaten   
S. 521, 189931 

Madrigal Nieto, Rodrigo   costaricanischer 
Außenminister   S. 155, 518, 5582 

Mafael, Rolf   Legationssekretär im Refe-
rat 511 „Strafrecht, Steuer- und Zoll-
recht“ bzw. seit 21. April 1987 im Refe-
rat 209 „Sonstige militärpolitische Ange-
legenheiten (Ausbildungs- und Vertei-
digungshilfe, Rüstungszusammenarbeit, 
Übungen, WEU)“ des Auswärtigen Amts   
S. 4953, 8221, 131519 

Maginot, Rudolf   Oberstleutnant i. G. und 
Militärattaché an der Botschaft der Bun-
desrepublik Deutschland in Paris   S. 87112 

al-Mahdi, Sadiq   Vorsitzender der Umma-
Partei und Ministerpräsident der Republik 
Sudan   S. 3392 

Mahler, Halfdan T.   Generaldirektor der 
WHO   S. 854 

Mahley, Donald A.   Mitarbeiter im Natio-
nalen Sicherheitsrat der Vereinigten Staa-
ten von Amerika   S. 93 f., 1688 

Makarios III., Myriarthes (Michael Chri-
stodulos Muskos)   1959–1977 Erzbischof 
und Präsident der Republik Zypern (Juli 
bis Dezember 1974 im Exil)   S. 191338 

Malile, Reiz   albanischer Außenminister   
S. 14767, 1482, 1867 

Malinowski, Roman   Präsident des polni-
schen Parlaments (Marschall des Sejm) 
und Vorsitzender der Vereinigten Bauern-
partei (ZSL)   Dok. 182 und S. 599, 610, 
132510, 1326 

Mallaby, Christopher Leslie George   
stellvertretender Leiter des britischen Ca-
binet Office (Deputy Secretary and Head 
of the Overseas and Defence Secretariat 
in the Cabinet Office)   S. 424 

Mandani, Nizar   Abteilungsleiter im sau-
di-arabischen Außenministerium   S. 1638 

Mandela, Nelson Rolihlahla   Mitglied des 
südafrikanischen ANC, seit 1962 in Haft   
S. 180, 657, 845 f., 1363 f., 1451 f., 1454, 
1623, 1650 

Mandela, Nomzamo Winnie   führen-
des Mitglied des südafrikanischen ANC   
S. 1454 

Mangwende, Witness   simbabwischer 
Außenminister bis 22. Dezember 1987   
S. 655 

Mann, Marcus   Vortragender Legationsrat 
im Referat 431 „Internationale Zusam-
menarbeit bei der friedlichen Nutzung 
der Kernenergie, der Nichtverbreitung, 
der nuklearen Forschung; EURATOM; 
OECD-NEA; IAEO; Weltraumforschung 
und -erschließung; ESA; Trägertechno-
logien“ des Auswärtigen Amts   S. 5621+2, 
12981 

Mannerheim, Carl Gustaf Emil Frei-
herr von   1939–1945 General und Ober-
befehlshaber der finnischen Streitkräfte 
sowie 1944–1946 Präsident der Republik 
Finnland   S. 227 

Mansfield, Michael Joseph   amerikani-
scher Botschafter in Tokio   S. 153714 

Mansouri   Staatssekretär im iranischen 
Außenministerium   Dok. 113 
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Mao Zedong   1943–1976 Vorsitzender der 
KPCh und 1949–1959 Vorsitzender der 
Zentralen Volksregierung der Volksrepu-
blik China bzw. seit 1954 Vorsitzender 
der Volksrepublik China   S. 1311, 14698, 
1624 

Mara, Ratu Sir Kamisese   Ministerprä-
sident von Fidschi bis 13. April 1987, vom 
13. April bis 14. Mai 1987 Oppositions-
führer, seit 5. Dezember 1987 Minister-
präsident der Republik Fidschi   S. 84415 

Marcos, Ferdinand   1965–1986 Präsident 
der Republik der Philippinen   S. 16529, 
12706, 1271 

Jacquin de Margerie, Emmanuel   fran-
zösischer Botschafter in Washington   S. 72 

Marré, Johannes   Leiter der Sachver-
ständigendelegation zur Untersuchung 
der Colonia Dignidad seit November 
1987; 1979–1986 Botschafter der Bun-
desrepublik Deutschland in Montevideo   
S. 1919 f. 

Marshall, George Catlett, Jr.   General 
der Armee (General of the Army) und 
1947–1949 amerikanischer Außenminister   
S. 505, 1648 

Martens, Wilfried   Ministerpräsident des 
Königreichs Belgien   Dok. 125 und S. 293, 
1253 

Martínez Cuenca, Alejandro   nicaragua-
nischer Handelsminister   S. 128213 

Marx, Karl   * 1818   † 1883   S. 12904, 1628 
al-Maschat, Mohammed Sadiq   iraki-

scher Botschafter in Paris bis 2. Okto-
ber 1987, danach Botschafter in London   
S. 1126, 1137 

al-Masri, Taher   jordanischer Außenmini-
ster   Dok. 329 und S. 240, 246 

al-Masri, Zafer   1985/86 Bürgermeister 
von Nablus   S. 84729 

Massion, Georg   Ministerialdirigent und 
Leiter der Unterabteilung 40 in der Ab-
teilung 4 „Wirtschaftsabteilung“ des Aus-
wärtigen Amts sowie Beauftragter für 
Nord-Süd-Verhandlungen mit der Amts-
bezeichnung Botschafter   Dok. 226 und 
S. 6811 

Massmann, Gerd   Botschaftsrat I. Klasse 
und Geschäftsträger der Botschaft der 

Bundesrepublik Deutschland in Kabul   
S. 65525, 111312 

Mate, Peter   ungarischer Dolmetscher   
S. 1417 

Matern, Georg   Regierungsdirektor und 
Stellvertretender Wehrtechnischer Atta-
ché an der Botschaft der Bundesrepublik 
Deutschland in Washington   S. 177618 

Mathiopoulos, Margarita   Pressereferen-
tin bei IBM Deutschland, seit 1. Juli 1987 
stellvertretende Direktorin des Aspen In-
stitute in Berlin (West)   S. 4339, 953 

Matlock, Jack Foust, Jr.   Mitarbeiter 
im Nationalen Sicherheitsrat der Vereinig-
ten Staaten von Amerika, seit 6. April 
1987 Botschafter in Moskau   S. 88, 1525, 
1527, 184613 

Matsunaga, Nobuo   japanischer Botschaf-
ter in Washington   S. 13194 

Mattes, Arnulf   Botschaftsrat I. Klasse 
an der Botschaft der Bundesrepublik 
Deutschland in Brasilia, seit 23. November 
1987 Vortragender Legationsrat I. Klasse 
und Leiter des Referats 514 „Ausländer-
recht einschließlich Asylrecht; Sichtver-
merkswesen; Ausländerpolitik“ im Aus-
wärtigen Amt   S. 19028 

Matthei Aubel, Fernando   General der 
chilenischen Luftwaffe und Mitglied der 
Militärregierung der Republik Chile   
Dok. 118 

Matthias, Helmut   Botschafter der Bun-
desrepublik Deutschland in Jakarta, seit 
9. März 1987 Botschafter in Bukarest   
S. 169912, 18928, 189516 

Mauroy, Pierre   1981–1984 Ministerpräsi-
dent der Französischen Republik   S. 873 

Mayor Zaragoza, Federico   stellvertre-
tender Generaldirektor bzw. seit 7. Novem-
ber 1987 Generaldirektor der UNESCO   
S. 1512 

Maza Martelli, Joaquín Alexander   stell-
vertretender salvadorianischer Außenmi-
nister   S. 550 

Mazowiecki, Tadeusz   Berater der pol-
nischen Gewerkschaft Solidarność und 
Mitglied des Klubs der Katholischen In-
telligenz in Warschau   Dok. 210 

M’Bow, Amadou Mahtar   Generaldirek-
tor der UNESCO bis 7. November 1987   
S. 854, 1198, 1275 
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McCloy, John J.   1949–1952 amerikani-
scher Hoher Kommissar für Deutschland   
S. 1801 

Medwedew, Wladimir Iwanowitsch   
General der sowjetischen Streitkräfte und 
Militärberater   S. 430 

Meese, Edwin III.   amerikanischer Justiz-
minister (Attorney General)   S. 106 f., 
594 f. 

Méhaignerie, Pierre   französischer Ver-
kehrsminister   S. 1609 f. 

Mei Zhaorong   Abteilungsleiter im chine-
sischen Außenministerium   S. 373 

Meincke, Horst   Botschaftsrat I. Klasse 
und Vertreter des Botschafters der Bun-
desrepublik Deutschland in Budapest   
S. 6903 

Meisner, Joachim   Kardinal und Bischof 
von Berlin sowie Vorsitzender der Berli-
ner Bischofskonferenz   S. 1788–1790 

Meiszter, Dávid   Leiter der ungarischen 
Delegation bei der Abrüstungskonferenz 
(CD) in Genf mit der Amtsbezeichnung 
Botschafter   S. 1187 

de Melo, Eurico   portugiesischer Vertei-
digungsminister seit 17. August 1987   
S. 1780 f. 

Menne, Fritz   1976–1979 Botschafter der 
Bundesrepublik Deutschland in Bagdad   
S. 18277 

Menne   General der chilenischen Streit-
kräfte   S. 1920 

Mennicken, Jan-Baldem   Ministerial-
dirigent und Leiter der Abteilung 5 „Luft- 
und Raumfahrt, Rohstoffe; Geowissen-
schaften; Verkehr“ im Bundesministerium 
für Forschung und Technologie, zudem 
Leiter der Delegation der Bundesrepu-
blik Deutschland bei der ESA in Paris   
S. 18891 

Mensah, Moise Christophe   Beigeordne-
ter Präsident des IFAD   S. 85457 

Mercouri, Melina   griechische Ministerin 
für Kultur und Wissenschaft   S. 951, 
95310, 955 

Merino Castro, José Toribio   Admiral 
der chilenischen Marine sowie Präsident 
der Militärregierung der Republik Chile   
S. 589 

Merkel, Christoph   Vortragender Lega-
tionsrat und Leiter des Referats 610 B 
„Büro des Bevollmächtigten der Bundes-
republik Deutschland für kulturelle An-
gelegenheiten im Rahmen des Vertrages 
über die deutsch-französische Zusammen-
arbeit – Arbeitseinheit 1“ im Auswärtigen 
Amt   S. 149416 

van der Merwe, Christoffel Johannes 
(„Stoffel“)   Mitglied des südafrikanischen 
Parlaments, stellvertretender Minister 
für Information und Verfassungsentwick-
lung und seit Mai 1987 persönlicher Be-
rater und Sonderbotschafter des Präsi-
denten der Republik Südafrika   S. 1451 

Méry, Guy   General a. D. der französischen 
Streitkräfte; 1975–1980 Generalstabschef   
S. 872 

Messerschmidt, Manfred   Professor und 
Leitender Historiker des Militärgeschicht-
lichen Forschungsamts in Freiburg im 
Breisgau, seit 1. September 1987 zugleich 
Mitglied der internationalen Historiker-
kommission zur Untersuchung des „Falls 
Waldheim“   Dok. 191 

Messmer, Pierre   Abgeordneter der fran-
zösischen Nationalversammlung und 
Fraktionsvorsitzender der Partei „Ras-
semblement pour la République“   S. 959 

Messner, Zbigniew   Mitglied des Politbü-
ros des ZK der PVAP und Ministerpräsi-
dent der Volksrepublik Polen   S. 610, 1417 

Metscher, Klaus   Botschaftsrat und Ver-
treter des Leiters der Delegation der Bun-
desrepublik Deutschland bei der KSZE-
Folgekonferenz in Wien   S. 5331, 11371, 
114535, 19051 

Meyer, Klaus   Leiter der Ständigen Ver-
tretung der Bundesrepublik Deutschland 
bei der OECD in Paris mit der Amtsbe-
zeichnung Botschafter   S. 19115, 19216 

Meyer, Michael   Legationssekretär an der 
Botschaft der Bundesrepublik Deutsch-
land in Ankara   S. 70010 

Meyer, Thomas   Politikwissenschaftler und 
Direktor der Gustav-Heinemann-Akade-
mie der Friedrich-Ebert-Stiftung   S. 1211 

Meyer, Wolfgang   Leiter der Abteilung 
„Presse und Information“ im Ministerium 
für Auswärtige Angelegenheiten der DDR 
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sowie Sprecher des Außenministeriums   
S. 6612, 1294 

Meyerhoff, Harvey M.   Mitglied bzw. 
seit 4. Februar 1987 Vorsitzender des 
United States Holocaust Memorial Coun-
cil   S. 1109 

Meyer-Landrut, Andreas   Staatssekretär 
des Auswärtigen Amts, seit 5. Mai 1987 
Botschafter der Bundesrepublik Deutsch-
land in Moskau   Dok. 156, 157, 200, 203, 
206, 242, 365, 381 und S. 3, 21, 29, 34, 
36, 414, 61, 64, 69, 82, 88, 941, 125, 132, 
1372, 141, 1491, 167, 196 f., 201, 21513, 
216, 21812, 319, 328, 3351, 342, 347 f., 
369, 3811, 3841, 423, 4801, 495, 5701, 
678, 93014, 1024 f., 10556, 106331+32+33, 
110118, 125422, 1347, 1355, 1510, 155324, 
16927, 169523, 169625, 17001, 170629, 
181732, 184613, 186013, 187826 

Miyazawa, Kiichi   japanischer Finanzmi-
nister   S. 880 

Michael, Holger   Legationsrat I. Klasse 
und Vertreter des Botschafters der Bun-
desrepublik Deutschland in Managua   
Dok. 228 und S. 12804, 12818 

Michajlow, Walerian Wladimirowitsch   
Leiter der sowjetischen Delegation bei den 
MBFR-Verhandlungen in Wien im Rang 
eines Botschafters   S. 36711, 1804 f. 

Michel, Joseph   belgischer Minister für 
innere Angelegenheiten, den öffentlichen 
Dienst und die Dezentralisierung   S. 759 

Michelfeit, Josef   Generalsekretär der 
Berliner Bischofskonferenz seit Februar 
1987   S. 1788 

Michiko   Kronprinzessin von Japan   S. 817 
Michnik, Adam   polnischer Schriftsteller 

und Publizist   S. 480 
Mikulić, Branko   Ministerpräsident der 

Sozialistischen Föderativen Republik Ju-
goslawien   Dok. 82 und S. 3617, 1567 

Miller, Israel   Rabbi und Präsident der 
Conference on Jewish Material Claims 
against Germany   S. 1239 

Millotat, Christian Eduard Otto   Oberst-
leutnant i. G. und Referent im Referat 1 
„Militärpolitische Grundlagen“ in der 
Stabsabteilung III „Militärpolitik, Füh-
rung“ des Führungsstabs der Streitkräfte 
im Bundesministerium der Verteidigung   
S. 14033 

Miłosz, Czesław   polnischer Dichter und 
1980 Träger des Nobelpreises für Litera-
tur   S. 480 

Minty, Abdul S.   Direktor der Organisa-
tion „World Campaign against Military 
and Nuclear Collaboration with South 
Africa“   Dok. 40 und S. 1517, 1797 f. 

al-Mirghani, Ahmad Ali   Präsident der 
Republik Sudan   S. 295 

Miron, Yehuda   Gesandter an der israe-
lischen Botschaft in Bonn seit 1. Juli 1987   
S. 825 

Mischnick, Wolfgang   Mitglied des Deut-
schen Bundestages und Vorsitzender der 
FDP-Fraktion   S. 77610, 1295 f. 

Mittag, Günter   Mitglied des Politbüros 
des ZK der SED sowie Sekretär des ZK 
für Wirtschaft und Stellvertretender 
Vorsitzender des Staatsrats der DDR   
S. 122615, 1255, 1290, 1293 

Mitterrand, Danielle Émilienne   Ehefrau 
von François Mitterrand   S. 693 

Mitterrand, François   Staatspräsident 
der Französischen Republik   Dok. 26, 
89, 147, 166, 189, 294, 318, 356 und 
S. 21, 24, 27, 35, 67, 100, 1016, 102, 
113 f., 117, 1373, 237, 294, 381, 400, 629, 
671, 693, 710, 730, 732, 735, 825, 873–
875, 878–885, 918, 1013, 1044, 1118, 
1120 f., 1125, 117411, 1203–1206, 12154, 
1282, 1386–1388, 1390 f., 1402, 14034+5, 
1405–1407, 1451, 145913, 1542, 15821, 
1591 f., 1619, 1625, 1662, 166641, 1668, 
1743, 1836 f., 1850, 1870, 188814 

Mkapa, Benjamin William   tansanischer 
Außenminister   S. 655 

Mladenow, Petar Toschew   bulgarischer 
Außenminister   S. 376, 788–791, 1084, 
14767, 186726 

Mo Wenxiang   chinesischer Minister für 
Luftfahrtindustrie   S. 1468 

Mobutu Sese Seko   Feldmarschall und 
Präsident der Republik Zaire   Dok. 63 
und S. 633 

Mochtar Kusumaatmadja   siehe: Kusu-
maatmadja, Mochtar 

Mock, Alois   Bundesparteiobmann (Vor-
sitzender) der ÖVP und seit 21. Januar 
1987 österreichischer Außenminister   
S. 595, 960, 103916, 114737 
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Mocumbi, Pascoal Manuel   mosambika-
nischer Außenminister   S. 655, 1614 

Mohrmann, Ulrich   Regierungsdirektor 
an der Ständigen Vertretung der Bundes-
republik Deutschland beim Büro der Ver-
einten Nationen und bei den anderen in-
ternationalen Organisationen in Genf, 
vom 9. Juli bis 3. August 1987 Koordina-
tor bei der UNCTAD VII in Genf   S. 1157 

arap Moi, Daniel Toroitich   Präsident 
der Republik Kenia   Dok. 323 

Molden, Friedrich Peter („Fritz“)   Son-
derbotschafter des österreichischen Außen-
ministeriums im „Fall Waldheim“ seit 
11. Juni 1987   Dok. 190 

Molitor, Edouard   Leiter der luxemburgi-
schen Delegation bei den MBFR-Verhand-
lungen in Wien sowie seit Februar 1987 
bei den Mandatsgesprächen über Kon-
ventionelle Rüstungskontrolle in Wien 
im Rang eines Botschafters   S. 996 

Möllemann, Jürgen Wilhelm   Staatsmi-
nister im Auswärtigen Amt und Mitglied 
des Deutschen Bundestages (FDP), seit 
12. März 1987 Bundesminister für Bil-
dung und Wissenschaft   S. 432, 137, 
21513, 216, 3447, 998, 100216 

Moltke, Gebhardt von   Vortragender Le-
gationsrat I. Klasse und Leiter des Refe-
rats 204 „Vereinigte Staaten von Ameri-
ka, mit den Außengebieten in der Kari-
bik und im Pazifik; Koordinierung der 
deutsch-amerikanischen zwischengesell-
schaftlichen, kultur- und informations-
politischen Zusammenarbeit“ im Aus-
wärtigen Amt   S. 881+3+8, 1591, 3091+3+4, 
5701, 647, 7931, 8341, 10711, 11052, 
13911, 139818, 174718, 18481, 18732, 19011 

Momper, Walter   Vorsitzender des Lan-
desverbandes Berlin der SPD und Vor-
sitzender der SPD-Fraktion im Abgeord-
netenhaus   S. 337 

Monge Álvarez, Luis Alberto   1982–
1986 Präsident der Republik Costa Rica   
S. 517, 128217 

Montfort, Norbert   Botschafter der Bun-
desrepublik Deutschland in Rabat   Dok. 
172 

Moore, John   britischer Verkehrsminister, 
seit 13. Juni 1987 Minister für soziale 
Dienste   S. 74225 

Morales Ehrlich, José Antonio   General-
sekretär der Christdemokratischen Par-
tei El Salvadors, seit Oktober 1987 Land-
wirtschaftsminister   S. 520 

Morán López, Fernando   1982–1985 spa-
nischer Außenminister   S. 1092 

Morel, Pierre   Leiter der französischen 
Delegation bei der Abrüstungskonferenz 
(CD) in Genf mit der Amtsbezeichnung 
Botschafter; 1985/86 Abteilungsleiter im 
französischen Außenministerium (Direc-
teur des Affaires politiques)   S. 22, 142 f., 
144 

Morr, Hubertus von   Legationsrat I. Klas-
se im Referat 201 „Atlantisches Bündnis 
und Verteidigung“ des Auswärtigen Amts, 
seit 12. November 1987 Vortragender 
Legationsrat   Dok. 159, 239 und S. 2741, 
11171, 159212, 159418 

van de Mortel, Jan Hein Lodewijk   Lei-
ter der niederländischen Delegation bei 
den MBFR-Verhandlungen in Wien im 
Rang eines Botschafters   S. 1804 

Moser, Wolfgang   Legationsrat I. Klas-
se und Vertreter des Botschafters der 
Bundesrepublik Deutschland in Nikosia   
S. 114115 

Mostafavi, Mehdi Ahary   iranischer 
Botschafter in Bonn seit 8. Oktober 1987   
S. 146216 

Moulin, Jean   führendes Mitglied des 
französischen Widerstands, 1943 Grün-
der und Vorsitzender des „Conseil Natio-
nal de la Résistance“, im selben Jahr 
durch die Gestapo zu Tode gefoltert  
S. 710 

de Moura, Venâncio   siehe: da Silva Mou-
ra, Venâncio 

Mubarak, Mohammed Hosni   Präsident 
der Arabischen Republik Ägypten; 1974–
1981 Vizepräsident   Dok. 361 und 
S. 505 f., 999 f., 1448, 149917, 185649 

Much, Christian   Legationsrat I. Klasse 
im Referat 310 „Naher Osten“ des Aus-
wärtigen Amts   S. 1744, 3391 

Mugabe, Robert   Ministerpräsident bzw. 
seit 31. Dezember 1987 Präsident der Re-
publik Simbabwe, Führer der Zimbabwe 
African National Union–Patriotic Front 
(ZANU–PF) und Vorsitzender der Bewe-
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gung blockfreier Staaten   S. 165 f., 183, 
1085, 1452, 1678 

Mulack, Gunter   Vortragender Legations-
rat und Vertreter des Leiters im Referat 
513 „Arbeits- und Sozialrecht; Aussied-
lung Deutscher und Volksdeutscher, Hilfe 
für Deutsche im Ausland (§§ 5, 6 KG)“ des 
Auswärtigen Amts, vom 1. Juli bis 13. 
August 1987 und seit 16. Dezember 1987 
abgeordnet nach Tripolis zur Übernahme 
der Dienstgeschäfte des Geschäftsträgers   
S. 8565, 16711+4, 17871 

Müller, Christoph   Legationsrat I. Klasse 
im Referat 220 „Abrüstung und Rüstungs-
kontrolle (weltweit), insbesondere INF 
und START“ des Auswärtigen Amts   
S. 691+3, 1281, 1841, 4281, 4451, 5901, 
6211, 6431, 7221, 8051, 11591, 11651, 
11911, 12201, 13191, 14781, 15241, 15481 

Müller, Wolfgang   S. 1366, 1369 
Müller-Chorus, Gerhard   Vortragender 

Legationsrat I. Klasse und Leiter des 
Referats 514 „Ausländerrecht einschließ-
lich Asylrecht; Sichtvermerkswesen; 
Ausländerpolitik“ im Auswärtigen Amt   
S. 7551+2, 110118, 141626 

Müller-Thuns, Waldemar   Ministerialdi-
rektor und Leiter der Abteilung E „Euro-
papolitik“ im Bundesministerium für Wirt-
schaft   S. 35427 

Mülmenstädt, Matthias   Legationsrat 
I. Klasse im Referat 220 „Abrüstung und 
Rüstungskontrolle (weltweit), insbeson-
dere INF und START“ des Auswärtigen 
Amts   S. 2791, 2821, 2861, 3191+3, 5531, 
5901, 6121+2, 6211, 6431, 7131, 8051, 
9041+3, 11911, 12201, 13031+3, 13191, 
15201, 15241, 16011, 16861, 17331, 17481, 
17671, 18241, 18411 

Mulroney, Martin Brian   Ministerprä-
sident von Kanada und Vorsitzender der 
Fortschrittlichen Konservativen Partei   
S. 86518, 878–885, 192717 

Munguía Payés, David   Major der salva-
dorianischen Streitkräfte   S. 1007 

Munro, Alan Gordon   Abteilungsleiter im 
britischen Außenministerium (Deputy 
Under-Secretary of State, Middle East/ 
Africa) seit Februar 1987   S. 37118 

Murachowskij, Wsewolod Serafimo-
witsch   sowjetischer Erster Stellvertre-

tender Ministerpräsident und Landwirt-
schaftsminister   S. 628, 64120, 670, 691, 
889 

Murata, Ryohei   japanischer Botschafter 
in Wien, seit Juli 1987 stellvertretender 
Außenminister   S. 153714 

Murphy, Richard William   Abteilungs-
leiter im amerikanischen Außenministe-
rium (Assistant Secretary of State for 
Near Eastern and South Asian Affairs)   
S. 162–164, 84832, 936 

Musa al-Sadr, Sayyid   schiitischer Imam 
und Oberhaupt des Obersten Islamisch-
Schiitischen Rats im Libanon bis zu seinem 
Verschwinden im August 1978   S. 766 

Museveni, Yoweri Kaguta   Präsident der 
Republik Uganda   S. 164715 

Musitelli, Jean   Mitarbeiter im franzö-
sischen Präsidialamt und außenpolitischer 
Berater des französischen Staatspräsi-
denten (Chargé de mission au secréta-
riat général de la Présidence de la Répub-
lique, seit April 1987 Conseiller techni-
que)   S. 216 

Mussawi, Hassan   Mitglied der Hisbollah   
S. 85 

Mussawi, Mir Hossein   Ministerpräsident 
der Islamischen Republik Iran   S. 217, 
85040, 11118 

de Muyser, Guy   Leiter der luxemburgi-
schen Ständigen Vertretung bei der NATO 
in Brüssel im Rang eines Botschafters   
S. 280, 1260 f., 1769 

Muzorewa, Abel Tendekayi   Bischof der 
United Methodist Church in Simbabwe; 
1971–1985 Präsident des United African 
National Council in Simbabwe und vom 
1. Juni bis 11. Dezember 1979 Mini-
sterpräsident von Simbabwe-Rhodesien   
S. 162638 

Mwananshiku, Luke   sambischer Außen-
minister   S. 655 

 
Naccache, Anis   S. 86 
Nachmann, Werner   Vorsitzender des 

Zentralrats der Juden in Deutschland   
S. 1239 

Nadschibullah, Mohammed   Generalse-
kretär des ZK der Demokratischen Volks-
partei Afghanistans sowie seit 30. Sep-
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tember 1987 Vorsitzender des Revolutions-
rats der Demokratischen Republik Af-
ghanistan, seit 30. November 1987 Präsi-
dent der Republik Afghanistan   S. 31538, 
376, 453, 8425, 111312 

Nagel, Burghart   Vortragender Legations-
rat I. Klasse und Leiter des Referats 424 
„Exportkontrollfragen; Koordinierungs-
ausschuß für Ost-West-Handelspolitik 
(COCOM); Rüstungsexport“ im Auswär-
tigen Amt   Dok. 45, 272, 299 und 
S. 1571+3, 15810, 2761, 9281, 10771+2, 
11021, 11038, 11681, 117220, 179610, 179712 

Nagy, János   1971–1980 ungarischer Stell-
vertretender Außenminister   S. 13520 

Najib, Mohammed   siehe: Nadschibullah, 
Mohammed 

Nakane, Takeshi   Mitarbeiter der japani-
schen Botschaft in Bonn   S. 814 

Nakasone, Yasuhiro   Ministerpräsident 
Japans bis 6. November 1987   Dok. 165 
und S. 84622, 878–885, 1253, 1379 

Nardin, Claude-Nicole   schweizerische 
Untersuchungsrichterin   S. 1441, 14428 

Naruhito (Prinz Hiro)   Prinz von Japan   
S. 817 

Nasarkin, Jurij Konstantinowitsch   Ab-
teilungsleiter im sowjetischen Außenmi-
nisterium, seit Februar 1987 Leiter der 
Delegation bei der Abrüstungskonferenz 
(CD) in Genf mit der Amtsbezeichnung 
Botschafter   S. 31111, 679, 1840 

Nasser, Jahanbakhsh   Attaché für Kul-
turangelegenheiten an der iranischen 
Botschaft in Bonn   S. 216, 218 

Nasseri, Cyrus   Referatsleiter im irani-
schen Außenministerium   S. 1110 

Natus, Dietrich   Vorstandsvorsitzender 
der Metallgesellschaft AG Frankfurt am 
Main   S. 1069 

Naudé, Christiaan Frederick Beyers   
Generalsekretär des Südafrikanischen 
Kirchenrats (SACC) bis Juli 1987   S. 11933 

Naumann, Friedrich   * 1860   † 1919   
S. 481 f. 

Necker, Tyll   Präsident des Bundesver-
bandes der Deutschen Industrie (BDI)   
S. 504 f. 

Nedden, Ute   Mitarbeiterin des Deutschen 
Roten Kreuzes   S. 1922 

Neglein, Hans-Gerd   stellvertretender 
Vorstandsvorsitzender der Siemens AG   
S. 493, 1067 f. 

Negrotto Cambiaso, Andrea   stellvertre-
tender Abteilungsleiter im italienischen 
Außenministerium   S. 181420 

O’Neill, Robert James   Leiter der briti-
schen Delegation bei den MBFR-Verhand-
lungen in Wien im Rang eines Botschaf-
ters   S. 1805 

Neira, Ivan   chilenischer Rechtsberater   
S. 1028 

Nestorowicz, Tadeusz   polnischer Bot-
schafter in Bonn bis 11. August 1987   
S. 611 

Nestroy, Harald   Botschafter der Bundes-
republik Deutschland in San José   Dok. 
110 und S. 16427, 515, 518 f., 522, 524 

Netschajew   Mitarbeiter im sowjetischen 
Außenministerium   S. 32 

Neubert, Klaus   Botschaftsrat an der Bot-
schaft der Bundesrepublik Deutschland 
in Moskau   S. 7821, 10567+9, 16024, 18411 

Neuer, Walter   Ministerialdirigent und 
Leiter des Referats 24 „Sonderaufgaben: 
Protokoll“ im Bundeskanzleramt, seit 
1. Juli 1987 Leiter des Kanzlerbüros   
S. 4321, 7351, 809, 814, 827, 93612, 956, 
10491 

Neukirchen, Karl Heinz   Ministerialdiri-
gent und Leiter der Unterabteilung 61 in 
der Abteilung 6 „Abteilung für Auswär-
tige Kulturpolitik“ des Auswärtigen Amts   
S. 11166 

Neumann, Isaac   Rabbiner der Jüdischen 
Gemeinde in der DDR seit 23. September 
1987   S. 1239 

Neusel, Hans   Staatssekretär im Bundes-
ministerium des Innern   S. 1491, 69817, 
700, 702 f., 7567, 76517, 76722, 11732, 1258, 
1901 f. 

Nguyen Co Thach   vietnamesischer Außen-
minister und seit Februar 1987 Stellver-
tretender Ministerpräsident   S. 126418, 
1266, 1272 

Nguyen Van Linh   Generalsekretär der 
Kommunistischen Partei Vietnams   S. 744 

Nicholls, David Alan   Abteilungsleiter im 
britischen Verteidigungsministerium (De-
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puty Under-Secretary of State, Policy)   
S. 424 

Nier, Kurt   Stellvertretender Außenmini-
ster der DDR   S. 3912, 122512, 129216 

Nikitin, Sergej Sergejewitsch   sowjeti-
scher Botschafter in Brüssel bis 25. Mai 
1987   S. 239, 245, 4538 

Nikolaus II.   * 1868   † 1918   S. 1278 
Nipperdey, Otto   Botschaftsrat I. Klasse 

und Vertreter des Botschafters der Bun-
desrepublik Deutschland in Kopenhagen   
S. 11933 

De Nittis, Francesco   Apostolischer Nun-
tius in San Salvador und Tegucigalpa   
S. 1010 

Nitze, Paul Henry   Sonderbotschafter 
der amerikanischen Regierung in Fragen 
der Abrüstung und Rüstungskontrolle; 
1981–1983 Leiter der Delegation bei den 
INF-Verhandlungen in Genf im Rang 
eines Botschafters   Dok. 53, 56, 59 und 
S. 71, 89, 106, 185, 250 f., 263, 30314, 
310, 556, 580 f., 61611, 6213+4, 713 f., 906, 
1071, 1073, 1075, 1161, 13194, 1500, 
1525–1527, 1552, 1838 

Nixon, Richard Milhous   1969–1974 
Präsident der Vereinigten Staaten von 
Amerika   S. 73 

Nkomo, Mqabuko Joshua   Vorsitzender 
der ZAPU und seit 31. Dezember 1987 
stellvertretender Vizepräsident der Re-
publik Simbabwe   S. 162638 

Noël, Émile   Generalsekretär der EG-
Kommission, seit November 1987 Präsi-
dent des Europäischen Hochschulinstituts 
in Florenz   S. 7353 

Nogueira Batista, Paulo   brasilianischer 
Ständiger Vertreter bei den GATT-Ver-
handlungen in Genf im Rang eines Bot-
schafters, seit September 1987 Ständiger 
Vertreter bei den Vereinten Nationen in 
New York   S. 1930 

Noir, Michel   Beigeordneter Außenhan-
delsminister im französischen Ministe-
rium für Wirtschaft, Finanzen und Pri-
vatisierung   S. 660 

Noiville, Jean François   Abteilungsleiter 
im französischen Außenministerium (Di-
recteur des Affaires politiques)   Dok. 66, 
367 und S. 112, 728, 826, 834, 1590 

Nöldeke, Eberhard   Vortragender Lega-
tionsrat I. Klasse und Leiter des Refe-
rats 320 „Südliches Afrika“ im Auswär-
tigen Amt   S. 88223, 14502, 16143, 18311, 
183416 

Nölle, Wilfried   Botschafter der Bundesre-
publik Deutschland in Maputo   Dok. 324 
und S. 162129, 163045, 163452 

Nordenskjöld, Fritjof von   Vortragender 
Legationsrat I. Klasse und Leiter des Re-
ferats 011 „Parlaments- und Kabinetts-
referat“ im Auswärtigen Amt, seit 2. No-
vember 1987 abgeordnet an die Botschaft 
der Bundesrepublik Deutschland in Paris   
S. 109246 

North, Oliver Laurence   Oberstleutnant 
der amerikanischen Streitkräfte und 
1981–1986 Mitarbeiter im Nationalen 
Sicherheitsrat der Vereinigten Staaten 
von Amerika   S. 6287 

Nourney, Gerhard   Botschaftsrat an der 
Botschaft der Bundesrepublik Deutsch-
land in Paris, seit 24. September 1987 
Vortragender Legationsrat und Vertreter 
des Leiters im Referat 223 „Abrüstung 
und Rüstungskontrolle in den Vereinten 
Nationen und ihren Sonderorganisatio-
nen“ des Auswärtigen Amts   S. 17481 

Nowak, Jerzy M.   Stellvertretender Leiter 
bzw. seit 18. September 1987 Leiter der 
polnischen Delegation bei der KSZE-
Folgekonferenz in Wien im Rang eines 
Botschafters   S. 190817 

Nowak, Walter   Botschafter der Bundes-
republik Deutschland in Riad   Dok. 322 
und S. 11764 

Nowotny, Eva   Gesandtin und außenpoli-
tische Beraterin des Bundeskanzlers der 
Republik Österreich   S. 1541 f. 

Nowottny, Friedrich   Intendant des WDR   
S. 21513, 216 

Numeiri, Dschafar Mohammed   Feld-
marschall und 1969–1985 Präsident der 
Demokratischen Republik Sudan   S. 3392 

Núñez Téllez, Carlos   führendes Mitglied 
der Sandinistischen Nationalen Befrei-
ungsfront (FSLN) und Präsident der 
nicaraguanischen Nationalversammlung   
S. 116410 

Nunn, Samuel Augustus, Jr.   Senator für 
den amerikanischen Bundesstaat Georgia 
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(Democratic Party) und seit 3. Januar 
1987 Vorsitzender des Streitkräfteaus-
schusses des Senats („Armed Services 
Committee“)   S. 3426, 345 f., 398, 400, 
442, 706 f., 7514, 753, 1392, 1425, 1446, 
1550, 1825 

Nyembo Shabani, Jean   zairischer Fi-
nanzminister   S. 63322 

Nyerere, Julius Kambarage   Vorsitzen-
der der Einheitspartei „Partei der Revo-
lution“ (CCM); 1962–1985 Präsident der 
Republik Tanganjika bzw. seit 1964 der 
Vereinigten Republik Tansania   S. 1452, 
162638, 1649 

Nyheim, Jan E.   Abteilungsleiter im nor-
wegischen Außenministerium   Dok. 345 

 
Oakley, Phyllis Elliott   Sprecherin des 

amerikanischen Außenministeriums   
S. 1190 

Obando (y) Bravo, Miguel   Kardinal und 
Erzbischof von Managua   S. 128320 

Obasi, Godwin Olu Patrick   Generalse-
kretär der WMO   S. 85457 

Obert, Günter Horst Erwin   Staatsse-
kretär im Bundesministerium der Finan-
zen   S. 277, 124122 

Obuchow, Alexej Alexandrowitsch   
stellvertretender Leiter der sowjetischen 
Delegation bei den amerikanisch-sowje-
tischen Verhandlungen über Nuklear- 
und Weltraumwaffen in Genf und stell-
vertretender Leiter der Verhandlungen 
über Mittelstreckenwaffen im Rang eines 
Botschafters   S. 590, 62910, 63915, 644 f., 
649, 13036, 1305, 1601 

Obzina, Jaromír   tschechoslowakischer 
Stellvertretender Ministerpräsident und 
Vorsitzender der Staatskommission für 
Zukunftstechnologie und Investitionsent-
wicklung   S. 187721 

Ochoa Pérez, Sigifredo   Oberst der salva-
dorianischen Streitkräfte   S. 1009 

Oduho, Joseph Haworu   politischer Be-
rater des Vorsitzenden der südsudanesi-
schen „Sudan People’s Liberation Move-
ment/Army“   Dok. 71 

Oesterhelt, Jürgen   Ministerialdirektor 
und Leiter der Abteilung 5 „Rechtsabtei-
lung“ des Auswärtigen Amts sowie Völ-

kerrechtsberater; 1980–1985 Vortragen-
der Legationsrat I. Klasse und Leiter des 
Referats 500 „Allgemeines Völkerrecht“; 
1985/86 Ministerialdirigent und Leiter 
der Unterabteilung 21 in der Abteilung 2 
„Politische Abteilung“   Dok. 48, 151 und 
S. 135, 182 f., 19915, 25525, 27613, 40314, 
4701, 54610, 6571, 981, 103623, 1079, 1371, 
1440, 16713+4, 17239, 1758, 1799, 1919, 
1922 

Oesterlen, Berndt   Legationsrat I. Klasse 
im Referat 401 „Außenpolitische Fragen 
und Grundsätze der Technischen Zusam-
menarbeit mit Entwicklungsländern; 
Technische Zusammenarbeit im VN-Be-
reich: Insbesondere UNIDO, UNDP; 
regionale VN-Wirtschaftskommissionen 
(ECE, ESCAP, ECLA, ECA, ECWA) und 
VN-Treuhandprojekte“ des Auswärtigen 
Amts bzw. seit 28. Oktober 1987 an der 
Botschaft der Bundesrepublik Deutsch-
land in Canberra   S. 1571+3, 2061+2 

Ogarkow, Nikolaj Wassiljewitsch   Mar-
schall der Sowjetunion, Mitglied des ZK 
der KPdSU und Oberbefehlshaber der 
sowjetischen Streitkräfte in der „Opera-
tionszone West“; 1977–1984 Generalstabs-
chef der sowjetischen Streitkräfte   S. 967, 
973, 1778 

Ohlraun, Helmut   Vortragender Lega-
tionsrat und Vertreter des Leiters im Re-
ferat 118 „Sicherheit und Geheimschutz“ 
des Auswärtigen Amts   S. 8021 

Ohnesorge, Bernd   S. 7897 

Ojeda y Eiseley, Jaime de   Leiter der 
spanischen Ständigen Vertretung bei der 
NATO in Brüssel im Rang eines Bot-
schafters   S. 1261, 1769 

Okello, Tito   1985/86 Vorsitzender des Mi-
litärrats (Staatsoberhaupt) der Republik 
Uganda   S. 164715 

Olbrich, Johanna   Mitarbeiterin des Mi-
nisteriums für Staatssicherheit der DDR 
und 1973–1985 als „Sonja Lüneburg“ 
Sekretärin des Bundesministers für Wirt-
schaft   S. 499, 5004 

Olcay, Osman   Leiter der türkischen Stän-
digen Vertretung bei der NATO in Brüs-
sel im Rang eines Botschafters   Dok. 250 
und S. 1497, 1770 
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Oldenkott, Bernard   Botschafter der Bun-
desrepublik Deutschland in Addis Abeba   
S. 3393, 68716 

Oldigs, Lühr-Onno   Oberst i. G. und Lei-
ter des Referats 5 „Rüstungskontrolle“ 
in der Stabsabteilung III „Militärpolitik, 
Führung“ des Führungsstabs der Streit-
kräfte im Bundesministerium der Vertei-
digung   S. 431, 1192, 15659+12 

Olechowski, Tadeusz   polnischer Stell-
vertretender Außenminister; 1983–1986 
Botschafter in Bonn   Dok. 122 und 
S. 598 f., 601 

Olszowski, Stefan   1971–1976 und 1982–
1985 polnischer Außenminister   S. 60017 

Oostergetelo, Jan   Mitglied des Deut-
schen Bundestages (SPD)   S. 130210 

Ortega Saavedra, José Daniel   Präsi-
dent der Republik Nicaragua   Dok. 228 
und S. 1546, 16427, 516 f., 522, 559, 
85250, 1013, 128215, 1444, 1447, 147420 

Ortiz Quiroga, Luis   Vizepräsident der 
chilenischen Unabhängigen Menschen-
rechtskommission   S. 1371 

Orzechowski, Marian   polnischer Außen-
minister   Dok. 263 und S. 376, 601 f., 
606, 915, 114225, 1852 

Ost, Friedhelm   Staatssekretär und Chef 
des Presse- und Informationsamts sowie 
Sprecher der Bundesregierung   S. 285, 
809, 814, 984, 989 f., 14098, 173014, 18837 

Osterloh, Jasper   Vorsitzender des Lan-
desverbandes Oldenburg des Deutschen 
Roten Kreuzes und seit November 1987 
Mitglied der Sachverständigendelegation 
zur Untersuchung der Colonia Dignidad   
S. 19192, 1922 

Oswald, Julian J. R.   Admiral der briti-
schen Marine und Oberbefehlshaber der 
Alliierten Streitkräfte im Ärmelkanal 
(CINCHAN) seit Mai 1987   S. 866, 1934 

Ott, Harry   Leiter der Ständigen Vertre-
tung der DDR bei den Vereinten Nationen 
in New York im Rang eines Botschafters 
sowie Stellvertretender Außenminister 
und Mitglied des ZK der SED   S. 747 

Oueddei, Goukouni   Vorsitzender des 
Gouvernement d’Union nationale de tran-
sition (GUNT) in der Republik Tschad   
S. 29414 

Overfeld, Günter   Legationsrat an der 
Botschaft der Bundesrepublik Deutsch-
land in Teheran, am 17. Februar 1987 
des Landes verwiesen, vom 23. Februar 
bis 7. Mai 1987 abgeordnet an das Gene-
ralkonsulat in Zürich, seit 25. Mai 1987 
an der Botschaft in Ankara, seit 2. Dezem-
ber 1987 Legationsrat I. Klasse   S. 21513, 
217, 21812 

Owen, David   Mitglied des britischen Un-
terhauses und bis 6. August 1987 Vor-
sitzender der Social Democratic Party   
S. 948 

Owtscharow, Stojan   bulgarischer Mini-
ster für Wirtschaft und Planung seit 18. 
August 1987   S. 147015 

Özal, Turgut   Ministerpräsident der Re-
publik Türkei und Vorsitzender der Mut-
terlandspartei; 1980–1982 stellvertreten-
der Ministerpräsident    S. 316, 472, 695–
697, 1095, 1101 

 

Pabsch, Wiegand   Ministerialdirigent und 
Leiter der Unterabteilung 43 in der Ab-
teilung 4 „Abteilung für Außenwirt-
schaftspolitik, Entwicklungspolitik und 
europäische wirtschaftliche Integration“ 
des Auswärtigen Amts   Dok. 184 und 
S. 11111, 4776, 67724, 7513, 1653, 16563, 
17533, 175727, 18891 

Pachelbel-Gehag, Wolfgang-Rüdiger von   
Botschafter der Bundesrepublik Deutsch-
land in Athen, seit 14. Dezember 1987 
Botschafter in Kopenhagen   S. 9503 

Packmor, Georg   S. 12025, 1366–1370 

Packmor, Lotti   S. 12025, 1366–1370 

Padoa-Schioppa, Tommaso   stellvertre-
tender Generaldirektor der Banca d’Ita-
lia; 1979–1983 Generaldirektor für Wirt-
schaft und Finanzen bei der EG-Kommis-
sion   S. 234, 1659 

Padon, Gabriel   Gesandter und Vertre-
ter des israelischen Botschafters in Bonn   
S. 1514 

Pagniez, Yves Charles Philippe   franzö-
sischer Botschafter in Moskau   S. 184613 

Pahlevi, Mohammed Reza   1941–1979 
Schah des Kaiserreichs Iran   S. 963, 2179, 
15368 
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Pak Chong Chol   südkoreanischer Stu-
dent, am 13. Januar 1987 zu Tode gefol-
tert   S. 853 

Palatschenko, Pawel Ruslanowitsch   
sowjetischer Dolmetscher   S. 75 

Palme, Olof   1969–1976 und 1982–1986 
Ministerpräsident des Königreichs Schwe-
den sowie 1969–1986 Vorsitzender der So-
zialdemokratischen Arbeiterpartei Schwe-
dens; 1980–1982 Vorsitzender der Un-
abhängigen Kommission für Abrüstungs- 
und Sicherheitsfragen (Palme-Kommis-
sion)   S. 2235, 1211, 1252 

Panchen Lama   siehe: Chökyi Gyeltshen, 
Thrinle Lhündrub 

Panetta, Eugenio   Präfekt von Verona   
S. 15557, 1556 

Papandreou, Andreas Georgios   Mini-
sterpräsident der Hellenischen Republik 
sowie Vorsitzender der Panhelleni-
schen Sozialistischen Bewegung (PASOK)   
S. 9503, 951, 1252 

Papoulias, Karolos   griechischer Außen-
minister   S. 9504, 1332, 1334, 1337, 14767, 
1867 

Parker, Lyn   Referent des britischen 
Außenministers (Assistant Private Secre-
tary)   S. 250 

Paschke, Karl-Theodor   Leiter der Stän-
digen Vertretung der Bundesrepublik 
Deutschland beim Büro der Vereinten 
Nationen und bei den anderen interna-
tionalen Organisationen in Wien mit der 
Amtsbezeichnung Botschafter, seit 2. Fe-
bruar 1987 Gesandter und Vertreter des 
Botschafters in Washington   Dok. 173, 
181, 227, 234, 235, 243, 261, 317, 349 
und S. 159, 2744+5, 2836, 56014, 5767, 
5941, 7247, 9853, 107314, 107524, 11635, 
1449, 162128, 17496 

Paul I.   * 1754   † 1801   S. 692 
Paye, Jean-Claude   Generalsekretär der 

OECD   S. 191 
Pen Sovan   1981 Ministerpräsident der 

Volksrepublik Kampuchea; 1979–1981 
Generalsekretär der Revolutionären Volks-
partei Kampucheas und Verteidigungs-
minister   S. 1274 

Penner, Willfried   Mitglied des Deutschen 
Bundestages (SPD) und Vorsitzender des 

Untersuchungsausschusses zur Frage 
der Lieferung von U-Boot-Konstruktions-
unterlagen an Südafrika   S. 179 

Peres, Shimon   israelischer Außenmini-
ster und Vorsitzender der Israelischen Ar-
beitspartei; 1984–1986 Ministerpräsident   
Dok. 185 und S. 163, 242, 245, 503 f., 
50521+23, 506, 847, 1680 f., 1711, 1827 

Pérez de Cuéllar, Javier   Generalsekre-
tär der Vereinten Nationen; 1981 Sonder-
beauftragter der Vereinten Nationen für 
Afghanistan   S. 243, 314, 5159, 522, 7616, 
816, 842, 854, 882, 884, 1089 f., 1111 f., 
11263, 1132–1136, 1276, 1333, 1336, 
1345 f., 13489, 135643, 136420, 1378 f., 
1447, 1499 f., 15145, 1525, 153714+15, 
1639 f., 1678, 1735, 1815–1817, 1831, 
183416, 1855 

Perle, Richard Norman   Abteilungslei-
ter im amerikanischen Verteidigungsmi-
nisterium (Assistant Secretary of Defense 
for International Security Policy) bis 8. 
Mai 1987, danach Mitglied des Defense Po-
licy Board Advisory Committee   Dok. 53, 
56, 59 und S. 69, 72 f., 88, 8910, 91–93, 
143, 159, 250 f., 255, 26311, 287, 3109, 647 

Perlot, Enzo   italienischer Botschafter in 
Lissabon, seit 20. November 1987 Abtei-
lungsleiter (Politischer Direktor) im ita-
lienischen Außenministerium   S. 1812 

Pertini, Alessandro   1978–1985 Präsident 
der Italienischen Republik   S. 1713 

Peter I. („der Große“)   * 1672   † 1725   
S. 225, 227, 443, 692, 917 

Peters, Anna-Margareta   Vortragende 
Legationsrätin und Vertreterin des Lei-
ters im Referat 612 „Auslandsschulen, 
Schulwesen“ des Auswärtigen Amts   
S. 95415 

Peters, Hans-Jochen   Vortragender Le-
gationsrat im Referat 02 „Planungsstab“ 
bzw. seit 11. Juni 1987 Vertreter des Lei-
ters im Referat 03 „Kommunikation“ des 
Auswärtigen Amts, seit 22. Dezember 
1987 Vortragender Legationsrat I. Klasse   
S. 471, 4801 

Petersen, Jens   Botschafter der Bundes-
republik Deutschland in Bern   S. 984 

Petersen, Peter   Mitglied des Deutschen 
Bundestages (CDU)   S. 11052, 1107–1109, 
111013 
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Petross, Jacob   Mitarbeiter des Presse- 
und Informationsamts der Bundesregie-
rung, seit 1981 im Irak inhaftiert bis zu 
seiner Ausreise am 25. November 1987   
S. 1130, 1135 f., 1681–1683 

Petrowskij, Wladimir Fjodorowitsch   
sowjetischer Stellvertretender Außenmi-
nister   S. 11632, 679, 1017, 1181, 118314, 
1348, 142820 

Pfeffer, Franz   Botschafter der Bundes-
republik Deutschland in Warschau, seit 
7. November 1987 Botschafter in Paris; 
1981–1985 Ministerialdirektor und Leiter 
der Abteilung 2 „Politische Abteilung“ 
des Auswärtigen Amts   Dok. 256 und 
S. 598, 60222+23, 609, 61126, 105218, 132510, 
1330, 13926, 1437, 1590, 166532, 17746 

Pfeiffer, Reiner   Mitarbeiter der schles-
wig-holsteinischen Staatskanzlei   S. 14411, 
1442 

Pfeil, Peter Graf von   Oberstleutnant i. G. 
und Mitarbeiter im Referat 02 „Planungs-
stab“ des Auswärtigen Amts   Dok. 154 
und S. 9671+4, 13211 

Pfetten-Arnbach, Karl Berchtold Frei-
herr von   Vortragender Legationsrat 
I. Klasse und Leiter des Referats 014 „Bü-
ro Staatssekretäre“ im Auswärtigen Amt   
S. 32, 212, 291, 533, 613, 1743, 2013, 2163, 
2192, 2283, 2471, 2601, 3193, 3351, 3693, 
3921, 4232, 4773, 4801, 5533, 5652, 6061, 
6122, 6651, 6677, 6811, 68612, 6943, 7161+2, 
7682, 7881, 7983, 8221, 8693, 8952, 9043, 
9282+3, 9453, 9653, 10261, 10373, 10715, 
10772, 10801+3, 12152, 12624, 13033, 13213, 
13911, 14185, 145913, 14603, 14634, 15451, 
15484, 16533, 16605, 16974, 17001, 17204, 
17443, 17481, 17953, 18311, 188037 

Pflüger, Friedbert   Pressesprecher des 
Bundespräsidenten der Bundesrepublik 
Deutschland   S. 964, 10556 

Pham Hung   Vorsitzender des Ministerrats 
der Sozialistischen Republik Vietnam seit 
18. Juni 1987   S. 126726 

Picco, Giandomenico   persönlicher Refe-
rent des VN-Generalsekretärs   S. 108931, 
181628 

Piecha, Wolfgang   Legationsrat I. Klasse 
im Referat 331 „Kolumbien, Mexiko, Pa-
nama, Venezuela, Zentralamerika, Kari-
bik“ des Auswärtigen Amts   S. 7981, 
12801+2, 14711, 147212+13 

Pinochet Ugarte, Augusto   Präsident der 
Republik Chile und Oberbefehlshaber 
der chilenischen Streitkräfte   S. 44, 469, 
5894, 1009, 1011, 1202, 1882 f. 

Pleuger, Gunter   Vortragender Legations-
rat I. Klasse und Leiter des Referats 012 
„Öffentlichkeitsarbeit“ im Auswärtigen 
Amt   Dok. 238, 255 und S. 2779, 5347, 
179610 

Pleven, René   1950–1952 Ministerpräsi-
dent der Französischen Republik   S. 10547 

Plimak, Jewgenij Grigorjewitsch   sowje-
tischer Historiker und Publizist   S. 9 f. 

Plischka, Hans-Peter   Vortragender Le-
gationsrat und Vertreter des Leiters im 
Referat 514 „Ausländerrecht einschließ-
lich Asylrecht; Sichtvermerkswesen; Aus-
länderpolitik“ des Auswärtigen Amts   
S. 7551+2 

Ploetz, Hans-Friedrich von   Ministerial-
dirigent und Leiter der Unterabteilung 20 
in der Abteilung 2 „Politische Abteilung“ 
des Auswärtigen Amts   Dok. 23, 27, 55, 
97, 104, 241, 283, 363 und S. 21, 227+8, 
741, 80, 90, 10910, 1371, 1451, 3094, 3447, 
34711, 4021, 4701, 47214, 6062, 62911, 
6472, 6665, 66711, 6959, 7162, 7189, 7253, 
7261, 727, 755, 7881, 7948, 8091, 8341+5, 
8693, 8952, 897, 9453, 94712, 9653, 1053, 
10548, 1088, 109610, 11171, 12031, 120611, 
120712, 12591, 1386, 1388, 13911, 1399, 
14021, 14036, 14049+10, 1418, 1491, 149211, 
1494, 15451, 159111, 159212, 1660–1665, 
1667–1670, 17531+2, 175726, 175835, 180912, 
181420, 18311, 1933 

Plumb, Lord Charles Henry   Mitglied 
des Europäischen Parlaments (Europäi-
sche Demokraten), seit 20. Januar 1987 
Präsident des Europäischen Parlaments   
S. 3496, 151119 

Pöhl, Karl Otto   Präsident der Deutschen 
Bundesbank   S. 12154, 1217, 158120, 
1586 f. 

Pöhlmann, Jürgen   Botschaftsrat I. Klas-
se und Vertreter des Leiters der Delega-
tion der Bundesrepublik Deutschland 
bei den MBFR-Verhandlungen in Wien   
S. 3651, 9921, 18031 

Poindexter, John Marlan   1985/86 Vize-
admiral und Sicherheitsberater des ame-
rikanischen Präsidenten (Assistant to the 
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President for National Security Affairs)   
S. 2315, 6287 

Pol Pot (Saloth Sar)   Führer der „Roten 
Khmer“; 1976–1979 Ministerpräsident des 
Demokratischen Kampuchea   S. 744 f., 
1263, 1267, 1273–1275 

Politis, Constantin   Leiter der griechi-
schen Delegation bei den MBFR-Verhand-
lungen in Wien im Rang eines Botschaf-
ters bis 2. November 1987   S. 996 

Poljakow, Wladimir Porfirjewitsch   Ab-
teilungsleiter im sowjetischen Außenmi-
nisterium   S. 84832, 936 

Poos, Jacques   luxemburgischer Außen-
minister   S. 575, 577, 579, 867, 1332, 
1334, 1337, 1497, 1507 

Popiełuszko, Jerzy   polnischer Priester, 
am 19. Oktober 1984 ermordet   S. 610, 
10509, 151334 

Popp, Ulrich   Ministerialrat und Persön-
licher Referent des Chefs des Bundes-
kanzleramts, seit August 1987 Mitarbei-
ter im Bundesministerium für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit   S. 7021 

Portugalow, Nikolaj Sergejewitsch   so-
wjetischer Journalist und Mitglied der 
Internationalen Abteilung des ZK der 
KPdSU   S. 1059 

Pott, Marcel   Korrespondent der ARD in 
Beirut   S. 51 

Powell, Charles David   außenpolitischer 
Berater der britischen Premierministerin 
(Private Secretary for Foreign Affairs to 
the Prime Minister)   S. 45023, 1358 

Powell, Colin Luther   Generalleutnant 
der amerikanischen Streitkräfte und stell-
vertretender Sicherheitsberater bzw. seit 
23. November 1987 Sicherheitsberater des 
Präsidenten (Assistant to the President 
for National Security Affairs)   S. 1741, 
1786, 1838, 1841 

Prem Tinsulanonda   siehe: Tinsulanonda, 
Prem 

Prinz, Karl   Legationsrat I. Klasse an der 
Botschaft der Bundesrepublik Deutsch-
land in Dublin bzw. seit 13. Februar 1987 
im Referat 410 „Europäische Gemein-
schaften: Grundsatzfragen, Institutionen, 
Rechtsfragen, Beitritte, EG-Haushalt“ des 
Auswärtigen Amts   S. 3601 

Protz, Alfred   Legationsrat I. Klasse an 
der Botschaft der Bundesrepublik Deutsch-
land in Amman, seit 29. April 1987 Ver-
treter des Botschafters in Dhaka   S. 88327 

Pryor, David Hampton   Senator für den 
amerikanischen Bundesstaat Arkansas 
(Democratic Party)   S. 1401 

Puschkin, Alexander Sergejewitsch   
* 1799   † 1837   S. 894 

 
Qasem, Marwan   Chef des Königlichen 

Hofes des Haschemitischen Königreichs 
Jordanien   S. 389, 391, 1680 

Quayle, James Danforth („Dan“)   Sena-
tor für den amerikanischen Bundesstaat 
Indiana (Republican Party)   Dok. 72 und 
S. 310 

Quelle, Herbert   Legationsrat I. Klasse 
im Referat 204 „Vereinigte Staaten von 
Amerika, mit den Außengebieten in der 
Karibik und im Pazifik; Koordinierung 
der deutsch-amerikanischen zwischenge-
sellschaftlichen, kultur- und informations-
politischen Zusammenarbeit“ des Aus-
wärtigen Amts, seit 9. Dezember 1987 
abgeordnet nach Pretoria an die Bot-
schaft der Bundesrepublik Deutschland   
S. 11051, 110912 

Quiñones Amézquita, Mario Rafael   
guatemaltekischer Außenminister   S. 156 

 
Rabin, Yitzhak   israelischer Verteidi-

gungsminister; 1974–1977 Ministerprä-
sident   Dok. 265 und S. 505 

Rabuka, Sitiveni Ligamamada   Oberst-
leutnant der Streitkräfte Fidschis, seit 
30. Mai 1987 Oberst und Oberbefehlsha-
ber der Streitkräfte, vom 14. bis 19. Mai 
sowie vom 7. Oktober bis 5. Dezember 
1987 Vorsitzender der Militärregierung   
S. 84415 

Radjawi, Masud   Anführer und Chefideo-
loge der iranischen Volksmujahedin (Mu-
jahedin-E-Khalq)   S. 15215 

Rafsandjani, Ali Akbar Hashemi   Präsi-
dent des iranischen Parlaments   Dok. 153 
und S. 150, 546, 548 f., 703 f. 

Raimond, Jean-Bernard   französischer 
Außenminister   Dok. 25, 146, 170, 316, 
366 und S. 30, 121, 24430, 252, 255, 
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27123, 312, 316, 37220, 434, 44029, 558, 
735, 73917, 742, 78120, 843–845, 849, 
865, 867, 870, 882, 885, 1088, 111414, 
1282, 1332, 1334, 1337, 138710, 1497, 
1507, 1585, 1606, 1608 f., 1745, 1836, 
1864, 1867 

Rajaie-Khorassani, Said   Leiter der ira-
nischen Ständigen Vertretung bei den 
Vereinten Nationen in New York im Rang 
eines Botschafters   S. 108931 

Rakowski, Mieczysław Franciszek   Mit-
glied des ZK der PVAP und stellvertre-
tender Präsident des polnischen Parla-
ments (Vizemarschall des Sejm); 1981–
1985 Stellvertretender Ministerpräsident   
S. 60015, 61126 

Ramadan, Taha Yassin   erster stellver-
tretender irakischer Ministerpräsident 
und Mitglied des Revolutionären Kom-
mandorats   S. 1685 

Ramírez Mercado, Sergio   nicaraguani-
scher Vizepräsident   S. 128214+15 

Ramos, Fidel Valdez   General und Chef 
des Stabs der philippinischen Streitkräfte   
S. 12706 

Randermann, Phil-Heiner   Vortragender 
Legationsrat I. Klasse und Leiter des 
Referats 411 „Europäische Gemeinschaf-
ten: Außenbeziehungen, Handelspolitik, 
GATT“ im Auswärtigen Amt   S. 1532, 
1871, 471, 476, 10941, 10956+7, 109813, 
110222, 16386, 19241 

Rantzau, Detlev Graf zu   Gesandter und 
Vertreter des Leiters an der Ständigen 
Vertretung der Bundesrepublik Deutsch-
land bei der NATO in Brüssel   S. 86515 

Rapacki, Adam   1956–1968 polnischer 
Außenminister   S. 736, 748, 1326 

Rapke, Rudolf   Vortragender Legations-
rat I. Klasse und Leiter des Referats 101 
„Höherer Dienst; Honorarkonsuln“ im 
Auswärtigen Amt   S. 113740, 17871 

Rasch, Walter   Vorsitzender des Landes-
verbandes Berlin der FDP und Vorsitzen-
der der FDP-Fraktion im Abgeordneten-
haus   S. 337 

Rau, Helmut   Botschaftsrat und Vertre-
ter des Botschafters der Bundesrepublik 
Deutschland in Riad, seit 21. April 1987 
Vortragender Legationsrat und Vertreter 

des Leiters im Referat 423 „Internatio-
nale Verkehrspolitik; Internationales Post- 
und Fernmeldewesen; Rundfunk- und 
Fernsehplanung; Internationale Touris-
muspolitik (einschließlich WTO)“ des Aus-
wärtigen Amts   S. 89328 

Rau, Johannes   Ministerpräsident des 
Landes Nordrhein-Westfalen (SPD) und 
stellvertretender Vorsitzender der SPD   
S. 4339, 5679, 1290 

Reagan, Nancy   Ehefrau von Ronald W. 
Reagan   S. 855 

Reagan, Ronald Wilson   Präsident der 
Vereinigten Staaten von Amerika   Dok. 
100, 164, 300, 342, 343, 360, 364, 365 
und S. 14, 2315, 57, 67, 70–73, 75, 90 f., 
106–108, 1099, 116, 119, 125 f., 14310, 
145, 16011, 161 f., 16324, 1874, 219 f., 224, 
2296, 24431, 247, 249–252, 25526, 262 f., 
267, 270 f., 2745, 28010, 2836, 285, 29623, 
303, 3094, 310, 31224, 31540, 316, 318, 
320, 3219, 32211, 326, 36327, 377, 3815, 
382, 398, 429, 431, 439, 441 f., 448, 
44916, 450, 479, 505 f., 513–515, 554, 
559, 56014, 571, 57317, 5765, 578, 597, 
614, 621, 6287, 630 f., 6472, 648, 666, 
668, 693, 705, 716, 724, 7258, 730 f., 740, 
752–754, 792, 8034, 819 f., 825 f., 830 f., 
838, 862, 86413, 878–885, 906, 914, 946 f., 
955, 9853+5, 1009, 1045 f., 10715, 1075, 
109035, 1093, 1163, 117411, 118724, 1191, 
1200, 1228, 1230 f., 1249, 13336, 1344, 
1351, 1362, 1376 f., 1395–1398, 1400, 
1408 f., 1425–1427, 1443 f., 144721, 144829, 
1449, 1498, 1509, 1524 f., 1533 f., 153611, 
1552, 15634, 1569, 1583 f., 1587, 1598, 
1616, 1625, 1645, 166958, 1678, 1689, 
1704, 173837+39, 173940, 1740, 1743, 1774, 
177514, 1776, 1809, 1817 f., 1822, 1828 f., 
1837, 1844–1846, 1859, 186515, 1873, 
1875, 1879–1881, 1891, 192717, 193024 

Regan, Donald Thomas   Stabschef im 
amerikanischen Präsidialamt (White 
House Chief of Staff) bis 27. Februar 
1987   S. 2745, 2836 

Rehlinger, Ludwig   Staatssekretär im 
Bundesministerium für innerdeutsche 
Beziehungen   S. 120022, 1242, 1673 

Reiche, Friedrich   Botschafter der 
Bundesrepublik Deutschland in Jaunde   
S. 161922 
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Reichelt, Hans   Minister für Umwelt-
schutz und Wasserwirtschaft der DDR 
sowie stellvertretender Vorsitzender der 
Demokratischen Bauernpartei Deutsch-
lands   S. 122513 

Reichenbaum, Werner   Gesandter und 
Vertreter des Botschafters der Bundes-
republik Deutschland in Ankara; 1982–
1985 Vortragender Legationsrat I. Klas-
se und Leiter des Referats 402 „Grund-
sätze des Nord-Süd-Dialogs; Multilaterale 
wirtschaftliche Zusammenarbeit im Rah-
men der VN, insbesondere globale Ver-
handlungen und UNCTAD; Internatio-
nale Rohstoffpolitik einschließlich Tief-
seebergbau; Welternährungsfragen, ins-
besondere FAO“ im Auswärtigen Amt   
S. 115420 

Reinhold, Otto   Professor für politische 
Ökonomie, Mitglied des ZK der SED und 
Rektor der Akademie für Gesellschafts-
wissenschaften beim ZK der SED in Ost-
Berlin   S. 1211, 1213 

Reißig, Rolf   Professor für Sozialwissen-
schaft und Leiter des Instituts für wissen-
schaftlichen Kommunismus an der Aka-
demie für Gesellschaftswissenschaften 
beim ZK der SED in Ost-Berlin   S. 1211 

Reissner, Johannes   Mitarbeiter bei der 
Stiftung Wissenschaft und Politik (SWP)   
S. 96 

Renton, Ronald Timothy   Staatsminister 
im britischen Außenministerium (Mini-
ster of State for Foreign and Common-
wealth Affairs) bis 13. Juni 1987   S. 253, 
255, 312, 64613 

Repges, Werner   Botschaftsrat I. Klasse 
und Vertreter der Botschafterin der 
Bundesrepubik Deutschland in Brüssel   
S. 6263 

Retief, Willem Rudolph   südafrikanischer 
Botschafter in Bonn   S. 182 f., 183416 

Reyels, Rüdiger   Vortragender Legations-
rat und Vertreter des Leiters im Referat 
222 „Genfer Abrüstungskonferenz, ins-
besondere nuklearer Teststopp, B- und 
C-Waffen; Nichtverbreitung; regionale 
Abrüstung außerhalb Europas; Kontak-
te zu Institutionen der Friedens- und 
Konfliktforschung“ des Auswärtigen Amts   
S. 1411+3, 8093, 11791+4, 118210, 118726, 
15621, 15659+12, 17481 

Rheker, Gisela   Botschafterin der Bundes-
republik Deutschland in Belgrad bis zum 
Eintritt in den Ruhestand am 31. Okto-
ber 1987   S. 35742, 3935, 39711, 190310 

Richardsen, Uwe   Brigadegeneral und 
Leiter der Stabsabteilung II „Militärisches 
Nachrichtenwesen Bundeswehr“ des Füh-
rungsstabs der Streitkräfte im Bundes-
ministerium der Verteidigung   S. 14033 

Richter, Harald   Referent und Dolmet-
scher im Referat 105 „Sprachendienst“ 
des Auswärtigen Amts   S. 489 

Richter, Heimo   Vortragender Legations-
rat und Vertreter des Leiters im Referat 
200 „Europäische Einigung und Politische 
Zusammenarbeit (EPZ); Europarat; nicht-
staatliche europäische Organisationen“ 
des Auswärtigen Amts   S. 9741, 18201 

Richter, Wilfried   Vortragender Legations-
rat I. Klasse und Leiter des Referats 310 
„Naher Osten“ im Auswärtigen Amt   S. 85, 
3404, 3891, 70411, 7621, 76517, 100216, 
125811, 13091, 13381, 134111, 15141, 
163911, 16744, 16901, 18261+6, 182915+17, 
183018 

Richthofen, Hermann Freiherr von   
Ministerialdirektor und Leiter der Abtei-
lung 2 „Politische Abteilung“ des Aus-
wärtigen Amts; 1978–1980 Vortragender 
Legationsrat I. Klasse und Leiter des Re-
ferats 210 „Außenpolitische Fragen, die 
Berlin und Deutschland als Ganzes be-
treffen“   Dok. 4, 5, 7, 8, 21, 31, 38, 66, 
72, 79, 84, 121, 122, 133, 136, 142, 171, 
177, 178, 179, 187, 191, 204, 212, 263, 
268, 281, 333, 345, 366, 367, 376 und 
S. 6610, 69, 72, 74, 8610, 1001, 120, 1252, 
132, 1451, 16115, 2391, 266, 2743, 27613, 
3067, 3351, 3921, 44029, 450 f., 4701, 
52926, 53030, 5751, 57812, 62911, 636, 728, 
7881, 8051, 809, 826, 834, 934, 9501, 9741, 
9893, 10177, 1053, 10711, 107213, 107316, 
107418+20+22, 107525, 1076, 1079, 1117–
1119, 1122–1124, 117222, 1203, 1205, 
1208–1210, 12152+4+6, 1217, 12369, 1251, 
12591, 12904, 1307, 13861, 138710, 13911, 
14033, 1418, 14202, 1423, 142822, 1462 f., 
14845, 1491, 14929+10+11, 1494, 1497, 1510, 
1518, 1540, 15451, 1590, 15918, 159314, 
159418, 1595, 1600, 16603+7, 1697, 1720, 
1733, 1744, 17481, 1758, 17953, 18311, 
1834, 1863, 189412, 19332+3 
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Ridgway, Rozanne Lejeanne   Abteilungs-
leiterin im amerikanischen Außenmini-
sterium (Assistant Secretary of State for 
European and Canadian Affairs)   Dok. 66 
und S. 88, 90, 93 f., 105, 262, 571, 809, 
826, 834, 1076, 13194, 132110, 1500, 
1525 f., 1528, 1734, 1848, 1855, 1873 

Riedl, Erich   Mitglied des Deutschen Bun-
destages (CSU) und stellvertretender Vor-
sitzender des Haushaltsausschusses, seit 
12. März 1987 Parlamentarischer Staats-
sekretär im Bundesministerium für Wirt-
schaft und Koordinator der Bundesregie-
rung für Luft- und Raumfahrt   S. 1314, 
1458, 1467 

Rieke, Wolfgang   Mitglied des Direkto-
riums der Deutschen Bundesbank   S. 379 

Riesco Jaramillo, Ricardo   chilenischer 
Botschafter in Bonn seit 13. Mai 1987   
S. 10264, 10298, 13654 

Riesenhuber, Heinz   Mitglied des Deut-
schen Bundestages (CDU) sowie Bundes-
minister für Forschung und Technologie   
S. 64120, 122513, 145913 

al-Rifai, Zaid   Ministerpräsident und Ver-
teidigungsminister des Haschemitischen 
Königreichs Jordanien   S. 389, 391, 1680 

Riller   amerikanischer Sicherheitsexperte   
S. 802–804 

Rinnert, Bernd   Legationsrat an der Bot-
schaft der Bundesrepublik Deutschland 
in Kabul bzw. seit 3. August 1987 an der 
Botschaft in Kuala Lumpur, seit 8. Dezem-
ber 1987 Legationsrat I. Klasse   Dok. 6 

Rivera y Damas, Arturo   Erzbischof von 
San Salvador   S. 1009 

Robertson, Marion Gordon („Pat“)   ame-
rikanischer Evangelikaler, Medienunter-
nehmer und Kanzler der Christian Broad-
casting Network University   S. 1392 

Robin, Gabriel   Leiter der französischen 
Ständigen Vertretung bei der NATO in 
Brüssel im Rang eines Botschafters seit 
Februar 1987   S. 280, 575, 580 f., 86515, 
1259–1261, 1823 

Rocard, Michel   Abgeordneter der franzö-
sischen Nationalversammlung (Parti So-
cialiste); 1983–1985 Landwirtschaftsmini-
ster   S. 128214 

Rode, Karl-Heinz   Legationsrat I. Klasse 
bzw. seit 25. November 1987 Vortragen-

der Legationsrat im Referat 411 „Euro-
päische Gemeinschaften: Außenbeziehun-
gen, Handelspolitik, GATT“ des Auswär-
tigen Amts   S. 1871 

Rodeau   Berater des französischen Mi-
nisterpräsidenten in Wirtschaftsfragen   
S. 827, 829 

Rodionow, Alexej Alexejewitsch   sowje-
tischer Botschafter in Ottawa   S. 647 

Rodocanachi, M. Emmanuel   Berater 
des französischen Ministerpräsidenten in 
Fragen der Wirtschafts- und Finanzpoli-
tik (Conseiller auprès du Premier minis-
tre pour les affaires économiques et finan-
cières)   S. 1582 

Rogatschow, Igor Alexejewitsch   sowje-
tischer Stellvertretender Außenminister   
S. 746 

Rogers, Bernard William   General und 
Oberbefehlshaber der amerikanischen 
Streitkräfte in Europa sowie der Alliier-
ten Streitkräfte in Europa (SACEUR) bis 
26. Juni 1987   Dok. 144 und S. 403 f., 
669, 721, 727, 866, 1835 

Rohde, Hans-Heinrich   Direktor der 
Mannesmann Demag AG   S. 49312 

Rohlíček, Rudolf   tschechoslowaki-
scher Stellvertretender Ministerpräsi-
dent   S. 1542 

Röller, Wolfgang   Vorstandssprecher der 
Dresdner Bank AG   S. 196, 1070 

„Roloff“   S. 1442 
Romero Mena, Carlos Humberto   1977–

1979 Präsident der Republik El Salvador   
S. 52030 

Roosevelt, Franklin Delano   1933–1945 
Präsident der Vereinigten Staaten von 
Amerika   S. 252, 688, 103313 

Rooyen, René van   Vertreter des UNHCR 
in Bonn   S. 698, 7009, 701, 1545 

Roßbach, Anton   Vortragender Legations-
rat I. Klasse und Vertreter des Leiters 
im Referat 02 „Planungsstab“ des Aus-
wärtigen Amts   Dok. 218, 262, 373 und 
S. 941, 9675, 145913 

Rose, Harald   Leiter der Ständigen Vertre-
tung der DDR bei den Vereinten Natio-
nen und den anderen internationalen Or-
ganisationen in Genf sowie Delegations-
leiter bei der Abrüstungskonferenz (CD) 
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in Genf mit der Amtsbezeichnung Bot-
schafter   S. 1184 

Rosen, Klaus-Henning   Leiter des Büros 
des ehemaligen Bundeskanzlers Willy 
Brandt   S. 32 f. 

Ross, André Louis Henry   Generalsekre-
tär im französischen Außenministerium 
(Secrétaire général du ministère des re-
lations extérieures) bis März 1987 sowie 
Botschafter der Französischen Republik 
(Ambassadeur de France)   S. 44029 

Rötger, Thilo   Botschafter der Bundesre-
publik Deutschland in Nikosia   S. 114115 

Roth, William Victor („Bill“), Jr.   Sena-
tor für den amerikanischen Bundesstaat 
Delaware (Republican Party)   S. 3459 

Rotsch, Manfred   S. 120022 
Rouget, Werner   Gesandter und Vertre-

ter des Botschafters der Bundesrepublik 
Deutschland in Paris   S. 214, 227+8, 15215, 
14034 

Rovan, Joseph   deutsch-französischer 
Journalist, Publizist, Politikberater und 
Professor für Deutsche Geschichte an 
der Universität Paris VIII (Vincennes)   
S. 487, 149416 

Rövekamp, Walter   Mitarbeiter von Am-
nesty International Sektion der Bundes-
republik Deutschland e. V.   S. 1201 

Rowny, Edward Leon   Generalleutnant 
a. D. der amerikanischen Streitkräfte und 
Sonderberater des Präsidenten in Fragen 
der Abrüstung und Rüstungskontrolle 
(Special Advisor for Arms Control and 
Disarmament)   S. 89, 106, 1192 

Rückriegel, Helmut   Botschafter der Bun-
desrepublik Deutschland in Bangkok, seit 
11. Dezember 1987 Botschafter in Dublin, 
vom 18. Dezember 1987 bis 28. Januar 
1988 abgeordnet nach Bangkok   S. 12628, 
126415 

Rudman, Warren Bruce   Senator für den 
amerikanischen Bundesstaat New Hamp-
shire (Republican Party)   S. 229 f. 

Rühe, Volker   Mitglied des Deutschen 
Bundestages (CDU) und stellvertreten-
der Vorsitzender der CDU/CSU-Fraktion   
S. 680, 708, 892 f., 919, 1885 

Ruhfus, Jürgen   Staatssekretär des Aus-
wärtigen Amts, seit 16. November 1987 

Botschafter der Bundesrepublik Deutsch-
land in Washington   Dok. 35, 93, 209, 
331, 360, 364 und S. 212, 362, 4015, 53, 
157, 159, 174, 187, 2013, 206, 21114, 219, 
22211, 228, 23221, 2471, 274, 27512, 277, 
27812, 289, 292, 309, 31010, 3448, 402, 
406, 477, 553, 562, 565, 6061, 6122, 694, 
69510, 69612+13, 69716, 69817, 749, 7507, 
751, 755, 7567, 8221, 8693, 928, 1007, 
1019, 1037, 103914+15, 106921, 1077, 
107910, 1080, 108827, 10944, 11152, 1132 f., 
1135, 1168, 11734, 1380, 1455, 14914, 
1516, 15837, 16026, 160511, 16115, 18413 

Rühl, Lothar   Staatssekretär im Bundes-
ministerium der Verteidigung   S. 22, 147, 
34711, 366 f., 402, 406, 413, 415, 450, 
622, 728, 823, 897, 1122, 1166, 14033, 
14202, 1590, 1594, 1728, 1730, 1732 

Rühle, Hans   Ministerialdirektor und 
Leiter des Planungsstabs im Bundesmini-
sterium der Verteidigung   S. 55615, 107213 

Ruhnau, Heinz   Vorstandsvorsitzender der 
Deutschen Lufthansa AG Köln   S. 1315 

Ruiz, Arturo   chilenischer Militärstaats-
anwalt   S. 1027 

Runge, Peter   Ministerialdirektor und 
Leiter der Abteilung „Rüstungstechnik“ 
sowie Vertreter des Leiters der Hauptab-
teilung „Rüstung“ im Bundesministerium 
der Verteidigung   S. 823 

Rusnak, Josef   Botschafter der Bundes-
republik Deutschland in Managua   S. 515, 
517, 522 f., 128320, 147212, 147420 

Rust, Mathias   Dok. 156, 157, 160, 242 
und S. 890, 933, 1036, 1062, 1357, 1937 

Ruth, Friedrich   Botschafter der Bundes-
republik Deutschland in Rom; 1977–1986 
Beauftragter der Bundesregierung für 
Fragen der Abrüstung und Rüstungskon-
trolle mit der Amtsbezeichnung Botschaf-
ter sowie Leiter der Unterabteilung 22 
bzw. der Abteilung 2 A des Auswärtigen 
Amts   S. 84, 2039, 2489, 40521, 55513, 
5998, 9287, 92912, 15551+7, 18089, 1812, 
1818 f. 

Rymenans, Marcel G.   Leiter der belgi-
schen Delegation bei den MBFR-Ver-
handlungen in Wien sowie seit Februar 
1987 bei den Mandatsgesprächen über 
Konventionelle Rüstungskontrolle in Wien 
im Rang eines Botschafters bis zum Ein-
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tritt in den Ruhestand am 31. August 
1987   S. 996 

Ryschkow, Nikolaj Iwanowitsch   Mit-
glied des Politbüros des ZK der KPdSU 
und Ministerpräsident der Union der 
Sozialistischen Sowjetrepubliken   S. 5986, 
729, 867, 10569 

 
Sá Machado, Victor António Augusto 

Nunes de   1978 portugiesischer Außen-
minister   S. 1199, 1261, 1275 

Sabah al-Ahmad al-Dschabir as-Sabah   
kuwaitischer Außenminister und stell-
vertretender Ministerpräsident   S. 246 

Sacharow, Andrej Dmitrijewitsch   so-
wjetischer Atomphysiker und Dissident   
S. 116, 123, 253, 585, 868, 894, 1050 f., 
1063, 1084, 1554 

al-Sadat, Mohammed Anwar   1970–1981 
Präsident der Vereinigten Arabischen 
Republik bzw. seit September 1971 der 
Arabischen Republik Ägypten   S. 100214 

Saddam Hussein al-Majid al-Takriti   
Präsident und Ministerpräsident der Re-
publik Irak sowie Vorsitzender des Revo-
lutionären Kommandorats   Dok. 330 
und S. 1112, 1133, 1135 f., 134810, 1514 f., 
1676, 1679 f., 1828 

al-Sadr, Rabab   Schwester von Musa al-
Sadr und Mitglied des Obersten Schiiti-
schen Rates im Libanon sowie der Amal-
Bewegung   S. 766 

Sagdejew, Roald Sinnurowitsch   Pro-
fessor für Plasmaphysik und Leiter des 
Instituts für Weltraumforschung der Aka-
demie der Wissenschaften der UdSSR   
S. 1854+6, 272 

Sagladin, Wadim Walentinowitsch   Er-
ster Stellvertretender Leiter der Inter-
nationalen Abteilung beim ZK der KPdSU   
Dok. 43, 297 und S. 252 f., 892 f. 

Salari, Mohammad Djavad   iranischer 
Botschafter in Bonn bis 8. Oktober 1987   
S. 213, 21513, 216, 218, 1110, 146216 

Salat, Rudolf   1967–1970 Botschafter der 
Bundesrepublik Deutschland in Santiago 
de Chile   S. 136712 

Salber, Herbert   Legationsrat I. Klasse 
an der Botschaft der Bundesrepublik 
Deutschland in Belgrad, vom 17. Oktober 

bis 23. November 1987 abgeordnet nach 
Maputo als Vertreter des Botschafters   
S. 163452 

Saleh, Ali Abdullah   Präsident der Je-
menitischen Arabischen Republik (Nord-
jemen)   S. 1676 

Salewski, Wolfgang D.   Psychologe und 
seit November 1987 Mitglied der Sach-
verständigendelegation zur Untersuchung 
der Colonia Dignidad   S. 19192, 1920 f., 
1923 

Samadi   Generaldirektor für Presse und 
Information im iranischen Außenministe-
rium   S. 212 f. 

Samayoa, Salvador   führendes Mitglied 
der salvadorianischen Guerillaorganisa-
tion FMLN/FDR   S. 7985, 799 f. 

Sambwa Pida Nbagui   zairischer Pla-
nungsminister, seit September 1987 stell-
vertretender Ministerpräsident für Wirt-
schaft und Finanzen   S. 29310 

Samdech Norodom Sihanouk   siehe: Si-
hanouk, Samdech Norodom 

Samjatin, Leonid Mitrofanowitsch   so-
wjetischer Botschafter in London   S. 256 

Samphan, Khieu   siehe: Khieu Samphan 
Sanguinetti Coirolo, Julio María   Prä-

sident der Republik Östlich des Uruguay   
S. 883, 189931 

Sann, Son   siehe: Son Sann 
dos Santos, José Eduardo   Präsident der 

Volksrepublik Angola   Dok. 303 und 
S. 1650 

Saouma, Edouard Victor   Generaldirek-
tor der FAO   S. 854 

Sarbanes, Paul Spyros   Senator für den 
amerikanischen Bundesstaat Maryland 
(Democratic Party)   Dok. 62 

Sarney de Araújo Costa, José   Präsi-
dent der Föderativen Republik Brasilien   
S. 189931 

Sartzetakis, Christos   Präsident der Hel-
lenischen Republik   S. 951, 1253 

Sassou-Nguesso, Denis   Präsident der 
Volksrepublik Kongo sowie bis 27. Juli 
1987 Präsident der Organisation für Afri-
kanische Einheit (OAE)   Dok. 134 und 
S. 294, 883 

Saud al-Faisal ibn Abdul Aziz al-Saud   
saudi-arabischer Außenminister   Dok. 322 
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Sauerteig, Hans-Burkhard   Legations-
rat I. Klasse an der Botschaft der Bun-
desrepublik Deutschland in Budapest   
S. 1673 

Saulnier, Jean   General der französischen 
Luftwaffe und bis 15. November 1987 
Generalstabschef der französischen Streit-
kräfte   S. 1053, 1119 

Sausen, Hermann   Legationsrat I. Klas-
se an der Botschaft der Bundesrepublik 
Deutschland in Kuala Lumpur bzw. 
seit 24. August 1987 im Referat 342 
„Südostasien, Australien, Neuseeland, 
Pazifik“ des Auswärtigen Amts   S. 12624, 
126520 

Sauzay-Stoffaës, Brigitte   französische 
Dolmetscherin   S. 819, 956 

Savetsila, Siddhi   thailändischer Außen-
minister und Vorsitzender der Partei der 
Sozialen Aktion   Dok. 148 und S. 1264 

Savimbi, Jonas Malheiro   Gründer und 
Vorsitzender der angolanischen UNITA   
S. 295, 1649 f., 1735 

Savir, Uri   Kabinettschef und Berater 
des israelischen Außenministers Peres   
S. 934 

Sayn-Wittgenstein, Botho Prinz zu   
Präsident des Deutschen Roten Kreuzes 
(DRK)   S. 1061 

Schabowski, Günter   Mitglied des Polit-
büros des ZK der SED, Erster Sekretär 
der Bezirksleitung Berlin und Abgeordne-
ter der Volkskammer der DDR   S. 1252, 
1254 f. 

Schaefer, Michael   Legationsrat I. Klas-
se im Referat 230 „Vereinte Nationen: 
Grundsatzfragen, Generalversammlung, 
Sicherheitsrat“ des Auswärtigen Amts 
bzw. seit 1. September 1987 Vertreter des 
Botschafters der Bundesrepublik Deutsch-
land in Singapur   S. 177 f. 

Schäfer, Helmut   Mitglied des Deutschen 
Bundestages und außenpolitischer Spre-
cher der FDP-Fraktion, seit 12. März 
1987 Staatsminister im Auswärtigen Amt   
Dok. 199 und S. 5751, 7985, 799, 8693, 
9094, 10072, 1072, 107314, 143813, 1472, 
1514, 15283, 1529, 1911 

Schäfer   Kriminaloberkommissar und Per-
sonenschutzbeamter   S. 1558 

Schäfer, Paul   Leiter der Colonia Digni-
dad in Chile   S. 1366 f., 1369, 1371, 
1559 f., 1920–1923 

Schäfers, Reinhard   Legationsrat I. Klas-
se bzw. seit 26. Januar 1987 Vortragen-
der Legationsrat im Referat 212 „Ost-
West-Beziehungen, bilaterale Beziehun-
gen zu osteuropäischen Staaten, zur 
UdSSR und zu Nordamerika, Abrüstung 
und Rüstungskontrolle“ des Bundeskanz-
leramts   S. 7881 

Schalck-Golodkowski, Alexander   Mit-
glied des ZK der SED und Staatssekre-
tär im Ministerium für Außenhandel der 
DDR mit Zuständigkeit für den Bereich 
Kommerzielle Koordinierung   S. 1238, 
13598 

al-Scharaa, Faruk   syrischer Außenmini-
ster   S. 703, 1256 f., 13103, 1677 

Scharnagl, Wilfried   Chefredakteur der 
Wochenzeitung „Bayernkurier“   S. 50 

Schattmann, Werner   Botschafter der 
Bundesrepublik Deutschland in Prag   
S. 4165, 41710 

Schätzler, Johann-Georg   1970–1984 Mi-
nisterialrat im Bundesministerium der 
Justiz   S. 6607, 710, 10141 

Schäuble, Wolfgang   Bundesminister 
für besondere Aufgaben und Chef des 
Bundeskanzleramts; Mitglied des Deut-
schen Bundestages (CDU)   Dok. 16, 86, 
138, 190, 307 und S. 29–31, 4015, 414, 
171, 1941, 2231, 2911, 3981, 4776, 4891, 
4991, 5916, 6261, 663, 6891, 7567, 77610, 
798, 827, 831 f., 85040, 89328, 9131, 928, 
934, 984, 990, 10071, 1039, 10491, 
107629, 11506, 11732, 1194, 122615, 1233, 
1236, 1238–1242, 12444, 125812, 1290, 
13581, 13721, 14501, 1473, 1568, 15821, 
17071, 17141, 1746, 17911, 18811, 18891 

Schauer, Hans   Botschafter der Bundesre-
publik Deutschland in Canberra   S. 58129 

Scheel, Hans-Dieter   Vortragender Lega-
tionsrat I. Klasse und Leiter des Refe-
rats 341 „Ostasien“ im Auswärtigen Amt   
S. 373, 10418, 10431, 10641+4, 11151, 
14671 

Scheel, Hermann   Vortragender Lega-
tionsrat im Referat 105 „Sprachendienst“ 
des Auswärtigen Amts   S. 201 
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Scheel, Walter   1969–1974 Bundesmini-
ster des Auswärtigen und Vizekanzler 
der Bundesrepublik Deutschland; 1974–
1979 Bundespräsident   S. 136, 66813 

Scheer, Hartmut   Botschaftsrat an der 
Botschaft der Bundesrepublik Deutsch-
land in Teheran   S. 54913, 70310 

Scheer, Hermann   Mitglied des Deut-
schen Bundestages (SPD) sowie Spre-
cher der SPD-Fraktion für Abrüstung und 
Rüstungskontrolle   S. 28513 

Scheffer, Wilfried   Oberst i. G. und bis 
30. September 1987 Leiter der Gruppe 23 
„Bundesministerium der Verteidigung, 
Sicherheitspolitik (Verteidigungsfragen), 
Bundessicherheitsrat“ im Bundeskanz-
leramt   S. 3981, 1203, 1209 

Scheffler, Wolfgang   Professor für Zeit-
geschichte am Zentrum für Antisemitis-
musforschung der Technischen Univer-
sität Berlin   S. 660 

Schell, Manfred   Journalist und Chef-
redakteur der Tageszeitung „Die Welt“   
S. 611 

Schell, Maximilian   österreichisch-schwei-
zerischer Schauspieler und Regisseur   
S. 1968 

Schenk, Reinhold   Ministerialdirigent im 
Bundespräsidialamt   S. 389 

Schewardnadse, Eduard Amwrossije-
witsch   Mitglied des Politbüros des ZK 
der KPdSU und sowjetischer Außenmi-
nister   Dok. 203, 204, 261, 268, 296, 302, 
340, 381 und S. 9, 34 f., 3911, 75, 120, 
186, 1969, 197 f., 200, 248, 25315, 267, 
3054, 31115, 312, 323, 41813, 4514, 525, 
53410, 5856, 636, 65522, 669, 67725, 678, 
743–745, 806, 843, 8637, 867, 891, 8996, 
1003, 1029, 1055, 1057 f., 1060–1062, 
1074, 1085, 108614, 1112, 11398, 1160, 
117411, 1181 f., 1197, 1199, 12203, 1221, 
1245, 1249, 1264, 1294, 1324, 1331, 
1334, 1342 f., 1377, 1379, 1424 f., 142615, 
1427 f., 1434, 1444 f., 1508–1511, 1513, 
1523, 1551, 155323+24, 1554, 15688, 1569, 
1601, 16026, 1604, 1691, 16927, 169312, 
169519, 169626, 17001, 1702 f., 1706, 1724, 
1749, 1774, 1786, 1810, 1823, 1840, 1854, 
1858, 1860–1862, 1867 

Schiff, Hans-Peter   Legationsrat I. Klasse 
im Referat 423 „Internationale Verkehrs-

politik; Internationales Post- und Fern-
meldewesen; Rundfunk- und Fernseh-
planung; Internationaler Tourismus (ein-
schließlich WTO)“ des Auswärtigen Amts, 
seit 13. September 1987 Vertreter des 
Botschafters der Bundesrepublik Deutsch-
land in Amman, seit 7. Dezember 1987 
Botschaftsrat   S. 16741 

Schifter, Richard   Abteilungsleiter im 
amerikanischen Außenministerium (As-
sistant Secretary of State for Human 
Rights and Humanitarian Affairs); 1985 
Leiter der Delegation beim KSZE-Ex-
pertentreffen über Menschenrechte und 
Grundfreiheiten in Ottawa im Rang ei-
nes Botschafters   S. 1498 

Schiller, Ilse   Dolmetscherin im Bundes-
ministerium für Wirtschaft   S. 827 

Schilling, Wolf-Dietrich   Vortragender 
Legationsrat I. Klasse und Leiter des 
Referats 200 „Europäische Einigung und 
Politische Zusammenarbeit (EPZ); Euro-
parat; nichtstaatliche europäische Organi-
sationen“ im Auswärtigen Amt   Dok. 52 
und S. 8561, 9741, 109034, 13257, 160038, 
18201 

Schiwkow, Todor   Erster Sekretär des 
ZK der Kommunistischen Partei Bulga-
riens und Vorsitzender des Staatsrats der 
Volksrepublik Bulgarien   Dok. 158 und 
S. 378, 1047, 10844, 1087, 1361, 1376, 
147015, 1811, 1877 

Schiwkowa, Ljudmila   Tochter von Todor 
Schiwkow   S. 791 

Schlagintweit, Reinhard   Ministerialdi-
rigent und Beauftragter für Nah- und 
Mittelostpolitik in der Abteilung 3 „Poli-
tische Abteilung“ des Auswärtigen Amts 
mit der Funktionsbezeichnung Botschaf-
ter im Verkehr mit dem Ausland, seit 
22. April 1987 Leiter der Abteilung 3, 
seit 5. Mai 1987 Ministerialdirektor mit 
der Funktionsbezeichnung Botschafter im 
Verkehr mit dem Ausland, seit Novem-
ber 1987 zudem Mitglied der Sachver-
ständigendelegation zur Untersuchung 
der Colonia Dignidad   Dok. 253, 270 und 
S. 432, 1493, 150 f., 212, 2137, 214, 216, 
2391, 5443, 54913, 5515, 6811, 743, 9115, 
934, 9826, 10261+4, 109034, 1110 f., 1113, 
1126, 113020, 1132, 117221, 1258, 1262, 
1270, 1272, 1275, 14603, 1461 f., 14713, 
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1518, 153112, 163350, 16511+4, 1652, 
1758, 18311, 19192 

Schlebusch, Alwyn Louis   Leiter des süd-
afrikanischen Präsidialamts (Minister in 
the Office of the President)   S. 1451 

Schlecht, Otto   Staatssekretär im Bun-
desministerium für Wirtschaft   S. 46933, 
6812 

Schlechter, Marcel   luxemburgischer Ver-
kehrsminister   S. 74225 

Schlegel, Volker   Botschaftsrat an der 
Botschaft der Bundesrepublik Deutsch-
land in Washington, seit 12. November 
1987 Vortragender Legationsrat und Ver-
treter des Leiters im Referat 424 „Export-
kontrollfragen; Koordinierungsausschuß 
für Ost-West-Handelspolitik (COCOM); 
Rüstungsexport“ des Auswärtigen Amts   
S. 110412 

Schlegelmilch, Rupert   Attaché im Re-
ferat 102 „Ausbildung und Fortbildung“ 
des Auswärtigen Amts, seit 2. April 1987 
Legationssekretär im Referat 202 „Frank-
reich, Andorra, Monaco, Belgien, Nieder-
lande, Luxemburg, Österreich, Schweiz, 
Liechtenstein“   S. 9651+3 

Schlesinger, Helmut   Vizepräsident der 
Deutschen Bundesbank   S. 379 

Schleyer, Hanns Martin   1973–1977 Prä-
sident der Bundesvereinigung der Deut-
schen Arbeitgeberverbände, 1977 zugleich 
Präsident des Bundesverbandes der Deut-
schen Industrie   S. 704 

Schlichting, Ove   Vortragender Legations-
rat im Referat 423 „Internationale Ver-
kehrspolitik; Internationales Post- und 
Fernmeldewesen; Rundfunk- und Fern-
sehplanung; Internationale Tourismus-
politik (einschließlich WTO)“ des Auswär-
tigen Amts, seit 4. Mai 1987 Vertreter 
des Leiters im Referat 330 „Argentinien, 
Bolivien, Brasilien, Chile, Ecuador, Para-
guay, Peru, Uruguay“, seit 26. Oktober 
1987 im Referat 401 „Außenpolitische 
Fragen und Grundsätze der Technischen 
Zusammenarbeit mit Entwicklungslän-
dern; Technische Zusammenarbeit im VN-
Bereich: Insbesondere UNIDO, UNDP; 
regionale VN-Wirtschaftskommissionen 
(ECE, ESCAP, ECLA, ECA, ECWA) und 
VN-Treuhandprojekte“   S. 10261, 1201, 
13656 

Schlingensiepen, Georg-Hermann   Vor-
tragender Legationsrat I. Klasse und Lei-
ter des Referats 604 „Gesellschaftliche 
Gruppen, internationale gesellschaftspo-
litische Zusammenarbeit, Maßnahmen 
und Fragen der politischen, beruflichen 
und allgemeinen Weiterbildung“ im Aus-
wärtigen Amt, vom 22. bis 30. April 1987 
abgeordnet nach Damaskus zur Vertre-
tung und späteren Übernahme der Dienst-
geschäfte des Botschafters der Bundes-
republik Deutschland, seit 11. Juni 1987 
Botschafter in Damaskus   Dok. 249, 259 
und S. 25636 

Schloenbach, Knut   Ministerialrat und 
Leiter des Referats 1 „Rüstungszusam-
menarbeit in NATO, IEPG und WEU; 
Grundsätze, Richtlinien und Koordinie-
rung der internationalen Rüstungszusam-
menarbeit, Querschnittsaufgaben“ in der 
Unterabteilung II „Rüstungsbeziehungen 
zu anderen Ländern“ des Bundesministe-
riums der Verteidigung   S. 1338–1341 

Schlote, Winfried   Legationsrat I. Klasse 
bzw. seit 20. Oktober 1987 Vortragender 
Legationsrat im Referat 200 „Europäi-
sche Einigung und Politische Zusammen-
arbeit (EPZ); Europarat; nichtstaatliche 
europäische Organisationen“ des Auswär-
tigen Amts   S. 9741 

Schlüter, Poul Holmskov   Ministerpräsi-
dent des Königreichs Dänemark   S. 958, 
1761, 1765, 18074, 1871 

Schmidt, Alfred   Mitarbeiter der Siemens 
AG, vom 20./21. Januar bis 6. September 
1987 im Libanon entführt   Dok. 9, 20, 
107, 195, 249 und S. 512, 603, 8913, 130, 
1493, 150, 162, 2163, 218, 243, 257, 5683, 
572, 7025, 703 f., 762, 76414, 765 f., 76723, 
1090, 1114, 1130, 1178 f., 1345 

Schmidt, Helmut   Mitglied des Deutschen 
Bundestages (SPD) bis 18. Februar 1987 
und Mitherausgeber der Wochenzeitung 
„Die Zeit“; 1974–1982 Bundeskanzler der 
Bundesrepublik Deutschland   S. 1453, 
146, 4125+10, 630, 634, 818, 938, 1277, 
1291, 13399, 1608, 16987, 1850, 18732, 
187511 

Schmidt, Hermann   Mitbegründer und 
führendes Mitglied der Colonia Dignidad 
in Chile   S. 15573 
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Schmidt, Joachim   Legationssekretär 
bzw. seit 16. Januar 1987 Legationsrat 
im Referat 422 „Grundsatzfragen der 
Außenwirtschaftspolitik; Außenhandels-
förderung; Gewährleistungen für Ausfuh-
ren und Auslandsinvestitionen; Umschul-
dungen staatlich versicherter Handels-
forderungen; Messewesen“ des Auswärti-
gen Amts   S. 2891+2, 39710, 88326 

Schmidt, Rudolf   1975–1977 Legationsrat 
I. Klasse an der Botschaft der Bundesre-
publik Deutschland in Kinshasa   S. 29516 

Schmidt, Wilhelm   Mitglied des Deutschen 
Bundestages (SPD)   S. 1900 

Schmieder   S. 802–804 
Schmülling, Herbert   Ministerialdirektor 

im Presse- und Informationsamt sowie 
stellvertretender Sprecher der Bundes-
regierung   S. 112419 

Schnell, Karl Helmut   Ministerialdirek-
tor und Leiter der Hauptabteilung „Rü-
stung“ im Bundesministerium der Ver-
teidigung   S. 823 

Schneller, Martin   Vortragender Lega-
tionsrat und Vertreter des Leiters im 
Referat 402 „Grundsätze des Nord-Süd-
Dialogs; Multilaterale wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit im Rahmen der VN, ins-
besondere UNCTAD und ECOSOC; In-
ternationale Rohstoffpolitik einschließlich 
Tiefseebergbau; Welternährungsfragen, 
insbesondere FAO“ des Auswärtigen Amts   
S. 11491 

Schneppen, Heinz   Vortragender Lega-
tionsrat I. Klasse und Leiter des Refe-
rats 205 „Vereinigtes Königreich, Gemein-
same Fragen des Commonwealth, Kana-
da, Irland, Nordische Staaten“ im Auswär-
tigen Amt   S. 23619, 3811, 9451+3, 18221 

Schnitker, Paul Gerhard   Präsident des 
Zentralverbandes des Deutschen Hand-
werks (ZDH)   S. 504 f. 

Schober, Eckehard   Botschafter der Bun-
desrepublik Deutschland in Tegucigalpa   
S. 515, 517, 519, 521 f. 

Schödel, Günther   Botschafter der Bun-
desrepublik Deutschland in Neu Delhi bis 
zum Eintritt in den Ruhestand am 31. 
August 1987   S. 179 

Schoeller, Franz Joachim   Botschafter 
der Bundesrepublik Deutschland in Paris, 

seit 9. November 1987 Botschafter in 
Warschau   Dok. 202 und S. 25, 869, 1091, 
1211, 137, 1453, 29413, 68037, 7282, 73917, 
74326, 87419, 133035, 162130 

Schoenwaldt, Peter   Generalkonsul der 
Bundesrepublik Deutschland in Lyon   
S. 6571 

Scholler, Heinrich   Professor für Staats- 
und Verwaltungsrecht an der Ludwig-Ma-
ximilians-Universität München   S. 17099 

Scholz, Peter   Botschafter der Bundesre-
publik Deutschland in Manila   S. 16529, 
85354+55, 12717 

Scholz, Rupert   Senator für Justiz und 
Bundesangelegenheiten sowie Mitglied 
des Abgeordnetenhauses von Berlin (CDU)   
S. 89328 

Schomerus, Lorenz   Ministerialdirektor 
und Leiter der Abteilung V „Außenwirt-
schaftspolitik und Entwicklungshilfe“ 
im Bundesministerium für Wirtschaft   
S. 141211 

Schomron, Dan   Generalmajor der israeli-
schen Streitkräfte, seit 19. April 1987 Ge-
neralleutnant und israelischer General-
stabschef   S. 849 

Schon, Karl-Georg   Legationsrat I. Klasse 
im Referat 221 „Sicherheit, Abrüstung 
und Rüstungskontrolle in Europa (insbe-
sondere MBFR und KVAE)“ des Auswär-
tigen Amts   S. 611, 3651, 5081, 9921, 
10801, 17281, 18031 

Schönberg, Stefan   Bundesbankdirektor 
am Generalkonsulat der Bundesrepublik 
Deutschland in New York   S. 15779 

Schönfelder, Wilhelm   Vortragender Le-
gationsrat und Vertreter des Leiters im 
Referat 204 „Vereinigte Staaten von Ame-
rika, mit den Außengebieten in der Ka-
ribik und im Pazifik, Koordinierung der 
deutsch-amerikanischen zwischengesell-
schaftlichen, kultur- und informations-
politischen Zusammenarbeit“ bzw. seit 
12. Januar 1987 Leiter des Referats 412 
„Europäische Gemeinschaften: Wirt-
schafts-, Finanz- und Währungspolitik; 
Europäisches Währungssystem, Interna-
tionale Wirtschafts- und Währungsfra-
gen: Wirtschaftsgipfel, IWF, OECD“ im 
Auswärtigen Amt   Dok. 78, 313, 314, 
326 und S. 2281+3, 3281 
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Schraepler, Hans-Albrecht   Botschaftsrat 
I. Klasse an der Botschaft der Bundesre-
publik Deutschland in Paris, seit 4. De-
zember 1987 beurlaubt für die Dauer von 
zwei Jahren für eine Tätigkeit als Leiter 
der Unterabteilung „Presse und Infor-
mationswesen“ beim Europarat in Straß-
burg   S. 14913 

Schreckenberger, Waldemar   Staats-
sekretär im Bundeskanzleramt   S. 277, 
19028 

Schröder, Helmuth   Vortragender Lega-
tionsrat und Vertreter des Leiters im 
Referat 341 „Ostasien“ des Auswärtigen 
Amts   Dok. 208 und S. 10431 

Schrömbgens, Gerhard Enver   Bot-
schaftsrat an der Botschaft der Bundes-
republik Deutschland in Moskau, seit 
7. September 1987 Vortragender Lega-
tionsrat und Vertreter des Leiters im Re-
ferat 214 „Polen, Tschechoslowakei, Un-
garn, Rumänien, Jugoslawien, Bulgarien, 
Albanien“ des Auswärtigen Amts   Dok. 
157, 162 und S. 4971, 106024, 1219 

Schröter, Georg   Oberst i. G. und Mit-
glied der Delegation der Bundesrepublik 
Deutschland bei den MBFR-Verhandlun-
gen in Wien   S. 3651 

Schtscharanskij, Anatolij Borissowitsch   
sowjetischer Bürgerrechtler und Dissi-
dent, seit seinem Austausch 1986 in Is-
rael   S. 1569, 1751 

Schtscherbitzkij, Wladimir Wassilje-
witsch   Mitglied des Politbüros des ZK 
der KPdSU und Erster Sekretär des ZK 
der Kommunistischen Partei der Ukrai-
nischen Sozialistischen Sowjetrepublik   
S. 1953, 691 

Schubert, Konrad von   Ministerialdiri-
gent und Beauftragter für Lateinamerika-
politik in der Abteilung 3 „Politische Ab-
teilung“ mit der Funktionsbezeichnung 
Botschafter im Verkehr mit dem Ausland   
S. 10261, 1280 f., 1283, 1365, 1471 f., 
156115, 1919 

Schukow, Jurij   sowjetischer Journalist 
und Kommentator der „Prawda“   S. 285 

Schulenburg, Werner Graf von der   Lei-
ter der Abteilung 7 „Protokoll“ im Aus-
wärtigen Amt mit der Amtsbezeichnung 
Botschafter   S. 218 

Schulze-Boysen, Hartmut   Botschafter 
der Bundesrepublik Deutschland in Bu-
karest bis zum Eintritt in den Ruhestand 
am 28. Februar 1987   S. 169911 

Schumacher, Hanns Heinrich   Vortra-
gender Legationsrat im Referat 013 „Pres-
sereferat“ des Auswärtigen Amts, seit 
2. November 1987 im Referat 010 „Mi-
nisterbüro“ und Persönlicher Referent 
des Bundesministers des Auswärtigen   
S. 21513, 12441, 12701, 14231, 14751, 
14821, 17411 

Schuman, Robert   1947/48 Ministerpräsi-
dent der Französischen Republik, 1948–
1953 Außenminister   S. 28, 80, 1216 

Schumann, Karin   S. 1200 
Schürmann, Wilhelm   Botschafter der 

Bundesrepublik Deutschland in Nouak-
chott, seit 19. Februar 1987 Vortragen-
der Legationsrat I. Klasse und Leiter 
des Referats 416 „Europäische Gemein-
schaften: Binnenmarkt; Landwirtschafts-, 
Fischerei-, Industrie-, Regional-, Wettbe-
werbs-, Verkehrs-, Sozial- und Verbrau-
cherpolitik; Bildungspolitik; Rechtsanglei-
chung“ im Auswärtigen Amt   S. 46933 

Schütz, Klaus   1977–1981 Botschafter der 
Bundesrepublik Deutschland in Tel Aviv; 
1967–1977 Regierender Bürgermeister 
von Berlin   S. 11052, 1109 

Schwammberger, Josef   1942–1945 Ober-
scharführer der SS und Kommandeur 
der Vernichtungslager Rozwadów, Prze-
myśl und Mielec, am 13. November 1987 
in Huerta Grande von der argentinischen 
Bundespolizei verhaftet   Dok. 320 

Schweinitz, Mark-Ulrich von   Vortragen-
der Legationsrat und Vertreter des Lei-
ters im Referat 301 „Humanitäre Hilfe, 
ausländische Flüchtlinge“ des Auswärti-
gen Amts   S. 45411 

Schygulla, Hanna   deutsche Schauspiele-
rin   S. 1968 

Scott King, Coretta   Ehefrau von Martin 
Luther King Jr.   S. 1453 

Scowcroft, Brent   Generalleutnant der 
amerikanischen Streitkräfte und 1983/84 
Vorsitzender der Kommission des Präsi-
denten für die Strategischen Streitkräfte   
S. 1166 
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Seemann, Heinrich   Vortragender Lega-
tionsrat I. Klasse und Leiter des Refe-
rats 700 „Besuche von Staatsoberhäup-
tern, Regierungschefs und Außenmini-
stern sowie Reisen des Bundespräsiden-
ten, Bundeskanzlers und Bundesaußen-
ministers im Ausland“ im Auswärtigen 
Amt   S. 11762 

Seidel, Karl   Botschafter und Abteilungs-
leiter im Ministerium für Auswärtige 
Angelegenheiten der DDR   S. 1233, 12892 

Seipel, Heinz   Ministerialrat an der Bot-
schaft der Bundesrepublik Deutschland 
in Washington   S. 141, 15 

Seitz, Konrad   Ministerialdirektor und 
Leiter des Referats 02 „Planungsstab“ im 
Auswärtigen Amt, seit 6. November 1987 
Botschafter der Bundesrepublik Deutsch-
land in Neu Delhi   Dok. 2, 11, 80, 95, 
175, 192 und S. 7682, 105920, 128815, 
18844, 188510 

Seiwert, Wolfgang   Vortragender Lega-
tionsrat im Referat 231 „Politische Fra-
gen des Wirtschafts- und Sozialbereichs 
der Vereinten Nationen; Menschenrechts-
fragen“ im Auswärtigen Amt   S. 6981, 
15451 

Semjonow, Wladimir Semjonowitsch   
Sonderbotschafter und Persönlicher Be-
rater des sowjetischen Außenministers; 
1978–1986 Botschafter in Bonn   S. 933 

Sent, Lothar   Oberstaatsanwalt bei der 
Generalstaatsanwaltschaft Köln und seit 
November 1987 Mitglied der Sachverstän-
digendelegation zur Untersuchung der 
Colonia Dignidad   S. 19192, 1921 f. 

Sepúlveda Amor, Bernardo   mexikani-
scher Außenminister   S. 1012 

Serra y Serra, Narcís   spanischer Vertei-
digungsminister   S. 781, 1769, 1779 f., 
1935 

Shaban, Said   Gründer und Führer der 
sunnitischen Partei „Bewegung Islami-
sche Einheit“ im Libanon   S. 982 

Shaker, Mohamed I.   ägyptischer Ständi-
ger Vertreter im Gouverneursrat der IAEO   
S. 563 

Shakour, Youssef   stellvertretender syri-
scher Außenminister   S. 13103 

Shamir, Yitzhak   Ministerpräsident des 
Staates Israel; 1984–1986 Außenmini-

ster   S. 16324, 390, 503 f., 50521, 847 f., 
1680, 1711, 1827 f. 

al-Sharaa, Faruk   siehe: al-Scharaa, Faruk 
Sharaf, Fawaz   jordanischer Botschafter 

in Bonn   S. 389, 391 

Sharon, Ariel   israelischer Minister für 
Industrie und Handel sowie Vorsitzen-
der des ZK des Likud   S. 242, 504 

Sheng Shouren   Stellvertretender Vor-
sitzender des chinesischen Nationalen 
Wirtschaftskomitees   S. 489 

Shenstone, Michael   Leiter der kanadi-
schen Delegation bei den MBFR-Ver-
handlungen in Wien sowie seit Februar 
1987 bei den Mandatsgesprächen über 
Konventionelle Rüstungskontrolle in Wien 
im Rang eines Botschafters   S. 996 

Shultz, George Pratt   amerikanischer 
Außenminister; 1972–1974 Finanzmini-
ster   Dok. 67, 76, 102, 115, 170, 261, 
264, 296, 302, 304, 340, 366, 371, 372 
und S. 30, 41 f., 62, 71, 73, 75, 88, 106 f., 
118, 125, 1413, 161, 16324, 165, 186, 248, 
265, 267, 27123, 2836, 287, 292, 316 f., 
326, 32719, 375, 399, 446, 450, 497 f., 
507, 525 f., 554–556, 571, 582 f., 591, 614, 
637–640, 643–645, 6472, 6514, 668 f., 
672 f., 705, 714, 716 f., 7253, 7309, 73110, 
751, 754, 805 f., 809, 811 f., 825 f., 841, 
843–845, 847–849, 852–855, 861–864, 
86516, 866, 882, 885, 906, 936, 1017, 
1023, 1071, 1073–1075, 107630, 1085, 
1160, 1197, 12203, 1221, 1245, 12468, 
1249, 12717, 1294, 1324, 1329, 1342 f., 
1350, 1353 f., 1361, 1377, 1425 f., 1443 f., 
1448, 1508 f., 1523, 1531, 1534, 1553, 
1562, 1584, 1600 f., 16026, 1604, 1678, 
1680, 1684, 1687 f., 169519, 1703, 1724, 
1745, 1748 f., 1786, 1818, 1828, 1840, 
1849, 1851, 1855 f., 1863–1865, 1868 f. 

Siddhi Savetsila   siehe: Savetsila, Siddhi 
Siddique, Tony K.   Botschafter der Repu-

blik Singapur in Bonn   S. 1270 
Siebeck, Christian   Legationsrat I. Klasse 

im Referat 341 „Ostasien“ des Auswärti-
gen Amts   S. 10641 

Siebourg, Gisela   Vortragende Legations-
rätin im Referat 105 „Sprachendienst“ 
des Auswärtigen Amts   S. 499, 819, 956, 
13321, 1641, 1707, 1714 
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Siemes, Hans Dieter   Vortragender Lega-
tionsrat I. Klasse und Leiter des Refe-
rats 420 „Wirtschaftsbeziehungen zum 
Westen“ im Auswärtigen Amt   S. 11111, 
6941, 131315 

Sieverding, Franz   Mitglied des Vor-
stands der Mannesmann AG Düsseldorf   
S. 1066, 1068 

Sihanouk, Samdech Norodom   Präsi-
dent der kambodschanischen Exilregie-
rung „Koalition des Demokratischen 
Kampuchea“ (am 7. Mai 1987 für ein 
Jahr niedergelegt); 1941–1955 König des 
Königreichs Kambodscha, 1960–1970 
Staatsoberhaupt des Königreichs Kam-
bodscha, 1975/76 Staatsoberhaupt der 
Republik Khmer bzw. ab Januar 1976 
des Demokratischen Kampuchea   S. 744, 
1262–1269, 127315, 1274, 1940 

da Silva Moura, Venâncio   stellvertreten-
der angolanischer Außenminister   S. 15296 

Simon   Oberstleutnant im Referat 1 „Mi-
litärpolitische Grundlagen“ in der Stabs-
abteilung III „Militärpolitik, Führung“ 
des Führungsstabs der Streitkräfte im 
Bundesministerium der Verteidigung   
S. 1203 

Sin, Jaime Lachica   Kardinal und Erzbi-
schof von Manila   S. 853 

Sindermann, Horst   Mitglied des Polit-
büros des ZK der SED, Präsident der 
Volkskammer und Stellvertretender Vor-
sitzender des Staatsrats der DDR   S. 1252 

Sindhvananda, Kosol   thailändischer 
Botschafter in Bonn bis 26. November 
1987   S. 743 

Sinowatz, Fred   1983–1986 Bundeskanz-
ler der Republik Österreich   S. 1252 

Sithole, Ndabaningi   1963–1983 Vor-
sitzender der ZANU bzw. seit 1975 der 
ZANU-Ndonga   S. 162638 

Sitz, Hermann   Legationsrat I. Klasse 
bzw. seit 6. August 1987 Vortragender Le-
gationsrat im Referat 320 „Südliches Af-
rika“ des Auswärtigen Amts   S. 15281+3 

Sitzlack, Georg   Präsident des Staatlichen 
Amtes für Atomsicherheit und Strahlen-
schutz (SAAS) beim Ministerrat der DDR   
S. 122513 

Skouroliakos, Dimitri   griechischer Bot-
schafter in Harare   S. 11933 

Smart, Bruce, Jr.   Staatssekretär im ame-
rikanischen Handelsministerium (Under 
Secretary of Commerce for International 
Trade Administration)   S. 11111 

Smith, Gordon   stellvertretender Direk-
tor des SDI-Programms im amerikani-
schen Verteidigungsministerium (Deputy 
Director, Strategic Defense Initiative Or-
ganization)   S. 159 

Smith, Gordon Scott   Leiter der kana-
dischen Ständigen Vertretung bei der 
NATO in Brüssel im Rang eines Botschaf-
ters   S. 281, 1260 f., 17595 

Smith, Ian Douglas   Vorsitzender der Con-
servative Alliance of Zimbabwe (CAZ); 
1964–1979 Ministerpräsident von Rhode-
sien   S. 1626, 1629, 1631 

Smith, Michael B. („Mike“)   stellvertre-
tender Handelsbeauftrager der ameri-
kanischen Regierung im Rang eines Bot-
schafters (Deputy US Trade Representa-
tive)   S. 11111 

Sobhani Nia, Hossein   Abgeordneter des 
iranischen Parlaments und stellvertre-
tender Vorsitzender des politischen Par-
lamentsausschusses   S. 1110 

Sobukwe, Robert Mangaliso   1959–1978 
Gründer und Präsident des Pan Africa-
nist Congress (PAC)   S. 1452 

Soedjatmoko Mangoendiningrat   Rektor 
der United Nations University in Tokio 
bis September 1987   S. 1275 

Sofaer, Abraham David   Rechtsberater 
und Abteilungsleiter im amerikani-
schen Außenministerium (Legal Adviser)   
S. 107, 221, 7247 

Sokolow, Sergei Leonidowitsch   Mar-
schall der Sowjetunion und Mitglied des 
ZK der KPdSU sowie sowjetischer Ver-
teidigungsminister bis zu seiner Entlas-
sung am 30. Mai 1987   S. 782 f., 796 f., 972 

Solbes Mira, Pedro   Staatssekretär für 
Fragen der Europäischen Gemeinschaf-
ten im spanischen Außenministerium   
S. 1316 

Solchaga Catalán, Carlos   spanischer 
Wirtschafts- und Finanzminister   S. 1313 f. 

Sommaruga, Cornelio   Präsident des In-
ternationalen Komitees vom Roten Kreuz 
(IKRK)   S. 70112 
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Sommer, Klaus-Dieter   Vortragender Le-
gationsrat und Vertreter des Leiters im 
Referat 603 „Internationale Medienpoli-
tik, Fernsehen, Hörfunk, Film, Literatur 
und Buchwesen“ des Auswärtigen Amts, 
seit 1. August 1987 Leiter des Referats 
603   S. 169523 

Sommer, Theo   Chefredakteur der Wo-
chenzeitung „Die Zeit“   S. 105921 

Somoza Debayle, Anastasio   1967–1972 
und 1974–1979 Präsident der Republik 
Nicaragua   S. 11634, 185652 

Son Sann   Führer der Nationalen Befrei-
ungsfront der Khmer und Ministerpräsi-
dent der kambodschanischen Exilregie-
rung „Koalition des Demokratischen Kam-
puchea“; 1967/68 Ministerpräsident des 
Königreichs Kambodscha   S. 1265, 1268, 
127315, 1274 

Søndergaard, P. Bent   dänischer Bot-
schafter in Damaskus   S. 13103 

Sorsa, Taisto Kalevi   Ministerpräsident 
der Republik Finnland, seit 30. April 1987 
finnischer Außenminister   S. 223, 1253 

Soutou, Jean-Marie   1976–1979 General-
sekretär des französischen Außenministe-
riums (Secrétaire général)   S. 872 

Sowinski   Präsident der polnischen Staat-
lichen Agentur für Atomistik   S. 1301 f. 

Spáčil, Dušan   tschechoslowakischer Bot-
schafter in Bonn   S. 66711 

Späth, Lothar   Ministerpräsident des 
Landes Baden-Württemberg (CDU), stell-
vertretender Vorsitzender der CDU und 
Bevollmächtigter der Bundesrepublik 
Deutschland für kulturelle Angelegen-
heiten im Rahmen des Vertrages über 
die deutsch-französische Zusammenarbeit   
S. 419, 466, 567, 1072 

Spohn, Ulrich   Vortragender Legations-
rat und Vertreter des Leiters im Referat 
203 „Mittelmeerfragen; Portugal, Spani-
en, Italien, San Marino, Heiliger Stuhl, 
Griechenland, Türkei, Zypern, Malta, 
Malteser-Ritter-Orden“ des Auswärtigen 
Amts, seit 2. Januar 1987 Botschaftsrat 
und Vertreter des Botschafters der Bun-
desrepublik Deutschland in Santiago de 
Chile   Dok. 205 und S. 137026, 15573, 
1561 

Staab, Franz Jürgen   Ministerialdirigent 
und Vertreter des Leiters der Ständigen 
Vertretung der Bundesrepublik Deutsch-
land in Ost-Berlin   S. 13088 

Stabreit, Immo   Ministerialdirigent und 
Leiter der Gruppe 21 „Auswärtiges Amt, 
Bundesministerium für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit“ im Bundeskanzleramt, 
am 1. Juni 1987 zum Botschafter der 
Bundesrepublik Deutschland in Pretoria 
ernannt   Dok. 236 und S. 2911, 292, 
3981, 4891, 499, 6261, 7021, 8141, 8271, 
9561, 1450, 163047, 163452 

Stackelberg, Hans Heinrich Freiherr 
von   Vortragender Legationsrat im Re-
ferat 201 „Atlantisches Bündnis und Ver-
teidigung“ des Auswärtigen Amts, seit  
9. September 1987 Botschaftsrat an der 
Botschaft der Bundesrepublik Deutsch-
land in Tel Aviv   S. 1371, 45021, 5251, 
8611, 8951 

Staden, Berndt von   1981–1983 Staats-
sekretär des Auswärtigen Amts   S. 7496, 
1173 f. 

Stalin, Jossif Wissarionowitsch   1922–
1953 Generalsekretär des ZK der KPdSU 
und 1941–1953 Vorsitzender des Rats 
der Volkskommissare bzw. des Minister-
rats der Union der Sozialistischen Sowjet-
republiken sowie 1941–1947 Volkskom-
missar für Verteidigung   S. 6, 80 f., 225, 
252, 397, 692, 10305, 103313+14, 105217, 
1278 f. 

Stange Oelkers, Rudolfo   General der 
chilenischen Streitkräfte sowie Mitglied 
der Militärregierung und Polizeichef der 
Republik Chile   S. 589, 1366, 1368, 1921 

Staniszewski, Eberhard   Kanzler I. Klas-
se an der Botschaft der Bundesrepublik 
Deutschland in Beirut   S. 51 

Starodubow, Wiktor Pawlowitsch   Ge-
neralleutnant der sowjetischen Streit-
kräfte und Abteilungsleiter für militäri-
sche und strategische Fragen in der Inter-
nationalen Abteilung des ZK der KPdSU; 
1980–1986 Stellvertretender Leiter der 
Verhandlungen über strategische Nuklear-
waffen (START) in Genf sowie Vertreter 
der UdSSR in der sowjetisch-amerikani-
schen Ständigen Beratenden Kommission 
(SCC)   S. 107 
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Stauffenberg, Berthold Schenk Graf 
von   Brigadegeneral und Militärattaché 
an der Botschaft der Bundesrepublik 
Deutschland in London   S. 7112 

Stauffenberg, Claus Schenk Graf von   
Oberst i. G. der Wehrmacht und führen-
des Mitglied des militärischen Widerstan-
des, am 20./21. Juli 1944 hingerichtet   
S. 501 

Stavenhagen, Lutz   Mitglied des Deut-
schen Bundestages (CDU) und Staatsmi-
nister im Auswärtigen Amt, seit 12. März 
1987 Staatsminister im Bundeskanzler-
amt   S. 827, 920, 1398, 1450, 1714, 1718, 
1760, 1764, 1766, 18125 

Stechow, Andreas von   Vortragender Le-
gationsrat und Vertreter des Leiters im 
Referat 411 „Europäische Gemeinschaf-
ten: Außenbeziehungen, Handelspolitik, 
GATT“ des Auswärtigen Amts   Dok. 42 
und S. 4701, 471, 10941+4 

Steel, David Martin Scott   Vorsitzender 
der britischen Liberal Party   S. 1002 

Steger, Hans Alfred   Botschafter der Bun-
desrepublik Deutschland in Sofia, seit 
27. Juli 1987 Botschafter in Budapest   
S. 788, 141626 

Steglich, Peter   stellvertretender Leiter 
der Abteilung „Grundsatzfragen und Pla-
nung“ im Ministerium für Auswärtige 
Angelegenheiten der DDR sowie Leiter 
der Delegation bei der KSZE-Folgekonfe-
renz in Wien und seit Februar 1987 bei 
den Mandatsgesprächen über Konventio-
nelle Rüstungskontrolle in Wien im Rang 
eines Botschafters   S. 511 

Stehle, Emil Lorenz   Titularbischof von 
Heraclea und Weihbischof von Quito, seit 
5. Januar 1987 Bischof von Santo Domingo 
de los Colorados, seit November 1987 zu-
dem Mitglied der Sachverständigendele-
gation zur Untersuchung der Colonia 
Dignidad   S. 1010, 1919 f. 

Stein, Edith   jüdisch-christliche Philoso-
phin, 1942 in Auschwitz-Birkenau ermor-
det   S. 986 

Stein, Gerrit   Regierungsdirektor im Bun-
desministerium der Justiz und seit No-
vember 1987 Mitglied der Sachverstän-
digendelegation zur Untersuchung der 
Colonia Dignidad   S. 19192, 1922 

Stein, Hans Freiherr von   Gesandter und 
Vertreter des Botschafters der Bundes-
republik Deutschland in London   S. 25846, 
153715 

Steinbach, Udo   Islamwissenschaftler und 
Direktor des Deutschen Orient-Instituts 
(DOI) in Hamburg   S. 1094 f. 

Steiner, Michael   Legationsrat I. Klasse 
an der Ständigen Vertretung der Bundes-
republik Deutschland bei den Vereinten 
Nationen in New York   S. 7616 

Steinkühler, Manfred   Botschaftsrat 
I. Klasse an der Botschaft der Bundesre-
publik Deutschland in Paris, seit 9. März 
1987 Generalkonsul in Mailand; 1980–
1984 Vortragender Legationsrat bzw. seit 
1981 Vortragender Legationsrat I. Klasse 
und Leiter des Referats 012 „Öffentlich-
keitsarbeit“ im Auswärtigen Amt   Dok. 
309, 350 und S. 43724 

Steinmann, Hans-Georg   1966–1969 Vor-
tragender Legationsrat und Vertreter 
des Leiters im Referat V 5 „Zivilrecht und 
Zivilprozeßrecht“ im Auswärtigen Amt   
S. 136715 

Stelmachowski, Andrzej   Professor für 
Zivilrecht an der Universität Warschau 
sowie Präsident des Klubs der Katholi-
schen Intelligenz in Warschau   S. 1050 

Steltzer, Hans Georg   1972–1978 Bot-
schafter der Bundesrepublik Deutschland 
in Kairo   S. 100214 

Stenger, Alfred   Ministerialdirigent und 
Leiter der Unterabteilung III A „Ver-
brauchssteuern, Organisation (Zoll), Grenz-
aufsichtsdienst, Betriebsprüfung (Zoll), 
Zollfahndung, EDV (Zoll)“ in der Abtei-
lung III „Zölle, Verbrauchssteuern, Brannt-
weinmonopol“ des Bundesministeriums 
der Finanzen   S. 1102 

Stenglin, Karl Freiherr von   Legations-
rat I. Klasse bzw. seit 25. Februar 1987 
Vortragender Legationsrat im Referat 514 
„Ausländerrecht einschließlich Asylrecht; 
Sichtvermerkswesen; Ausländerpolitik“ 
des Auswärtigen Amts   Dok. 137 

Stercken, Hans   Mitglied des Deutschen 
Bundestages (CDU) und Vorsitzender des 
Auswärtigen Auschusses   S. 477, 479, 
85040, 117220, 1699, 1709 
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Stern, Ernst Günter   Ministerialdirigent 
und Leiter der Gruppe 22 „BM für inner-
deutsche Beziehungen, Beziehungen zur 
DDR, Berlin-Fragen“ im Bundeskanzler-
amt   S. 12231 

Stethem, Robert Dean   S. 412 
Stewart, James Moray   1983–1986 Bei-

geordneter Generalsekretär der NATO 
für Verteidigungsplanung   S. 1260 

Stobbe, Dietrich   Mitglied des Deutschen 
Bundestages (SPD)   S. 274, 485 f. 

Stoecker, Folkmar   Vortragender Lega-
tionsrat und Vertreter des Leiters im Re-
ferat 012 „Öffentlichkeitsarbeit“ des Aus-
wärtigen Amts   Dok. 58, 176, 279 und 
S. 18262 

Stoffaës, Brigitte   siehe: Sauzay-Stoffaës, 
Brigitte 

Stoiber, Edmund   Staatsminister und Lei-
ter der Bayerischen Staatskanzlei   S. 1039 

Stoltenberg, Gerhard   Bundesminister 
der Finanzen und Mitglied des Deutschen 
Bundestages sowie stellvertretender Vor-
sitzender der CDU   Dok. 92, 169, 346 
und S. 77, 79, 2349, 276, 3318, 355, 413, 
809, 878, 880, 924, 1088, 124122, 145913, 
157812, 158120, 1583 f., 1586, 17141, 17911, 
18836 

Stoltenberg, Thorvald   norwegischer 
Außenminister seit 9. März 1987   S. 575, 
580, 865 f., 1448, 1497, 1506, 1518, 1532, 
1733, 1740, 1759 f., 1866 

Stoph, Willi   Mitglied des Politbüros des 
ZK der SED sowie Vorsitzender des Mini-
sterrats und Stellvertretender Vorsitzen-
der des Staatsrats der DDR   S. 1252, 
1255, 1277 

Storbeck, Siegfried   Generalmajor und 
Chef des Stabes im Führungsstab der 
Streitkräfte im Bundesministerium der 
Verteidigung, seit Oktober 1987 General-
leutnant und Stellvertreter des General-
inspekteurs der Bundeswehr   S. 413 

Strätling, Erich 1976–1979 Botschafter 
der Bundesrepublik Deutschland in Sant- 
iago de Chile   S. 12026 

Strauß, Franz Josef   Ministerpräsident 
des Freistaats Bayern, Vorsitzender der 
CSU und Vorsitzender des Aufsichtsrats 
von Airbus Industrie; 1956–1962 Bundes-

minister der Verteidigung   Dok. 11, 288, 
381 und S. 3864, 466, 567, 77610, 10072, 
103916, 1257, 1290, 1338, 13598, 1416, 
14502, 145913, 1542, 1623, 1635 f., 17099 

Strauß, Max   Sohn von Franz Josef Strauß   
S. 1709 

Strebe, Klaus   Fregattenkapitän und Mili-
tärattaché an der Botschaft der Bundesre-
publik Deutschland in Teheran   Dok. 332 

Streicher, Rudolf   österreichischer Mini-
ster für öffentliche Wirtschaft und Ver-
kehr   S. 1542 

Streim, Alfred   Staatsanwalt und Leiter 
der Zentralen Stelle der Landesjustizver-
waltungen zur Aufklärung nationalso-
zialistischer Verbrechen in Ludwigsburg   
S. 660 

Strenziok, Gert   Vortragender Legations-
rat I. Klasse und Leiter des Referats 311 
„Mittlerer Osten, Maghreb“ im Auswär-
tigen Amt, seit 19. September 1987 Bot-
schafter der Bundesrepublik Deutsch-
land in Maskat   S. 15112, 15215, 2161, 
7931, 85040, 8577, 9982, 1110 

Stresemann, Gustav   1923 Reichskanzler 
und 1923–1929 Außenminister des Deut-
schen Reichs   S. 78 

Stronk, Detlef   Staatssekretär und Chef 
der Staatskanzlei von Berlin sowie stell-
vertretender Vorsitzender des Organisa-
tionsgremiums zum 750-jährigen Bestehen 
von Berlin   S. 65, 67, 6817, 336 f., 566 

Štrougal, Lubomír   Ministerpräsident der 
Tschechoslowakischen Sozialistischen Re-
publik   S. 376, 378, 4165, 41710, 1543 

Strulak, Tadeusz   Leiter der polnischen 
Delegation bei den MBFR-Verhandlun-
gen in Wien im Rang eines Botschafters   
Dok. 75 und S. 1805 

Stüdemann, Dietmar   Vortragender Le-
gationsrat und Mitglied der Delegation 
der Bundesrepublik Deutschland bei der 
KSZE-Folgekonferenz in Wien   S. 191022, 
191233, 191335, 19361 

Stukalin, Boris Iwanowitsch   sowjeti-
scher Botschafter in Budapest   S. 690 

Stülpnagel, Paul-Joachim von   Leiter der 
Delegation der Bundesrepublik Deutsch-
land bei der Abrüstungskonferenz (CD) 
in Genf mit der Amtsbezeichnung Bot-
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schafter, vom 19. April bis 5. Juni 1987 
sowie vom 22. August bis 13. September 
1987 abgeordnet nach New York zur Vor-
bereitung u. a. der Jahrestagung 1987 der 
VN-Abrüstungskommission sowie des Ko-
mitees für die 3. VN-Sondergeneralver-
sammlung, vom 10. Oktober bis 20. No-
vember 1987 abgeordnet nach New York 
zur Behandlung der Rüstungskontroll- 
und Abrüstungsfragen während der 
laufenden 42. VN-Generalversammlung   
Dok. 233, 311 und S. 144, 31111, 67027, 
1352, 165511, 175724 

Stürmer, Michael   Professor für Mittlere 
und Neuere Geschichte an der Friedrich-
Alexander-Universität Erlangen   Dok. 18 
und S. 484 

Sudhoff, Jürgen   Ministerialdirektor und 
Leiter der Abteilung 3 „Politische Abtei-
lung“ im Auswärtigen Amt, seit 22. April 
1987 Staatssekretär   Dok. 40, 47, 76, 
137, 144 und S. 1508+9, 16530, 25636, 373, 
3841, 50523, 5503, 5681, 584, 598, 606, 
6076, 612, 636, 6651, 682, 716, 7261, 768, 
7851, 795, 798, 7998, 80011+12, 80116, 
8051, 8178, 822, 8238, 8249, 85040, 869, 
87010, 886, 895, 89711, 898, 904, 9282, 945, 
94918, 95020, 965, 967, 977, 9881, 100216, 
1019, 10261, 10298, 1038, 1055, 1094, 
11152, 112713, 1165, 1173 f., 11891, 11931, 
12011, 12031, 1210, 1215, 121610, 1251, 
1258, 12591, 1262, 12639, 126411, 126622, 
1280, 1284, 128815, 1303, 1307, 1321, 
1365, 136713, 137128, 1399, 1418, 1435, 
144015, 1445, 1460, 1462 f., 1471, 1475, 
1486, 1491, 149315, 1494, 153611, 1548, 
15571, 1651, 1653, 16547, 1660, 166113, 
166538, 166747, 166856, 166959, 167065+68, 
1691 f., 1697, 169910, 1728, 17299, 173013, 
1732, 1744, 17481, 1795, 18311, 1834, 
183612, 1837, 186013, 186621, 1884, 189932, 
1919, 192212, 192315, 19333 

Suedi   Chefberater des Präsidenten der 
Vereinigten Arabischen Emirate   S. 1179 

Suhr, Otto   1955–1957 Regierender Bür-
germeister von Berlin   S. 184714 

Sulimma, Hans-Günter   Ministerialdiri-
gent und Beauftragter für Afrikapolitik 
in der Abteilung 3 „Politische Abteilung“ 
des Auswärtigen Amts mit der Amtsbe-
zeichnung Botschafter als Funktionsbe-
zeichnung im Verkehr mit dem Ausland   

Dok. 161, 324 und S. 3693, 371, 6811+2, 
7437, 117221, 14502, 1471, 1540, 1799, 
183416, 1936 

Sultan ibn Abdul Aziz al-Saud   zweiter 
stellvertretender saudi-arabischer Mini-
sterpräsident sowie Minister für Vertei-
digung und Luftfahrt   S. 414 f. 

Suslow, Michail Andrejewitsch   1955–
1966 Mitglied des Präsidiums bzw. 1966–
1982 des Politbüros und des Sekretariats 
des ZK der KPdSU   S. 690 

Süssmuth, Rita   Bundesministerin für Ju-
gend, Familie, Frauen und Gesundheit 
sowie seit 18. Februar 1987 Mitglied des 
Deutschen Bundestages (CDU)   S. 64120, 
85564, 147212 

Sutherland, Peter   Mitglied der EG-
Kommission (zuständig für Wettbewerb)   
S. 468 f. 

Suzman, Helen   Bürgerrechtlerin sowie 
Mitglied des südafrikanischen Parlaments 
und der Progressive Federal Party (PFP)   
S. 1454 

Svenson   Miteigentümer der Firma Polscan   
S. 1298–1302 

Sytschow, Wjatscheslaw Wladimiro-
witsch   Generalsekretär des Rats für 
Gegenseitige Wirtschaftshilfe   S. 189412 

Szałajda, Zbigniew Karol   polnischer 
Stellvertretender Ministerpräsident und 
Mitglied des ZK der PVAP   S. 602, 60327, 
609 

 
Tabatabai, Sadegh   iranischer Sonderbot-

schafter und persönlicher Beauftragter 
des Ayatollah Khomeini   Dok. 153, 195 
und S. 703 

Taft, William Howard IV.   stellvertreten-
der amerikanischer Verteidigungsminister 
(Deputy Secretary of Defense)   Dok. 72 
und S. 753 

Tambo, Oliver Reginald   Präsident des 
südafrikanischen ANC, seit 1960 im Exil   
S. 165, 846, 882, 1453 f. 

Tandecki, Hans-Peter   Generalleut-
nant und Vertreter der Bundesrepublik 
Deutschland im Militärausschuß der 
NATO in Brüssel   S. 1497, 1733 

Tandler, Gerold   Vorsitzender der CSU-
Fraktion im Bayerischen Landtag sowie 
Generalsekretär der CSU   S. 1467 
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Tanenbaum, Marc H.   Sprecher und Di-
rektor der Abteilung „Internationale Be-
ziehungen“ des American Jewish Com-
mittee   S. 986 

Taraki, Nur Mohammed   1978/79 Präsi-
dent und Ministerpräsident der Demokra-
tischen Republik Afghanistan; 1965–1979 
Vorsitzender der Khalq-Fraktion der De-
mokratischen Volkspartei Afghanistans   
S. 45310 

Taylor, Sir John Lang („Jock“)   1981–
1984 britischer Botschafter in Bonn   
S. 1173 f. 

Téfel Vélez, Licentatius Reynaldo An-
tonio   nicaraguanischer Minister für so-
ziale Sicherheit und Wohlfahrt   S. 1472 

Teltschik, Horst   Ministerialdirektor und 
Leiter der Abteilung 2 „Auswärtige und 
innerdeutsche Beziehungen, Entwick-
lungspolitik, Äußere Sicherheit“ des Bun-
deskanzleramts   Dok. 23, 37, 223, 239, 
273 und S. 77, 10910, 2231, 2911, 382, 
391, 3981, 4321, 434, 437, 45023, 4891, 
494, 4991, 5075, 60811, 6261, 62911, 6378, 
6891, 7021, 705–708, 7351, 809, 814, 819, 
821, 827, 892, 9131, 920, 956, 959, 9601, 
10071, 1049, 10668, 12154, 1216 f., 13581, 
13721, 1374, 1398, 1417, 14234, 14501, 
14603, 146218, 15181, 1542, 1567, 1582, 
1606, 1614, 1641, 1693, 17071, 17141, 
17911, 1809, 18572, 18731, 18811 

Tenzin Gyatso (Dalai Lama)   S. 1040–
1042 

Terebilow, Wladimir Iwanowitsch   Vor-
sitzender des sowjetischen Obersten Ge-
richtshofes   S. 1219 

Thatcher, Margaret   Premierministerin 
des Vereinigten Königreichs Großbritan-
nien und Nordirland sowie Vorsitzende 
der Conservative and Unionist Party   
Dok. 79, 269, 352, 359 und S. 2416, 101, 
103, 178, 250–252, 255, 310, 312, 35846, 
399, 439, 442, 450, 504 f., 575, 628, 64613, 
686, 7092, 809 f., 820, 825, 878–885, 887 f., 
891 f., 923, 927, 936, 947, 957, 975, 1085, 
1089, 1092, 117411, 1376, 1396, 1451 f., 
146513, 1573, 1583, 1608, 1620, 1632, 
1645, 1713, 1715, 1717–1720, 1740, 
1760 f., 1814, 181521, 1818, 1849, 1852, 
18707, 1881 

Thiele, Rüdiger   Ministerialdirigent und 
Leiter der Gruppe 41 „Europäische Wirt-

schaftsintegration“ im Bundeskanzleramt   
S. 4551, 1386, 1389 

Thomas, Sir Derek Morison David   Ab-
teilungsleiter im britischen Außenmini-
sterium (Deputy Under-Secretary of State 
and Political Director), seit Dezember 
1987 Botschafter in Rom   Dok. 66 und 
S. 25, 8610, 424 

Thomas, Charles H.   stellvertretender Ab-
teilungsleiter im amerikanischen Außen-
ministerium (Principal Deputy Assistant 
Secretary of State for European and Ca-
nadian Affairs)   S. 262, 265, 714, 1502, 
1848 

Thorn, Gaston Egmond   1981–1985 Prä-
sident der EG-Kommission   S. 1870 

Thorning-Petersen, Rudolph Anton   dä-
nischer Botschafter in Moskau   S. 1025 

Tian Dongliang   chinesischer Dolmetscher   
S. 373 

Tibi, Bassam   Professor für Internationale 
Beziehungen an der Georg-August-Uni-
versität Göttingen   S. 95 

Tichonow   sowjetischer Erster Stellver-
tretender Minister für Hochseeschiffahrt   
S. 170314 

Tietmeyer, Hans   Staatssekretär im Bun-
desministerium der Finanzen   S. 277, 
809, 814, 158518, 1760, 1764 

Timmermann, Manfred   Staatssekretär 
im Bundesministerium der Verteidigung   
S. 69612, 8223, 823 f. 

Timpe, Elmar   Legationsrat I. Klasse und 
Vertreter des Botschafters der Bundes-
republik Deutschland in Lusaka   S. 16533 

Timsit, Joëlle   französische Botschafterin 
in Ost-Berlin   S. 113 

Tindemans, Leonard Clemence („Leo“)   
belgischer Außenminister   S. 998, 155, 
233, 239, 245, 4538, 630, 846 f., 849 f., 
867 f., 1332, 1334, 1336 f., 1497, 1505, 
1867 

Tinsulanonda, Prem   Ministerpräsident 
des Königreichs Thailand   S. 746, 748 

Tito, Josip Broz   1937–1980 Vorsitzender 
der Kommunistischen Partei Jugoslawiens 
bzw. des Bundes der Kommunisten Jugo-
slawiens und 1953–1980 Präsident der 
Föderativen Volksrepublik Jugoslawien 
bzw. der Sozialistischen Föderativen Re-
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publik Jugoslawien   S. 1338, 392 f., 396, 
14847, 1567, 1853 

Tlass, Mustafa   General der syrischen 
Streitkräfte und Verteidigungsminister   
S. 7026, 767 

Todorow, Nicolai   Professor für die Ge-
schichte des Balkans und Vizepräsident 
der Bulgarischen Akademie der Wissen-
schaften   S. 1331 

Toivo ya Toivo, Andimba Herman   Ge-
neralsekretär der SWAPO   S. 1454 

Tolkunow, Lew Nikolajewitsch   Vor-
sitzender des Unionssowjet des Obersten 
Sowjet der UdSSR sowie Vorsitzender des 
Komitees für europäische Sicherheit und 
Zusammenarbeit   S. 151119 

Töpfer, Klaus   Minister für Umwelt und 
Gesundheit des Landes Rheinland-Pfalz, 
seit 7. Mai 1987 Bundesminister für Um-
welt, Naturschutz und Reaktorsicherheit   
S. 122513, 130210, 187721 

Torovsky, Rudolf   Leiter der österreichi-
schen Delegation bei der KSZE-Folgekon-
ferenz in Wien im Rang eines Botschaf-
ters und Koordinator für Korb I   S. 1141, 
1464, 1467, 191022, 1912, 191334+35, 1914 

Totu, Ioan   rumänischer Außenminister   
S. 14767, 186726, 1896, 1900 

Tower, John Goodwin   Vorsitzender der 
vom amerikanischen Präsidenten einge-
setzten Kommission zur Untersuchung der 
Iran-Contra-Affäre   S. 2315, 274, 2836 

Treskow, Wiprecht von   Botschaftsrat 
I. Klasse und Vertreter des Botschafters 
der Bundesrepublik Deutschland in Me-
xiko-Stadt   S. 189931 

Trichet, Jean-Claude   Büroleiter des 
französischen Wirtschafts- und Finanz-
ministers (Directeur de cabinet du Mi-
nistre de l’Économie et des Finances), seit 
August 1987 Abteilungsleiter im französi-
schen Wirtschafts- und Finanzministerium 
(Directeur du Trésor)   S. 827 

Trömel, Thomas   Botschafter der Bundes-
republik Deutschland in Abu Dhabi, seit 
11. Juli 1987 Botschaftsrat I. Klasse und 
Vertreter des Botschafters der Bundesre-
publik Deutschland in Teheran   S. 181523 

Trost, Carlisle Albert Herman   amerika-
nischer Admiral und Chef des Admiral-

stabs der Marine (Chief of Naval Opera-
tions)   S. 3425 

Truche, Pierre   französischer Magistrat   
S. 658 f., 711 f. 

Trudeau, Pierre Elliott   1968–1979 und 
1980–1984 Ministerpräsident von Kanada   
S. 86518+20, 1252 

Truman, Harry S.   1945–1953 Präsident 
der Vereinigten Staaten von Amerika   
S. 103314 

Trumpf, Jürgen   Ministerialdirigent und 
Leiter der Unterabteilung 41 in der Ab-
teilung 4 „Abteilung für Außenwirtschafts-
politik, Entwicklungspolitik und euro-
päische wirtschaftliche Integration“ des 
Auswärtigen Amts   Dok. 73, 94, 215 und 
S. 1119, 1587, 2283, 31325, 4701, 471, 
6943, 7367, 91616, 1091, 11036, 1571, 
15729, 15752, 158723, 160918, 16562+4, 
17602, 17614+5 

Tschebrikow, Wiktor Michailowitsch   
Mitglied des Politbüros des ZK der KPdSU 
und Vorsitzender des Komitees für Staats-
sicherheit (KGB) beim Ministerrat der 
Union der Sozialistischen Sowjetrepubli-
ken   S. 144620 

Tschernenko, Konstantin Ustinowitsch   
1984/85 Generalsekretär des ZK der 
KPdSU und Vorsitzender des Präsidiums 
des Obersten Sowjet der Union der So-
zialistischen Sowjetrepubliken   S. 8, 443, 
9158, 12248, 13939, 1415 

Tschernjajew, Anatolij Sergejewitsch   
außenpolitischer Berater des Generalse-
kretärs des ZK der KPdSU   S. 1030 

Turner, John Napier   Vorsitzender der 
Liberalen Partei Kanadas und Opposi-
tionsführer; vom 30. Juni bis 17. Septem-
ber 1984 Ministerpräsident von Kanada   
S. 86518 

Tutu, Desmond Mpilo   Erzbischof von 
Kapstadt und Primas der anglikanischen 
Kirche der Provinz Südafrika; 1978–1984 
Generalsekretär des Südafrikanischen 
Kirchenrats (SACC)   S. 1452 f. 

 
Ueberschaer, Hans-Christian   Vortra-

gender Legationsrat I. Klasse und Leiter 
des Referats 213 „Weltweite internatio-
nale Organisationen, bilaterale Beziehun-



Ulbricht 

2094 

gen zu Asien, Afrika und Lateinameri-
ka“ im Bundeskanzleramt   S. 489, 494, 
6811, 702 f., 7624+5, 763, 766, 12563, 1257, 
1450, 15451, 1707, 1711 

Ulbricht, Walter   1950–1971 Generalse-
kretär bzw. Erster Sekretär des ZK der 
SED; 1960–1973 Vorsitzender des Staats-
rats der DDR   S. 1252, 1359, 1376, 1544, 
1568 

Ulrich, Rolf   Legationsrat I. Klasse im 
Referat 210 „Außenpolitische Fragen, die 
Berlin und Deutschland als Ganzes betref-
fen“ des Auswärtigen Amts   Dok. 168 
und S. 361, 169518, 18441 

Ungerer, Werner   Leiter der Ständigen 
Vertretung der Bundesrepublik Deutsch-
land bei den Europäischen Gemeinschaf-
ten in Brüssel mit der Amtsbezeichnung 
Botschafter   Dok. 74, 186, 193, 358 und 
S. 55912, 11776, 160919, 16388, 1869 

Uslar-Gleichen, Hasso Freiherr von   
Brigadegeneral und Militärattaché an der 
Botschaft der Bundesrepublik Deutsch-
land in Washington   S. 1087, 3425, 1566, 
18358 

Van Ussel, Michel   belgischer Botschafter 
in Bonn   S. 381, 63423 

Ussytschenko, Leonid Grigorjewitsch   
Stellvertretender Abteilungsleiter im 
sowjetischen Außenministerium   S. 1019, 
16925 

Ustinow, Dmitrij Fjodorowitsch   1976–
1984 Marschall der Sowjetunion, Mitglied 
des Politbüros des ZK der KPdSU und so-
wjetischer Verteidigungsminister   S. 796 f., 
972 

 
Vacano, Johannes von   Botschafter der 

Bundesrepublik Deutschland in Lima   
S. 85144 

Văduva, Ilie   rumänischer Minister für 
Außenhandel und internationale Zusam-
menarbeit   S. 1897 

Valdés Subercaseaux, Pío Gabriel   Vor-
sitzender der Christdemokratischen Par-
tei Chiles bis 2. August 1987; 1964–1970 
chilenischer Außenminister   S. 589, 1882 

Valdez H., Benjamín   salvadorianischer 
Gesundheitsminister   5515 

Valentin, François   General und 1972–
1974 Befehlshaber der französischen Er-

sten Armee sowie Militärgouverneur von 
Straßburg   S. 876 

del Valle Alliende, Jaime   chilenischer 
Außenminister bis 7. Juli 1987   S. 1028, 
10298 

Van-Dúnem M’Binda, Afonso   angolani-
scher Außenminister   S. 655, 15296 

Vanik, Charles Albert   1955–1981 Mit-
glied des amerikanischen Repräsentanten-
hauses (Democratic Party)   S. 31224 

Várkonyi, Péter   ungarischer Außenmi-
nister und Sekretär des ZK der USAP   
S. 1084 f., 1513 

Väyrynen, Paavo Matti   finnischer 
Außenminister bis 30. April 1987   Dok. 49 
und S. 265 

Vaz Pereira, António Augusto Marques 
da Costa   Leiter der portugiesischen 
Ständigen Vertretung bei der NATO  
in Brüssel im Rang eines Botschafters   
S. 1261 

Védrine, Hubert   Mitarbeiter im franzö-
sischen Präsidialamt und außenpoliti-
scher Berater des Staatspräsidenten (Con-
seiller diplomatique au secrétariat gé-
néral de la Présidence de la République)   
S. 216, 24, 1117, 1123 f., 1126, 1203, 
1207, 1386 

Vejvoda, Milouš   Leiter der tschechoslo-
wakischen Delegation bei der Abrüstungs-
konferenz (CD) in Genf im Rang eines 
Botschafters   S. 1182 

Velayati, Ali Akbar   iranischer Außen- 
minister   Dok. 221 und S. 149 f., 1089 f., 
1127, 1131 f., 1134, 1345 f., 13489, 1356, 
1380, 144724, 173524, 1815 f. 

Venohr, Wolfgang Horst Walter   Jour-
nalist und Publizist   S. 484 

Verbeek, Paul   Botschafter der Bundesre-
publik Deutschland beim Heiligen Stuhl   
Dok. 351 

Verdross, Alfred   1924–1960 Professor 
für Völkerrecht an der Universität Wien   
S. 961 

Vergès, Jacques   französischer Rechts-
anwalt und Strafverteidiger   S. 658 f., 
711 f. 

Vestring, Alfred   Leiter der Ständigen Ver-
tretung der Bundesrepublik Deutschland 
bei der UNESCO in Paris mit der Amts-
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bezeichnung Botschafter, seit 13. März 
1987 Gesandter und Vertreter des Bot-
schafters in Wien   Dok. 120 

Vetter, Heinz Oskar   Mitglied des Euro-
päischen Parlaments (Sozialistische Frak-
tion) und des Deutschen Gewerkschafts-
bundes (DGB); 1969–1982 Vorsitzender 
des DGB   S. 758 

Villacieros, Javier   Leiter der spanischen 
Delegation bei der KSZE-Folgekonferenz in 
Wien im Rang eines Botschafters   S. 308 

Villafañe, Miguel Rodríguez   argentini-
scher Bundesrichter   S. 1613 

Vo Chi Cong   Präsident der Sozialistischen 
Republik Vietnam seit 18. Juni 1987   
S. 126726 

Vogel, Bernhard   Ministerpräsident des 
Landes Rheinland-Pfalz und Mitglied des 
Bundesvorstands der CDU   S. 567, 7023, 
1290 

Vogel, Hans-Jochen   Mitglied des Deut-
schen Bundestages und Vorsitzender 
der SPD-Fraktion, seit 14. Juni 1987 
zudem Vorsitzender der SPD   S. 4339, 
8106, 1295 f., 14232, 192315 

Vogel, Wolfdietrich   Botschafter der 
Bundesrepublik Deutschland in Accra   
S. 1759 

Vogel, Wolfgang   Rechtsanwalt und Per-
sönlicher Beauftragter des Staatsrats-
vorsitzenden der DDR für die Lösung 
humanitärer Probleme   S. 120022, 1242, 
1672 

Voigt, Karsten   Mitglied des Deutschen 
Bundestages (SPD)   S. 432 

Volcker, Paul   Präsident der amerikani-
schen Notenbank (Federal Reserve) bis 
11. August 1987   S. 231 

Volio Jiménez, Fernando   Sonderbericht-
erstatter der Vereinten Nationen zur La-
ge der Menschenrechte in Chile   S. 1561 

Vollers, Claus   Vortragender Legations-
rat I. Klasse und Leiter des Referats 230 
„Vereinte Nationen: Grundsatzfragen, Ge-
neralversammlung, Sicherheitsrat“ im 
Auswärtigen Amt   Dok. 152 und S. 1785, 
18121, 11116, 13581, 144724, 17951, 17968 

Vollmar-Libal, Sabine   Vortragende Le-
gationsrätin I. Klasse und Leiterin des 
Referats 212 „Fragen der allgemeinen 

West-Ost-Beziehungen (u. a. Konferenz 
über Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa und KSZE-Prozeß)“ im Auswär-
tigen Amt   Dok. 287 und S. 5841, 7881, 
8981 

Volmer, Ludger   Mitglied des Deutschen 
Bundestages (Die Grünen)   S. 14718 

Vorster, Balthazar Johannes   1966–
1978 Ministerpräsident der Republik Süd-
afrika; 1978/79 Präsident   S. 1626 
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11731, 11891, 144828, 14603, 16564, 17533, 
18843, 19333 

Zeller, Klaus   Leiter der Ständigen Ver-
tretung beim Büro der Vereinten Natio-
nen und bei den anderen internationalen 
Organisationen in Wien mit der Amts-
bezeichnung Botschafter, seit 9. Oktober 
1987 Vortragender Legationsrat I. Klasse 
und Beauftragter für Asienpolitik in der 
Abteilung 3 „Politische Abteilung“ des 
Auswärtigen Amts mit der Funktionsbe-
zeichnung Botschafter im Verkehr mit 
dem Ausland, seit 23. Dezember 1987 
Ministerialdirigent   S. 85564, 10431 

Zenner, Michael   Legationsrat I. Klasse 
im Referat 340 „Südasien“ des Auswärti-
gen Amts   S. 321, 4511+3, 9081 
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Zepter, Bernhard   Botschaftsrat und Ver-
treter des Leiters der Delegation der Bun-
desrepublik Deutschland bei den GATT-
Verhandlungen in Genf   Dok. 379 

Zhang Jingfu   Staatsrat der Volksrepu-
blik China und Vorsitzender des Natio-
nalen Wirtschaftskomitees   Dok. 96 und 
S. 1066 f., 106818, 1069 

Zhang Xingyuan   chinesischer Dolmet-
scher   S. 489 

Zhao Ziyang   Ministerpräsident der Volks-
republik China bis 24. November 1987 
und Mitglied im Ständigen Ausschuß des 
Politbüros des ZK der KPCh, zugleich 
seit 16. Januar 1987 zunächst amtierend, 
seit 2. November 1987 offiziell General-
sekretär des ZK der KPCh   Dok. 209, 
213, 288 und S. 489, 4906, 491, 599, 
11166, 126519 

Zheng Hongye   Stellvertretender Vorsit-
zender der zentralen chinesischen Organi-
sation zur Außenhandelsförderung (China 
Council for the Promotion of International 
Trade)   S. 489 

Zheng Tuobin   chinesischer Minister für 
Außenhandel sowie Mitglied des ZK der 
KPCh   S. 107025 

Zia ul-Haq, Mohammed   General und Prä-
sident der Islamischen Republik Pakistan   
S. 675 

Ziefer, Fritz   Botschaftsrat I. Klasse und 
Vertreter des Botschafters der Bundesre-
publik Deutschland in Pretoria   S. 65735, 
162740 

Ziller, Gebhard   Direktor des Bundesra-
tes, seit 3. April 1987 Staatssekretär im 
Bundesministerium für Forschung und 
Technologie   S. 14553 

Zimmermann, Friedrich   Bundesminister 
des Innern und Mitglied des Deutschen 
Bundestages (CSU)   S. 37, 432, 172, 
5916, 701, 758, 857, 110121, 141624 

Zimmermann, Roland   Botschafter der 
Bundesrepublik Deutschland in Khar-
toum, seit 27. April 1987 Botschafter in 
Havanna   S. 3392 

Zirpel, Rolf-Rüdiger   Botschaftsrat an 
der Botschaft der Bundesrepublik Deutsch-
land in Den Haag, seit 9. März 1987 Vor-
tragender Legationsrat und Vertreter 
des Leiters im Referat 412 „Europäische 
Gemeinschaften: Wirtschafts-, Finanz- 
und Währungspolitik; Europäisches Wäh-
rungssystem, Internationale Wirtschafts- 
und Währungsfragen: Wirtschaftsgipfel, 
IWF, OECD“ des Auswärtigen Amts   
S. 3281 

Zumbado Jiménez, Fernando   costari-
canischer Minister für Siedlungs- und 
Flüchtlingsfragen   S. 5501 
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